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Neue  Fortschfi  e  der  Achtstunden-Bewegung 

in  England. 

Voa 

JOHN  RAE, 

in  London. 

I^e  gegenwärtige  Achtstuiiden*Bewegung  Englands  entsprang 
wenii^or  dein  Wunsch  nach  Mufse»  wenn  auch  dieser  Faktor 
iiiit-j  it  Itc,  als  dem  Verlangen  nach  Arbeit.  hi  ihrem  ersten 
Anlauf  erschien  sie  vf)r  allem  den  Arbeitslosen  als  ein  Bringer 
froher  Hotschaft,  den  \^»llvs;4lauben  nährend,  dafs  die  Verkürzung 
des  Arbeitstages  jedem  Arbeiter  beständige  Heschäfti<jung  und 
zudem  noch  Muüse  und  gute  Ix>hne  vcrschafl'en  würde.  Zu  prak* 
lisclier  Bedeutung  gelanj^^te  sie  j^egen  das  Knde  tles  letzten  Jahr- 
zehnts ilurch  die  aus^a-dehnte  Organisation  der  ungelernten  Arbeiter, 
die  durch  periodische  Arbcitslosi<^fkilt  am  schwersten  getroffen 
werden  und  jeder  X'erheifsung ,  dals  diese  (iefahr  von  ihnen  ge- 
nommen werde,  begierig  lauschen.  Während  langer  Jahre  war  die 
englische  (Tesellsehaft  von  schweren  Besorgnissen  bedrängt  worden, 
die  die  l-age  der  niederen  X'olksschichten,  ihr  Wohnungselcnd,  ihre 
Mungerl(>hnc-  und  die  Hilflosigkeit  ihres  Alters  betrafen.  I  )if  niamiig- 
faltigen  Erörterungen  jener  rrriodr  waren,  wie  mau  sich  erinnern 
wird,  hauptsärlilich  (le>wrL;cii  \i>n  ßeclcutung,  weil  sie  es  zum  Be- 
wulstsein  brachten,  dals  die-  .\tisichtcn  der  englischen  Gesellschaft 
über  <lie  staatliche  Finniischung  in  soziale  Angelegenheiten  sich  ge- 
ändert hatten,  dals,  wie  Sir  William  Ilarcourt  es  ausgedruckt  hat, 
„wir  jetzt  alle  .Sozialisten  sind;"  —  Ininerkenswert  ist  aber,  dafs  in 
ihnen  der  Achtstunden-Tag  nie  erwähnt  wurde.  F,r  mag  mehreren 
( lenerationcn  als  ein  erstrebenswertes  Ideal  erschieiu-u  sein,  d.is 
früher  oder  sj)äter  erreicht  werden  würde,  aber  unter  den  da- 
mals bestehenden  Verhältnissen,  —  ebenso  wie  sein  tiefährte,  der 
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Aclitschilling-Tagclohn  — ,  als  iinpraktiNcli  betrachtet  wurde.  Jetzt 
hat  man  diese  abwartende  Haltung  aufgcL,'cl)en.  In  Australien,  wo 
die  Agitation  fast  20  Jahre  i^eruht  hatte,  wurde  sie  i.  J.  1884  wieder 
auff^cnoninicn,  und  es  j^'clanj^  ihr  schnell,  die  Annahme  des  Acht- 
Stunde  iiTajj^es  in  der  Kolonie  durchzusetzen.  Im  Jahre  1884  ^^ab  es 
nur  20  Arlit^uiii(ien-(  iewerbe  in  Melbourne  und  noch  vor  dem  Jahre 
1890  war  ihre  Zahl  auf  60  t^csticj^am.  Auch  in  Amerika  wurde  die 
Agitation  i.  J.  1886  wieder  erweckt.  Sie  erschien  hier  in  ( tolak  einer 
einheitlichen  und  umfangreichen  Maitag-Bewegung,  die  ungefähr 
5000  Strikes  veranlafste,  durch  die  in  jenem  Jahre  der  Achtstunden- 
Tag  von  einigen  hervorragenden  Gewerben  in  den  gröfseren  Städten 
errungen  wurde.  Einzelne  Funken  des  amerikanischen  Brandes 
wurden  über  das  Meer  getragen,  und  in  verschiedenen  Teilen  Eng- 
lands zeigten  sich  bakl  Spuren,  dafe  sie  gezündet  und  das  Interesse 
an  der  Frage  erregt  hatten.  Von  jener  Zeit  an  bildete  sie  einen 
besonderen  Gegenstand  der  «sozialistischen  Propaganda.  Einige 
humane  schottische  Parlamentsmitglieder  brachten  die  Frage  vor 
<las  Unterhaus,  indem  sie  in  der  nächstfolgenden  Session  einen  ge- 
setzlichen Achtstunden-Tag  iiir  die  Bergleute  beantragten.  Das  In- 
teresse daran  steigerte  sich  so  sehr,  dals  im  Verlauf  desselben  Jahres 
der  Gewerkvereinskongrels  ein  Referendum  ilir  alle  Gewerkvereine 
des  Königreichs  anordnete,  damit  ihre  Ansicht  über  diesen  Gegen- 
stand bis  zum  nächsten  Kongrels  ermittelt  werde.  Im  folgenden 
Jahre  (1888)  wurde  der  Achtstunden-Tag  wirklich  von  einer  Stadt- 
verwaltung (Huddersfield)  angenommen  und  in  zwei  Privatbetrieben 
(Messrs.  Johnson  &  Co.,  Maschinenbauer  und  Messrs.  Burroughs, 
Wellcome  &  Co.,  chemische  Fabrik)  eingeführt  Damit  war  der 
Anfang  jener  erfolgreichen  Versuche  gemacht  worden,  die  im 
praktischen  England  die  Bewegung  vor  allem  gefördert  haben ;  denn 
es  ist  dadurch  bewiesen  worden,  dafs  diese  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit keine  wesentliche  Aenderung  der  wöchentlichen  Arbeitskosten 
und  des  wöchentlichen  Arbeitsprodukts  veranlafst ;  dafs  der  arbeiten- 
den Ikvölkerung  eine  längere  Ruhezeit  gewährt  werden  kann,  ohne 
dafs  daraus  den  Unternehmern  eine  emste  Gefahr  erwächst.  Diese 
anfanglichen  Versuche  betrafen  nur  wenige  101  Arbeiter;  aber  im 
Juni  1889  verlangte  ein  junger  und  energischer  (xewerkverein  (der 
Verein  der  (iasarbeiter  und  gewöhnlichen  Arbeiter),  der  erst  im  März 
desselben  Jahres  gegründet  war,  die  Einführung  der  Achtstunden- 
Schicht  und  im  Juli  wurde  seine  Forderung  ohne  Strike  für  unge- 
fähr 20000  Arbeiter  bewilligt   Die  gro£se  Hyde  Parkdemonstration 
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am  ersten  Sonntag  im  Mai  1890  zeigte,  wie  sehr  das  öffentliche 
Interesse  an  der  Frage  zugenommen  hatte,  und  als  im  Verlauf  des- 
selben Jahres  der  Gewerkvereinskongrels  zu  Liverpool  durch  eine 
entscheidende  Abstimmung  mit  193  g^en  155  Stimmen  sich  wider 
Erwarten,  zu  Gunsten  eines  allgemeinen  gesetzlichen  Achtstunden- 
Tages  erklärte,  trat  die  Frage  in  den  Vordergrund  der  praktischen 
Politik.  Derselbe  Antrag  war  auf  dem  vorhergehenden  Kongrels 
ebenso  entschieden  ab<4clchnt  worden,  aber  der  Kongrefs  von  1890 
war  der  erste,  auf  dem  die  vorher  vollbrachte  umfassende  Organi- 
sation der  ungelernten  Arbeit  ihren  Einflufs  geltend  machte.  Es 
waren  auf  ihm  beinahe  doppelt  so  viele  Gewerkvereine  mit  einer 
beinahe  doppelt  so  grofsen  Mitgliedschaft  als  auf  fi-ühcrcn  Kon- 
gressen vertreten,  er  wurde  von  mehr  als  doppelt  so  vielen  Dele- 
gierten als  irgend  ein  früherer  Kongrefs  besucht,  und  die  neu  Hin- 
zugetretenen waren  eifrige  Anhänger  des  Achtstunden- Tages.  Als- 
bald wurden  Parlamentswahlen  um  die  Frage  ausgcfochten,  Minister 
wurden  von  Deputationen  interviewt,  leitende  Staatsmänner  gaben 
dem  Vorschlag  eine  vorsichtige  und  bedingte  Unterstützung,  Jiüchcr 
und  Artikel  wurden  \)ro  el  contra  geschrieben,  kurz  alle  An/eichen 
sprachen  dafür,  dafs  eine  neue  und  wichtige  soziale  Bewegung  an- 
gehoben hatte. 

In  den  folgenden  sieben  Jahren  hat  die  I'iage  des  Achtstunden- 
Tages  auf  den  (icwerkvereinskongrcssen  mehr  und  lir  an  (runst 
gewonnen,  im  Parlament  aber  haben  die  Syni])atliieen  sich  eher  ver- 
ringert. Der  Ri  srhluls  des  Liverpooler  Kuiigresses  fand  bei  einigen 
machtvollen  (Tcwerben,  für  die  ein  gleichförmiges  Achl.-,tun(len- 
System  uiilirauchhar  und  schädlich  sein  würde,  entschiedenen  Wider- 
spruch —  so  bei  den  Kesselschiiue< icn,  den  rextiiarbeitern ,  den 
Bergleuten  von  Durham  und  Norihunibi-rland,  den  Schuhmarhern 
und  anderen  Saisonarbeitern.  Es  wurde  denn  auf  dem  Kongrels 
von  Xewcastle  i.  J.  1S91  der  Achtstunden- Antrag  nur  mit  liem 
Vorbehalt  angerumimen ,  dals  er  nicht  für  alle  dewerbe  gelten 
solle,  sondern  nur  für  solche,  in  welchen  die  Majorität  der  or- 
ganisierten Mitglieder  tlurch  eine  geheime  Abstimmung  nicht 
gegen  seine  Einführung  [MOtestierten.  Diese  Ausnahmeklausel 
wurde  von  den  folgenden  Kongressen  der  Jahre  1892  und  1893 
wiederholt  Doch  plötzlich  verschwand  sie  ohne  weitere  Begrün- 
dung aus  der  jährlichen  Achtstunden-Resolution  i.  j.  1S94,  und 
seitdem  hat  man  niemals  wieder  etwas  von  ihr  vernommen. 
So  wurde  eine  andere  Bestimmung  der  Resolution,  die  der  An- 
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Wendung  des  Gesetzes  eine  gröfsere  Elastizität  zu  geben  bc/.w  eckt : 
die  S<^.  Alternative  der  48  Stundenwoclic  damals  nocli  heibeiialten. 
Aber  auch  sie  verschwand  im  folgenden  Jahre  auf  dem  Cardiff- 
kongrefs,  der  sie  mit  625000  i!:f^^vn  220000  Stimmen  ablehnte. 
Es  war  dies  der  erste  Kongrefs,  der  nach  der  konstitutionellen  Re- 
form zusammentrat,  die  die  Mi^liedschaft  des  Kongresses  auf  die 
wirklichen  Vertreter  der  Gc\vcrk\weinc  b^hränkte,  und  die  diesen 
eine  der  Mitgliedschaft  ihrer  V^ereine  proportionale  StimmcnzMihl  ver- 
lieh. Zugleich  wurde  aber  auch  eine  Klausel,  welche  die  Anwen- 
dung des  vorgeschlagenen  (resctzcs  auf  den  Betrieb  der  Bergwerke 
verhindern  sollte,  aus  dem  (irunde  angenommen,  weil  die  (rruben- 
arbeiter  auf  ihrem  eigenen  Kntwurf  bestehen  wollten.  .\ber  auch 
diese  Klausel  ist  jetzt  aufgegeben  worden,  und  auf  dem  i.  J.  1897 
zu  Rirmingh.im  abgehaltenen  Kongrcfs  wurde  ein  einfacher  Antiag, 
dafs  die  tägliche  Arbeitszeit  in  allen  Berufen  und  Gewerben  durch 
(iesetz  auf  acht  Stunden  lieschränkt  werden  solle,  mit  einer  grofsen 
Majorität  (923  ex)«  )  gegen  141000  Stimmen)  angenommen.  Der 
(_ic\\  erk\  crt  in>k' Migrcls  scheint  also  nach  imd  naeli  /u  der  Annahme 
eines  gleichlörniigcn ,  allgemeingültigen  und  obligatorischen  Acht- 
stunden-Tags gekommen  zu  sein,  also  zu  der  mögliehst  starren  und 
unelastischen  lonn  oiine  Ausnahme  für  rinzelne  (lewerbe,  ohne  dem 
Heluiu-n  (kr  einzelnen  (lewerbe  irgendwelehe  Wahl  zu  lassen  und 
ohne  tlie  48  Stundeinvoehc  zu  gestatten.  Zwar  hat  er  die  acht 
Stunden  fiu'  sieben  läge  in  der  Woche,  —  die  56  Siundenwoche 
der  das-  und  chemischen  I**abriken,  —  nicht  ausgeschlossen,  doch 
das  mag  nur  tlic  f  olge  eines  l  ebersehens  .sein.  Die  48  Stundcn- 
woche  wurde  deshalb  verworfen,  weil  danach  12  Stunden  an  4  Tagen 
in  der  Woche,  wie  die  Glasbläser  es  40  Jahre  lang  gethan  haben, 
gearbeitet  werden  konnte,  oder  9V3  Stunden  an  5  Tagen  in  der 
Woche,  wie  die  Arbeiter  in  den  Maschinenfobriken  der  North  British 
Railway  Company,  es  jetzt  gerade  angefangen  haben.  Die  Aus- 
nahmen, die  einzelnen  Gewerbei^  gestattet  waren,  wurden  de^alb 
fallen  gelassen,  weil  die  meisten  der  grotsen  Gewerbe,  in  deren 
Interesse  sie  angenommen  waren,  sich  zu  dem  Achtstunden>Tag 
.  bekehrt  hatten,  und  es  war  daher  kein  praktischer  Grund  mehr 
vorhanden,  jene  Ausnahmen  beizubehalten.  Ihre  erste  Annahme  be- 
ruhte auf  einem  praktischen  Kompromifs  und  nicht  auf  einem  logischen 
Prinzip.  Viele  Gewerbe,  die  i.  J.  1891  geteilter  Ansicht  waren, 
und  andere,  die  sich  dem  Achtstunden>Tag  last  einstinunig  wider- 
setzten ,  verlangen  jetzt  seine  Einfuhrung.    Die  Baumwollspinner 
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/.  1j.  \\.iicn  ursprünglich  dagegen,  weil  sie  uiil»ci4iüiuletenvei^c  die 
Konkurrenz  ausländischer  Arbeit,  die  einen  längeren  Arbeitstag  hat, 
fürchteten.  Jetzt  sind  sie  dafür,  weil  sie  in  gleich  unbegründeter 
Weise  hoffen,  darin  einen  sicheren  Talisman  gegen  einen  niedrigen 
iLohnsatz  gefunden  zu  haben.  Dieser  Umschwung  trat  plötzlich 
während  ihres  grofsen  Strikes  1892 — 93  ein.  Auf  einer  Delegierten- 
Versammlung,  die  die  Gewerk\*ereine  der  verschiedenen  Textil- 
arbeiter I^ncashires  und  der  umliegenden  Grafschaft  beschickt 
hatten,  stimmten  132  fiir  und  nur  21  gegen  den  Achtstunden-Tag. 
Diese  Entscheidung  wurde  spater  durch  eine  Abstimmung  der  Mit- 
glieder selbst  bestätigt,  indem  73107  Stimmen  gegen  9176  dabei 
abgegeben  wurden.  Sie  entwarfen  darauf  ein  Achtstunden-Gesetz; 
nach  Beendigung  des  Strikes  scheinen  sie  aber  wieder  vorsichtiger 
geworden  zu  sein.  Bei  einer  Abstimmung  im  Oktober  1894  war 
das  Gewerbe  in  zwei  iaA  gleiche  Hälften  geteilt  —  38S04  stimmten 
iur  und  38364  gegen  den  gesetzlichen  Achtstunden -Tag.  Die 
Kesselschmiede  sind  weit  gründlicher  bekehrt  worden,  denn  bei 
einer  im  Jahre  1897  stattgefundenen  Abstimmung  waren  24462 
iur  und  nur  6626  gegen  den  Achtstunden-Tag.  Auch  die  Schuh- 
macher sind  seiner  Annahme  jeUt  günstiger  gesinnt,  und  die  Ma- 
schinenbauer, die  im  Jahre  1891  noch  sehr  geteilter  Ansicht  waren, 
bestanden  jetzt  mehrere  Monate  mit  enormem  Kostenaufwand  einen 
der  denkwürdigsten  Kämpfe,  die  je  für  diese  Sache  gefuhrt  worden 
sind.  Den  Halt  der  noch  verbliebenen  Opposition  bildeten  die 
Bergleute  von  Northumberland,  Durham  und  Sütl  Wales.  Aber  da 
diese  Opposition  nur  aus  einer  kleinen  Minorität  des  eigenen  Ge- 
werbes bestand,  waren  die  Kxein|)tionen  zwecklos  fiir  sie.  Sic 
forderten  lokale  Ausnahnicn  oder  lokale  Option,  so  dafs  die 
Majorität  des  Gewerbes  in  jeder  (irafschaft  oder  jedem  Distrikt 
<las  Recht  haben  soll,  die  Arbeitsstunden  fiir  das  Gewerbe  in  jedem 
bestimmten  Distrikt  oder  jener  bestimmten  Grafschaft  festzusetzen. 
Das  Prinzip,  nach  dem  Gewerbe  aufserhall)  dos  (iesetzcs  stehen 
sollten,  wurde  daher  aufgegeben,  weil  die  Majorität  jedes  organi- 
sierten Gewerbes  sich  zu  der  Achtstunden-Politik  bekehrt  hatte 
und  kein  Gewerbe  fortan  die  Anwendung  jenes  Prinzips  wünsciitc 
oder  nötig  hatte;  man  brauchte  also  die  Zeit  des  Parlaments  nicht 
nutzlos  damit  zu  \  ergcuden. 

Während  der  gesetzliche  Achtstunden  Tag  auf  dem  Gewerk- 
vercinskongrefs  alle  mit  sich  fortgerissen  hatte ,  hat  er  bislicr  im 
Parlament   wenig  Fortschritte  machen  können.    Ein  aligemeines 
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Achtstunden>Gesetz  itir  alle  Grewerbe  und  Berufe  ist  dem  Unter- 
hause oft  vorgelegt  werden.    Es  geschah  zuerst  im  Jahre  1892 
ohne  die  Ausnahmeklausel,  dann  im  Jahre  1893  mit  der  Klausel 
und  zuletzt  im  Jahre  1897  wieder  ohne  sie.    Aber  die  Antrag- 
steller haben  es  nur  einmal  erreicht,  dals  für  die  Verhandlung  des 
Entwurfes  ein  Tag  festgesetzt  wurde;  und  auch  das  eine  Mal  fend 
die  Verhandlung  nicht  statt,  weit  das  Parlament  infolge  einer  Auf* 
lösung  noch  vor  dem  angesetzten  Tage  vertagt  wurde.  Auslander 
kaum  und  wohl  auch  nur  wenige  Englander  können  sich  einen  Be- 
griiT  davon  machen,  welche  enorme  Sdiwierigkeiten  einem  einzelnen 
Parlamentsmitglied  begegnen,  das  ohne  thatige  Hilfe  der  bestehenden 
Regierung  einen  Entwurf  glücklich  durch  das  Unterhaus  bringen 
will.   Grefahren  bedrängen  den  Entwurf  bei  seiner  zweiten  Lesung, 
wo  sein  Prinzip  und  Daseinsgrund  verhandelt  werden;  Gefohren  be- 
drohen jede  einzelne  seiner  Bestimmungen,  wenn  das  Haus  ihn  in 
Kommissionssitzung^  berät;  Gefahren  stürmen  auch  bei  der  dritten  * 
Lesung  auf  ihn  ein,  und  sie  vermehren  sich  noch  bei  seiner  Be- 
förderung in  das  Oberliaus;  sie  warten  seiner  bei  seiner  Rückkehr 
zur  endgiltigcn  Abstimmung  im  Unterhaus.    Aber  die  erste  und 
gröfste  Schwierigkeit,  die  der  Entwurf  zu  überwinden  Iiat,  ist  die, 
dafs  er  überliau[)t  zur  ersten  Lesung  kommt.    Nachdem  die  nötige 
Zeit   fiir  die  Budgetberatungen  des  Jahres,  für  die  Erledigung 
anderer  notwencUger  Verwaltungsgcschäfte  und  für  die  Diskussion 
neuer  wiclitiger  R^erungsvorlagen   angesetzt  ist,   bleiben  nur 
wenige  Tage  der  Session   für  die  X'^crhandlung   von  hiitiati\'- 
anträgen  einzelner  Mitglieder  übrig,  und  über  die  X'erwendung  dieser 
wenigen  Tajs  wird  im  Rocnnn  der  Scssirtn  \on  allen  den  eifrigen 
Gesetzgebern,  die  einen  i:-iuwurt  in  der  liusche  haben,  abgestimmt. 
Natürlich  wird  drr  •^M  'il'^tc  Teil  der  Anlragstclli  r  abgewii  scn ,  und 
ihre  beM>n<ktc  Kelornunafsref:^cl  kann  dann  jahrelang  im  Auiiienz- 
ziminer  warten,   ohne  bei   dem  Andrang   der   Bewerber   je  eine 
Audienz  zu  erhalten.    Findet  ein  Kniwurf  vielseitige  rnlerstülzung, 
so   können  seine  Aussichten  bei  der  Abstimmung  dadurch  ver- 
bes>>ert  werden,  dals    er  von  mehr  als  einem   Antragsteller  ein- 
gebracht wird;  so   bietet   sich   bei  jedem  einzelnen  Antrage  die 
Mögliciikeil ,  dafs  er  zur  X'erhandlung  aiiL^e'^clzt  wird.    Auf  <liesem 
Wege  gelang  es.  dals  ein  Tag  für  die  Beratung  de<  Achtstunden- 
Gesetzentwurfes  im  Jahie   icS92  bestimmt  wurde,  die  aber  dann 
infolge  der  Auflösung  nicht  stattfand. 

Das  einzige  vorgeschlagene  Achtstunden-Gesetz,  d«u>  es  im  Untcr- 
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hause  zu  einer  Verhandlung,^  brachte,  ist  der  Achtstuuden-Gesetzcntwurf 
der  Hcr<^lciite,  wornach  alle  Arljeit  unter  der  hrde  auf  taj^dich  cht 
Stunden  von  Tag  zu  Ta<;  bescliränkt  werde,  d.  h,  vom  Augetiblic  «ge- 
rechnet, in  dem  der  Bergmann  in  die  Grube  hinabsteigt,  bis  zu  dem 
Augenbhck,  in  dem  er  wieder  an  der  OberHäche  erscheint.  Dieser 
Entwurf  kam  zuerst  im  Jalire  1887  vor  das  Unterhaus.  Kr  wurde  in 
der  Koniniissionsberatuug  als  Amendement  einem  (leset/  über  die 
Aufsicht  der  Kolilengruben  (Coal  Mines  Regulation  Bill)  einge- 
fügt, das  damals  von  der  Regierung  unterstützt  wurde.  In  dieser 
Form  wurde  der  Kntwurf  mit  einer  dreifachen  Majorität ,  mit  1 59 
gegen  54  Stimmen  abgelehnt.  Aber  zu  jener  Zeit  wünschten  die 
Bergleute  im  allgemeinen  selbst  kein  Achtstunden-Gesetz.  \ur  im 
Westen  Schottlands  hatten  sie  kür/lich  vergeblich  versucht,  den 
Achtstunden  •  lag  durch  ( icwerk\  ercinsmafsregeln  /u  erlangen, 
hinige  philanthropische  Abgeordnete  jener  (icgend,  \'on  denen 
einige  liberal,  andere  konservativ  waren,  nahmen  sich  diesen  .Mils- 
erfolg der  Gewerkvereine  zu  Herzen,  und  verlangten  aus  humanen 
Gründen  durch  jenes  .Amendement  staatliche  Regelung.  Dasselbe 
Amendement  wurde  als  besonderer  Entwurf  im  Jahre  1888  und  in 
jeder  folgenden  Sitzung  eing^iracht,  und  vienrna]  ist  es  bis  zur 
zweiten  Lesung  gekommen,  in  1892,  1893,  1894  und  1897.  Im 
Jahre  1892  wurde  es  wieder  mit  einer  entschiedenen  Majorität,  mit 
2/'  ^'^<^^n  Stimmen,  abgelehnt,  obschon  in  der  Zwischenzeit 
der  Bergarbeiterverband  (Miners  Federation)  sich  gebildet  hatte, 
der  den  Entwurf  kräftigst  unterstützte.  Diese  Abstimmung,  wie 
die  frühere  vom  Jahre  1887,  &nd  in  einem  überwiegend  kon- 
servativem Hause  statt  Die  allgemeinen  Wahlen  von  1892  gaben 
dem  Kartell  der  Liberalen  und  Irländer  die  Majorität,  und  in  diesem 
kurzen  liberalen  Parlament  (1892 — 95)  wurde  das  Achtstunden- 
Gesetz  der  Bei^leute  zweimal  mit  beträchtlicher  Majorität  in  zweiter 
Lesung  angenommen,  mit  275  gegen  160  Stimmen  in  1893  und 
mit  281  gegen  193  Stimmen  in  1894.  Die  Stellung  der  ver- 
schiedenen Parteien  zu  der  Frage  offenbart  sich  dadurch,  dafs  bei 
der  letzten  Abstimmung  die  Majorität  aus  242  Liberalen  und 
Irländem  und  aus  39  Konservativen  und  Unionisten  bestand,  während 
die  Minorität  161  Konservative  und  Unionisten  und  32  Liberale  und 
Irländer  bildeten.  Die  Frage  war  also  nicht  zu  einer  Parteisache  ge- 
macht worden,  und  thatsächlich  stimmten  Führer  der  Konservativen 
und  Unionisten,  besonders  Mr.  Chamberlain  und  der  verstorbene 
Lord  Randolph  Churchill  für  den  Entwurf,  und  wenigstens  ein 
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liberaler  Führer,  Mr.  John  Morley,  stimmte  dap^ep^en.  Die  Majorität 
aber  umfafste  eine  bcträchliche  Anzahl  von  Al)L;eorthicten ,  die  die 
Idee  eines  gleichförmigen  Zwangsaktes  verwarfen  ,  und  die  nur  be- 
dingungsweise auf  Veranlassung  des  damaligen  Premierministers 
iMr.  fila<lstonc  bei  der  zweiten  Lesung  für  den  Kntwiuf  slinnnten, 
luiinlieli  unter  der  X'orausset/.ung ,  dals  dem  lintwurf  in  der  Kom- 
missionsberatung eine  Bestimmung  (local  Option  clause)  eingefügt 
werde,  die  jenen  Bergleuten,  die  wie  die  in  Xorthumberland  und 
Durliam  das  Gesetz  lu'cht  wünschten,  das  Rerlit  \  eriieh,  sich  seiner 
Wirksamkeit  zu  entziehen.  I*"ür  die  Kommissionsberatung  des  Imu- 
wurfs  blieb  im  Jalire  1893  keine  Zeit  ül)rig,  und  als  sie  im  Jahre 
1894  stattfand,  wurde  jenes  .\mendrmeiit  (die  loeal  üi)tion  clause) 
l:)eantragt  vuid  mit  112  gegen  107  Stinunen  angenonuncn.  Darauf- 
liin  wurde  der  lüitwurf  von  seinen  l'rhebern  zurückgezogen,  die 
das  Amendement  unverträglich  mit  dem  Prinzip  des  I'.iitwurfes  be- 
tra(  luetcn,  Krst  im  letzten  Jahr  1  i«S97)  wuide  der  Kntwurf  wieder 
vor  das  Parlament  gebracht,  das,  überwiegend  konservativ,  mit  227 
gegen  186  Stinunen  iiui  ablehnte.  Da  seine  X'ertreter  ausdrückPrh 
erklärt  hatten,  dafs  sie  von  lokaler  ()j)tion  nichts  wissen  wollten, 
so  läfst  sich  annehmen,  dals  die  Anhänger  der  lokalen  Option  bei 
dieser  (ielegenheit  mit  den  (iegnern  des  Entwurfes  stimmten.  In 
den  10  Jahren  seiner  parlamentarischen  I^ufbahn  hat  der  Entwurf 
es  also  nicht  sehr  weit  gebracht 

Indessen  hat  sich  der  Ton  der  Diskussion  und  der  darin  ein- 
genommene Standpunkt  in  den  aufeinanderfolgenden  Beratungen 
des  Gegenstandes  doch  etwas  geändert.  Als  er  im  Jahre  1887 
zuerst  auftauchte,  erklärten  die  Antragsteller,  dafs  sie  den  Entwurf 
als  ein  Stück  Ausnahmcgesctzgebung  befürworteten,  das  sie  niemals 
för  andere  Gewerbe  in  Vorschlag  bringen  würden,  und  das  sie 
durch  den  aufserordentlich  mühseligen  und  gefahrlichen  Charakter 
der  Grubenarbeit  rechtfertigten.  Die  Gegner  des  Entwurfes  stellten 
sich  damals  auf  den  allgemeinen  Standpunkt,  dafs  die  staatliche 
Regelung  der  Arbeit  Erwachsener  unzweckmäfsig  und  unrecht- 
mäfsig  sei.  Heute  aber  werden  derartige  Gründe  nicht  mehr  vor- 
gebracht. Der  tüchtige  und  philosophisch  geschulte  junge  Liberale, 
der  damals  gegen  staatliche  Regelung  sich  erklarte,  ist  jetzt  ein 
treuer  Verteidiger  des  Entwurfes,  und  das  Amendement,  das  jenen 
Einwand  enthielt,  der  sich  gegen  den  Entwurf  bei  der  dies- 
jährigen zweiten  Lesung  erhob,  wurde,  ehe  er  eingebracht  war,  aus- 
drücklich im  Hinblick  darauf  zurückgezogen,  dafs  er  nicht  genug 
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Unterstützung  finden  würde.  Die  Antragsteller  lietonen  auch  nicht 
mehr  die  aufsep^cwöhnliche  Härle  der  ( irul)enarbeit ,  weil  es 
statistisch  erwiesen  ist,  dafs  <lev  l^crgbau  wirklich  eines  der  ge- 
sündesten (iewerbe  in  den  betreffenden  Distrikten  ist.  Man  befür- 
wortet [gewöhnlich  den  Entwurf  jct/t  einfach  als  eine  wünschenswerte 
Refonn,  tlie  keine  der  davoti  berührten  Interessen  wirklich  schädigen 
kann,  und  man  l)ekämj)tl  ihn  als  eine  Reform,  die  sich  in  einigen 
Distrikten  mit  Nutzen  durchführen  läfst,  die  aber  sicher  der  Kohlen- 
industric  anderer  Distrikte  ernslHche  X'erluste,  wetui  nicht  Ruin  briir^en 
und  daiier  notwendig  die  ( irubenbevolkerung  in  MitK  idi  iisi^iiatt  ziehen 
wird.  Die  Debatten  drt  hcn  sich  jetzt  grolstrnteiN  um  die  j)rakliNchen 
Schwierigkeiten,  die  der  I^inführung  des  S\  «Steins  im  Wege  stehen, 
um  seine  \oraussichllichen  Kosten  und  Resultate.  r)ie  Kohlen- 
grubenl)esitzer  in  Wales  behaupten,  dals  in  anbetracht  ihier  zer- 
brechlichen Flötze ,  die  beständiger  Reparatur  der  Deckung  und 
des  I-ahrwegs  bedürfen,  und  in  anbetracht  ihres  Arbeitsswstems, 
nach  dem  die  Rej)araturen  \  on  den  1  lauern  ausgeführt  werden, 
würden  8  Stunden  Arbeitszeit  von  Tage  zu  läge  thatsächlich  nur 
5  Stunden  fiir  das  Hauen  übrig  lassen,  und  der  Ertrag  dieser  be- 
schränkten Zeit  würde  zu  gering  sein,  um  noch  einen  Gewinn 
übrig  zu  lassen.  In  Northumberland  und  Durham^  wo  die  Re- 
paraturen  von  einer  besonderen  Arbeiterklasse  ausgeflihrt  werden 
und  die  (ßuer  sich  auf  das  Hauen  beschränken  können,  liegt  die 
Schwierigkeit  bei  den  Knaben  und  jungen  Leuten,  welche  die 
Kohlen  von  der  Arbeitsstätte  zu  dem  Schach^;runde  transportieren, 
und  die  jetzt  täglich  fO  Stunden  arbeiten,  während  die  Häuer  in 
zwei  Schichten  von  nur  7  oder  77^  Stunden  arbeiten.  Ein  Acht* 
stunden -Gesetz  würde  natürlich  eine  Neuordnung  ihrer  Arbeit 
und  wahrscheinlich  der  ganzen  Grubenarbeit  bedingen,  und  würde 
dadurch,  wie  man  vorgiebt,  eine  sehr  bedeutende  Steigerung  der 
Betriebskosten  veranlassen,  wenn  eine  derartige  Neuordnung  über- 
haupt durchführbar  ist!  ,JDurchiiihrbar^'  antwortet  die  andere  Partei, 
„ist  sie  doch,  in  vielen  Gruben  Durhams  schon  durchgeführt!"  In 
diesen  arbeiten  schon  jahrelang  zur  Zufriedenheit  aller  Beteiligten 
die  Hauer  in  drei  und  die  Knaben  in  zwei  Schichten.  Das  Paria- 
ment  z^ert,  zu  diesen  technischen  Schwierigkeiten  Stellung  zu 
nehmen,  und  es  verschiebt  auf  morgen,  was  es  aus  zwingenden 
Gründen  nicht  heute  entscheiden  mufs. 

Aber  während  die  Gesetzgebung  zaudert,  erweitert  der  gewöhn- 
liche Gang  der  Dinge  immer  mehr  die  Grenzen  des  Achtstunden- 
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Systems.  Im  Verlauf  der  parlamentarischen  Erörterung  wurde  be- 
zeugt, dals  das  Achtstunden-System  erfolgreich  in  den  bedeutendsten 
Kohlengruben  gerade  jener  Gegenden  eingeführt  sei»  wo  eine  längere 
Arbeitszeit  in  der  Regel  noch  vorherrscht  Diese  praktischen  Ver- 
suche sind  regelmäfsig  weit  hinaus  wirkende  Mittelpunkte  (ur  die 
Verbreitui^  des  Systems  geworden.  In  Durham  z.  B.  scheint  die 
Achtstunden-Schtcht  fiir  Knaben  schnell  in  allgemeinen  Gebrauch 
zu  kommen.  Sir  Charles  Dilke  bemerkte,  dals  er  selbst  in  14  Kohlen» 
gruben  Durhams,  die  das  System  angenommen  haben,  einge&hren 
sei,  überall  fand  er,  dals  es  (tir  Unternehmer  und  Arbeiter  erfreuliche 
Resultate  ergeben  habe.  Mr.  B.  Pickard,  ein  Vertreter  der  Berg- 
leute, erklärte,  dals  in  Durham  von  looo  Tonnen  Kohlen  900  Tonnen 
unter  jenem  System  gefordert  werden.  Als  Mr.  Roby  die  zweite 
Lesung  des  Bergarbeiter-Gesetzes  i.  j.  1894  beantragte,  berichtete 
er  über  einen  Versuch,  der  damals  gerade  in  einer  grolsen  Kohlen- 
grube in  Altham  in  Lancashire  gemacht  worden  war,  die  650  Ar- 
beiter beschäftigte.  Die  in  jener  Gegend  ül)]iche  Arbeitszeit  der 
Bergleute  beträgt  9' Stunden,  während  in  dieser  betreffenden  Grube 
die  Häuer  nur  S"'^  Stunden  täglich  arbeiteten.  Im  Februar  1894 
setzte  der  Unternehmer  die  tägliche  Arheliszeit  aller  seiner  Arbeiter 
—  über  und  unter  Tag  —  auf  acht  herab;  8  Stunden  von  Tag 
zu  lag  fiir  die  Häuer,  eine  8  statt  einer  12  Stundenschicht  für  die 
Förderer  und  citirr  48  einer  54  Stundenwoche  für  alle  übrigen 
Arbeiter.  Die  Arbeiierzahl  wurde  nicht  vermehrt,  denn  die  Grube 
wurde  auch  ferner  durch  eine  einzige  Schicht  betrieben,  und  keine 
.\enderung  des  Lohnsatzes,  weder  für  l  agelöhnc  nocli  für  Stück- 
löhne, wurde  vorgenommen.  Nachdem  das  Kxperiment  5  Wochen 
in  (iaiig  war,  schrieb  der  Leiter  der  Grube  an  Herrn  Rol)y,  dafs  er 
mit  dem  l-.rfnlg  zufrieden  sei.  Die  Häuer  hatten  zwar  uichi  ganz 
so  viel  wie  früher  geleistet;  flenn  sie  \-erdienten  4",,  weiiigci-  Lohn; 
aber  dieser  kleine  l'Vhlbelrag  der  l'ördrrung  wurde  wahrscheinlich 
durch  die  Ersparnis  in  iler  Abnutzutig  der  Maschinen,  tlie  täglich 
eine  .Stunde  weniger  liefen,  wieder  eingebracht.  Die  l'ebertag- 
arbeiter  schienen  ebenso\  iel  in  48  .Stunden  wie  \orher  in  54  Stunden 
/u  leisten.  Man  iiatte  sich  auf  Schwierigkeiten  gefafsl  gemai  Iii,  die 
Arbeiter  zu  bewegen,  in  tlerselben  Reihenfolge,  in  der  sie  hinab- 
gestiegen, wieder  hinaufzusteigen,  damit  jeder  8  Stunden  in  der 
Grube  zubringe:  aber  derartige  Sc-Iuvkm -keiten  hatten  sich  nicht 
eingestellt.  Im  wxMteren  X'erlaufe  des  l:,xj)cruiients  ist  sein  Lrfolg 
gestiegen;  denn  bei  der  diesjährigen  zweiten  I^csung  des  Entwurfes 
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bemerkte  Sir  Waller  Köster,  clals  die  Iläuerlöline  jclzi  den  in  jener 
Gc^^cnd  üblichen  Löhnen  völHg  gleicli  kämen  und  dafs  die  Förderung 
ebenso  grofs  wie  vor  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  wäre.  Im  No- 
vember 1895  wurde  ein  ähnlicher  Versuch  in  einigen  grofsen  Kohlen- 
gruben Mitteienglands  —  in  der  Grafechaft  Nottingham  —  gemacht, 
die  1200  Arbeiter  beschäftigten,  pie  Gruben  waren  nur  5  rage 
in  der  Woche  im  Betrieb,  und  in  jenen  Monaten  wurden  die 
wöchentlichen  Arbeitsstunden  von  42'^  auf  37',,  herabgesetzt  Das 
Resultat  war,  wie  Sir  Walter  Foster  in  diesem  Jahr  im  Parlament 
erklären  durfte,  zufriedenstellend  und  hat  in  jener  Gegend  eine  Be- 
wegung iur  die  weitere  Ausbreitung  dieses  Systems  veranlalst.  Ich 
will  noch  erwähnen,  dafs  ein  Grubenbesitzer  aus  jener  Gegend,  Mr. 
Bayley  M.  P.,  der  seit  Jahren  seinen  Namen  unter  das  Achtstunden- 
Gesetz  der  Bergleute  als  Antragsteller  gesetzt  hatte,  niemals  gewagt 
hat,  den  Achtstunden-Tag  in  seinen  eigenen  Grruben  einzuführen, 
weil,  wie  er  selbst  sagte,  es  nicht  ohne  Gefahr  iiir  ihn  geschehen 
könne,  so  lange  die  benachbarten  Grubenbesitzer,  seine  Konkurrenten, 
den  langen  Arbeitstag  beibehielten.  Das  Beispiel  eines  dieser  Kon- 
kurrenten, dessen  Konkurrenzfähigkeit  durch  den  Achtstunden-Tag 
keineswegs  beeinträchtigt  worden  ist,  wird  sicher  Mr.  Bayleys  An- 
nahnte jenes  Systems,  an  das  er  glaubt,  beschleunigen  und  seine 
Befürchtungen  ebenso  wirksam  zerstreuen,  wie  der  von  ihm  unter- 
stützte Gesetzentwurf  es  thun  würde. 

Doch  sind  nicht  alle  \''ersuche,  die  in  jüngster  Zeit  mit  dem 
Achtstunden-S)  stcm  in  Kohlcngruljcn  angestellt  wurden,  erfolgreich 
gewesen.  Mr.  D.  A.  Thomas,  M.  V.  beriehtete  dem  Parlament  über 
einen  Versuch,  den  er  selbst  im  Jahre  1891  in  einer  grofsen,  neuen 
Kohlengrube  in  .Sücl  Wales  gemacht  hatte.  Er  hatte  den  Ehrgeiz, 
ein  Pionier  des  kiirzeron  Arbeitstages  zu  sein,  und  so  eröffnete  er 
den  Betrieb  dieser  drube  mit  dem  System  der  Achtstunden  von 
Tag  zu  Tag.  Die  ( irube  schien  für  diese  Neuerung  besser  geeignet 
zu  sein  als  die  meisten  anderen  (iruben,  denn  da  sie  neu  war,  war 
die  Arbeitsstätte  dem  Schachtende  nahe  und  waren  die  W  iiide- 
maschinen  sehr  vervollkommnet,  so  dafs  sie  täglicii  mehr  Kohlen 
heben  konnten,  als  früher  je  möglich  war.  Aber  nach  13  monat- 
licher Probe  gab  er  das  Achtstumlcn-System  wieder  auf,  weil  seinen 
Arbeitern  dir  Doppelschichl  nicht  bchagte.  Dann  suchte  er  \'er- 
gleiclie  an/ustell(Mi  zwi'^rhcn  flein  Krtragc  unter  jenem  Sy^teni  und 
tlcm  Krtragc  unter  dem  Sy  stem  des  9"*  4  oder  lü  -  Stundentags,  das 
an  seine  Stelle  trat.   Er  verglich  die  Förderung  von  vier  W  ochen, 
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die  mit  dem  6.  August  1892  endete,  als  das  Achtstunden-S)  stein 
noch  bestand,  mit  der  Förderung  von  vier  Wochen»  die  mit  dem 
I.  Oktober  1S92  endeten»  unter  dem  Zehnstunden-System»  und  er 
fand»  dar$  die  durchschnittliche  Tagesförderung  pro  Arbeiter  1,67 
Tonnen  in  den  ersten  4  Wochen  und  2»o6  Tonnen  in  den  zweiten 

4  Wochen  war.  Mr.  Thomas  besaCs  aber  noch  eine  Kohlengrube» 
in  welcher  die  Arbeiter  nur  am  Sonnabend  8  Stunden  unter  Tag 
waren,  an  anderen  Tagen  aber  10  Stunden,  und  er  beschlofs  ihre 
Produktion  am  Sonnabend  mit  der  am  Freitag  während  der  letzten 

5  Jahre  zu  vergleichen.  Auch  hier  ei^b  sich»  da&  die  Verminde» 
rung  der  Produktion  ungefähr  der  Kürzung  der  Arbeitzeit  entsprach 
und  er  zog  daher  den  allgemeinen  Schlu(s»  dals  das  System  der 
8  Stunden  von  Tag  zu  Tag  sich  für  die  welschen  Gruben  mit  ihren 
zerbrechlichen  Flötzen  und  ihren  Hauern,  die  auch  die  Reparaturen 
machen,  nicht  eignete.  Unter  diesem  System  ist  die  Zeit  fiir  die 
wirkliche  Kohlengewinnung  zu  kurz.  Die  Grubenbesitzer  und  -Arbeiter, 
die  er  vertritt»  wollen  daher  einen  Tag  von  8  Stunden  Windearbeit, 
nicht  8  Stunden  Häuerarbeit  am  FlÖtz»  auch  nicht  8  Stunden  von 
Tag  zu  Tag,  sondern  8  Stunden  Arbeit  der  Winde-  und  Hebe- 
maschinen. 

Mr.  Kmerson  Bainbridge  M.  P.  hat  über  einen  mtlsglückten 
Versuch,  berichtet»  den  er  im  Juli  1894  in  drei  Kohlengruben  in 

"\  orkshire  anstellte,  um  das  System  der  .Achtstunden  \on  Tag  zu 
Tag  auf  die  Probe  zu  stellen.  Es  zeigte  sich  danach  ein  Rückgang 
der  täglichen  Förderung  von  500  auf  390  Tonnen  in  der  einen 
(irube,  von  313  auf  208  in  der  zweiten  und  von  141 7  auf  1084  in 
der  dritten.  Der  Versuch  wurde  aber  nach  drei  Wochen  schon 
wieder  aufgegeben  und  Mr.  Bainbridge  giebt  zu,  dafs  der  Rückgang 
des  Ertrages  wohl  etwas  geringer  bei  längerer  Dauer  des  W^rsuciies 
geworden  wäre.  Ks  läfst  sich  wohl  aus  seinen  Benierkungcn  schliclscn, 
wenn  er  es  auch  nicht  direkt  sagte,  dafs  der  Rückgang  in  der  letzten 
der  drei  Wochen  geringer  war  als  in  der  ersten.  Der  Versuch  war 
von  einer  zu  kurzen  Dauer,  um  beweiskräftig  zu  sein.  Viele  Gruben 
in  \()rkshiTe  sind  lange  unter  dem  .Xchtsiunden-System  betrieben 
worden.  Ich  habe  in  meinem  Hucli  Eight  Hours  for  Work 
(London  1894)  (Umi  sehr  glinsti^rcn  Bi-rirht.  den  die  dortigen  IJnter- 
nelimer  und  Arbeiter  über  das  System  bei  seiner  Kinführung  gegeben 
haben,  angeführt. 

Sowohl  der  Erfolg  wie  der  .Mifscrfolg  des  .Achtstunden-Systems 
im  Bergbau  sind  geeignet,  den  Kingriff  der  Gesetzgebung  zu  ver- 
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/opfern ;  denn  wo  für  das  System  günstige  X'erhältnisse  bestehen, 
da  kommt  es  von  seihst  und  zwar  sehr  schnell;  und  wo  die  Ver- 
hältnisse wirklich  ungünstig  sind,  da  wird  mehr  xcrlorcn  als  gc- 
W(jnnen,  wcini  man  tlie  kleine  Aenderung  von  8  Stunden  Wiiide- 
arbcit  zu  8  Stunden  \'on  lag  zu  Tag  zu  erzwingen  sucht. 

In  tiem  bisherigen  X'erlauf  der  Achtstundcn-Agitatiou  sind  die 
besten  Wirkungen  und  die  crfolgrciclisten  I'ropagandamillcl  die  ge- 
lungenen praktischen  Exj)erinicntc  gewesen,  tlie  unleriu-hinendc  Arbeit- 
geber angestellt  haben.  l)er\'ersuch  in  der  Maschinenfabrik  von  Messrs. 
Joimson  &  Co.  in  Stratford  im  ( )steii(l  I.on<loiis,  der  zuerst  i.  J.  1891 
öffentlich  besprochen  wurde,  führte  wahrscheinlich  i.  J.  1892  zu  den 
X'ersuchen  der  benachbarten  h'irma,  der  1  iianics  Iron  Works  and 
S!ii].l)uilding  ('omi)anv  und  zweier  l-"al)riken  in  Xordengland,  Messrs. 
Allan  Co.  Maschinenbauer  und  Messrs.  Short-Hrothcrs  .Schiffbauer 
in  Sundcrland,  und  diese  wiederum  veranlafslen  wahr>-cheinlich  i.  J.  1893 
den  X^ersuch  von  Messrs.  Mather  Ü:  Platt  .Maschinenbauer  in  Salford. 
Dadurch  wurde  schlielslich  i.  J.  1894  die  Regierung  bewogen,  dem 
Achtstunden-System  beizutreten,  und  das  Beispiel  der  Regierung  er- 
zeugte eine  ganze  Schar  x-on  Nachfolgern.  Im  Jahre  1894  erlebte  die 
Achtstunden*Bewegung  einen  gewaltigen  Aufschwung,  der  bewirkte, 
daGs  das  System  in  42  privaten  und  15  öfientlichen  Betrieben,  staat- 
lichen und  städtischen,  eingeführt  wurde.  Nach  zweijähriger  Ruhe  ist 
ein  neuer  Aufschwung  in  diesem  Jahre  durch  die  Weckrufe  der  Ge- 
werkvereine eingetreten,  wodurch  über  200  weitere  Betriebe  dem  Acht- 
Stunden-System  zugeführt  sind.  Sie  gehören  den  verschiedenartigsten 
Gewerben  an.  Aufser  den  schon  erwähnten  Bergleuten,  Maschinen- 
bauern und  Gasarbeitem  sind  es  Weifsblechschmiede,  Kupferschmiede, 
Marmorarbeiter,  Wollweber,  Möbeltischler,  chemische  Fabriken,  Seil* 
Spinner,  Drucker,  Buchbinder,  Salzkuchenbacker,  Stahlwerke,  Kürschner, 
Tabakfabriken,  Putzer,  Kanalisationsarbeiter,  Maurer,  Riegel-  und 
Schraubenmacher,  Silberarbeiter,  Holzschnitzer,  Geldschrankarbeiter, 
Hochofenleute,  Bandagisten,  Müller,  Töpfer,  Schuhmacher,  Leder- 
arbeiter, Fruchtkonservenfabriken,  Schriftgielser,  Pferdebahnangestellte 
und  verschiedene  andere  Gruppen  städtischer  Arbeiter. 

Ehe  ich  einen  Bericht  über  diese  Bew^[ung  gebe,  möchte  ich 
daran  erinnern,  dafs  vorher  schon  der  Achtstunden-Tag  bis  an  die 
Schwelle  einzelner  Gewerbe  getreten  war,  und  dals  er  in  anderen 
zu  fest  allgemeiner  Herrschaft  gelangt  war.  Während  #r  letzten 
30  oder  40  Jahre  war  der  Arbeitstag  in  den  meisten  Berufen  von 
12  auf  10  Stunden  und  dann  wieder  in  den  bedeutendsten  Ge- 
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werben  von  lO  auf  9  Stunden  herabgesetzt  werden.  Die  Texld- 
arbeitcr  hatten  eine  Arbeitswoclic  von  56V._,  Stunden,  die  Maschinen- 
bauer in  London  von  54  und  in  den  Provinzen  von  53  Stunden, 
die  Bauarbeiter  von  52'._,  im  Sommer  und  höclisiens  von  48  Stunden 
im  Winter  (der  Winter  dieses  (itwerbes  dauert  an  einigen  Orten 
3  bis  6  Monate),  die  Arbeiter  in  den  staatUchen  Werften  von  50'  o 
und  die  MetaHarbeiter  in  Birmingham  \'on  49  Stunden.  Die  Londi^tier 
Steinhauer  hatten  schon  48  Siunden  (lie  Woche  uml  die  I.oiuioiier 
Kanalisatiun.sarbcitcr  47  Stunden  gearbeitet.  Ein  grolser  Teil  der 
Messerschmiede  Sheffields  hatte  schon  seit  1840  nur  48  Stunden 
oder  weniger  gearbeitet  und  die  FHntglasarbeitcr  Birminghams 
hatten  laiige  schon  45  Stunden  gearbeitet.  Der  Achtstunden-Tag  be- 
stand schon  in  vielen  Tabakfabriken  des  Landes,  in  den  meisten 
Weifsblechfabriken  und  für  gewisse  Arbeiterklassen  in  den  Topfereien 
Staffordshires.  In  vielen  Gaswerken  galt  er  allerdings  fiir  eine 
Arbeitswoche  von  7  Tagen,  und  wenn  er  auch  fiir  den  Bergbau 
wie  fär  andere  Industrieen  8  Stunden  wirklicher  Arbeit  bedeutet, 
dann  ist  er  die  fest  allgemeine  Satzung  für  alle  Unten.igai  beit  ge- 
worden. Das  ist  er  auch  dann  noch,  wenn  er  eine  48  Stunden- 
woche von  Tag  zu  Tag  bedeutet  und  selbst  wenn  er  nach  der 
Forderung  der  Grubenarbeiter  8  Stunden  von  Tag  zu  Tag  bedeutet, 
gilt  er  iur  ',g  der  288000  Untertagarbeiter  des  vereinigten  König- 
reichs, deren  Vorgänger  vor  50  Jahren  12  und  sogar  14 — 15  Stunden 
in  der  Grube  unter  weit  ui^esunderen  und  gefährlicheren  Bedin« 
gungen  gearbeitet  haben. 

Diese  lange  und  ausgebrettete  Erfahrung,  die  man  mit  der 
Kürzung  des  Arbeittages  gemacht  hatte,  deren  Folgen  unschädlich 
und  sogar  heilsam  waren,  zerstreute  nicht  nur  die  Besorgnisse,  die 
man  früher  inbetrefT  ihrer  verderblichen  wirtschaftlichen  Wirkungen 
gehegt  hatte,  sondern  machte  die  Vertrauensvolleren  geneigt,  die 
Reform  noch  weiter  zu  iiihren.  Das  erste  Experiment,  das  unter 
dem  Einflufe  der  gegenwärtigen  Achtstunden  Agitation  zustande  kam 
—  das  der  Messrs.  Johnson  &  Co.  in  Stratford  —  war  sicher  eine 
Folge  der  vorzüghchen  Resultate,  die  man  mit  der  früheren  Kürzung 
von  10  auf  9  Stunden  erzielt  hatte.  Dafs  das  der  Fall  war,  hat  mir 
ein  Freund,  der  damals  thätigcr  Teilhaber  der  I-'irma  war,  ausdrücklich 
mitgeteilt.  Sie  hatten  iin  Jahre  1880  ihre  wöchentliche  Arbeitszeit 
von  70  Stunden  (10  Stundentag  plus  lO  Stunden  regclmäfsige  Ueber- 
zeit  die  Woclic)  auf  54  Stunden  herabgesetzt  (9  Stundentag  ohne 
Ueberzeit).   Die  Resultate  dieser  Kürzung  waren  so  vorteilhaft,  dafs 
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sie  im  Jahre  1887,  als  der  Achtstundcn-Tag  auf  die  Tagesordnung 
kam,  beschlossen,  mit  dem  System  eine  Probe  zu  machen,  sie  haben 
es  seitdem  bei!)clialten.  Diese  güri^tii^e  I'j  falirungmit  dem  9  Stunden- 
System  im  Maschinenbau  ist  (kslialli  besonders  zu  beachten,  weil 
ein  sehr  geachteter  Maschinenfabrikant  Nordenglands  Sir  Benjamin 
Browne  ganz  kürzlich  behauptet  hat,  dafs  die  Einführung  des 
9  Stundensystems  vor  20  Jahren  grofse  X^erluste  mit  sich  brachte, 
und  dals  ,.es  die  Ansicht  fast  aller  l/niornehmer  ist,  dafs  mit  gleichen 
Werk/.cugcn  und  unter  ;4k:ichen  X'crhältnissen  die  Arbeiter  bei 
weitem  nicht  so  viel  in  9  wie  in  lO  Stunden  leisten  und  dafs  das 
besonders  bei  der  Maschinenarbeit  der  I'all  ist." 

Wir  können  nur  arriüheriid  dir  Au^llI  l  iluiig  feststellen,  die  das 
Achtsiunden-S)-stcni  iiuierhall)  lO  Jahren  seil  dem  Anfang  tlcr  Be- 
wegung gefuiideti  hat.  Die  Xaeluvcise  des  Handelsaintcs  darüber 
bcgiinien    erst    mit    dem    Jahie  ii"d    sind    seihst    für  die 

folgenden  Jahre  un\'t>llständig.  Da  das  Amt  abe-r  >einen  Stab  von 
Arbeitskorrespondenien  über  d.is  ganze  Königreich  \erteilt  hat, 
wird  es  nicht  lange  über  irgendwelche  wichtige  Aenderungen,  die 
stattgefunden  haben,  unbenachrichtigt  bleiben  können,  und  es  darf 
daher,  wie  ich  glaube,  die  l'nvollständigkeit  seiner  Statistik  nichl 
zu  hoch  geschätzt  werden.  Mr.  John  Hurns,  der  bekamile  Arbeiter- 
führer, bemerkte  kürzlich  in  einem  Brief  an  tlie  1  inies,  dafs  ,, während 
der  letzten  10  Jahre  500  I'  irmen,  staatHche  und  konimunale  Behörden, 
die  über  500 CXX)  Personen  beschäftigen,  den  Achtstunden-Tag  erprobt 
haben."  Mr.  Bums  verfügt  ilurch  seine  Arbeiterverbindungen  sicher 
über  gute  Quellen  für  seine  privaten  Angaben,  die  aber  weit  äbcr 
das  hinausgehen,  was  die  Statistik  des  Handelsamtes  erwarten  läGst 
Nach  dieser  Statistik  wurde  in  den  4  Jahren  1893—96  der  Acht- 
stunden-l  ag  56  223  Arbeitern  zu  teil,  die  von  108  Firmen  und  öffent- 
lichen Behörden'  angestellt  waren.  Die  Statistik  für  das  laufende 
Jahr  enthält  nicht  die  Zahl  der  Arbeitgeber,  die  den  Achtstunden- 
Tag  bewilligt  haben;  denn  für  die  Londoner  Maschinenbauer  und 
Schiffausbesserer  giebt  sie  nur  die  Gesamtzahl  der  Arbeiter,  deren 
Arbeitszeit  veridirzt  ist,  ohne  dals  die  Zahl  ihrer  Arbeitgeber  ange- 
deutet wird.  Aus  anderen  Quellen  ergiebt  sich  indessen,  dals  ihre 
Zahl,  unter  der  sich  viele  sehr  kleine  Firmen  befinden,  200  beträgt 
Die  Zahl  der  Arbeiter,  die  nach  der  Handelsamtstatistik  den  Acht- 
stunden-Tag  oder  die  48  Stundenwoche  im  Jahre  1897  erhalten 
haben,  betragt  21 704,  also  77927  Itir  die  5  Jahre  1893—97.  Für 
die  Jahre  1887 — 1893  lalst  sich  die  Zahl  derer,  denen  der  Acht- 
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stunden-Ta^  bewilligt  wurde,  auf  höchstens  30000  schätzen,  vou 
denen  20000  (lasarhciter  sind.  Einige  der  bahnbrechenden  Firmen 
waren  verliäUni>inälsig  klein.  Messrs.  Johnson  beschäftigten  nur 
100  Arbeiter,  Messrs.  Allan  250,  die  gi^jlsten  die  Thames  Iroii  Works 
mit  3000  und  Hruniici,  .Mund  &  ("u.  mit  lOOO  .Arljcitern.  Nach  den 
vcröti'entlichten  Angaben  kann  man  schlielscii,  dals  der  Achtstunden- 
Tag  in  den  letzten  lO  Jainen  ungefähr  100000  Arbeitern  zugefallen 
ist,  von  denen  die  Hälfte  von  staatlichen  und  kommunalen  Beliörden 
beschäftigt  ist.  Die  Statistik  des  Handelsamtes,  welche  die  Zahlen 
der  Arbeiter,  die  in  privaten  und  öffentlichen  Betrieben  den  Acht* 
Stunden-Tag  eriiielten,  ist  folgende: 


i»93 

1894 

1895 

1896 

Ge&amt/ahl  für 
4  Jahre 

Private  BcUiebe 

1304 

8690 

163 

565 

10722 

Oeffentl.  „ 

239 

43400 

869 

923 

45421 

Zusammen 

»533 

52090 

1032 

14SS 

56143 

Dafs  die  Gesamtzahl  (ur  die  4  Jahre  in  dieser  Tabelle  um  80  kleiner 
ist  als  die  oben  angegebene  Summe,  erklart  sich  daraus,  daGs  au&er* 
dem  80  Arbeiter  noch  den  AcbtstundenTag  in  1894  erhielten,  ihn 
aber  in  demselben  Jahre  wieder  verloren.  Nach  einem  ungünstigen 
Ausfall  des  Achtstunden*Systems  ist  man  häufiger  zu  längerer  Ar> 
beitszeit  zurücl^ekehrt.  Man  wcifs,  dals  von  den  56223,  die  den 
kürzeren  Tag  in  diesen  4  Jahren  erhielten,  1121  Arbeiter  wieder  zu 
ihrem  früheren  Arbeitstag  zurückkehren  mufsten.  Diese  sind  alle 
in  Privatbetrieben  beschäftigt  und  ihre  Zahl  ist  10  ^/^  von  allen,  die 
den  Achtstunden-Tag  in  Privatbetrieben  erlangt  haben.  Die  haupt- 
sächlichsten Rückfälle  ereigneten  sich  im  Maschinenbau ;  von  obigen 
1121  waren  655  Maschinenbauer.  Aber  diese  Rückfälle  wurden 
durch  die  diesjährige  Zunahme  im  Maschinenbau  wieder  gut  ge> 
macht.  Im  allgemeinen  lälst  sich  von  einer  Bewegung,  in  der  Er- 
folge zu  Mifserfolgc  wie  90  zu  lo  sich  verhalten,  behaupten,  dals 
sie  gute  Fortschritte  macht. 

In  den  leichteren  Gewerben  ist  das  System  nicht  häufig  zur 
Anwendung  gekommen.  In  der  Textilindustrie,  z.  B.,  sind  nur  zwei 
Versuche  bekannt  geworden:  der  eine  in  einer  Wollweberei  in 
Huddersfield  mit  120  Arbeitern,  in  der  es  seit  Jahren  besieht;  und 
der  andere  in  einer  Seidenfal>rik  in  Schottland  mit  77  Arbeitern, 
die  gröfstcntcils  Stücklohn  erhielten.  Dieser  zweite  Versuch  wurde 
nach  einem  Jalu-e  1895  wieder  aufgf^eben,  weil  der  Ertrag  und 
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die  Stücklöhne  sich  dndurch  um  7'.,",,  vermindert  hatten.  Die 
Londoner  Huchl)iii(ler  haben  den  Achtstundcn-Tar;  seit  5  Jahreti  und 
Charles  Booth  bemerkt,  liab  er  bcfriedifjende  Resultate  ern^eben  hat, 
und  der  riiterschicd  in  der  Produktion  bei  weitem  nicht  so 
'^n-nis  ist  wie  der  in  der  Arbeitszeit.')  Nur  eine  kleine  Ruchbindcr- 
tirnia.  die  9  Arbeiter  beschäftigt,  ist  vor  einigen  Monaten  /.u  dem 
9  StunileiUag  zuiiirkgekeiirt.  Unter  den  Druckern  kommt  der  Acht- 
>tuiulcn-'rag  immer  mehr  in  Aufnahme.  Ks  haben  ihn  nach  dem 
Bericht  de>  Handel.>amtes  in  tlen  4jaliren  1893  —96  IO98  in  Drucke- 
reien beschäftigte  Arbeiter  erhalten,  die  sich  auf  Manchester,  Bristol, 
Ni  wcastic  und  andere  Provinzstädte  verteilen.  .Seitdem  sind  noch 
an*.!ere  in  Lontion  und  Kdinburgh  hinzui/ekommen.  Nur  in  zwei 
Fällen  mit  149  Arbeitern  sind  die  wöchentlichen  Arbeitstunden  wieder 
auf  51  und  5''  -j  erhöht  worden. 

In  dem  röi)ferei-(iewerbe  läfst  sich  für  die  letzten  Jahre  nur 
e;n  Bei>j»iel  aniuliien.  In  einer  Töpferei  in  Burslem  wurilen  im 
A})ril  1894  die  wöchentlichen  Arbeitsstunden  \on  68  dijj[)ers  aiul 
piacers  von  49  auf  48  herabgesetzt  und  die  von  237  anderen  Ar- 
beitern von  53  auf  48.  Der  Inhaber  dieses  (ieschäftes  war  Mr.  W. 
Woodall,  M.  P.,  der  damals  Finanzsekretär  des  Kriegsministeriums 
war,  und  der  als  solcher  viel  mit  der  Einführung  und  Erprobung  des 
ÄchtstundennSystems  in  den  R^ierungszeughäusem  zu  thun  hatte. 
Er  bethätigte  seinen  Glauben  an  das  System,  das  er  hier  einföhren 
half,  indem  er  es  auch  sofort  ülir  seine  eigene  l  öpferei  annahm, 
und  er  hat  mir  oft  bezeugt,  dsSs  die  Annahme  durchaus  befrie- 
digende Resultate  ergeben  hat. 

Im  Baugewerbe  hat  das  System  bisher  keine  gro^  Aufoahme 
gefunden.  Die  Londoner  Zimmerleute  strikten  im  Jahre  1891,  um 
eine  48  Stundenwoche  zu  erlangen,  aber  sie  vermochten  nur  eine 
Kürzung  von  2%  Stunden  die  Woche  durchzusetzen,  und  sie  ar- 
beiten seitdem  wöchentlich  50  Stunden  im  Sonuner.  Die  Londoner 
Maurer  folgten  dem  Beispiel  der  Zimmerleute  in  1892,  erhielten 
aber  auch  nur  eine  50  Stundenwoche.  In  den  Provinzen  jedoch 
sind  hier  und  da  einige  Baugewerbe  erfolgreicher  gewesen,  es  ge- 
lang 350  Dachdeckern  in  Wigan,  105  Zimmerleuten  in  Keighley, 
und  2800  Maurern  nebst  1500  Handlai^^em  in  Edinburgh  und  Leith, 
im  vergangenen  Juli  eine  Kürzung  der  Sommerstunden  von  51  auf 
45  zu  erreichen,  die  mit  dem  z.  Februar  1898  einsetzen  soUte. 

')  Life  and  Labour  of  the  People  in  London,  VL  248. 
Arehir  für  m<.  Gctetsgelmatg  u.  Suliadk.  XU.  2 
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Die  übrigen  liau<^c\verbc  in  tlen  letzten  beiden  Städten  erhielten 
im  August  nach  einem  i7tiiL,n^ren  Strii<e  cheselben  Bedinj^unLjen, 
Ihre  W'interstunden  betru<^'en  schon  weniger  als  48,  aber  sie  gelten 
nur  einii^e  Monale  des  Jalires. 

l  \  l K  i  wicLiend  ist  die  Achtstunden-Schicht  von  den  i  hemi>clKii 
l'abrikcii  m  dm  k  t/.trn  lo  Jahren  zur  Aufnahme  j^ekomnien,  und  nur 
ein  unbedeutender  Rückfall  ist  bekannt  «geworden.  In  einer  rheniischcn 
I  'abrik  in  Oldbury  kehrten  die  Schwar/.caschenarbciler,  doch  son>i  nie- 
mand, am  I.Januar  1895  zu  der  12  Stundenschicht  zurück.  Leber  die 
allgemeinen  Ergebnisse  des  Achtstunden-Systems  (lir  diese  Industrie 
hat  Sir  John  Brunner,  M.  P.  von  der  Firma  Brunner  Mond  &  Con 
am  7.  Felmiar  1895  einen  1an<j^en,  interessaDten  Brief  an  die  Times 
geschrieben,  der  eine  Ergänzung  zu  dem  von  der  Firma  an  den 
Minister  des  Inneren  im  Jahre  1893  erstatteten  Bericht  bildete.  Der 
Versuch  war  durchaus  befriedigend  ausgeben.  Die  Arbeitskosten 
pro  Tonne  der  Produkte  waren  jährlich  zurückgegangen,  und  sie 
waren,  als  er  den  Brief  schrieb,  die  gleichen  wie  zu  Beginn  des 
Experiments  im  Jahre  1889.  Verbcsseningen  des  Produktions» 
Prozesses  waren  während  dieser  Zeit  in  beträchtlichem  Malse  ein- 
geföhrt  worden,  aber  die  Firma  hält  sie  doch  nicht  för  bedeutend 
genug,  um  jenes  merkwürdige  Resultat  zu  erklären.  Sie  glaubt 
vielmehr,  dasselbe  zum  grofsen  Teil  darauf  zurückfuhren  zu  sollen, 
daCs  ihre  Leute  bestandiger  und  intensiver  arbeiten.  Sir  John 
Brunner  sagt:  ,J)as  Aussehen  der  Arbeiter  und  besonders  ihr  Gang, 
wenn  sie  die  Fabrik  nach  Beendigung  verlassen,  hat  sich  auf&Uend 
gehoben."  Aber  nicht  minder  hat  die  Stetigkeit  ihrer  Arbeit  zu- 
genommen. Die  chemischen  Arbeiter  pflegten  lange  nicht  so  regel- 
mäfsig  wie  die  Maschinisten  zu  arbeiten,  die  immer  einen  Neun- 
stimden«Tag  gehabt  haben;  doch  jetzt  arbeiten  sie  viel  regel- 
mäfsiger  als  die  Maschiiusten.  In  der  Fabrik  erhalten  die  ständigen 
und  regelmäßigen  Arbeiter  jährlich  eine  Woche  Ferien  mit  vollem 
Lohn,  die  sie  preisgcljen ,  werui  sie  während  des  Jahres  10  Tage 
ohne  Jirlaubni.s  fehlen.  Ehe  die  Achtstundcn-Schicht  eingeführt 
war,  betrug  der  Prozentsatz  der  chemischen  Arlu  !t<  r,  die  sich  diese 
Ferien  verdienten  43  im  Jahre  1888,  er  stieg  im  Jahre  189I  auf 
78  und  im  Jahre  1893  auf  92,  während  der  Prozentsatz  der  anderen 
Arbeiter  59  im  Jahre  1888,  67  im  Jahre  189I  und  76  im  Jahre 
1893  betrug.  Aufserdem  mufste  unter  dem  alten  S\-stem  der 
Direktor  am  Morgen  nach  dem  Zahltage  in  der  Fabrik  sein,  um 
Ersatz  für  die  Fehlenden  zu  schaffen  und  Betrunkene  zu  entfernen. 


uiyiiized  by  Google 


Neue  Fortschritte  der  Acbtstundcn- Bewegung  in  England. 

Heute  ist  das  kaum  noch  nötig.  „Die  Arbeiter  kommen  regel- 
TnaTag  und  nüchtern  zu  ihrer  Schicht"  Diese  bestandige  und  ent- 
schiedene Zunahme  in  der  Regelmafsigkeit  der  Arbeitsgewohnheiten 
ist  aus  dem  Grunde  besonders  bemerkenswert,  weil  zu  gleicher 
Zeit  eine  entsprechende,  wenn  auch  weniger  groCse  Zunahme  bei 
den  anderen  Arbeiterklassen  stattgefunden  hat,  deren  Arbeitsstunden 
nicht  gekürzt  worden  sind  In  früherer  Zeit  wurden  ihre  unregel* 
mäfsigen  Gewohnheiten  wahrscheinlich  noch  durch  die  Versuchungen 
verschlimmert,  die  aus  der  Gesellschaft  ihrer  zahlreichen  Mitarbeiter, 
•die  noch  unregelmälsiger  als  sie  selbst  waren,  hervorgingen.  Die 
Kürzung  der  Arbeitszeit,  die,  nach  der  Aussage  der  Unternehmer, 
in  dieser  Weise  den  Charakter  der  chemischen  Arbeiter  gebessert 
hat,  hat  durch  diese  Verbesserung  auch  einen  günstigen  Einflufs 
auf  den  Charakter  der  anderen  Arbeiter,  die  nicht  an  der  Kürzung 
teilnahmen,  ausgeübt.  Natürlich  gilt  dieser  Aclitstunden-Tag  in  den 
chemischen  Falirikcn  für  7  Tagr  in  der  Woche  und  nur  für  die 
clieinischen  Arbeiter,  die  Stücklohn  erhalten,  während  die  anderen 
Arbeiter,  die  nach  Zeit  gelohnt  werden,  noch  immer  täglich  9 
Stunden  thätig  sind,  und  es  zeigt  wohl,  wie  versriiieden  die  An- 
sichten über  diese  f'rage  sich  gestalten,  1  -  Sir  John  Brunncr  und 
ein  anderer  fiir  den  Achtstunden- 1  14  baimbrechender  Unternehmer, 
Mr.  Mather  seiner  Einführung  durch  j:,u-^ct7.1irhrn  Zwang  wider- 
streben und  im  Parlament  g^en  das  Aclitstunden-Gesetz  der  Berg* 
leute  stimmen. 

Am  häufigsten  hat  das  Achtstunden  -  System  in  jüngster  Zeit 
bei  den  Mctallindustrieen  Kini^ang  gefunden,  so  bei  den  Kisen-,  Kr/-, 
Blecli-  und  Maschinenb.iu-^cwerbeii.  So^^ar  die  Ansicht  der  Stahl- 
scbniclzer  hat  sich  in  dieser  Bc/.iciiung  geändert,  die  n(»rh  \or 
einigen  Jahren  das  Aeliistuiiden-S\-steni  sogar  dort  ablehnten,  wo 
<Jie  Unternehiiicr  es  eiiiUihren  wollteu.  1  >er  britische  X'erb.uid  der 
Stahlschniel/.er  liefs  im  Jahre  1895  seine  Milglieder  darüber  aij- 
stimmen  und  fand,  dafs  mehr  als  die  Hälfte  für  die  Annahme  von 
Achtstuuden-Schichten  waren  unter  der  Hedingung,  dafs  die  Lohn- 
frage in  befriedigender  Weise  geregelt  würde,  und  im  vergangenen 
Juni  hat  man  den  Anfang  gemacht,  indem  eine  kleine  Fabrik  in 
Hartleimol  >tait  12  stündiger  Arbeitszeit  eine  Sstündige  Schicht 
cingetulirt  haben  .soll.  l>ic  Mochofenleute  haben  wechselnde  Schick- 
sale durchgemacht.  In  me  inem  ikiehe  Kight  Ilours  for  \\  r>rk 
habe  icli  über  tlie  Aehl>tunden-.Schicht  der  Hochofenleute  West 
Cumbcrlands  berichtet,  und  wie  .sehr  aicU   ihre  Gesundheit  und 
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Mäfsigkeit  unter  ihrem  Einfluls  gehoben  hat,  obschon  diese  Besserung 
eine  beträchtliche  Verminderung  ihres  Produkts  und  ihrer  Lohne 
bewirkt  hat  Das  System  ist  dort  noch  in  Kraft,  obschon  die 
Labour  Gazette  im  April  1S95  berichtete,  dals  iiir  30  Hilfeariieitcr 
in  einem  Betrieb  —  Steinhauer,  Maschinisten  und  Wieger  —  die 
Arbeitswoche  von  48  auf  60  Stunden  erhöht  war.  Im  Jahre  1894 
stellten  die  Hochofenleute  Clevelands  an  ihre  Unternehmer  die 
Forderung,  die  Achtstunden-Schicht  einzuführen.  Die  15  Firmen, 
die  zu  dem  Verband  der  Eisenmeister  gehören,  weigerten  sich  aber, 
auf  diese  Forderung  einzugehen,  es  sei  denn,  dafs  die  Arbeiter  sich 
bereit  erklärten,  die  Kosten  der  Herabsetzung  zu  tragen.  Indessen 
bewilligten  4  andere  Firmen,  die  dem  Verbände  nicht  angehören, 
die  Forderung  der  Arbeiter,  und  vor  Ablauf  des  Jahres  arbeiteten 
10  von  den  94  damals  im  Distrikt  betriebenen  Hochöfen  mit  einer 
Arbeiterschaft  von  478  Mann  unter  dem  Achtstunden-System,  nach- 
dem die  Arbeiter  sich  mit  einer  geringen  Lohnreduktion  (6*.4^/„) 
nach  Eintritt  der  Zeitreduktion  zufrieden  erklärt  hatten.  Kin  Be- 
richt über  die  F.r^chnisse  der  kürzeren  Schicht  in  diesen  Hochöfen 
ist  lucht  veröffentlicht  worden,  doch  sollen  aus  einem  mir  un- 
bekannten Grunde  von  den  478  Hochofcnleutcn ,  deren  Arbeits- 
woche im  Jahre  1894  von  84  auf  56  Stunden  herabgesetzt  war, 
40  wieder  zu  der  alten  84  Stundenwoche  im  Jahre  1 895  zurück- 
gekehrt sein.  Das  ist  wahr>clKinlich  die  Arbeiterscliaft  eines  ein- 
zii^en  Hochofens,  während  die  übrisi^en  den  Achtstundcn- Ta^^  bei- 
behalten haben.  In  einigen  dieser  Hocliöfen  wurde  auch  bei  der 
EinführunjT^  der  kür/.eren  Schicht  die  Arbeitswoche  der  Ma-schinisten 
und  ihrer  Gehilfen  auf  48  Stunden  herabj^eset/.t.  Der  Cleveland- 
Kiscnineistcrx  erband  hat  jetzt  endlich  den  Achstunden  Tat^  bewilligt, 
und  ihre  5000  Hochofcnleute  erfreuen  sich  seiner  seit  vorigen  November. 

Im  Maschinenbau  hat  der  Achtstunden-Tag  die  bedeutendste 
Aufnalunr  L;rtunden,  und  in  diestm  Grwcrbe  ist  augenblicklich  der 
Kamjif  um  seine  Ausclclinuiii;  am  In  Ui;^slen  entbrannt.  Die  bahn- 
l)rechenden  W-rsuclic  hal)cii  einen  dauernden  Frfolg  erzielt.  In 
letzter  Zeit  haben  nu  ines  W  issens  Me>M  >  jolm^on  &  Co.  und 
Messrs.  .\llan  ^  Go.  über  ihre  Resultate  nichi  iierichtet,  doch  hat 
Mr.  .\.  V.  Hills  xon  den  Thames  Iron  Works  im  vergangenen  Juli 
einem  W^rtreter  der  Dail\-  News  die  \  on  ihm  mit  dem  .Xchtslunden- 
Tag  gemarine  Hrfahrung  mitgeteilt.  F.s  ist  dies  die  gröfstc 
.Maschinenfabrik  im  Süden  Knglands.  Sie  beschäftigt  über  3000 
Arbeiter,    und    ihre    Produkte    konkurrieren   erfolgreich   auf  dem 
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Weltmarkt  Die  Firma  führte  den  Achtstunden-l'ag  im  November 
1892  ein,  weil  sie,  wie  Mr.  Hills  erklärt,  einsah,  dafs  es  jedenfalls 
früher  oder  spater  dazu  kommen  müfste,  und  sie  es  für. ratsam 
hielt,  diesen  Zeitpunkt  zu^antizipieren.  Sie  hoffte,  durch  diese  früh- 
zeitige Einfuhrung  ihren  Betrieb  gegen  Zwietracht  und  Verluste 
zu  schätzen.  Die  Firma  hat  den  Achtstunden-Tag  bis  heute  bei- 
behalten, und  sie  hat  keinen  Grund  seine  Annahme  zu  beklagen. 
Die  Produktion,  sagt  Mr.  Hills,  zeigt  eine  relative  Steigerung,  aber 
eine  absolute  Abnahme,  altgemeinen  kann  man  sagen,  dafs 

wir  jetzt  aus  den  8  Stunden  Arbeit  für  8'  «  Stunden  erzielen, 
während  wir  früher  aus  9  Stunden  für  9  Stunden  Arbeit  erzielten; 
d.  h.  von  den  6  aufgegebenen  Stunden  erhalten  wir  $0%  durch 
einen  grolseren  Aufwand  von  Energie  und  Leistungsfähigkeit  in 
den  48  Stunden  zurück,  als  es  in  den  54  Stunden  möglich  war.'' 
Dieses  Resultat  erklärt  er  hauptsächlich  durch  den  Ansporn,  der 
durch  ein  neues  Arbeitssystem,  das  er  kurz  vorher  in  der  h'abrik 
eingcführt  hatte,  und  das  er  das  System  guter  Kanierailschaft  (good 
fellowship  System)  nannte,  ausgeübt  wurde.  „InWirklichkeit",  saj^t  er,  „ist 
es  eine  Art  Stücklohnsysteni  mit  dem  Unterschied,  dafs  ein  Minimal- 
loliri  festgesetzt  wird.  Die  Arbeit  w  ird  unter  Werkstätten,  (iruppen 
und  Abteilungen  vergeben.  Sie  wird  dann  auf  eine  bestimmte 
Summe  al^schätzt,  und  wenn  sich  nach  Bezahlunpj  des  festen 
Lohnes  ein  Ueberschufs  ergiebt,  wird  er  unter  die  Arbeiter  verteilt. 
Wir  finden ,  tlafs  daraus  ein  gesunder  Antrieb  zu  tüchtip^er  Arbeit 
entspringet."  Ks  ist  das  ein  Prämiensystem ,  das  auf  dem  Unter- 
schied zwischen  dem  veranschlagten  und  dem  wirklichen  Arbeits- 
ertrag beruht ,  (las  das  Interesse  des  Arbeiters  an  der  Produktion 
erregt  und  ihn  zu  maximalen  Leistungen  antreibt.  P-inige  erhalten 
Stücklohn  und  andere  Zeitlohn,  :\hvr  alle  liaben  an  drni  S\>tem 
guter  Kameradschaft  .Anteil.  Mr.  Hills  war  daher  nicht  ganz  so 
erfolgreich  wie  tlie  anderen  balHibiccIiciidLii  L  iiternehmer  Messrs. 
Johnson  &  Co.,  Messrs.  Allan  ^:  (  und  Messrs.  Mather  &  Platt, 
<lie  alle  berichten,  dafs  ihre  .Arl>citcr  unter  dem  AciUstunden-S\-stem 
mehr  geleistet  haljcn  als  unter  dcni  Xeunstundeii-Systetn ,  ohne 
dals  ein  Präniicns\stem  dabei  geholfen  hätte.  Me.ssrs.  Johii.>on 
zahlten  .Stücklohn,  Messr.s,  Allan  Ze  itlohn  und  Messrs.  Matlier  &  Halt 
zahlten  teils  Stücklohn  und  teils  Zeitlohn.  .-Xls  Mr.  Hills  die 
.Arbeitszeit  herai)set/.le ,  kürzte  er  auch  die  Löhne  um  ^/i^,  aber 
nach  einem  Jahre  erhöhte  er  sie  wieder  auf  den  früheren  .^at/. 
Obschon  er  jetzt  in  der  W  ociie  eui  um   ',,41  kleineres  Produkt  für 
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sein  Geld  erhält  als  früher,  klagt  er  niclit,  dals  seine  Stellung  iti 
der  Submissionskonkurrenz  gefährdet  sei.  Kr  sagt,  dafs  jetzt  weit 
wenigec  Zeit  verloren  wird,  und  da(s  fast  kaum  noch  kleinliche 
Reibungen  mit  den  Arbeitern  vorfiiUen,  und  dals  eine  weit  grölsere 

Harmonie  besteht. 

Die  Berichte,  die  Mr.  Mather  über  die  Erfalirungen  seiner 
Firma  erstattet  hat,  sind  von  den  Unternehmern  mit  einer  seltsam 
irrat'onellcn  Skepsis  au%enommen  worden.  Sie  wollen  sich  nicht 
durch  einen  Theoretiker  in  ihrem  G<  srliafte  belehren  lassen ,  aber 
es  scheint,  dafs  sie  auch  nicht  auf  die  hervorragendsten  Praktiker 
ihres  eigenen  (iewcrbes  hören  wollen.  Mr.  .Alexander  .Siemens  er- 
klärte vor  einigen  Monaten  öttentlicli,  dafs  Mr.  Mather  keineswei^'s 
erfol'j^rcich  gewesen  sei.  Fr  sei  nur  der  I-'uchs  in  der  Fabel ,  der 
seinen  Scliwanz  verloren  luilx;,  und  der  nun  seine  l'reunde  ^ern 
bereden  mochte,  auch  die  ihi  i>;en  aufzugeben,  um  ilini  l  iesclkchafl 
zu  leisten.  Der  L'nternelinier\  ercin  hat  eine  Schritt  herausgej^eben, 
in  welcher  behauj>tet  wird,  dafs  Mr.  Mather  das,  was  er  erreicht 
hat ,  nur  durch  ein  .S\  steni  sireni;ster  Aufsicht  durch  extra  Werk- 
lührer  erreichen  konnte,  tlas  die  ( icwerkvcreine  ,,Skla\  enantreiben'* 
nennen  wiiidtn.  wenn  es  irf^endwo  sonst  versucht  würde,  und  das 
sie  in  der  l  abrik  von  Me.ssrs.  Mather  &  Platt  nur  infolge  Ijesoiulerer 
zeitweiliger  Hegün.stigung  im  Interesse  des  Aclitstunden  -  Tages 
dulden.  Diese  Behauptung,  für  die  auch  nicht  eine  Spur  von  Be- 
weis gegeben  wird.  liel)l  sich  eigentlich  selbst  auf.  denn  sie  beiuht 
auf  der  X'orauxsctzuug ,  dafs  in  der  Brust  der  .Arbeiter  .Malliers 
zwei  .Seelen  wohnen,  die  nicht  nt  beneinandcr  wohnen  können.  Die 
eine  ist  die  Arbeitslust ,  die  aus  ihrem  Interesse  an  der  .^ache  des 
.-\ehlstunden- 1  ages.  enl.>j»ringt  und  die  andere  i.st  eine  .Xiix  itsunlust, 
die  eine  .stete  kräftige  .Aufrüttelung  bedingt.  Fs  ist  wohl  möglich, 
dais  bei  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  Mather,  wie  es  Andere  auch 
gethan  haben,  eine  neue  Einrichtung  getroflen  hat,  um  eine  Ver- 
geuilung  der  Zeit,  die  jetzt  kostbarer  wurde,  besser  verhüten  zu 
können.  Abci*  wenn  diese  neue  Einrichtung  nur  im  geringsten  die 
Bezeichnung  „Sklavenantreiben'^  verdient  hatte,  so  würde  die  Peitsche 
—  darauf  kann  man  sich  verlassen,  —  nicht  während  5  langer 
Jahre  über  1200  Adamssohnen  geschwungen  worden  sein,  die  zu- 
dem noch  1200  freie  Engländer  waren,  die  das  Recht  zu  murren 
besitzen,  ohne  dafs  in  dieser  ganzen  Zeit  ein  Stöhnen  oder  Seu&er, 
aufser  dem  von  den  allzu  menschenfreundlichen  Untemehmen'ercin 
au^estoDsenen,  gehört  worden  wäre.     Mather  hat  selbst  Herrn 
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Alexander  Siemens  eine  scharfe  Antwort  ^ejjeben.  Er  erwiderte, 
dals  der  AchtStunden-Tag  nach  liinQähnger  Erf.üirun^^  sich  heute 
noch  ebenso  ^t  wie  im  ersten  Jahre  bewähre,  dals  er  in  dieser 
Zeit  trotz  wcchschiden  Geschäftsganges  auf  in-  und  ausländischen 
Märkten  mit  Alexander  Siemens  und  anderen  Firmen  erfolgreich 
konkurriert  habe  und  dals  er  in  Geschäftszwoi;^en ,  die  sie  gemein- 
sam betreiben,  seine  F'irma  befriedigende  Resultate  erzielt  habe. 
„Diese  Resultate",  fügte  er  hinzu,  „würden  durch  eine  Rückkehr  zu 
der  53  Stundenwoche  nicht  im  «^'eringstcn  bessor  ausfallen." 

Ein  anderer  Pionier  des  Achtstiuulen-Tags  im  Maschinenbau, 
Mr.  James  Reith .  hat  auch  kürzlich  den  dauernden  Erfolg  des 
.Sy>,tcms  laut  l)C7.cu<;^t.  Kr  zeigte  sich  bei  einem  der  wenigen  Ver- 
suche, die  in  Schottland  anf^'eslcllt  worden  sind.  Mr.  Reith  zahlt 
meinen  sämtlichen  Arbeitern  Zeitlohn  und  nicht  Stücklohn.  Kr 
hatte  die  wi^clientlichen  Arbeitsstunden  schon  früher  \on  57  «'^^•^ 
51  heral)^eseizt  und  da  das  Arbeitsprodukt  dadurch  nicht  vermindert 
war,  setzte  er  sie  iin  Jahre  1893  auf  48  lierab.  Als  ihn  ein  \'cr- 
treter  der  l)ail\'  News  fragte,  ob  er  dieses  .Mal  dieselbe  Krlahrung 
wie  da»  erste  Mal  gemacht  habe,  antwortete  er:  „Ich  erhalte  ebenso 
viel.  Ja,  l<'li  glaube,  ich  erhalle  mehr.  Jetlenfalls  fahre  ich  bc- 
.stininit  bi>^c  1  dabei;  deiui  ich  spare  last  das  ganze  Jahr  die  Aus- 
gaben für  künstliehe  Beleuchtung".  Kr  liält  es  für  wichtig,  dals 
ilie  Leute  erst  nach  dem  hVühstnek  zur  Arbeit  komiiuMi.  Ihre 
Knergie  er>ci)l<ittl  jetzt  nie.  Sie  sind  ,,t^'b<^'nso  tauglich  um  4  Uhr 
wie  um  10  Ihr,  am  Ireitag  ebenso  wie  am  I)ien>tag.  In  tler 
That  sie  sind  hisch  und  munter  von  Anfang  bis  zu  haide  der 
W  "die  und  ihre  Leistungen  pro  Stunde  sind  (juantitatix  und  (|uali- 
UiUv  gestiegen."  .Nach  einer  s(>lclien  Krtahrung  spottet  Mr.  Reith 
natürlich  über  das  .Schreckbild  der  ausländi.schen  Konkurrenz.  „Wenn 
irgeiul  eine  nati>)nale  (iefahr  aus  der  fremden  Ronkurrenz  durch 
die  Arbeitszeit  ent.stehen  kann,  so  kann  sie  weit  eher  daraus  er» 
wachsen,  dafs  andere  linder  ihre  Arbeitszeit  kürzen,  als  dafs  sie 
eine  läi^^ere  Zeit  als  wir  arbeiten.  Ich  war  kürzlich  in  Belgien,  wo 
die  Arbeiter  in  Maschinenfabriken  II— 15  .Stunden  täglich  beschäftigt 
sind.  Sie  gehen  lan^e  vor  ihrem  Frühstück  an  die  Arbeit,  verHeren 
den  .\ppctit  und  genielsen  dann  Absinth,  der  die  verderblichsten 
Folgen  hat.  Meine  Leute  sind  in  8  Stunden  weit  mehr  wert,  als 
jene  in  15.  Nicht  nur  ihre  relative»  sondern  ihre  absolute  Produk' 
tion  ist  grölser  in  der  kürzeren  Arbeitszeit." 

Auch  die  £r£üirung  der  Regierungsbehörden  ist  dem  kürzeren 
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Arbeitstag  entsciiieden  i^ünsti^^  ;^anvesen.  Zwar  hat  der  jetzii^e 
Finanzsekrelär  des  Krie{:^sn"»iiii.sicriunis ,  Mr.  Powell  Williams  vor 
einigen  Monaten  im  Parlament  gcäulscrt,  dafs  niemand  die  Resultate 
des  48  Stundensystems,  die  in  der  ( iescluit/.fabrik  /.u  W'oulwich 
sich  ergeben  haben,  wirklich  leststellen  künn«-,  weil  die  dort  her- 
gestellten Waren,  von  Zeit  zu  Zeit  ihren  (  harakter  ändern.  Wenn 
dadurch  auch  eine  Vergleidiung  der  gegenwärtigen  Arbeit  mit  der 
vor  vier  Jahren  in  einzelnen  V'envaltungszweigen  erschwert  wird,  sd 
ist  das  doch  nicht  in  allen  der  hVill,  und  jedenfalls  war  dannK,  als 
der  kürzere  Arbeitstag  zuerst  eingeführt  wuide,  ein  /u\ erläs>:ger 
Mafsstab  für  die  X'ergleichung  \orhanden,  weil  dieselben  Xitikel 
vor  und  nach  tlcr  Kürzung  hergestellt  wurden.  Leber  die  ersten 
beiden  Jahre  dieses  Versuches  in  dem  Zeughause  zu  VV'oolwicli, 
hat  Sir  Henry  CampbcU-Bannernian,  der  damals  Kriegsminister  war, 
vor  einigen  Monaten  einem  Vertreter  der  Dail>'  Xews  seine  An« 
sieht  mitgeteilt  Er  sagte,  dals  nach  allen  Berichten,  tlie  er  vor 
seiner  Amtaresignation  gegen  Ende  des  Jahres  1895  erhalten  habe, 
man  zu  dem  Schlufs  kommen  müsse,  da&  die  Produktion  unter 
dem  Achtstunden-System  ebenso  groGs,  wenn  nicht  grolser  sei  als 
unter  dem  Neunstunden-System,  und  dafs  seines  Wissens  kein  (rrund 
zu  der  Annahme  vorliege,  dals  das  heute  nicht  mehr  der  Fall  sei 
Es  haben  sich,  sagt  er,  genug  Vorteile  ergeben,  um  den  Zeitver- 
lust ivieder  gut  zu  machen.  Zunächst  ist  der  Zeltverlust  er5|)art 
worden,  der  durch  das  Aufhören  und  Wiederaufnehmen  der  Arbeit 
beim  Frühstück  veranlaCst  wurde.  Dann  ist  die  Energie  der  Ar- 
beiter gesteigert  worden.  Aufserdem  wird  an  Licht  gespart,  an 
Amortisation  und  an  anderen  Dingen.  Aus  der  Summe  dieser  Vor- 
teile ergiebt  sich,  dafs  die  Kürzung  der  Arbeitszeit  dem  Lande 
nicht  einen  Pfennig  gekostet  hat  Er  bemerkt  ferner,  dafs  die  Ver- 
besserung bei  den  Zeit-  wie  bei  den  Stückarbeiten!,  bei  den  Ma- 
sdiinoi-  wie  bei  den  Handarbeitern  »ich  offenbare.  Im  Anfang  war 
eine  Neuordnung  der  Arbeit  im  Zeughausc  geboten,  aber  dadurch 
wurde  die  Durchführung  des  Kxjieriments  nur  erleichtert,  und 
nicht  die  leiseste  Klage  über  irgend  etwas  wie  Sklavenantreiben 
ist  erhoben  worden.  Würde  etwas  derartiges  versucht  worden  sein, 
so  wäre  es  sicher  an  die  Oeffentlichkeit  gedrungen,  da  ISOCX)  Per« 
sonen  davon  betroffen  werden;  zumal  da  die  ständigen  Beamten 
die  Kürzung  zunächst  mit  Mifstrauen  aufnahmen,  und  viele  Al> 
geordnete  im  Parlament  eifrig  darauf  warteten,  irgend  einer  Be- 
schwerde darüber  Ausdruck  geben  zu  können.    Nicht  einmal  eine 
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« 

I-r.i^c  ist  darüber  im  Unterhause  gestellt  worden,  und  wir  können 
<laher  sicher  annehmen,  dals  dieses  gewalti<:^'c  Kxperimeiit  i^'ej^liickt 
ist,  ohne  dals  die  Arbeiter  in  uni^ehöri^er  Weise  schärfer  aufge- 
spannt wurden.  Die  eiv^flische  Rcj^ierun^  hat  al)er  damit,  wie  Sir 
H.  Campbell  -  Banuennnu  In  nierkt,  sich  dort  hingestellt,  wohin  sie 
gehört,  nämlich  ,,in  die  erste  R»  ihc  der  Unternehmer",  wo  sie  an- 
deren \-oranschreitet.  Schlielslich  tugt  er  noch  hinzu,  dafs  es  all- 
gemein beobachtet  wurde,  wie  d;Ls  ganze  Auftreten  der  .Arbeiter, 
wie  ihr  allgemeiner  moralisclier  und  physisciier  Cliarakter  sich  zu- 
sehends besserte. 

Sechs  Monate  später  folgte  das  Marineniinisterium  dem  lieispiel 
des  Kriegsministeriuins,  indem  es  im  Juni  1894  die  wöchentliche  Ar- 
beitszeit in  den  W  erften  von  50'  ^  auf  48  Stunden  herabsetzte.  Diese 
Kürzung  betraf  22707  Männer  und  233  I'>auen ;  es  wurde  damit  aber 
nicht  viel  geändert,  da  l)es<)iider->  die  Männer  schon  xorher  nac  h  dem 
Frühstück  zur  Arljcit  zu  konunen  pflegten.  Mr.  K.  Roliertson,  M.  1'., 
der  damals  und  noch  ein  Jahr  länger  Unterstaatssekrclär  tler 
Marine  war,  bezeichnet  als  Ergebnis  dieses  Versuches,  dafs  in  der 
kürzeren  Zeit  ebenso  viel  gearbeitet  wurde  wie  früher;  er  bemerkt 
aber,  dafs  tlieses  Ei^ebnis  nicht  allein  durch  die,  infolge  der  Kür- 
zung entfaltete  gröfsere  Energie  hervorgerufen  sei,  sondern  zum 
Teil  durch  die  Annahme  einer  Reihe  von  neuen  Vorachriften,  durch 
die  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  Zeit  gespart  wurde  und 
durch  welche  die  infolge  der  Kürzung  verlorene  Zeit  zum  grofeen  Teil 
wieder  eingeholt  wurde.  Es  werden  sowohl  Zeit-  wie  Stückarbeiter 
beschäftigt,  und  die  eingetretene  Verbesserung  zeigte  sich  bei  beiden, 
„Es  war  eine  groGse  Reform",  sagte  Mr.  Robertson,  „die  sich  selbst 
bezahlt  gemacht  und  dem  Lande  nichts  gekostet  hat." 

Im  nächsten  Jahre  folgt  die  Postverwaltung,  die  im  März  1895 
die  wöchentliche  Arbeitszeit  der  676  Personen,  die  in  den  Tele- 
grapheniabriken  zu  Mount  Pleasant  und  HoUoway  beschäftigt  waren, 
\'on  54  auf  48  Stunden  herabsetzte.  Der  jetzige  Greneralpostmeister 
bemerkt  in  seinem  letzten  Jahresbericht,  dals  „die  Kürzung  erfolg- 
reiche Resultate  ergeben  habe.  Mit  Ausnahme  jener  Fälle,  in  denen 
die  Schnelligkeit  der  Arbeit  von  der  Schnelligkeit  der  Maschinen 
abhangt,  und  in  denen  andere,  für  den  Erfolg  ungünstige  Umstände 
vorherrschen,  haben  die  Arbeiter  ebensoviel  in  den  8  wie  früher 
in  9  Stunden  produziert*'  Er  iiigt  hinzu:  „die  Aufeeher  in  den 
Fabriken  berichten,  dals  den  Arbeitern  die  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit von  grofsem  Nutzen  gewesen  ist,  der  sich  in  einer  augcn- 
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scheinlichen  Verbesserung'  ihres  Aussehens  uiul  ihres  Betragens 
offenbart."  Wollen  nun  die  (belehrten  des  L'ntci m  ]imer\  rrcins  be- 
haupten, dafs  diese  Verbesserung^  des  Aussehens  und  Hetra*(ens  von 
den  schlauen  l\*le;^raphenarbeitern  nur  zu  dem  Zweck  anL^a-nonunen 
wurde,  um  unsciiuldi^e  Unternehmer  zu  der  Aiuiahme  des  Sklaven- 
antreibens  zu  verlocken,  \vo<;e;^^en  >ich  ihr  Gefülil  sträubt,  und  das 
den  armen  Arbeitern  unerträglich  ist  ? 

Messrs.  K\  noch  i^-  Co.  führten  im  Jahre  1894  den  Achtstunden-Tag 
in  ihrer  groisen  (ie>ehützfabrik  in  Birmingham  ein,  in  der  sie 
2500  Arbeiter  beschäftigen.  Sie  haben  ihn  seitdem  beibehalten, 
weil  die  Resultate  sie  befriedigt  haben,  haben  abir  keinen  beson- 
deren Bericht  darül)er  er>tallel.  Messrs.  B.  &  .S.  Massey,  Maschinen- 
bauer in  Openshaw  Manchester,  die  ICK)  Arbeiter  beschäftigen,  hal)eij 
auch  im  Jahre  1894  die  48  Stundenwoelie  freiwillig  angenommen  und 
haben  kür/.ru  li  im  Manchester  (luardian  (13.  |uli  1897)  ^"i'icn  hr)chst 
gÜM.^ti^en  Bericht  iiber  ihre  Krfahrung  \  erötfeiitlicht.  .Sie  arbeiten 
8"V,  Stunden  an  5  Tagen  in  der  Woche  und  4'.^  .Stunden  am 
Sonnabend.  .Sie  beschäftigen  nur  Xichtgewerkvereinler,  aber  sie 
bezahle!!  Gewerkvereinsiöhne.  Sie  bauen  Maschinen  für  das  Aus^ 
land  wie  für  das  Inland.  Sie  entschlossen  sich  zu  der  Kürzung, 
weil  sie  glaubten,  dafs  die  Arbeiter,  wenn  sie  wollten,  ebensoviel 
in  der  kürzeren  wie  in  der  längeren  Woche  vollbringen  könnten. 
Sie  wurden  in  ihren  Erwartungen  nicht  getauscht  und  haben  den 
kürzeren  Arbeitstag  seitdem  beibehalten.  Da  die  Reform  sie  be- 
friedigt hat,  glauben  sie,  da(s  sie  auch  andere  Unternehmer  be- 
friedigen würde,  aber  sie  geben  zu,  dafs  das  nicht  notwendig  immer 
der  Fall  ist;  denn  andere  Unternehmer  befinden  sich  oft  in  einer 
minder  günstigen  I^e,  besonders  die,  welche  Gewerkvereinler  be- 
schäftigen, die  durch  die  Vorschriften  der  Gewerkvereine  über  den 
Betrieb  und  das  IVodukt  der  Maschinen  u.  dgl.  gebunden  sind. 

Während  der  gröfste  Teil  der  im  Maschinenbau  angestellten 
V^ersuche  befriedigende  Resultate  lieferte,  sind  einige  wieder  auf- 
gegeben worden.  Die  grölste  dieser  rückfälligen  Fabriken  ist  eine 
Firma  in  Bedford,  die  landwirtschaftliche  Maschinen  herstellt,  und 
die  500  Arbeiter  beschäftigt  Sie  nahm  das  Achtstunden-S>'stem 
im  Jahre  1894  auf  ein  Jahr  an  und  graben  es  am  Ende  des  Jahres 
wieder  au£  Soviel  ich  weils,  hat  sie  aber  nie  einen  Bericht  über 
ihre  Eriahning  und  die  Gründe  ihres  Rück^ls  veröffentlicht. 
Messrs.  Parker  &  Co.,  Elektrotechniker  in  Wolverhampton,  die 
300  Arbeiter  beschäftigen,  nahmen  im  Oktober  1894  die  49  Stunden- 
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woclic  an  und  j^aben  sie  im  September  1896  wieder  auf,  weil  ihre 
Arbeiter  eine  Lolinerhr>luin<,'  verlangt  und  erhalten  hatten.  Die 
Firma  war,  wie  sie  anhiebt,  nicht  imstande  den  höheren  Lohn 
ohne  «jleichzeitij^e  Verlängeruiij^  tU  r  Arbeitszeit  zu  zahlen;  denn  es 
hatte  sich  herausi^estellt,  dals  (He  Ai  bc  itcr  an  (\cm  kürzeren  Arbeits- 
taj^c  ebensoviel  Zeit  \er«;eudeteii  wie  an  den  länj^ercn,  und  dafs 
sie  der  Firma  nicht  <.lic  eru-artctc  rnterstützunj^  zu  teil  werden 
Helsen.  Messrs.  Hod<;son  und  Stead,  die  K^a'rton-1  isenwerke  in  Man- 
chester, nalmien  ini  April  1894,  nachdem  sie  die  Schrift  von  Mather 
6s:  l'latt  gelesen  hatten,  die  48  Stundenwoche  an.  Sie  kehrten 
aber  im  Juli  1896  zu  der  53-Stundenwoche  zurück,  da  ihre  Pro- 
duktion sich  so  sehr  vermindert  hatte,  dafs  sie  einen  hinreichenden 
Gewinn  nicht  mehr  abwarC  Während  des  ersten  Jahres,  sagen  sie, 
waren  die  Ergebnisse  sowohl  in  der  Fabrik  wie  in  der  Gie&erei 
sehr  befriedigenLl,  aber  im  zweiten  Jahre  ergab  die  Fabrik  bei 
weitem  nicht  den  Prozentsatz  (des  Gewinns,  wie  ich  annehme)  des 
ersten.  Ein  grofser  Teil  dieser  Arbeit  wird  jedoch  außerhalb  der 
Fabrik  gethan  und  kann  daher  nicht  so  streng  beaufsichtigt  werden 
wie  die  in  der  Fabrik  vollbrachte  Arbeit.  In  der  Gielserei  waren  • 
die  Resultate  im  2.  Jahre  fast  so  gut,  wenn  auch  nicht  ganz  30 
gut  wie  im  i.  Jahre.  Messrs.  Caird  &  Rayner,  eine  kleine  Ma* 
schinenfabrik  und  Kupferschmiede  in  London,  nahmen  im  Oktober 
1896  das  Achtstunden-System  an  und  haben  es  jetzt  nach  eineni 
einjährigen  Versuch  wieder  aufgegeben.  Sie  fanden,  dafs  die  kürzere 
Arbeitszeit  kostspiel^er  sei  als  die  längere,  obschon  ihre  Fabrik 
und  Maschinen  neu  sind  und  daher  besonders  s][>arsam  arbeiten. 
Einige  andere  kleinere  Experimente  im  Maschinenbau,  die  vor  dem 
Jahre  1897  angestellt  wurden,  sind  wieder  au%egeben  worden,  ohne 
dals  die  dazu  fuhrenden  Gründe  bekannt  gemacht  worden  sind. 

Wir  sind  jetzt  bei  dem  Jahre  1897  angelangt  und  bei  der 
Bewegung  der  Londoner  Maschinenbauer  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  und  bei  der  Aussperrung  der  Maschinenbauer,  die  sich 
während  der  zweiten  Hälfte  über  das  ganze  Könif^^rcich  verbreitete 
und  noch  fortdauert.  Der  Kampf  wurde  im  Februar  durch  den 
londoner  (  lewcrkx  erein  der  Eisen-  und  Maschinenarl)i  itcr  ( i  i>(fnet, 
der  die  Maschinenbauer,  Kesselschmiede,  Dampfmaschinenarbeitcr 
u.  a.  urnfaf^-t.  Sie  sahen,  dafs  Tausende  ihrer  Miti^licder  acht  Stunden 
tätlich  art>eiteten,  so  in  den  Werkstätten  der  Regierung,  in  den 
Thanics  Eisenwerken  und  an  antleren  Orten  und  sie  stellten  das 
Verlangen,  das  sie  auf  alle  Fälle  früher  oder  später  stellen  mulsten, 


uiyitized  by  Google 


28 


Jobn  Rae, 


dafs  der  Achtstundcn-Taj^  auch  den  übri^^cn  ^^ewälirl  werden  iiiö«^e. 
Von  den  10500  Mitgliedern  der  Vereinigten  Maschinenbauer  des 
Londoner  Distrikts  hatten  3000  den  Achtstunden-Tag  schon  seit 
drei  Jahren,  und  von  den  3200  Mitgliedern  des  Vereins  der  Kessel- 
schmiede  desselben  Distrikts  arbeiteten  2000  in  den  Schiffreparaturen- 
werfcs^en  der  Themse  schon  seit  5  Jahren  täghch  acht  Stunden, 
nachdem  sie  gegen  den  Willen  ihrer  eigenen  Generalexekutive 
einen  Strike  durchgekämpft  hatten.  400 — 500  Maschinenbauer 
dieser  Schiffsreparaturwerkstatten  erhielten  den  Achtstunden  -  l  ag 
im  Januar  1897  unter  der  Bedingung,  dafs  die  Forderung  in  allen 
Werkstatten  gestellt  und  bewilligt  werden  sollte.  Im  Marz  wurde 
dieselbe  Forderung  an  alle  Maschineniabrikanten  des  Londoner 
Distrikts  gerkhtet,  und  zwar  wurde  sie  nicht  von  den  Maschinen- 
bauern, sondern  von  einer  Verbindung  der  lokalen  Gewerkvereine 
samtlicher  Maschinenarbeiter  erhoben,  für  die  ein  gemeinsamer 
Ausschufs  handelte.  Eine  grofse  Majorität  der  Unternehmer  be- 
willigte diese  Forderung  sofort  und  jede  Woche  traten  neue  hinzu. 
1ms  mehr  als  200  von  den  270  Maschinenfeibrikanten  des  Ixindoner 
Distrikts  nachgegeben  hatten  und  vielleicht  X2000  bis  15000  Ar- 
beiter das  Ziel,  dem  sie  zustrebten,  erreicht  hatten. 

Die  Gewerkvereine,  die  zu  dem  gemeinsamen  Ausschuß  zu- 
sammengetreten waren,  be&hlen  darauf  ihren  Mi^liedern,  die  Arbeit 
in  jenen  wenigen  Werkstätten  niederzulegen,  deren  Besitzer  den 
Achtstunden -Tag  nicht  bewilligen  wollten.  Aber  unter  diesen 
wenigen  Unternehmern  waren  4  oder  5  Mitglieder  des  \'erbamle^ 
der  \creinigten  Maschinenfabrikanten  'Einployers'  Federatioii  of 
Engineering  Associations) ,  einer  sehr  kräftigen  (Organisation,  ilic 
erst  im  Jahre  180^5  Lyegründet  worden  war  und  in  deren  Adern  nocli 
das  I'cuer  und  die  Kampflust  der  Jugend  loderte.  Dieser  Ver- 
band befürchtete,  dafs  die  Bewilligung  des  Achtstunden-Tages  in 
London  ein  gleiches  Verlangen  für  das  ganze  Königreich  nach  sich 
ziehen  würde,  was  sich  ja  auch  wohl  mit  Recht  früher  oder  s])äter 
erwarten  licfs.  .-Xus  diesen  (iründen  besehlossen  sie.  der  Bewegung 
an  ihrer  l 'rsprungs(]uelle  zu  widerstehen,  und  sie  teilten  dem  ge- 
meinsamen Ausschufs  der  \  crhiirMlcten  Londoner  ( icwerkvereiiie 
mit,  dafs,  wenn  die  an  die  4  oder  5  Firmen  L;c>lellte  I'orderung 
des  .Achtstunden-  rages  nicht  /unickgeiioinmeii  wurde,  tlie  Mitglieder 
des  l'nternehmerverbandes.  die  irgendwelclie  Mitglieder  der  ver 
bünileten  (iewerkvereine  beschattigten,  25  dieser  Mitglietler  am 
I.  Juli  im  ganzen  Lande  aussperren  würden.    Der  i.  Juli  kam.  Die 
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l"otiU  ruii^  war  nicht  zuriick^czo^cii  und  die  l  nteinchmcr  speritcii 
die  J5  "  Her  ( icwcrkvereinler  aus.  Die  ( iewerkx  errinc  aiitworleleii, 
indem  sie  die  übri'Jen  75  "„  die  Arbeit  niederlet^^en  iiefsen.  So 
wurde  ein  unerheblicher  Zank  in  4  oder  5  kleinen  Maschinen- 
fabriken an  der  I  heiuse  zu  einem  L^rolsen  natit)nalen  Arbeitskampf 
von  inlcrnationaler  Betleutun^^  enlfadit.  636  L'nlernehiner  in  allen 
I  eilen  des  KoniL,n  eirhes  liabeii  sich  jetzt  der  Aussperrung  anj:je- 
srhlo^'ien  und  2J  qyd  Mitj^heder  des  \  erbandes  der  vercinijrten 
-M.i->(  liincnbauer  ei  halten  jetzt  Strike-^elder.  Aulserdem  sind  noch 
54500  andere  Arix'iter  in  den  Strike  ein;^a'treten,  um  che  Maschinen- 
bauer zu  unterstützen.  l)er  Kampf  hat  sich  auf  die  Maschinenbauer 
bescliränkt,  weil  einige  der  verbündeten  (lewerkc  keine  Z\veif;vereine 
auiscrhalb  Londons  besitzen,  und  weil  die  Kessclschrniede,  die  allein 
noch  eine  umfassende  Organisation  haben,  augenblicklich  die  Unter- 
nehmer ebensowenig  bekämpfen  wollen  wie  die  Unternehmer  ae. 
Ihr  Londoner  Zweigv  erein  hatte  sich  eine  Zeitlang  dem  Strike  der 
Maschinenbauer  angeschlossen»  seitdem  sind  sie  aber  dem  Rat  ihrer 
(Teneralexekutive  gefolgt  und  haben  die  Arbeit  wieder  aufgenommen. 
Man  darf  aber  deshalb  nicht  ^dauben,  dals  der  Gewerkverein  der 
Kesselschmiede  gegen  den  Achtstunden-Tag  ist.  Es  hat  im  Gegen- 
teil eine  Abstimmung,  die  kürzlich  unter  seinen  Mitgliedern  statt* 
fand,  eine  überwältigende  Majorität  liir  die  Annahme  des  Acht- 
stunden-Tages ergeben.  Aber  sie  halten  es  für  ratsamer,  ehe  sie 
zum  Strike  schreiten,  den  Weg  der  Besprechungen  und  Unter- 
handlungen zu  betreten,  um  ihn  för  das  ganze  Land  zu  gleicher 
Zeit  zu  erlangen,  als  heute  an  der  Themse,  morgen  am  Tyne  und 
übermorgen  am  Clyde  ihre  Forderungen  bewilligt  zu  sehen.  Un- 
gefähr 50cx>  Kesselschmiede  haben  infolge  dieses  Streites  mit  den 
Maschinenbauern  die  Arbeit  niederlegen  müssen,  und  diese  empCwgen 
Arbeitslosenunterstützung  von  ihrem  eigenen  Verein  und  gehören 
nicht  zu  jenen  obenerwähnten  54500,  denen  die  Geldverteilungen 
der  Maschinenbauer  zufliefsen. 

Die  Aussperrung  dauert  jetzt  sechs  Monate.  Als  sie  begann, 
besals  der  \'erband  der  vereinigten  Maschinenbauer  361000  J?  an- 
gesammelte Strikefoiufs.  Kr  zählt  91 944  Mitglieder,  von  denen 
aUo  mehr  als  -3  die  besondere  wöchentliche  Strikeumlage  zahlen 
können,  die  wöchentlich  1 1  500  d'^  beträgt.  AuCserdem  hat  der 
\'erbantl  von  allen  Seiten  die  grofsmütigsten  Unterstützungen  er- 
lialten,  die  sich  wöciientlich  auf  5cxx>  bis  icxxx)  jt*  belaufen 
und  zu  denen  nicht  nur  die  Gewerkvereine  Groisbritanniens  und 
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seiner  Koloiiii-cn  beisteuerten,  sondern  auch  diejeiiiL^en  Deut'xdi- 
lands,  Oesterreichs,  der  Schuetz  und  der  WreiniL^len  Siaaien. 
Jetzt  haben  sie  noch  beinahe  die  Hälfte  ihrer  urspriini^dicheii  l  onds, 
also  ungefähr  150000  Jt ,  von  denen  indessen  l  60000  nicht 
für  die  Zwecke  -des  Strikes  verfügbar  sind.  So  schwer  sie  auch 
gelitten  haben,  so  können  sie  also  doch,  wenn  sie  wollen,  noch 
monatelang  aushalten.  Die  Unternehmer  haben  ihrerseits  natürlicli 
auch  gelitten.  Ihr  Absatz  mulste  in  bedeutendem  Um&ng,  wie  sie 
selbst  häufig  klagen,  auf  audändische  Konkurrenten  übergehen,  noch 
mehr  ist  er  aber  in  die  Hände  schlimmerer  Konkurrenten  des  In- 
lands gefallen ;  denn  englische  Maschinen&briken  sind,  wenn  sie  nur 
genügend  Arbeiter  haben,  jetzt  überall  lebhaft  im  Betrieb.  Man 
mufe  überdies  bedenken,  dals  es  ungefähr  25oocx>  Maschinenbauer 
im  Vereinigten  Königreich  giebt,  von  denen  die  Mehrzahl  nicht  zu 
den  Gewerkvereinen  gehört,  und  da&  durch  den  jetzigen  Kampf 
nur  27996  arbeitslos  geworden  sind.  Aber  die  Unternehmer  schreiben 
dem  Kampf  eine  fundamentale  Bedeutung  zu,  da  durch  ihn  eine 
andere,  (lir  sie  weit  wichtigere  Frage  als  die  der  Arbeitszeit,  um  die 
er  entbrannte,  au^^efochten  werden  soll.  Sic  wollen  in  der  Leitun«; 
ihrer  Fabriken  keinerlei  Einmischung  des  Gewerkvcreins  der  Maschinen- 
bauer dulden;  sie  wollen  ungehindert  Stückarbeit  einführen,  wo  sie 
es  für  nötig  halten;  sie  wollen  ungehindert,  soweit  es  mf^lich  ist, 
ungelernte  Arbeiter  bei  Maschinen  anstellen :  sie  wollen  ungehindert, 
soweit  es  möglich  ist,  einen  Arl)eiter  zwei  Maschinen  treiben  lassen ; 
sie  wollen  ungehindert  die  Maschinenkraft  w^W  ausnützen,  um  einen 
Maximalertra^'  zu  erzielen  u.  s.  w.  Der  Kampf  dreht  sich  jetzt  weit 
mehr  um  diese  Punkte  als  um  den  Achtstu^denta<^^  Aber  diese 
Verwickelung  des  Streitgegenstandes  le;^!  auch  eine  einfache  und 
vernünftige  Lösung  nach  dem  dt>  ut  des  Prinzip  nahe,  nacli  denj 
schon  häufig  ähnliche  Streitigkeiten  beigelegt  worden  sind.  Die 
Arbeiter  mögen  den  Unternehmern  die  Hen schaft  in  der  l  abrik, 
die  sie  fordern,  zugestehen,  und  die  Unternehmer  mögen  den  Ar- 
beitern die  kürzere  Arbeit,  die  sie  verlangen,  bewilligen.  Bis  jetzt 
aller  scheint  keine  Seite  zu  solchen  gci^rnseitigefi  Zugeständnissen 
ü'eneiiit  zu  sein,  l'.itje  K<)nferen/  der  X'ertn  ter  der  \  ereiniirteji  L'nter- 
nehmer  und  ( ie\\  erk\  (  reine,  die  im  Xo\  ember  und  De/ember  statt- 
fand, ci/iche  kein  l  i-lu  rt'ink'immen.  Die  \'(Mtrrter  der  Arbeiter 
inaehlen  /w  ar  den  l  ntcriiehnu  i n  einige  Zuge>tiui(hiis><e :  Sic  er- 
laubten ihnen,  Stüeklolinung  ein/.uluhren.  die  Arbeiter  aus/uwalilen 
und  die  Lohnsätze  zu  besliinmen,  und  sie  lorderteu  dagegen  die 
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Bcwilli^uni;  einer  5 1 -Stuiidcii-W'üchc.  Unter  diesen  BcdinjijunjTcn 
wollten  sie  I'Vieden  scliliefsen.  Die  l^iteriK'luner  al)cr  wollten  auf 
diese  I'\)rderun^  nicht  ein«,'ehen  vnid  die  AiH^elej^^enheit  i^in^  wieder 
an  dii'  ( iewerlaereine  /iirviek.  Darauf  stimmten  diese  Ljcschl()N>en 
gej^eii  iederlci  Ko!n]>rt)niil.s,  nalnncn  die  den  L'nternelimern  j^eniarliten 
Zugeständnisse  /.urück  und  forderten  wiederum  die  48-Stunden-\\'()che. 
Sr>  stehen  die  Dinge  augenblicklich,  (Anfangs  Januar  1898).  Aber 
tler  Kampf  hat  jetzt  die  sämtlichen  Gewerkvercinc  des  Landes  auf- 
geschreckt, die  furchten,  dafs  das  Vorgehen  der  Maschinenfabrikanten 
die  Existenz  ihrer  Organisation  überhaupt  in  Frage  stellt.  Sie 
haben  daher  jetzt  eine  wöchentliche  Umlage  zur  Unterstützung  der 
vereinigten  Maschinenbauer  festgesetzt.  Wenn  diese  Umbge  die 
erwartete  Summe^  15000  jt  die  Woche,  ergiebt,  so  wird  sie  im 
Verein  mit  anderen  Hilfsquellen  die  Maschinenbauer  in  den  Stand 
setzen,  ihren  Kampf  noch  auf  lange  Zeit  fortzufuhren.  Es  lä(st  sich 
erwarten,  da(s  diese  Aussicht  die  Unternehmer  etwas  nachgiebiger 
stimmen  wird.  Wir  haben  indessen  hier  nur  mit  dem  Teil  des 
Kampfs  zu  thun,  der  den  Achtstundentag  betrifft,  und  die  letzte 
Erklärung  des  Unternehmerverbandes  über  diesen  Punkt  ist  das- 
selbe eigensinnige  Non  possumus  wie  zu  Beginn  des  Kampfes. 
Auf  der  Konferenz  weigerten  sich  die  Unternehmer,  irgend 
welche  Kürzung  der  Arbeitzeit  zu  bewilligen,  weil  dadurch  die 
Produktionskosten  eine  Höhe  erreichen  würde,  bei  der  das  Ge> 
werbe  gegenüber  der  jetzt  so  furchtbaren  ausländischen  Kon- 
kurrenz nicht  bestehen  köniite.  Um  diese  Behauptung  zu  beweisen, 
geben  sie  folgenden  merkwürdigen  Grund  an:  „Alle  bisherige  Er- 
£ihrung  beweist,  dafs  eine  Kürzung  der  Arbeitszeit,  selbst  wenn  sie 
von  keiner  Lohnreduktion  b^leitet  wird,  den  Produktionsertrag  ver- 
mindert, wenn  nicht  die  Arbeiter  einer  ungemein  strengen  und 
drückenden  Aufsicht  unterworfen  werden,  die  ihnen  schädlich  und 
den  Unternehmern  widerwärtig  ist."  Alle  bisherige  Erfahrung  be- 
weist gerade  das  Gegenteil  und  gerade  nirgendwo  häufiger  und 
entschiedener  als  im  Maschinenbau,  wie  die  oben  erwähnten  That- 
sadien  es  reichlich  belegen.  Aber  wenn  die  Unternehmer  ab  letzten 
Grund  g^^n  den  Achtstunden-Tag  ihren  U'iderwillen  gegen  eine 
etwas  strengere  Aufi»icht  über  ihre  Arbeiter  anführen,  der  sich  diese 
selbst  gern  unterwerfen  wollen,  so  kann  man  sicher  sein,  dafs  ilie 
Unternehmer  sich  auf  solchem  Standpunkt  nidit  mehr  lange  halten 
können.  Die  Unternehmer  können  sicher  nicht  Inn^e  die  Härte 
eines  Joches  empfinden,  das  die  Arbeiter,  auf  deren  Schultern  es 
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la^slel,  nicht  beschwerlich  finden.  Wenn  sie  wie  in  den  oben  an- 
geführten Schriftstiick  ofk-ii  bekennen,  dafs  fler  Achtstunden-'l "at^r  bei 
strenjjjer  Aufsicht,  über  die  sich  nur  che,  die  sie  ausüben  ia>.>cn,  bc- 
klaj^cn,  keine  Produktionsv enninderuni;  bewirken  wird,  so  sind  sie 
von  der  ewi^aii  Sch^^keit  niclit  mehr  weit  entfernt. 

Docli  sind  dem  ^ej^enwärlij^en  Streit  und  dem  Achtstuiiden- Taij 
zwei  wichtii^e  Resultate  aus  der  Maschincnbauerbeweirunf^  crwach.sen. 
Erstens  liabcn  dadurch  12000  \)i>  15000  Arbeiter  in  London  den 
Achtstundcn-Ta^T  erhalten,  und  sie  werden  ihn  wahrscheinlich,  wie 
auch  der  Streit  endet,  nicht  wieder  verlieren.  Zwar  ist  eine  kleine 
Anzahl  von  Firmen,  die  im  Frühjahr  den  Achtstunden -Tag  bewilhgt 
hatten»  nach  dem  Auftreten  des  Unternehmerverbandes  wieder  zu 
dem  Neunstunden-System  zurücli^kehrt.  Es  sind,  soweit  ich  er- 
mitteln kann,  im  ganzen  22  Schiffreparaturwerkstätten  und  8 — 9 
andere  Betriebe.  Die  Schiffireparaturwerkstätten  haben  ihre  Gründe 
bekaimt  gemacht:  „Seit  der  Einführung  des  Achtstunden-Tages,  der 
an  sich  sehr  unbefriedigende  Resultate  ergeben  hat,  haben  die  Ge- 
werkvereine unaufhörlich  weitere  Ansprüche  erhoben,  während  wir 
gehofft  hatten,  dafs  diese  mit  der  Bewilligung  des  Achtstundentages 
einen  Abschlufs  gefunden  hätten.  Wir  sind  daher,  um  die  Interessen 
unserer  Industrie  zu  schützen,  zum  Widerstand  gezwungen  worden." 
Bei  diesem  Rückfiül  hatten  sie  zuerst  auch  die  Kesselschmiede,  die 
den  Achtstunden-Tag  vor  5  Jahren  erhalten  hatten,  mit  eingeschlossen; 
auf  den  Rat  des  Untemehmerverbandes  sind  diese  dann  doch  ver- 
schont geblieben.  Von  den  anderen  rückfalligen  Firmen  hat  meines 
Wissens  nur  eine  eine  Erklärung  dafür  gegeben.  Messrs.  Joseph 
Richmond  &  Co.  behaupten,  dafs  ihre  Arbeiter  in  den  drei  Monaten, 
in  denen  sie  den  Achtstunden-Tag  erprobt  haben,  nicht  nur  weniger 
Arbeit  pro  Tag,  sondern  auch  thatsächlich  pro  Stunde  fertig  gestellt 
hätten.  Das  ist  wahrscheinlich  aber  auch  jetzt  noch  der  Fall;  denn 
dicsi  änderbare  Erfahrung  erklärt  sich  allem  Anscheine  nach  aus 
dem  Umstände,  der  sich  vor  einigen  Jahren  bei  den  Londoner  Gras- 
arbeitern gezeigt  hatte,  dafs  die  Arbeiter  sich  über  den  Strike  erregen 
und  ihre  ,\rbeit  durch  (bespräche  darüber  unterbrechen.  Diese 
Londoner  Rückfalle  würden  indessen  dadurch  wieder  aufgewogen, 
dals  gröfst  rr  I-'irrnen  in  den  mittleren  und  nördlichen  (  irafsc haften, 
anger^  ilurch  die  öftentliche  Agitation  der  Angelegenheit,  im 
Sommer  1897  den  \' fitstundentag  annahmen.  Zu  diesen  gehört 
die  grüfste  Maschinenfabrik  in  Mittclengland.  Am  4.  Januar  1898 
berichtete  die  Times,  dais  noch  eine  andere  Maschinenfabrik  Mittel - 
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ciiL;lainls  dem  Aclitstunden-Sysicm  beigetreten  sei.  und  an  dem- 
selben Tage  brachte  Daily  Chronicle  einen  Brief  eines  Londoner 
Ma»;rhinenfabrikanten,  di  r  das  S)stem  vor  einem  halben  Jahre  an- 
genommen hatte  und  mit  seinem  h!rfolg  sehr  zufrieden  war. 

Das  zweite  wichtige  fvesuhat  ist  die  Abstimnuin.;  des  Verbandes 
der  Maschinen-  und  SchiffV)auergewcrbe,  die  zu  (nnisten  des  Acht 
stunden- Tages  ausgefallen  ist ;  und  ferner  die  Wiederaufnahme  der 
Verhantllungen,  die  die  Aufnahme  der  Vereinigten  Maschinenbauer 
in  den  X'erband  bezwecken.  Dieser  Verband  besteht  gegenwärtig 
aus  lO  verschiedenen  (iewerlaereinen,  von  denen  die  bedeulciui>ten 
die  Zimmerleute  mit  53000  und  die  Kesselschmiede  mit  43000 
Mitgliedern  sind.  Seine  Gesamtmitgliedschaft  beträgt  200000.  Die 
Absiinnnung  fand  im  November  statt  und  hat  im  einzehien  folgende 
Resultate  ergeben: 


Gewerbe 

f&rst  Stnndei 

i  flir  48  Stunde 

B  lllr4SSti 

6627 

«3392 

1090 

Erzpefser  etc  

'397 

5« 

Zimmcrlcutc  und  Tischler  .    .    .  . 

417 

172 

4S0 

.Allgemeiner  Verein  der  Zimmerlcute 

84 

647 

199 

209 

352 

10 

2503 

454 

128 

739 

119 

380 

989 

100 

102 

S08 

8 

44« 

1418 

34» 

689 

>59 

5 

Maschinisten  

4144 

Livcrpoijlcr      hiffsbaucr     .    .    .  , 

375 

75 

XI 

Mas<  hin-  n-  uihI  Krahnarbriter 

315 

264 

6 

Vereinigung  der  Schill  baucr   .    .  . 

57a 

X70 

GeiMWtftMirtiaftien  der  Sduakde  .  . 

165 

228 

xo 

13373 

37SS5 

2690 

Der  Eintritt  der  Maschinenbauer  in  diesen  Verband  würde  ohne 
Zweifel  für  den  g^enwärtigen  Streit  wichtige  Folgen  haben.  Jeden- 
fisüls  aber  wird  die  Erklärung  dieser  mächtigen  Organisation  för  den 
Achtstunden -Tag,  dem  sie  früher  direkt  feindlich  gegenüberstand, 
den  Gang  der  Agitation  ganz  entschieden  beeinflussen* 

So  hat  der  Achtstunden-Tag  seit  20  Jahren  in  England  ge- 
dämmert Wenn  wir  ihn  in  seiner  ganzen  Mannig&ltigkeit  erlassen 
—  die  Achtstunden- Arbeit  unter  Tag,  die  4S  Stundenwoche,  die  Acht- 
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»tuiiden-Schicht  an  7  Higen  in  der  W'oclie  — ,  so  haben  ihn  jetzt 
wahrscheinlich  eine  halbe  Million  englischer  Arbciier  erhalten,  von 
denen  mehr  als  100 OOO  ihn  während  der  diesjährigen  Agitation 
erobert  haben.  Er  dehnt  sich  langsam  von  Gewerbe  zu  Gewerbe 
aus;  hier  erscheint  er  auf  Anregung  eines  Gewerkvereins,  dort  durch 
die  Initiative  eines  Untemdimers  oder  einer  staatlichen  Behörde. 
Er  gebt  von  Werkstätte  zu  Wericstätte  mit  einem  sicheren  wenn 
auch  zögernden  Schritt  Es  lälst  sich  daher  ohne  Uebertreibui^ 
voraussagen,  dals  der  Achtstundentag  in  den  Fabriken  und  Werk- 
statten des  Vereinigten  Königreichs  wenn  nicht  als  die  allgemeine 
so  doch  als  die  fiberwi^nd  vorherrschende  Regel  noch  vor  den 
Augen  der  jetzt  lebenden  Generation  zur  Geltung  gelangen  wird 
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Die  Bauhandwerkerirage  und  der  Entwurf  eines 
Reichsgesetzes  betreffend  die  Sicherung  der 

Bauforderungen. 

Dr.  lur.  et  i.hil.  PAUL  OKRTMANN, 
Professor  an  der  Berliner  Universitit. 

I. 

Man  ist  gewohnt ,  in  der  modernen  (irundbuch-  und  Hypo- 
thekengesetzgebung der  Weisheit  letzten  Schlufs  zu  erblicken.  Und 
niemandem  wird  es  einfallen,  solches  Urteil  im  allgcuicincn  um- 
stofsen  zu  wollen.  Vergleicht  man  unser  System,  wonach^  jeder 
sich  auf  die  Wahrheit  des  im  (irundbuche  Hingetragenen  schlecht- 
hin verlassen  darf,  wonach  keine  Hypotheken  da.s  (xrundstück  be- 
lasten können ,  als  die  eingetragenen  und  die  eingetragenen  allein 
nach  dem  grundbuchmälsigen  Range  wirken,  mit  dem  römischen 
und  seiner  schier  zahllosen  gesetzlichen,  nach  aulsen  niemandem 
erkennbaren  Hypotheken,  so  springt  der  Segen  des  ersteren  sofort 
in  die  Alanen.  Dort  Klarheit,  Sicherheit  des  Verkehrs,  Praktika- 
bilitat,  hier  Unsicherheit  und  durch  keine  Vorgeht,  keinen  guten 
Olauben  zu  beseitigende  unzählige  Gefahren  des  Erwerbers. 

Und  doch:  bei  allen  seinen  Schwächen  weist  das  römische 
Pfimdsystem,  ich  will  nicht  sagen,  einen  wirklich  durchgeiiihrten 
Vorzug,  aber  doch  einen  Ansatz  dazu,  eine  Fähigkeit  auf,  die 
unserem  streng  und  folgerecht  ausgestalteten  Grundbuchredit  ab- 
geht Indem  es  die  P&ndrechte  nicht  nach  dem  äulseren  Akte  der 
Eintragui^  in  ein  öffentliches  Buch,  sondern  im  allgemeinen  nach 
dem  Alter  wirken  liefe  (prior  tempore  potior  iure),  gewann  es  die 
Möglichkeit,  den  Vorrang  ausnahmsweise  statt  dieses  auch  durch 
andere,  innere  Gesichtspunkte  zu  bestimmen;  einem  vom  sozialen 
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Standpunkt  aus  besonders  scliutzwürdi^cti  und  schutzbcdüritigcn 
Interesse  durch  Gewährunj^  eines  vorzüglichen  I^fandreclitsrann^cs  zu 
Hilfe  zu  koninicn.  Ich  will  t:^crn  zugeben ,  «lafs  es  die  auch  sonst 
höchst  mälsige  (iesetzgebungskunst  der  s[)rii('ren  römischen  Kaiser 
nicht  verstanden  hat,  diesen  ihrer  antikaptlalistischen  Tendenz  often- 
bar  sehr  entsprechenden  Gesichtspunkt  der  I'fandprivilegicn  in 
rationeller  Weise  zu  verwenden:  im  Gegenteil  ist  das  bekannteste 
Pfandvoirecht ,  das  des  h'iskus,  \ün  bestenfalls  höchst  pro- 
blematischem Wert.  Aber  in  einem  Fall  wenigstens  sehen  wir  die 
Römer  dieses  Mittel  zur  Realisierung  eines  an  sich  guten ,  auch 
moderner  Sozialcthik  entsprechenden  gesetzgctnTischeii  (ir<i.inkens 
verwerten:  wer  auf  eine  fremde  Sache  iluich  Arbeit  oder  Kapital 
Verwendungen  gemacht  (versio  in  rem|  und  dabei  an  tkrselbet»  ein 
\  ertragsmäfsiges  oder  auch  ein  ihm  unter  gewissen  Voraussetzungen 
dafür  von  Gesetzeswegen  verliehenes  Pfandrecht  erlangt  hat,  der 
soll  mit  diesem  den  älteren  Pfandrechten  vorgehen.  Hat  er  doch 
durch  seine  Leistungen  die  ganze  Piandsache  erhalten  oder  ver- 
bessert und  somit  den  anderen  Gläubigern  auf  der  einen  Seite 
ebensoviel  zu  ihref  Sicherung  hinzugewährt ,  als  er  ihnen  auf  der 
anderen  durch  seinen  Vorrang  nimmt  (cf.  1.  6  Dig.  XX,  4;  Xov. 
97,  cap.  3). 

Wie  sehr  eine  solche  Begünstigung  der  versio  in  rem  dem 
allgemeinen  Rechtsbewuüstsein  entspricht,  sehen  wir  aus  der  Tbat- 
sache,  dafe  auch  die  moderne  Oresetzgebung  sie  fast  überall  in  mehr 
oder  minder  ausgiebigem  Malse  aufgenommen  hat  So  gewährt  die 
Konkurs  Ordnung  den  Künstlern,  Werkmeistern,  Handwerkera 
und  Arbeitern  an  den  von  ihnen  gefertigten  oder  ausgebesserten 
Gegenstanden  ein  dem  der  Faustplandgläubiger  gleicl^estelltes 
Recht  auf  abgesonderte  Befriedigung  im  Konkurse,  §  41  Nr.  6; 
so  auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  dem  Unternehmer  iiir  seine 
Forderungen  aus  dem  Wertvertrage  „ein  Pfandrecht  an  den  von 
ihm  herg^tellten  oder  ausgebesserten  beweglichen  Sachen  des  Be- 
stellers, wenn  sie  bei  der  Herstellung  oder  zum  Zwecke  der  Aus- 
besserung in  seinen  Besitz  gelangt  sind,"  §  647. 

Der  Anerkennung  des  gleichen  Gedankens  bei  Immobilien 
mufste  nun  aber  das  Grundbuchs>'stem  hindernd  entgegentreten. 
Dem  Unternehmer  auf  Grund  seiner  Arbeiten  ohne  weiteres  ein 
gesetzliches  Pfandrecht  zu  geben,  hätte  einen  X'erstofs  gegen  das 
Prinzip  des  £intri^ngszwanges  für  die  Hypotheken  gebildet,  und 
wenn  man  jenes  vollends  mit  dem  Vorrang  gegenüber  den  vor  seiner 
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Enstehung^  eingetragenen  hätte  bekleiden  wollen,  so  hätte  das  nach 
(1er  lanclläufic:fen  Ansicht  einen  Bruch  mit  den  Grundprinzipien  des 
( irundbuchrcchtcs  bedeutet,   der  zuj^jleich  dem  Grundkredit  alle 

Sicherheit  und  damit  den  Lebensnerv  zerstört  liättc. 

Allerdings  bestand  eine  Möcrhchkcit.  den  Interessen  des  l'nter- 
nehiners  wenigstens  in  etwns  entf^egenzukomnicn ,  ohne  in  solche 
Gefahren  7U  verfallen.  Konnte  man  ihm  kein  wahres  gesetz- 
liches Pfandrecht  verleihen,  so  blieb  wenigstens  noch  immer 
Raum  für  einen  sogenaruiten  Pfa  n  d  r  e  c  h  t  s t  i  t  c  1 :  er  hat  ein 
Recht  gegen  den  Besteller,  an  dem  hergestellten  Gebäude  die 
Kintragung  einer  H)pothek  wegen  seiner  Ansj)riirhc  zu  verlani^en. 
Kin  Pfandrecht  entsteht  zwar  auch  hier  erst  mit  der  Eintragung 
und  mit  dem  Range  von  da  ab,  aber  es  kann  der  Krwerb  des- 
selben auch  ohne  den  Willen  des  Bestellers  erzwungen  werden. 

Das  war  die  Regelung  des  preufsischen  allgemeinen 
I.andrechts,  I,  Ii,  97' 2,  und  ihr  hat  sich  nunmehr  auch 
das  BGB.  angeschlossen,  indem  es  in  §  648  bestinnnt : 

,,I)cr  Untt-rnehmor  cinrs  l'auwfrk'  s  oder  «-inps  einzelnen  Trills  'inos 
l<anw'Tk<"s  kann  für  sfinr  rortlfrunt;-  ti  ;ius  dem  Vertnif^e  dii-  i'.inr  nimung 
einer  .Sicherungsbypotbek  an  dem  Baugrundstücke  des  fk-slellers  verlangen, 
bt  da*  Werk  noch  nicht  voEendet,  so  kann  er  «He  Einriiunung  der 
Sidiermigshypothek  fUr  *etnen  der  geleicteten  Aibeit  cnttprccfacnden  Teil 
der  Vefgtttniig  und  fUr  die  in  der  Veiglltniig  nicht  inbegriffenen  Ausladen 
Tcrlangen.** 

Man  wird  einen  solchen  Versuch,  die  Interessen  der  Unter- 
nehmer  und  Ifondweilcer  mit  der  pubUca  fides  des  Grundbuches 
in  Einklang  zu  bringen,  als  einen  aufserordentlich  malsvollen  und 
vorsichtigen  bezeichnen  dürfen.  Und  doch  ist  selbst  diese  Kon* 
Zession  nur  im  schwersten  Kampf  mit  den  Gegnern  jedweder 
Sicherung  derselben  errungen  worden.  Der  erste  Entwurf  hatte 
sie  rundweg  abgelehnt,  und  ihm  stimmte  der  20.  deutsche  Juristen- 
tag —  freilich  nur  durch  Stichentscheid  des  Vorsitzenden  —  bei. 
Schon  damals  war  es  das  preufsische  Justizministerium,  das  die 
Bauunternehmer  als  des  gesetzlichen  Schutzes  im  hohen  Malse  be- 
dürftig bezeichnete  und  daher,  freilich  unter  entschiedener  Ab- 
lehnung weiterer  radikalerer  Ma&nahmen,  die  Wiederherstellung 
des  preußischen  Fiandrechtstitels  forderte.  Weitergehende  Vor- 
schlage machten  Dernburg  und  Bahr:  sie  redeten  einem 
privilegierten  gesetzlichen  Pfandrecht  der  Bauhand- 
werker das  Wort,  entweder  unbeschränkt  oder  doch  wenigstens 
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bis  zum  Bctratje  der  durch  ihre  Arbeiten  dem  (jrundstückc  nach- 
weislich /us^aflossciien  Wcrterliöhun«^.  hi  der  j^dcichcn  Richtung  be- 
wegten sich  Petitionen  des  deutschen  Bundes  für  Bodenbesitz- 
reform und  des  hinun^^sv  ei  h^iK  K  s  dcutsclier  ]5.iui;ewerksnieister  an 
die  deutschen  und  jjicuisi.-^chcn  ^esetzt^ebendeii  Körperschaften. 
Das  Resultat  war  die  Einfügung  des  oben  zitierten  §  648  durch 
die  /.weite  Kommission;  alle  ferneren  Bestrebungen  wurden  von 
ihr  tlafür  um  so  energischer  zurückgewiesen. 

Sonach  wird  in  dieser  Frage  das  neue  Gesetzbuch  für  die  alt- 
preufsischen  Bezirke  gegenüber  dem  bisherigen  Rechtszustande 
weder  im  Guten  noch  im  Bosen  nennenswerte  Aenderungen  mit 
sich  bringen.  Es  fragt  sich  nun  aber,  ob  damit  den  Interessen  der 
Bauhandwerker  und  der  anderen  mit  ihnen  in  gleicher  Lage  befindlichen 
Gruppen  Genüge  geschieht?  Und  diese  Frage  wagt  heute  niemand 
bejahend  zu  beantworten;  nicht  nur  die  Freunde  eines  weiter- 
gehenden Schutzes  weisen  darauf  hin,  dafs  die  bisherigen  Verhält- 
nisse die  fast  völlige  Unwirksamkeit  des  Pfandrechtstitels  klar  er- 
geben hätten,  sondern  auch  die  grundsätzlichen  Gegner  selbst  dieses 
Schutzmittels,  namentlich  ihr  Wortführer  Justizrat  M.  Levy  auf 
der  Versammlung  des  Juristentages,  versuchten  aus  seinem  „geringen 
praktischen  Wert"  Kapital  zu  schlagen. 

Also  darin  sind  Freund  und  Feind  einig.  Und  mit  Recht  — 
das  eigiebt  schon  eine  kurze  allgemeine  Erwägung  über  die  soziale 
Tragweite  des  derzeitigen  Rechtszustandes.  Denn  es  liegt  auf  der 
Hand,  dais  das  heutige  Recht,  so  objektiv  und  unparteiisch  es  er- 
sonnen sein  mag,  in  seiner  Wirkung  eine  einseitige  Begünstigung 
der  Kapitalisten  bedeutet  Sie  können  nicht  nur  bei  ihrer  Kredit- 
gewährung, mag  diese  nun  von  einem  Verkäufer  oder  von  einem 
blofsen  Baugcldgeber  ausgehen,  den  derzeitigen  Wert  und  die  \or- 
handene  Belastung  des  Grundstückes  leicht  feststellen  und  danach 
die  vorhandene  Sicherheit  beurteilen,  sondern  ihr  X'orrerht  ver- 
gröfsert  sich  auch  mit  Ausfvihrung  des  Baues  ohne  ihr  Zuthun  in 
enormer  Weise.  Denn  nach  dem  Rechtsgrundsatz  „superfirivs  solo 
cedit"  wird  alles  durcii  den  Bau  mit  dem  (irundstück  vcrhinKlene 
Bestandteil  des  letzteren  und  damit  den  darauf  haftenden  Pfand- 
rechten in  derselben  Weise,  wie  der  ursprüngliche  Bauplatz  selbst^ 
unterworfen.  Und  auf  diesen  Wertzuwachs  haben  sie  sicherlich  kein 
inneres  Anrecht,  zumal  nicht  in  Konkurrenz  mit  den  Leuten,  die 
denselben  durch  ihre  Arbeiten  und  \'orwciidun;4en  wirklich  i;e- 
schati'en  haben.    Freilich  könnte  man  einwenden,  üaiä  sie  doch  auch 
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die  Vnluta  c^czahlt  haben  und  daher  durch  ihr  Pfandrecht  nur  die 
Rückt  rstattuii^^  des  real  Geleisteten  gewährleistet  bekommen.  Aber 
damit  würde  das  wahre  Verhältnis  geradezu  auf  den  Kopf  f^estellt 
werden.  Nicht  weil  sie  das  Baugeld  wirklich  ausgezahlt  haben,  er- 
streckt sich  ihr  vorstehendes  Pfandreclit  aucli  auf  den  Hau,  sondern 
weil  ihnen  nach  den  Grundsätzen  des  geltenden  Rechts  neben  dem 
Huden  auch  das  Gebäude  haftet,  können  sie  selbst  einem  i)ersönlich 
krcditiinwürdigen  Hauherrn  fast  ohne  jedwede  (iefahr  ein  Haudarlehen 
geben.  Ja,  selbst  an  einer  zweckentsprechenden  Verwertung  der  ge- 
zahlten Valuta  zur  Bezahlung  der  Baugläubiger  sind  sie  kaum  in- 
teressiert —  denn  indem  sie  nach  ständig  wiederkehrender  Vertrags- 
klausel das  Baugeld  nur  in  Raten  entsprechend  dem  Fortschreiten 
des  Baues  auszuzahlen  brauchen,  kommen  sie  nie  in  (xc&hr,  schon 
mehr  gegeben  zu  haben,  als  was  durch  den  fortschreitenden  Wert- 
zuwachs des  Plandobjektes  bereits  gedeckt  ist  Dies  zugleich  ein 
Gesichtspunkt,  der  so  recht  deutlich  die  Fadenscheinigkeit  des  einst 
von  Levy  gegen  das  Pfendvorrecht  der  Bauhandwerker  verwerteten 
Arguments  zeigt :  auch  die  Baugeldgeber  könnten  den  Gesichtspunkt 
der  Verwendung  mit  demselben  Rechte,  wie  jene,  itir  sich  in  An- 
spruch nehmen.  Als  ob  die  blofse  Bai^lderhii^be  als  solche 
auch  iiir  die  wirklich  erfolgende  Verwendung  Garantieen  botel 
Erfolgt  diese,  so  geschieht  das  eben  durch  eine  Befiriedigui^  der 
Bauhandwerker:  eine  wirkliche  Konkurrenz  beider  Klassen  von  Ver- 
wendungen nebeneinander  ist  nicht  m^lichl  Und  weiter:  die 
Baugeldgeber  können  aus  manchen  Gründen  geradezu  an  einer 
mangelnden  Solvenz  des  Bauherrn  ein  positives  Interesse  haben: 
sie  werden  von  einem  solchen  ganz  andere  Bedingungen  für  die 
Verzinsung  des  darzuleihenden  Baugeldes  erzwingen  können,  als  von 
einer  potenteren  Persönlichkeit,  werden  auch,  wenn  sie  zugleich 
Verkäufer  des  Baugrundes  sind,  viel  höhere  Kaufpreise  vom 
Schwindcluntemehmer  um  so  sicherer  erzielen,  als  dieser  ja  auch 
im  schlimmsten  Falle  eben  kaum  etwas  bei  dem  Bau  zu  verlieren 
hat.  Und  kommt  das  Grundstück  hernach  zur  Subhastation,  so  ist 
für  den  Baugeldgebcr  die  Gelegenheit  äuCserst  günstig,  dasselbe  für 
einen  oftmals,  vielleicht  in  der  Kegei,  hinter  dem  wahren  Werte 
weit  zurückbleibenden  Preis  an  sich  zu  bringen.  Und  so  kommt 
CS  denn  nach  sachverständigen  Angaben  bisweilen  selbst  dazu,  dals 
die  Baugeldgeber  den  Bauherrn  von  vornherein  nur  als  Strohmann 
vorschieben,  um  ohne  personliehe  Haftung  bauen  bezw.  ihr  Grund- 
stück verwerten  zu  können.   So  ist  das  jetzige  Recht  geradezu  im- 
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Stande,  das  reelle  Geschäft  aus  dem  Bauwesen  zu  vertreiben  und 
durch  k.iiKtallosc  oder  «^ar  schwindclhaite  Unternehnuui^cn  zu  er- 
setzen, mit  (icncn  zu  konkurrieren  dem  soliden  Unternehmer  kaum 
noch  möglich  ist.  Dies  um  so  mehr,  da  die  Handwerker  ^ich  für 
die  drohenden  Verluste  durch  Kisikoprämicn  in  (icstalt  von  erheb- 
lichen Preisaufschlä;:^en  schadlos  zu  lialtcn  geradezu  gezwungen 
werden  und  da\on  auch  nach  allen  vorliegenden  Berichten  einen 
ausgiebigen  Gebrauch  machen. 

Dabei  ist  noch  immer  vorausgesetzt,  dafs  die  eingetragenen 
Hypotiieken  ernst  gemeint  sind,  dafs  der  Bauherr  auf  sie  Valuta 
wirklich  erhalten  hat  Aber  selbst  das  ist  durchaus  nicht  nötig. 
Das  heutige  Hypothekenrecfat  ermo^icht  es  dem  skrupellosen 
,33iuherrn''  sehr  wohl,  daneben  durch  fingierte  Posten,  etwa  zu 
Gunsten  der  Ehefrau  oder  eines  gefalligen  Verwandten  oder  Be- 
kannten, das  Grundstück  zu  belasten,  oder  für  den  Baugeldgcber 
als  „Risikoprämie**  eine  grössere  Summe  als  die  von  diesem  wirk* 
•  lieh  gez^lte  eintragen  zu  lassen.  Diese  Ge&hren  liegen  um  so 
naher,  da  wir  in  der  Grundschuld  eine  reine,  abstrakte  Be* 
lastung  des  Grundstückes  kennen,  die  keineswegs,  wie  die  Hypothek, 
eine  persönUche  Forderung  des  Pfondgläubigers  als  Grundlage  er* 
fordert 

Ein  Rechtszustand,  der  solchen  Möglichkeiten  nicht  nur  ent> 
g^entritt,  sondern  sie  geradezu  begünstigt,  kann  schon  an  sich 
nicht  als  ein  befriedigender  bezeichnet  werden.  Beurteilt  man  ihn 
vom  Standpunkte  der  „Motivationspolitik",  deren  Bedeutung  ftir  die 
rechtspolitische  Betrachtung  v.  Petrazycki*)  so  treffend  her\-or- 
gehoben  hat,  so  kann  das  Verdikt  nicht  anders  als  vernichtend  aus- 
feilen. Denn  selbst  abgesagte  Gegner  eines  Pfendvorrechtes  der 
Bauhandwerker  müssen  zugeben,*)  dals  das  derzeitige  Grundbuch- 
recht  wirksame  Motive  zu  antisoaalem,  schwindelhaftem  Gebaliren 
bei  den  Beteiligten  hervorruft. 

Aber  man  braucht  sich  nicht  nur  auf  solche  abstrakten  Er- 
wägimi'cn  zu  berufen.  .Auch  wer  mit  .Stammler  für  die  I'r't-k 
bestehender  Rechtseinrichtungen  die  Aufweisung  gewisser,  durch 
sie  hervoigerufener,  unerfreulicher  „sozialer  Massenerschei- 
nungen"  verlangt,  kann  in  unserer  Frage  zufriedei^^estellt  werden. 


*)  Die  Lehre  vom  Einkonunen,  Bd.  n  S.  4S3  ^> 

')  So  u,  a.  Meschclsohn  in  seiner  boi  allfr  Gegnerschaft  streng  sachlich  ge« 
halteiicii  fooflchSie  ^Hypothekarische«  Vorrecht  <ttr  Baohandwerker".  Bcrlia  1895. 
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Die  Xotkic^e  der  Baiihaiidwcrkcr  ist  zur  Zeit  eine  unbestreitbare 
und  unbcsinttciic  Ihatsachc.  Sic  bildet  seit  Jahren  ».Icn  (TCj^en- 
stand  einer  fast  ständij^cn  Rubrik  namentlich  in  unseren  grofs- 
städtischen  Zeitunj^jcn,  auf  sie  wird  seitens  der  Interessenten  wie 
anderer  Männer  der  Theorie  und  des  praktischen  Lebens  als  auf 
eine  klaffende  Wunde  unseres  sozialen  Körpers  wieder  und  wieder 
hingewiesen.  Als  vor  Jahren  anlafsUdi  der  grausen  Familien« 
tragodie  des  durch  fortwährende  Verluste  in  den  Tod  getriebenen 
Malermeisters  Seeg  er  der  deutsche  Bund  (lir  Bodenbesitzreform 
eine  private  Enquete  veranstaltete,  mddeten  in  wenigen  Wochen 
eine  grofse  Anzahl  Bauhandwerker  ihre  Verluste  aus  den  letzten 
Jahren  im  Gesamtbetrage  von  annähernd  sechs  Millionen  Mark  an. 
Sowenig  natürlich  solche  Anmeldungen  ohne  weiteres  eine  Garantie 
fUr  die  Richtigkeit  geben,  sowenig  wird  sich  andrerseits  bezweifeln 
lassen,  dals  nur  ein  geringer  Bruchteil  der  wirklich  vorgekommenen 
Verluste  auf  solche  spontane  Veranlassung  hin  gemeldet  sein  kann. 

Auch  an  amtlicher  Stelle  wird  die  Stichhaltigkeit  der  erhobenen 
Klagen  allgemein  anerkannt,  so  in  den  Mitteilungen  des  Vorsitzenden 
des  Berliner  Gewerbegerichts  und  in  zahlreichen  auf  ministerielle 
Veranlassung  hin  ergangenen  Berichten  stadtischer  Magbtrate  und 
anderer  Behörden.  Das  wird  in  den  Motiven  des  jetzt  vorliegenden 
Gesetzentwurfes  ausdrucklich  hervorgehoben,  und  es  wird  zugleich 
festgestellt,  dals  trotz  des  Fehlens  zuverlässiger  statistischer  Er- 
mittelungen über  die  einschlägigen  Verhältnisse  doch  das  Vor* 
handensein  eines  förmlichen  Systems  der  Ausbeutung  der' Bauhand- 
werker als  feststehend  angesehen  iM^den  könne  (S.  8). 

Allerdings  äufsern  sich  die  Milsstände  nicht  überall  in  der 
gldchen  Schärfe.  In  kleineren  Orten  und  namentlich  auf  dem  Lande 
hat  man  Klagen  nicht  oder  doch  höchst  selten  vernommen.  Aber 
andrerseits  sind  sie  mit  nichten  auf  die  Reichshauptstadt  nnd  deren 
Bannmeile  beschränkt  geblieben.  Aus  Hamburg,  Breslau, 
München,  Bochum  und  anderen  zum  Teil  nur  mittleren  Städten 
liegen  Berichte  vor,  die  den  dortigen  Zustand  als  kaum  hinter  dem 
in  Berlin  festgestellten  zurückgeblieben  kennzeichnen.  Und  wie  die 
Verschiedenheit  der  örtlichen,  so  spielt  :\uch  die  der  zeit- 
lichen Verhältnisse  für  das  Vorhandensein  der  geschilderten  Mils- 
stände eine  entscheidende  Rolle.  Sie  entwickeln  sich  bei  steigender 
Konjunktur,  wenn  das  Anwachsen  der  Re\ölkerung  die  Zunahme 
von  Wohlstand  und  Luxus  das  Baugc'^chält  als  lohnend  crscliciiion 
lälsL   Da  zugleich  der  Geldstand  alsdann  ein  flüssiger  zu  sein  pücgt, 
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wird  dem  mittellosen  Unternehmer  das  Bauen  um  so  mehr  er- 
leichtert, und  mancher  von  ihnen  bringt  bei  andauernder  Gunst  der 
Verhältnisse  sdn  Schäfchen  ins  Trockene,  indem  er  das  hergestellte 
Haus  vorteilhaft  vermietet  und  verkauft.  Aber  die  Leichtigkeit  des 
Bauens  bewirkt  gar  leicht  eine  ungemessene  Ueberproduirtion,  die 
Konjunktur  latst  nach  und  der  „Krach"  mit  all  seinen  trostlosen 
Folgen  för  die  Bauhandwerker  ist  da,  während  die  anderen  Be- 
teiligten- —  Verkäufer,  Baugeldgeber  und  selbst  die  ja  ohnedies 
meist  mittellosen  Bauherren  —  wenig  oder  nichts  einbülsen.  So 
waren  die  Zustände  in  Berlin  und  seiner  Peripherie  Anfang  der  neun- 
ziger  Jahre;  dem  ist  nunmehr  seit  einigen  Jahren  eine  Aera  der 
Ernüchterung,  eine  Verlangsamung  im  Bauwesen  gefolgt,  die  als 
naturgemälse  Folgeerscheinung  die  Mifsstände  zeitweilig  in  etwas 
gebessert  zu  haben  scheint  Von  Dauer  wird  das  freilich  unter 
der  Herrschaft  des  bisherigen  Rechts,  das  die  Kaiamitat  zwar  nicht 
selbst  schafft,  aber  ihre  Ausbreitung  auf  einem  günstigen  Nährboden 
erheblich  fördert,  schwerlich  sein. 

Dabei  ist  zu  beachten,  dafs  gerade  in  den  Herrschaftsgebieten 
des  preulsischen  Allgemeinen  Landrechts  die  Notlage  der  Bauhand- 
werker besonders,  oder  doch  nicht  weniger  ak  in  den  gemeinrecht- 
lichen Bezirken  zu  Tage  getreten  ist:  Berlin  und  Hamburg  haben 
sich  in  dieser  Beziehung  nichts  gegenseitig  vorzuwerfen!  Daraus  er- 
giebt  sich  auch  empirisch,  dals  der  preulsische  Pfandrechtstitel 
in  keiner  Weise  geeignet  ist,  eine  ernstliche  Besserung  herbeizufuhren. 
Und  wie  sollte  dem  auch  anders  sein?  Er  nuifs  gerade  da  notwendig 
versagen,  wo  man  seiner  am  dringendsten  bedarf,  gegenüber  einem 
ökonomisch  unzuverlässigen  und  dazu  vielleicht  gewissenlosen  Hau- 
lierrn.  Dieser  übernimmt  das  Grundstück  belastet  mit  einer  in  der 
Regel  mindestens  dem  vollen  realen  Wert  gleichkommenden 
Kaufgelderschuld,  der  er,  um  das  nötige  Baugeld  zu  erlangen,  als- 
bald eine  weitere  grolse  Hypothek  zugesellen  muüs.  Dafs  der  Geld- 
geber ihm  diese  nicht  gewähren  wird,  wenn  iti/\\  Ischen  schon  andere 
Ansprüche  eingetragen  sind,  liegt  auf  der  Hand  —  entspricht  es 
doch  sojT^ar  einer  weitverbreiteten  Ucbung,  dafs  der  Kaufgeld- 
anspruch  zur  gnilscriMi  Sicherheit  derselbri!  seinen  X'orrang  zum  Teil 
eitu'äunU'  1  )ic  llandwcrkcrfordcruiv^rii  sind  um  diese  Zeit  noch  gar 
nicht  existent,  ge>c!nveiL;e  denn  fällig,  sodafs  sclmn  aus  diesem 
(irunde  von  ihrer  hypothekarischen  Sicherung  vor  dem  Haugeld 
keine  Rede  sein  kann.  Sie  erhalten  >oniit  ilnen  Rang  besten- 
falls hinter  der  Baugelderhypothck,  vielleiclit  aber  noch  viel  später. 
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wenn  nämlich  der  spekulative  Bauherr  dazwischen  nocli  anderen 
wahren  (etwa  denen  der  Lieferanten,  die  darauf  vermöge  ilirer 
grttNeren  wirtschaftlichen  Macht  eher  dringen  können)  oder  auch 
erdichteten  Posten  einen  Platz  gesichert  hat.  Daran  kann  auch  der 
l'm>tand  nicht  viel  ändern,  dafs  nach  der  Reijelunj^  des  bürger- 
lichen (iesetzl>uches  der  Hauhantl werker  sich  schun  \or  X'ullendung 
der  Arbeit  und  vor  Fälli^^keit  ilcs  Anspruches  den  Ran^  für  die 
den^n.ichsti^u'  I  lypothek  auf  dem  Wege  einer  eitistweiligen  \'er- 
füguni;  zu  sichern  vermag  (s:}i;  648,  883,  885  B<  iH.).  Denn  wie  früh  er 
immer  auch  konnne  —  die  normalerweise  schon  vor  Abschlufs 
seines  \\'erk\  ertrages  eingetragene  Baugeldcrhypothek  wird  er 
immer  schon  vor  sich  fintlen. 

Nun  entspricht  es  freilich  der  Uebung,  dafs  nicht  der  ganze 
Betrag  der  Baukosten,  sondern  nur  eine  nach  dem  Voranschlag  be- 
rechnete Quote  (etwa  Zweidrittel  oder  Dreiviertel)  davon  als  Baudar- 
leben  gegeben  und  eingetragen  wird.  Aber  das  nützt  dem  Hand- 
werkern um  deswillen  nur  wenig,  weil  bei  der  etwaigen  Subhasta- 
tion  schwerlich  der  ganze  Betrag  der  Baukosten  herausgebracht 
wird  —  die  kapitalkräftigen  Interessenten  haben  kein  Interesse  an 
einem  Gebot  über  den  Betrag  ihrer  eingetragenen  Ansprüche  hinaus» 
und  die  Handwerker  besitzen  in  den  seltensten  Fällen  die  Mittel 
und  den  Wagemut,  um  einen  mit  so  enormen  Hypotheken  be- 
lasteten Bau  zu  übernehmen.  Andrerseits  wird  die  Eventualität 
der  Zwangsversteigerung  gerade  durch  das  erhebliche  Zurückbleiben 
der  Baugelder  hinter  den  Baukosten  gefördert 

Bei  alledem  ist  die  naheli^ende  Gefahr  noch  gar  niclit  einmal 
in  Rechnung  gezogen,  die  den  Bauhandwerkern  durch  die  mögliche 
Veräufserung  des  Baues  an  einen  Dritten  —  vielleicht  einen 
Strohmann!  —  vor  erlangter '  Eintragung  ihrer  Ansprüche  droht 
Dann  entgeht  ihnen  vollends  jede  dingliche  Sicherung:  der  per- 
sönliche Schuldner  ist  gar  nicht  mehr  Eigentümer,  und  der  Eigen- 
tümer steht  zu  ihnen  in  gar  keinem  Verhältnis,  das  den  Anspruch 
auf  Eintragung  einer  Hypothek  rechtfertigen  konnte! 

Aus  diesen  Gründen  erhellt,  warum  der  Pfandrechtstitel  des 
preufsischcn  Rechts,  für  })rimitivcre  Zustände  ersonnen  und  damals 
vielleicht  von  heilkräftiger  Wirkung,  angesichts  der  modernen  Ver- 
hältnissc  zu  versagen  pflegt  Es  ist  daher  nur  natürlich,  dafs  das 
BGB.  mit  seiner  Regelung  so  recht  niemaiidt n  \oll  befriedigt 
hat,  dafs  die  Rufe  nach  einer  weitergehenden  Sicherung  der 
Bauhandwerker  nicht  nur  nicht  verstummt  sind,  sondern  angesichts 
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dieses  liall)cn  Mittels  L^oraflczu  neue  Nahruiii^  j^cfundcn  haben.  Auch 
die  uiai^j^rchtiulen  Stellen  verschhefsen  sich  ihnen  nicht  mehr:  während 
noch  i.  J.  1S02  der  \''ertreter  des  preufsischen  Justizministeriums 
eine  weitere  Siciierun^  der  Bauhandwerker  mit  Artjumenten  l)ckämpft 
hatte,  die  aus  der  Rumpelkammer  des  abständigsten  Manchestcr- 
tums  henorgeholt  waren,  arbeitete  man  in  demselben  Ministerium 
im  Jahre  1895  fünf  Gesetzentwürfe  aus,  die  dem  Problem  bald  in 
dieser,  balil  in  jener  Weise  energisch  zu  Leibe  zu  gehen  versuchten. 
Allerdings  wurden  diese  Erstlingsversuche  alsbald  als  unbefriedigend 
liegengelassen.  Aber  der  namentlich  im  letzten  derselben  vorfmd- 
liche  ( iruiulgedanke  l^lieb  und  h^.{  nunmehr  in  wesentlich  ver- 
besserter horm  eine  Aulei  stehunL;;  ^aieiert  durch  den  l\eich>;4ese!z- 
cntwurf,  den  zu  besprechen  die  1  lauptaufgabe  meines  diesmaligen 
Aufsatzes  bilden  soll. 

n. 

Die  Mitte  Dezember  1897  im  Reichsanzeiger  veröffentlichten 
und.  auch  durch  den  Buchhandel  verbreiteten')  „Entwi.irfe  eines  Reichs- 
gesetzes, betreffend  die  Sicherung  der  Bauforderungen  und  eines  Preu- 
fsischen Ausfi.ihrungsgesetzes  nebst  Begründung"  kamen  nicht  un- 
erwartet. Die  verbündeteil  Re'Mcruiiijen  haben  damit  nur  ein 
\'ersprechen  eingelöst ,  das  ihre  berufenen  \'^ertreter  bei  den  bis- 
herigen parlamentarischen  Erörterungen  über  die  Bauhandwerker- 
frage —  so  der  Justizminister  Schönstedt  im  preufsischen  Herren- 
hause am  27.  Marz  1895  und  der  Staatssekretär  Nieberding  im 
Reichstage  bei  Beratung  des  Antrages  Bassermann  (Jsuiuar  1896} 
und  auf  eine  spatere  Anfrage  des  Abgeordneten  v.  Cuny,  wieder* 
holentlich  abgegeben  hatten.  Man  war  seit  Nieberdings  letzter 
Mitteilung  sogar  schon  darauf  vorbereitet,  in  welcher  Richtung  die 
auszuarbeitenden  Entwürfe  die  Sache  anfassen  würden. 

Wie  sich  die  bekannten  Milsstände  im  Baugewerbe  zwar  durch- 
aus  nicht  allein,  aber  doch  vorwiegend  in  Preufsen  bemerkbar  ge- 
macht haben,  so  wurde  auch  hier  zuerst  das  Problem  ihrer  Be- 
seitigung ernstlich  in  die  Hand  genommen.  Die  preufsischen 
Parlamente  hatten  seit  1893  alljährlich,  in  Erledigung  der  Petitionen 
des  in  dieser  Frs^  hervorragend  thättgen  ,3undes  für  Bodenbesitz- 
reform"  und  des  Dr.  Stolp,  Gel^enheit,  teils  in  den  Kommissionen, 


*)  erschienen  in  amtlicher  Aasgabe  bei  v.  Decker,  79  S.;  avCierdcm  in 
Carl  Heyroanns  Verlag,  80  S. 
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teils  im  Plenum  über  eine  Sicherung  der  Bauliandwerker  zu  ver- 
liamlcln,  wobei  sich  die  anfau'^lich  kühle,  ja  ablehnende  Stimmung 
der  Mehrheit  und  der  Regierung  einem  Kingroifen  der  Gesetz- 
gebung mit  jedem  Jahre  günstiger  entwickelte.  Ktuilicii  erteilte  das 
Plenum  des  Abgeordnetenhauses  in  der  Sit/ung  vom  l8.  Mai  1896 
einem  Antrage  des  (nationalliberalen)  Abgeordneten  W'allbrecht  seine 
Zust  iiiniung ,  der  auf  Einrichtung  sogenannter  Bausc hoffe n- 
äniier  hinausHel  und  diesen  die  Aufgabe  zuweisen  wollte,  die 
Kreditwürdigkeit  des  die  Hauerlaubnis  nachsuchenden  Rauherrn  zu 
[»rüten  und  ihm  geeignetenfalls  eine  Sicheil leilNleistung  wegen  der 
Baukosten  aufzuerlegen,  '  l  Die  Annahme  tlieses  Antrages  erfolgte 
mit  grofser  Mehrheit  —  in  der  dafür  eingesetzten  Kommission 
hatte  sich  überhaupt  kein  Widerspruch  erhoben,  und  im  l'lenuni 
trat  im  Lauf  der  langen  Verhandlung  '•)  nur  ein  einziger  (freisinniger) 
Redner  dagegen  auf.  Die  Mehrheit  verband  damit  das  Ersuchen 
an  die  Regierung, 

„die  Erwägungen  darttber  fortsnsetseii,  in  welcher  Weise  deo  Fofdemogea 
der  BMdwndwericer,  Lieferanten  und  Arbeiter  ein  wiiicsMoer  dinglicher 
Schutz  gewlhrt  werden  kann/* 

Einen  ganz  ähnlichen  Beschlufs  hatte  schon  vorher,  am  23.  Januar 
1896,  der  Reichstag  gefalst,  indem  er  üsist  mit  Einstimmigkeit  den 
ersten  Teil  eines  Antrages  Bassermann  dahin  annahm: 

„die  verbündeten  RcfieivOigen  m  emshen,  einen  Gesetzentwurf  vorail^cn 
durch  welchen  die  Bauhandwerker  und  Banarlieiter  fttr  ihre  aus  Arbeiten 
und  Lieferungen  an  Neu-  und  Umbonten  erwachsenden  Fordemngett  ge- 
sichert werden."*) 

Ein  zweiter  spezialisierender  Teil  des  Antrages  wurde  vom 
Abgeordneten  Bassermann  auf  die  oben  erwähnte  Mitteilung  des 
Staatssekretärs  hin  zur  Zeit  zurückgezogen,  nicht  etwa  deshalb,  weil 
sich  der  Antragsteller  durch  Nieberding  von  der  Undurchfiihrbarkeit 
seines  Vorschlages  hätte  überzeugen  lassen.^)  Im  Gegenteil:  wir 
V.  (Im  sehen,  wie  der  jetzige  Entwurf  mit  Bassermanns  Idee  — 
Vorrecht  der  Bauhandwerker  unter  Beschränkung  auf  den  Wert  des 
Gebäudes  —  eine  weitgehende  Verwandtschaft  aufweist 

•|  cf.  die  U-efflicbc  Kritik  des  Antrages  Wallbrecht  in  der  dem  jeUigcn  Ent- 
wurf beigegebenen  Anlage  1  S.  37  ff. 

*)  Stenogr.  Berichte  des  Abgeordnetenhauses  f.  1896  S.  22*2137. 
*)  Stenogr.  Berichte  des  Reidistage*  f.  1896  S.  495. 

*)  so  beliebt  es  jetst  die  „Frcisinttige  Zeitung"  in  ihrem  Artikel  rom  17.  De- 
«mber  1897  Nr.  295  danuatellen. 
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Demnächst  kam  die  Fra^'c  wieder  bei  Beratung  des  Büp^'cr- 
lichen  Gc.setzl)uclies  zur  Sprache.  Kntgef^cn  dem  ersten  Entwürfe 
wnr  ja,  wie  wir  üben  sahen,  im  §  583  Abs.  2  des  Entwurfes  II 
(Reiciistai^^sx orlai^e :  §638:  B(tB.:  §6481  den  Bauhandwerkern  nach 
dem  \  urbilde  des  [)reulsi^chen  Landicclits  wcnip^stens  ein  soge- 
nannter rfa  n  d  r  ec  h  t  s  t  i  t  cl  zu}^'rbilli^t  worden.^)  In  der  Reichs- 
ta^skonniüssion  für  das  Geset/l)uch  wurden  nun  Stimmen  laut,  für 
die  im  §  648  be/.ciclineten  Aiispriirlie  ein  wahres  Vu  r  z  u  <^sr  e  c  h  t 
zu  scliafifen.  .Sie  fanden  aber  (iamals  bei  den  Re;^ierun<^en  wie 
seitens  der  Kommissionsmitj^dieder  lebhaften  W  iderspruciu -  i  die 
Frage  bilde  zur  Zeit  den  Gegenstand  ernstester  Knvägungen  und 
könne  schon  wegen  ihrer  über  das  Privatrecht  hinausreiciienden 
Bedeutung  nur  durch  ein  Spezialgesetz  befriedigend  geregelt  werden. 
Eine  unbeschränkte  privilegierte  Hypothek  sei  zudem  schweren 
Bedenken  ausgesetzt  So  behielt  es  denn  damals  bei  der  Regelung 
des  Entwurfes  II  sdn  Bewenden,  aber  auch  wieder  mit  mchten  aus 
einer  prinzipiellen  Gegnerschaft  gegen  den  rechtspolitischen  Ge- 
danken des  Bauhandwerkervorrechts  überhaupt,  wie  man  es  jetzt 
von  gewisser  Seite  gern  darstellen  möchte. 

Diesen  parlamentarischen  —  und  daneben  auch  mannigfachen, 
von  Männern  der  Rechtswissenschaft,  Vertretern  der  Interessenten 
und  einigen  politischen  und  sozialpolitischen  Gruppen  ausgegangenen 
aufserparlamentarischen  —  Anregungen  Folge  leistend,  berief  das 
preuG^he  Staatsministerium  eine  Kommission  zur  weiteren  Prüfung 
der  Frage.  An  deren  Beratungen  nahmen»  wie  das  „Vorwort"  zum 
vorliegenden  Entwürfe  berichtet,  neben  den  Vertretern  der  be< 
teiligten  Ministerien  auch  solche  des  Reichsamtes  des  Innern  und 
des  Reichsjustizamtes  teil.  Die  von  ihr  ausgearbeiteten  Entwürfe 
beschloß  das  Staatsministerium  „nebst  der  Begründung  zu  veröflent- 
lichen,  ohne  selbst  zu  den  Entwürfen  Stellung  zu  nehmen.**  Wir 
haben  es  also  bei  den  vorliegenden  Publikationen,  ähnlich  wie  seiner- 
zeit beim  Entwurie  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  mit  einer,  wenn 
auch  auf  offizielle  Veranlassung  \'e ranstalteten ,  doch  im  Grunde 
noch  privaten  Arbeit  olme  die  Autorität  amtlicher  Approbation  zu 
thun,  zu  deren  Kenntnisnahme  und  liegutachtung  „die  X'ertreter 
der  Rechtswissenschaft  und  der  Rechtspflege,  wie  die  Vertreter 
der   von  den  Entwürfen  betroffenen  wirtschaftlichen  Interessen" 


')  Siehe  oben  Seite  37. 

*)  KommisBloiisberidit  S.  5s. 
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wiederuin  offiziell  aufpfcforclcrt  werden.  Man  wird  diese  vor- 
sichtif^c  Haltung^  der  Regierunf,'cn  bei  einer  hi)(-hwichti<:^en  und 
verantwortun^sreichen  ji^a'setzliclien  Aktion  durchaus  billi^enswert 
finden.  Auch  so  bilden  die  Entwürfe  einen  l)edeuts;inien  und 
erfreulichen  Schritt  xorwärts  zur  Ke^uhm-  der  x'ielhcstriuenen 
Frage,  und  es  steht  kaum  zu  liefiirchten,  dafs  die  nialsu^ebenden 
Instanzen,  Re^ierun^  untl  Volks\  ci  trt  tunj^^ ,  auf  dem  einmal  be- 
s<-!iritteneii  We^e  jetzt  noch  /.a;^  zurückweichen  werden.  Der 
ausbrechende  Ingrimm  der  kapitalistischen  Kreise  und  ihrer  Presse 
wenitfstens  sollte  sie  am  allerwenifrsten  daran  irre  machen, 
zumal  wenn  deren  Lärmartikel  so  weni^f  ernstes  Studium  des  Kni- 
wurfes, so  wenig  sputen  Willen  zu  einer  \'erstätidi<^ung  zeij^^en,  wie 
es  die  mir  zur  I  lanti  <4ekommenen  .\rtikel  einiger  dieser  Organe 
thun.  Immerhin  ist  es  tlankenswert,  wenn  ein  grofses  Hypotheken 
bankinstitut  mit  ertVeuiicher  Offenheit  jedwede  Regelung  der  Frage 
um  deswillen  für  ausgeschlossen  erachtet,  weil  .,ein  wirksamer 
Schulz  der  Bauhandwerker  im  Wege  der  ( iesetzgebung  niemals 
ohne  eine  Gefährdung  der  Interessen  der  Hypothekengläubiger  er- 
folgen könnte."')  „Man  weifs  doch,  wo  und  wie."  Wenn  die 
Gegner  selbst  somit  die  Frage  auf  den  nakten  Interessenstandpunkt 
hinauaspielen«  so  können  sie  auch  nicht  verlangen,  anders  als  blofsc 
Interessenten  gehört  zu  werden,  denen  der  die  kollidierenden  In- 
tereasen  im  Sinne  des  „sozialen  Ideak"  abwägende  Gesetzgeber 
obfektiv  gegenübersteht  Gerade  dieser  objektive  Standpunkt 
zwischen  den  sonst  vielleicht  unversöhnlichen  Gegensätzen  ist  es 
auch,  der  uns  Juristen  berechtigt  —  und  verpflichtet!  —  in  solchen 
Fragen  das  Wort  zu  ergreifen. 

Es  ist  an  dieser  Stelle  iiir  mich  weder  Raum  noch  Anlafs,  in 
der  Bauhandwerkerlrage  auf  den  gamen  Status  rei  et  controversiae 
noch  naher  einzugehen.  Ich  verzichte  darauf  umsomehr,  als  ich 
bereits  an  anderen  Stellen  wiederholt  darüber  berichtet  habe.^ 
Insbesondere  die  zur  Abhilfe  der  Müsstände  von  den  verschiedensten 
Seiten  und  in  der  verschiedensten  Richtung  gemachten  Vorschlage 
benotigen  hier  keiner  weiteren  Besprechung;  auch  ihretwegen  kann 
ich  auf  frühere  ausführliche  Darstellungen  verweisen.*)  Uebrigens 


*)  cf.  MBcriiaer  Ttfeblalt^*  fom  23.  Desembcr  1897  Nr.  650. 
*)  S.  ulserdciii  des  Imieii,  aber  dndnidtivoncii  Berieht  in  der  Bqprflndanc 
da  Ettwwfes  &  8—9. 

")  S.  meiaen  Anfnls  Aber  „Du  Pfiuidvoinredit  der  Bftuluuidwcdter**  in  Conrads 
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findet  sich  nunmehr  in  der  dem  hntwurfe  beigcgehcncn  Anln^c  1 
(S.  36^ — 62)  eine  ausgiebige,  übersichtliche  und  unbefangene  Zu- 
sammenstellung und  W'ürdig^ung  derselben ,  deren  Resultaten  ich 
mich  fast  überall .  im  Kiiiklang  mit  früher  Gesagtem ,  anschlielscn 
kann.  Ich  werde  mich  also  im  l  olgenden  mit  einem  Referat  über 
die  diesmaligen  Entwürfe  und  einer  Stellungnahme  dazu  Lx^nügen 
können. 

m. 

Die  vorgeschlagene  Regelung  der  Hauhaiidwerkerfrage  zcrnilii 
in  zwei  Hauptteile:  sie  ist  teils  reichsrechtlich,  teils  landes- 
rechtlich. Der  reichsgesetzliche  Kiitwurf  enthält  den  eigent- 
lichen materiellen  Kern,  und  zwar  \erleiht  er  den  begünstigten 
Personen,  wie  hier  gleich  von  \ ornherein  festzustellen  ist,  unter  ge- 
wissen V^oraussetzuiigen  ein  \' o  r  z  u  gs  r  e c  h  t  aus  dem  trlös  des 
hergestellten  Ciebäudes,  während  fler  Werl  des  Bodens  davon 
frei  bleiben  soll.  Aber  diese  Lösuul:  s^cwährt  der  Entwurf  nur 
hypothetisch  —  erst  durch  das  Medium  einer  landesherr- 
lichen \^  c  r  o  r d  n  u  n  g  hindurch  soll  das  Schutzgesetz  in  Aktivität 
treten.  Denn  durch  eine  solche  kann  nach  §  i  angeordnet  werden, 
„dais  für  einzelne  Gemeinden  oder  Teile  von  Gemeinden,  in  welchen 
die  &richtuf^  von  Neubauten  in  grölserem  Um&nge  zu  erwarten 
ist  (Neubaubezirke),  eine  Sicherung  der  Bauforderungen')  nach  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  stattzufinden  hat." 

Es  ist  Idar,  da(s  dadurch  die  praktische  Tragweite  des  Schutzes 
bedeutend  eingeengt  wird.  Aber  einer  unbeschrankten  Vorrechts- 
gewährung in  allen  Gemeinden  hat  man  auch  schon  bisher  nicht 
das  Wort  zu  reden  gewagt  Selbst  die  sehr  weitgehende  Petition 
der  Bodenreformer  will  im  AnschluGs  an  Demburg  nur  die  einem 
stadtischen  Bebauungsplane  unterliegenden  Grundstücke  davon  er« 

JabrbAchern  Bd.  60  S.  87—108,  266  83,  387/98,  hier  dticit  mit  „Aufsatz".  Ferner 
Vortrag;  in  «ler  WicuiT  juristischen  Gesellschaft  vom  2o.  November  1895  über  „Das 
gesetzliche  Pfandrecht  der  Bauhandwerker"  iliier  citiert  mit  ..Vortrag;''!;  endlich  die 
Artikel  in  Nr.  66  des  hiristisrhen  Litteratvirblattes  (1S95)  und  im  II.  .Supplement- 
band  /.um  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Dort  Überall  auch  weitere 
Litteraturangaben  und  Kritiken. 

Unter  dem  Audrndce  „Baagliubiger",  „B^iiforderungcn"  Tcnteht 
der  Entwarf  im  iliiMligeii  Spnidigebnmdi  die  sn  lebatsendea  Huidirerker  nnd  ifanen 
gleicbgcitellten  Penonen  bczw.  ihre  AnsjKttche.  Ihnen  §tdien  gegenüber  die  „Bnu* 
geldgeber"  tmd  „Bnvgeldfordernngen." 
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grifien  wissen.  Und  das  mit  gutem  Grunde:  Denn  wenn  auch  die 
allsettig  anerkannte  juristische  Grundlage  fiir  das  Privileg,  der  Ge* 
sichtspunkt  der  den  Wert  des  herzustellenden  Gebäudes  erhöhenden 
Verwendung  (versio  in  rem),  überall  gleichmälsig  Platz  greift,  so 
hat  sich  doch  in  den  ländlichen  Bezirken  das  Bedürfnis  danach 
in  keiner  Weise  herausgestellt.  Hier  spielt,  von  einigen  Vororts- 
und Fahrikdörfern  abgesehen,  die  Bauspekulation  keine  Rolle,  die 
Verhaltnisse  sind  primitiver  und  wenij^^er  schwindelhaft  in  die  Höhe 
getrieben.  Andrerseits  würde  eine  Verallgemeinerung  des  X'^or- 
rechts  die  Petition  der  ohnedies  starken  Gegn^''Sf'haft  wesentlich 
verbessert!  ;  nicht  ganz  ohne  Grund  würtlc  man  selbst  die  Interessen 
der  angeblich  „schwer  bedrohten  Pupillen"  und  anderen  Kapitalisten 
dagegen  ausspielen  können,  aber  nicht  minder  auch  die  des  kredit- 
suchenden ländlichen  Grundbesitzes  selbst.  Ks  mufs  sowohl  im 
Interesse  der  Gerechtigkeit  wie  der  Praktikabilität  dabei  bewenden, 
die  in  Gewährung  des  X'orrcchts  liegenden  Modifikationen  der  all- 
gemeinen Prinzipien  des  Grundkreditrechts  auf  den  Bereich  des  un- 
bedingt Notwendigen  zu  beschränken.') 

Fraglich  k:\un  nur  die  Absteckung  des  Abgrenzungsgebietes 
sein.  Das  zutäiligc  \'orhan(len>ciii  oder  Nichtvorhandensein  eines 
städtisciien  Bebauungsplanes  darüber  entscheiden  zu  lassen,  scheint  mir 
nicht  angejjracht.  Man  würde  sonst  leicht  bald  iiber  d;Ls  reale  Be- 
dürfnis hinausgehen,  bald  dahinter  zurückbleiben  —  man  denke  etwa 
an  rasch  anschwellende  Vorortsgemeinden  mit  nocli  ländlicher" 
Verfassung,  in  denen  die  Bauspekulation  notorisch  gerade  die  meisten 
Opfer  fordert.  Noch  mechanischer  würde  es  bcin,  nach  anderen 
festen  Kriterien  —  etwa  Krreielumg  einer  gewissen  Minimal- 
einwohnerzahl durch  die  betreti'entlc  (iemeiiule  —  die  Anwendung 
des  X'orzngsrechtes  zu  bestimmen.  Den  veränderlichen  Bedürfnissen 
in  die>er  Richtung  entspricht  vielmehr  die  Zugrundelegung  eines 
variablen  B  e  s  t  i  m  m  u  n  gs  fa  k  t  o  r  s  dafür,  iaitseheidet  man  sich 
aber  dahin,  so  könnte  man  die  Festsetzung  im  einzelnen  entweder 
staatlicher  (landesherrlicher)  Verordnung  oder  autonomer  Bestitiinumg 
der  (icmeinde  selbst  (etwa  durch  Ortsstatut)  überlassen.  I^als  einem 
grundsiitzlicin  ii  l-'reunde  der  treiiieitlichen  Selbstv  crwaltvnig,  wie  ich 
selb-t  e>  durchaus  bin.  an  sich  der  zweite  V\eg  viel  s)'mpathischer 
erscheinen  wird,  liegt  auf  der  Hand;  es  kommt  auch  die  Erwägung 


')  S.  auch  Eckels  io  seinem  Gutachten  für  den  24.  dcuUchen  juristenUg 
Bd.  n.  S.  182. 

Afduv  tSr  SM.  GMCtigetMinK     Statistik.  XU.  4 
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hinzui  da(s  die  städtischen  Behörden  die  denkbar  genaueste  Sach- 
kunde in  den  einschlägigen  Verhaltnissen  besitzen  werden  und  dem 
andem&Ils  maßgebenden  bureaukratischen  Element  darin  nicht  un- 
erheblich überlegen  sein  dürften.  Aber  andrerseits  fiirchte  ich,  dais 
die  Autonomie  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete  zu  einer  fast  überall 
negativen  Lösung  der  Frage  ftihren  wird,  und  stinune  darin 
durchaus  dem  Schlu&passus  des  Artikels  der  ,,Frdannigen  Zeitung" 
vom  17.  Dezember  bei,  um  freilich  entgegengesetzte  Folgerungen 
daraus  zu  ziehen.  Es  ist  eine  beklagenswerte,  aber  för  jeden  auf- 
merksamen  Beobachter  des  modernen  politischen  Lebens  unbestreit- 
bare Thatsache,  dals  in  den  heutigen  Stadtvertretungen,  nicht  zum 
wenigsten  auch  in  den  „freisinnigen",  das  Klasseninteresse  der 
Besitzenden,  gestützt  durch  die  Bestimmungen  der  Städteordnungen, 
überall  eine  aufserordentlich  starke,  vielfech  schlechthin  entscheidende 
Position  bat.^)  Den  Vertretern  stadtischer  Kapitalisten  und  „Haus- 
agrarier" die  Bestimmung  über  das  ihren  Interessen  unleugbar 
einigermafsen  abträgliche  und  ihnen  zum  mindesten  unbt(]ueme 
P&ndprivileg  zu  überlassen,  hiefee  die  Wirkung  des  zu  schaft'endcn 
Gesetzes  im  Keime  ersticken l  Das  hat  das  preufsisclie  Abgeordneten- 
haus dann  auch  bei  Beratung  des  Antrages  VVallbreclit  riclitig  er- 
kannt :  in  Verbesserung  \'on  dessen  ursprüi^licbem  Plane  besdüois 
•  die  Kommission,  „dafs  die  Staatsregierung  auch  entgegen  dem 
Wunsche  der  Gemeinde  durch  Königliche  V^erordnung  ein  derartiges 
Gesetz  in  den  einzelnen  Gemeinden  solle  einfuhren  können."  Und 
dem  stimmte  das  Plenum  auf  Grund  der  Ausführungen  der  Ab- 
geordneten Eckels,  Brösc,  Lewald  und  anderer  zu.  In  der  That, 
man  braucht  kein  blinder  Wrehrer  der  Bureaukratic  zu  sein,  um 
zu  verstehen,  dafs  die  \'er\valtungsbehörden  in  dieser  Frage  viel  eher 
die  nötii^e  Objek-tivitat  und  die  der  Gunst  und  dem  Hafs  der  städ- 
tischen Interessenten  entrückte  Autorität  besitzen  werden,  als  die 
davon  abhängigen  städtischen  Körprrsriiaftt  ii ! 

Indem  der  Kritwurf  fenuT  nicht   den  scliweiTälligen  Weg  des 
Gesetzes,  sondern  den  schmiegsameren  einer,  jederzeit  neu  zu  er- 


Vlxa  «riimere  sidi  nur  der  wieder  und  wieder  bervorUreteadcn  Ne^ung, 

die  kommunalen  Lasten  thunlicbst  durch  „^ikommmstcucm"  der  Gesamtlicit  aufzu- 
bürden, statt  sie  auch  durch  „Realsteuem"  den  durch  das  Anwachsen  der  Gemeinde 
bcgünstiqten  Klassen  aufzuerlegen  —  »-in  IWstrcben,  dem  zum  Glifck  durch  da^  Ge- 
setz und  das  AofsichUrecbt  der  Vcrwallungsbehörden  jetzt  engere  Grenzen  ge> 
zogen  sind. 
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teilenden,  so  auch  (siehe  §  23)  zurücknehmbaren  V'crordnunjj 
vorsieht,  bietet  seine  Regelung  zugleich  nach  den  zutreffenden  Werten 
der  Motive  S.  16  „den  Vorteil,  dais  das  Anwendungsgebiet  des  Ge- 
setzes dem  bestehenden  Bedürfnisse  angepaCst  werden  kann.  Es 
kann  jederzeit  eine  Ausdehnung  auf  neue  Bezirke  erfolgen,  es  kann 
aber  auch  ein  Ausscheiden  von  Bezirken  stattfinden,  wenn  dies 
zweckmäfsig  erscheint 

IV. 

Auch  in  den  ,,Neubaubezirken''  verleiht  der  Entwurf  den 
Bauhandwerkern  nicht  ohne  weiteres  ein  Vorrecht,  sondern  laist  es 
«ist  durch  Erfüllung  verschiedener  Voraussetzungen  vermittelt  werden. 

I.  Zunächst  bedarf  es  der  Eintragung  eines  ^^uvermerkes" 
auf  dem  Grundbuchblatt  der  Baustelle.  Diese  ist  vom  Eigentfiroer 
zu  erwirken  und  bildet  die  Vorbedingiug,  nach  deren  den  Bau- 
Polizeibehörden  nachgewiesener  Erfüllung  erst  mit  der  Bauaus- 
fuhrung  begonnen  werden  dar£  Nur  mit  dieser  Mafisgabe  soll  die 
Bauerlaubnis  vorher  erteilt  werden,  §  2. 

Der  Bauvermerk  selbst  enthält  die  Angabe,  dals  das  Grundstück 
bebaut  werden  soll,  und  die  Hohe  des  Baustellenwertes,  die 
um  deswillen  festzustellen  ist,  weil  nach  dem  Entwurf  in  diesem 
Umfange  die  Vorhypotheken  den  Ansprüchen  der  Bauhandwerker 
vorgehen  sollen.  Es  kommt  also  alles  auf  eine  möglichst  genaue 
Feststellung  dieser  Höhe  an;  das  Vertrauen  auf  ihre  Durchlllhr- 
barkcit  ist  für  die  Stellungnahme  zu  dem  vorliegenden  Entwürfe 
l^eradezu  präjudiziell. 

Hier  finden  w  ir  nun  den  Punkt,  wo  die  landesrechtliclie  Regelung 
•einsetzen  soll.  Der  §  3  übcrläfst  die  Grundsätze  für  die  Bemessung 
des  Jiaii^ii  11<  IVA  ertes  den  Landesgesetzen  und  bei  deren  Ermange- 
lung der  landeslierrlichen  Verordnung,  und  auf  Grund  einer  He- 
scheinigung  der  darnach  zuständigen  Behörde  in  Verbindung  mit 
der  Bauerlaubnis  hat  der  Grundbuchrichter  dem  Antrag  des  Eigen* 
tömers  auf  Eintragung  des  Vermerks  Folge  zu  leisten,  §  4. 

-  Gehen  wir  hierbei  gleich  auf  die  für  Prcufsen  in  Aussicht  ge- 
nommene gesetzliche  Regelung  ein !  In  wesentlicher  Anlehnung 
an  den  Antrag  Wallbrecht  (siehe  oben)  sieht  sie  für  die  betroffenen 
Gemeinden  die  Errichtung  von  B  a  u  s c  h  ö  f  f e n äm  t e  r  n  \or, 
TV.Ausf.G.  i?  1.  Diese  sollen  l)eslehen  aus  dem  Vorsitzentlen, 
rnindi  <T(  ns  einem  Stellvertreti.T  und  der  erff^rderliclicn  Zahl  \<mi 
Schollen,  ^  3.   Die  Mitgheder  werden  durch  den  Magistrat,  eventuell 
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durch  die  Gemeindevertretung  bestellt«  §  5.  Das  Amt  ist  Ehren- 
amt; die  Mitglieder  sind  auf  Erföllui^r  der  Amtspflichten  durch 
Handschlag  an  Eidesstatt  zu  verpflichten,  §§  9.  Zur  Beschlufs- 
iassung  müssen  aulser  dem  Vorsitzenden  (bezw.  Stellvertreter)  minde> 
stens  zwei  Schoflen  mitwirken,  §  la  Die  Kosten  tragt  die  Ge- 
meinde, §  16. 

Die  Kompetenz  der  SchÖflfenämter  besteht  nun  nicht,  wie  nach 
dem  Antrage  Wallbrecht,  in  der  Prüfung  der  Zuverlässigkeit  des 
Bauherrn,  sondern  in  der  Feststellung  des  Baustellen^ 
wertes,  §§  12/13.  Diese  ist  in  der  Regel  keine  individuelle,  es 
soll  vielmehr  ein  durchschnittlicher  Einheitssatz  fiir  das 
Quadratmeter  zu  Grunde  gelegt  werden.  Dessen  Festsetzung  erfolgt 
normalerweise  nach  Stralsen,  kann  aber  auch  je  nach  der  Sachlage 
sowohl  fiir  mehrere  Stralsen  gemeinsam  vollzogen  werden,  wie  auch 
umgekehrt  für  einzelne  besonders  {^ecigenschaftete  Strafsenteilc  spe- 
ziell (also  /.  B.  bei  Stralsenecken).  Der  so  gefundene  Durchschnitts- 
wert ist  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Neben  dieser  generellen  kann  auf  Antrag  des  Eigentümers  auch 
eine  individuelle  Abschätzung  des  VWrtes  staitriiukn  —  eine  \'^or- 
schrift,  von  der  gegebenenfalls  sicherlich  weiti^clicnder  Gebrauch  ge- 
macht werden  wird.  Sie  wird  sich  z.  B.  gründen  können  auf  seit  der 
letzten  Festsetzung  eingetretene  Wertsteigerungen,  eine  besonders 
günstige  besondere  Lage  des  (irundstückes  u.  s.  w.  Der  etwa  ge- 
zahlte Kaufpreis  wird  dafür  schätzbares  Material  liefern,  ohne  natür- 
lich irgendwie  schlechthin  mafsgebend  sein  zu  dürfen. 

Handelt  o  sich  bei  dieser  dem  Bauschöffenanit  zugewiesenen 
Aufij^abc  niciu  Mcllcicht  um  die  Quadratur  des  Zirkels?  Schwieriu^ 
und  vciaiUvvortungsvoU  ist  sie  zweifellos,  o!)  aber  unlöslich,  das  darf 
zum  mindesten  br/\veifelt  weiden,  uiul  wird  auch  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  in  Abrede  gestellt.  Die  Krfahruiig  lehrt,  so 
führte  schon   im  Jahre  1895  Vertreter  des  Justi/niinisters  im 

Abi4eordiielenhause  sehr  richtig  aus,  „dafs  das  Bauland  in  den 
ein/einen  Städten  und  .Stadtteilen  einen  ziendich  fest  bestimmten 
Wert  hat,  der  sich  im  Streitfalle  durch  Sachverständige  nicht  zu 
schwer  wird  feststellen  lassen."  ')  Das  dürfte  gerade  in  grolsen 
Städten  mit  ihren  massenhaften  L'msäizeii  auf  dem  Immobilien- 
markt", ihrem  ausgebildeten  Grundslücksm.ikiertum  besonders  der 
Fall  sein;  und  gerade  auf  sie  nur  soll  doch  im  wesentlichen  das 
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Oesete  Anwendimg  finden.  Haben  wir  doch  z.  B.  in  Berlin  schon 
Karten  zur  Berechnui^  des  Grund-  und  Bodenwertes;  kann  es  doch 
schon  heute  jeder,  der  davon  hören  will,  sich  sagen  lassen,  wieviel 
Mark  in  der  und  der  Stralse  die  Quadratrute  Bauland  zu  kosten 
pflege.  Und  einem  allzu  schematischen  Verlahren  tritt  das  im  §  13 
vorgesehene  Recht  des  Eigentümers  auf  individuelle  Abschätzung 
g[]ücldich  entgegen.  Insbesondere  wird  dadurch  die  Verwertung, 
älterer  und  hinter  dem  derzeitigen  Wert  zurückgebliebener  Taxen 
vermieden,  und  das  von  Eckels  (a.  a.  O.  S.  185)  g^en  eine  solche 
Regelung  angeföhrte  Beispiel  ad  b)  verliert  seine  Zugkraft:  der  das 
Grundstück  auf  den  erhoflften  Zukunftswert  Beleihende  geht  in  dessen 
Hohe  vor,  soweit  ein  solcher  zur  Zeit  des  Baubeginns  bereits  existent 
geworden  ist  Durch  die  Einführung  des  volkstümlichen  und  un- 
bureaukratischen  Elementes  sachverständiger  Bauschöffen  an  Stelle 
-der  dafür  weniger  geeigneten  Richter  dürfte  das,  wie  schon  der 
Abgeordnete  Bröse  zum  Antrag  Wallbrecht  bemerkte,  noch  wesent- 
lidi  erleichtert  sdn,  und  insofern  sind  die  wcrt\  ollon  Anrcc^ungen 
jenes  Antrages  auch  für  die  sonst  abwetcbende  Regelung  im  jetzigen 
Entwürfe  nicht  verloren  gegangen.  Es  kommt  hinzu,  da(s  bei  der 
eingangs  geschüderten  Beschränkung  des  Geltungsgebietes  für  den 
Entwurf  eine  gewisaerma&en  probeweise  Hinführung  für  nur  diese 
oder  jene  besonders  geeignete  Gemeinde  crmögHcht  wird  —  mache 
man  also  doch  wenigstens  dabei  den  ehrUchen  Versuch  auf  die  Durch- 
führbarkeit des  vorgesehenen  Systems,  statt  wegen  der  blols 
problematischen,  technischen  Bedenken  anf  die  ganze  Reform  zu 
verzichten ! 

Es  würde  m.  K.  vielmclir  diskutabel  sein,  ob  nicht  angesichts 
der  reichsrechtlichen  Regelung  der  materiellen  f  'ragcn  auch  für  das 
\  erfaliren  bei  der  Wertfestsetzung  in  das  Rciclisgesetz  Vorscliriften 
aufzujichmen  seien.  Kine  \' c  r  c  i  n  h  e  i  1 1  i  c  h  u  n  g  in  flrr  Durch- 
führung würde  das  naturlich  sehr  fördern.  Aber  andrerseits  soll 
ja  die  Anwendung  des  ganzen  Schutz^^eset/.es  doch  auch  \'on  landes- 
herrlichen Maisnahmen  bedingt  werden ;  überhaupt  spielen  die 
lokalen  und  be/.irks weisen  Verschiedenheiten  der  Veriiältnisse  dabei 
eine  so  entscheidende  Rolle,  dals  von  einer  schematischen  Gleich- 
furmigkeit  der  Regelung  in  unserer  Frage  schwerlich  das  Heil  er- 
wartet werden  kann.  Auch  werden,  wie  die  Motive  S.  18  hervor- 
heben, gerade  inbezug  auf  die  Abschätzung  von  (Grundstücken  in 
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den  einzelnen  Bundesstaaten  durchaus  i^erschiedenartige  Grundsatze 
beobachtet 

2.  Der  £intrag  des  Bauvennerkes  wie  die  Abschätzung  de» 
Bodenwertes  erfolgen,  wie  wir  sahen,  im  Sinne  des  Entwurfes  nkht 
von  Amtswegen,  sondern  nur  auf  Antrag  des  Eigentümers.  Man 
will  dadurch  nach  den  Motiven  S.  19  diesem  Zeit  lassen,  in  der 
Zwischenzeit  erst  noch  die  Hintragung  der  Baugelderhypothek  2U 
bewirken  —  wichtig  wegen  des  unten  zu  besprechenden  §  16.  Es 
lälst  sich  nun  zwar  bezweifeln,  ob  dieser  Grund  ausschlaggebend 
ist;  indes  sprechen  nu  E.  daneben  noch  andere  sehr  entschieden 
für  das  System  des  Entwurfes.  Denn  eine  solclie  für  den  Fligen- 
tiimer  im  Interesse  seines  Baukredites  aufserordcntlich  einschneidende 
Mafsnahme,  wie  die  Festsetzung  des  BaustellenwerteSi  über  seinen 
Kopf  hinweg  von  Amtswegen  vorzunehmen,  dürfte  unangemessen 
und  bedenklich  sein :  man  nimmt  ihm  damit  das  dringend  erforder- 
liche Mittel,  der  BcIum  cIc  die  Unterlagen  für  eine  vielleicht  durchaus 
gebotene  individuelle  Abschätzung  zu  verschaften,  und  vergröfeert 
die  einem  gerechten  Schätzungs\Trfahren  uhnedies  entgegenstehenden 
technischen  Schwierigkeiten  ohne  Not  ins  Ungeheuerliche. 

Eine  solche  amtliche  Einmischung  ist  aber  auch  gar  nicht  nötig, 
da  der  Eigentümer  im  eigenen  Interesse,  um  die  Bauerlaubnis  wirk- 
lich zu  erlangen,  den  Bauvermerk  seihst  hcrljciführen  wird:  \orher 
kann  zum  mindesten  von  wirklichen  X'erwendungen  der  Bauhand- 
werker in  den  —  noch  nicht  begonnenen  —  Bau  keine  Rede  sein. 
I  ).iriii  liegt  die  giolse,  und  zwar  vorteilhafte,  X'er'^chiedenheit  des 
Knt Wurfes  von  den  in  mancher  Bezieliung  ähnlichen  französischen 
\'tM  <c!n  iftcn  des  Code  ci\  il  Art.  2103  Xr.  4.')  Das  dort  den  Unter- 
nehineni  und  Arbeitern  gcwäinte  X'orrccht  ist  bedingt  dadurch,  dafs 
einmal  \'nr  Beginn  der  Arbeit  die  (irllichc  Bcschallenhcit  des  Bodens 
in  (icwilsheit  gesetzt,  dann  aber  ikkMi  ihrer  Fertigstellung  der  Wert 
der  Arbeiten  abgCMrhätzt  werde,  sodals  nur  die  zwi--chen  lieideu 
Schätzungen  sich  ergebende  W  e  r  t  d  i  f  f  e  r  e  n  z  den  (  iegen>tand  des 
\%irrechtes  bildet.  Das  Gesetz  spricht  nun  zwar  bez.  dieser  Mafs- 
nahmen  ^on  einem  durch  das  erstin>tan/.liche  <  iericht  \  on  Amts- 
wc-en  ernannten  Sachverständigen,  schweigt  alter  von  jedem 
Kuini)elle  an  den  Eigentumer,  die  in  seinem  inieie»e  gewils  nicht 
sonderlich  liegenden  Bedingungen  zu  erfüllen.  Indem  aber  somit  die 
Retreibung  der  Angelegenheit  den  Handwerkern  selbst  überlassen 
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wird,  nuifs  der  gesetzliche  Schutz  in  den  allermeisten  Fällen  teils 
an  tlcr  Indolenz  der  Interessenten,  teils  an  ihrer  he^i^riindeten  Furciit, 
durch  ein  entsprecheiide<  \'*>rgehen  noch  vor  Heg^inn  der  Arbeiten 
die  Kun(iscliaft  des  Haulierrn  zu  verlieren,  scheitern.  So  kann  es 
denn  nicht  W'uiulrr  nehmen,  dals  uns  die  französische  Theorie  und 
Praxis  übcrcinstinniund  von  einer  <^'erin;Tt>ii  Wirkung'  des  Pri\ile<^> 
zu  berichten  wissen.  Mit  ReclU  stellen  dem  {gegenüber  die  Motive 
S.  13  fest,  dafs  die  X'orschläge  unseres  Entwurfes  solchen  Fährnissen 
nicht  ausgesetzt  sind. 

3.  Allerdings  müssen  auch  nach  ihm  die  Bauhandwerker  thätig 
wervlen.  um  sich  der  \'orteile  des  Srhutzijesetzcs  zu  \'ersichern. 
Der  Entwurf  lehnt  es  unter  Berufung  auf  meine  bereits  frülier  da- 
gegen geäufserten  Hedenken  ')  ausdrücklich  ab,  ihren  h'ordcrungcn 
nach  Art  der  öffentlichen  Lasten,  des  I.idlnhnes  und  ähnlicher  An- 
sjjrüche ')  ein  auch  ohne  l'jnlragung  \virksame^  S  u  b  h  a  s  ta  t  i  o  n  s - 
Privileg  zu  verleilien ;  ein  solches  wäre  in  der  That  mit  dem  das 
Irrundbuch  beiierrschenden  Prinzij» des  (iffentlichen  Cilaubens  schlecht- 
hin un\  erträglich  und  würde  die  schwersten  materiellen  wie  formellen 
Bedenken  wider  sich  wachrufen.  Das  Recht  der  Bauhandwerker 
bedarf  \ielmehr,  um  zu  wirken  und  bei  der  Zwangsversteigerung 
berücksichtigt  zu  werden,  der  Eintragung  ins  (i rundbuch  ebenso 
wie  andere  gewöhnliche  Anspriiehe :  allein  wenn  eingetragen,  geht 
es  diesen  anderen  unter  gewissen  \'oraus>elzungen  vor.  hs  liegt 
darin  nichts  als  eine  gesetzliche  Rang\'erschiel)ung  der  grundbuch- 
mäfsigen  Posten,  die  das  System  des  (irundl)uchs  zwar  erheblich 
modifiziert,  aber  mit  nichten  als  ein  völliger  Bruch  damit  hingestellt 
wenlen  darf. 

In  L'ebereinstiinnunig  mit  fast  allen  bisherigen  Verfechtern  des 
Pfan<lvorrechts  sct/t  der  I\ntwurf  den  Berechtigten  eine  Präklusiv- 
fri>l  für  dii-  Aiuneiduiig  ihrer  Ansprüche  bei  dem  ( 1  rundl)uchamt, 
4;  6.  Die  Dauer  der  I'rist  w  ird  in  l-ebereinstinunung  mit  den  V^or- 
schrifien  der  Bodenboitzrefoi  nur  und  des  Dr.  Hilse  auf  sechs 
Monate  festgesetzt,  begimiend  nüt  dem  Hingang  einer  \  on  der  Bau- 
polizeibehördc  ausgehenden  Mitteilung  beim  (irundbuchamt,  „dafs 
baupolizeiliche  Bedenken,  das  (iel)äude  in  (iebrauch  zu  nehmen, 
nicht  bestehen."  Dafs  diese  I^ist  ausreiche,  wird  auch  seitens  der 
Bauhandwerker  nach  meinen  persönlichen  Informationen  allgemein 

*)  S.  Anft.  &  389/93  und  dazu  Anl.  I  d.  Entw.  S.  41. 
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anerkannt ;  es  kann  sich  nur  fragen,  ob  sie  nicht  zwecks  Abkürzun|^ 
der  mit  ilir  naturgeinäfs  thatsächhch  verbundenen  Verkehrssi)erre 
über  das  Grundstück  etwa  auf  drei  Monate  lierabzusetzen  sei,  was 
ich  früher  im  AnschluGs  an  Bährs  Entwurf  verteidiget  habe.  Man 
hat  mich  damals  auf  den  angeblich  bestehenden  Brauch  hingewiesen, 
den  Handwerkern  Wechsel  mit  dreimonatHchem  Ziel  auszustellen, 
nach  deren  Nichteinlösung  ihnen  doch  noch  eine  angemessene  An* 
meldungsfrist  gelassen  werden  müsse.  Um  so  weniger  will  ich 
jetzt  den  Entwurf  in  dieser  nur  teclinischen  Spezialfrage  be- 
kämpfen. 

Einen  l*'ürtschritt  gegenüber  den  bisherigen  V'orschlägcii  Irldct 
es  jedenfalls,  wenn  der  Entwurf  die  Frist  nicht  mit  der  ]HjIizeilichen 
Gebrnurlisabnahme  selbst,  sondern  erst  mit  der  dariiher  dem  Grund- 
buchanU  zugehenden  Mitteilung  begiiuien  lälst.  l.rst  dadurch  wird 
ein  fester  und  aus  den  Akten  jederzeit  ersichtlicher  I  crmin  für  den 
Anfang  und  das  demnächstige  Ende  der  iVi^t  gewonnen,  von  dem 
sich  auch  ohne  besondere  Mitteilung  die  Interessenten  jederzeit 
Kenntrus  \erschaffen  können. 

4.  Die  blofs  einseitige  Anmeldung  des  .Anspruches  kann  natür- 
lich zur  Eintragung  in  tlas  Grundbuch  nicht  genügen.  Es  niuis 
nach  §  8  noch  hinzukommen : 

a)  eine  >chriftliciie  Zustimmung  des  Eigentümers i 

b)  oder  eine  gegen  ihn  ergangene,  die  Zulässigkcit  der  An- 
meldung \erurdnende  einstweilige  X'erlügung  des  zuständigen  (le- 
richts.  l'nd  zwar  soll  zum  Erlals  einer  solchen  ilie  Glaubhaft- 
machung der  liaulortk  ruiig  genügeti ;  einen  besonderen  Nachweis 
der  Gefahrdung  oder  dergleichen  darf  also  der  Richter  nicht  ver- 
langen. .Näheres  bestinunt  der  l^iitwurf  darüber  nicht;  es  werden 
also  die  Bestimmungen  <lcs  BGB.  und  der  Ci\'Pr()rd.  herangezogen 
werden  dürfen,  sodafs  insbesondere  gemäfs  883  BGB.  auch 
wegen  einer  noch  nicht  fälligen  Forderung  die  Bauhand- 
werker  die  einstweilige  Verfiigung  erwirken  können.') 

*)  Dabei  ist  aber  §  1 1  zu  bpachtrn ; 

,,Mat  flcr  Hau^läubigor  den  Werk-  txler  Dienstvcrtraf;  nirht  vollstämliji  fr- 
füllt,  !>o  kann  er  (iit?  Baufurd«>nmp  nur  insowrit  polu-nd  machen,  als  ^eine  I,ei»tt;n^'''n 
in  (ton  Hau  vi  nvomlrt  sind.  iJic  vereinbarte  Vergütung  ist  in  dem  Verl»äUni>-.»* 
iierab^usetzcu,  lu  welchem  zur  Zeit  des  Vertragssrblus&es  der  Werl  der  vcreitibartcti 

Leitbuig  SU  «lern  Wert«  der  wiiUkhcn  Leistung  gestanden  liaben  wtiide.*' 

Ueber  die  Anwendungsf&Ue  diese»  $  1 1  siebe  Mot  S.  96.  Also  udi  in  dem  Falle» 
wenn  der  Unteraebmer  seiner  pcrsönlidien  Rechte  g^en  den  Baubem  tfots  untere 
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Es  tritt  uns  in  diesen  Bestimmungen  eine  zweite  vorteilhafte 
Verschiedenheit  des  Entwurfes  vom  französischen  Rechte  entgegen: 
zu  einer  abermaligen  Taxation  des  (irvindstückes  bezw.  Gebäudes 
kommt  es  i)ci  ihm  überhaupt  nicht ;  niclit  ihre  Versäumnis,  sondern 
nur  die  der  viel  leichter  zu  b(  \\  1 1  kstclligcndcn  Anmeldung  ihrer 
Ansprüche  soll  die  Bauhandwerker  präkludieren. 

5.  Narh  Ablauf  der  Frist  ist  ein  doppeltes  möglich : 

a)  CS  hegen  keine  „wirksamen"  Anmeldungen  vor,  bezw.  die 
crfol<,^ten  sind  —  etwa  wegen  erfolgler  Auszahlung  der  Anmeldenden  — 
zurückgenommen;  dann  wird  der  Bauvermerk  von  Amtswegen  ge- 
löscln,  §  9. 

b)  Ks  sind  noch  Anmcldun'^cn  vorhanden.  Alsdanti  hat  das 
Grrundbuchamt  in  Hohe  des  ( icsainibctrages  von  Amts  wegen  eine 

.  S  i  c  h  e  r  u  n  g  s  h  >'  p  0 1  h  e  k  einzutragen.    Ueber  ihre  Wirkung  wird 
uns  das  h  olgende  autklären. 

V. 

Für  die  WM  r  k  u  n  g  der  nunmehr  eingetragenen  Bauhandwerker- 
hypothek kommt  es  auf  dreierlei  an :  das  Verhältnis  der  Einge- 
tragenen unter  sich,  zum  Eigentümer«  zu  den  andern  das  Grundstück 
belastenden  f  Tyj)otliekrn : 

I.  Unter  sich  liabeii  die  mehreren  bei  der  Eintragung  Berück- 
sichtigten laut  if  14  gleichen  Rang.  Das  ents|)richt  den  bisherigen 
\'^orsrhlägen,  namentlich  den  überzeugondcn  Krwägungen  in  der 
Petition  der  Bodenreformer  und  ist  auch  von  mir  selbst  bereits  in 

■  TTieinem  Aufsatz  S.  verteidigt  woiden.  Allerdings  nv'u  htc  man 
dagegen  geltend  machen,  und  die  l'reisinnige  Zeitung  hat  das  auch 
bereits  \crsurht,  dafs  jeder  Bauhandwerker  versuchen  wird,  durch 
eine  möglichst  hohe  Anmeldung  aus  der  gesamten  Dividende  einen 
thunhchst  grofsen  Prozentsatz  heraus/utischcn.  Indes  >chc  ich  nicht 
ein,  warum  diese  Gefahr  hier  besonders  dringend  und  z.  B.  grölser 
sein  soll,  als  im  halle  des  gewöhnlichen  Konkurses,  Der  An- 
nieUlendc   muls  doch  seine  Ansprüche  nicht  nur  von  vornherein 

•  glaubhaft  machen  (t;  8),  sondern  auch  naciilier,  da  er  nur  eine 
SicherungshyjKjthek  erhält,  erforderlichenfalls  ihre  Höhe  beweisen, 
§  II 84  BGB.    Zur  Vermeidung  von  Kollusionen  aber  zwischen 

bliebener  AtufUbnmg  nicht  oder  nicht  vollständig  (.\ima]uiieveni^  nnbcfcehticter 
ROdrtrilt,  Konkms)  Yerlostig  gegangen  ist,  kann  er  da*  Vorsagsrecbt  nnr  nach 
Mabgaibe  von  $  11  gdtokl  BjachcB. 


uiyitiztxl  by  Google 


58 


Paul  Oertraann, 


dem  Bauherrn  und  einzelnen  Baugläubigem,  deren  Gelahr  übrigens 
durch  den  gleichen  Rang  der  letzteren  um  nichts  näheigerückt 
wird,  giebt  der  Entworf  gute  Kautelen.  Jeder  Baugläubiger  kann 
der  Auihahme  der  Forderung  eines  anderen  in  den  Verteflungsplan 
widersprechen  und  ein  Urteil  darüber  provozieren,  §  13  a.  E.,  §  30; 
und  eine  etwa  dem  einen  oder  anderen  ausbedungene,  die  übliche 
um  mehr  als  den  fünften  Teil  übersteigende  Höhe  der  Vei^tui^ 
durch  das  Gericht  auf  den  übliclun  Preis  herabsetzen  lassen,  §  12 
in  Verbindung  mit  §  632  BGB.  Da  diese  Befugnis  jedem  „Be- 
teiligten" verliehen  wird,  so  kann  natürlich  auch  jeder  andere  durch 
das  \''on-ücken  der  Bauhandwerkerpost  betroffene  Hypothekar  davon 
Gebrauch  machen.  Was  dann  noch  an  Kollusionsgefahr  bleibt, 
ist  nicht  so  sehr  erheblich  und  jedenfalls  viel  weniger  bedenklich 
als  die  heute  r^Tinentlich  durch  das  Mittel  der  abstrakten  Grund« 
schulden  für  den  Bauherrn  so  aufserordentlich  nahe  gerückte  M^- 
lichkeit,  das  Grundstück  noch  vor  Beginn  der  Bauarbeiten  zum 
Nachteil  der  Baugläubiger  mit  fingierten  Posten  zu  überlasten. 

Für  den  gleichen  Rang  der  einzelnen  Interessenten  läSst  sich 
endlich  noch  der  gerade  von  einem  Gegner  des  Pfandprivilegs  an- 
geführte Gesichtspunkt')  verwerten,  dafs  die  gegenteilige  Regelung 
einen  „Zustand  wilden  Wettlaufes  um  die  Eintragung"  nDtwciulig 
liervori  ufen  iiiufs,  während  so  jeder  ruhig  abwarten  k.imi,  ol)  er 
ncht  vicUciclit  ordnungsmälsig  befriedigt  werde,  ehe  er  zur  An- 
meldung schreitet.  — 

Die  vom  Kntwurfc  vorgescIuMU'  ( iK  iclT^tcüuiig  der  einzelnen 
Handw  erker  macht  es  uiint)iig,  für  jciU  n  eine  besondere  Posl  ein- 
zutragen; sie  eihalten  vielmehr  eine  geniciiisanie  Hj'jjothek,  an  der 
ein  jeder,  ohne  besonders  in  das  Grundbuch  ciuLi^etragen  werden 
zu  müssen,  pro  rata  beteiligt  ist,  10.  Diese  Gcniemschatilielikcit 
hindert  es  natürlich  nicht,  dafs  jedem  ein  indi\iducll  abgegrenzter 
Teil  des  eingetragenen  Rechtes,  entsprechend  seiner  selbständigen 
Forderung,  zusteht,  über  den  er  durcii  Abtretung,  X'erzicht  u,  s.  w, 
verfügen  kann,  Mot.  S.  26.  Das  entspricht  dt  ii  allgemeinen  Regeln 
des  Küß.  über  die  Rechtsgemeinschaft,        741  ft'.,  nam.  ij  747. 

Um  so  weniger  Ijedaif  es  für  die  Kingetrageuen  noch  da- 
neben einer  besonderen  ( lellendmachung  des  ihnen  aus  §  648 
B(  iB.  zustellenden  1' t  .ui  d  r  e  c  h  t  s  t  i  t  e  1  s.  Kr  kann  ihnen  weiter 
keine  Vorteile  vor  der  viel  günstigeren  Hypothek  des  Entwurfes 


'   *)  Justiznt  Levy  in  den  Verhandl.  d.  20.  Juristentages  (And.  S.  388). 
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bieten,  wohl  aber  möchte  seine  Zulassun^^  daneben  auf  das  Ver- 
hältnis verwirrend  einwirken.  Mit  Fu^  hat  daher  §  22  während 
der  Eintragung  des  Bauvermerks  jenes  Recht  nur  für  solche  For- 
dcnmgen  bestehen  lassen,  die  des  Privilegs  aus  dem  jetzigen  Ent- 
würfe nicht  teilhaftig  werden.  Dahin  gehören  vor  allem  die  I*or- 
dcrungen  wegen  Zinsen  und  Schadensersatz,  §  7  <lt  luUwurfs  (s. 
unten  VII).  Indes  bleibt  dabei  ein  Bedenken:  indem  der  Entwurf 
einerseits  das  Recht  auf  die  bevorzugte  H)  i)<)llick  an  die  sechs- 
monatliche Frist  knü{)ft ,  andrerseits  aber  den  Hauvermerk  auch 
nach  deren  Xlilauf  nicht  gelöscht  werden  läfst,  nimmt  er  durch 
unseren  §  22  den  wegen  jener  präkludierten  Baugläubigern  nun 
aucli  das  mindere  Recht,  wenigstens  den  Pfandrechtstitel  jetzt  noch 
geltend  zu  machen.  Das  ist  offenbar  unbillig,  und  ich  schlage  da- 
lier  vor,  das  Recht  aus  §  648  nur  f  ü  r  g  e  r  ade  die  G  1  ä  u  b  i  g  e  r 
a  u  /  u  s  c  h  1  i  e  f  s  c  n  ,  die  noch  zur  wirksamen  Anmeldung 
ihrer  B  a  u  f  o  r  d  e  r  u  n  g  in  der  Lage  sind. 

2.  Die  Anwartschaft  auf  den  Erwerb  der  lI\  ]H>tlK-k  haben  die 
Baugläubiger  einmal  gegenüber  d(Mn  Rigentunier,  der  /.ugleirh  ihr 
persönlicher  Schuldner  ist.  Aber  wie,  weim  der  Bauherr  das  Ge- 
bäude \  or  der  erfoli^ten  h.intraguiig  veräulsert  lial  r  . \  n  s  i  c  Ii  würde 
dadurch  der  An>pruidi  verniclite'l,  ileiin  der  Bauherr  ist  nicht  mehr 
Eigentümer,  und  der  neue  P-igentümer  steht  zu  den  Baugläubigern 
in  keinerlei  \'erj)flichtungs\  erhältiiis.  So  muls  denn  auch  für  den 
bloheii  Pfandrerlitstitel  aus  §  648  des  lUiB.  eiil.M  hicden  werden. 
Aber  dadurch  wurden  die  Bauhandwerker  dttenbar  arger  Chikane  aus- 
gesetzt; es  würden  einer  bedenklichen  X'erkünuucrung  ihres  Privilegs 
die  Wege  geebnet.  Darum  läfst  §  7  durch  eine  „nachträgliche", 
das  heifst  doch  wohl  eine  nach  Eintragung  des  Bau\ermerkes  er- 
folgende X'eräulserung  de>  <  irundstückes  die  Rechte  der  Baugläuljiger 
nicht  l)erührt  werden.  Es  ist  klar,  dals  danut  eine  thatsächlichc 
Verkehrssperre  des  Grundstücks  bis  zum  /Xblauf  der  sechsmonat- 
Uchen  Anmeldefrist  eintreten  wird,  denn  niemand  dürfte  Neigung 
verspüren,  ein  mit  AnspKichen  ungewisser  Höhe  belastetes  oder 
belastbares  Grundstück  zu  erwerben.  Für  sonderlich  nachteilig  ver- 
mag ich  eine  solche  faktische  Veräufserungsbeschrankung  unfertiger 
oder  eben  fertig  gewordener  Gebäude  nicht  zu  halten,  wenngleich 
ich  zugebe,  dals  darin  eine  gewisse  Unbequemlichkeit  für  den  Ver- 
kehr liegen  mag. 

Wofern  ein  solcher  Verkauf  aber  doch  erfolgt,  entsteht  dadurch 
(richtiger  durch  die  Auflassung  nebst  Eintragung  des  Erwerbers)  ein 
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eigentümlicher  Fall  dinglicher  (  icbundcnheit:  der  Baugläubiger  kann 
verlangen,  dafs  ihm  wegen  der  Forderung  an  A.  an  dem  Grund- 

.stücke  des  B.  eine  Hypothek  eingeräumt  werde.  Ist  diese  einge- 
tragen, und  befriedigt  nunmehr  B.  den  oder  die  (iläubiger,  so  er- 
wirbt er  selbst  die  Hypothek,  und  es  geht  zugleich  die  dadurch 
gedeckte  Forderung  auf  ihn  über,       1143 — IIS3  BGB. 

3.  Den  andern  eingetragenen  (iläubigern  gegenüber  bestimmt 

.sich  der  Rang  der  Bauhypothek  in  folgender  Weise: 

a)  grundsätzlich  kommt  es  auf  den  Zeitpunkt  der  Eintragung 
des  Bauvermerkes  an,  §  15  S.  i.  Den  spateren  Hypotheken  geht  sie 
schlechthin  vor,  und  von  einem  besonderen  Ablösungsrcchte 
seitens  der  betreffenden  (  iläubiger  ist  keine  Rede.  Das  ist  juristisch 
m.  K.  so  zu  konstatieren,  dafs  die  Eintragung  der  Bauhypothek, 
wenn  einmal  erfolgt,  auf  den  Moment  derjenigen  des  Bauvermerkes 
zurückbezogen  wird,  eine  Riickziehung,  wie  sie  auch  zur  Erklärung 
der  Wirksamkeit  der  Anmcklung  gegenüber  dcni  neuen  Erwerber 
wohl  herangezogen  werden  kann.  I*  r  a  kti  sc  h  wird  dies  System 
wohl  dahin  fühicii,  dals  der  Bauherr  im  Interesse  seines  Kredits 
alle  Baiigeldf(>r(l(  ruiigeii  schon  vor  dem  Antrag  auf  den  Haux  enuerk 
zur  Eintragung  iiringen  inufs,  was  iibiigens  meines  Wissens  auch 
bereits  den  iieutigcn  <  ie]»flugeniieiten  entspricht. 

b)  Mit  dieser  rückwirkenden  Kraft  der  Eintragung  cr.Ncliopft 
sich  das  \^orrcclU  fler  Bauhyj)Othek  nicht.  Sic  soll  \  ielmehr  auch 
den  \  ureingetragenen  Rechten  \'orgehen,  soweit  diese  die  Höhe  des 
im  Bauvermerk  angegebenen  Baustellenwertes  übersteigen.  Inst)- 
weit  hat  .sie  sowohl  bei  der  Zwangsversteigerung  Anspruch  auf  be- 
vorzugte Befriedigimg  aus  dem  Mei>lgel»ot,  wie  bei  der  Zwangs- 
verwaltung auf  die  Eitragsüberschüsse  über  den  vierprozentigen 
Zins  einer  dem  Stellenwerte  entsprechenden  Sunune  hinaus. 

Ein  solclies  Pfandvorrecht  der  Bauhandwerker  unter  hreila.ssung 
des  Boden  wert  es  ist  bereits  früher  wiederholt  verteidigt  worden, 
wie  sich  aus  meinen  eben  erwiihnicii  Arbeiten  erglebt,  so  von 
Isensee  in  der  ,,I)eutschen  Warte"  und  in  dem  tuiiften  der  bereits 

.im  Jahre  1895  vom  ]>reufsischcn  Justizministerium  ausgearbeiteten 
Entwürfe.  Ich  selbst  habe  es  in  meinem  Wiener  X'ortrage  vom 
20.  November  1895   und  in  dem  Bauhandwerkerartikel  des  Hand- 

.Wörterbuches  der  Staatswissenschaften  au%enommcn  und  enci^  .>ch 
verteid^  so  dals  iur  mich  aller  Anlafs  besteht,  von  meinem  Stand- 
punkte aus  mit  der  Regelui^  des  Entwurfes  zufrieden  zu  sein. 
Ich  halte  ae  in  der  That  noch  heute,  und  heute  mehr  als  je,  für  di 
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;,'crec!ue-stt',  ja  für  die  einzif^  ^^crcchte  Losunc^  fies  schwicrii^en  Pro- 
hler-üs.  Denn  sie  ^'cwährt  doch  allein  jeder  Iiiteresscntcnj^^ruppe  ein 
\  orrecht  aui  das,  was  ^^eradc  von  ihr  herrührt  und  aus  dem  Siche- 
rung zu  erlanjijen  sie  das  beste  innere  Anrecht  hat:  dem  Wrkäufer 
auf  tleii  Bodenwert,  den  Handwerkern  auf  das  hergestellte  (iebäude. 
Aber  auch  den  Bau^^eld^ebern  verheilst  sie  in  dem  I^alle,  wie  wir 
nocli  sehen  werden,  ausgiebif^e  Sicherung,  wenn  die  von  ihnen  ge- 
i;cLjebene  \'aluta  wirklic  h  zum  Besten  des  Baues  verwendet  worden 
ist,  eine  Voraussetzung,  oiuic  die  doch  otTenbar  ein  innerer  Grund 
der  Gerechtigkeit  für  i  h  r  Vorrecht  entfälU.  So  bewtährt  sich  in 
der  Gestaltung  des  Kntwurfes  auf  da>  beste  der  alte  Leitspruch 
jedweder  guten  und  gerechten  Politik:  „suuni  cuicjue." 

Aber  leider!  Das  (ierechte  ist  nicht  immer  ckis  jiraktisch  Ver- 
\vcndL)are.  Man  braucht  kein  gesinnungsloser  Opportunist  zu  sein, 
um  jedwede  Gestaltung  des  Pfandrechts  verwerflicii  zu  finden,  die, 
wie  schön  immer  theoretisch  ersonnen,  angesichts  der  realen  Ver- 
haltnisse undurchführbar  ist  oder  vielleicht  gar  das  Uebel,  das  sie 
ausrotten  will,  in  blindem  Eifer  noch  verschlimmert  So  sind  auch 
der  vorgesehenen  Regelung  zwei  unheilbare  Fehler  nachgesagt 
worden:  die  Unmöglichkeit  einer  rationellen  Festsetzung  des  Boden- 
wertes und  die  Grelahrdung  der  Interessen  der  Baugeldgeber.  Indes 
das  erste  Bedenken  ist  durch  die  oben  dargestellte  Gestaltung  des 
Schätzungsver&hrens  aulserordentlich  stailc  zurückiged  rängt,  und  wie 
sich  der  Entwurf  mit  dem  zweiten  abfindet,  wird  nunmehr  zu  zeigen 
sein.  Vorher  möchte  ich  nur  noch  kurz  darauf  hinweisen,  wie 
sich  die  vorgesehene  Gestaltung  des  Vorrechts  mit  einigen  ver- 
wandten, nicht  immer  genügend  davon  geschiedenen  Vorschlagen 
verhalt.  *) 

Es  ist  nämlich  öfters,  vomamlich  von  Bahr,  dann  aber  auch 
von  Hilse  und  dem  dritten  der  seinerzeitigen  Ministerialentwürf^ 
fiir  die  Bauhandwerker  ein  Pfandvorrecht  voigesehen  worden  in 
Höhe  der  durch  ihre  Arbeiten  dem  Grundstück  zu- 
gewachsenen  Werterhöhung.  Das  kommt  sachlich  mit  der 
wiederholt  erwähnten  französischen  Schutzbestimmung  überein^ 
nur  unter  Wegfall  der  lästigen  zweimaligen  Taxation. 

Dieses  System  würde  die  Handwerker  prima  vista  gegenüber 


')  Sdbst  die  Motiv«  beseiclmai  s.  B.  S.  41  micli  ab  dncn  Vert|«ler  des  Vor* 
ledits  aaf  den  Betrag  der  Werterli5btiiig,  obwohl  ich  den  Bihnchen  Vorschlag  in 
meinem  Wiener  Vortng  S.  21  entKhieden  bekSmpft  habe. 
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dem  unseres  Entwurfes  günstiger  stellen,  indem  es  sie  in  Höhe  der 
Wertsteigerung  vor  allen  anderen  eingetragenen  Posten  bevor- 
zugt oder  ihnen  doch,  wie  Bahr  es  will,*)  einen  Anspruch  auf 
verhältnismäfsige  Befriedigung  aus  dem  Erlös  der  Zwangs- 
versteigerung neben  jenen  gewährt  Denn  wollte  man  dabei  den 
älteren  H3^theken  in  Höhe  des  Bodenwertes  den  Vorzug  lassen« 
so  müiste  man  wieder  zu  dem  unpraktikabeln  und  durch  üble  Er- 
hhrvmgea  gerichteten  Schutzmittel  des  Code  kommen. 

Damit  steht  fest,  da(s  die  Bahr  sehe  Regelung  den  Interessen 
der  Baustellenverkäufer  und  Geldgeber  viel  abträglicher  ist,  als  die- 
jenige des  Entwurfes,  und  dadurch  nicht  allein  alle  die  schon  gegen 
letztere  vielleicht  vorhandenen  praktischen  Bedenken  in  viel  höherem 
Malse  gegen  sich  wachruft,  sondern  auch  den  Postulaten  der  Ge- 
recht^keit  schwerlich  entspricht  Aber  auch  den  Baugläubigern 
selbst  dürfte  nur  wenig  mit  einem  System  gedient  sein,  das  ihnen 
auf  alle  Fälle  den  Beweis  der  durch  gerade  ihre  Arbeiten  ver- 
ursachten W'erterhöhung  aufbürdet,  einen  Beweis,  der  stets  ungemein 
schwierig  und  bisweilen  —  man  denke  an  kostspielige  Luxusein- 
richtungen, die  auf  den  realen  Verkehrswert  des  Gebäudes  von 
keinem  irgendwie  entsprechenden  Einfluls  sind  —  gar  nicht  zu 
führen  ist!  Und  die  Höhe  des  Vorrechts  würde  schwerlicli  anders, 
als  durch  einen  langwierigen  und  in  seinem  künftigen  Endergebnis 
fiir  alle  Beteiligten  unübcrselil)aren  Pro/ffs  festgestellt  werdcu 
können.  Statt  dessen  macht  der  Vorschlag  des  Entwurfes  gewisser- 
mafsen  den  Erlolg  zum  Malsstab  der  durch  die  Handwerker  her- 
beigeführten Wertsteigerung,  indem  er  ihnen  die  Differenz 
zwischen  dem  abgeschätzten  Baustellenwert  und  dem  Subhastations- 
erlöse,  zu  deren  X'crgröfserung  die  Beteiligten  selbst  durch  Mit- 
bieten beizutragen  allen  Anlafs  haben,  vorweg  zuweist.  Und  so 
wird  das  ( irundprinzi])  der  hier  bekäniijftcn  \'orschläge  —  den 
Handwerkern  die  durch  sie  geschaffenen  Werte!  —  gerade  durch 
das  System  des  §  15  am  ehesten  verwirklicht  werden. 

VT. 

Den  Interessen  der  durch  das  l'faiuK  urreclu  des  ^  15  unleug- 
bar sclnvei"  bedrohten  Baugeldgebcr  sucht  der  Entwurf  mitteis  des 
§  16  ^credit  zu  werden: 


')  So  auch  die  Tetition  des  Innung-svcrbandrs  (U-utsch<^r  Baugcwcrk^smcbter. 
Eine  gute  Kritik  dieser  Vorschläge  findet  sich  ia  den  Motiven  S.  43  ff. 
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„Ist  Tor  der  Eintragung  des  BaoreimeikeB  eise  Hypothdi  sa  Gmuten 
eines  GUnbiges  eii^cbagen,  welcher  die  Gewihmng  Ton  Baogeldeni  ttber« 
nommen  hat,  nnd  ist  die  Hjrpothek  bei  der  Eintragung  «Is  Buigdder- 
bypothdc  beseidbnet,  so  finden  in  Ansehnng  des  Haages  dieser  Hypothek 
die  Vofscbriften  des  §  15  mit  der  Mafsgabc  Anwendung,  tlafs  der  Bau- 
stcllcnwcrt  sich  um  «Jcti  Pi  trn^  derjenigen  Zahlungen  erh  öht,  \vflrhc  von 
dem  Baugeldgeber  zum  /wi  cke  der  Tilgung;  einer  Baufordcrun;^'  ;.;t  l  'ist  •! 
sind.  Die  Erhöhung  i>>t  ausgt  ^rhh>ssen,  soweit  dem  F^augeldgeber  zur  Zeil 
der  Zulilung  bekannt  war,  dalü  die  Bauiorderuag  nicht  bestehe;  der 
Kenntnis  stellt  eine  anf  grober  Fahrllssigkeit  bemhende  Unkenntnis  gleich." 

Mit  Recht  le^t  der  lüitwurf  auf  diese  Bestimmung  besonderes, 
ja  entscheidendes  (.Tewirht.  (^hnc  sie  hätten  die  Baugeldj^'cbcr 
keinerlei  sicheres  Mittel,  um  die  iluien  so  gefahrliche  Bauhyputhek 
abzustolsen  bezw.  ihr  X'orrecht  zu  beseitii:^en.  Sic  keimten  zwar 
den  Bauherrn  bei  Auszahlung  der  X'aluta  auf  iKslinunuiig.sinälsige 
\'cr\veiKlung  tlcrselben  \-erpnirhlcii  — ■  aber  wirksame  ( iarautieen  zur 
Erfüllung  einer  solchen  Ver])flichtung  wären  nicht  vorhanden,  und 
wenn  sie  wirklich  eriüllt  würde,  fiele  die  ilamit  befriedigte  Bau- 
hypothek mit  ihrem  Vorrang  nach  BGB.  an  den  Eigentümer 
(4;  I163),  so  dafs  eine  Verbessnung  des  Ranges  für  die  Baugeld- 
g^eber  /.unächst  noch  immer  ni«  hl  cniträU.  1  dasselbe  müfste  gelten, 
wenn  clie>e  mit  oder  auch  ohne  Auftrag  des  hjgentümeih  die  i  land- 
werker  selbst  auszahlen,  wie  das  übrigens  laut  sachverständigen 
Angaben  schon  heute  aufserordcntlich  häufig  geübt  werden  soll. 
Nur  dadurch,  dafs  sie  sich  die  Forderungen  der  Ikuulwerker  mit 
der  dafür  bestehenden  Hypothek  gegen  Zahlung  des  entsprechenden 
Betrages  cedieren  lassen,  konnten  sie  selbst  mit  Sicherheit  deren 
Rang  erwerben  —  aber  dann  eben  nicht  als  Baugeldgeber,  sondern 
nur  ab  Cessionare  der  abgefundenen  Handwerker,  und  es  bliebe 
mindestens  zweifelhaft,  ob  sie  damit  der  dem  Bauherrn  gegenüber 
übernommenen  Verpflichtung  zur  Auszahlung  der  Darlehensvaluta 
Genüge  geleistet  hätten. 

So  drangt  alles  zu  einer  weiteren  Schutzbestimmung  f&r  die 
Baugeldgeben  Solange  sie  fehlt,  würde  das  Bauhandwericervorrecht 
in  der  That  das  Kapital  vom  Baugeschäit  vertreiben,  oder  richtiger, 
nur  noch  den  Kapitalisten  selbst  die  Möglichkeit,  des  Baues  be- 
lassen. Damit  wäre  die  Gefahr  eines  für  das  wohnungsuchende 
Publikum  ebenso  wie  iiir  die  Bauhandwerker  schädlichen,  ja  ver- 
hangnisvoUen  Stillstandes  im  Bauwesen  außerordentlich  nahe  ge- 
rückt. Und  wenn  sie  sich  auch,  wie  ich  persönlich  aus  mancherlei 
Gfünden  annehme,  nicht  verwirklichte,  so  würde  doch  um  so  sicherer 
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eine  völli}^^'  L'm^arstaltmifj  des  liauwesens  in  wt  scntlich  «4:  ui.-.ka[)ita- 
listisrlicr  Richtun^^  die  Folge  sein.  Ich  hin  weit  tlavon  entfernt, 
darin  unter  allen  Umständen  ein  Unglück  zu  selKii,  würde  vielmehr 
einen  solchen  Zustand  für  \  icl  naturgemälser  und  im  ganzen  auch 
erträglicher  halten  als  den  heutigen,  wo  das  Hauptkontingent  dci 
grofsstädtischen  Bauherrn  von  unsoliden  oder  doch  mindestens 
ungenügend  kapitalkräftigen  Elementen  gebildet  wird.  Aber  es 
würde  doch  immer  für  dm  Geset^eber  ein  höchst  gewagtes  Ex- 
periment- sein,  eine  solche  Entwicklung  mit  allen  ihren  unäber- 
sehbaren  Konsequenzen  durch  gesetzliche  Mittd  in  voUem  Bewusst- 
sein  herbeizuföhren,  ohne  einen  Versuch  zu  ihrer  Ab  Schwächung 
zu  machen.  Der  unausbleiblich  mit  dem  Piandvorrecht  verbundenen 
Tendenz,  nach  dieser  Richtung  hin  zu  wirken,  muls  das  Gesetz 
wenigstens  vernünftigerweise  einen  Hemmschuh  anlegen. 

In  dieser  Beziehung  hatte  man  nun  mehrfach  einem  gesetz- 
lichen Eintritt  der  Baugeldgeber  in  den  Vorrang  der  Bauhandwerker- 
hypothek  das  Wort  geredet,  soweit  ihre  Zahlungen  direkt  oder 
indirekt  in  den  Bau  verwendet  worden  seien.  Der  Entwurf  lafet 
es  dabei  nicht  bewenden  und  giebt  das  weitergehende  Recht  des 
§  16,  wonach  jede  2^ahlung  des  Geldgebers  an  einen  Bauglaubiger 
den  vom  Püsmdvorrecht  der  anderen  freien  Platz,  den  Baustellen  wert, 
entsprechend  vergröton  soll.  Der  Unterschied  von  der  sonst  vor- 
geschlagenen speziellen  Subrogation  liegt  auf  der  Hand: 
bei  dieser  ninmit  der  Zahlende  fortan  nur  am  gemeinsamen  Vor- 
recht der  Baugläubiger  teil,  bekommt  also,  wenn  der  Subhastations- 
.erlös  nidit  zur  Befriedigung  ihrer  aller  ausreicht,  blofs  seine  Divi- 
dende; dagegen  das  System  des  §  16  giebt  dem  Baugeldgeber 
einen  vom  Vorrecht  dei  Bauhypothek  in  Höhe  der  geleisteten 
Zahlung  schlechthin  befreiten  Platz. 

Ich  mufs  gcstelien ,  dafs  ich  darin  einen  Fortschritt  nicht  er- 
blicken kann,  vielmehr  den  §  16  in  seiner  jetzigen  Gestalt  aus 
zwei  Un  sirlitspunkten  heraus  für  recht  bedenklich  erachte: 

1)  Kr  genügt  nicht  unter  allen  Umständen  dem  Interesse  der 
Baugeldgeber  selbst;  denn  wenn  die  Zahlung  an  die  Hand- 
werker den  Baustellenwert  erhöht ,  so  verbessert  sie  natürlich  das 
Recht  der  vor  der  Bauhypothek  eingetragenen  Posten  auch  in  der 
Reihenfolge  ihres  Ranges.  Das  macht  keinen  Unterschied, 
wenn  Restkaufgeld  und  Baugeld  zu  dunsten  eines  einzigen 
Gläubigers,  aber  einem  desto  gröfseren,  wenn  es  zu  Gunsten  ver- 
schiedener eingetragen  ist,  oder  wenn  etwa  gar,  was  immerhin 
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niü^'lich ,  wenn  auch  nicht  liäufig  ist,  mehrere  Bau<:^eldf^cbcr 
hintereinander  stehen.  Dann  kann  es  leicht  kommen,  dals  der 
Zahlende  zwar  den  Ranpf  seiner  X^ordermänncr  verbessert,  aber  mit 
seiner  ei-riuii  Post  ganz  oder  teilweise  hiater  der  Bauiiypothek 
stehen  bleibt,  'j 

2 1  Aber  noch  schlechter  fahren  dabei  die  anderen ,  nicht  aus- 
j^'ezahlten  Ba  u  I  ä  u  b  i  <^  e  r.  Zwar  wird  das  Gesamt(|nantun)  der 
Rauhypothek  durch  die  Abtindun'^  eines  der  Beteiligten  in  tantum 
verringert,  und  so  scheint  sich  die  Dividende  der  Einzelnen  ent- 
>prcchend  zu  erhöhen.  Allein  wie  wenig  das  ihren  Interessen 
immer  genügt,  mag  folgendes  einfache  Beispiel  zeigen : 

Der  eingetragene  Bau>tellenwert  betragt  lOOCXX)  Mk.,  die  Bau- 
h\  pothek  I20  000  Mk.  Der  Raugeldgebcr  X.  zahlt  nunmehr  die 
Hallte  der  Interessenten  mit  6oü03  Mk.  aus  und  crv\'irbt  sodann 
da5  (rrundstück  in  der  Subhastati< »n  tur  iSocxX)  Mk.  Dann  ver- 
bleibt iui  die  nicht  aus<^ezaliitcii  Handwcrkn  nur  eine  .Summe  von 
20CXX)  Mk.  —  auf  Kosten,  Zin.sen  etc.  wird  hier  der  Einfachheit 
halber  keine  Rücksicht  genommen,  —  so  dals  jeder  nur  mit  einem 
Drittel  «„oom)  zur  Hebung  gelangt ;  während  er  bei  dem  System 

der  speziellen  Subrogation  mit  X.  gleichmäisig  zwei  Drittel 
(•••00  ^^^^^^j  erhalten  haben  würde. 

Eiat  solche  Regelung,  die  dem  Baugeldgeber  geradezu  eriaubt, 
zu  Gunsten  eines  Beteiligten  den  Rang  der  anderen  je  nach  seinem 
Belieben  cmptindlich  herunterzudrücken,  scbciiit  mir  nicht  wohl- 
gethan.  Sie  ist  geradezu  exorbitant  und  hat  ihre^leichen  nur^  in 

')  Beispiel:  Ks  sind  ein^'i  tragen 
X.  mit  50fXX)  Mk.  Kuufgeld, 
Y.  mit  50000  BIk.  Bongeld, 
Z.  mit  90000  Mk.  Baogeld. 
IMc  Bftiihypotliek  betitgt  80000  Mk.,  der  ciogctnccne  BantelleBWCit  40000  Mk. 
Zahlt  mm  Z.  teiae  aoooo  Mk.  ut  die  Handwerker  ans,  so  nützt  das  Miner  Post 
gar  nirht^ ;  al).  r  auch  Y.  mals  zmiBdist  loooo  Mk.  tuinfitz  MhlcD,  ehe  er  den  loeas 
.seiner  Hypothek  veibessem  wird. 

Ks  ist  mir  zwar  ■^■•hr  zweifelhaft,  ob  dio  Verfasser  des  Entwurfes  ein  solches 
kesullat  heabsirhtijjt  luiln  !i,  ia  ich  glaube  sojjar  aus  mancherlei  Anzeichen,  nament- 
lich aus  den  Lrorlcrunj;en  der  Motive  S.  31,  das  Gejienteil  entnehmen  zu  soUcd: 
at>er  gegenüber  dem  Wortlaut  des  §  16  kann  auf  solche  nicht  in  den  Gesctxestext 
.  ttbcrgegangenen  Amchauungen  lltr  die  Auslegung  kein  Gewicht  gelegt  werden. 

Ffcllieh  hat  CS  jn  em  jeder  SclwiMner  in  aeincr  MndU,  durch  Aonahlnng 
einzelner  ihm  genehmer  GUnbiger  die  Ansichten  der  anderen  auf  Befiiedigang  <n 
Afchir  ISr  SM.  GesMagcbauK     Ststittik.  XU.  5 
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der  von  Iii  er  1154  einmal  mit  Recht  als  „ijaschamäfsior"  gcgeilselien 
IMaclitstellun;^ ,  die  Kaiser  Justini  an  mit  seinem  beneficiuni  in- 
verUarii  dem  l^rbeii  der  überschuldeten  Erbschaft  einräumt.  Welchen 
Durchstechereien  wird  dabei  Thür  und  Thor  j^eoffnet! 

Stellt  sich  aber  su  der  Vorschlag  des  §  16  als  unhaltbar 
heraus,  so  hat  man  meines  Erachtens  nur  zwei  Wege,  um  zu  einem 
befriedigenden  Ergebnis  zu  gelangen: 

1)  Entweder,  nuui  lälst  es  bei  der  sonst  geforderten  speziellen 
Subrogation  des  Zahlenden  bewenden.  Der  diesem  daduicdi  ge- 
währte Vorteil  ist  immerhin  ein  auLserordenthch  (.ihLbliclu  1  und 
wird  um  so  sicherer  zu  seiner  Befriedigung  führen,  die  Bau 
hypothek  gerade  bei  ihrer  Beschränkung  auf  die  Handwerker 
(s.  unten)  in  den  allermeisten  Fällen  durch  den  Subhastationserlös 
voll  zur  Hebung  gelangen  wird.  Schlimmstenfalk  müfste  der  (leld- 
gebcr,  wozu  er  bei  seiner  zu  unterstellenden  grölseren  Kapitalkraft 
viel  eher  als  die  Handwerker  in  der  Lage  sein  wird,  selbst  mit- 
bieten  und  event  das  Grundstück  zur  Rettung  seiner  Interessen 
übernehmen. 

2)  Oder  man  lalst  die  Zahlung  im  Sinne  des  §  16  nur  wirken, 
wenn  sie  nicht  an  einen,  sondern  an  alle  Baugläubiger 
pro  rata  gemacht  worden  ist,  entweder  direkt,  oder  durch  Ver- 
mittelung  einer  sie  bei  Empfangnahme  der  Gelder  vertretenden  und 
diese  alsdann  verteilenden  Behörde,  als  welche  etwa  das  Grund- 
buchamt oder  das  mit  ähnlichen  Akten  (Kau%elderbelegung !)  ofane> 
dies  vertraute  Vollstreckung^ericht  vorzuschlagen  wäre.*)  Bedenkt 
man,  dals  ja  die  Höhe  der  einzelnen  in  betracht  kommenden 
Sunmien  zur  Zahlungszeit  wenigstens  längst  bei  Gericht  angemeldet 
und  dem  Gresamtbetrage  der  Bauhypothek  zu  Grninde  gelegt  ist,  so 
schwinden  die  einer  solchen  Rodung  etwa  entgegenstehenden  prak- 
tischen Bedenken  hst  vollauf  dahin.  Schwierig  bliebe  nur,  wie 
ich  mir  nicht  verhehle,  das  Verteilungsverfehren  in  dem  Fall,  wenn 
die  Anmeldungsfrist  der  Bauforderungen  noch  nicht  verstrichen  ist, 

breinträchtigcn.  Aber  dadurch  schädigt  er  diese  —  von  den  Schranken  des  An- 
fcchtungsrcrlit«';;  ^an/.  abgesehen  —  Horb  höchstens  im  Wege  einer  thatsächlichen 
Reflexwirkung,  nicht  kann  er  mit  rechtlicher  Approbation  den  fonneU-junstiscbeD 
Inlialt  ihres  Rechtes  schmälern. 

Das  eriimert  vielleicht  an  einen  unlängst  von  F.  Hirsch  (Entwarf  eines  Ge- 
setzes snm  Schntse  der  Bangttubiger  1896)  gemaduten  Vondilag,  «oaMfa  die  Bra- 
bandweiker  eise  Cemon  der  Bangeldfordenmg  su  Hinden  dnes  sn  tciiaffnden  Bau* 
geUKreitcs  vedaagen  käanen,  «ad  dann  von  diesen  pfO  rata  befriedigt  'weidco. 
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bezw.  diese  überhaupt  noch  nicht  angemeldet  sind.  Aber  auch 
das  dürfte  zu  überwinden  sein,  scfalinunsten&Us  durch  Einbehaltung 
der  Gelder  bis  zum  Ablauf  jener  sechsmonatlichen  Frist 

Vor  dem  System  des  Entwurfs  böte  das  alles  noch  den  Vor- 
teil, dafe  dem  Geldgeber  die  lastige  und  trotz  aller  Abminderung 
der  Haftung  verantwortungsvolle  Au%abe  abgenommen  würde,  die 
Legitimation  des  auszuzahlenden  Baugläubigers  zu  prüfen. 

Mit  den  anderen  Punkten  des  §  i6  bin  ich  einverstanden, 
namentlich  auch  mit  der  Beschränkung  des  Eintrittsrechtes  auf 
als  solche  gekennzeichnete  Baugelderhypotheken.  Dadurch  wird 
einer  Einschiebung  fiktiver  Schuldposten  zur  Benachteiligung  der 
Baugläubiger  vollends  ein  fester  Riegel  vorgeschoben. 

Das  Recht,  die  V'aluta  des  Baugeldes  statt  an  den  llmlicrrn 
direkt  an  die  Handwerker  zu  zahlen,  werden  sich  die  Baugeldgeber 
nach  Einführung  des  Schutzgesetzes  vertragsmälsig  zusichern  zu 
lassen  allen  Anlafs  haben,  und  es  ist  nicht  zu  bc/^^  <  -fLln,  dafs  ihre 
wirtschaftliche  Machtstellung  eine  solche  \'<  rtt  agsklauäcl  leicht  durch- 
zusetzen vermaL^.  Um  so  weniger  wird  ihnen  alsdann  ein  solches 
Recht  noch  durch  Abtretungen  seitens  des  Bauherrn  oder  durch 
Zwangs\  ollstrcckung  gegen  ihn  verkümmert  werden  können,  wie  aus 
der  von  den  Motiven  in  Hezu;^^  genonnuenen  Kntscheidung  des  Reiclis* 
gerichtes  Bd.  38  Nr.  83  S.  308  ff.  hervorgeht 

vn. 

Der  Kreis  der  durch  den  Entwurf  geschützten  Personen  und 
Ansprüche  ergiebt  sich  aus  §7.   Danach  sind  „liaugläubiger": 

1 )  die  Unternehmer  des  Bauwerkes  oder  eines  einzelnen  Teiles 
des  Bauwerkes; 

2)  die  an  der  Herstellung  des  Bauwerkes  auf  Grund  eines 

Dien^tvcrtrages  Beteiligten. 

Beide  Klassen  aber  nur  in  einer  do{)pelten  Beschränkung: 

a)  es  müssen  die  fraglichen  Werk-  oder  Dienstverträge  mit 
dem  Kigentümcr  der  Baustelle  oder  doch  auf  dessen  Rechnung  ge- 
schlossen sein; 

b)  es  mufs  sich  um  Ansprüche  auf  die  in  Geld  vereinbarte 
Vergütung  handeln.  Darnach  fallen  aus  dem  Hereiche  des  Schutzes 
nicht  nur  alle  auf  andre  Leistungen  aU  auf  lield  gerichteten 
Ansprüche  heraus,  sondern  auch  die  zwar  auf  Geld,  aber  nicht 
als  Wrgütung,  vielmehr  etwa  als  Schadensersatz  wegen  Ver- 
zuges, Vertragsbruches  des  Gegners  u.  s.  w.  gerichteten.  Endlich 
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werden  noch  besonders  au^eschlossen  die  Ziiisansprüche.  Das 
sind  alles  Beschränkungen,  die  für  die  groüse  Masse  der  Fälle  keinen 
sonderlichen  Belang  haben,  und  denen  man  vrM  wird  ztistimiAen 
können. 

Wichtiger  und  viel  zweifelhafter  sind  die  anderen  Abgrenzungen : 
I.  Vollständig  unteilhaitig  der  VVohlthaten  des  Gesetzes  sind 

die  Lieferanten,  die  man  in  den  meisten  der  bisherigen  Vor- 
schläge den  Bauhandwerkem  gleichgestellt  hatte.  Auch  die  Motive 
verkennen  nicht  die  Tragweite  der  dafiir  sprechenden  Gründe, 
S.  23.  Namentlich  können  jene  den  Gesichtspunkt  der  Verwendunf^ 
ebensogut  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  wie  die  Architekten  und 
Handwerker;  beschränkt  man  ferner  das  Vorrecht  auf  diese,  so 
wird  die  Laj^c  der  Lieferanten  selbst  gegenüber  dem  bislicrigen 
Recluszustande  noch  wesentlich  verschlechtert.  Kndlich  kann  die 
Abgrenzung  beider  Klassen  schwierig  sein,  denn  7.u  den 
„Lieferanten"  wird  man  doch  auch  wohl  I  landwcrker  zu  rechnen 
haben ,  die  zwar  auf  Grund  eines  Werkvcrtrat^a  s  und  im  Interesse 
des  Baues,  aber  nicht  uoinittelbar  an  dessen  Herstellung  be- 
teiligt sind. 

So  spricht  manches  für  die  Krweilerung  des  im  Kntwurfe  ge- 
schützten Kreises  von  Ansprüchen.  Aber  andrerseits  wird  man 
aucli  den  von  den  Motiven  mitgeteilten  Gegengründen  die  Be- 
achtung nicht  versagen  können.  Da  wird  nun  erstens  angeführt, 
tlafs  die  Lieferanten  des  Schutzes  weit  weniger  bedürftig  sind  als 
die  Mandwerker.  Einmal  aus  faktischen  Gründen:  jene  werden 
wegen  ihrer  zu  vermutenden  gröfseren  sozialen  Machtstellung  und 
Geschäftsgewandtheit  eher  in  der  Lage  sein,  sich  selbst  durch 
sichernde  Vertragsbedingungen  zu  helfen.  Aber  auch  rechtlich 
sind  sie  schon  ohne  solche  in  besserer  Lage,  indem  sie  als  Ver- 
käufer nach  der  allgemeinen  Regel  des  §  320  BGB.  nur  Zug  um 
Zug  gegen  die  versprochene  Vergütung  zu  leisten  haben,  während 
die  Handwerker  auf  Grund  ihres  Werkvertrages  den  Lohn  gemäTs 
§  64t  erst  bei  der  Abnahme,  also  nach  Vollendung  des  opus, 
beanspruchen  können,  auch  bei  seinem  Ausbleiben  natürlich  nicht 
die  bereits  in  das  Gebäude  eingefügten  und  damit  in  das  Eigentum 
des  Bestellers  übergegangenen  Gegenstande  wieder  herauszunehmen 
befugt  sind. 

Endlich  würde  durch  die  Teilnahme  der  Lieferanten  der  Schatz» 


So  nftjnenllicli  die  Pctitioa  der  Bodenfefbnner;  ef.  «och  meinen  Anftats  S.  387/S. 
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zweck  des  Entwurfes  L^eflihrclct  werden,  indem  ihre  „liäufif^  einen 
grofsen  Bctra;^  ausmachenden  Fordet  untren"  die  Dividende  der  Hand- 
werker und  Arbeiter  aus  der  Bauhypothek  erhebhch  schmälern 
kömien.  Lud  |C  pofscr  der  Kreis  der  bevorzugten  Bauf^läubigei 
Ist,  desto  nu  In  wird  natürlich  die  Durchfuhrung  der  Vorschriften 
des  Entwurfes  aus  den  von  den  Gegnern  wieder  und  wieder  an- 
geführten Gründen  erschwert. 

Ich  kann  nicht  umhin,  diese  Erwägungen  im  ganzen  für  durch- 
schlagend zu  erachten;  gerade  als  aufrichtiger  Freund  des  Pfand- 
vorrechts wird  man  sich  hüten  müssen,  den  Hotfen  zu  überspannen, 
und  den  mäclitigen  Widersachern  durch  bedenkliche  Forderungen 
neue  Watifen  zu  liefern.  Hat  sich  das  Gesetz  einmal  eingelebt 
und  bewährt,  so  wird  zu  einer  etwaigen  Erweiterung  seines 
Wirkungskreises  noch  immer  Zeit  .sein.  Beachtung  verdient  übrigens 
auch ,  dafs  man  selbst  den  weit  schwächeren  Pfandi  cclitstitel  des 
§  648  BGB.  den  Lieferanten  zu  verleihen  Anstand  genommen  hat. 

.Andrerseits  haben  die  Handwerker  das  Vorrecht  natürlich 
auch  wegen  der  von  ihnen  in  Erfüllung  des  Werkvertrages  ge- 
lieferten Materialien,  und  insofern  sie  diese  von  Dritten  selbst  be- 
zogen haben,  werden  die  betreffenden  Lieferanten  indirekt 
wenigstens  in  gewisser  Weise  von  dem  Schutze  des.  Entwurfes  Vor- 
teil ziehen. 

3.  Den  Baugläubigem  sind  nach  §  7  zuzurechnen  nicht  nur 
die  von  mir  exemplUikativ  meist  allein  erwähnten  Bauhand^ 
werker,  sondern  auch  die  Baumeister  und  sonstigen  General- 
Unternehmer,  sowie  die  Arbeiter.  Grundsatzlich  werden  also 
auch  sie  geschützt  Aber  durch  eine  weitere  Beschränkung  —  und 
das  tdSt  vielfach  auch  für  die  Handwerker  zu  —  wird  dieses 
„grundsätzlich"  praktisch  zur  Ausnahme  werden.  Denn  der  Bauherr 
dürfte  nur  selten  mit  den  Bauarbeitern  selbst,  sondern  in  der  Regel 
nur  mit  den  Handwerkern  kontrahieren,  die  ihrerseits  wieder  die 
von  Ihnen  besoldeten  Arbeiter  zur  Ausführung  des  Baues  verwenden. 
Freilich  kommen  Ausnahmen  vor:  so  wenn  ein  „Architekt"  oder 
Maurermeister  den  Bau  auf  eigene  Rechnung  ausföhrti  den  von  ihm 
selbst  angestellten  Maurern  gegenüber. 

Darüber  hinaus  verlangt  der  Entwurf  nicht  einmal  ein  direktes 
Vertragsverhältnis  zwischen  dem  Bauherrn  und  den  zu  schützenden 
Personen,  sondern  läCst  es  genügen,  dsSs  die  Verträge  nur  für 
Rechnung  des  ersteren  geschlossen  sind.  Es  genügt  also  ein 
Kontrakt  mit  einem  sog.  indirekten  Stellvertreter  des 
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Bauherro,  der  als  solcher  im  externen  Verhältnis  aUein  haftet  und 
nur  aus  seiner  internen  Rechtsbeziehung  zum  Herrn  (als  Mandatar» 
unbeauftiagter  Geschäftsführer)  ihm  gegenüber  Regrelsanspdiche 
hat  Obwohl  also  hier  der  Herr  den  Dritten  nicht  persönlidi  ver- 
antwortlich ist,  muis  er  sich  nach  §  7  gefallen  lassen,  daCs  diese  fiir 
ihren  Anspruch  gegen  seinen  Geschäftsführer  sein  Grundstück  als 
Plandobjekt  verwerten.  Wir  erhalten  damit  einen  juristisch  hoch- 
interessanten Fall  eines  Pfandrechtstitels  an  Sachen  nicht  des 
Schuldners,  sondern  eines  Dritten.  Denn  dafs  der  Bauherr  aus 
den  zwar  auf  seine  Rechnung,  aber  nicht  in  seinem  Namen  abge- 
schlossenen Kontrakten  auch  persönlicher  Schuldner  werde, 
sagt  §  7  nicht. 

Sind  aber  die  Vertrage  nicht  einmal  auf  Rechnung  des  Bau- 
herrn eingegangen,  so  ist  auch  von  der  dinglichen  Haftung  des 
Grundstücks  zu  Grünsten  der  Gläubiger  keine  Rede.  Das  trifft  bei 
der  grofsen  Masse  der  Bauarbeiter  zu;  sie  werden  von  den  Hand- 
werkern auf  deren  Rechnung  beschäftigt,  sodafe  der  Bauherr  nicht 
ihre  Lohne  zu  ersetzen,  sondern  nur  den  Meistern  das  versprochene 
Gesamtäquivalent  zu  leisten  hat 

In  diesen  Beziehungen  bleibt  nun  unser  Entwurf  weit  zurück 
hinter  der  im  Antrag  Wallbrecht  vorgesehenen  Regelung,  denn 
dieser  läfet')  den  Bauherrn  nicht  nur  den  Handwerkern  und  Liefe- 
ranten, sondern  auch  den  Arbeitern,  „deren  Lieferungen  oder  Ar- 
beiten auf  den  Bau  verwendet  worden  sind",  als  persönlichen 
Schuldner  haften,  ohne  dals  es  eines  von  ihm  selbst  mit  jenen  Per- 
sonen geschlossenen  Kontraktes  benötigte.  Es  möchte  also  sclieineiv 
als  ob  der  damalige  Vorschlag  viel  arbeiterfreundlicher  wäre,  und 
der  jetzige  Entwurf  nur  den  Ausfluüs  einer  bioüsen  JVIittelstands- 
Politik"  bildete. 

Demungeachtet  glaube  ich  den  Beschränkungen  des  Entwurfes 
•  den  Vorzug  geben  zu  sollen. 

Einmal  würde  die  dingliche  Haftung  des  Bauherrn  mit  seinem 
Grundstück  dieses  mit  einer  ungeheueren  und  übermälsigen  Ilypo- 
thckcnlast  erdrücken,  da  nacii  dem  treft'enden  Ausspruch  der 
Motive  in  einer  solchen  Bauhypothek:  „wirtschaftlich  eine  und 
dieselbe  Forderung  so  vielmal  enthaltet!  sein  würde,  als  unbezahlt 
gebliebene  Ilinterleute  vorhanden  sind."  Alle  die  Kalamitäten,  die 
uns  die  (jrcgncr  als  Folgen  unseres  Pfandrechtes  prophezeien,  würden 


*j  cf.  die  Mitteilangen  bei  Eckels  a.  o.  O.  S.  i8o. 
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bei  einer  solchen  Verdoppelung  der  privilegierten  Hy[>otheken- 
summe  natürlich  auch  verdoppelt  zu  Tage  treten.  Und  es. ist  nicht 
anzunehmen,  dafs  das  Grundstück  zur  Deckung  aller  dieser  An- 
sprüche auch  nur  im  entferntesten  ausreichen  werde. 

Ks  kommt  liin/u,  dals  die  Lage  der  Arbeiter  gerade  hier  schwer- 
lich eine  auch  nur  annähernd  so  kritische  ist,  als  che  der  Hand- 
werker. Da  sie  wohl  immer  ihre  iMitiöhiiunL;  nicht  erst,  wie  oft- 
mals die  Handwerker,  nach  X'ollenckmg  des  Baues  auf  einmal  er- 
halten, sondern  in  kurzen  Zeitabschnitten,  meist  wöchentlich,  stehen 
bei  ihnen  schlimmstenfalls  nicht  nur  absolut,  sondern  selbst  relativ 
ungleich  geringere  Summen  auf  dem  Spiele.  Sie  haben  ferner  mit 
ihrem  Meister  kontrahiert  und  dessen  Person,  nicht  die  ihnen 
ganz  fremde  und  gleichgültige  ')  des  Bauherrn  bei  Prüfung  der  Kre- 
ditwürdigkeit in  Betracht  gezogen.  Sie  —  mittelst  fremder  Gegen- 
stände 1  —  dinglich  zu  sichern,  liegt  nicht  mehr  Veranlassung  vor, 
als  bei  anderen  Arbeiterkategorieen,  bei  denen  doch  auch  derartige 
Ixtlialnissc  bislang  kaum  zu  Tage  getreten  sind.  Gewifs  hat  der 
h>eun<l  des  sozialen  Fortschritts  allen  Anlals,  einer  WMbesserung 
der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  alliil)crall  die  Wege  zu  ebnen  — 
aber  das  braucht  und  kann  in  der  hier  en'nterten  Frage  nur  ge- 
sclu  1  durch  Stärkung  der  l^agc  gerade  der  den  Arljcitern  als 
Scliulilner  gegenüberstehenden  Klasse:  der  Ba  u  h  a  n  d  w  c  r  k  e  r. 
Indem  .ui  i  h  r  Wohl  und  Wehe  auch  die  Arbeiter  gekettet  sind, 
winl  die  durch  das  Gesetz  herzustellende  (icsundung  ihrer  Ver- 
haltnisse auch  den  Arbeitern  nachhaltig  zugute  kommen. 

Wo  aber  eine  solche  selbständige  wirtschaftliche  Zwischenklassc 
zwischen  Bauherrn  und  Arbeiter  fehlt,  da  gewinnen  diese  ja  nach 
den  Bestimmungen  des  §  7  den  Anspruch  auf  die  p&ndrechtliche 
Sicherung.  Mit  richtigem  Takt  la&t  dabei  der  Entwurf  das  wirt- 
schaftliche Moment  über  das  formaljuristische  siegen: 
wollte  man  das  Pfandrecht  nur  denen  gewähren,  die  mit  dem  Bau- 
herrn direkt  oder  einem  sog.  direkten  Vertreter  desselben  kontra- 
hiert haben,  so  konnte  nur  allzuleicht  durch  Dazwischenschieben 
von  Strohmännern  der  schön  ausgedachte  Schutz  des  Gesetzes  ver-. 
eitelt  werden.  Solchem  Gebahren  schiebt  der  Entwurf  —  neben 
den  natürlich  dagegen  zuständigen  Deliktsansprüchen  aus  §  825 


1)  Hau  niAcbe  mal  die  Probe  auf  du  Exempel  dadurcb,  dafs  nuui  die  befan 
Bu  besdilftigteB  Arbeiter  Mcb  der  Person  des  Bauherrn  fragt:  in  neun  von  sehn 
FSDcn  weiden  »e  dann  nicht  damal  Auskunft  sn  geben  winent 
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und  besonders  §  826  BGB.  —  dadurch  einen  Riegel  vor,  dafs  er 
jeden  an  der  Bauhvpothek  teil  nehmen  läfst,  dessen  Ansprüche 
den  Bauherrn  auch  nur  indirekt,  durch  Rrj^rels  seitens  des  kon- 
trahierenden und  daher  zunächst  allein  haftenden  Dritten,  belasten. 
Dies  ist  um  so  unbeilenkürhcr,  da  die  Bauhypothek  auch  hiernach 
„stets  nur  für  solche  Forderungen  gewährt  wird,  zu  deren  Berich- 
tigung der  Bauherr  ohnehin  verpflichtet  ist". 

vm. 

Während  ich  die  neben^hlichen  und  blois  technischen  Be- 
sttmniungen  des  Entwurfes  übergehe,  will  ich  nur  noch  kurz  hin- 
weisen auf  §  21 : 

„Auf  die  duich  dicwi  Getets  den  BMigUnbigeni  gewShiteB  Rechte 
kaiiB  cfat  BAcb  dem  B^jime  der  Anmeldungifrut  oder  nadi  der  Zwangs« 
venteigerung  oder  der  Zmuigsverwaltiing  renichtet  werden.** 

Durch  diese  Statuierung  des  Plandvorrechts  zu  einem  ius  cogens, 
die  vielleicht  manchen  individualistischen  Ziviljuristen  der  alten 
Schule  seltsam  berühren  mag,  wird  nur  das  verwirldicht,  was  iast 
von  allen  bisherigen  Vorschlagen  und  insbesondere  auch  von  mir 
(Au&.  S.  596^  Vortr.  S.  15,  s.  auch  die  dort  mitgeteilten  Worte  des 
Justizministers  vom  37.  März  1895)  wiederholt  und  nachdrücklich 
gefordert  worden  ist  Selbst  Eckels  (S.  187)  und  andere  Gegner 
des  Pfiuidvorrechtes  sind  darin  für  den  Fall  von  dessen  Einfuhrung 
mit  uns  einverstanden.  Denn  nichts  ist  klarer,  als  dals  ohne  diese 
Bestimmung  die  Bauhandwerker  r^elmäfsig  zu  einem  Verzichte  auf 
ihr  Vorrecht  genötigt  werden  würden,  um  überhaupt  Arbeit  zu  er- 
halten  (Motive  S.  34).  Die  Verzichtsklausel  würde  in  den  Bauver- 
trägen zu  einem  ebenso  normalen  Bestandteil  werden,  wie  es  heute 
in  dem  grofsstädttschen  Mietsverträgen  gewisse  sattsam  bekannte 
Kautelen  zu  Gunsten  der  Vermieter  geworden  sind.  Das  famose 
Argimient  der  Gegner:  „warum  läfst  sich  der  Bauhandwerker  auf 
solche  Bedingungen  e  in  '"  steht  auf  gleicher  Höhe  mit  dem  aas 
jeder  Spalte  der  kapitalistischen  IVesse  uns  t  tit;:,'egentretenden 
anderen,  er  möge  sich  doch  vorher  genügend  nach  der  Kredit- 
würdigkeit des  Bauherrn  erkundigen  und  sei  bei  Aufserachtlassung 
diese  Vorsicht  an  seinen  Verlusten  selbst  .schuld.  Man  wird  mir 
nicht  zumuten,  auf  solche  seichten  Redensarten  krassen  Man- 
chestertums  immer  wieder  emstlich  zu  antworten. 
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IX. 

Meine  Erörtcrunj^en  liabcn  fast  in  allen  wesentlichen  Piuiktcn, 
die  Regelung  des  v?  i6  allein  ausgenommen,  dem  Entwürfe  nicht 
nur  zugestimmt,  sondern  ihn  auch  als  die  angesichts  der  so  schwie- 
rigen Verhältnisse  beste  und  gangbarste  Lösung  der  Bauhandwerker- 
frage loben  können.  Trotzdem  bin  ich  weit  entfernt  von  allzu 
optimistischen  Hoffnungen  inbetrefl  seiner  Aufnahme  und  seiner 
Aussichten,  (ierade  wegen  des  darin  versuchten  Komjiromisses 
wird  er  auf  begeisterte  Anerkennung  in  keinem  der  feindlichen  In- 
teressentenlagcr  rechnen  dürfen.  Während  er  den  Kapitalisten  viel 
zu  weit  geht,  wird  er  von  den  in  ihrer  Art  ebenso  einseitigen  und 
halsstairigen  Handwerkern  als  ungenügend  verschrieen  werden.  Vor 
allem  werden  sie  —  und  das  nicht  ganz  mit  Unrecht  — -  darauf 
hinweisen,  dafs  ihnen  jede  nicht  erststellige  H)  j)othek  keinen  sicheren 
Nutzen  bringe,  da  sie  mangels  der  ihnen  fehlenden  Kapitalkralt  doch 
nlcbt  imstande  seien,  bei  der  Subhast.uion  ^lurch  .Mitbieten  ihre 
Post  zu  retten.  Dies  zumal,  da  der  Enlwuif  die  verschiedentlich 
vorgeschlagene  Ermäl^igung  bezw,  Beseitigung  der  Kruitionspflicht 
des  Bieters  zu  Gunsten  der  eingetragenen  Bauhandwerker  ausdrück- 
lich verwirft  (cf.  darüber  Anlage  I  §  4  Nr.  4  S.  57).  Ich  mufs  be- 
kennen, dafe  mir  die  dort  vorgebrachten  Gegengründe  —  der  Vor- 
schlag würde  die  Gefahr  von  Mifsbräuchen  in  sich  schliefsen  und  die 
Bauhandwerker  zu  ihre  Mittel  tiberstei^enden  Unternehmungen  ver* 
leiten  —  nicht  sonderlich  überzeugend  erscheinen;  zumal  einer 
bloisen  Ermafsigung  der  Kaution  auf  die  Hälfte  (5  statt  10 \) 
würden  sie  schwerlich  im  Wege  stehen.  Es  muls  doch  auch  er- 
wogen werden,  dais  die  Handwerker  in  der  Regel  nur  zur  Rettung 
ihrer  Hypothek  mitbieten  werden,  und  die  nach  Einfährung  des 
Huidvorrechts  hinter  ihnen  stehenden  Geldgeber  allen  Grund  haben, 
zur  Vermeidung  von  Ausfallen  mit  ihren  Geboten  höher  zu  gehen 
und  das  Grundstück  an  sich  zu  bringen. 

Andrerseits  ist  aber  anzunehmen,  dafs  die  Gefahr  einer  Ver- 
schleuderung des  zu  subhastierenden  Grundstücks  durch  die  Schutz- 
bestimmungen des  Entwurfes  wesentlich  verringert  werden  dürfbe, 
gerade  wegen  des  ihr  fortan  entgegenstehenden  Interesses  der  Bau* 
gelc^ber;  auch  weist  den  Bauhandwerkern  selbst  die  Zusammen- 
fessung  ihrer  Ansprüche  zu  der  einen  „Bauhypothek''  den  Weg, 
der  ihnen  zur  Beseitigung  der  eben  geschilderten  Gehren  am 
zweckdienlichsten  sein  dürfte:  den  des  Zusammenschlusses  und  ge* 
meinscfaafUichen  Bietens. 
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Eine  andere  Gefahr  soll  nun  aber  nach  der  Behauptung  mancher 
Gegner  f^erade  durch  das  Pfandrecht  flir  das  Bauhandwerk  lieraun)e- 
schworen  werden:  die  dadurch  geförderte  ka[)italistische  Kon- 
zentration im  Bauwesen  soll  dem  selbständigen  Bauliandwerk 
den  Todesstofs  zu  versetzen  imstande  sein.  Indes,  selbst  angenommen 
— -  wenn  schon  angesichts  der  vorsichtigen  Haltung  des  Entwurfs 
nicht  zugegeben  —  dafe  in  Zukunft  das  Baugewerbe  vorwiegend  in 
die  Hand  kapitalkräftiger  Baugenossenschaften  übergehen  würde,  so 
beweist  das  mit  nichten,  dals  dieselbe  nun  auch  die  Neigung  oder 
auch  nur  Befähigung  besitzen  würden,  den  Bauhandwerksbetrieb  auf 
eigene  Rechnung  zu  übernehmen.  Und  wenn  sie  es  thaten,  würden 
die  Handwerker  in  anderer  Stellung  ein  vielleicht  eben  so  einträg- 
liches  und  mindestens  sicheres  Brot  finden,  als  in  ihrer  heutigen 
dornenvollen  Selbständigkeit  Ueberhaupt  ist  es  doch  schlechthin 
unzulässig,  eingewurzelte  und  als  solche  anerkannte  Miisstände  nur 
um  deswillen  fortbestehen  lassen  zu  wollen,  weil  ihre  Beseitigung 
als  entfernte  Folgeerscheinung  vielleicht  wieder  Zustände  erzeugen 
kann,  die  den  politischen  oder  sozialen  Wünschen  des  Einzelnen 
nicht  entsprechen.  Kann  das  deutsche  Bauhandwerk  wirklich  nur 
um  den  Preis  der  Beibehaltung  der  jetzigen  MUsstande  erhalten 
werden,  dann  ist  es  reif  zum  Untergang  und  verdient  durch  andere 
Oiganisationsformen  ersetzt  zu  werden  1 

Also  darüber  braucht  man  sich  heute  noch  nicht  Skrupel  zu 
machen.  Für  den  vorliegenden  Entwurf  gilt  jedenfalls,  was  die 
Motive  §  15  von  ihm  zutreffend  sagen: 

„Der  Entwurf  ist  ttberaU  bemfüit  gewesen,  einen  Ansgleidi  der  wideiw 
streitenden  Interessen  xu  finden.  Durch  seine  BescbrSnkung  auf  das  £r- 
reidibare  nag  er  flbcrtriebcne  Erwartungen  enttiuchen;  iaunerbin  dMUt 

er  geeignet  sein,  auf  eine  Gesundun}^  der  Verhältnisse  im  Baugewerbe  hin* 
zuwirken  und  damit  nicht  nur  licin  Interesse  der  unmittelbar  Beteiligteil, 
sondern  aucU  dem  allgemeiaeu  Interesse  zu  dienen." 
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Stadtrat  in  Bnmudiwcig. 

Wenn  es  schon  ein  aufialliges  Zeichen  war,  dals  die  Thronrede 
bei  der  Eröffnung  des  Reichstages  am  30.  November  1897  mit 
keinem  Worte  die  Au%aben  der  sozialen  Reform  erwähnte,  so 
haben  die  Verhandlungen  alsbald  eine  weitere  Klarung  der  Sach- 
lage gebracht  In  der  9^  Reichstagssitzung  vom  13.  Dezember  1897 
vertrat  der  Staatssekretär  des  Innern,  Graf  Posadowsky ,  die  Auf- 
fassung, dais  man  nicht  fort^^esetzt  neue  sozialpolitische  Gesetze 
fordern,  sondern  sich  beschränken  und  zunächst  die  vorhandenen 
weiter  ausbauen,  ihien  Kreis  nach  Möglichkeit  ausdehnen  müsse. 
Schon  das  werde  eine  Riesenarbeit  sein;  es  erscheine  fehlerhaft, 
dafs  man  gewaltige  Organisationen  ohne  einen  selbständigen  lo- 
kalen Hintergrund  geschaffen  habe,  da  es  für  die  staatlichen  Be- 
hörden eine  geradezu  lästige  Aufgabe  bedeute,  daiis  die  Aus- 
führung jener  Gesetze  auf  sie  übertragen  sei. 

Am  16.  Dezember  (12.  Sitzung)  sah  sich  derselbe  Re  iner  dann 
„gegenüber  den  absichtlichen  Verdrehun^^en  seiner  Ausführungen 
über  die  soziale  Gesetzgebung  in  der  Presse"  veranlafst  zu  bemerken, 
es  sei  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  dringend  zu  wünschen,  eben- 
falls in  diese  Gesetzgebunf^  eitifx'/ogeii  zu  werden;  ein  absichtlicher 
Stillstand  oder  eine  Kinscluänkung  der  !ii-^herigcn  Mafsregcln  nach 
irt^'rnd  einer  Richtun<^  habe  tiiclit  stattgetunden.  Kine  Abänderung 
der  Invalidenversicherung  halle  er  im  hiteresse  der  östlichen  Pro- 
vinzen für  unbedingt  gclioten,  und  die  nächste  Session  werde 
un/.weifelhaft  sich  mit  einer  bezuglichen  Novelle  wegen  Kinführung 
eines  anderweiten  Malsstabs  für  die  Renteaverteilung  zu  befassen 
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haben.  Eventuell  sei  man  gezwungen,  in  dieser  Richtung  für 
PreuTsen  allein  Abhilfe  zu  schaffen. 

Aus  diesen  Erklärungen  crgiebt  sich,  dals  Vieles,  wonach  seit 
langen  Jahren  in  arbeiterfreundlichen  Kreisen  lebhaftes  Vcihn;gen 
besteht,  für  absehbare  Zeit  vers,-igt  bleiben  soll,  und  dafs  anderes, 
obwohl  das  Bedürfnis  als  ein  tliingendes  anerkannt  wird,  nach  Art, 
Umfang  und  Zeit  in  ziemlich  uuL^cwisscr  Aussicht  steht. 

Je  eingehender  man  sich  aber  mit  dem  Wesen  und  W  irken 
der  deutschen  Arbeiterversicherung  befafst,  je  häufiger  man  Gelegen- 
heit gehabt  hat,  deren  unmittelbares  Eingreifen  in  das  tägliche 
Leben  der  Beteiligten  zu  beobachten,  desto  mehr  wird  und  muls 
man  davon  überzcuL^t  sein,  dals  alles,  was  in  den  letzten  andcriiialb 
Jahrzehnten  auf  diesem  Gebiete  erreicht  wurde,  zwar  von  groiscr 
Bedeutung  und  steigendem  Einflüsse,  dafs  es  aber  tmr  ein  Teil  des- 
jenigen ist,  was  das  schlielsliche  Ziel  der  Bestrebungen  für  die  aus- 
kömmliche Versorgung  des  Arbeiterstandes  bildet 

Nichts  «ire  verkehrter,  als  wenn  wir  jetzt,  nachdem  \'Qr 
i6  Jahren  in  Deutsddand  der  Grundstein  zu  dem  ganzen,  im  Vorder- 
grunde internationaler  Betrachtung  stehenden  Gebäude  der  Arbeiter- 
försorgc  gelegt  worden,  in  befriedigtem  Stolze,  in  beschaulicher 
Mulse  unser  Genügen  finden  und  uns  allenlalls  darüber  freuen 
wollten,  dals  wir  es  so  herrlich  weit  gebracht  haben. 

Jeder  Tag;  jede  Stunde  bringt  der  arbeitenden  Bevölkerung 
neue  Sorgen  und  Geiahren.  Die  Arbeiterversicherung  ist  der  Hebel, 
der  manche  Schwierigkeit,  manches  sonst  unbezwingliche  Hindernis 
überwinden  hilft.  Wo  ihre  Kraft  versagt,  wo  die  Fürsorge  auf  dem 
„toten  Punkt"  angelangt  ist,  da  treten  die  harten  Wahrheiten  der 
wirtschaftlichen  Gegensätze  um  so  weniger  verhüllt  und  gemildert 
hervor.  Ein  einziger  derartiger  Fall,  in  welchem  die  angerufenen 
Behörden  dem  offenbar  Hilfsbedürftigen  ein  „non  possumus"  ent- 
gegenhalten müssen,  kann  alles  zu  nichte  nuchen,  was  ein  paar 
andere  Unterstützungslalle  genützt  hatten,  in  denen  das  Gesetz  dem 
Bewerber  zur  Seite  stand.  Vergeblich  mag  sich  der  Anwalt,  der 
Verwaltungsbeamte  dann  bemühen,  dem  rechtsuchenden  Arbeiter 
auseinanderzusetzen,  dafs  und  warum  fiir  ihn  der  Tisch  nicht  ge- 
deckt sei  —  es  wird  ihnen  immer  wieder  geantwortet  werden: 
„\V(  nn  ich  in  meiner  Not  nichts  bekomme,  was  hat  dann  die  ganze 
V^ersicherungsgesetzgebung  für  einen  Zweck?" 

Um  nun  nachdrücklich  dem  vielfach  verbreiteten  Glauben  \-or- 
zubeugen,  als  wäre  durch  die  gegenwärtige  Fassung  und  Hand- 
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habunc^  der  einschlas^cnden  Restimniunircn  schon  fast  allenthalben  in 
der  erfordci  liehen  Weise  der  Vciarniun^  «gesteuert,  sei  hier  auf  die 
Lücken  hinL,'o\vie>cn,  welche  der  Bau  und  das  iietriebe  der  deutschen 
Arbciterversiclieruiii,^  noch  aufweist ;  wenn  diese  Fehlstellen  klar  er- 
kannt werden,  und  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  wie  in  unserem 
gesteigerten  En\-erbsleben  fortwährend  Schädigungen  der  verschie- 
densten Art  drohen,  für  die  ein  Ersatz  nicht  oder  nur  in  unzuläng- 
licher Weise  geboten  wird,  dann  ist  vielleicht  zu  hoffen,  daSs  das 
Tempo  in  der  Ergänzung  und  Fertigstellung  des  Werkes  wieder 
ein  rascheres  werde. 

Zunächst  wenden  wir  unsere  Aufmerksamkeit  der  Kranken- 
versicherung zu.  Von  ihr  wird  häufig  mit  Genugthuung  er- 
wähnt, dafs  sie  sich  eingebürgert  und  au&  beste  bewährt  habe. 
Ich  bin  aus  eigener  Anschauung  in  der  Praxis  ganz  hiermit  einver- 
standen. Aber  wen  geht  sie  an?  und  an  wem  geht  sie  vorbei?  Die 
Zahl  der  gegen  Krankheit  versicherten  Einwohner  ist  nach  früheren 
Mitteilungen  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  jetzt  auf  etwas  über 
S  Millionen  zu  schätzen,  also  ist  kaum  jeder  sechste  Mensch  im 
Reiche  bei  Erkrankungen  gesetzlich  geschützt  Wo  bleiben  die 
übrigen,  die  sich  nicht  aus  eigenen  Mitteln  versorgen  können? 

Es  ist  ein  grofser,  guter  Gredanke  gewesen,  dafs  kraft  des 
Gesetzes,  nicht  erst  durch  die  dem  Arbeitgeber  vorgeschriebene» 
indes  häufig  aus  Unachtsamkeit  oder  übel  angebrachter  Sparsam- 
keit  unterlassene  Anm^dung  jeder  Arbeiter  Mitglied  der  zustandigen 
Zwangskrankenkasse  werden  solle.  Aber  dieser  Gedanke  hing  zu 
eng  mit  dem  geschichtlich  daneben  liegenden  anderen  Zwecke  zu- 
sammen, als  da&  er  eine  vollkommene  Ausfiihrung  erfahren  hätte: 
man  wollte  (Ür  die  gleichzeitig  geplante,  durch  die  Bedenken  des 
Reichst^es  erst  ein  Jahr  später  in  Kraft  getretene  Unfallversicherung 
einen  Unterbau,  eine  vorläufige  Fürsorge  während  des  ersten  Viertel- 
jahres nach  dem  Kintritte  des  schädigenden  Ereignisses  schaffen. 
Und  so  ist  die  Schranke,  welche  für  die  Gewährung  von  Unfallver- 
gütungen aus  finanziellen  Rücksichten  und  wegen  geringerer  Ge- 
fährlichkeit mancher  Betriebe  geboten  erschien,  für  eine  ganze  An- 
zahl von  Personenklassen  auch  l)ei  Krankheiten  nicht  überschritten: 
sie  gehen  leer  aus,  sd  es  dais  durch  ein  plötzliches  Ereignis  oder 
durch  allmählich  in  ihrem  Körper  sich  entwickelnde  nachteilige 
Einflüsse  ihre  Gesundheit  und  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtiget  wird. 

Dahin  gehören  die  vom  Reiche,  den  i  n z e  1  s t a a t  e n  , 
den  Gemeinden  und  anderen  öffentlichen  Verbänden  gegen  Lohn 
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in  untei^eordneten  Stellungen  beschäftigten,  nicht  fest  angestellten 
Personen,  welche  sich  nicht  in  einem  krankenversicherungspflich- 
tigen  Gewerbebetriebe  (z.  B.  einer  Staatseisenbahn,  einer  städ- 
tischen Brauerei,  Gasanstalt,  Elektrizitätsanlage  u.  dgl.)  befinden, 
sondern  mit  Diensten  anderer  Art  betraut  sind  und  nach  ihren 
wirtschaftlichen  und  sodalen  Verhältnissen  den  versicherten  Ar- 
beitern  und  Betriebsbeamten  \öllig  gleich  stehen. 

Von  ihnen  bemerkte  die  Begi-ündung  7-ur  Novelle  des  Kranken« 
vcrsichcrungsgesetzes '),  man  müsse  hierher  beispielsweise  die  bei 
manchen  Behörden  bestehenden  lithographischen  Anstalten,  die 
städtischen  Reinigungsinstitute,  die  Berufsfeuenvchrcn  u.  a.  m. 
rechnen.  Je  nach  den  Verhältnissen  empfehle  es  sich  um  so  mehr, 
diese  Beschäftigten  dem  WrsicherunL^szwange  zu  iintcrweifen.  als 
sie  häufig  aus  der  Thätij^kcit  in  öilcntlichen  Betrieben  zu  derjenigen 
in  gleiclKirtiL^^cn,  aber  auf  lüziclung  \oii  (icwimi  gerichteten,  also 
gewerblichen  Betrieben  übergehen  und  umi;ekehrt.  Und  nicht  allein 
fiir  diese  in  einem  „Betriebe",  also  in  eitler  wirtschafllichcn  Tiiätii^- 
keit  befindlichen  Arbeiter  der  utfentlichen  X'erbände,  sondern  auch 
für  eine  grofse  Zahl  anderer  Angestellter  derselben  (z.  B.  Polizei- 
bediensiete,  mUercs  Bureau  personal)  sei  es  nach  ihren  besonderen 
Verhältnissen  sehr  oft  wünschenswert,  sie  insoweit  in  den  \'er- 
sicherunt;s//Aang  hineinzuziehen,  als  sie  nicht  in  Krankheitsfallen  für 
miiulestens  13  Wochen  Anspruch  auf  Fortbezug  des  Gehalts  oder 
Lohnes,  bezw.  auf  eine  gleichwertige  Fürsorge  bcsäisen  (§  3  des 
Krankenversichetungsgesetzcs  >. 

Hierin  liegt  unzweitelh.ift  eine  sehr  richtige  Würdit^un:;  der 
Lage,  in  der  sich  die  betreuenden  Berufe  befinden.  Cferade 
aus  diesem  Grunde  ist  es  aber  nur  halbe  Arbeit  gewesen,  dafs  man 
die  Einüjhrung  des  Krankenversicherungszwanges  von  dem  Erlasse 
eines  entsprechenden  Statuts  für  die  Kommunalbediensteten, 
oder  einer  Verfügung  der  Zentralbehörde  (Reichskanzler, 
Staatsministerium  u.  s.  w.)  für  die  vom  Reiche  oder  einem  Bundes^ 
Staate  angenommenen  Kräfte  abhängig  machte  (§  2  Nr.  2,  §  2a 
des  Krankenversicherungsgesetzes,  neue  Fassung). 

Thatsächlich  hat  noch  längst  nicht  die  Hälfte  der  grolsen  Städte 
—  von  den  kleineren  und  von  den  Landgemeinden  nicht  zu  reden, 
bei  denen  edahrungsmälsig  im  Durchschnitte  nur  schwache  Neigung 
zu  eigenem  sozialpolitischem  Handeln  besteht  —  von  der  statuta- 


>)  Nr.  i$i  der Reidutagsdrucksacben,  8.  LegisUtarperiode,  i.  Session  1890 S.  36. 
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Hscheii  Bcfu'.mis  Gebrauch  gemacht.*)  In  Berlin  hat  die  Stadt- 
verordnetenx  ersammlung  erst  jetzt  beschlossen,  in  dieser  Richtung 
vorzugehen.  An  eine  all^a^meine  Versicherung  würde  aber  sogar 
dann  schwerlich  /u  denken  sein,  wenn  die  Regicrvnigen  durchweg 
mit  dem  Beispiele  des  hrlasses  von  Anordnungen  nach  §  2a  die 
Führung  übernehmen  wollten. 

Ks  darf  nicht  aulser  acht  gelassen  werden,  dafs  zahlreiche  .'\r- 
bcitcr  ähnlicher  Art  selbst  durch  Statut  nicht  fiir  krankcnversiche- 
rungspflichtig  erklärt  werrlen  können  :  so  die  gesamten  Bediensteten 
der  Kirchen,  der  Privatscluilen.  Slittungen,  der  VV'ohlthätigkeits- 
anstalten  (Volksküchen,  -Bäder,  -Lesehallen,  -Herbergen,  Arbeits- 
nachweise u.  a,  m.l.  Dies  alles  sind  keine  ( iewerbebetriebe,  auch 
wenn  sie  sich  oft  in  die  äiilsere  hurm  derselben  kleiden,  ihre  Ar- 
beiter sind  also,  wenn  nicht  von  ihnen  eine  elementare  Kraft  (Dampf, 
Gas,  Elektrizität,  Wind  u.  dgl.)  zur  Benutzung  eines  Triebwerks  be- 
nutzt oder  ein  Dainj»!  kessel  verwendet  wird,  nicht  versichert.'") 

Will  man  hier  ausl)auen,  dann  mufs  das  (iesctz  die  Grundlage 
dafür  abgeben,  und  es  ist  das  Naturgcmäfse,  W'cnn  nicht  die  Landes-, 
sondern  die  Reichsgesetzgelnuig  eingreift,  wie  ja  das  ganze  Werk 
sein  Entstehen  ihr  venlankt. 

In  einem  anderen  Punkte  hat  sich  freilich  das  Reich  schon  von 
einzelnen  Bundesstaaten  den  Rang  ablaufen  lassen:  inbezug  auf  die 
Krankenversicherung  der  Dienstboten.  Bekanntlich  ist  denselben 
durch  das  Krankenversicheningsgesetz  4  Abs.  2)  nur  das  Recht 
eingeräumt,  als  freiwillige  Mitglieder  in  die  Gemeindekranken- 
versicherung ihres  Beschaftigungsortes  einzutreten,  an  deren  Stelle 
auch  insoweit  nach  §  26a  Nr.  5  das.  eine  Ortskrankenkasse  durch 
ihr  Statut  diese  Au%abe  tibernehmen  kann.  In  verhältnismärsig 
sehr  seltenen  FäUen  ist  davon  Gebraudi  gemacht:  im  grofsen  und 
ganzen  sind  die  Dienstboten,  sofern  nicht  eine  gesetzliche  Verpflich- 
tung ihre  Dienstherrschaft  zu  ausreichender  Fürsorge  veranlalst,  auf 
das  Wohlwollen  des  Arbeitgebers,  auf  ihre  Ersparnisse  und  —  auf 
die  Armenpflege  angewiesen.  Gewi(s  wird  jeder  Freund  unserer 
Versicherungagesetze  dem  verdienten,  kürzh'ch  verstorbenen  Heraus- 
geber der  ,,Invaliditats-  und  Altersversicherung",  Oberrecfanungsrat 


Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  4.  Jahrgang  S.  226. 
*)  Haadbvcli  der  lAifidIvenidlicraog,  lieniusgcgeben  vom  Reidba-Verncheraiig»- 
«nt,  S.  79  Nr.  88;  „Arbdtctvenoigniif'*  Bd.  13  S.  672;  Hiitli*  Aonalen,  Jaltiftuf 
>S97  S.  336. 
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Zeller  (Darnistadt)  beistimmen,  wenn  er  am  Schlüsse  einer  aus- 
führlichen Darstelluii;^^ ')  des  buntscheckigen  Bildes,  welches  die 
Gesindckrankenversort;un^^  in  den  cinzchicn  deutschen  (icbicten 
giebt,  zu  der  Folgerung  gelangt,  der  inhumane  Grundsatz,  die  Herr- 
schaft nur  bei  ursächlichem  Zusammenhange  der  Krankheit  mit  dem 
Di»'ii^te  zur  Unterstützung  zu  verpflichten,  sei  eine  Quelle  fort- 
wäiircnder  Prozesse  und  Chikanen :  es  erscheine  an  der  Zeit,  auch 
für  die  Dienstboten  das  erlösende  Wort  zu  sprechen.  „Das  ( icsinderecht 
bildet  einen  wundt-n  Punkt  der  Gesetzgebung,  es  bedarf  einer  gründ- 
lichen Umbildung,  und  zwar  einheitlich,  nicht  nach  Grenz- 
pfählen. Während  die  Reform  des  Arbeiterrechts  von  modernen  Ideen 
getragen  ist,  lasst-n  die  Vorschriften  über  Rechte  und  Pflichten  von 
Herrschaft  und  Gesinde  noch  den  einseitig-j>rivatrechtlichen  Geist 
des  römischen  Rechts  erkennen,  der  gerade  auf  diesem  Gebiete  am 
wenigsten  am  Platze  ist.  Dem  Gesinderecht  fehlt  die  Heiierrschung 
durch  den  sozialpolitischen  (iesichtspunkt,  und  die  Gleichstellung 
mit  dem  Rechte  der  gewerblichen  Arbeiter." 

Die  preufsische  Regierung  hatte  im  Herbst  1892  umfangreiche 
Erhebungen  über  die  bestellenden  Vorschriften  der  Dienstboten- 
Verptlegung  und  deren  Reformbedürftigkeit  angestellt,  vielleicht  an- 
geregt durch  die  Erörterungen  im  Reichstage  bei  Gelegenheit  der 
Krankenversicherungsnovelle.  Aber  wie  schon  damals  die  Regierungs- 
vertretung wenig  Neigung  gezeigt  und  es  für  bedenklich  gehalten 
hatte,  in  die  vorhandene,  als  „durchaus  zweckmäfsig"  bezeichnete 
Regelung  einzugreifen,  so  ist  über  ein  nutzbringendes  Krgehni-?  der 
Ermittlungen  im  Laufe  dieser  fünf  Jahre  nichts  bekannt  geworden. 

Inzwischen  sind  dagegen,  wie  schon  erwähnt,  eine  Reihe  anderer 
Bundes.-,taaten  nüt  der  Ausdclinung  des  h'ürsurgezwanges  aut  das 
Gesinde  unter  Anlehnung  an  die  hormen  der  Reichsversicherung 
vorgegangen:  so  die  Hansestädte,  mit  gewissen  Einschränkungen 
die  süddeutschen  Staaten,  und  das  Herzogtum  Braunschweig.  ^)  Diese 
Erweiterung  umfafst  regelmäfsig  nur  das  eigentliche  Gesinde,  also 
weder  diejenigen  Personen,  welche  durch  ihre  wissenschaftliche  oder 
künstlerische  Bildung  und  ihre  soziale  Stellung über  den  Kreis 
der  „Dienstboten"  hinausragen  (Hausdamen,  Privatsekretäre,  Elaus- 
lehrer,  Erzieherinnen  u,  s.  w.),  noch  die  sogenannten  „Ausgeherinnen*** 


Die  .,In%-.  u.  Alters-Vcrsichcrung"  Bd.  III  S.  109  ff.,  S.  159. 
^)  „Soziale  Praxis 5.  Jahrgang  Sp.  923,  102I ;  6.  Jahrgang  Sp.  642. 
*)  Aoleitimg  des  ReichS'VemcheningiMiitt  vom  31.  Oktober  1890  Nr.  XIV.  : 
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welche  eigene  Wohnung  haben  und  nur  während  einiger  Stunden 
des  Tages  bei  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  im  Ilausli.iltc  l)e- 
schiiftigt  werden.  Ebenso  scheiden  aus  die  Wasch-  und  Scheuer- 
frauen, die  Plätterinnen,  Näherinnen,  Kochfrauen  u.  dgl.,  welche 
manchmal  für  i — 2  Tage,  hin  und  wieder  auch  Wochen  hinter 
eil  aiulcr  (z.  B.  für  die  Besorgung  einer  Aussteuer)  bei  einer  Herr- 
sclialt  thätig  sind. 

Handelt  es  sich  um  vorübergehend  beschäftigte  Per- 
sonen, d.  h.  solclie,  deren  Thätigkeit  durch  den  Arbeitsvertrag  oder 
durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes  auf  weniger  als  eine  Woche 
beschränkt  ist,  so  tritt  .selbst  bei  gewerblichen  und  ähnlichen  Be- 
trieben die  Krankenversicherungspflicht  nicht  ein,  es  sei  derui  statu- 
tari>ch  das  (iegcnteil  bcstinmit.  Man  fürchtet  hier  besonders  die 
Last  der  An-  und  Abmeldung,  die  .Schwierigkeit  der  Beitragserhebung 
.seitens  der  Arbeitgeber.  Dem  könnte  v^orgebeugt  werden,  indem 
man,  wie  es  bei  den  Bauarbeiten ')  geschieht,  deren  Ausfuhrung, 
einzeln  genommen,  nicht  mehr  als  sechs  Arbeitstage  that-sächlich  in 
.Anspruch  Ji.ihm,  die  Gemeinden  nach  einer  allgemeinen  L^cst  tz- 
lichen  Pauschberechnung  unter  Berücksichtigung  der  LLinwohner- 
ziffer  zur  Beitragsleistung  heranzöge  und  die  Meldepflicht  auf  ganze 
Wochen  ausdehnte  (§  49  Abs.  4  Kr.Vers.Ges.). 

Eine  andere  Gruppe  von  Stiefkindern  der  Arbeiterx^ersichemng 
.sind  die  Hausgewerbetreibenden.  Bis  jetzt  können  auch  sie 
itur  iiii  Wege  des  Statutes  für  krankenversicherungspflichtig  erklärt 
werden.  Und  doch  haben  sie  wegen  ihrer  gedrückten  sozialen  Lage 
CS  so  dringend  wie  jeder  Arbeiter  nötig,  mit  der  Wohlthat  reich.s- 
gesetzlicher  Regelung  bedacht  zu  werden.  VÄu  Anlauf  dazu  schien 
genommen,  aL>  die  L^nlersuchungen  über  die  Berliner  Bekleidungs- 
industrie manchem,  der  bis  daliin  gar  nicht  behutsam  genug  bei 
der  Ausdehnung  der  X'ersichtrung  vorgehen  konnlc,  die  Augen  ge- 
öffnet hatten  —  aber  die  Beteiligten  warten  noch  Immer  auf  die 
Verwirklichung  der  damals  kundgegebenen,  leider  nicht  zur  Aus- 
fuhrung gelangten  Pläne.  ^)  Kein  Wunder,  wenn  in  der  Praxis  bei 
der  Handhabung   des  Krankenversicherungsgesetzes  schon  ein  ge- 


'1  21  b,  30  Bau-Unfallvrrsicherunpsgpsctz.  Die  Stadt  Braunschweig  lahlt  ftlr 
l'ufadlvcrsichcning  solcher  kurzzeitigen  Bauarbeifen  jährlich  90—- 100  Nfk. 

"1  Der  Kcichstap  hat  den  am  8.  Mai  1897  i^""^  zuj^efjanfjcncn  , .Entwurf  eines 
Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  Reichs  -  Gewerbeordnung  und  des  Kranken« 
^ndkenmgsgeücUes"  unerledigt  geklMB. 

Aich»  fiir  MW.  G«s«tag«biim  u.  Scatiitik.  XII.  6 
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wisser  Umschwunsj  bemerkbar  wird,  der  auch  ohne  ein  neues  Gesetz 
die  Gewährung  der  KraokenuiUerstützung  ermöglicht:  die  (irenz- 
linie  zwischen  den  Hausgewerbetreibenden,  deren  Selbständigkeit  in 
anbetracht  der  wirtschaftlichen  Uebermacht  ihres  Auftraggebers 
meist  eine  papierne  zu  sein  pflegt,  und  den  abhängigen  „Heim- 
arbeitern" ist  eine  verschwommene,  die  Unterscheidungsmerkmale 
sind  schwankend,  und  so  wird  es  für  denjenigen,  welcher  wetfiL^er 
auf  die  privatrechtlichen,  nach  aufsen  erklärten,  als  auf  die  that- 
sächlichen,  inneren  Beziehungen  Gewicht  legt,  häufig  angängig  sein, 
ein  Dienstverhältnis,  kein  „Unternehmen"  festzustellen,  wodurch  es 
niö;^dich  wird,  den  in  häuslicher  Betrich^thäti;^keit  Besciiäft igten  die 
Vorteile  der  Zwangsversicherung  zuzuwenden.  Sehr  /.utrefiend 
spricht  sich  inbezug  auf  die  Sonderling  zwischen  Arbeitern  und 
ünternehnicrn  der  Aufsatz  S.  42  des  7.  Bands  der  „Tnv.-  11.  Alters- 
vers." darüber  aus,  wie  eigenarti«^^  es  berühre,  wenn  man  bei  den 
\"erhandlun;^eii  die  Jammergestalten  solcher  „Unternelimcr"  auftreten 
sähe  und  unter  dem  unwilligen  Erstaunen  der  Schiedsgericlits- 
beisitzer  mit  der  spitzigen  Unterscheidung,  dafs  sie  nicht  Arbeiter, 
sondern  Unternehmer  seien,  zurückweisen  müsse. 

Den  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlingen,  tlie  früher 
i^esrtzlich  ganz  ver.>)icherungsfrei  waren,  hat  schon  die  Novelle  vom 
I,  Januar  1893  eine  Besserung  gebracht:  sie  siiul,  abgesehen  \on 
denjenigen,  die  über  2000  Mk.  Jahresverdienst  haben,  untl  für  tlic 
deshalb  wie  für  die  gleich  hoch  !)esoldeten  \\  erknieister,  Techniker 
und  Betriebsbeamten  ein  dringendes  FürsorgebecUu  fnis  nicht  besteht, 
wenigstens  insoweit  versiciierungspfliehtig,  als  tiurch  X'^eitrai;  ihre 
handelsge>et/.lichen  Rechte  gegen  den  Arbeitgeber  auf  l\»rtl>ezug 
von  (ieliah  in  den  ersten  sechs  Wochen  nach  Kintritt  einer  Krank- 
heit aufgelioben  oder  beschränkt  sind.  Die  Statuten  vieler  Städte 
haben  diese  ihnen  nachteilige  \"orbedingung  ganz  beseitigt.  \'om 
I.  Januar  1898  ab  sind,  weil  die  bezüglichen  X'orsrln  i Itcn  des 
neuen  Mandi-Isgesetzbuchs  .>chon  (  iellung  erlangt  haben,  <li<.  X'erträge 
ungültig,  welclie  eine  Anrechnung  des  Krankengeldes  auf  das  ( iehait 
zu  Gunsten  des  rMii/.ii)a]s  i)ezweckcn.  Zu  dem  viel  folgerichtigeren 
und  bedeutsamei t'n  Schritte,  ganz  .ill-« mein  die  \^ersicberungsplUcht 
sämtlicher  Handlungsgehilfen  und  -Lclii liiig«.-  Lin/,utühren,  soweit  sie 
bis  zu  2000  Mk.  Vergütung  bezichen,  hat  man  sich  noch  niehi  cni- 
schliefsen  können. 

Auch  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter 
nehmen  eine  Sonderstellung  ein.    Weite  Gebiete,  hauptsächlich  im 
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Kditigreich  Preufsen,  weisen  keine  landesgesetzliche  oder  statutarische 
Einbeziehung  derselben  in  den  Versicherungszwang  auf,  und  es  ver- 
lautet nichts  darüber,  dals  diese  Lücke,  welche  bei  den  anderwärts 
gemachten  Fortschritten  doppelt  fiihlbar  ist,  alsbald  ausgefüllt  werden 
sollte.  Die  Möglichkeit  einer  freiwilligen  Beteiligung  ah  Kassen- 
ebrichtungen, wie  sie  §  4  des  Kr.Vers.Ges.  vorsieht,  ist  für  diese 
-  Klasse  noch  mehr  wie  für  die  erwähnten  anderen  ein  ganz  unzuläng« 
licher  Ersatz:  gerade  in  ländlichen  Kreisen  ist  auf  die  notige  Auf- 
Idining  und  Entschluisfahigkeit  erfahrungsgemals  schwer  zu  rechnen. 
Die  Praxis  in  den  Bundesstaaten,  in  welchen  überall  in  Stadt  und 
Land  die  forst-  und  landwirtschafUichen  Arbeiter  krai^  Landes- 
gesetzes ohne  nennenswerte  Schwierigkeiten  ebenso  behandelt  werden 
wie  die  gewerblichen,  sollte  allmählich  wohl  dazu  angethan  sein, 
den  Ausgangspunkt  gleichartiger  gesetzgeberischer  Maisnahmen  für 
die  bisher  noch  widerstrebenden  Bezirke  zu  liefern. 

Die  Entwicklung  drängt  dahin,  dals  das  Arbeitsfeld  für  die 
Krankenver»cherung  keine  wesentlichen  Abweichungen  von  dem 
Gebiete  zeige,  welches  den  Organen  der  Unfallfürsorj^e  und  der 
Invalidenver^cherung  zugewiesen  ist.  Das  Eingreifen  dieser  Eiti- 
richtuiigen  ist,  einstweilen  wenigstens  noch,  davon  abhängig,  dats 
zunächst  eine  örtHche,  dem  Versicherten  inögHchst  nahe  gerückte 
Stelle  sich  seiner  annimmt  Bleibt  deren  Hilfe  aus,  oder  wird  sie 
nur  in  ungenügendem  Mafee  gewährt  (wie  z.  B.  nach  §  10  des  Land- 
wirtschaftl.  ünfallvers.Gesetzos  den  Veriin;^dückten ,  die  keiner 
Krankenkasse  angehören,  durch  die  Gemeinde  des  Heschäitigungs* 
ortes  in  Gestalt  von  ärztlicher  Behandlung,  Arznei  u.  s.  w.,  aber 
ohne  Anrecht  auf  Krankengeld),  dann  kommt  der  ganze  Apparat 
ins  Stocken,  die  Aussicht,  die  Erwerbsfähigkeit  wieder  herzustellen, 
wird  mehr  und  mehr  fraglich,  die  Rentengewährung  wird  leicht 
durch  die  versäumte  Meldung  des  Arbeitgebers,  neben  dem  Iiicr  keine 
Kasse  anzeigepflichtig  i'^t  76b  des  KrAVrs.Ges.),  erheblich  auf- 
gehalten oder  gar  durch  L'nkcnntnis  des  l^cnchtigten  überhaupt 
nicht  herbeigeführt,  —  die  Maschine  ist  auf  dem  toten  Funkte  und 
steht  still. 

Bleibt  also  in  dem  Bereiche  der  Krankenversicherung  noch 
ein  rinnili  iftes  Stück  zu  thun,  bevor  die  Beg^renzung  ihrer  Wirksam- 
keit als  abgeschlossen  angesehen,  und  bevor  ein  intensiverer  Aus- 
bau das  Hauptziel  werden  kann,  so  gilt  von  der  Unfallver- 
sicherung ganz  Aehnlicfaes. 

6* 
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Vor  mehr  als  3*;*  Jahren  veröffentlichte  der  Reichsanzeiger') 
zwei  Gesetzentwürfe  betreff  der  Erweiterung  und  Abänderung  der 
Uniallversicherung  f  in  welchen  neben  sehr  wertvollen  inhaltlichen 
Verbesserungen  die  Ausdehnung  der  Fürsorge  fiir  Verunglückte  und 
deren  Hinterbliebene  auf  das  Handwerk  und  das  sonstige  Klein* 
gewerbe«  aufstehende  und  im  Umherziehen  betriebene  Handels- 
unternehmunpjen,  auf  Gast-  und  Schanlavirtschaft ,  Fischerei 
und  Schiffahrt,  ja  mit  geringen  Ausnahmen  auf  Betriebe  jeder  Art 
vorgeschlagen  wurde.  Femer  wurde  damals  in  Aussicht  genommen^ 
die  Entschädigungspflicht  nicht  auf  den  eigentlichen  Betrieb  zu  be- 
schränken, sondern  auch  auf  häusliche  und  andere  Dienste  zu  er- 
strecken, zu  welchen  die  Versicherten  neben  ihrer  Hauptthätigkeit 
herangezogen  würden. 

Nach  langer  Pause  trat  die  Reichsregierung  dann  im  vorigen 
Winter  an  den  Reichstag  mit  einer  UnCsillnovelle  heran.  Sie  ent- 
hielt in  überraschend  vielen  Beziehungen  eine  Abscfawachung  des 
kräftigen  Anlaufes,  der  mit  den  uraprünglichen  Entwürfen  im  In* 
teresse  des  Arbeiterstandes  unternommen  war  —  aber  die  Hoff- 
nung, wenigstens  für  diese  Fassung  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages  zu  finden,  erwies  sich  als  tri^erisch.  Die  Bedenken,  die  von 
selten  der  Berufsgenossenschaften  und  von  anderen  Stellen  geäufsert 
wurden,  waren  zu  grofe,  und  die  Neigung,  tief  in  den  Sommer 
hinein  dem  Werk,  das  in  der  Kommission  mit  sehr  dankenswertem 
Fleifse  durchberaten  war,  volle  Kraft  zuzuwenden,  war  zu  gering: 
der  Reichstag  ging  auseinander,  nachdem  seine  Hauptau%abe,  das 
neue  Handwerkergesetz,  glücklich  durch  die  dritte  Lesung  ge- 
bracht war.  Inzwischen  ist  schon  bekannt  geworden,  dafe  in  ab- 
sehbarer Zeit  auf  eine  neue  Unfallvorlage  nicht  zu  rechnen  ist.  Es 
bleibt  also  nichts  übrig,  als  einstweilen  mit  dem  geltenden  Rechte 
auszukommen. 

Nun  habe  ich  bereits  bei  der  Besprechung  der  Versorgung  der 
Witwen  und  Waisen*)  anerkannt,  dafs  die  Rechtsprechung  des 
Reichsversicherungsamts  in  Un&Usachen  das  durchaus  lobliche  Be- 
streben zeigt,  den  Begriff  des  „Unfalls  eines  Versicherten  im  Be- 
triebe" nicht  gar  zu  eng  auszulegen.  Trotzdem  kann  ich  es  nicht 
unterlassen,  im  Nachstehenden  eine  Uebersicht  von  Einzelfällen  zu 


')  Nr.  144  und  146  vom  21.  und  23.  luni  1894. 
1}  In  diesem  Archiv,  Bd.  X  S.  471  iL 
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geben,  welche  nach  den  Veröffentlichungen  des  verflossenen  Jahres  ') 
zu  einer  Abweisung  der  Rentenbewerber  gefuhrt  haben.  Die  Ent- 
scheidungen konnten  bei  Lage  der  Sache  wohl  nicht  anders  lauten : 
nicht  sie,  sondern  die  gesetzlichen  Schranken,  nach  denen  bei  ihrem 
Erlafs  geschaut  werden  mufste,  die  Abgrenzung  der  Ansprüche 
nach  Betrieben,  nach  der  Betriebsthätigkeit  und  nach  der  Art  der 
schädigenden  Einwirkung  fordern  zur  Kritik  licraus. 

Ein  Kugelsucher,  der  nicht  im  Dienste  der  Marineverwahung 
stand ,  hatte  freiwillig  eine  gröfscre  Menge  verschossener  Munition 
im  Gebiete  der  Marincschicfsübungen  gesammelt  und  wurde,  als  er 
sie  zu  der  behördlich  bezeichneten  Ablicferungsstclle  schaffen  wolhc, 
durch  Ausgleiten  infoige  von  (ilattcis  überfahren.  Die  Rente 
ist  ihm  \ersagt,  weil  er  als  selbständiger  Gewerbetreibender  an- 
zusehen war  (Nr.  1577). 

Die  Witwe  eines  f Iofl)csitzers  verunglückte  im  Hause  des 
Ortsvorstehers,  zu  dem  sie  gegangen  war,  um  die  Hefreiung  ihres 
in  der  I^nd Wirtschaft  mitbescliäftigten  Solines  von  der  Mililär- 
dienstpfhcht  zu  erwirken.  Kein  ßciriebsuiifali ,  weil  sich  die  He- 
mühung  der  Mutter  zunächst  als  eine  rein  |)eisf>n]ichc,  im  l'amilien- 
Interesse  ausgeüijte  Ihätigkeit  darstellte ,  wenn  auch  der  günstige 
Erfolg  der  Bewirtschaftung  des  Hofes  zu  statten  kam  (N'r.  15^7). 

Ein  ebenfalls  selbstvcrsicliertcr  l^ndwirt  wurde  bei  der  Rück- 
kehr aus  der  Stadt,  in  der  er  (iewürz  zur  Bereitung  von  VVinst 
aus  dem  Meische  eines  »elbstgezogenen  Schweines  eingekauft  hatte, 
auf  der  Slr.ifs«-  überfahren  und  getötet.  Die  Hinterbliebenen  ^'uul 
mit  der  Renlciifordcrung  abgewiesen,  weil  das  Wurstmacheii  eine 
hauswirtsrhaftliche,  nüt  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  nicht  un- 
mittelbar zusammenhangende  Ihätigkeit  bildete  (N'r.  1590)- 

P  in  Gestütswärter  stürzte  bei  der  Heimkehr  von  einer  Trlaubs- 
reise  auf  dem  Betriebsgrundstücke,  als  er  in  der  Nacht  seine  Dienst- 
wohnung aufsuchte.  Der  Rentenantrag  ist  in  allen  Instanzen  ver- 
worfen, weil  weder  eine  besondere  Gefährlichkeit  der  Betriebsstätte 
noch  eine  ausreichend  erkennbare  Beziehung  des  Unfalls  zum  Be- 
triebe obw.illete  (Nr.  1616). 

Ein  Stralsenbahiikul.scher  wurde  schwer  verletzt,  als  er  auf  ilcm 
Heimwege  von  .seinem  Rechte  zur  unentgeltlichen  Benutzung  der 
Balm  ücbrauch  machen  und  auf  einen  Wagen  springen  wollte. 


'    Amluhe  Xachrirhten  <les  Reichs- Versicheninp-Namts   1897.    Die  Knt^chei« 
dangen  sind  nach  den  dort  angegebenen  Nummern  auigcfUhrt. 
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Keine  Entschädigung,  weil  er  im  eigenen,  nicht  im  Betriebsinteresse 
gehandelt  (Nr.  1617). 

Ein  Bahnarbeiter  begab  sich  nach  Feierabend  um  5  Uhr 
nach  Hause,  bemerkte  dort,  daSs  er  auf  der  Arbeitsstätte  seinen 
Rock  vergessen  habe  und  wurde  bei  dem  Zurüclcgehen  um  7  Uhr 
von  einem  Zuge  getötet.  Keine  Hinterbliebenenrente,  weil  er 
nicht  mehr  im  „Banne  seiner  Betriebsthatigkeit''  sich  befand 
(Nr.  1618,  zweiter  Teil). 

Der  Diener  eines  grofsen  Handlungshauses  kam  beim  Reinigen 
einer  elektrischen  Bogenlampe  durch  Sturz  von  der  Leiter  zu  Tode. 
Da  der  Unfiül  in  dem  nicht  versicherten  Betriebe  (Seidenhandlung) 
erfolgte,  so  konnte  keine  Rente  an  die  Angehörigen  zugebilligt 
werden,  obwohl  die  fragliche  Firma  eine  hydraulische  Fahrstuhl* 
anläge  unterhielt,  welche  als  ein  durch  elementare  Kraft  bewegtes 
Triebwerk  versichert,  und  bei  der  der  Getötete  hauptsachlich  be- 
schäftigt  war  (Nj*  1621). 

Ein  Glasblaser  zog  sich  durch  seinen  Beruf  allmählich  die  Ent- 
stehung einer  Höhle  im  Mundinnem  zu  —  Gewerbekrankheit,  kein 
Unfall  (Xa  1646). 

Die  vom  Staate  auf  eigene  Rechnung  und  mit  eigenen 
Arbeitern  in  fremden  Weinbergen  ausgeführten  Reblausvernichtungs* 
arbeiten  sind  rein  polizeiliche  Maisr^eln.  Ein  hierbei  erlittener 
Unfall  ist  nicht  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  vorgekommen,  des* 
halb  findet  keine  Entschädigung  statt  (Nr.  165 1). 

Der  Kutscher  eines  Gutsbesitzers  holt  seinen  Herrn  von  einer 
Treibjagd  ab,  die  bei  einem  Nachbar  gehalten  war,  und  nimmt  bei 
der  Heim&hrt  Schaden:  kein  Anrecht  auf  Rente,  weil  diese  Jagd 
ein  reines  Privatvergnügen  des  Herrn  war  und  nicht  zu  seiner 
I^dwirtschaft  gehörte  (No.  1654). 

Ein  selbstversicherter  Landwirt  verliert  die  Sehfahig^ceit  aiuf 
einem  Auge,  bei  helfendem  Eingreifen  gel^entlich  des  Brandes 
eines  Nachbarhauses:  die  Rente  bleibt  versagt,  weil  keine  Ver* 
pflichtung  zur  Gewährung  der  Feuerhilfe  bestand  (Nr.  165S). 

Ein  anderer  Besitzer,  der  zu  einem  Prozelstermine  wegen  eines 
Viehhandels  in  die  Stadt  fuhr,  ein  dritter,  der  aus  einem  hoch  an- 
gebrachten Behältnisse  seine  Quittungskarte  her\'orholen  wollte, 
gehen  leer  mit  ihren  Forderungen  wegen  eines  bei  diesen  Thätig- 
keiten  erlittenen  Unfalls  aus,  weil  sie  bei  eigemiirtschaftUchem 
Handeln,  nicht  im  landwirtschafUichem  Betriebe  verunglückten 
(Nr.  1660) 
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Die  bediirftij^e  Mutter  eines  Hafenbauarbeiters,  der  in  der 
Mittai;spause  eines  Soninit  rta^cs  sicli  im  W'asser  des  Hafens  die 
Fülsc  wascluMi  wollte  und  dabei  ertrank,  sieht  sich  in  ihrer  Rentcn- 
em'artunjj;  «getäuscht,  weil  die  fra<;liche  Handlun^f  des  Sohnes  „ledig- 
lich seinem  persönlichen  Interesse  oder  seiner  pcfiiönlichen  An- 
nehmlichkeit" gedient  hat  (Nr.  1672). 

Diese  traurige  Sammlung  köimte  leicht  noch  vennehrt  werden; 
es  kam  mir  aber  nur  darauf  an  .  durch  eine  Anzahl  besonders  be- 
zeichnender Spruchflille  darzuthun ,  zu  welchen  Härten  selbst  bei 
einer  unstreitig  wohlwollend  gesinnten  Behörde  die  Notwendigkeit 
führt,  eine  Scheidelinie  zu  ziehen,  aufserhalb  deren  dem  Arbeiter 
und  den  Seinigen  die  Hilfe  der  Berufsgenossenschaft  versagt  ist. 
Der  Dienstverpflichtete  mufs  auf  Schritt  und  Tritt  den  Befehlen 
seines  Herrn  folgen  und  darf  nicht  darauf  Rücksicht  nehmen ,  ob 
er  bei  tler  h'örderung  der  Interessen  desselben  noch  des  Schutzes 
der  l'nfallversirhcrung  teiliiaftii^^  bleibt.  Es  entspricht  durchaus  tier 
Billigkeit,  wenn  man  ihn  für  alles  das,  was  ihm  bei  (ielegenheit 
seines  Dienstes  zustöfst  ,  eine  angemessene  Entschädigung  gewährt, 
ja  n)an  gelangt  schliefslicli  zu  der  holgcrung,  dals  auch  über 
(1  e  n  R  a  h  m  e  n  des  Betriebs  hinaus  K  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g  g  c  - 
währt  werden  mufs,  selbst  bei  den  (iefahren  des  gewöhnlichen 
Lebens,  in  der  eigenen  Wohnung,  auf  dem  sonntäglichen  Sjnazier- 
Ijjango  etc..  und  dafs  durch  eine  V^erschmelzung  der  Unfall-  nnt  der 
luvaiiileiuersii'luruiig  der  I'nd  des  Arbeiters  seine  Familie,  jeder 
(irnd  der  Hrwerb>l)e.schränkung  ihn  selbst  zu  ents|irechender  Rente 
berechtigen  möge,  ohne  Rücksicht  auf  die  1  rsache.  Nur  die  durch 
•■i'^'-iien  l)<»en  X'orsatz  veranlafsten ,  und  die  bei  Begelunig  eines 
\  erljrcchcn.'^  erfi)l;_;tt  n  tu  '-undheitlichen  Schädigungen  sind  auszu- 
scheitlen.  Ein  bedauerHcher  Kuckschritt  wäre  es  dagegen,  wenn 
man,  <ler  Anregung  einzelner  Berufsgenossenschaften  nachgebend, 
wicvler  das  „X'er.schulden"  des  Arbeiters  als  .\usschiul>grund  be- 
trachten oder  die  zu  leistende  Rente  um  desselben  willen  herab- 
>etzen  wollte.  Die  grofse  Wrbitterung ,  welche  so  mancher  Haft- 
pflicht j)rozers  in  der  Zeit  \  or  ( leltung  des  Unfallversicherungsgesctzes 
zwischen  Arbeitgebern  uiul  -nehmern  heraufbeschworen,  würile  aufs 
neue  wachgerufen,  wenn  dieser  glücklich  .ujs  der  Entschädigungsfrage 
ausgesonderte   Gesichtspunkt  abermals  von  Einfluls   sein  sollte, 


*;  Vgl.  „die  ln%-alidätä-  uud  Altersvcr^iichcnmg"  Ud.  7  S.  107,  137,  169. 
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Die  I  II  V  a  1  i  fl  i  l  ä  t  s-  und  A  1 1  e rs  ver s i  c  h  c  r  u  ii  g  hat  am 
meisten  Feinde;  sie  wird  selbst  von  vielen,  die  grundsätzlich  ihren 
Wert  anerkennen,  für  die  reformbedürftigste  Einrichtung  grehaltcn. 
Und  doch  ist  sie,  was  den  Umfang  ihrer  Wirksamkeit  betriiit,  am 
weit<:^('hendsten  \on  den  drei  i^rofsen  Instituten.  Sie  umfaGst  etwa 
13  Millionen  Einwohner,  denen  sie  bei  Iinaliilität  ohne  Rücksicht 
auf  deren  Entstchungsgrund  die  Rente  währen  muCs.  und  würde 
die  Unfallversicherung,  deren  Personenkreis  sich  zwar  auf  mehr  als 
18  Millionen  beziffert,  die  aber  wie  wir  sahen,  nur  bei  j»  lötz- 
lichen nachteiligen  Ereignissen  im  Betriebe  ihre  Thätigkeil  ent- 
faltet, jedenfalls  auch  absolut  an  Kopfzahl  fler  Versicherten  über- 
treffen, wenn  ebenso,  wie  vielfach  bei  dieser,  die  Kleinbetriebs- 
untcrneiimer  und  die  Familienangehörigen,  welche  nur  freien  Unter- 
halt beziehen,  mit  einbezogen  würden.  Nach  ij  2  Nr.  I  de^  Inw- 
u.  Alt.Vcrs.Ges.  kann  (1er  Bundesrat,  ohne  auf  das  zweifelhafte 
Et^ebnis  einer  Reichstagsberatung  angewiesen  zu  sein,  die  Er- 
weiterung dieser  Versicherung  auf  alle  Betriebsunternehmer  verfü;.;en, 
Welche  nicht  regelmäfsig  wenigstens  einen  Lohnarbeiter  bochäf- 
tigen.  Dazu  scheint  indes  einstweilen  keine  Neigung  vorhanden 
zu  sein').  Dagegen  haben  sich  die  Hausgewerbetreibenden 
der  Fürsorge  des  Bundesrats  nach  der  gleichen  Richtung  hin  mehr 
zu  erfreuen  gehabt :  soweit  sie  in  der  Tabak-  (»der  der  re\tilindu>lrie  be- 
schäftigt sind,  hat  seit  AnfaiiL;  l  S92  bezw.  st  ii  Juli  1 894  eine  F.rstreckung 
der  Versicherungs])tliclu  aul  .>ie  ^tatlgefunder..'!  Die  häuslichen  Hcu  iebe 
der  Bekleidungs-  und  der  Spiel warenimlustrie,  der  Holz-  und  I.uxus- 
warenanfertigung  u.  a.  m.  h.irren  noch  der  gleichen,  .lueli  ihnen 
sehr  nötigen  X'ergiiuhtigung.  Möchte  der  .Ausbau  des  Werkes  nach 
dieser  Seite  nicht  mehr  allzulange  ein  frommer  Wunsch  l)leiben; 
denn  je  später  die  Zwangsversicherung  eingeführt  wird,  desto  längere 
Zeit  müssen  die  betreflenclcn  1  lausgewerbetreibenden  entweder  ganz 
auf  Invaliden-  bezw.  Altersrente  verzichten,  oder  der  Betrag  der- 

Es  liest.  ht  sopar  nach  der  im  Sommer  1897  vom  Reichstage  unerledigt  ge- 
lassenen lnvalidfnvcr>ichcran|j5novrllc  in  Riperungskrris.'n  die  Ansicht,  daf»  eine 
Kinschränkung  der  Versicherungspflicht  bezüglich  dcrjenig<  n  Personen  angängig  und 
ratsam  sei,  wi  lrhe  nur  wenige  WiM'hi-n  im  Jahr.  Lohnarbeit  verrichten.  Damit  wäre 
besonders  aul  dem  Lande  die  I  landliabung  und  tler  Nutzen  der  ganzen  EiniKhlung 
Stark  in  Frage  gestellt. 

')  Amtliche  Nachrichten  des  Reichs- Versicherungsamts,  Invaliditats-  und  Alter*- 
Tenicherung  1892  S.  7;  1894  S.  87;  1895  S.  263. 


Digitized  by  Google 


Der  tote  Punkt  der  dcatachen  Arbeitetverriehennig. 


selben  ist  wegen  der  geringeren  Zahl  der  geleisteten  Beiträge  ein 
überaus  niedriger. 

Das  ist  ja  überhaupt  ein  Uebelstand,  da&  die  Invalidenrente 
nur  ganz  langsam  für  jedes  Beitragsjahr  sich  erhöht,  welches  in  dem 
Versicherungsverhältnis  bis  zum  Eintritte  der  dauernden  Erwerbs- 
unfähigkeit zugebracht  ist  Ihr  Mindestsatz,  wie  er  frühestens  nach 
Ablauf  der  ersten  47  Wochen  seit  t.  Januar  1891,  also  seit  dem 
17.  November  1891,  zur  Anweisung  kommen  konnte,  stellte  sich 
auf  III  Mk.  jährlich  oder  9  Mk,  25  Pf.  monatlich.^)  Jeder 
Wochenbeitrag  in  einer  der  vier  Lohnklassen  bewirkt  ein  Wachsen 
der  demnächst  zu  erwartenden  Jahresrente  um  2,  6,  9,  13  Pf. 
Die  höchste  Invalidenrente»  welche  folglich  vom  I.  Januar  1898  ab 
ein  seitdem  dauernd  Erwt  rhsunfahiger  (bei  ununterbrochener  Bc- 
schäftiLiung  mit  mehr  als  850  Mk.  jahresverdienst  in  den  ganzen 
sieben  Jahren  1891 — 1897)  beanspruchen  kann,  berechnet  sich  auf 
157  Mk.  So  l'f.  jährlich  oder  im  Monat  13  Mk.  15  Pf.  -}  Der 
äufscrst  bescheidene  Anlangssatz  veigröfeert  sich  also  günstigsten 
Falles  jährlich  nur  um  etwas  über  6  Mk.,  sodafs  selbst  ein  hoch- 
gelohnter, ständig  beschäftigter  Arbeiter  heute  noch  über  20  Jahre 
sich  gedulden  muGs,  Ins  er  eine  für  ihn  und  allenfalls  für  seine  Frau 
ausreichende  Rente  von  2$  Mk.  monatlich  erwarten  kann,  wie  sie 
in  der  Uniallversicherung  schon  bei  Halbinvalidität  keine  Selten- 
heit ist 

Ist  aber  der  Verdienst  kein  so  beträchtlicher,  dais  Marken 
I\\  Klasse  zu  verwenden  waren,  oder  haben  durch  Arbeitslosigkeit 
IL  dgl.  Unterbrechungen  in  der  Thätigkeit  stattgefunden,  die  nicht 
durch  freiwillige  Versicherung  (§§  8,  117  fr.)  gedeckt  sind,  dann  ist 
die  Steigerung  der  Rente  eine  viel  langsamere.  Der  bisherige  Durch- 
schnitt') ergiebt  eine  Zunahme  um  ungefähr  3  Mk.  jährlich,  so  dafe 

meisten  Versicherten  von  jetzt  ab  erst  in  20 — 25  Jahren 


50  Mk.  jährlich  giebt  dasReidi  ab  Zuschufs  zu  jeder  Rente,  60  Mk.  itt  der 
Gmndbetiag  seitens  der  VerrfdMnmgsaiistalt ,  dsa  mJiidealcni  47  Beitngnradien 
enter  l,«»lmk1«wf  (47.0^0»  a  0,94  Mk.);  naaniBcn  110,94  o^*'  afagenaidet  (fi  a6 
hfr^  a.  A.Ver.Gcs.)  Iii  Mk. 

*)         4-  60^  +  (0^13.366)  B  l57tSS  oder  rund  157,80  Mk. 

')  Nadl  den  Veröffentlichungen  in  den  Amtlichen  Nachrichten  des  Reichs- 
Versichcrangsamts  betrug  die  jälirlicbe  Durchschnittsholn-  t!<  t  Invalidenrente  für 
1S92:  114,68  Mk.;  Ittr  1893:   117,97  ^  ^894:   120,96  Mk.;  ilir  1895: 

133,98  Mk. 
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auf  eine  Im^lidenrente  von  jährlich  i8o  Mk.  (monatlich 
15  Mk.)  rechnen  können.  Wer  i.st  heute  über/eu^^t,  dafs  bis  dahin 
die  Trennung  der  verschiedeaen  Versicherungen  auirecht  erhalten 
bleiben  wird?! 

E.s  leuchtet  ein,  dafs  bei  Aufstellung  der  Gruiidsät2:e  für  die 
ailmähliche  Erhöhung  der  Invalidenrenten  etwas  zu  weit  ausgeholt 
ist,  und  dafs  fiir  absehbare  Zeit  noch,  wie  bisher  schon  oft,  die 
Armenhilfe  ergänzend  bei  vielen  Inxaliden  eintreten  mufs. 

Zuzugeben  ist  dagegen,  daGs  die  Schwierigkeiten,  welche  dem 
Rentenansprüche  entgegenstehen  und  in  den  ersten  Jahren  seit  1891 
manchen  Antrag  zu  Falle  brachten,  neuerdings  stark  zusammenge- 
schrumpft sind.  Hekanntlich  fordert  das  In\  alitlitäts-  und  Altersversiche- 
rungsgesetz(§  16  Nr.  1 1  für  die  l^egründung  des  Rechts  auf  Invalidenrente 
die  Erfüllung  von  fünf  Beitragsjahren  =  235  Heitragswochen.  Wer  nun 
während  der  Uebcrgangs/cit  ( 1 891  — 1895,  vgl.  1 56)  hivalidc  wurde,  für 
den  war  es  selbstvenständüch  bedeutend  weniger  leicht  als  jetzt, 
die  erforderliche  21ahl  \*on  235  wirklichen  oder  fingierten  Wochen- 
beiträgen zusammenzubringen,  da  ihm  nur  5  Zeitjahrc  —  261  Wochen 
zur  Vcrfi^ng  standen.  Hatte  er  z.  B.  6 — 8  Wochen  und  langer 
jährlich  wegen  der  Witterung  u.  dgl.  aussetzen  müssen,  dann  blieb 
die  erreichte  Zahl  mehr  oder  weniger  erheblich  hinter  der  Mindest* 
sunune  zurück.  Die  Rente  i.st  aus  die.sem  Grunde  einer  grofsen 
Menge  Versicherter  nicht  zu  teil  geworden ;  denn  von  dem  Rechte 
freiwilliger  Versicherung,  welches  hier  Abhilfe  schaffen  sollte,  ist 
erfahrungsmäfsig  so  selten  (iebrauch  gemacht,  dafs  die  von  der 
Reichsilruckerei  in  grofecr  Zahl  herge.stclltcn  „Doppelmarken"  wohl 
noch  lange  vorhalten  werden.  Je  weiter  wir  uns  aber  vom  l.  Januar 
1891  entfernen,  desto  gröfser  wird  die  Zahl  der  erfüllbaren  und 
thatsäcltlich  erfüllten  Reitragswochen.  Sogar  wer  in  jedem  Jahre 
ein  Drittel  der  .Arbeitszeit  zum  Feiern  gezwungen  war,  ist  gegen* 
wärtig  imstande,  den  Bedingungen  zu  genügen. 

Mit  der  Altersrente  steht  es  gerade  umgekehrt:  ihre  Höhe 
bleibt  auch  in  Zukunft  im  wesentlichen  gleich,  sie  kann  femer,  zumal 
wenn  sie  als  Zu.schuls  zu  dem  noch  vorhandenen  Arbeitsverdienste 
inbetracht  kommt  und  mit  den  erwähnten  Durchschnittssätzen  der 
Invalidenrente  verglichen  wird,  nicht  als  unzureichend  bezeichnet 


Seit  Inkrafttreten  der  Heitragspflicht  sind  jetzt  über  360  Wochen  verflossen» 
*  •  •  3^  =  240,  d.  h.  s  Worhea  mehr  alt  das  Gesetz  rerUoigt. 
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werden.')  Die  Erlangung  der  Rente  aber  ist  um  so  schwieriger, 
je  längere  Zeit  seit  dem  i.  Januar  1891  verflie(st.  Denn  zunächst 
müssen  in  der  Gegenwart  und  in  den  nächsten  20  Jahren  die  Ver- 

-•i  l  ertcn  zur  entsprechenden  Abkürzung  der  Wartezeit  von  1410 
W  ochen  glaubhaft  machen,  dais  sie  vom  i.  Januar  1B88  bis  31.  De- 
zember 1890  in  mindesten  s  141  versch  iedenen  Kalender- 
wochen versicherungspflichtige  Beschäftigung  ver- 
richtet haben  (§  1 57 ).  Wer  während  jener  Jahre  nicht  so  glück- 
lich war,  regelmäisig  auf  Arbeit  auszugehen,  und  wem  nicht  etwa 
die  Erleichterun^i^rn  tles  i?  158  zu  statten  kommen  (Krankheiten  und 
vicrmonatliclie  l'ausen  bei  Saisonarbeitern  zählen  mit),  der  hat  die 
Hoffnung  auf  die  Altersrente  nufzu;^'ebcn.  Auch  wenn  indes  materiell 
die  Vorbedingung  damali'^a'i  Heschaftigung  insoweit  erfüllt  ist,  liegt 
doch  die  Gefahr  vor,  dafs  der  Rentenanspruch  an  der  Mühseligkeit 
des  Nachweises  der  Arbeitszeiten  von  1888— 1890  scheitert. 
Wohl  ist  in  den  Jahren  1890,  1891  und  später  noch  oft  von  wohl- 
meinenden Behörden,  von  Privaten,  in  der  Presse  darauf  hinge- 
wiesen worden,  dafs  es  im  hohen  Grade  wichtig  für  viele  Versicherte 
sei,  sich  durch  Bescheinigungen  über  die  Dienstverhältnisse  der  drei 
kritischen  Jahre  den  nötigen  Beweis  zu  verschaffen.  P>folg  hat 
dieser  ;^ute  Rat  meist  nur  bei  denjenigen  gehabt,  welche  damals  in 
festem  Arbeitsx  erhältnisse  bei  bestimmten  Arbeitgebern  standen 
und  deshalb  auch  heute  noch,  ohne  auf  grolse  Hindernisse  zu  stofsen, 
zuf  Killforderung  der  betreffenden  Arheitsscheinc  imstande  sein 
v.unlcn.  Aber  \  ()n  ilen  unständig,  bald  hier,  bald  dort  thätigen  Per- 
sonen '  TagelöhneriK  Hilfsarbeitern,  Waschfrauen,  Plätterinnen  u.  s.  w.) 
mögen  in  jener  Zeit  \  ielc  gedacht  halben,  es  sei  sehr  ungewils,  ob 
sie  in  der  \'er^i<  hcrung  das  70.  Lebensjahr  erfüllen  würden,  und  e^ 
verlohnt-  sirh  nicht,  schon  auf  diese  zweifelhafte  Möglirhkcit  hin 
das  Dutzfiid  oder  mehr  der  Arbeitgel)ci  wegen  Ausstellung  der 
fraglichen  l'rkundcn  /u  behelligen.  Inzwischen  ist  natürlich  durch 
Tod,  Fortzug,  ungenaue  h  rinnerung  der  Dienstherrschaften  die  Mühe 
reichlich  doppelt  so  grofs.  Wenn  nicht  die  Ortsbeli(")rde  X'erständ- 
nis  und  (icneiglheit  zeigt,  helfend  und  beratend  einzugreifen,  dann 
reicht  die  Pünsicht  und  die  Kraft  des  Rentenbewci  bers  sehen  aus. 
alle  die  Wege  zu  maciien,  von  denen  der  lirlolg  seines  Antrages 
abhängt. 


1)  Sir  beträft  je  nach  der  Lohnklas&c  io6,äo  hik.;  135  Mk.;  163,20  Mk«; 
191,40  Ikik.  jährlich. 
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Dieser  Uebelstand  ist  bereits  fast  überall  als  solcher  crkaniil : 
die  Novelle  von  189697  schlu*,'  darum  Abhilfe  in  der  Weise  vor, 
dafs  nicht  mehr  ein  wochenmälsiir  fest  bestimmter,  sondern  ein  all- 
gemein j^ehaltcner  Beweis  rc^r<jlinäfsi<^er  Beschäftigung  für  die  Jahre 
1S88 — 1890  genügen  solle;  vorläufig  indes  ist  es  bei  der  gegen- 
wärtigen Fassung  des  Gesetzes  und  ihren  Naciilcilen  geblieben, 
zum  Schaden  für  manche  alten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  denen 
die  Rente  zu  gönnen  wäre. 

Gelingt  es  ihnen  jedoch,  an  dieser  Klippe  des  „vorgesetzlichen 
Arbeitsnachweises"  ungefährdet  vorüberzukommen,  dann  verwehrt 
ihnen  häufig  eine  andere  Gesetzesvorschrift  den  Rentengcnufc  oder 
nötigt  sie  wenigstens  zu  höchst  unwillkommenem  Warten.  Für  die 
Zeit  seit  1891  mufs  nämlich,  um  die  Bewilligung  der  Altersrente 
zu  ermöglichen,  eine  nach  dem  Lebensalter  ganz  genau  bereclinete 
Mindestzahl  von  BeitragswcM:hen  erfiiUt  sein. Fehlen  hieran,  wie 
es  bei  der  oben  gekenniseichneten  Unterlassung  der  freiwilligen 
Versicherung  sehr  oft  vorkommt,  eine  Anzahl  von  Wochen  und 
kann  nicht  etwa  durch  nachträgliche  Heranziehung  eines  säumig 
gewesenen  Arbeitgebers  geholfen  werden,  dann  ist  es  nicht  an- 
gängig, durch  freiwillige  Markenklebung  auf  ein  mal  die  Lücke  aus- 
zufüllen, sondern  es  müssen  so  viele  Wochen,  als  bei  Vollendung 
des  70.  Lebensjahres  an  1410  fehlten,  in  der  Pflicht-  oder  der  frei- 
willigen Versicherung  zurückgelegt  werden.  Vorher  beginnt  die 
Altersrente  nicht  Eine  Milderung,  z.  B.  durch  Herabsetzung  der 
Mindestzahl  auf  1200  Beitragswochen,  wie  die  Novelle  vorsah,  wäre 
dringend  zu  wünschen,  wenn  nicht  auch  hier  die  Versicherung  ihren 
Zweck  in  häufigen,  hart  erscheinenden  Fällen  verfehlen  solL 

Was  nach  Ansicht  Vieler  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
in  ihrer  Wirksamkeit  ganz  besonders  beeintrachtigt,  das  ist  die 
Form  der  Beitragsentrichtung,  das  „Kleben".  Entschlösse 
man  sich  hier  allenthalben,  wie  im  Königreich  Sachsen,  in  Württem- 
berg, Baden,  Hessen,  den  Thüringischen  Staaten,  dem  Herzogtum 
Braunschweig  und  den  Hansestädten  unter  ausgiebiger  Benutzung 
der  Krankenkassen  zu  dem  in  §  112  bezeichneten  Einzugs- 


'1  Erforderlich  sind  so  viel  Bcilragbw  n  h.  n.  als  übrip  bleiben,  wenn  man  von 
I4I0  diejenigen  abzieht,  um  welche  am  1.  Januar  1891  das  Lebensalter  die  (irenzr; 
von  40  Jahren  ttberstieg  idas  Jahr  za  47  Wochen  gerechnet).  Wer  s.  B.  am  i.  Januar 
1^  siebzig  Jahre  alt  wurde,  hat  <lir  die  Altemeate  (14 10  —  33.47)  «  389  ßeU 
tngswocben  nötig  (|  157). 


Digitized  by  Google 


Der  tote  Pankt  der  deutscben  Arbeilenrenidiening. 


93 


verfahren  —  wozu  die  Zentralbehörde  ohne  Filament  befugt 
ist  —  so  wäre  allen  Teilen  geholfen:  die  Arbeitgeber  würden  von 
der  unbequemen  Verantwortung  iUr  die  richtige,  rechtzeitige  Marken* 
Verwendung  befreit,  die  Versicherten  hätten  durch  die  Stellung  der 
Einziehungsorgane  erhöhte  Gewähr  ßir  die  Leistung  der  Marken, 
welche  bekanntlich  den  Rentenanspruch  und  dessen  Hohe  wesent* 
lieh  beeinflussen,  und  Versicherungsanstalten,  von  denen  be* 
sonders  Ostpreulsen  und  Niederbayem  augenblicklich  mit  grolser 
Sorge  in  die  Zukunft  sehen,  hätten  nicht  mit  der  Thatsache  zu 
rechnen,  dafs  bei  Freigabe  des  Klebens  an  die  Arbeitgeber  erheb- 
liehe  Summen')  durch  Unachtsamkeit  oder  böse  Absicht  hinter 
zogen  werden.  Denn  der  Vergleich  mit  den  Anstalten,  die  sich 
des  Einzugsveriahrens  seit  längeren  Jahren  bedienen,  ergiebt  an  der 
Hand  der  Jahresübersichten,  dafs  diese  ungefähr  ein  Viertel  bis  ein 
Drittel  mehr  an  Beiträgen  vereinnahmen,  als  sie  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Einwohnerzahl  ihres  Be/irks  zu  derjenigen  der  übrigen 
Anstalten  erwarten  dürften.  Lediglich  eine  Fra^c  tler  Zeit  erscheint 
es,  durch  die  Gesetzgebung  den  Krankenkassen  dabei  noch  gröfsere 
Erleichterungen  ihrer  Geschäfte  zu  gewähren,  insbesondere  die  V er- 
wciidung  von  Marken  für  längere  Zeiträume  {4,  6,  13  Wochen) 
oder  sogar  die  Eintragung  von  Quittungsvermerkt n  an  Stelle  jed- 
weder Markenklebung  zu  gestatten,  ähnlich  wie  dies  bereits  mit 
Erfolg  bei  den  Eisenbahnpensionskassen  geschieht. 

Eine  Voraussetzung  ist  hierbei  freilich  zu  machen,  welche  au& 
engste  mit  dem  oben  über  die  Erweiterung  der  Krankenversicherung 
riesagten  zusammenhängt:  nur  insoweit  ist  von  dem  Einzugsver- 
fahren durchweg  eine  bequemere  und  zuverlässigere  Handhabung 
des  Gesetzes  zu  erwarten,  als  die  gegen  Invalidität  und  Alter  ver- 
sicherten Personen  auch  dem  K  r  a  n  k  e  n  -  Versicherungszwange  unter- 
liegen, sodals  nicht  die  Gemeindebehörde,  sondern  die  Orts-,  Betriebs- 
(Fabrik-),  Bau-,  Innungskrankenkasse  gleichzeitig  die  Kranken-  und 
die  lovalidenversicherungsbeiträge  erhebt  Wo  also  die  Kranken- 
versicherung noch  nicht  umfassend  genug  ist,  wo  namentlich  die 
Dienstboten  und  die  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  noch 
aufserhalb  stehen,  da  schaffe  man  zunächst  durch  die  gesetzliche 
Krankenversicherungspflicht  die  Grundlage  (ur  die  VerwaltungS' 


Kiioblocb*(„Die  Beseitigung  der  Beitngmarke**  Jena  1896)  ist  der  Mefaumg, 
daü  sdbit  eine  wohhroUciide  Schltsong  den  Amfidl  an  Beitrilgcn  auf  40  tr.  H. 
taacrea  mflase. 


Digitized  by  Google 


94 


H.  von  Frankenberg, 


{^emcinsclinft  zwischen  der  Krankenkasse  als  solcher  und  ihr  als 
dem  Organe  der  Invalid itätsanstalt. 

Auch  darauf  ist  (Tewiclit  zu  leiten,  dafs  die  Gemeinden  oder 
die  weiteren  Verbände  (Kreise,  Aeinter  u.  s.  w.)  mit  der  lirrichtun^ 
von  ( ")  r  t  s  k  r  a  n  k  e  n  k  a  s  s  e  n  an  Stelle  der  Gemeindekrankenver- 
siclierungen  immer  mehr  vorgehen.  Derartige  Kassen,  in  der>en 
sich  durch  die  Srll »^t\"erwaltungsrechte  der  Kifer  und  die  Teilnahme 
der  Arbeitgeber  und  -nelnner  erfreulich  betliatigen  kann,  sind  zur 
Erfüllung  der  Aufgaben,  die  sich  aus  tlem  nebeneinander  bestehenden 
Aufl)au  der  Kranken-,  der  Unfall-  und  der  Invalidenversicherung 
ihnen  bieten,  bei  verständiger  Leitung  und  Autsichtruhrung  ganz 
wohl  imstande.  Ein  grofser  Teil  von  ihnen ,  wenn  auch  noch 
nicht  ilie  Hälfte,  gewährt  auf  längere  Dauer  Krankenunterstüt/ung, 
als  die  ( lemeindekrankenversicherung,  welche  über  das  Mindc^-tinals 
aller  KrankenkjLssen  (13  XN'ochen  vom  Tage  der  Erkrankung  oder, 
bei  später  erst  hinzutretender  Erwerbsunfähigkeit,  vom  Tage  des 
Beginns  des  Krankengeldbezugo  ab)  nicht  iiinausgehen  darf. 

Wenn  diese  (irenze  des  ersten  \'ierteljains  darauf  l)ercchnct 
war,  dafs  für  die  Eolgezeit  bei  Tn  fällen  die  Rerufsgcno.sscnsi  halten 
einzutreten  verpflichtet  sind,  so  mufs  flarauf  hingewiesen  werden, 
wie  bei  den  nicht  zur  Unfallfürsorge  berechtigten  Personen  die  In- 
validenversicherung keineswegs  mit  gesetzlicher  Notwendigkeit  da 
einsetzt,  wo  die  W'irksamktMt  der  KranktMika.ssen  aufiiört.  Die  In- 
validenrente beginnt  enlweder  uut  tlemjenigen  Zeitpunkte.  \'^n 
welchem  ab  nach  ärztlichem  Ermessen  die  Wahrscheinlichkeit 
schwunden  ist,  dals  der  \'ersicherte  wieder  in  ai)sehbarer  Zeit 
mindestens  ein  Diittei  der  mafsgebenden  Lohn.sätze  werde  ver- 
tlienen  ktjnnen,  odi  r  bi  1  Krankheiten,  die  .\ussicht  auf  solche  Wieder- 
herstellung eröfil'nen,  mit  Ablauf  des  ersten  Jahres  der  ununter- 
brochenen Erwerbsuiifihigkeit  9.  lol  Der  ersterwähnte  Termin 
kann  mit  tlem  Beginn  der  Arbeitseinstellung  zusammenf illen,  er 
lic_;l  aber  oft  erst  längere  Monate  tlahinter,  weil  anfänglich  der 
.Xrzt  noch  alle  IVsache  zur  Hoffnung  auf  Besseiung  hatte  und  nur 
durch  spätere  Komplikationen  und  Zwi.schenfälle  die  Ueberzcugung 
der  Unheilbarkeit  gewann.  Um  dieser  getäuschten  Erwartungen 
willen  niufs  der  Versicherte  die  Rente  entbehren,  solange  dieselben 


Alsdann  ist  neben  dem  etwaigen  Kr;ink>  n^'i  li!i-  die  alidiurcnt.-  voll  /u 
gewähren.  Die  Rnuikcnkasie  darf  nicht  die  Haud  daraut  legcDi  Amü.  Nachrichten, 
Inv.-  u.  Alters-Vcrs.,  1S95  S.  109  Nr.  4,  14. 
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bestanden^  und  es  kann  vorkommen,  dals  er  ein  halbes  Jahr  und 
mehr  von  der  Krankenkasse  im  Stich  |rcla,ssen  werden  mufs,  weil 
die  ersten  13  Wochen  vorüber  sind,  während  andrerseits  die  Ver- 
siclicrungsanstah  noch  nicht  verpflichtet  ist»  für  ihn  etwas  zu  be- 
willigen. 

Nicht  verkennen  will  ich,  dafs  über  diesen  „toten  Punkt" 
neuerdings  in  zunehmendem  MaOse  die  von  den  Versicherungs- 
anstalten ausgeübte  K ranken fürsorge  Cdas  sog.  H e i  1  v c r i a h r en, 
tf  12)  hinwegzuhelfen  geeignet  ist.  Ein  Recht  auf  Gewährung 
desselben  besteht  aber  einstweilen  nicht :  die  Finanzlage,  das  gröfsere 
oder  geringere  Wohlwollen  des  Anstaltsvorstan<Ies  sind  für  dessen 
freies  Ermessen  entscheidend^  selbst  das  Rei'  lis\  crsicherungsamt 
konnte  im  Aufsichtswege  einen  widerstrebenden  Vorstand  nicht 
zur  Darbietung  derartiger  Leistungen,  wie  Unterbringung  in  einer 
Heimstätte  für  Genesende,  einem  mediko-mechanischcn  Institute 
u.  s.  w.  nötigen.  Es  wäre  auch  nicht  wohlgethan,  in  dieser  Be- 
ziehung die  sehr  dankenswerte  Initiative  der  Versicherunr^sanstalten 
durch  zwingende  V^orschriften  einzuengen.  Dagcj^en  erscheint  es 
durchaus  angezeigt,  die  in  i;  10  des  Inv.-  und  Altersvers.Ges.  be- 
zeichnete Frist  eines  Jahres  für  den  Rentenbeginn  entsprechend  zu 
vermindern,  etwa  auf  26  Wochen,  während  die  Daner  <ler  kasscn- 
seiti^^  zu  bewirkenden  Kranketuintcrstützung  ganz  allgemein  von 
13  auf  26  Wochen  zu  erstrecken  wäre.  Dann  bleibt  der  Erwerbs- 
unfähige zu  keiner  Zeil  unversorpjt. 

Das  sinfl  AeiuUrungen,  die  sieh  im  praktischen  Leben  als 
«Iringenfl  wünseiienswerl  lieransgestellt  haben.  Die  vom  Staats- 
sekretär des  Innern  mit  l)es()ndercm  Nachdruck  envähnte  Lm- 
i^cs  taltun;;  des  A  b  r  c  c  h  n  u  n  g  s  v  c  r  f  a  h  r  e  n  s  zwischen  den 
einzelnen  \'ersiclierun'^^safistaltcn  mag  zwar  der  Regierung  als  eben- 
falls notwendiL'  am  Merzen  Heeren,  sie  wird  abi-r  an  den  X'ersichertcn 
kaum  bemerkt  vorübergehen  und  sich  in  ihren  Wirkungen  haupt- 
säclilieh  auf  die  Amtsstuben  beschränken. 

Nicht  dassLll)e  gilt  von  der  Wahrnehnumg  und  Leitung  der 
Versichcrungsan^elegenheitcn  durch  die  Behörden  und  durch  Organe 
der  Selbstverwaltung  der  Beteiligten. 

Line  einheitliche,  vom  Reichsversicherungsamte  beaufsich- 
tigte Versicherung  der  Arbeiter  im  weitesten  .Sinne  und  der  Klein- 
bctriel)sunternelnner,  welche  zum  ( legenstande  die  (  iewährung  von 
Krallkenunterstützung,  von  \'oll-  unil  Teilrenten  an  lüwerbs- 
beschränkte  sowie  die  Leistung  von  Witwen-  und  Waisengeldern 
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hat,  erscheint  keineswegs,  wie  auch  früher  schon  an  dieser  Stelle 
ausgeführt  wurde,  als  ein  wesenloses  Gebilde  einzelner  Theoretiker, 
sondern  ab  ein  durchaus  erstrebenswertes  Ziel,  dessen  Erreichung 
um  so  näher  gerückt  wird«  je  mehr  Boden  die  jetzigen  zersplitterten 
Versicherungen  erobern.  Es  wäre  ein  verhängnisvoller  MifsgritT. 
wenn  man  sich  hierbei  nicht  auf  die  ehreoamtliche,  sachverstandige 
Mitwirkung  der  Arbeitgeber  und  -nehmer  stützen,  sondern  der 
Bureaukratie  das  Feld  überlassen  wollte. 

So  lange  aber  diese  Einheitsversicherung  nur  das  ceterum  censeo 
derjenigen  ist,  welche  sich  überzeugt  haben,  dals  die  gegenwärtige, 
den  Nächstbeteiligten  in  ihrer  Verwicklung  unverständliche  Arbeiter- 
liirsorge  nicht  genügt,  hat  jeder,  und  die  Beamtenschaft  in  erster 
Reihe,  die  bedeutsame  Pflicht,  sich  der  Durchführung  des  geltenden 
Versicherun^srcchts  nach  besten  Kräften  zu  widmen.  Die  Empfin- 
dung, als  ob  hiermit  den  Staatsbehörden  —  neben  denen  übrigens 
die  Gemeinden  sehr  bedeutend  belastet  sind  —  eine  unbequeme, 
zeitraubende  Aufgabe  ziH^cfallcii  sei,  mufs  zurücktreten  hinter  dem 
Bewufstsein,  dafs  die  fernere  Entwicklung  unserer  Arbeitervcrsiche- 
run^  \olle  Aufmerksamkeit  von  allen  Dienststellen  fordert,  wenn 
sich  nicht  toil  und  fort  in  dem  grofscii,  wcitverzweiii^tcn  (betriebe 
Störungen  und  Stockungen  der  empfindiiclisten  Art  geltend  machen 
sollen. 
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GESETZGEBUNG. 

DBUTSCRBS  RBICH. 

j.    Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Sicherung  der  Bauforderungen.') 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  fJnaden  Drutschcr  Kaisi-r,  Konig  von  Pri-ufs>n  etc. 
vcrordu'  II  im  N.imcn  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zu^tinunimg  des  Bundeäraths  und 
des  Rtichitages,  was  folgt: 

§  I.  Dnreli  kndesberrlidie  Verordmung  kuui  angeordnet  werdon,  dab  Ar 
«nnclne  Gemeinden  oder  Tliefle  von  GcmetadeOi  in  welchen  die  Errichtang  von 
•Neabamten  in  grölserem  Umfange  an  erwarten  ist  (Nenbanbeaidce),  eine  Sicheraqg 
der  BaziforderuDgen  nach  den  Vorschriften  diaea  Gesetzes  stattzufinden  hat. 

§  2.  Soll  in  einem  Xeubaubezirke  ein  zu  Wohn-  oder  gewerblichen  Zwecken 
bestimmtes  Gebäude  auf  einem  Grundstück  errichtet  werden,  welches  in  den  letzten 
fünf  Kalenderjahren  unbebaut  oder  nur  mit  Gebäud«-n  iiTit<-rf^>or(InrtiT  Art  besetzt 
war,  so  darf  die  Bauerlaubnis  nur  unter  der  Bedingung  i  n<  ilt  \v«'rd«  n,  dafs  auf  dem 
Grundbuchblatte  tler  Baustelle  ein  Bauvrrmerk  eingetraf;<  u  \vir<l.  Der  Bauvermerk 
enthält  die  Angabe,  dals  das  Grundstuck  bebaut  werden  soll,  und  die  Höhe  des 
Baustellenwerts.  Mit  der  Aosfilhrung  des  Baues  darf  nicht  begonnen  werden,  bevor 
der  BanpolisdbehÖrde  die  Eintragung  des  Banvennerks  nachgewiesen  ist 

$  3.  Die  Gmndsitze  fftr  die  Bemessung  des  Banstellenwerts  vnd  das  Fcst< 
atelhmgsverfthren  werden,  sofern  sie  nkht  landesgesetilich  ger^dt  nnd,  dnrdi 
landesherrliche  Vetordnong  bestimmt. 

§  4.  Die  Kintragung  de?;  Bauvermerks  erfolgt  auf  Antrag  des  Eigentümers 
auf  Grund  der  Bauerlaubnis  und  einer  Bescheinignng  der  snstindigen  Behörde  Uber 
die  Hohe  des  Baostellenwcrts. 

*)  Die  hier  mm  Ahdiudc  gelangenden  Entwflife  eines  Gesetzes,  betr.  die  Sidie- 
rang  der  Banfordemngen,  and  eines  AnsfUhnmgsgesetses  »nm  Gesetae,  betr.  die 
Sicbernng  der  Banfordemngen,  wie  die  ihnen  folgenden  amerOnniachen  Gcsetse  nun 
Schnla  der  Banbandwerker  nnd  Bauarbeiter  sind  der  Veröffentlichung  in  Nr.  295  des 
deutschen  Reidis- Anzeigers  vom  15.  Dezember  1897  entnommen.  VgL  xnr  Bcm^ 
teilang  des  Gesetzentwurfs  die  Abhandlung  von  Prof.  Dr.  P.  Oertmam,  im  vor- 
liegenden Bande  dt  s  .\rchivs,  S.  35  IT. 
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Bildet  <lif  Baustelle  nur  einen  Teil  eines  r.niiKlstiicks,  so  ist-  der  T«l  T<m  de» 
Grundstück  abzuschreiben  und  als  selbständige«  <  iruiulsUick  cinzutrafTen. 

§  5.  Der  Bativermerk  wir<l  }:jelr.si  l)t,  wenn  dem  ( Inuulbuchamt  eine  Rrsi-liei- 
nij,'uiig  d<T  Hi\U!ioli/A-ibfliiird<-  vorj^elcj^'t  wird,  daü  vor  dem  Beginne  des  Baue:i  die 
Biiuerlaubnis  erli)>clu-n  oder  von  dem  Bau  Absland  gciiotunu-u  ist. 

§  6.  Sobald  nach  der  Vollendung  des  Baues»  festgestellt  worden  istt  dab  bui- 
polizdlidie  Bedenken,  du  GebSude  in  Gebrauch  zn  nehmen,  nicht  bestehen,  bat 
die  Baupolixeibeböide  hierron  dem  Grandbochamte  Mitteilong  an  machen.  Kmen 
einer  Frist  von  sechs  Monaten,  die  mit  dem  Eingänge  dieser  MitteOnng  beginnt, 
können  die  Banglinbtger  ihfe  Baafordenragen  bei  dem  Grundbodiamt  anmelden. 

Erlischt  die  Bauerlauljuis  nach  dem  Beginne  des  Baues,  so  hat  die  Baupolizei- 
behörde  hicr\'on  dem  Grundbuchamte  Mitteilung  zu  machen.  In  diesem  Falle  be- 
ginnt die  in  Abs.  i  bi'>timmte  Anmeldunpsfrist  mit  dem  Eingänge  dieser  Mitteilung. 

Die  Einsicht  drr  Mitieilutigeii  der  Baupolüeibebördc  ist  Jedem  gestattet. 

§  7'    Als  Baugläubiger  gellen : 

I.  die  Unternehmer  des  Bauwerks  oder  eines  einzelnen  Teiles  des  Bauwerks. 
8.  die  an  der  Harstdlong  des  Banwerics  anf  Grand  dne»  Dienstvertra^e» 
Beteiligten 

wegen  ihrer  Ansprttdie  anf  die  in  Geld  Tereinbarte  Vagütong,  «olem  die  Weric- 
oder  Dienstvertrige  von  dem  Eigentümer  der  Baustelle  oder  für  dessen  Rechnung 
geschlossen  sind  (Bauforderungen).  Durch  eine  nachtrBglidie  Vertafsenmg  der  6aa* 
Stdle  werden  die  Rechte  der  BauglSubiger  nicht  berührt. 

Zinsen  der  vereinbarten  Vergütung  ;,'ehören  nicht  zu  den  Baufordcningen. 

ij  8.  Die  Aiinii-l<limg  einer  llaulOrderung  ist  nur  vi-irks;im,  wenn  bis  /.um  Ab- 
laufe «1er  .Anmeldungstrisi  (i;  6)  <  i!i<'  schriftliche  /ustimmung  des  I  .igentümcrs  zur 
Anmeldung  oder  eine  gegen  den  Eigentümer  ergangene,  die  Zulässigkeit  der  An- 
meldung anordnende  einstweilige  Verfiigung  /u  den  .\ktcn  des  Grundbuchamts  ein- 
gereicJit  wird. 

Zur  Erlassnng  der  einstweiligen  Verfftgutg  graflgt  de  Glanbhaibnadinqg  der 
Banforderang. 

§  9.  Sind  Ms  mm  Ablaufe  der  Anmeldui^frist  (§  6)  würiksame  Annddnngen 

nicht  .rfolgt  oder  die  erfolgten  Anmeldungen  in  der  fUr  Elntnigangd>ewilHgtmgen 
in  der  Grundbuch  Ordnung  vorgeschriebenen  Form  suräckgenomnien,  so  wird  der 
Banvermerk  von  AnUswegen  gelöscht. 

§  IG.  Liegen  beim  Ablaufe  der  \  r\^\  wirksame  .'\nmeldnngen  ^<)^,  so  wird 
von  .\mt.swegen  eine  als  Bauliy])othek  zu  be/.eichnende  .Sicherungsliyputliek  in  Hohe 
des  Gesamtbetrages  der  angemeldeten  Bauforderungen  eingetragen.  Mit  der  Ein- 
tnigung  entstellt  die  Hypothdc.  Jedem  Baugläubiger,  dessen  Bauforderung  bei  der 
Eintragung  der  Bauhyputhek  berfldcsichtigt  ist,  steht  diese  in  Hdhe  des  bertck* 
siditigten  Betrages  zn.  Einer  Eintragung  der  einseinen  BaugUubiger  in  das  Grand* 
buch  bedarf  es  zur  Entstehung  der  Hypothdc  nicht. 

§  II.  Hat  der  BauglSubiger  den  W.  rk-  oder  Dienstvcrtr.;^  nicht  vollsHadig 
erflilllt,  so  kann  er  die  Bauforderung  nur  insoweit  geltend  machen,  al>  ^eine  Leistnng:en 
in  den  Bau  verwendet  sind.    Die  vereinbarte  Vergütung  ist  in  dem  Verhältnisse 
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lienbBaaelieD,  in  wddiein  zur  Zeit  dtos  Vertngwdilanes  der  'Wert  der  verdnitertcik 
Ldstung  zu  dem  W«rtc  der  wirklichen  Leiatni^  geHandcn  haben  würde. 

!?  12.  Ueberstcigt  die  Höhe  einer  vrrrinbartcn  Vergütung  di<-  übliche  um 
mehr  als  den  fünften  Teil,  so  kann  jeder  Beteiligte  verlangen,  «lafs  bei  Berechnung 
der  Ansprüche  aus  der  BtuibypoUiek  der  übliche  Preb  an  Stelle  des  vereinbarten 
n  Grunde  gelegt  wird. 

§  13.  Wird  dir  Hauhypothek  volktändig  gelöscht,  so  iiat  das  Gmndbuchamt 
iuglt-icli  von  Amtawegen  den  Bauvermerk  zu  löschen,  ' 

Die  Baohypothek  erliaclit,  wom  de  rieh  ttit  dem  Kigcntum  na  dem  Gnmditttck 
in  einer  Fenon  vereinigt;  die  §§  1164»  1 180,  liSft»  I196  des  Bttrgerlidien  GeMtnboehs 
finden  keine  Anwendung. 

In  Falle  des  §  6  Atwnts  a  erlischt  die  Banhjrpotfadi  mit  den  Abhofe  von 
drei  Jahren  seit  der  Eintragung;  sie  -wird  von  Amtswegen  geUischt  bt  die  Zwangt* 
Versteigerung  oder  die  Zwangs^•e^»'aUung  vor  dem  Ablaufe  der  drei  Jahre  anfe^ 
ordnet  worden,  so  giU  die  Baohypotliek  gleichwohl  fttr  dieses  Verfahren  als  ÜMt- 
best'heTul. 

Heruht  die  Wirksamkeit   einer  Anmeldung  anf  ein^  r  einstweiligen  Verfügung, 
steht  die  Aulhebung  der  Verfügung  «lurch  rechtskraftige  Entscheidung  einer 
LöschungsbewilligUDg  gleich. 

§  14.  Mehrere  bei  Eintragung  der  Üaahypoth^  taeifldcskhtigte  Bsalbideinigai 
halben  «oler  ridi  gleichen  Rang. 

§  i5>  Der  Rang  der  BBnbypothek  gegenflber  andon  RiaJiteu  beiUmnt  sidi 
nach  der  Eintragnng  des  BanTcrmeiks.  Die  Banhypodidc  geht  jedoch  im  Falle  der 
Zwangst  er  Steigerang  voreii^etragenen  Rechten  in  Ansehung  des  den  eingetragenen 
BaosteUenwert  flberstdgenden  Teiles  des  Meistgebotes  vor.  Im  Falle  der  Zwangs« 
Terwaltong  begründet  die  BanhjpOthek  in  Ansehung  desjenigen  Teiles  der  U'-bcr- 
9cbö>5<',  weldier  den  mit  vier  vom  Hundert  berechneten  Jahrcszin>  -MTit-r  dem  Bau- 
itellenwerte  gleichkommenden  Geldschuld  (Iber-stcigt,  ein  Recht  auf  Befriedigun'^  mit 
dem  kan;;c  vor  dem  im  §  lo  Nr.  4  des  (  J<  si-tzcs  über  die  Zwangsversteigerung  und 
die  Zwan;^svi  rwaltung  bezeichneten  Anspruehe. 

ji  16.  Ist  vor  der  Kintragimg  de>  Bauv'  rmrrks  ein.-  Hypothek  zu  (Junsten 
eines  CiLHubigers  eingetragen,  welcher  die  rn-wührung  von  Baugeld<  m  übeniommen 
hat,  und  ist  die  Hypothek  bei  der  Eintragung  als  Baugelderby pothek  bezeichnet,  so 
finden  in  Ansehung  des  Ranges  dieser  Hypothdc  die  VorschriAen  des  §  15  mit  der 
iUfsgabe  Anwendung,  dafs  der  BausteUenwert  uch  um  den  Betrag  derjenigen 
Zahlungen  erhöht,  welche  von  dem  Baugeldgeber  in  Anrechnung  auf  die  Bangeldcr 
nm  Zwecke  der  Tilgung  einer  Banfoiderung  gleistet  sind.  Die  Erhöhung  ist  aus* 
geschlossen,  soweit  dem  Baugeldgeber  zur  Zeit  der  Zahlung  bekannt  war,  dals  die 
lUuf  ord  ruug  nicht  bestehe ;  der  Kenntnis  steht  eine  auf  grober  FahrlSsigkeit  be- 
rollende  Unkenntnis  gleich. 

§  17.  Ist  im  Falle  der  Zwangsversteigerung  oder  der  Zwangsverwaltung  zur 
Z<Mt  der  Eintragung  des  Voll.strcckungsA'crmrrks  die  Eintragung  der  Bauliypothek 
noch  nicht  erfolgt,  so  können  die  Baugläubiger  auf  Grund  des  Bauvermerks  Be- 

7* 


Digitized  by  Google 


100 


GtBtüigtAmgi  Deutsches  Reich. 


friedigung  aus  dem  Grandstticke  verUulgcii;  die  VoncbriAen  der  8fi  II,  iS«  14  bis 

16  finden  entsprechctuif  Anwendung. 

§  18.  Das  ( irundbuchamt  hat  nach  der  F.intragung  des  Vollstrecknnjj-.v.T- 
merks  dem  VoUstreckungsj:;-  rieht  i-inc  beglaubigt«-  Abschritt  der  wirkfsamen  Anmel- 
dungen zu  erteilen.  Baugläubiger,  für  die  nach  der  Mitteilung  des  Grundbuchamts 
zur  Zeit  der  Eintragung  de&  Vollstreckungsvcrmerks  eine  wiilcsame  Anmeldung  vor- 
lag» stdiea  Ar  das  VoUstreckiingsverfthrcn  Gliubigem,  die  zn  dieser  Zeit  im  Gnoid- 
bndi  ciofetnigeii  mreiii  gleich. 

Liegen  spSter  wirksame  Amneldnngen  vor,  so  hat  das  Gnmdbnchamt  von 
diesen  nachtrEgEeh  IfitteÜiuig  za  machen;  die  Mitteilung  ersetzt  die  AnmeWnng 
und  GlanbliaAmachimg  der  Forderung  im  Vollstreckungsverfahren. 

§  19.    Hatte  zur  Zeit  der  Eintngtmg  des  VoUstrednmgsvermerks  die  An« 
.meldungsfrist  (J;  6)  bereits  begonnen,  so  darf  drr  Versteigcrungst>-nnin  nicht  auf 
einen   früheren  Zeitpunkt  als  zwei  Wochen  nach  dein  Ablaufe  der  Fribt  bestimmt 
••werden.    Ist  diese  Vorschrift  vcrlct/t,  so  ist  der  Zuschla;^'  zu  versagen. 

Beginnt  die  .\nnicldungsfrist  im  Laufe  des  \  ollsireckungsverlahren,  so  kann 
jeder  an  dem  Verfahren  Beteiligte  die  Aufhebung  des  Termins  und  Bestimmung  eines 
«anderen  Tennins  verlangen,  wenn  der  Termin  anf  einen  froheren,  als  nadi  Abaatk  t 
inllasigen  ZdtpoÜEt  bestimml  ist.  Im  Fslle  der  Verletsnng  dieser  Vmschrift  ist  der 
ZwfWag  an  venagen,  es  sei  denn,  dafii  das  Recht  des  Beteiligten  durch  den  Za> 
sdJag  nicht  bedntricht^  wird  oder  der  Beteil^e  das  Verfthren  gendmiigt  Die 
Oenehmigmxg  ist  durch  eine  öffentlich  beglaubigte  Urkunde  nachzuweisen. 

§  20.  Soweit  durch  ein  Urteil  der  Widerspruch  eines  Hangläubigers  gegen 
die  Aufnahme,  der  Forderung  eines  anderen  Baugläubigers  in  den  Vcrteilunp-|>l;\ii 
rrchtskrättig  als  begrünri.  t  anerkannt  ist,  wirkt  das  L'rteil  für  alle  Bauglaubis^er. 
Der  wi(l<  I sprecheiuli-  Rauj;l:iubi;^cr  kann  Frstattuug  seiner  Pro/xf^kosten  aus  »1cm 
.bei  der  Verteilung  auf  die  üaugläubiger  entfallenden  Betrag  insoweit  verlangen,  als 
infolge  des  Widerqmchs  der  Anteil  des  Prozefsgcgners  an  diesem  Bctnge  ver- 
mindert  ist 

§  ai.  Anf  die  dvrch  dieses  Geseta  den  Ban^Snbigem  geehrten  Redite  kann 
erst  nach  dem  Beginne  der  Anmekhmgsfrist  (§  6)  oder  nach  Anordnnng  der 
Zwangsverste^enmg  oder  der  Zwangsverwaltnng  veniehtet  werden. 

§  22.  Solange  der  Bauvermerk  eingetragen  ist,  steht  den  Raugläubigern  das 
im  §  648  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bestimmte  Recht  nur  für  solche  Forderungen 
aus  dem  Werkvertrage  zu,  welche  nieht  Hauforderungen  im  Sinne  dieses  Geset.'.es  sind. 

2  ^  Wird  die  landesherrliclie  Vorordminr;  iij  i)  znriirkgenommcn,  so  finden 
die  Vorsrhrilti-n  dieses  ( J.  setzes  nur  noch  in  Ans-  hung  der  Grundstücke  Anwendung, 
bei  denen  die  Kintragung  eines  Bauvenuerks  bereits  erfolgt  ist. 

24.  Anf  Grundstöcke  des  Fiskus  und  solche  Grundstücke,  welche  einem 
dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnuntcmehmen  gewidmet  sind,  sowie  nof 
Gmndstttdte,  weldie  nadi  landesherrlicher  Verordnung  ein  Gmndbochblatt  nur  auf 
Antrag  erhalten,  finden  die  Vorschriften  dieses  Gesetses  keine  Anwendung. 

Das  Gleidie  gilt  von  den  GrundstBckea  eines  Landesherm  und  den  Grund- 
stücken,  wdche  zum  Hansgnt  oder  Familicngut  einer  landesherrlichen  Familie,  der 
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Fürstlichen  Familie  HohenzoUem  oder  der  Familie  des  vormaligen  Hannoverschen 
Königshauses,  des  vormaligen  Kurhessischen  und  des  vormaligen  Herzoglich  Nas- 
Mncfaen  Fürstenhauses  gehören. 

§  25.  Die  Vor^hriften  diese*  Gesetzes  treten  gleichzeitig  mit  dem  Gesetze 
über  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltnng  in  Kraft.  Die  in  §§  i  und  3 
bezeichneten  Anordnungen  können  schon  vor  diesem  Zeitpunkte  getroffen  werden. 

Urkondlich  etc. 

Gegeben  etc. 

  -.  l  -  t      -  ' 

s.  Entwurf  eines  Ausfllhrungsgesetzes  zum  Gesetze,  betreffend  die  Sicherung 

der  Bauforderungen.  ,^  ^ 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preufsen  etc.  verordnen,  unter 
Zattimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtages  Unserer  Monarchie,  was  folgt: 

§  I.  In  denjenigen  Gemcind«-n,  in  welchen  eine  Sicherung  der  Bauforderungen 
stattznnnden  hat,  sind  Bauschöffenämter  zur  Festsetzung  des  Baustellen werts  zu  er- 
richten. 

Ji  3.  Die  Errichtung  des  Bauschöffenamts  erfolgt  durch  ein  Orlsstatut.  Das 
Statut  bedarf  aer  Genehmigung  des  Bezirksausschusses.  '  ' 

Mehrere  Gemeinden,  welche  Bauschöffenämter  zu  errichten  haben,  können  sich 
durch  übereinstimmende  Ortsstatute  zur  Errichtung  eines  gemeinschaftlichen  Bau- 
schuffcnamts  vereinigen.  Für  die  Genehmigung  der  übereinstimmenden  Statute  ist 
der  Bezirksausschufs  zmtändig,  in  dessen  Bezirk  das  Bauschöffenamt  seinen  Sitz 
haben  soll. 

Der  Regierungspräsident  hat,  wenn  ungeachtet  einer  von  ihm  an  die  Gemeinde 
ergangenen  Aufforderung  innerhalb  der  gesetzten  Frist  die  Errichtung  auf  dem  in 
Abs.  1,  2  vorgesehenen  Wege  nicht  erfolgt  ist,  das  Bauschoffenamt  zu  errichten. 
Alle  Bestimmungen,  welche  dieses  (besetz  dem  Ortsstatute  vorbehält,  erfolgen  in 
diesem  Falle  durch  die  Anordnung  des  Regierungspräsidenten. 

§  3.  Das  Bauschuffenamt  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens 
einem  Stellvertreter,  sowie  der  erforderlichen  Anzahl  von  Bauschöffen.  . 

Bei  -Acmlem,  die  aus  mehreren  Abteilimgen  bestehen,  kunnen  mehrere  Vor- 
tttzemle  bestellt  werden.  ^  . 

$  4.  Als  Bauschöffe  soll  nur  berufen  werden,  wer  zum  Amt  eines  Schöffen 
fthig  ist,  31,  3a  des  Gerichtsverfassungsgesetzes),  das  dreifsigstc  Lebensjahr  voll- 
endet hat  und  in  dem  Bezirke  des  Amtes  während  mindestens  fUnf  Jahren  gewohnt 
hat  oder  thätig  gewesen  ist. 

§  5.  Die  Mitglieder  des  Bauschöffenamles  werden  durch  den  Magistrat,  in 
Ennangelung  eines  solchen  oder  wo  das  Statut  es  bestimmt,  durch  die  Gemeinde* 
vcttictang  auf  mindestens  drei  Jahre  gewählt. 

Die  Wahl  der  Vorsitzenden  und  der  .Stellvertreter  bedarf  der  Bestätigung  dcj» 
K^ienmgspräsidentcn.     Diese  Vorschrift  findet  auf  Staats-  oder  Gcmeindcbcamtc, 
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die  ihr  Atnt  kraft  staatlicher  [Ernennung  oder  B«stitigliag  verwalteil,  keine  Aa- 
wendiing,  so  lanpc  sie  dieses  Amt  bekleiden. 

Sind  \N  ahli  n  nicht  /,\istande  gekommen,  >o  sind  die  Mitglieder  von  dem  ke- 
gierunysipräsidcnten  zu  ernenne«.  Dasselbe  <^ilt,  wenn  der  Wahl  der  \  ursitzenden 
•unA  der  Stdlvettreter  wiederholt  die  Bestätigung  vertagt  worden  ist 

Namen  «nd  Wofanort  der  Mitglieder  des  Amtes  werden  ndi  niherer  Be- 
«rimmntig  des  Statuts  öffenäidi  bekannt  gemadit 

I  6.  Auf  die  Aanakme  und  AUduung  der  Wahl  finden  die  Votsdiriften  der 
Gemeindegesetie  über  unbesoldete  Gemrindcimter  entsprechende  ABwendung. 

§  7.  Die  Mitglieder  des  BauschöAenamtes  können  aus  Gründen,  welche  die 
Entfernung  eines  Beamten  aus  seinem  Amt  rechtfertigen  (§  2  des  Gesetzes  vom 
21.  Juli  1852,  betreffend  die  Dicnstvergelien  «b-r  nicht  richterlichen  Beamten,  G.S. 
S.  465),  im  We>;c  des  Disziplinarverfahrens  ihn  r  Stclb  n  i  ntljobcn  werden. 

Für  das  Disziplinarverfahren  gellen  die  \  urschriftcn  des  genannten  Cieselzea 
knit  folgenden  Mafsgaben. 

Die  Einleitung  des  Verfthnais  sowie  die  EtBemnuie  des  Untenuchmigiltommlaam 
trfolgt  durch  den  Rcgienmgsprbideiiten. 

Di«  entsdieidende  Behörde  ist  in  enter  Instaas  der  Beiiitaansachals,  in  sweAer 
lastans  das  Oberrerwaltni^gsgeiieht 

•  -     Der  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  wird  fllr  die  errta  Liataaa  vom  R^einngs- 

piisidentcn,  für  die  zweite  Instanz  von  detn  Minister  des  Innern  ernannt. 

§  8.    Das  Amt  eines  Bauschöffen  ist  ein  Ehrenamt. 

Die  Bauschöffen  erhalten  Ersatz  der  baren  Au,Nlaf:en  m>d  eine  l'.ntsch^digung 
Air  Zritvcrsäunniis.    Der  Mindestbetrag  ist  von  d- in  H-  zirksansschuls  festznsetZ'*tv. 

Uebcr  die  Festsetzung  dieser  Beträge  entscheidet  auf  Anrufen  der  Beteiligten 
der  Bezirluansschufs. 

§  9.  Der  Voisitsende  des  Bausdioflenamts  und  dessen  Stellvertreter  sind  vor 
Ihrem  Amtsantritte  durch  den  von  dem  Rcgiemngsprlsidenten  beaoftragten  BcamteBt 
die  ttbrigen  MBtglieder  vor  der  errten  Dienstleistnng  duich  den  VonitaeadeB  oder 
dessen  SteUvwtreter  auf  die  Erfüllnng  ihrer  AmtS|rfBeliten  mittels  Handschlags  an 
Eidesstatt  zn  verpflichten. 

§  IG.  Zar  Beschlufsfahigkeit  des  Baust höflRmamtS  ist  die  Mitwirkung  de>  Vor- 
sitzenden oder  seines  Stellvertreters  und  mindfst<"ns  zweier  Bauschöffen  erforderlich. 
Das  Bauschöffenamt  fafst  seine  Beschlüsse  nach  Mehrheit  der  Stimmen.  Bei  Stimmett- 
gleichheit  entscheidet  dii'  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Durcli  da»  Matui  kann  bestimmt  werden,  dafs  allgemein  oder  fUr  gewt-oc  Fälle 
eine  gröfsere  Zahl  von  Mitgliedern  zuzuziehen  ist 

§  11.  Das  Banschöffienamt  hat  Ar  die  Nenbaubeslrke  einen  dem  dttrchachaitt* 
liehen  Wert  entsprechenden  Einbeitssats  IBr  das  Quadratmeter  der  Bansteilen  fea^ 
msefcwn  und  öffentlich  bckaimt  an  machen. 

Ta  der  R^l  erfolgt  die  Fcstsetung  flUr  alle  an  einor  Stralse  bdegenen  ttnn- 
stellen.  Die  Festsetzung  kann  für  mehrere  Strafscn  gemeinsam  erfoigan,  wenn  der 
dnrchsdinittlichc  Wert,  der  an  ihnen  belegenen  Baustellen  nicht  wesentlich  von 
einander  verschieden  isL   Walten  in  Ansehung  einzelner  StrafiMntcile  besondere  Ver«^ 
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Ailtaisse  ob,  die  den  Banstellenwert  in  erheblirlu-m  Mafse  beeinfloMCP,  so  kann  fttr 

dieie  Strafscntoile  eine  besondere  Festsetzung  des  KinhcitSbatzes  »rfolgcn. 

iMe  Art  der  Bekanntmacliunj;  dt-r  lV-tpf<tt/.ten  H;iu>ttllcn\verte  sdwie  die 
Zwisclx  nruum.-,  in  denen  dit-  Festsetzung  und  Bekauntinacbuu^  zu  wiederholen  ist, 
werden  durch  das  Ortv»talut  ht-stimmt. 

§  12.  Die  Bescheinigung  aber  die  Höhe  des  BaustellenwerU  (§  4  Ab«.  I  des 
OcKtzcs  betreffend  die  Sichenng  der  Baufofdemiigen)  wltd  vom  Banachöffenanit 
eitcilt. 

§  13.  Der  Baustellenwert  iit  von  dem  Bausdiöfleoamt  unter  Zograndeleftung 
der  bekannt  gemachten  Einheitss&tze  zu  berechnen. 

Der  Eigenttbner  kann  bei  dem  BMisdiöffeuunt  eine  besondere  Abschätwmg  des 
Wertes  'l'-r  Baustelle  beantragen. 

L»t  dem  Bau>c!iöffenamt  ein  an  einem  Grundstücke  bestehendes  Recht  durch 
den  I'.erechtij^'t'  n  oder  denjenigen,  welchem  ein  Recht  an  diesem  Rechte  /ust<-ht, 
unter  Beibnngung  einer  heglaubi<:f<'n  Abschrift  des  rund  buch  blatts  schriftlich  an- 
gezci^jl  worden,  so  hat  das  Bausclioifenamt  dem  Anzeigenden  vou  einem  Antrage 
•des  EigentUmcrü  auf  Erteilung  der  Bescheinigung  über  den  Baustellenwert  Mitteilung 
,an  nmchen.  Dieser  Ifitteihnig  bedarf  es  nidit,  -wenn  der  Anfenthalt  des  Anteigenlm 
dem  Baaschöflenamt  unbekannt  oder  im  Ausland  ist  Der  Anscigende  ist  berechtigt, 
ianerhalb  sweiar  Wodhen  nach  dem  Empfange  der  Mitteilmig  eine  besondere  Ab- 
"***f— ^  des  Wertes  der  Banstelle  sa  ▼erlaqgen.  Hat  der  Eigentümer  die  Ab- 
srhitnwg  beaaUngt,  so  ist  der  Anaeigende  in  dem  Abscbitiangsverfahren  susmiehen. 

Ergiebt  eine  pemäfs  Abs.  2,  3  vorgenommene  besondere  Abschätzung  einen 
)v  heren  Wert  als  den  Durchsclinittswert,  SO  ist  der  Ilöhere  Wert  in  der  Besciwinigong 
12)  als  Baustellenwert  anzugeben. 

§  14.    Die  Festsetzung  des  Baustellenwerts  durch  das  Bauschöffenamt  ist 

endgültig. 

§  15.  Für  die  Bi-sch<  inij,'ung  des  Baui^tellenwerts  (!}  12),  sowie  ftlr  die  in  if  13 
Abs.  2,  3  vorgesehene  be>ondere  Absch:"it/.unf:  sind  CJebülin-n  /,u  entrichten,  deren 
Hohe  durch  das  Sl.atut  bestimmt  wird.  1  >ic  <itl>iilir  Uir  di«-  auf  Antrag  <  iues  An- 
zeigenden erfolgende  Abschätzung  trägt  der  Anzeigende;  im  Übrigen  lallen  die  Ge> 
bOlneii  dem  Etgentflmer  snr  Last. 

Die  Gebühren  bilden  Einnahmen  des  Bauschöffenamts ;  ihre  Einsiehnng  erfolgt 
iseh  den  flb-  die  Einsiehnng  der  Gcmeindeabgaben  geltenden  Vorsdiriften. 

§  16.  Die  Kosten  der  Einrichtung  und  der  Unterhaltung  des  Bauschöffenamts 
sind,  soweit  sie  in  dessen  Kinnahmen  ihre  Deckung  nicht  finden^  von  der  Gemeinde 
«B  trsgen.  VfiiA  das  Bauschöffenamt  nicht  ausschliefslich  für  eine  Gcmemde  emchteti 

.so  ist  in  dem  Statute  zu  bestinunen,  sn  welchen  Anteilen  die  cinaelncn  Bcsirke  an 

.  der  Deckung  der  Kosten  teilnehmen. 

§  17.  Für  die  lüntragung  des  Bauvennerks  hat  der  Kigentümer  eine  GebUhr 
TOB  10  Mk.  sn  entrichten.   Die  Löschung  des  Bauvermerics  erfolgt  gcbttturenfrei. 

%  18.  Für  die  Stadt  Berlin  werden  die  durch  dieses  Gesetz  dem  Bezirks» 
amidnisse  oder  dem  Regierungspräsidenten  flbertngenen  Geschftfte,  mit  Ausnahme 
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der  in      7  .\h^.  4  vorg'*srhcncn  ElUscbeidimg  des  BrarkMiüttrhiMirg,  durch  den 

Oberj>r:i>identi-n  wahrf^fnomnu-n. 

ij  19.    Mit  clor  Austuhrunp  diesem  ( .     t/e^  wi-rden  dio  Minister  für  Handel 
uad  (lewerbe,  des  Innern,  sowie  der  öffculljchcn  Arbeiten  bcauitragt. 

Urkundlich  etc. 
Gegeben  etc. 


3.  AnerikaoiKlM  QeMtm  sum  SelmtM  dor  BaiiliandwMicer  and  Banarbdisr. 

New- York. 

Gesetz  vom  27.  Mai  1885  (Chap.  342);  drei  Novellen  vom  33.  BOLrz  1895  i^Chap. 
161),  14.  UlA  1895  (Chap.  673)  and  27.  Mai  1896  (Chap.  915). 

Der  WMGUdidie  Inhalt  dieser  Gesetie  ist  folgender: 

Wer  Bauwerk  (im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  umfaist  auch :  Erricb- 

tong  von  Teilen  eines  Gebindes,  von  Biddcen,  Werften,  Ansfllhnuif  von  Bewiiwnmg» » 
Entwässerungs-  und  Belenchtnngianlagen  usw.)  auf  Grand  eines  mit  dem  Eigentümer 
oder  mit  demjenigen,  der  ein  dingliches  Recht  an  einem  Grondstflcke  hat,  oder  mit 

einer  von  diesem  anfjcnommcnen  Zwisch«"npcrson  abgeschlossenen  Vertrages  Arbeiten 
.geleistet  oder  Materialien  geliefert  hat,  kann  durch  .\nmeldung  seiner  Forderung 
W'gcn  dieser  ein  l'faindrccht  an  dem  Bauwerk  und  an  dem  Grundstück  isoweit 
d  l-  Kl  rht  des  Hauhcrm  an  diesem  rrichti  erlangen.  Die  Haftung'  des  Bauherrn  bo- 
sciirankt  sich  auf  den  von  ihm  bcdungeueu  l'reis  der  Arbeiten  oder  Materialien,  und 
wenn  ein  Frei*  nicht  bedungen  ist,  auf  den  Wert  der  Arbeiten  oder  Materialien,  so- 
weit nidit  schon  cor  Zeit  der  Anmeldung  des  Ansprachs  Zahlung  geleistet  ist  (§  i 
in  der  Fassung  der  Novelle  vom  14.  Mai  1895). 

Hat  der  Eigentümer  usw.,  in  der  Absidit  das  Gesets  su  imigehen,  vor  der 
F&Uigkeit  in  Kollusion  mit  einem  GÜnbiger  Ansprilcbe  befriedigt  oder  ein  Pfand» 
recht  an  dem  Cirundstücke  usw.  eingeräumt,  so  haftet  er,  falls  der  von  ihm  einem 
derartigen  Gläubiger  nach  der  erwähnten  Befriedigung  noch  geschuldete  Betrag  sor 
Deckung  der  auf  Gnmd  diese;«  Gesetzes  geltend  gemachten  Anspriichf  nicht  ausreicht, 
ebenso  als  wenn  die  traudulose  Befriedigung  bezw.  iMandbe^tellung  nicht  erfolgt  wäre 
2  in  der  Fassung  der  Novelle  vom  14.  Mai  18951. 

Uauhandwerker  und  Lieferanten,  die  nicht  mit  dem  Eigentümer  selbst^  sondern 
mit  einer  Zwischenpersoo  kontrahiert  haben,  können  von  dem  Eigentimer  Vorlegung 
der  von  ihm  geschlossenen  Kontrakte  und  Auskunft  ttber  die  auf  Gnmd  dendbcn 
von  ihm  noch  geschuldeten  BetxBge  verlangen.  Verweigerung  der  Auskunft  oder 
falsche  Mitteilnngen  machen  den  Eigentttmer  scbadensersatspAichtig  (f  3  in  der 
Fassung  der  Novelle  vom  14.  Mai  1895). 

Die  Frist  lur  Anmeldimg  des  .Anspruchs  beginnt  tnit  der  Leisttmg  der  Arbeit 
bezw.  der  Liefenmg  der  Materialieti  und  endigt  mit  dem  Ablauf  von  00  Tagen  nai^ 
Leistung  der  letzten  Arbeit  oder  Lieferung  des  letzten  Material«  4). 
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Das  Pfimdredit  der  Banhamiwerker  geht  vor:  den  zur  Zeit  der  Anmeldung 
nklit  eingctngeiMn  Anqyrttchea;  femer  Toccmgetnigencii  Hypotheken,  «oweit  ihr 
Bdnf  eist  nach  AamMoag  des  Piandredits  der  Banhandwerker  amgenhlt  ist;  end> 
Uch  den  in  den  letzten  30  Tagen  vor  dieser  Aamddmig  eingeriitmten  Pfiuidrechlen 
solcher  Glinbigcr,  die  nicht  ta  dem  Banweik  Arbeiten  geleistet  oder  Materialien 
geliefert  haben  (§  5  in  der  Fassosg  der  Nordle  vom  27.  Mai  1896). 

Das  Pfandradit  erUacfat  nach  ehwm  Jalir  von  der  Anmeldung  an  gerechnet, 

falls  nicht  innerhalb  dieser  2Seit  Klage  erhoben  oder  die  Fortdauer  des  Pfandrechts 
durch  }*erichtlic]u-  .\iiordnang  ausgesprochen  ist  (§  6  in  der  Fassung  der  Novelle 

Tom  23.  März  1895;. 

Die  äbrij^cn  Pan^raphcn  beziehen  sich  zum  gröfsten  Teil  auf  die  Geltend- 
machung bczw.  Antf-rhtunf;  des  Pfandrechts  im  I'roiefs.  Bei  dem  Vorhandensein 
mehrerer  Pfandgläubij:;<.*r  findet  eini-  Art  notwendiger  Streitgeuosscnschaft  derselben 
statt  (§§  17,  18).  Der  verklagte  iMgentunier  kann  durch  Hinterlegung  genügender 
Sicherheit  eine  gerichtliche  L6M:hungsvcrfUgung  bexUglich  des  „lieu"  erwirken;  das 
an  dem  Grandstfidc  begründete  Pfondredit  geht  auf  den  hinterlegten  Betrag  Uber. 

Die  Rangordnung  der  Gläubiger  (g  20  in  der  Fassung  der  Novelle  vom  14.  Mai 
1995)  ist  *^  komplizierL  Arbeiter  und  Unternehmer  aatd  vor  dem  Unternehmer 
ca  befriedigen.  Sind  anf  Grund  eines  Vertrages  mehrere  selbstlndige  Bauwerke 
(hn  Sinne  dieses  Gesetzes,  also  im  ureitesten  Sinne)  hergestdh,  verlndert,  ansge> 
bessert  usw.,  so  hat  jeder  Berechtigte  ein  Redit  auf  vorzugsweise  Befricdigmig  aus 
demjenigen  Bauwerke,  an  dem  er  gearbeitet  oder  Ar  das  er  ^faterialien  geliefert 
hat.  Bei  mehreren  Mitarbeitern  od-  r  Mitlieferantcn  fUr  einen  Bau  bestimmt  sich  der 
Rang  nacii  dem  Zeitpunkt  der  Antm  lduiig  des  Anspnichs,  jedocli  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  Personen,  die  im  Wochen-  odt-r  l'u^'clohn  arbeitfii,  olun-  Kürksicht  auf  diesen 
/.r-itpnnkt  vor  rnt.-mehmem  und  Zwi^t  li'-muitcnichmera  ein  Vorrecht  haben.  Decken 
^ich  mehrere  angemeldete  Ansprüche  (z.  H.  aulser  dem  Maurermeister,  der  den  ganzen 
Rohbau  flbememmen  hat,  melden  auch  die  von  ihm  angenommenen  Maurer  ai^,  so 
ist  un  Urtci]  tiber  die  Reihenfolge  der  Zahlungen  zu  bestimmen,  sodals  Doppel« 
Zahlungen  vermieden  werden,  i^lungen,  die  der  Eigentümer  an  einen  der  Berech« 
tigtrn  freiwillig  geleistet  hat,  dürfen  das  Pfandrecht  der  ttbrigen  nicht  bedntrlelitigen. 

Die  T,^hnng  des  Pfandrechts  (§  erfolgt:  i)  anf  Grund  der  Quittung  und 
Lösdmngsbewillignng  des  Berechtigten;  3)  anf  Grund  der  Hinterlegung  eines  der 
Forderung  nebst  Zinsen  gleichkommenden  Betrages  vor  oder  nach  Beginn  des  Pro* 
zesses:  3)  nach  Verlauf  eines  Jahres  seit  der  Anmeldung,  falls  nicht  durch  Erhebung 

der  Kl.tgf  oder  Krlafs  einer  gerichtlichen  Anordnung  Fristverlängerimg  eingetreten 
»^i  4.  aul  (jnmd  gerichtlicher  Anordnung,  die  auf  .\ntrag  des  Eigentümer^  erlassen 
wud,  der  nachwoi>t,  dafs  der  Haugläubiger  trotz  Aufforderung  nicht  Wimi.  n  3U  l  .i^en 
klage  erhoben  bat;  5)  ebenfalls  auf  Grund  gerichtlicher  .Anordnung,  wemi  der 
GgentOmer  nachweist,  dafs  zahlungsiUhigc  Pereonen  die  Bürgschaft  fUr  die  Be- 
friedigoig  der  dem  „licn"  zu  Grunde  liegenden  Ansprüche  ttbemommen  haben. 
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New- 1  erscy. 

GocU  vom  27.  März  1874;  5  Novellen,  letzte  vom  14.  Mär/.  1895. 

Hei  Hauten  aller  Art  (Hrrichtung,  Veränderung:;  oder  Reparatur  eine>  G.-l>hu(ie>, 
femer  bei  Mühlen,  Fabriken,  Schiffswerften  usw.)  haftet  das  Gebäude  nebst  Grund 
und  Boden  Hlr  alle  Bauarbeiten  und  Lieferungen  von  Materialien.  Die  Haftung  be> 
'stdit  zu  Gunsten  des  enien  Untera«fanierS|  welcber  mit  dem  E%entBmer  sdbüt  kon- 
tnliieit  hat,  sowie  der  Untenuktemehmer,  Arbeiter  osw.  Ist  jedoch  ein  schriftlicber  Ver- 
trag erriditet  und  derselbe  vor  Leistung  der  Atbeiten  oder  Lieferang  der  MateriaUen 
gerichtlich  hinterlegt,  so  besteht  die  Haftung  nur  zu  Gunsten  des  raten  Unterneluners; 
'die  Qbrigen  Beteiligten  kdnnen  jedoch,  wenn  sie  Ton  ihrem  Schuldner  Zahlung  nicht 
erhalten,  ihre  Ansprüche  bei  dem  Hauherm  anmelden  und  es  ist  dieser  alwlann  be- 
rechtigt und  verpflichtet,  so  weit  er  dem  ersten  riiternehmcr  noch  Beträge  schuldet, 
die  Anmeldenden  zu  befriedigen;  (werden  die  Ansprüche  vom  cr^ten  Unternehmer 
bestritten,  so  hat  der  Bauherr  den  ^geforderten  Betrag  /.urikk/uhalten.  Zahlungen  an 
den  ersten  Unternehmer  befreien  ilin  nicht,  wenn  sie  in  der  Absicht  das  Gesetz  zu 
umgehen  oder  vor  der  vertragsmäfsi^en  Zeit  geleistet  sind). 

Die  Ansprüche,  zu  deren  Gunsten  die  Haftung  besteht  mUssen  inneriialb  br- 
'  stinunter  Frist  gerichtlicli  angemeldet  und  durch  Klage  verfolgt  werden. 

Dem  Rechte  der  Baughäubiger  gehen  Hypotheken,  welche  vor  Anmeldung  des 
Ansprndis  eingetragen  sind,  vor,  so  weit  die  Valuta  in  das  Bauwerk  verwAidet  ist, 
im  übrigen  stehen  Baugeldhypothdcen,  weicke  nach  Mafsgabe  des  Fortschreitens 
des  Baues  ansgeiahlt  werden  sollen,  nadi.  Bevorrechtigt  sind  die  Hypothdcen  für 
rOckstiüidiges  Kaufgeld|  sowie  fllr  Darlehen,  welche  in  gutem  Glauben  ausgezahlt 
sind.  (Das  gegenseitige  VerUÜtnts  der  verschiedenen  Bestimmungen  ttber  das  Vor- 
recht der  Hjrpotbeken  ist  nicht  ganz  klar.) 

Die  Haftung  eines  Gebäudes  tritt  nur  ein,  wenn  der  Bau  vom  Eigentttmer  oder 
^mit  dessen  schriftlicher  Zustimmung  errichtet  ist;  Ist  der  Bauherr  nur  Nutzung^ 
berechtigter,  so  haftet  sein  Nutzungsrecht.    Für  Hauten  des  Manncs  haftet  das  Eigen» 
tum  der  Ehefrau  auch  ohne  »cbriftlichc  Zustinunung. 

4 

MAssachus**tts. 
Gesetz  vom  Jahre  1882  (46  §g). 

l>as  Pfandrecht  besteht  bei  Bauten  aller  .\rt  zu  Gunsten  derjenigen,  welche 
mit  dem  K.ig«  ntttmer  selbst  oder  auf  Grund  <Ii  r  G. uchmigimg  desselben  mit  einem 
andern  konlrahi-  rt  liabi'u  l);  der  Kigmiiimer  nnils  aber,  wenn  er  nicht  si  llot  ofb  r 
durch  einen  Vcrtrr  t'  r  den  Arbeits-  o<ler  Licferungsverlrag  ahgeschlosscn  hat,  den- 
jenigen, welche  Ansprüche  wegen  Leistung  von  .Arbeiten  oder  Lieferung  von  Mate- 
rialien haben,  mitteilen,  ^fs  er  bieifllr  nicht  haften  wiU  (§  4).  Ist  der  Bauherr 
nur  Nutzungsberechtigter,  so  ist  das  Nutzungsrecht  dem  Pfandrecht  unterworfen  (§  36). 

Die  Ansprilche  mlbsen  binneii  kurzer  JFrist  angemeldet  und  gerichtlidi  verfolgt 
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irerden.  Besonders,  sehr  t  in^chcud  geregeltes  Verfahren,  in  welchem  alle  Betei- 
ligten gewiaMnuiffcn  Strcitgenosscn  siad. 

Du  Pfimdredit  stdrt  aadi  allen  vor  AbecUttft  des  Arbeitt-  oder  Ueferangi- 
wuages  gckSrig  eiagetnq;encii  Hypotheken  (§  5).  Bn  VerhIItBis  so  Arveatea  en^ 
«leidet  die  Friorttit  des  Arrestes  beaw.  der  Anmeldong;  Airestei  welche  Tor  der 
Aamddmig  der  Ansprüche  der  BanglKutngcr  eifiilgt  sind,  gdien  aber  nur  in  Höhe 
des  vom  Gericht  frstzusetzenden  Teiles  des  Erlöses  vor,  welcher  dem  Weit  des  Gc- 
bSndes  oder  des  Grundstocks  bei  Beginn  der  Arbeiten  oder  Liefemnfea  ei^pncht 
m  3I-3S). 

Jowa. 

(Kodex  von  Jowa,  $§  3139—3146;  Meyer:  IkiinstStten  und  andere  Wiräucbuftf 

gestetze  S.  88  ff.). 

Das  Pfandrecht  besteht  zu  Gunsten  aller  Handweiicer  oder  Lieferanten,  welche 

nit  dem  Bauherrn  selbst  oder  mit  einem  der  Unternehme  kontrahiert  haben. 

Das  Pfandrecht  des  Subkontrahenten  besteht  jedoch  nur  <lann  in  vollem  Um- 
fange, wcim  er  vor  Leistung  il<^r  Arbeiten  oder  Lieferung  der  Materialien  dem  Bau- 
Iterm  von  seinen  Ansprüchen  Nachricht  gegeben  hat  i§  2131);  meldet  er  seine  An- 
sprüche erst  nach  Ausführung  der  Arbeiten  oder  Lieferungen  (innerhalb  0  Monatcnj 
an,  so  besduankt  sich  sein  Recht  auf  den  £ur  Zeit  der  Anmeldung  dem  Ilauptunter- 
admer  noch  geschuldeten  Betrag  (§  2133). 

Die  AnsprUche  der  Ffandgl&ubiger  sind  binnen  90  Tagen  nach  AusfllhzuQg  der 
Arhcitea  oder  Lieferungen  geriehtlidi  anzumelden,  widrigenftlls  sie  gegen  Kfinfor 
und  GliniMger,  veldie  in  der  Zwischenzeit  Rechte  in  gutem  GUuben  erworben 
hsben,  nicht  geltend  gemacht  werden  können  (§  3137). 

Das  Pfandrecht  der  Baugttobjger  geht  allen  Pfandrechten  und  Belastungen 
vor,  welche  nach  Beginn  des  Baues  entstanden  sind  (ij  21 39);  in  Ansehung  des  Ge- 
bändcs  selbst  geht  es  allen,  auch  den  frülieri-n  Rechten  mit  der  Wirkung  vor,  dafs 
das  Gebäude  zum  Zweck  der  Befriedigung  des  Baugläubigers  auf  Abbruch  zu  ver- 
kaufen ist  2141). 

Manitoba  (ICanada). 

Gesetz  von  1880  (Mcjrer  S.  97  ff.) 

Pfandrecht  fttr  alle  Handwerker  und  Lieferanten  an  GebKudcn  und  Grund  und 
Boden  (becw.  dem  Nutzmgnodile  des  Baaberm  danu^,  Ar  Subkontrahenten  mit  der 

EinschrSnkung,  dafs  der  Betrag  der  Forderung  des  ersten  Unternehmers  nicht  Uber- 
Schritten  werden  darf  (§  4).  Alle  Zahlungen  welche  der  Eigentümer  seinen  Kon- 
trali'-ntf-n,  dieser  seinen  Subkontrahenten  und  so  fort  in  gutem  Glauben  und  ohne 
Absicht  das  Pfandrecht  aus  diesem  Gesetze  zu  vereiteln  vor  erfolgter  Henarhrirhtigung 
von  Ansprüchen  von  .Subkontrahenten  geleistet  hat,  tilgen  allen  Beteiligten  gegcn- 
iber  das  Pftndrecht  (§  18}.  Im  Falle  der  Benadirichtigung  von  Ansprüchen  von 
Sobkontiahenten  hat  der  Bigentttmer  dieselben  in  Anrechnung  auf  die  von  ihm 
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Minen  Kontrahenten  getchnldeten  Bctrige  2tt  entrichten  bezw.  im  Falle  der  An» 
spradi  streitig  ist,  znrfldcznhalten  (§  14). 

Du  Pfimdiedit  ist  wiikaam  gegenüber  allen  PerKMien,  wddie  nach  Bc^nn  des 
Baues  Rechte  rem  dem  Banherm  erworben  haben  ^  2).  Frithere  Hypodidcen  gdien 
mr  in  Htthe  des  Wertes  wi^  welchen  das  GfondstlldK  s«r  Zeit  des  Bqpnnes  des 
Baues  hatte  (§  17). 

Das  Pfandrecht  ist  zu  löschen,  wenn  Sicherheit  geleistet  wird  (§  12).  Ftistsa 

für  Anmeldung  dfs  Pfandreryits  und  Verfolfjtmg  des  Pfandrechts  (§§  5,  7). 

Kein  Fiaudrf  clu,  wenn  die  Schuld  unter  20  Dollar  ist  (§  l).  Gelieferte  Ma- 
terialien, gleichviel  ob  sie  schon  in  das  Gebäude  eiugcfüpt  sind  oder  nicht,  unter- 
liegen nicht  der  Vollstreckung  fitr  andere  Gläubiger,  als  den  Lieferanten  l6j. 
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UNOARM. 

Gesetzentwurf  über  die  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse zwischen  den  Arbeitgebern  und  den 
landwirtschaftlichen  Arbeitern. 

Eingeleitet  von 

Dr.  £.  R.  J.  KREJCSI 

in  Bodftpett 

Die  seit  langer  Zeit  bemerkbare  Zerfahrenheit  der  landwirt- 
schaftHchen  Arbeiterverhähnisse,  die  in  den  letzten  Jahren  sich 
häufenden  und  in  zahllosen  Fällen  zu  behördlichem  Kingrifien 
fiihrenden  Differenzen  zwischen  Grundbesitzern  und  Landarbeitern 
'über  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrags  und  der  vereinbarten  Ent- 
lohouni^,  endlich  die  im  Sommer  des  Jahres  1897  in  drastischer 
Weise  zu  Tage  getretene  Unzufriedenheit  der  Arbeiter,  welche  zu 
einer  iast  die  ganze  Landarbeiterschaft  der  ungarischen  Tiefebene 
umfassenden  Bewegung  und  zur  Zeit  der  Ernte  sogar  zu  zahlreichen 
•Arbeitseinstellungen  führte,  haben  flif"  ungarische  Regierung  be- 
wogen, die  auf  I^uidarheiter  und  Tagclöliner  bezüglichen  Bestim- 
mungen im  V.  Abschnitte  des  Ges.  Art  XIII  v.  J.  1876  (G^esinde- 
Ordnung)  einer  Revision  zu  unterziehen. 

Ein  Srhnittcrstrike!  Diese  in  den  Industriestaaten  ganz  unbe- 
kannte Krsciu"inung  der  modernen  Arbeiterbewegung,  hat  die  Gc- 
frilirc!)  sf>  recht  vor  Augen  geführt,  die  für  die  Volkswirtschaft  eines 
A;^Tikulturstaates  par  cxcellcnce  wie  Ungarn,  aus  der  Unzufriedenheit 
der  i^'eldarbeitersciiaft  erwachsen  können.  Um  ihre  Wiederholung 
zu  verhindern,  hat  die  ungarische  Regierung  eine  Reihe  von  Gc- 
j^etzen  ins  Auge  gefnfst,  welche  die  vorhandenen  Mifsstände  be- 
seitigen sollen.  Vorlauf!'^'  ist  dem  l'arlament  ein  (Gesetzentwurf  vor- 
gelegt worden,  der  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Arbeitgebern 
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und  laiulwirtscliafllichcn  Arbeitern  rci;ck  u;,il  zu<^^leich  derartijijc 
Verfiij^ungen  enthält,  die,  —  wie  der  iMotivenbericht  sa^^t,  —  ^^die 
ungestörte  Abwickelung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiten  sichern 
sollen." 

Der  Entwurf  erhebt  den  Anspruch ,  als  eine  ernste  sozial- 
politische Arbeit  anerkannt  zu  werden.  Im  Motivenberichtc  heifst 
es:  „Die  Bestimmungen  des  Entwurfes  sollen  die  Wege  der  ge- 
sellschaftlichen Entwickelung  ebnen,  und  indem  sie  einerseits  den 
Arbeitgeber  vor  dem  Vertragsbruche  und  der  Gew^altthätigkeit  des 
Arbeiters  bewahren,  andererseits  den  Arbeiter  gegen  etwaige  Ueber- 
grifie  seitens  des  Arbeitgebers  schützen  und  endlich  denjenigen  mit 
Strenge  bestrafen,  der  die  ausgleichbaren  Gegensatze  absichtficli 
bis  zum  Aeufsersten  zu  verschärfen  bestrebt  ist,  bezeichnen  sie 
jene  Richtung,  in  welcher  die  Gesellschaft  und  die  beteiligteii 
Parteien  behufs  Hintanhaltung  gewaltsamer  Erschütterungen  mit 
gegenseitigem  Verstandnisse  sich  weiterbew^ren  müssen*'.  Mit  ge- 
wisser Sell)stzufriedenheit  konstatiert  der  Ver&sser  des  Entwurfes» 
dals  alle  Anregungen  und  Vorschläge,  die  seit  zwanzig  Jahren  in 
den  parlamentarischen  Verhandlungen,  in  den  Memoranden  der 
Municipien  und  landwirtschaftlichen  Vereinen,  auf  den  Oekonomenr 
und  Ärbeiterkongressen,  in  der  Fachlitteratur  zur  Sprache  gebracht 
wurden,  sorgfältige  Beachtung  fanden.  Der  fertige  Entwurf  wurde 
überdies  von  Juristen,  Verwaltungsbeamten  und  Landwirten  be- 
gutachtet und  ist  er,  nach  der  an  maisgdjender  Stelle  vorherrschen- 
den Meinung,  ein  grundlegendes  kodHikatorisches  Werk,  berufen 
einerseits  die  Feldarbeiter  vor  Irrwegen  zu  bewahren,  andererseits 
die  ungarischen  Landbesitzer  vom  Alpdruck  des  Agrarsozialismus 
zu  befreien.  Beide  Interessentengnippen  sollten  befriedigt  werden« 
Eine  schwere  Au%abe,  die  kaum  zu  lösen  ist,  und  wie  die  Folge 
zd^ren  wird,  im  Gesetzentwurfe  nicfit  gelöst  wurde. 

In  der  That  genügt  eine  fluchtige  Durchsicht  der  Bestimmungen 
des  Entwurfes,  um  die  Ueberzeugung  zu  gewinnen,  dals  er  sehr 
weit  davon  entfernt  ist,  auch  nur  jenem  geringen  Madse  von  sozial- 
reformatorischem  Inhalt  zu  entsprechen,  das  in  anderen  Staaten  die 
Regierungsvorlagen  sozialpolitisdier  Natur  enthalten.  Jeder  Satz, 
jeder  Paragraph  des  Entwurfes  spiegelt  in  getreuer  Weise  die  in 
den  Kreisen  der  Landwirte  zum  Ausdrucke  gebrachten  Anregungen, 
Wünsche  und  Forderungen  wieder;  die  Wünsche  der  Landarbeiter- 
schaft haben  nur  in  verschwindendem  Malse  Berückskbtigung  oder 
überhaupt  keine  Beachtung  gefunden.    Und  doch  haben  gerade 
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che  f  ..uiclarbeitcr,  die  ohne  Zweifel  in  erster  Reihe  dazu  benifeo 
sind,  die  <?ie  bedrückenden  MiCsstände  auüzudecketl ,  auf  dem  im 
Februar  1897  abgehaltenen  Feldarbeiterkongreb  in  so  mafsx  oller 
und  würdiger  Weise  fruchtbare  Anregungen  gegeben,  dals  diese 
MäUigung  nllein  sdion  genügende  Empfehlung  hätte  sein  sollen, 
um  mindestens  einen  Teil  der  ausgesprochenen  Wünsche  zu  be- 
rücksichtigen. Von  den  seitens  der  Feldarbeiter  vorgebrachten 
zahlreichen  Wünschen,  seien  blofs  erwähnt:  b'eststellung  der  Arbeits- 
zeit: Abschaffung  der  Pauschal-(Akkord)Arbeit  und  Flinführung  des 
Taglohncs;  Verbot  des  Naturallohnes  und  Kinführung  des  Gcld- 
lohnes;  Kranken-  und  Unfallversicherung;  Sonntagsruhe;  [,and- 
inspcktoren  nach  Analogie  der  (iewerbcinspcktorcn.  Alle  diese, 
ohne  Zweifel  einen  gesunden  Kern  enthaltenden  Anregungen  sind 
jcdncb.  an  dem  \'erfasser  des  Entwurfes  S|}urlos  vurubcrgcgangen. 

Im  Motivenberichtc  wird  gegen  die  von  einigen  Seiten  auf- 
j^cworfene  Idee,  die  Minimal-  nn«l  Maximallöhne  für  die  Krnte- 
arbeiten  gesetzlich  für  das  ganze  i.and,  beziehungsweise  für  die  ein- 
zelnen (legenden  durch  die  Lokalbehörde  festzustellen,  in  zu- 
treffender Weise  argumentiert.  Die  wirtsciiaftlichen  Faktoren, 
welche  füi-  die  (Bestallung  der  Lohnliohe  entscheidend  sind,  lassen 
sich  durch  (lesetze  und  \''crordnungen  nicht  aus  der  Welt  sclialtcn.  ^ 
Dagegen  können  wir  die  Argumentation,  als  ob  aus  denselben  ( irunden 
ein  gesetzliches  X'erbot  der  vf>n  den  Arbeitern  geforderten  Robot- 
r>der  Wuclierarbciten  —  der  ( Teselzentwurf  nennt  sie  euiihenii^tisch 
Üiskrctionsarbeiten  —  unzulässig  wäre,  nicln  anerkennen.  h.e^e 
sogenannten  Robotarbeiten  verdanken  ihre  allgemeine  Ausbreitung 
dem  Unist.uidc,  dals  das  stetig  zuneimiende  Angebot  der  Arbeits- 
kräfte die  Arbeitsbedinguni^'en  von  Jalu'  zu  Jahr  verschlechterte. 
L'm  Rrntearbeit  zu  bekonnuen,  überbieten  sich  die  Arbeiter  in  der 
Zahl  von  Robottagen,  an  denen  sie  in  Maus  untl  Hof  des  I-and- 
\virt->  u  n  e  n  t  ge  1 1 1  i  c  Ii  Wirt>chafisdien>te  verrichten.  Diese  Robot- 
tage haben  auf  manchen  Latifundien  bereits  die  resi)ektable  Höhe 
von  50 — 60  Tagen  im  Jahre  erreicht.  Natürlich  werden  die  (  ii  uiul" 
besitzer  diese,  ihnen  sehr  gelegenen  Angebote  der  Arbeiter  nicht 
zurückwei•^cn.  Betrefts  dieser  Robotarbeit  wird  nun  im  Motiven- 
berichtc betont,  dafs  ein  gesetzliches  \'crl)ot  unzulässig  sei.  bäner- 
scil»  könne  diese  Art  von  Leistungen  nicht  als  Ausl)eutung  der 
Arbeiter  angesehen  werden,  auch  könne  diedrenze  nicht  abgesteckt 
werden,  wo  die  borderung  dieser  Arbeiten,  das  zulässige  Mafs  der 
für  den  Arbeitslohn  zu  leistenden  Dienste  überschreite;  andererseits 
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—  so  tröstet  sich  der  Verfasser  des  Entwurfes,  -  würde  das  Ver- 
bot der  übertriebenen  Diskretionsarbeit  keine  materielle  Besseiiing^ 
der  Verhältnisse  herbeifuhren,  weil  in  diesem  l'^alle  sicli  die  Grand- 
besitzer durch  I  Icrabsctziin^  der  Löhne  schadlos  Iialten  mirdcn. 
Nach  unserem  Krachten  wäre  die  Grenze  wohl  nicht  all/.uschwer 
■2U  finden.  Diese  überaus  zärtliche  Rücksichtnalmu-  des  Staates  ist 
in  der  Regel  blols  tlen  Grundbesitzern  ^egenübei-  ühlicli.  Wenn 
der  Staat  sich  für  bereeiiti>,rt  erklärt,  dem  iTeKlwuche:  iHi^^cnüber 
zu  treten,  dann  ist  er  auch  dazu  komi)etent  und  verpHichtet,  die 
in  Rede  stehende  Art  von  Ausl)eutuiit,r  -/u  verhindern,  (leldwucher 
und  .\rl)eitswuciier  sind  vollkommen  identisch.  Foljrericlitii;;  müfste 
die  X'ereinbarun;^^  der  unentgeltlichen  Robotarbeiten  als  unmorali.sch 
und  strafbar  verboten  werden.  Die  Folge  eines  derartigen  \'er- 
botes  könnte  möglicherweise  sein,  dafs  die  Löhne  für  die  Ernte- 
arbeiten um  Einiges  sinken ,  doch  würde  dieser  X'erlust  für  die 
Arbeiter  reichlich  hereingebracht  werden  durch  die  Lohnbeträge, 
welche  für  die  bisher  unentgeltlich  verrichteten  internen  Wirtschafts- 
leistungen zu  bezahlen  wären.  In  sehr  optimistischer  Beurteilung  der 
Verhältnisse  meint  der  Verfasser  im  Molivenberichte,  dafs  ein  bezüg- 
liches Wrbot  keine  Notwendigkeit  wäre:  „Nachdem  diese  Leistimgen 
blofs  im  \'ertrage  ausbedungen  werden  könnten,  sei  der  'muid- 
boit/er  nicht  in  der  Lage,  sich  diese  1  >iskreti(~»tisarbeiten  ohne  hin- 
wiiligung  der  Arbeiter  sicherzustellen.  Die  Masse  der  Arbeitet  sei 
in  jenen  (icgenden  des  Landes,  wo  diese  Leistimgen  Anlafs  zur 
Unzufriedenheit  l)oten.  überhaupt  nicht  mehr  geneigt,  derartige 
Verträge  abzuschliefsen.  Die  Di.skretionsarbeit  sei  durch  die 
Konkurrenz  der  I'eldarbeiter  geschaffen  worden  und  könne  durch 
die  Haltung  der  .Arbeiterschaft  eingeschränkt  fxler  abgeschatlt 
werden".  Dieser  ( iedankengang  wäre  zutreffend,  wenn  der  Arljei ts- 
vertrag ein  V'ertrag  wäre,  wie  ein  anderer.  Nachdem  jedoch  die 
unleugbar  vorhandene  laiulwirtschaftliche  Reserveai  niee ,  die  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  vergröfscrt,  bei  jedem  Vertrag>absclilurs  eine 
immer  schärfere  Konkurrenz  bereitet  und  die  Löhne  drückt,  wäre 
es  geradezu  thöricht  von  der  ..Ilakiuig  der  Arbeiterschaft"  die  Ab- 
schaffung der  Wueherarbeit  erwarten  zu  wollen!  Der  Inhalt  des 
Ausdruckes  der  „I  laltung  der  Arbeiterschaft"  ist  bei  dem  unter  dem 
Drucke  der  Reservearmee  zustande  gekommenen  Arbeitsvcrli  age 
in  seinen  Wirkungen  identisch  mit  „gegcn.seitiger  Konkurrenz." 
Aus  dieser  Thatsache  erglebt  sich  dann  die  merkwünligc  Konse- 
quenz, dafs  der  Verfasser  des  Entwurfes  im  Schlufssatze  das  Eiit- 
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ilclit  n  der  Robotarhcit  der  Konkurrenz  der  I-'eldarbeitcr  zuschreibt 
und  die  Einschränkung  der  Robotarbeit  von  derselben  Konkurrenz 
erwartet !  r  Aus  einer  Ursaclie  folrrert  er  zwei  diametral  entgegen* 
gesetzte,  sich  gegenseitig  ausschlieisende  Wirkungen! 

Selbst  die  Art  der  Entlohnung  der  Fcldarbeiter  in  Naturalien 
wird  durch  den  ( iesetzentwurf  nicht  berührt.  Das  von  den  Grund- 
besitzern festgehaltene,  altherkömniliche  Deputatsystem  hat  zur 
Eolge,  dafs  gegenwärtig,  wo  —  abgesehen  vom  Jahre  1897,  in 
welchem  die  schlechte  Ernte  die  Preise  ausnahmsweise  auf  12 — 13 
(luUlcn  hinaufschnellen  liels,  —  die  Getreidepreise  in  normalen 
Zeiten  auf  ca.  ö  Gulden  stehen,  für  die  Erntearbeiten  demnach 
blols  das  gleiche  Getreidecjuantum  als  Entlohnung  verabfolgt  wird, 
wie  vor  Platzgreifen  der  amerikani.-ichen  Getreidekonkurrenz,  als 
der  Arbeiter  seinen  Anteil  um  13  14  Gulden  verkaufen  konnte. 
Dieses  Deputatsystem,  das  die  Quelle  vieler  Mifsbräuche  i>i  und 
(las  durch  die  willkürliche  Verknüpfung  mit  den  erwähnten ,  teils 
noch  aus  vormär/.licher  Zeit  herrührenden  Ver;:flichtungen  von  Robot- 
arbeiten  hauplsaciiiicii  zur  \'erbitterung  der  h'elil,u beilcr  beitrug  und, 
ahgc^-ehen  von  allen  daran  h.iltender.  l 'el)elstanden,  in  die  motlerne 
Entwickclung  der  Geldwirtschaft  absolut  nicht  mehr  i)afet,  wird  im 
(icsetzcntwurfe  nicht  kurzweg  verboten.     Unleugbar   ist  eine  der 

• 

wichtigsten  k;iicriin  dw  Lohnarbeit,  tlafs  sie  mit  einem,  in  vor- 
hinein bewertbaren  lixem  Betrage  entlohnt  wird  untl  der  Lohn- 
arbeiter der  holgen  jener  Zufälligkeiten  enthoben  wird,  denen 
der  Cnternchmer  ausgesetzt  ist.  Bei  der  Naturalentlohnung  ver- 
dingt jedoch  der  Fcldarbeiter  seine  Arbeitskraft ,  zumeist  bereits  in 
dc!i  Wintermonaten,  wo  das  Erträgnis  der  Aussaat  noch  gar  nicht 
abi^eschätzt  werden  kann,  ohne  zu  wissen,  welches  effektive  PVucht- 
fjuantum  er  für  seine  Arbeitsleistungen  zu  erwarten  hat.  Eine  un- 
erschöpfliche Quelle  def  zumeist  begründeten  Unzufriedenheit. 
Die  gründliche  Beseitigung  der  skizzierten  Milsstände  könnte  einzig 
und  allein  durch  ein  Verbot  der  Naturalentlohnung  erreicht  werden. 
Die  Bestimmung  10),  wonach  die  Entlohnungsmethode  der 
freien  Uebereinkunft  überlassen  bleibt  und  die  daran  anknüpfende 
Verfügung,  dais  in  den  Fallen,  wo  die  Lohnzahlung  durch  Deputat 
erfolgt,  der  dafür  als  Aequivalent  aufgenommene  Geldbetrag  oder 
das  Mindestquantum  des  Deputates  In  den  Arbeitsvertrag  aulzu> 
nehmen  ist,  bedeutet  die  Legitimieriu^g  des  die  Feldarbeiter  be- 
nachttiligenden  alten  Unrechtes. 

Nach    der    im    Landwirtschaftsministerium  vorherrschenden 
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MeinunjT,  scheinen  im  Interesse  der  Erhaltung  und  zum  Schutz  der 
Volkskraft  immer  noch  keine  gesetzHchen  Mafsnahmen  notweiidig 
zu  sein.  Die  vom  Regierungstisch  erklungeneii  merkwürdigen  Worte, 
das  hier/.ul.indc  noch  viel  zu  wenig  gearbeitet  wird,  hat  sich  der 
Verfasser  des  Entwurfes  genau  vor  Augen  gcliaUen  und  aus  diesem 
Grunde  von  einer  I''eststclking  de>  Arbeitstages  abgesehen.  \'un 
der  Absicht  geleitet,  jeden  , .uberflüssigen  EingritY'  und  se]l)>t  „den 
Schein  der  Parteilichkeit"  zu  vermeiden,  war  diese  Enthaltsanikeit 
wohl  sehr  am  Platze  und  überdies  durch  die  Thatsache  begründet, 
dafe  ja  bereits  die  Xatur  die  Grenzen  des  Arbeitstages  abgesteckt 
hat.  Nachdem  in  der  Xatur,  wie  niänniglich  bekannt,  alles  am 
zweckmafsigsten  eingerichtet  ist,  schien  es  der  Regierung  das  \'er- 
nünfttgste,  ftlr  die  landwirtschaftlichen  Taglöhner  (§  49)  den  natür- 
lichen,  astronomischen  Normalarbeitstag,  d.  i.  von  Sonnenaufgang 
bis  Sonnenuntergang,  vom  Morgengrauen  bis  ins  Abenddunkel 
hinein  festzustellen  und  zu  kodifizieren!  —  Trotz  des  Gebotes  der 
Unparteilichkeit,  das  den -Verfasser  d^s  Entwurfes  vor  den  niannig- 
fachen  Klippen  sozialpolitischer  Sentimentalitäten  im  allgemeinen 
bewahrt,  hat  sich  in  den  Entwurf  die  Verfügung  eingeschlichen, 
dais  der  Arbeitgeber  verpflichtet  ist,  für  die  ärztliche  Behandlung 
des  fremden  Arbeiters  Sorge  zu  tragen  33);  um  jedoch  diese 
Schwäche,  auf  welcher  sich  der  Verfasser  ertappt,  sofort  zu  korri- 
gieren ,  wird  die  Dauer  dieser  Fürsorge  auf  „längstens**  acht  Tage 
festgestellt.  Eine  Fülle  charitativer  Wohlthaten,  die  die  von  den 
Feldarbeitern  geforderte  Krankenversicherung  ersetzen  soll. 

Nachdem  wir  auf  jene  sozialpolitischen  Mafsnahmen,  die  wir 
im  Entwürfe  vermissen,  flüchtig  hingedeutet  haben,  erscheint  es 
notwendig,  auch  auf  jene  Verfügungen  einen  kritischen  Blick  zu 
werfen,  die  im  Entwürfe  enthalten  sind. 

Der  Entwurf  mit  allen  seinen  Bestimmungen  ist  durch  und 
durch  der  Ausflufs  jenes  alten,  in  Ungarn  traditionellen,  von  sozial- 
politischer Einsicht  ungetrübten  Geistes,  der  die  sozialen  Pflichten 
des  Staates  im  Geiste  des  romischen  Rechts  beurteilt  und  die 
Symptome  gesellschaftlicher  Uebelstande  mit  formal -juristischen 
Verfiigui^en  und  falls  diese  sich  als  unzureichend  erweisen,  mit 
Strafsanktionen  und  Brachialgewalt  beseitigen  will  Im  vorliegenden 
Gesetzentwurfe  sind  beide  Elemente,  das  zivilrechtliche  und  das 
kriminalistische,  vertreten.  Unter  dem  Einflüsse  des  juristischen 
Geistes,  wurde  der  Gesetzentwurf  zu  einer  simplen  Kodifizierung 
der  Vertragsformen  zwischen  Grundbesitzer  und  Fcldarbeiter,  wie 
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sie  aus  dem  fineien  Spiele  der  ökonomischen  Kräfte  entstehen* 
Dieser  Geist,  der  jeden  zeitgemäCsen  sozialreformatorlschen  Ge» 
danken  ausschliefst,  will  mit  Hilfe  des  Entwurfes,  das  märchenhafte, 
zwischen  Landmagnaten  und  den  ehemaligen  Hörigen  in  der  Wirk- 
lichkeit nie  bestandene  patriarchalische  Verhältnis,  in  den  ge<,'cn* 
seitigen  Beziehungen  der  Grundbesitzer  und  Lohnarbeiter  etablieren. 
Bei  diesem  Anlasse  wird  jedoch,  abgesehen  von  den  wenigen  Be- 
stimmungen, welche  die  ökonomische  Lage  der  Arbeiter  verbessern 
konnten,  das  im  Mittelalter  ausschlaggebende  Recht  des  Stäriceren  in 
moderneren  Formen  noch  plastischer  in  der  Weise  ausgestaltet, 
dafs  der  von  Werboczy  in  das  Tripartitum  aufgenommene  alt- 
ungarische Rechtssatz,  der  sich  auf  den  Anspruch  der  Hörigen  auf 
Landbesitz  bezieht:  Rusttcus  praeter  laboris  mercedem  .  .  .  nihil 
juris  habet,  vollinhaltlich  auf  den  landwirtschaftlichen  Lohn  der 
Arbeiter  des  19.  Jahrhunderts  angewendet  wird. 

Aus  der  Fülle  von  Bestimmungen  des  Gresetzentwurfes,  wollen 
wir  diejenigen  herausheben,  welche  geeignet  sein  dürften,  die  wirt- 
schaftliche I.age  der  I^ndarbeiter  einigermafsen  zu  verbessern.  Zur 
Besserung  der  Verhältnisse  könnte  wohl  die  projektierte  Verfügung 
beitragen,  dals  die  Arbeitsverträge  vor  der  Gemeindevorstehung  ab- 
zuschließen sind  und  bei  diesem  Anlasse  der  Inhalt  des  Vertrages  ftir 
beide  Parteien  in  verständlicher  Weise  klargestellt  werde;  dals  ferner 
im  Arbeitsverträge  der  Fauschallohn  in  einer  Axen  Geldsumme  oder 
in  einer  fixen  Quantität  von  Produkten  auszubedingen  seL  Falls  aber, 
—  wie  dies  allgemein  üblich  ist  — ,  der  Arbeitslohn  in  einem  ge- 
wissen Teile  des  Fruchterträgnisses  besteht,  soll  dieser  zugleich  in 
•einer  Geldsumme  festgestellt  werden  oder  doch  das  Minimum  der 
Produktenmenge,  das  selbst  im  Falle  von  Milsemten  seitens  des 
Landbesitzers  zu  zahlen  wäre,  bestimmt  sein,  und  dem  Arbeiter 
freistehen,  zwischen  den  beiden  Entlohnungsarten  zu  wählen.  Diese 
Bestinunung  könnte  die  Landbesitzer  einerseits  von  der  Natural- 
entlohnung  zum  Geldlohn  hinüberftihren,  sie  andrerseits  auch  für 
jene  Fälle  entschädigen,  wo  Hagelschläge  oder  andere  Elementar- 
ereignisse die  Ernte  vernichtet  oder  deren  Erträgnis  bedeutend 
vermindert  haben. 

In  diesen  Fällen  wurde  zwar  der  Landbesitzer  in  der  R^^l  von 
den  Versicherungsgesellschaften  schadlos  gehalten,  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  hätten  aber  bei  der  Naturalentlohnung  eine  bedeutende 
Einbufse  am  Verdienst,  ohne  dafis  ein  Regrefsanspruch  irgendwo 

geltend  zu  machen  gewesen  wäre.    In  dieser  Richtung  wäre  dem- 
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nach  der  zur  Besserung  geebnet  und  zur  Beseitigung  der 

schreiendsten  Mifsbräuchc  die  Möglichk(  it  geboten.  Ohne  Zweifel 
.wäre  es  wie  bereits  erwähnt,  am  zweckinälsi^sten  gewesen,  die  Natural- 
entlohnung  überhaupt  abzuschafifeii.  Der  Entwurf  verbietet  ferner  clx< 
Trucksystem  (§32)  und  einige  Verfügungen  bezwecken,  den  Arbeitülolin 
von  wucherisclien  Leihgeschäften  freizuhalten.  Nach  aller  \'oraussicht 
werden  diese  Verfügungen ,  welche  übrigens  einen  tiefen  P^inblick 
in  die  zerfahrenen  X'erhältnissc  /.wischen  (irundbcsitzer  und  Arbeiter 
bieten,  wohl  nur  auf  dem  Papiere  stehen  bleiben.  Das  in  dem  im 
Jahre  1 884  erlassenen  Gewerbegesetze  enthaltene  X'erbot ,  hat  mit 
dem  Trucksystem  in  den  industriellen  Betrieben  im  Laufe  von  15 
Jalircn  nicht  vollkommen  aufräumen  können.  Es  ist  sonach  kein 
Grund  zur  Annahme  vorhanden,  dali,  die  administrative  Kontrolle 
in  den  landwirtschafUichen  Betrieben  grölsere  Erfolge  auf- 
weisen wird. 

Mit  den  angeführten  Bestiimnui^n  sind  die  im  Interesse  und 
zum  Wohle  der  Landarbeiter  vorgesehenen  Mafsnahmen  so  ziem- 
lich erschö|.)ft.  Selbst  dieses  Wenige  wird  in  manchen  Fällen 
dem  Landarbeiter  kaum  zu^nitc  kommen,  weil  in  der  Verwaltung, 

deren  Organe  sich  von  den  Einflüssen  der  Kameraderic  in  der 
Regel  nicht  vollständig  emanzipieren  können,  zahlreiche  Mittel  und 
Wege  sich  bieten,  um  die  zwischen  den  gesetzlichen  Verfügungen 
und  den  Privatinteressen  entstehenden  Gegensätze  zu  Gunsten  der 
letzteren  auszugleichen. 

Die  Bestimmungen  des  (iesetzentwurfes,  welche  die  Strafsaiik- 
tionen  enthalten,  zeichnen  sich  durch  besondere  1  lärte  aus.  Wie 
bereits  erAvähnt,  beabsichtigt  der  Kntwurf,  den  Krfnl<j;  der  an  eine 
gewisse  Zeitperiode  L;cknü[)ften  Krntearbeiten  gegen  deti  X'crtrags- 
bruch  und  amlcrc  MilsbräurlK-  der  Arbeiter  zu  schützen.  Zu  diesem 
Zw  t  ck  konstruiert  er  einen  neuen  Reclitsbegriti",  wonach  der  \'"ertrags- 
bruch,  der  \'ersuch,  so^^ar  die  X'orbercitung  als  strafbare  1  landlung 
cjualifiziert  wird.  Aber  nicht  allein  der  X'ertragNbruch  und  die 
tiarauf  bezüglichen  Handlungen,  .sondern  auch  einfache  Unterlassungen 
oder  X'ersäumnisse  sind  als  Uebertretungen  strafbar.  Der  vStrafe 
verfallt  z.  B.  der  landwirtschaftliche  Arbeitet,  der  kein  .\rbeits- 
Zertihkat  besitzt  (i?  bl),  der  am  Arbeit^iilat/.  verspätet  eintriflt 
63  ;  u.  s.  w.  Wenn  man  bedenkt,  dal's  die  beispielswei.se  lieran- 
gezoirenen  Haiullungcn  uiul  l.'nterlassunL^en  der  kriminalistischen 
Elemente  vollständig  ermangeln,  dals  das  einfache  Nirhtcrfiillen  der 
Vertragsptiicliten  nach  allgemeiner  Auffassung  bloLs  zivilrechtlichc 
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Folgen  nach  >irli  /iclicn  kann,  —  wird  man  die  tjanzc  Gröfse  der 
l'ebertroil)uiii(  erfassen,  die  darin  lieL,^t,  dals  das  verspätete  Eintreffen 
am  Arbeitsplätze  selbst  in  dem  I'alle  bestraft  wird,  wenn  keine 
mala  fides  vorhanden  und  die  \'ersp<ätung  nur  der  Unachtsamkeit 
oder  Nachlässigkeit  des  Arbeiters  zuzuschreiben  Ist  In  diesen 
Fällen  könnte  ein  Lohnabzug  oder  (lie  sofortige  Entlassung  des 
Arbeiters  ohne  Kündigung,  als  X'ergeltung  für  das  Versäumnis  wohl 
genügen.  —  Der  Entwurf  bringt  wie  erwähnt,  die  I^ndwirtschaft 
mit  dem  Gemeininteresse  in  innige  öfifentlich-rcehtliche  Verbindung. 
Der  kriminalrechtliche  Schulz  des  Prixatbetriebes  ist  ohne  Zweifel 
eine  kühne  Neuerung  und  die  Verfügung,  auf  Grund  deren  die  ein- 
gebe Thatsache  der  einseitigen  und  willkürlichen  I^ung  des  Arbeits- 
vertrages, selbst  in  jenen  Fällen,  wo  för  das  oflTentUche  Wohl  keine 
Gefahren  erwachsen,  als  Uebertretuog  geahndet  wird,  kann  weit- 
gehende  rechtliche  Folgen  In  anderer  Richtung  nach  sich  ziehen. 

Eine  ähnliche  Uebertreibung  ist  auch  im  Strikeparagraph  (§65) 
der  Vorlage  enthalten.  Die  in  Absatz  a)  des  in  Rede  stehenden 
Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen  sind  vollkommen  begründet, 
weil  dieselben  das  strafrechtliche  Element  der  Drohungen  oder 
Thätlichkeiten  zur  Voraussetzung  haben.  Dagegen  sind  die  Ver- 
fügungen des  Absatzes  b)  wie  auch  die  Bestimmungen  des  §  66  in 
keiner  Weise  zu  rechtfertigen.  Im  Sinne  dieser  Verfügungen  ver- 
fäUt  unerbittlich  dem  Gefängnisse  jedermann,  ob  Arbeiter,  ob  Phi- 
laothrop,  der  zu  Gunsten  eines  infolge  des  Vertrags! )ruches  hungern- 
den Arbeiters  und  dessen  Familie  Spenden  sammelt. 

Im  Sinne  des  §  70  sind  die  Geldstrafen  binnen  48  Stunden  zu 
zahlen,  wenn  nicht  Kaftstrafe  ohne  Verzug  eintreten  soll.  Sollte 
der  Gesetzgeber  in  dem  Glauben  befangen  sein,  dafs  ein  Land- 
arbeiter binnen  48  Stunden  400  Kronen  herbeischaffen  kann?  Der 
Zweck  des  Gesetzes,  den  unbehinderten  Verlauf  der  Emtearbeiten 
zu  sichern,  würde  eigentlich  im  logischen  Ausbau  der  geplanten 
und  in  den  Entwurf  aufgenommenen  Verfügungen  erheischen,  dafs 
die  ohnehin  mangelnden  Arbeitskräfte  nicht  in  Gefängnisse  geworfen, 
sondern  behufs  Abarbeitung  ihrer  Geldstrafen  zu  der  Emtearbeit 
herangezogen  werden. 

Eine  lange  Reihe  von  Bestimmungen  würde  noch  zu  kritischen 
Bemerkungen  Anlals  bieten,  doch  wollen  wir  es  an  dem  Vor- 
gebrachten genügen  lassen.  Die  kritischen  Stichproben  beweisen 
zu  Genüge,  dafs  der  Entwurf  weder  den  Sozialpolitiker  noch  den 
Juristen  befriedigt. 
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Unwillkürlicli  drän^ft  sich  die  l'ra^a'  auf,  ob  der  über  km/,  oder 
lan^  Gesetzeskraft  crlan^ciidc  Entwurf  i^^eeij^net  sein  wird ,  die 
beabsichtigten  Wirkungen  nach  sich  y.u  ziclicn  und  zwischen  Grund- 
besiUiern  und  Landarbeitern  Frieden  zu  schaffen.  Die  objektive 
Kritik  mufs  diese  Frage  verneinen,  .^us  .sozialen  ümgestaltungeii 
entstandene  Uebel.stände  können  mittels  formalistisch- juristischer 
Mafsnahmen  nicht  gemildert  oder  beseitigt  werden.  Hier  müssen 
wirkliche  und  ernste  Sozialreformen  eingreifen. 

Die  in  den  Landarbeiterkreisen  seit  Jahren  laut  gewordenen 
Klagen  über  die  Ausbeutung  und  Unterdrückung  durch  die  Grund- 
besitzer, begegneten  längere  Zeit  allgemeiner  Gleichgültigkeit;  das 
Recht  auf  Arbeit  und  auf  menschenwürdige  Lebensverhaltnirae 
wurde  als  Hirngespinst  revolutionärer  Gdster  erldart,  und  die  un- 
zufiriedenen  Arbeiter  wurden  mit  dem  Hinweis  auf  die  Freiheit  und  auf 
den  ausschlieimich  zivihechtlichen  Giarakter  des  Arbeitsvertrages» 
der  jedes  Eingreifen  der  Obrigkeit  ausschliefse,  beschwichtigt.  Mit 
Entrüstung  wäre  es  aufgenonunen  worden,  wenn  die  Arbeiter  gegen* 
über  den  I^ndbesitzem  fiir  sich  kriminalistischen  Schutz  gefordert 
hätten.  Nachdem  die  I^darbeiterschaft  endlich  zu  selbständigem 
Vorgehen  sich  aufgerafft  hat  und  die  Situation  in  jenem  Zeitpunkte 
auszunutzen  trachtete,  in  welchem  die  Grrundbesitzer  auf  die  Arbeits- 
kraft am  meisten  angewiesen  waren,  ist  man  in  ungewohnter  ESLc 
zur  Ueberzeugung  gelangt,  dals  „soziale"  Gesetze  geschaffen  werden 
müssen.  Angesichts  der  Thatsache,  dals  die  Arbeiter  die  Art  und 
Weise,  wie  der  Arbeitsvertrag  gebrochen  und  dessen  Bestimmungen 
umgangen  werden,  manchen  Grundbesitzern  abgelauscht  haben,  mulste 
ein  Gesetz  geschaffen  werden,  um  den  schwachen  Grund- 
besitzer gegen  den  übermächtigen  Arbeiter  zu 
schützen* 

Die  Ereignisse  in  der  ungarischen  Tiefebene  während  der  ver- 
gangenen 7 — 8  Jahre  führten  eine  beredte  Sprache.  Die  wieder- 
holten ZusammenstoCse  mit  der  bewaffneten  Macht,  die  zahlreichen 
Symptome  der  Unzufriedenheit  breiter  Volksschichten,  die  zahllosen 
partiellen  Emtestrikes  sind  ebenso  viele  Warnungstafeln  —  fiir  den 
Einsichtigen.  Leider  werden  Warnungen  in  .der  R^el  nicht  be- 
achtet. 

Das  zeigt  die  Greneraldebatte  und  der  bisherige  Verlauf  der 
Spezialberatungen  über  den  Entwurf  im  ungarischen  Parlamente. 
Ein  — .  zwei  Parlamentarier  haben  g^en  den  Entwurf  einen  Ob- 
strukttonskampf  bis  aufs  Messer  angekündigt;  die  grolse  Majorität 
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der  Redner  ist  mit  den  Prin/ipien  voUstäruli]^^  ciii\  erstanden  und 
wünscht  blols  die  eine  (ider  andere,  dem  individuellen  (ieschmack 
7.U  drakonisch  erscheinende  \'erfü<Tun^'  aljzuschwächen ;  daneben 
wurden  aber  auch  Stimmen  laut,  die  zu  X'erschärfungen  drän^^ten. 

l)er  am  25.,  26.  und  27.  Dezember  1897  in  Budapest  ab- 
;^^ehaltene  !•  eldarljeitcrkonj^rels,  an  welchem  2  12  Delegierte  aus  130 
liejncinden  anwesend  waren,  liat  die  Stellun<^nahme  der  Arl)eiter 
gegenüber  dem  in  Rede  stellenden  Gesetzentwurfe  gleichfalls  be- 
raten. 

In  einer  Resolution  protestierte  der  Kongrels  gegen  die  \'oi- 
lage  untl  fordert  da<  Parlament  auf,  den  Kntwurf  nicht  zu  votieien. 

P'ast  alle  Reilnci  ,  die  ^ich  an  den  Debatten  beteiligten,  be- 
tonten die  Notwendigkeit,  dem  ex  entuell  in  Kraft  tretenden  ( iesetze 
den  äulscrsten  passiven  Widerstand  entgegenzusct/en.  Das  (iesctz 
soll  mittels  einer  Obstruktion  der  Landarbeiter  unwirksam  und 
dessen  Bestimmungen  undurchflilnbar  gemacht  werden.  Der  pas^,ive 
Widerstand  soll  damit  begonnen  wertlen ,  dals  die  Arbeiter  es 
unterlassen .  sich  Arbeits/ertifikate  zu  losen .  die  zum  Abschlüsse 
des  Arbeitsvertrages  im  Siime  des  (ie-^et/.es  unerlälslich  sind,  l  alls 
die  angekündigte  ( )l)struktii)n  in  w  ciic  ri  Kreisen  durchgeführt 
werden  sollte,  dürfte  sie  zu  kaum  übersi-hbaien  h'olgen  führen. 

Wie  man  >.icht ,  ist  der  Gesctzentw  urf  nicht  blols  ungenügend 
zur  Heseitigung  der  xorhandenen  UebeNtände.  er  führt  sogar  direkt 
All  Komplikationen ,  welche  die  L'n/ufriedenheit  in  neue  Arbeiter- 
kreise tragen  werden. 

Sollte   der  traurige  Fall   wii  klit  h   t  iuiu  ten,   woran  kaum  zu 
/Aveifeln  ist,  dafs  der  I  i  iwuit  zum  (ieset/e  erhoben  wird,  so  dürfte 
c>  möglicherweise  älinlu  Iie  I'olgen  nach  >ich  ziehen,  wie  der  nach 
der  blutigen  Niederwerlung   der  ungarischen   Bauernaufstände  im 
Jahre  15 14  erlassene  ( iesetzartikel  14,  der  die  Bauern  zu  „ewiger 
Leibeigenschaft"  verdammte  oder  wie  es  im  lateinischen  Originale 
unter  anderen   heilst:   Attamen  at   huiusmodi   proditionis  corum 
memoria  atque  tem|X)ralis  poena  etiam  atl  posteros  eorum  diflfun- 
datur  et  transeat,  et  quam  enorme  facinus  sit  Dominos  insurgere, 
omne  saeculum  agnoscat»  a  modo  deinceps  universi  rustici  in  hoc 
regno,  amissa  Ubertate  eorum,  ([ua  de  loco  in  locum  rcccdcndi 
habcant  iacultatem,  Dominis  ipsorum  terrestrtbus,  mera  perpctua 
rusticitatc  sint  subjecti.  Die  Folgen  waren  bald  bemerkbar;  Armut, 
Not  und  Elend  wurde  allgemein  und  verbreitete  sich  rasch  im 
ganzen  I^ande;  der  Bauer  wurde  gleichgiltig  gegen  das  Schicksal 
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des  eigenen  Landes  und  die  hereinbrechenden  Türkenhorden  konnten 
groise  Teile  des  Landes  widerstandslos  erobern.  Dem  Hoch-  und 
I^dadcl  wurde  angst  und  bange  und  bereits  12  Jahre  nach  dem 
zitierten  Gesetze,  im  Gcsctzartikcl  26  vom  Jahre  1526,  kodifizierte 
derselbe  folgentle  Selbstanklage:  „Nihil  enim  praeter  nudum  coii»us, 
illudque  diris  affectum  veriDcribus,  miserae  plebi  relinquitur/'  die  in 
dem,  den  Bauern  die  I'>eizü<^ikcit  zusic  hernden  Gcsctzartikcl  26  vom 
Jahre  1547  noch  schärfer  in  foi^^n-nder  Weise  zum  Ausdruck  ge- 
lange: . . .  neque  ulla  res  magis  ab  aliquot  annis,  florenti  quondam 
Hungariac  nocuisse  videatur  oppressione  colonorum,  quorum  clanior 
ascendit  jugiter  ante  conspectum  Dei. 

Im  folgenden  geben  wir  den  besprochenen  Gesetzentwurf  in 
der  Fassung  der  landwirtschaftlichen  Kommission  des  ungarisdien 
Abgeordnetenhauses  wieder: 

OwtoMtwurf  flbtr  die  R«gtl«i«  äm  RMlitvpaslilltBiaM  swiadMD  dm 
Afbehfobcm  nad  landwimcbalUichan  Afbdtwa. 

T.  Abschnitt. 

Von  den  A  r  b  f  i  t  p  r  z  «•  r  t  i  f'i  k  a  t  e  n. 

§  1.  Jetler,  der  nicht  in  der  l'ifjcnscliuH  i-ints  ^)i.•n■^tl)<)tt'^  die  Leistung  einer 
landwirtschaftlichen  Arbeil  ubtnnninn,  mufs  ein  /.crtilikat  liabcn.    (§  6l.) 

§  2.  Du  Zertifikat  fertigt  die  Gemeinderontehnng  des  stindigcii  Woluiortes 
des  Arbeiten  am. 

Die  Ausfertigung  des  Zertifikats  kann  keinen  Arbeiter  verweigert  werden. 
S  3.  Für  die  Atufertignng  des  Zertifikate  kann  die  Vorstekong  keine  Gebfihr 
dnhcbeB. 

Für  die  Ausfolßiing  des  Du])likat.s  eines  vertorenen  oder  vernichteten  Zertifikats 
ist  XU  Gunsten  dt-,  rfemoindehilfsfonds  eine  Oebiihr  von  einer  Krone  XU  bexahlcn.  (§  71.) 

4.    l)i>'  Arl)i-it<  r/.<-rtifikatc  sind  stcmpt-lfrci. 
55  5.    Da.s  \'(  rlalir<  II  hinsichtlich  tier  Ausfertigung  d<  r  /i-rtifikate  und  di-r  Er- 
neuerung der  verloren  j,'tgiuigfncn,  gänzlich  ausgeteilten,  i«lt  r  der  venüchlctt-n  Zerti- 
fikate stellt  der  Ackerbaumiuister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  dc:>  Ituiern 
durch  eine  Verordnnng  fest. 

II.  Abschnitt. 

Von  dem  Abschlüsse  der  landwirtschaftlichen  Arbeitsverträge. 

§  6.   Die  Feststellung  der  Vertragsbedingungen  ist  G^enstand  freier  Verein- 

barong  der  ]>art<-ien. 

Mit  d«'m  Inhalte  des  gegenwärtigen  Gesetzen  in  Gegensatz  stehentle  Itostini* 
mungen  der  vertrag-chlit  f^enden  Parteien  können  nicht  geltend  gemacht  werden. 

§  7.    Arbeiter,  welche  zu  gemeinsamer  Arbeit  durch  cineu  und  denselben  Ver« 
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trag  aufgenommen  wnrden,  werden  hinsichtlich  des  auf  Crund  des  Vertrages  zu  be- 
zahlenden Schad<'Hi-r>;it/<^  und  liinsichtlich  d>  r  Konten  dt-s  Verfahrens,  wenn  der  Ver« 
trag  nicht  ein«-  undin-  B<  stininning  enthält,  aK  solidarisch  verpflichtet  betrachtet. 

§  8.  Mit  Arbeitern,  welche  den  Schnitt,  die  Einfuhr,  das  Treten,  Dreschen 
und  überhaupt  irgend  eine  landwirtschaftliche  Arbeit  nicht  in  der  Eigeaschaft  eines 
Dienstboten  Tcrtngsinifng  sn  flbenidimen  beabsichtigen,  ist  der  Arbeitsvertrag  immer 
sdiiifllicli  und,  mit  Ansnahme  der  in  den  §§  17,  30  nnd  40  enthaltenen  FlUe,  vor 
der  am  Wohnorte  des  Arbeitgebers,  seines  verfügungsberechtigten  Beauftragten,  oder 
der  Ifehfsahl  der  Arbeiter  kompetenten  Gemeindevontebnng  (Magistrat)  in  sdilieTsen. 
(§  '3) 

F.in  Vertrag,  welcher,  wenn  er  auch  liinsichtlich  der  Leistung  einer  land> 
wirtschaftlichen  Arbeit  zustande  gekommen  ist.  nicht  dt-r  in  diesem  Gesetze,  oder 
in  der  auf  Cirund  des  i*  17  di<  s.  s  Gest-t/fs  ^'•^tin)nlten  Weise,  r)der  si  it«'nv  dr-,  Ar- 
beitgelVers  mit  einem  Individuum  geschlossm  wurde,  welches  kein  Art  «  ;t'  r/i-rtifikat 
bat,  wird  nicht  als  landwirtschaftlicher  Arbeitsvertrag  betrachtet  uuil  kiimi  vor  der 
Verwaltun^^behurde  nicht  geltend  gemacht  werden. 

g  9.  In  dem,  hiBoichÜich  der  Emtearbeit  gesddosiencn  Vertrag«  ist  die  GatUmg 
der  zu  schneidenden  Produkte  unter  beiläufiger  Beteichnong  der  Gröfse  des  Terri- 
ioiiama  stets  ersichtlich  an  madien.  Wenn  aber  der  Arbeitgeber  einen  Teil  der 
Bnle  dnidi  sc^  ZogehMgen,  sdn  Gesinde,  ««ne  Angestellten,  oder  dmdi  Tag* 
löhner  vornehmen  lassen  will,  so  sind  flbenUes  jene  Saatflichcn  an  beseidmen,  an 
deren  Schnitt  tlie  Arbeiter  aufgenommen  wurden. 

§  10.  \V>-nn  die  vertragschliefsenden  Parteien  den  Arbeitslohn  für  den  Schnitt, 
die  Einfuhr,  den  iJru.sch  oder  das  Treten  nicht  aussrhliefslich  in  barem  Oelde,  oder 
in  einer  bestimmt«-n  Qu.intität  \<m  l'ri)dukt«n  feststellen,  somlem  in  einem  aliquoten 
Teil  der  crhotTteu  Ecclisung,  so  muls  in  ilen»  \'ertragc  der  .VrbeiUilohn  auch  in  barem 
Oelde  festgestellt  oder  es  mofs,  mit  Feststellung  der  Qualität,  nach  Gewicht  jene 
geringste  Prodnktenmenge  beieichnet  werden,  welche  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter 
aodi  in  dem  Falle  anssnfolgen  verpflichtet  ist,  wenn  auch  nadi  dem,  im  Vertrage 
hestinmiten  Teil  von  dem  Produkte  als  Arbeitslohn  nicht  soviel  entfiülen  wBrde.  (§  35.) 

Wenn  der  Arbeilgeber  in  dem  Vertrage  sich  verpflichtet,  die  Arbeiter  selbst  an 
vcrliastigen,  so  ist  im  Vertnge  noch  der  Geldwert  der  täglichen  VerkUstigong  fest* 
nstellen.    f§  31.] 

§  II.  Wenn  den  Arbeitern  bei  .\bschlurs  des  Wrtrages  .\npabe  oder  Vor- 
schufs  gegel)en  wird,  >o  ist  dies  in  den  .\rbeitslohn  einzurechnen,  und  deren  Rück- 
gabe hebt  die  ( ieltun;,'  des  Vertrages  nicht  auf. 

§  12.  Wemi  die  Arbeiter  zur  Sicherheit  der  Erlüllung  des  Vertrages,  be- 
siebungkweise  eines  eventndlen  Sdmdens  des  Arbeitgebers,  in  Bargeld  oder  Wert- 
papieren eine  Kaution  leisten,  so  ist  diese  bei  der,  beim  VcrtragsächhtsM  fungierenden 
GcoMindevontehuig  in  Depot  an  geben.   (§  6a) 

Wenn  die  Arbeiter  durdi  bitabulierung  auf  UnbewegHchkeiten  dem  Arbeitgeber 
eine  Stdkctstellnng  gewähren,  so  ist  das  ein  Rechtsgeschäft,  das  anf  die  Leitung, 
beziehungsweise  L(>schung  der  Sicherstellunj;  bezügliche  Dokument,  wie  auch  die  an 
die  Gmodimcbsbebörde  gerichteten  Gesuche,  Beilagen  Stempel-  und  gebfihrenfrci. 
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§  13.  Der  Gcmeindenatär  ist  verpäichici,  dcu  luich  {;  8  vor  der  Gemeinde- 
vontdüuig  abnndUiefsciiden  und  in  zwei  EzempUren  auszustellenden  Vertrag  vor 
der  Uatefsdcfamnig  in  G«cenw»rt  eines  Mitgliedes  der  VorBtelrang,  des  Arbeitgebers, 
oder  seines  verfttgimgsberedrtigtcn  Beanftmgten  und  der  Albeiter  sa  verlesen,  die 
Rechte  und  PAiditen  den  Parteien  in  der  Mnttenpradie  der  Ptoteien  sn  efUiren 
nd  die  Puteien  «nf  die  gesetsliclien  Folgen  des  Vertnigibniclies  anfiaaerkssm  n 
machen. 

Ht  jdi,-  Exemplare  der  \'crtragsurkundc  >iiul  durch  die  vertraf^hliefsendcn  Par- 
teien in  Anwtscnht  it  dt-<  Notiir>  und  sein«'s  V'orsteliunjjskollegen  zu  nnterfertijjen. 
Dt  s  Sclireibcns  unkundige  Parteien  fügen  ihre  ILutdzeichen  b«i,  und  der  Nutär  iiaX 
id&  N.inicn!>unterfertiger  ihre  Namen  anzumerken. 

^  14.  Nadi  L'nterl'crtiguug  des  Vertrages  ist  der  Notar  verpflichtet,  zusammen 
mit  seinem  Vorstebungskoltcgcn  in  einer,  anf  beiden  Exemplaren  der  Vertragsnrinmde 
SD  llttirenden  Klausel  die  erfolgte  Verlesung  and  ErldSnag  m  beaeugaii  die  Unter- 
fcvtigangen  iu  antheutijderen  und  in  die,  seitens  der  einsdnen  anfgencNnmenen  Ar- 
beiter vonuweisenden  Zertifikate  bei  Ersiditlichmafthnng  des  Namco:.  des  Afbeitp 
gebers,  der  Gattung  und  Zeit  der  Arbeit  «nsntragen,  dafs  der  EigentOmer  dieses 
Zertifik.itrs  vor  üim  einen  Vertnij,»  {geschlossen  hat. 

Kill  Kxcmpl.ir  der  Wausuliertcn  V<  rtr;i;;surkuii(l<-  \-t  drin  ArVieitgeber,  das  andere 
Exemplar  il<>m,  seitens  der  Arbeiter  im  Vertrage  zu  benennenden  Bevollmächtigten 
sofort  /.u  iibf rj^'ebeii. 

§  15.  i'ür  die  Erklärung,  Verlesung  and  Autheuti/.ierung  je  einer  Vcrtrags- 
nriknnde  kann  der  Not&r,  ohne  Rtlcksicht  auf  die  Zahl  der  TcrtragfChtiHwtidun  Par- 
teien, insgesamt  eine  Gebühr  Ton  einer  Knme  einheben. 

Fttr  die  Vidtmierang  des  Vertrages  ist  keine  Gebtthr  sa  besahlen.  17.) 

Wenn  die  Parteien  nicht  anders  ffbereingekommen  sind,  so  besahlt  der  Arbeit- 
geber die  Kosten  des  Vertragsschlusses. 

16.  Wenn  der  NotEr  sich  die  Uebeneogong  verschaff^  dafs  der  Veitrag  die 
in  den  9  und  10  des  gegenwärtigen  Gesetze'*  enthaltenen  Bestimmungen  aufser 
acht  läfsl  und  wenn  überhaupt  der  \  <  rfrnt:  dem  Gesetze  widcr>pr  chrnde  Verein- 
barungen enthält,  so  ist  dem  Not.Hr  ilic  liucrveiition  brim  Vertr.i;:>>rhlusNC  verboten. 

l>ic  bei  di-m  Abschlüsse  des  Arbeitsvertrages  aul  laufenden  hpcscn,  hat  der 
Arbeitgeber  zu  bezahlen. 

§  17.  Auf  Vorschlag  des  Venraknngsausschnsscs,  wdchen  dieser  nadi  An- 
börung  des  auf  dem  Gebiete  des  Manidpiams  wirkenden  landwirtscfaafiliclien  Ans> 
Schosses  oder  landwirtschalttichen  Vereins  gemacht  hat,  kann,  der  Ackerbaaministcr 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  bmem  hinsichtlich  einadner  MnniaipicD  aas- 
nahmsweisc  gestatten,  dafs  von  dem  Abschlüsse  der  für  deren  Sprengel  glüligen 
landwirtschaftlichen  Arbeits vertrilge  vor  d<-r  \'orsteliung  Umgang  genommen  werde, 
und  il.ir>  diV  in  r.\\  >-\  Exemplaren  auszuferti^ondt-n  N'erträge  nach  der  l'ntcrzeidinnSf 
der  Vorslchung  nur  behufs  \'idimierung  vor^^i  le},'t  \v<  rdi-n.    (5;^  S  und  15.  * 

ij  18.  Der  Arbeitgeber  ist  verplUclitel,  die  nach  17  nur  zu  vidimit  n  nden 
Verlrüge  der  Vorstebuug  jener  Gemeinde,  in  welcher  der  Vertrag  zu  ;>taude  ge- 
kommen ist,  bchttft  Vi^ndenrng  vonulegun;  der  Arbeitgeber  ist  ftmer  Terpflichtct, 
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den  Abschlufs  solcht-r  Verträge  in  die  Ztrtilikatc  il<  r  auigcnomnienen  Arbeiter  be- 
ziehung!>weite  det  tcm  den  Arbeitem  be«ollniichtigtcu  GtDOMcn  dncutragcn  tmd  da 
Exemplar  der  Veitnigmrknnde  den  Arbeitern  za  ttbcrgeben.  (g  60.) 

§  19.  Wenn  die  Putcien  wihrend  der  Dnoer  der  Geltung  det  Vertngcs  die 
Vertngsbedbigvngen  einrenlindUcli  abfndcm  wollen,  so  nmls  in  jeder  Hinttcbt  du> 
selbe  Verfaluren  befddgt  werden,  welches  das  Gescts  hinsiditlidi  des  nnpiOngliclien 
Vertrages  feststellt.   lS§  8,  13  und  18.) 

§  ao.  Der  abgesdilotsene  Arbeitanreitiag  kann,  mit  Ausnahme  der  in  den 
{§  22  und  2$  dieses  Geseties  angeiUuten  ^le,  efaiseitig  rechtlich  nicht  gelost, 
sondern  er  mufs  unter  den  gesetzlidien  Folgen  dttich  die  beiden  Parteien  crfttlH 
werden.  (|}$      uibd  63.) 

§  at.  Die  hndwirtkhaftlidien  ArbeitsveitrSge  nnd  Stempel-  und  gebtthrenfirei. 

III.  Absclmitt. 

Von  den  F  S 1 1  c  n  d  <•  r  I .  n  ^  11 11  p  dos  Vertrages. 

5  22.  Der  Arbeitgeber  ist  bei  Aufn  rhtt  rh.iltunj:;  >citi<'>  ScIkkL  lu  rsat/^inspruches 
berechtigt,  «Ji  n  Arbeil>v  f-rtrag  gegenüber  jenem  Arbeiter  zu  l«>seu,  der  in  der  Zeit 
HACh  AI)^chIuls  des  \ertrages: 

a)  den  Arbeitgeber,  eines  seiner  Familienmitglieder,  seinen  zur  Disponierung 
oder  Aufsicht  bercditigtcn  Beanftragten,  in  seiner  Ehre  vertetit,  oder 
thidieh  beleidigt  hat; 

b)  an  dem  Eigentum  des  Arbeitgebers,  eines  seiner  Familienmitglieder,  seines 
nr  Verftgnng  oder  Aufsicht  berechtigten  Beanftiagtcn  Schaden  venir> 
sadit  hat; 

c)  W^en  eines  Verbrechens  oder  eines,  der  Gcwinnsufht  iit  [  rinfjonden  Ver- 
gebens verurteilt,  oder  gegen  den  wegen  eines  solchen  Vergehens  das  Ver- 

fahr<  ii  eingeleitet  wurde ; 

d)  der  wcp>-n  einer,  gegen  §  65  oder  6ö  cli.  >i  s  Geset/.c  verstofsenden  Ucber- 
Irctung  verurteilt,  oder  gegen  den  dcswegeu  das  Verfahren  eingeleitet 
wurde; 

e)  zur  Arbeitsleistung  unfiUiig  wurde. 

§  23.  Der  Arbeitgeber  kann  in  jedem  der  in  %  22  angeführten  FKlle  nur 
dsmi  den  Vertrag  Uieen,  wenn  er  seine  bcsfigliche  Entschliefsung  bhmen  24.  Stunden, 
nadidem  der  ab  Grund  der  Lösung  vorgebrachte  Fall  ihm  war  Kcmitnn  gelangt  ist, 
dem  Arbeiter  mündlich,  oder  in  einem,  inBeHmlb  dieser  Zeit  aufgegebenen  rekom» 
nandierten  Brief  mitteilt  Wenn  der  Arbeitgeber  diese  Mitteilung  vembsJiumt,  so 
kann  er  den  Veitrag  spftter  aus  demselben  Grunde  niclit  lösen. 

J{  24.  Wenn  der  Arbeitsveftrug  während  der  Dauer  der  Arbeit  aus  der,  auf 
Grand  des  Punkt  il)  g  2  2  angeführten  Ursache  gelost  wird,  st)  v.  riirrt  <ler  Arbeiter 
seinen  verdienten  Arbeitslohn,  und  der  Arbeitgeber  ist  v.  rpjlii  litet,  di-  -»eii  in  '.Mrrm 
Geldr  Iwn  der  kompetenten  Hehorde  innerhalb  dreier  1  agc  zu  clcjionieren  und  inner» 
halb  derselben  Zeit  seine  Srli.ulenfdrderung  geltend  zn  maiheu.    (>;  59.) 

Aus  dem  deponietun  Arbeitslohn  zählt  die  Behörde  die  rechtskräftig  fest- 
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gcsti'llti-  Sc!ia  l<  nlonlfnm;;  Arb«'itj;cb<Ts  ;ius,  dm  verblr-ilx-ndcn  Betrag  aber  über- 
weist sie  von  AnUswcgcn  zu  Guii^teti  des  Genicindehillsh>iuls. 

Wenn  der  Vertrag  ans  eineni  der  in  den  Punkten  a),  b),  c)  und  e)  22  ent> 
baltflncn  GrOnde  geläit  wird,  so  ist  dem  Arbeiter  sein  Tcrdicntcr  Lohn  unter  An» 
Wendung  der  Bestimmungen  des  $  41  anssanblen.  (§  6a) 

§  25.  Der  aufgenommene  Arbeiter  ist  in  dem  Falle  zur  Lösung  des  Vertrages 
berechtigt: 

a)  wenn  nadi  Abscblnis  des  Vertrages  durch  den  Arbeitgeber,  durch  eines 
seiner  Familienmitglieder  oder   seinen  Beamten  des  Arbeiters  Leben, 

Sicherheit,  körperliche  Unversehrtheit  oder  Ehre  gcnihrdct  wurde; 

b)  wenn  er  bei  dem  Arbcitgfber  in  der  Zeit  zwischen  dem  AbscliUiN^f  des 
Vt-rtra^es  und  doni  Hcginnc  seiner  Erfüllung  als  Dienstbote  oder  T:\>,'lMbn«T 
gearbeitet  und  der  Arbeitgeber  den  Lohn  oder  d;i!>  Deputat,  web  Ii.-  iem 
Arbeiter  nach  diesem  Dienste  zukommt,  unberechtigt  zurückgeliaUcii  hat ; 

c)  wenn  er  nach  Ab&chlufs  des  Vertrages  durch  Krankheit  unfähig  wird,  die 
Arbeit  zu  leisten; 

d)  wenn  er  fttr  die  Zeit,  in  welcher  er  den  Vertrag  erfllUen  mnfste,  zum 
MilitXrdienst  einberufen  wird. 

S  96.  Wenn  der  Aibdter  wegen  elnn  der  in  §  as  enthaltenen  FSUe  den 
Vertrag  leisen  wiU,  ist  er  verpflichtet,  seine  bezügliche  Entschliefsang  dem  Arbeit- 
geber binnen  94  Stunden  nach  Stritt  des  als  Grund  der  Lösung  vorgebrachten 
Falles  mündlich  oder  in  einem,  innerhalb  dieser  Zeit  aufgegebenen  rdrommandierten 
Brief  mitzuteilen.  Wenn  der  Arbeiter  diese  Anzeige  verafasftumt,  SO  kann  er  den 
Vertrag  später  wegen  (Heses  Falles  nicht  auflösen. 

§  27.  Wenn  drr  Vertrag  schon  wahrend  der  Dauer  der  Leistung  gelöst  wird, 
so  ist  durch  den  Arbeitgeber  in  dem  im  Punkte  a)  des  jj  25  enthaltenen  Fall--  il.-r 
dem  Arbeiter  zugesicherte  volle  Arbeitslolui  und  dessen  Deputat,  in  den  l'älb  n  der 
Pimkte  bi  r)  und  d)  des  §  25  nur  der  wirklich  verdiente  Lohn  und  das  verdiente 
Deputat  auszuzahlen.         60. ^ 

{j  28.  Der  Arbcitj^ebrr  i^t  v<  r])ilu-htet,  wenn  i-r  den  Vertrag  gelöst  hat,  oiicr 
wenn  der  Vertrag  einvcrstiindlicli  gelost  wird,  wie  auch,  wenn  er  wegen  der  Lu.>ung 
des  Vertrages  seitens  des  Arbeiters  keine  Beschwerde  erheben  will,  die  Lösung  des 
Vertrages  ohne  Beaeidmong  des  Grundes  in  das  Zertifikat  des  Arbeiters  einzutragen; 
hingegen  ist  der  Arbeiter  verpflichtet,  zu  diesem  Behufe  sein  Zertifikat  dem  Arbeit- 
geber zu  übergeben.   (§§  59,  61.) 

§  29.  Jene  vertragschliefsende  Partei,  welche  die  Lösung  des  Vertrages  als 
unberechtigt  erachtet,  kann  binnen  48  Stunden  nach  Hitteilung  der  LSaung  die  Be- 
schwerde  bei  der  Behörde  anmelden.  Die  Entscheidung  der  Behörde  kann  nur  anfser 

Besitz  appelliert  werden. 

§  30.  Der  Umstand,  dafs  der  Arl>eitgebi  r  (b-n  Arbeitsvertrag  gegenüber  einem 
oder  mehreren  .\rbeitem  im  Sinne  des  Gesetzes  berechtigtervi-eise  gelöst  hat,  be- 
rechti^t  die  übri^jf-n  Arbeiter  niclit  <iur  l.iwung  des  Vertrages  od>  r  /,ur  Verweigerting 
der  Leistung,  wie  auch  die,  gegenüber  einzelnen  Arbeitern  geltend  gemachten  Losuitg»» 
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gründt  il-  n  Arbeitgeber  nicht  berechtigten,  deu  Vertrag  auch  gegenüber  den  übrigen 
Arbtitcra  zu  invalidifmi. 

Wenn  der  Vertrag  durch  den  Arbeitgeber  gegenüber  einem  oder  nidirercn  Ar* 
bettem,  oder  gegenüber  dem  Arbeitgeber  dnrdi  einen  oder  mehrere  Arbeiter  gddit 
wurde,  so  sind  die,  nnf  Grund  denelben  Vertrages  solidarisch  attfjsenommcncn  Ar- 
beiter berechtigt  flir  den  Ersatx  des,  benehungsweise  der  aullgeschlossenen  oder 
ausgetretenen  Arbeitsgenossen  zu  sorgen. 

Iiisofero  die  Arbeiter  einen  so  arbeitsfllUgen  und  Terlißlichcn  Arbeitgenossen 
eniptVlib  n,  gegen  den  keiner  der  im  §  22  angeführten  LösnngsgrUnde  vorließt,  so 
i'-t  'Ur  Arbeitgeber  veqiflichtrt,  den  rmpfoldmen  Vertreter  anzunehmen;  wenn  jedoch 
die  gi-nieinsam  aufgenoninu  iv  n  Arbi  it-  t  Uir  deu  Kr-:it/  l)innen  48  Stunden  nicht 
M>rj;i-n,  so  kann  der  Arbeitg»  U  r  tlie  rmtw-  udige  ArlM  U>krutt  aufnehmen.  Die  Ver- 
tragsurkundc  ist  durch  den,  als  Vertreter  aufgenommenen  Arbeiter  in  Anwesenheit 
tweier  Zeugen  unterfertigen  xn  lassen,  und  der  Arbeitgeber  mufs  die  Aufiiahme  in 
das  Zertifikat  des  Arbeiters  eintrugen.   (§  $9.) 

Wenn  der  Arbeitgeber  den  Ersata  des  ausgeschlossenen  oder  ausgetretenen  Ar- 
betters  nicht  wttnscht  und  keinen  Stellvertreter  auftunmit,  mufs,  insofern  der  Arbeits- 
lohn deir  Arbeiter  in  einem  aliquoten  leil  der  Fechsvng  festgestellt  wurde,  der  be- 
dungene aliquote  TeU  den  Arbeitern  olme  Abzug  ausgefolgt  werden.   (§  60.) 

IV.  Abschnitt. 
Von  der  Erfttllung  des  Vertrages. 

}i  31.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  wenn  der  Zeitpunkt  fllr  den  Beginn  der 
Arbeit  im  Vertrag  nidit  bestinunt  wurde,  die  Arbeiter  dordi  eine,  an  ihren  Betrauten 
gerichtete  mllndlidi';  oder  schrifUicfae  Aufforderung,  oder  unmittelbar,  zur  Arbeis- 
leistung thunlicfast  24  Stunden  frVher  aufzufordern,  die  aufgenommenen  Arbeiter  aup 
zunehmen,  den  Arbeitslohn  der  Arbeiter  pünktlich  auszuzahlen,  deren  Deputate  ent- 
sprechend den  vertragsmäfsigen  Vcreinbarung-  ti  in  der  bedungenen  Menge  und  in 
gesunder  (Qualität  pünktlicb  auszufolgen,  in  den  Zertitikaten  d<  r  Arbeiter  die  Er- 
füllung des  Vertrages  zu  bezeugen,  zur  Herausgabe  der  Kaution  der  Arbeiter  die  Er- 
laubnis /u  geben  und  überhaupt  seine  vertragMii:iii>igni  \'i-rbindlichkt  it<Mi  zu  crluUcn 

Wenn  der  Arbeitgeber  sciiu-  vertragMuäl>igc  u<ler  gcsoizlich«-  \'t  rbindlichkcit 
in  irgend  einer  Weise  verletzen  sollte,  so  ist  er  durch  die  Uehorde  aufser  der,  nach 
I  60  anzuwendenden  Strafe  auch  zur  ErfliUung  der  Verbindlichkeit  und  zur  Be- 
zahlung des,  den  Arbeitern  verursachten  vollen  Schadens  und  der  Kosten  des  Ver- 
fahrens zu  verhalten. 

Wenn  den  Vertrag,  oder  die  Bestimmungen,  die  Verbote  des  gegenwirtigen  Ge- 
setzes der  verfligungsbercchtigte  Beauftragte  des  Arbeitgebers  verletzt:  so  ist  die 
Strafe  gegen  den  Beauftragten  anzuwenden,  die  Ver])fli('htung  zum  Schadenersatz  be- 
lastet jedoch  in  jedem  derertigsn  Falle  den  Arbeitgeber. 

^  ^2.  Es  ist  verboten,  den  Arbeitslohn  der  .Vrbeitcr,  ihr  Vcrk' isti^'un^'sdipuiai 
durch  geistige  Getränke,  durch  Waren  im  ganzen  oder  /.um  Teil  ab/,ul' '-'H,  mit 
irgend  einer  Anweisung  7\i  b<-/.a!din,  die  Arbeiter  zu  verpliiclilcn,  dals  ^ie  Nahtuugs-, 
Gcüuia-,   Kleidungsarlikcl,   ilin    Kctjuisiteu  bei  dem  Arbeitgeber  oder  bei  einctB, 
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durch  (Hosi-n  bczoichneton  Individuum  kaufrn,  mich  drm,  den  Arlifitem  gir^'«-li<-neli 
Vorscliufs  Zinsen  rinzuhfhi-n,  über  di-n  Wert  drs  Vorschusses  cinm  \Vtch>-l  zu 
nehmen,  die  Versicherungsprämie  nach  der  Fcchsung  vom  Lohn  der  Arbeiter  abzu- 
ziehen.   (§  58.) 

§  33.  Der  Arbeitgeber  iit  verpflichtet,  fllr  die  Sndicbe  Behandlung  und  Ver> 
köstignng  des,  einer  fremden  Gemeinde  angehörenden,  am  Arbeitiorte  eikranictcn 
Arbeiters  ttngstens  acht  Tage  lang  «o  sorgen,  imd  wenn  die  Kruikhcit  linger  als 
acbt  Tage  dauert,  die  Gemeindevoistebung  behufs  geeigneter  VerftgvQg  m  TerstSn* 
digcn.   (§  60.) 

BcaOglich  der  epidemischen  oder  ansteckenden  Erkrankungsfalle  berdhrt  die 
Bcstimmong  dieses  Paragraphen  die  Pflicht  der  sofortigen  Anmeldung  nichL 

§  34.  Die  aufgenommenen  Arhfiter  sind  verpflichtet,  /n  (i.m.  im  Vertrag  be- 
stimmten Zeitpunkte,  oder  auf  ilio,  gf-müls  §  31  mitgeteilte  Avitlurdcrung  do  \r!»eit. 
gcbers  an  dem,  durch  den  Arheilg.  b'-r  Inv-eichneten  Orte  und  in  der,  von  ilitn  an- 
gegebeneu Zeil  und,  wenn  sie  nach  dem  Vertrag  hierzu  verhaken  hiud,  mit  ihren 
Arbeitsreqnisiten,  Hilfiarbeitem  (Garfaeniammlem  und  Bindern)  zu  enchcinen,  die 
Arbeit  n  beginnen,  sie  nach  den  Weisungen  des  Arbeitgebers  genau  zu  erfWen,  die 
durch  den  Arbei^eber  hinsichdicb  seiner  Wirtschaft  festgestdlte  Hansordnong  ein^ 
stthalten  und  Oberhaupt  ihre  vertragsmSfsigen  Verbindliclikeitcn  zu  erfüllen.  63.) 

§  35.  Wenn  der  Arbeitslohn  der,  die  Ernte,  die  Einfuhr,  den  Drusch  und  das  Treten 
llbemehmcnden  Arbeiter  in  einem  gcwi^  >  aliquoten  Teil  der  Fcchsung  und  gem&fs 
f  10  alternativ  in  Bargeld  festgestellt  wurde  und  die  Arbeiter  ihren  Arbeitslohn 
nicht  in  dem  aliquoten  Teil  der  F<  rliNung  ausbezahlt  wünschen,  so  sind  .>ie  ver- 
pflicht'-t.  dies  nach  ihrem  Krscheinen  auf  dem  Arbeitsplätze  zur  Kenutuij»  des  Ar- 

bcitgelu  r-  /U  Itrillgen.     f§  63.) 

\Vt  nn  di«-  Arbeiter  zu  einer  eininuiigen  Vereinbiirutig  nicht  gelangen  können,  so 
entscheidet  die  i  jitschlicfsung  der  Mehrheit  der  aufgenommenen  Arbeiter,  im  Falle 
der  Stimmengleichheit  aber  das  Los.  Die  Arbeiter  können  ihre  Entsdüiefsong  steter 
nicht  ändern.  63.) 

§  36.  Wenn  die  flbemommene  Arbeit  wegen  der  Witterung  nicht  begonnen 
werden  kann  oder  stockt,  können  sich  die  Arbeiter  ohne  Einwilligung  des  Arbeit* 
gebers  nicht  entfernen  und  sie  müssen,  wenn  sie  im  Vertrage  ^.ich  hierzu  verpflichtet 
haben,  eine  andere,  durch  den  Arbfitgeber  ZU  be/.t-ichnende  landwirtschaftliche  Ar- 
beit versehen;  hingegen  ist  der  Arbeitgel)er  ver]it1ii  Iii- t,  wenn  im  Vertrage  die  Ver- 
kostigung  oder  ein  Wrkostigungsdeputat  bedungen  wurde,  das  V<Tki>htigi:np;sd.  [>utal 
oder  di<  \'crkustigung  der  Arbeiter  auch  während  der  Arbcitüruhe  auszufolgen. 
(§§  60,  6j.) 

§  37.  Wenn  die  Arbeiter  am  Arbeitsplätze  nicht  erscheinen,  oder  sich  vom 
Arbeitsplatze  entfernen  und  die  Gemeindcvontehung  die  unberechtigte  Entfernung 
mit  Anwendung  der,  auf  Ansuchen  des  Arbeitgebers  in  Anspmdi  sn  nehmenden 
Zwangsmitteln  nidit  verhindern  konnte,  so  ist  die  Behörde  erster  Instaas  auf  mflad* 
liches  oder  schriftliches  Ansuchen  des  Arbeitgebers,  wobei  der  Vertrag  vonmweisen 
ist,  nnvMSiunit  verpflichtet  anzuordnen,  dafs  die  Arbeiter  mit  Brachialgewalt  anf  den 
Arbeitsplatz  eskortiert  werden,  und  diese  Verfügung  sofort  sa  vollziehen. 
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Gegen  die  auf  das  Hinaoseskortiercn  der  Arbeilcr  bezügliche  Entscheidung  ist 
keine  Appellation  zulässij;. 

§  38.  Wenn  die  Arbeiter  den  Beginn  oder  die  Fortsetzung  der  Arbeit  und 
fberhaupt  die  ErfUlnng  des  Vertrages,  «dser  in  den  im  §  25  angcflduten  FJQlen, 
Ttnreigem,  so  mnb  gegen  sie  anf  Gnmd  des  g  62  das  Verfahren  sofort  eingeleitet 
Verden.  Wenn  die  Behörde  erster  Instanz  an  Ort  md  Stelle  nicht  erscheinen  kann, 
fo  kann  sie  die  Arbeiter  yarfUiren  InsMn.  Dm  Verfthren  nmfs  in  jedem  Falle  an» 
Wterbiochrn  fortgesetzt,  das  Urteil  auf  der  Stell«-  verkündet  weiden  ond  ist  dieses 
ohne  Rficksicht  auf  eine  etwaige  Appellation  sofort  vollstreckbar. 

§  3<).  Wenn  die  Arbeiter  trotz  der  vertragsniäfsigcn  Vereinbanniy  olm«-  ihre 
Aibeitsrequisitfn  oder  Hilfsarbeiter  erscheint-ii,  oder  wt-nn  sie  die  Arbeil  behufs 
offenkundiger  Soliädigung  des  Arbeitpehers,  hezicliunpsweise  um  ihre  Kntbindunp  von» 
Vertrage  oder  eine  Auf  bcs-serung  der  Lohne  in  dieser  Weise  /u  erpressen,  alisichllich 
scUcdkt  Tcndien,  so  sind  sie  als  vertragsbmchig  zu  betrachten  ond  ist  gegen  sie  das 
Verfidkien  genifs  §  38  anzuwenden.   (§  62.) 

Wenn  das  Verfahren  wegen  der  schlechten  Arbeitsieistimg  ebigdeUet  wird, 
mda  die  Behörde  Sachverstindige  aahdren. 

§  40.  Wenn  von  den  anfgenoomienen  Arbeiten  einer  oder  mehrere  oder  alle 
anf  dem  Arbcit^latze  nicht  erscheinen,  femer  wenn  ihe  Arbeiter,  oder  einer  oder 
mehrere  von  ihnen  den  Beginn  oder  'lie  l-Orts-  t/Tinp  der  Arbeit  verweigern,  wie  auch 
in  den  F'ällcn  des  ^  30,  i^t  rler  Arbeit^'»  h.  r  l»  r,  <  littpt,  nn  .Stelle  des  oder  der  Ver- 
tragsbrüchigen Arbeiter  sofurr  andere  Arbeitet  aulzunchineu.  liczUglicli  der  irormali- 
täten  des  Vertrages  ist  du-,  dritte  Alirn  a  d«  ^  i;  30  mafsgebend. 

§  41.  Der -\rbcitgel)er  kann  bis  zur  Ht)he  des  durch  die  Arbeiter  verursachten 
Schadens  den  Arbeilailohn,  die  anderen  Depuute,  die  KantioOi  die  MolriBen  der 
Albeiter  snrfldcbehaUen:  er  ist  jedoch  verpfliditet,  bdmfs  Fettstellung  seiner  Schaden* 
fordemng  das  Vei^üiren  vor  der  kompetenten  Bdiörde  innerhalb  dreier  Tage  nadi 
der  Retention  dnndeitcn.  6a) 

Znr  Dedcang  von  Forderangen,  wddie  auf  Grand  anderer  Rechtstitel  bestehen, 
kommt  dem  .Arbeitgeber  gegenüber  den  Arbeitern  kein  Retentionsrecht  zu.    (§  60ii) 

§  42.  Wenn  die  .\rbeiter  rwch  ihrem  Erscheinen  auf  dem  Arbeitsplatze  gegen 
den  Arbeitgeber  eine  Beschwerde  hal>i  n,  so  können  sie  ihre  Beschwerde  vor  der 
Behörde  durch  zw<  i  V)evnllnuirhti;^te  Betraute  anmelden. 

Die  Behörde  erster  In.stan/.  ist  veri)tlichtet,  innerh.-ilb  aehtundvierzig  Stunden 
nach  Kntgegennahme  der  Beschwerde  das  Verl-direii  einzuleiten. 

Wem  von  den  Aibeitem  behufs  Anmeldung'  der  Beschwerde  sich  mehrere  oder 
■Ue  vom  Aibeitsplatie  entfernen  und  die  Gemeindevorstehimg  die  anberechtigte  Ent- 
feraoog  mit  den,  anf  Ansoehen  des  Arbeitgebers  in  Ansprach  an  nehmenden  Zwangs- 
mitteln nicht  verhindan  krante,  so  ist  gegen  die  Arbeiter  das  Verfahren  gemifs 
8  37  amawenden. 

Die  Anmeldmg  der  Beschwerde  b^Tehtigt  die  .Arbeiter  nicht,  die  Erftülung  des 
Vertrages  zu  verweigern,  und  ins<jfeni  sie  dessen  Erfüllung  verwdgera  sollten,  is 
gegen  sie  das  Verfahren  gemäfs  §  38  an/.uw  >  ndeii. 

§  43.    Die  aus  dem  Arbeitsverträge  entspringenden  Forderungen  der  Arbeiter, 
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ihre  Kaution  miiiiibi  yriffcu,  kunnen  weder  wegen  einer  urariM:heii,  noch  wegen  einer 
PriTBtfordenmg  cxcquicft  werden. 

§  44.  Wenn  in  der  Perwn  des  EigentOniers  oder  des  Besiiwrs  (bhaben)  der 
RcalitSt  nadi  Absdilufs  des  aof  die  Ernte-,  Einfidur-,  Drusch-  und  IVetubeifeeA  be* 
sOgUdien  Arbeitsvertrages  vor  Beginn  der  Arbeitdeistnng  aus  wdcbem  Grande 
immer  eine  Veriadernng  antritt,  so  kann  Kechtsnadifolger  die  durch,  seinen 
Kecbtävorgängeir  abgeschlossenen  Arbeitsverträge  im  Wege  der  GemdndevoiMidMMlg 
vier  Monate  vor  dem  Hegiime  der  Arbeiten  ohne  St  hadenersatzpflicht  lösen. 

Glficht-rweisc  sind  auch  die  Arbf-iter  bercclitigt,  wegen  einer  in  der  Person 
des  Arbeitgebers  cing«*tretencn  Veränderung,  ab<  r  ebenfalls  spätestens  vier  Monate 
vor  dem  für  die  Arbeitsleistung  bestimmten  Zeitpunkte,  den  Vertrag  ohne  Aiispriich 
auf  Schadenersatz  zu  lösen. 

Wenn  der  Recbtsnadifblger  oder  die  Arbeiter  von  diesem  Lösnngsredit  keinen 
Gebmndi  machen,  so  bindet  der  dorch  den  Recbtsvorginger  abgeschlossene  Aibcita- 
vertrag  die  Parteien  in  seinem  ganxen  Umfange. 

Wenn  aber  die  Rechtsnachfolge  su  einer  Zrit  eintritt,  wo  der  Vertrag  beiflgilich 
der  Ernte,  der  Einfuhr,  des  Drasches  und  des  Tretens  nach  den  ßestimmnqgen  dieses 
Faragnphen  nicht  mehr  gelöst  werden  kann,  .so  ist  der  Rechtsnachfolger  den 
Arbeht-m  für  die  Vt-rbindlichkciten,  wi-lchr  d<  r  K.-clitsvurgänger  in  dem  Arbeits- 
vertrag iibornonuin  n  hat,  auch  wenn  dies«-  zur  Zeit  dos  l  intrittes  der  Rt^chtsnachtolgc 
schon  iibgt  lauten  >ind  —  b«  i  aulrft  hti  ni  In  stand  scin'  >.  Rfgrefsrechtt  >,  gfgcn  d»rn 
Kechtsvorgänger  —  nach  den  liestinmiungeu  des  gegenwärtigen  Gesetzes  als  direkter 
Schuldner  verantwortlidi. 

§  45.  In  dem  Falle,  wenn  die  RealitSt  ans  irgend  welchem  Grande  in  die 
Verwaltung  eines  Seqnestri-Koiators  gelangt,  gehen  die  dem  Arbd^ber  im  Sinne 
des  gegenwärtigen  Gesetses  znkotnmenden  Rechte  und  Pflichten  auf  den  Seqoestri- 
Kurator  Aber,  der  verpflichtet  ist,  die  auf  die  Realität  befOgUchen  Arbeitsvertrige 
unverändert   u  rfltllen. 

In  dem  Falle,  wenn  die  Realität  exekutiv  oder  freiwillig  feilgeboten  wird,  sind 
die  gcsammt»ii,  aus  d.  n  bezüglich  der  Re.ilit.Ht  iL^i  srhlossenen  Arbeilsvt  rtriigr n  ont- 
springeudcu  Furb>  ruiigcn  der  landwirtschaltlichen  Arbi  iter  in  gleicher  Rangreihe 
mit  den  im  Funkte  a),  §  199  G.-A.  LX  :  1881  augefUlirtcu  Vorzugsposten  zu  be* 
friedigen. 

Ln  Konkurs  des  Arbeitgebers  sind  die  gesamten,  aus  dem  Arbeitsvertnge 
entspringenden  Forderungen  des  Arbeiters  als  Lasten  der  Masse  so  betraditen. 
(Punkt  2,  §  48,  G.'A.  XVn :  18S1.) 

V.  Ab:>chnitt. 
Von  den  T  a  g  1  ö  h  n  e  r  n. 

4j  46.  Zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Taglöhner  kann  der  Vertrag  auch 
mündlicli  geschlossen  werden.  Die  Feststellung  der  Vi  rtr.Tgsb«-dinf;unijon  ist  Gegcn- 
st;uid  der  freien  Vcreinbanmg  der  i'arteien.  Dem  Gesetze  widersprechende  Verein- 
barungen jedoch  sind  ungültig. 

Der  Vertrag,  welchen  der  .\rbeitgeber  mit  einem  Individuum  schliefst,  das  kein 
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Arbeiter-Zerüükat  hat,  kann  vor  der  V'emaltuugäbcliurdc  uicht  geltend  gemacht 
werden. 

47.  Emeo  Taglöhner  kann  der  Arbeitgeber  auch  dueh  seinen  verfUt^ungs- 
beicditigteii  Beuftncten  oder  dvrd»  seinen  snr  Anftieht  Terwendeten  Angestellten 
Mfiidunen  lassen.  Der  Ta^töhner  kann  ancli  dnrch  seinen  Betranten  einen  Vertiaf 
sddie&en,  venn  er  sein  Aibeiter>Zerti£]cat  dnrdi  diesen  dem  Albeitgeber  ttbcr* 
geben  Ulfst. 

§  4Sb  Der  Taglöhner  ist  verpflichtet,  sein  Arhcitcrzcrtifikat,  wenn  der  Auf« 
nfhmf>ndc  es  rerlangt,  bei  der  Aufnahme  zu  übergeben.  Der  Arbeitgeber  ist  ver« 
piiichtct,  das  fibcmomniene  Zertifikat  7.u  bewahren  und  nach  Beendigmiig  der  Arbeit 
dem  Arbeiter  /.urückzugt  btn.    (jji;  t>o,  63. 1 

\Vcnn  das  Arbeitcrzcrtifikat  im  Besitz,  des  ArbciU^cbers  verloren  geht,  so  mufS 
der  Arbeitgeber  die  Kosten  fiir  die  Ausstellung  des  Duplikats  tragen. 

49.  Wenn  hinsiclitlidk  der  Daner  der  Arbeit  nichts  andoes  dentlich  bedai^[en 
wwde,  ist  immer  eine  eintigige  Arbeit  sn  verstellen. 

Der  Arbeitstag  des  Taglöhners  wird,  wenn  diesbesügllcb  swisdien  den  Parteien 
lidit  eine  andere  Vereinfaannig  sostande  gekoamieo  ist,  immer  too  Sonnenanfgang 
bis  Sonsenontergang  gerechnet,  fttr  welche  SEeit  dem  Taglöhner  Mittags  «ne  ein> 
ständige,  von  i :  Vi  ril  bis  30.  September  aber  auch  Frtth  md  Nachmittags  je  eine 
hslbstfindig'-  l'iiUM-  <,'crcchnrt  wird.  1^  60.I 

50.  Der  .\rbcitKebcr  ist  vorpriichtct,  den  aufRenonimciuni  Taplolmrr  an- 
zuuclmv  !i.   ilirn  seinen  Arb«'itslohu  und  sein  Deputat  pinikllii  li  au^i-ululj^i.  n.    1  j;  Oo.) 

I><-r  luglohner  ist  verpflichtet,  die  Arbeit,  zu  deren  Leistung  er  uulgcuummen 
wsrde,  od«-  wenn  diese  Arbeit  aus  welchem  hindernden  Grunde  immer  nidit  fort- 
gesetst  werden  kann,  die  dnrch  den  Arbeitgeber  bestimmte  andere  landwirtschaftliche 
Arbeit  zn  versehen.  Wenn  der  Arbeitgeber  nicht  imstande  oder  nicht  Willens  ist, 
den  Taglöhner  derart  zu  beschäftigen,  dann  sind  im  Veriiiltnis  der  in  der  Arbeit 
faktisch  verbrachten  Zeit  ein,  swei  oder  drei  Viertel  dos  bedungenen  Arbeitslohnes 
zu  bezahlen  un.l  i^t,  wenn  auch  Kost  bedungen  war,  nach  der  vormittägigen  Arbeit 
dxs  Mittagraahl,  nach  der  nacbmittilgigen  Arbeit  aber  auch  das  Nachtmahl  auszufolgen. 

60,  63.) 

51.  Wenn  <lem  Tagl  'liii- r  die  Arbeit  zuniiudesi  für  einen  Monat  gesichert 
wurde,  so  ist  der  Arbeitgeber  mit  Kintritt  irgend  eines,  die  l)eilungcne  Arbeit 
hemmcDdcn  Umstandes,  insofcm  nichts  anderes  klar  bedungen  wurde,  berechtigt, 
den  Taglökner  ftlr  eine  andere  landwirtschaftlidie  Arbeit  s«  venrenden,  welche  der 
Taglöhner  su  versehen  verpflfehtet  ist  Wenn  aber  das  Hindernis  fortwthrend 
mindestens  eine  Woche  dauert,  dann  kitnnen  beide  Parteien  von  dem  Vertng  surttdc- 
treten.   (§$  60,  63.) 

§  5a.  Wenn  der  Arbeitgeber  den  Vertrag  oder  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
Verletzt,  -SO  ist  er  durch  die  Behörde  zu  verhalten,  seine  Verbindlichkeit  zu  crftÜlen, 
den  dem  Arbeiter  verursaclit<-n  \<>ll<'n  .s<-)iaden  und  die  Kosten  des  Ver£ah(ens  an 
bezahlen  und  ist  er  ;T"'i'>:i''^      ^  bestrafen. 

Wenn   de  II    \'>  rtrag ,   oder   die   Beslinimuugen   des   Gesetzes  der  verfügungs- 
berccbtigle  Bcaullragtc  dc>  Arbeitgebers  verlcLten  sollte:  so  ist  die  Strafe  gegen  den 
Archiv  fiir  tot.  GcstU(ebung  u.  StalttUk.  XU.  9 
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Bcaullragten  anzuwenden,  die  Verpflichtung  zum  Schadcaers>at2  bclaitci  jedoch  lu 
jedem  derartigen  Falle  den  Arbeitgeber. 

§  53'   Wenn  der  Taglöhner  nicht  zw  besdmmten  Zeit  «rscfaetnti  oder  sidi, 

ndem  er  die  begonnene  Arbeit  im  Stielt  Ififst,  entfemtt  so  ist  er  durch  die  Gemeinde» 
▼oratehimg  auf  idirifttidies,  oder  n  Protokoll  genommenes  mfindlidies  Ansodicn  de^ 
Arbeitgebers,  ohne  vorherige  Verhandlung,  mit  Anwendwig  von  Zwangimittefai  anf 

den  Arbeitsplatz  zu  eskortieren.  Wenn  er  aber  die  Arbeit  selbst,  nachdem  er  frei- 
wilH;,'  auf  dem  Arbeitsplatz  ersehienen  oder  auf  diesen  eskortiert  wtirde,  nicht  beginnt, 
beziehungsweise  nicht  fort-otzt,  so  ist  er  vor  der  kompetenten  Behörde  erster  Instans 
stelli;:  m  machen  und  durch  diese,  bei  entsprechender  Anwendung  de&  ^  38  gouäU 
§  62  /.u  bi  >trat'en. 

^  54.  Der  I;i|;lohner  lUr  den  Schaden  vcrautw örtlich,  welchen  er  durch 
■eine  entgegen  der  Weisung  gcthane  Arbeit,  durch  adne  Handlung  oder  Unteriassung 
dem  Atbei^eber  vemnacht  hat  und  ist  der  Arbeitgeber  berechtigt«  dessen  Arbeits» 
lohn  bis  aw  Höhe  des  Tcrursachten  Schaden  surttckanbehaltcn.  Jedoch  ist  der 
Arbeitgeber  verpflichtet,  trenn  der  Taglöhner  in  die  Ketention  nidit  einwilligt,  be« 
hufä  Feststellung  seiner  Schadenforde  mng  das  Ver&liren  bd  der  konqietentcn  BdiöRfo 
innerhalb  dreier  Tage  nach  der  Retention  einzuleiten,    (g  60.) 

§  55.  Wenn  zwisclien  den  Parteien  bei  der  Auszahlung  hinsichtlich  der  Höhe 
de-  'I  ;i^lohns  ein  Streit  auttaucht,  stellt  die  Behörde  dem  Taglohn  nach  einem  Bc« 
trage  lest,  welcher  in  derselben  Zeit,  am  selben  ( >rte  oder  in  dessen  nächster  Um- 
gebung für  ähnliche  Arbeit  in  der  Regel  gezahlt  wird. 

§  56.    iJas  Verbot  des  §  32  erstreckt  sich  auch  auf  die  Taglöhner.    (§  59.) 

M.  Abschnitt. 

S  t  r  a  f  b  e  s  l  i  m  m  u  n  g  e  n. 

5;  57.  Insofern  das  gegenwartige  Gesetz  keine  entgegengesetzten  Verfügungen 
cnlludt,  sind  ilie  allgemeinen  Bestimmungen  de.s  Strafgesetzes  über  die  l'cbcrtretungen 
auch  ui  den,  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  fcblgcätellten  Ucbcrtrctungssachen  suuu« 
wenden. 

!f  58.  Fine  Ucbertrctung  begelu  und  mit  Haft  bis  zu  15  Tagen  und  cmor 
Geldstrafe  bis  600  Kronen  ist  zu  bestrafen  der  Arbeitgeber: 

a)  der  das  Hinauseskortierett  des  Arlieiters  oder  Taglöfaneis  ohne  gesetalichcat 
Grund  verlangt.  (§§  37.  53-) 

b)  der  die  in  den  §|  33  und  $6  umschriebenen  Verbote  ttbertritt. 

Mit  derselben  Strafe  ist  der  kmdwirtschaftlidie  Angestellte  an  bestrafen,  der 
von  den  Arl>eiteni  tta  ihre  Aufiwhme  sich  materielle  Vorteile  bedingt,  oder  solche 
Vorteile  annimmt. 

§  59.  Eine  Uebertretung  begeht  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  600  Kronen  L»t 
SU  bestrafen  jener  .Vrbeitgebcr,  der  gegenüber  einem  mit  einem  .\rbeiter-Z«  rtifikat 
versehenen  Arbeiter  die  bezüglich  der  Pflichten  des  Arbeitgebers  in  dem  ij  2S,  lemer 
in  dem  ersten  Alinea  des  24  mid  in  detn  dritten  Alinea  des  §  30  des  Gesetze* 
enthaltenen  Bestimmungen  und  \'erbotc  verlcui. 
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60.  Eine  Uebertretung  begebt  und  mit  cliK-r  Gelditralc  bi^  600  Ivroiicu  Lst 
ZU  bestrafen,  wer  die  auf  die  Pflichten  des  Arbeitgebers  bezüglichen  übrigen  Be- 
idminingen,  Verbote  des  gegenwärtigen  Gesetzes  verletzt  (§§  12,  18,  20,  24,  27, 
y>,  3it  33t  36.  4it  48.  49.  50>  51.  5«t  S4-) 

§  6t.  Eine  Uebeitretung  begeht  und  mit  Haft  bb  15  Tagen  und  einer  Geld* 
strafe  bis  100  Kronen  ist  au  beitrafen  jener  Arbeiter  oder  Tagldfaner,  der: 

a)  die  VerfBgmg  der  §§  1,  38  dieses  Gesetaes  verletzt; 

b)  flir  ein  md  dieselbe  Zeit  nch  an  mehrere  Arbeitgeber  verdingt 

In  einem  solchen  Falle  ist  der  Arbeiter  oder  TagUttmer  verpflichtet,  den  Ver- 
trag mit  jenem  Arbeitgeber  zu  erfüllen,  mit  welchem  er  zuerst  den  Vertrag  ge- 
schlossen hat:  den  anderen  Arbeitgrbfm  mufs  er  Schadom-rsatz  leisten,  ausgenommen, 
wenn  die>e  Arbeilgeber  von  dem  en>ten  Vertrag  Kenntnis  hatten  und  so  mit  Uun 
einen  Vertrag  schlössen. 

ji;  62.  KiiK'  l'ebertretung  begeht  und  mit  Hatt  bis  60  Tagen  ist  zu  bestrafen 
jener  Arbeiter  oder  i'aglöbncr,  der: 

a)  auf  dem  Arbeitsplatse  fretwillig  nicht  erscheint,  oder  nachdem  er  dort 
ImwUlig  erBdiicnen,  oder  hinanscskortiert  worden  war,  die  Arbeit  nicht 
beginnt,  nicht  nnnnterbrochen  fortsetzt,  oder  an  dem  im  §  39  beaeicfaneten 
Zwecke  absiditlich  schledit  ansfHhrt  (§§  38,  39,  53) ; 

b)  auf  dem  Arbeitsplatz  entgegen  dem  Vertrag  ohne  Arbeitsreqnisiten  oder 
Hilfsarbeiter  ersdieint.   <§  39.) 

§  63.  Eine  Uebertretung  begeht  und  mit  Haft  bis  1$  Tagen  und  mit  einer 
Geldstrafe  bis  100  Kronen  ist  zu  bestrafen  jener  Arbeiter  und  Taghihner,  der  die 
anf  dir  PHichten  (]<■■>  Arbeiters  und  Ta^1i>hn<-rs  bezüglichen  Übrigen  Bestimmungen, 
Verbote  vcrleUl.    (jjj;  20,  34,  35,  36.  48,  50,  51.) 

64.    Hine  Uebertretung  begeht  und  mit  Haft  bis  15  Tagen  und  einer  Geld- 
strafe I  i-  <i(X)  Kronen  ist  zu  bestrafen: 

a)  wer  einen  durch  einen  anderen  aufgenommenen  Arbeiter  oder  'i'agluhner 
während  der  Zeit,  in  welcher  er  seinen  mit  einem  anderen  Arb«itgel)cr 
abgeschlossenen  Vertrag  erfUlen  mltfste,  in  Kenntnis  dieses  Umstandes 
anfiiinunt,  oder  dwdi  vorteilhaftere  Versprechnngen  von  seinem  Aibdt- 
geber  wegzulocken  trachtet; 

b)  wer  ein  AibeiterEertifikat  in  Pftnd  nimmt  oder  dn«auf  Kredit  gewihrt 

$  65.  Weder  jene  Verabredungen  besitsen  Geltung,  mit  welchen  die  Aibeiter 
bezwedren,  dnreh  gemeinsame  Arbeitseinstellung  <fie  Arbd^eber  aur  Gewihrung  «in«* 
höheren  Lohnes  zu  zwingen  und  ihnen  llberhanpt  Vorteile  zu  erpressen,  noch  jene 
Vereinbarungen,  durch  wrlclie  die  Unterstützung  jener,  di«-  V'-m  den  crwahnl-  u  Ver- 
abredungen l>charren,  die  ächadigung  aber  jener  bezweckt  wird,  welche  mit  der  Ver- 
abredung brechen. 

Finr  r.  bertr.  tun;:  b.  geht,  und  mit  Haft  bis  60  Tagen  und  uiit  einer  Geld- 
strafe bis  41»  Kronen  ist  zu  bestrafen,  wer: 

a)  behufs  Znstandebriugens,  Verbreitung  oder  VoUsng  solcher  Veiabrednnsem 
Veiembarangen  die  Aibeiter,  Taglöhner  in  der  Geltendmaehnng  ihr«» 

9* 
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freien  Willens  durch  DrohnQg  oder  dnrcli  thütliche  Beleidigung  hindert, 
oder  zu  hindern  trachtet; 
b)  behufs  Zustandebringens,  Verbreitung  oder  Vollzugs  solcher  Verabredungen 
Vereinbarungen  unter  den  aufgenommenen  ArbA:item  fal&chc  Nachrichten 
veibreitet,  Geld  tanundt,  mit  den  aufgenommenen  Arbeitern  eine  Zosammen- 
kimft  bSIt,  zu  Zwecken  einer  soldien  Ziwammmlnrnft  sein  Lokal  flberttlst 
nnd  an  einer  solchen  y^mmmfuikonft  tdlninunt 

§  66.  Eine  Uebertretung  begdit  md  mit  Haft  bis  60  Tagen  und  mit  einer 
Geldstrafe  bis  400  Kranen  ist  n  bcstia£en,  wer: 

a)  die  landwiitschalUichai  Arbeiler,  Taglämer  aaetfeit,  sich  keine  Arbeiter- 

sertifikate  zu  bescbalTenf  sidi  bei  Abschlufs  des  Vertrages  der  vof^ 
geschriebenen  Formalitäten  m  enthalten,  den  wie  immer  anstände  ge- 
kommenen Vertrag  nicht  zu  erfüllen; 

b)  den  vcnliiiif,'enen,   oder  zum   Verdingen   geneigten  Arbeiter,  Taglohner, 
Dienstboten  desluilb  bi-drulit,  mit  Worten  oder  thätlich  beleidigt,  verspottet; 

c)  den  Vertragsbrüchigen  Arbeiter,   laglohner,  Dicnätbotcu  ötTentlich  belobt, 
odCT  lu  dessen  Gunsten  Spenden  aammeU. 

Unter  diesdbe  Strafe  fallen  auch  jene,  wddie  auf  dem  Fbitae,  wo  die  Arbeiter 
arbeiten,  oder  vor  der  Wohnung  bexiehungsweise  vor  dem  Aufenthaltsorte  des  Arbeit- 
gdben,  seine  Beauftragten  sich  an  dem  Bdmfe  susammenrotten,  um  den  Beginn  oder 
die  Fortaetsang  der  Arbeit  an  hindern,  oder  die  Arbeiter  cum  Einstellen  der  Arbeit 
m  bewegen. 

§  67.  Wegen  der  g^en  die  ^,  60,  63,  63  und  gegen  den  Funkt  «0  des 
§  64  verstofsenden  Uebertretungcn  kann  das  Verfahren  nur  auf  Antrag  der  verletsten 

Partei  eingrk-itet  werden.  Der  Trivatantrag  kann  vor  der  Urteilsverkändigung  zurÜck- 
gezogcn  werden.  (§§  112,  115  Alinea  I,  §  il6,  ti.-A.  V  :  1878.) 

68.  hie  {^efjen  il>>n  .\rbeiter  Iwmcssencn  Freih'•it^straff n  ^ithI.  wenn  der 
Arbcitgcl>er  den  Aufschub  der  Haflstraic  wünscht,  nur  nach  Bceudi|;ung  der  vcrtrags- 
mäfsigcn  Arl>cit  zu  vollstrecken. 

}}  69.  In  dem  Fall<-,  wenn  iler  Arbeitgeber  bereit  ist,  die  grmäfs  sj  38  ver- 
urteilten, zur  Arbeitsleistung  .schon  geneigten  .\rbeiter  zuriick/.unchmen,  kann  die 
Behörde  aui  Ansuchen  des»  Arbeilgebers  die  Arbeiter  auf  freien  Fufs  stellen.  Wenn 
die  derart  auf  freien  Fufs  gestellten  Arbeiter  die  Arbeit  versehen  und  auch  ohne 
willkOrliche  Unterbrechung  beenden,  so  ist  das  eingeleitete  Verfiüuen  einzustellen 
und  von  dem  VoUxug  der  Srafe  abmschen. 

§  7a  Wenn  der  Verurteilte  die  bemessene  Geldstrafe  binnen  48  Stunden  nicht 
beahlt,  ist  die  im  Urteil  illr  diesen  Fall  festgestellte  FMheitsstrafe,  ausgenommen 
den  Fall  der  §§  68  und  69,  sofort  an  voUstredten. 

9  71.  Aus  den  eingezahlten  Geldstrafen  ist  in  jeder  Gemeinde  im  Interease 
dar  landwirtfldiafälchen  Arbeiter  und  TaglOhner  ein  Hilfsfontb  zu  schaffen.  Die 

Organisation  und  die  Verwaltung  dieser  Hilfsfonds  stellt  du  Mmizipinm  mit  G«> 
ndmUgung  des  Ackerbauministers  fest. 
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Vn.  Abschnitt 

Von  den  Behörden  nnd  vom  Verfahren. 

§  73«  Angelegenheiten,  welche  nach  dem  gegenwartigen  Gesetz 

eine  bchösdlidke  Verfügung  erheiidien,  nnd  flb'  die  Ahndang  der  in  diesem  Gesets 
fcitipesieütfln  Uebertretangen,  wie  nndi  fttr  die  BenrteÜonK  der  Scbadennupiilclie, 
«dche  per  Penon  loo  Kronen  nicht  flbersteigen,  ist 

1.  die  Behörde  enter  Instant: 

a)  in  Komitaten  der  Obcrstulilrichtcr ; 

b)  in  Stildten  mit  Munizipalrecht  das  designierte  Mitglied  des  Magistrats;  in 
Stntltcn  mit  gerejjeltem  Magistrat  der  Bürgermeister; 

c)  in  Budapest  drr  Pi  zirksvorstt-hor ; 

2.  Die  RrlKtrdc  zw.  itcr  In.stunz:  die  in  der  im  §  I20  des  (i.-  A.  XXXI  :  1879 
bercichnctcu  Weise  gehildrte  boonderr  KomraiNbion  des  Verttaltungs-Ausschujises} 

3.  die  Behörde  dritter  Instanz :  der  Ackerbauminister. 

Gegen  iwei,  im  Wesen  übereinstimmende  Entsdieidnngen  hat  keine  AppeW 
lation  statt. 

Die  verletzte  Partei  kann  ancb  dann  niclit  appellieren,  trenn  die  Behörde  fweiter 
Listaiis  die  durch  die  Bdiöide  erster  Instans  bcmesene  Strafe  ersachweit  bat;  ebenso 
kann  auch  der  Angeklagte  nicht  appdliren,  wenn  die  Behörde  der  rwdten  Taatutt 
seine  Strafe  gemildert  hat. 

Fine  aufscrordentlichr  Revision  kann  nur  der  Angeklagte  und  auch  diosrr  nur 
dann  ansuchen,  wenn  ihn  b<  idi-  Helsorden  d<  r  niederen  Instanzen  verurteilt  haben  und 
der  Kall  einer  strafbaren  Ihiiuihinj;  nicht  vnrliej^t. 

7J.  Zur  Beurteilung  von  .\iigelegcuhciteu  betrefTeud  einen,  100  Kronen 
Übersteigenden  Scliadcnersatz,  wie  auch  aller  streitigen  Fragen,  wdche  ans  Verträgen 
entspringen,  die  ohne  Kiwli^lhit^  der  in  diesem  Gesets  vorgeschriebenen  FormaliMtten 
abgcschk»ssen  wurden,  sind  die  ordentUdien  Gerichte  kompetent. 

§  74.  Die  nach  diesem  Gesetze  vor  die  Verwaltungsbehörde  gehörenden  An* 
geli^enheiten  sind  in  allen  Instanscn  stets  aursertourlicfa  zu  verliandeln  nnd  su  er- 
ledigen. 

I  )ie  Normen  des  Verfahrens  stellt  <h-r  Ackerbauminister  im  Einvemelimen  mit 
dem  .Minister  des  Innern  und  mit  <l-  ni  lustizminister  durch  eine  Verordnunjj  fest. 

^  7;.  Der  .\ckerhaumini>tcr  wird  emiäclitifjt,  auf  motivierte  L'nterbreitun^  des 
Vervv.iltiin<,'s,su^-c!iu»e>.  in  (iemeinden,  in  welchen  sich  ilies  als  notwendig.;  erweist 
und  die  liit  rlur  auch  die  Fähigkeit  haben,  ein/.elne,  ^'cnau  zu  bestimmende  1  eile  des 
Wirkungskreises,  welcher  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  den  im  Punkte  l, 
§  73  an^esähltcn  Behörden  erster  Instana  zukommt,  den  Geroeindevorstehungen  zu 
übertragen  und  den  lokalen  Verhältnissen  und  dem  Bedarf  entsprechend  nut  dem 
Versehen  der  im  zweiten  Abschnitte  dieses  Gesees  den  Notiren  übertragenen 
Agenten  einzelne,  hicizu  rieh  freiwillig  anbietende  Mitg^eder  des  Muninpal»,  des 
Verwaltungs-  oder  des  munizipalen  landwirtachafilidien  Ausschusses,  oder  einzelne 
Mitglieder  der  Vorstchung  zu  betrauen.  Derartige  Beauftragte  werden  hinsichtlich 
der,  in  ihren  Wirkungskreis  gewiesenen  Agenten  ab  öffentliche  Beamte  betrachtet 
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und  sind  g<-^'enüher  ihnen  in  disziplinarer  Hinsicht  die  Bestimmungen  des  G.>A. 
XXni:  1886  anzuwenden. 

§  76.  Die  MunLtipicn  werden  ermächtigt,  bezüglich  jener  Teile  der  Rechts* 
ycrMTtnfawi  swisclieii  den  Arbcitgebem  und  den  Undiwutichaftlichen  Aibckera,  welche 
durch  das  gegenwfiitige  GeseU  nicht  berührt  werden  und  infolge  der  lokalen  Vcr< 
hUtnbse  von  WicfatickeU  nnd,  nach  Anh&wn  des  Gntaehtena  des  aof  dem  Gebiete 
des  Mtmizipitnns  wirieenden  laodwutsdhafUidbcn  Vereins  ein  besonderes  Statut  so 
sdnlTen« 

Schlufsbestimmnn^en. 

§  77.  Der  Ackerbauminister  wird  ermächtigt,  das  landwirtschaftliche  Arbeiter- 
vennittliiMgsweseii  durch  «ne  Verordnung  zu  regeln. 

I  78.  Der  Adcerbanminister  wird  ermicbtigtt  den  Tag  des  Indebentretcns  des 
^enwSrtigen  Geaetses  und  die  UebeigangsveriVgungen  im  Verordnnngswcge  fest* 
nsteUen.  Am  Tage  des  Inalebentretens  des  Gesetzes  verliert  der  anf  die  Feldarbeiter 
und  Tagldhner  besüglidie  Teil  der  Absdinitte  V,  VI  md  VII  des  G.-A.  XIII:  1876 
seine  Geltimg. 

§  79.  Die  Formalitäten  der  vor  dem  Inslebentrcton  dieses  Gesetzes  zustande 
gekommenen  Verträge  sind  nach  dem  G.-A.  XIII:  1876  zu  iKurtcilen.  In  jeder 
anderen  Minsicht  sind  auch  aul  solche  Verträge  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  anzuwenden. 

§  80.  Mit  dem  Vollzog  dieses  Gesetzes  werden  die  Minister  ftr  Ackeibaa, 
bnnercs,  Finanzen  mid  Jostiz  betraut 
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MISZELLEN. 

Die  Erhebung  Ober  Frauen-  und  Kinderarbeit 

in  den  Vereinigten  Staaten. 

Von 

Prof.  Dr.  Heinrich  rauchberg 

in  l'rug. 

licvcnth  Annual  Report  ul  the  Coiuiuis^ioucr  ol  Labor  1^95 — 96.    Work  and  Wages 
of  Mcn,  Women,  and  Giildren.   Washington  1897. 

Der  II.  Jahresberi«  ht  des  amerikanischen  Arbeitskommissärs  hat  es 
sich  zur  .\iifi;a1)c  gemacht,  die  gewerbliche  Verwendung  von  Frnucn  und 
jugendlichen  Hillsarbeitem,  sowie  deren  Löhne  zu  untersuchen,  haupt- 
'^achHch  um  festzustellen,  inwieweit  Frauen-  und  Kinderarljeit  die  iM:inner- 
arbeit  verdrängt,  dann  wie  es  rnit  ihrer  Leistungsfähigkeit  und  mit  ihrer 
Entlohnmig  im  Vergleiche  zur  männlichen  Arbeit  bestellt  ist.  Er  be- 
liandelt  also  Fragen,  die  auch  bei  uns  im  Vordergnmde  des  Interesses 
stdben.  Eine  gründliche  Beleuchtung  derselben  wäre  auch  fUr  den 
europäischcD  Kontinent  von  gröfster  Wichtigkeit  gewesen,  dürften  wir 
doch  aus  den  Zuständen  in  einem  wirtschaftlich  weit^  fortgeschrittenen 
Lande  schliefsen,  wohin  die  Fintwicklung  führt,  in  der  wir  selbst  be- 
griffen sind.  Ich  bin  daher  mit  dem  grüfsten  Interesse  an  das  Studium 
dieses  Berichts  gegangen.  Enttäuscht  hal>e  ich  ihn  wieder  aus  der  Hand 
gelegt.  Er  hält  bei  weitein  nicht,  was  Titel  und  Programm  versprechen. 
Aus  zwei  Ursachen :  Zunächst  umfafst  die  Erhebung  lange  nicht  die 
ganze  Industrie  der  Vereinigten  Staaten,  sondern  nur  1067  ausgewählte 
Etablissements,  die  als  „repräsentativ"  bezeichnet,  deren  Verhältnisse  also 
als  t)  pisch  angenommen  werden.  Die  amerikanische  Arbeitsstatistik  ar* 
bchet  ja  sehr  häu%  mit  derartigen  Typen  und  es  ist  mcht  su  leugnen, 
dals  sie  damit  manniglbche  Auftchlilsse  Uber  VerhSltnisse  erzielt  hat,  die 
sich  einer  umfassenderen  Auftiahme  entziehen,  .\llein  von  Wert  smd 
die  Ergebnisse  nur  dann,  wenn  die  Anzahl  der  Beobachtungen  groft 
genug  ist,  um  den  Einflufs  des  ZuHills  auszuschliefsen.  Das  ist  hier  nun 
keineswegs  der  Fall.  Scheinbar  erstreckt  sich  die  Aufnahme  zwar  über 
eine  stattliche  Armee  von  Arbeitern.    Die  untersuchten  1067  Etablisse- 
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ments  beschäftigten  148367  Personen.    Allein  sobald  die  eigentliche 
Untersuchung  über  das  allraäligc  Eindringen  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit und  ihre  Konkurrenz  mit  der  Männerarbeit  beginnt,  werden  die 
Falle,  in  denen  die  X  oraiissetzuni^ci^  tur  die  Verglcirhunt^  /lUreffen.  immer 
weniger,  so  dafs  schlierslich  mit  relativ  geringen  Zahlen  operiert  wird, 
welche  (iberdies  je  nach  den  Gesichtspunkten  der  Untersuchung  schwanken 
und  eine  einheitliche  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  vereiteln.  Da- 
mit Stellt  das  sweite  Moment,  das  den  Wert  des  Berichts  sehr  beditfiSchtigt, 
in  engem  Zusammenhange:  die  mangelhafte  analytische  Durcharbeitung 
des  Materials.  Von  ganz  wenigen  susammenfassenden  Tabellen  in  der 
Einleitung  abgeadien,  werden  nur  die  RinwlnfllUe  vofgeftdut  Der 
Leser  mag  nun  zusehen,  ob  sich  daraus  überhaupt  allgemeine  Erkennt- 
nisse ableiten  lasäen.    Mitunter  ist  nicht  einmal  die  Anzahl  der  Fälle 
und  Individuen  festgestellt,  für  welche  die  einzelnen  (Gesichtspunkte  zu- 
treffen.   Wenn  wir  die  Tabellen  dtirchblattern,  so  cmpfaiiiren  wir  zwar 
gewisse  allgemeine  F.indrürke,  beiläufig  wie  auf  einer  Studienreise,  aber 
von  jener  Klarheit  der  Erkenntnis,  von  jener  scharfen  Formulierung  der 
Ergebnisse,  wie  wir  sie  von  der  Statistik  verlangen,  bleiben  wir  weit  ent- 
fernt.  Allerdings  ist  —  wie  ich  glaube  —  die  Durcharbeitung  niciit 
so  sehr  aus  Nachlässigkeit  unterblieben  als  vielmehr  in  der  Erkenntnis» 
dafs  das  gesammelte  Material  dazu  dann  doch  nicht  ausreiche.  Es  kann 
nun  nicht  meine  Aufgabe  sein,  die  Bearbeitung  auf  eigene  Faust  nach- 
zutragen.  Sdien  wir  vielmehr  zu,  welche  Aulschlüsse  der  Bericht  in  der 
Form,  wie  er  nun  einmal  vorliegt,  bietet. 

Zunächst  handelt  es  sich  darum,  die  grofse  Hcwegung  zu  kenn- 
zeichnen, in  welche  unser  l^ericht  hineinleuchten  will.  Zu  diesem  Zwecke 
werden  in  der  Einleitung  die  Ergebnisse  der  drei  allgemeinen  Zeiisus- 
aufnahmen  von  1870,  1880  und  1890  über  die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit in  den  Vereinigten  Staaten  zusammengestellt.  In  statistischer 
Hinsicht  sind  diese  Tabellen  die  wichtigsten  des  ganzen  Berichts.  Sie 
enthalten  die  grundlegenden  Thatsachen.  Ich  teile  daher  die  Haupt* 
zahlen  daraus  mit: 


An/.ahl  der  Berufslhiitigen  im  Alter  von  über  10  Jahren: 


187 

0 

1880 

1890 

männl 

wcibl. 

männl. 

wcibl. 

männl. 

w«-ihl. 

Urproduktion 

5744314 

397049 

7409970 

594654 

8333813 

679523 

FVei*  Benife.  . 

378841 

92*57 

4*5947 

177255 

632646 

31 1687 

H&u^liche  u.  pvT- 

s»oul.  Uicnsle  ') 

1  003 

973  «S7 

2321937 

I  181  506 

2692879 

166769& 

Handel  a.  Tranü- 

port .... 

130957t 

19828 

1803629 

62852 

3097701 

228421 

Indnstriennd  Ge- 

4064051 

werbe  .    .  . 

2098  246 

.■?53  997 

2  783  459 

630  890 

I  037  34s 

tosunmen  .  . 

10669635 

1836288 

»4  744942 

2647157 

18821090 

3914571 
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Von  je  loo  Bcfufithätigen  im  Alter  von  Uber  zo  Jahren  wuen 
demnach 


in  den  nachstehenden  Beruf«- 

i8 

70 

1880 

1890 

abteilangen : 

niännl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

niäiinl. 

weibl. 

93-53 

6.47 

92-57 

7.43 

92. 4Ö 

7-54 

75- H 

24.86 

70.61 

»9-39 

66.99 

33.01 

Hänsl.  n.  penäoL  Dienste  >)  . 

579« 

434)9 

66.a8 

33-73 

61.76 

3<-»4 

Ruukl  imd  TiMisport.   .  . 

9«.39 

t.6i 

96.63 

3-37 

93.13 

6.87 

bdnstrie  und  Gewerbe    .  . 

«55« 

«4^ 

81.5a 

18.48 

79.8a 

20.18 

in  ganzeii  . 

853« 

14.68 

84.7« 

15.2a 

83.78 

i7.aa 

Kein  Zweifel :  die  weibliche  Berufsarbeit  gewinnt  neben  der  männlichen 
immer  mehr  an  Spielraum.    Diese  Erscheinmig  kehrt  in  sämtlichen  Be- 
nüsabteilungcn  wieder.    Dürfen  wir  deswegen  auch  —  wie  es  der  Ar- 
beiiskommissär  thiit  —  von  einer  Verdrängung  des  männlichen  Geschlechts 
sprechen  ?   Die  Zahlen  begründen  diese  Annahme  keuieswegs.    Das  wJire 
uur  dann  der  Fall,  wenn  das  Anwachsen  der  weiblichen  Berufsthätigen 
begleitet  wäre  von  einer  Verminderung  der  männlichen.    Anstatt  dessen 
sehen  wir  durchaus  eine  starke  Zunahme  der  münnlichen  Berufsarbeit, 
wenn  sie  auch  durch  das  Tempo  der  weiblichen  überflügelt  wurde. 
Das  gegenseitige  Verhältnis  beider  mufs  von  einem  höheren  prinzipiellen 
Standpunkte  aus  beurteilt  werden.    Wir  sehen  die  amerikanische  Volks- 
wirtschaft in  rascher  Entfaltung  begrifien.   Sie  weichst  nicht  nur  ihrem 
aufseren  Umfange  nach,  sondern  es  wird  auch  durch  den  technischen 
und  sozialen  Fortschritt  die  gesellschaftliche  Arbeitsteilung  und  Henifs- 
ditt'erenzierung  stets  weiter  entfaltet,    bortwährend  entstehen  neue  Ar- 
beitsverrichtungen   und  Berufsarten,   welche  beiden  Geschlechtern  offen 
stehen,  und  auch  von  dem  weiblichen  besetzt  werden  können,  ohne  dafs 
das  männliche  dadurch  aus  seinen  sonstigen  Stellungen  verdrängt  würde. 
Durch  die  nimmer  ruhende  Umgruppierung  der  Gesellschaft  nach  den 
Zweigen  der  fortschreitenden  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  g^angt 
jedes  der  beiden  Geschlechter  immer  mehr  in  jene  Position,  in  welcher 
CS  sich  am  erfolgreichsten  zu  bethätigen  vermag.    ThatsSchlich  sdien 
wir  auch,  dafs  der  Anteil  des  weiblichen  Geschlechts  gerade  in  jenen 
Btnifsabteilungen  am  stärksten  gewachsen  ist,  die  in  der  gesamtei\  Be- 
rufsgliederung   immer  mehr  an  Raum  gewinnen,  so  l)ei  den  treien  Be- 
rufen,  so   beim    Handel    und   Transiiort.    Hclien  wir  aus  der  letzteren 
ßcrufsabteihmg  z.  B.  das  kaufmännische  Hilfspersonal  heraus,  so  waren 
von  demselben 


1)  Danmter  Behcibeigviig  und  Erqnickiiiig,  sowie  (merkwürdigerweise!)  alla 
Arbeiter  oime  nSbere  Beseidmiing  des  Bemlsiwcift. 
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in  Prozenten 


niiuilicli  weiblich  männlich  wetblidi 

1870      300190  10708  96.53  3.47 

iSSo       498645  3S0S8  92.90  7.10 

i8yo       842832  171  712  83.07  i<^Q3 

Das  rasche  F.indringen  der  Frauen  in  die  hierher  gehörigen  Berufs- 
zweige geht  also  Hand  in  Hand  mit  einer,  absolut  genommen,  sogar 
noch  ertublicheren  Vennehning  der  männlichen  Berufsthätigen. 

Gewissermaisen  das  Gegenstück  dazu  bildet  die  Schneideret.  Hier  hat 
die  Ausbildung  des  Sweating-Systems  eine  vergleichsweise  särkere  Zu- 
nahme der  männlichen  Arbeiter  zur  Folge  gehabt.  Es  waren  in  der 
Schneiderei  beschäftigt 

in  Prozenten 
Männer  \V<il»er         Männer  Weiber 

1880  81658  52098  61.05  38.95 

1890  121591  63809  65.58  34.42 

Wir  .sehen  also:  der  wachsende  Anteil  des  weiblichen  (ies(  hiechts 
an  der  Berufsarbeit  bedeutet  an  und  für  sich  noch  keineswegs  die  \'er- 
drängung  des  männlichen  Geschlechts,  sondern  nur  eine  solche  Um- 
änderung in  dar  Organisation  des  gesellschaftlichen  Produktioospiozessesy 
vermöge  welcher  neue  Stellen  für  weibliche  Arbeit  geschaffen  oder  andere 
Stellen,  die  bisher  von  Männern  besetzt  waren,  flir  die  Frauenarbeit  frei 
werden,  während  sich  den  Mäimem  andere  Arbeitsgebiete  eröffnen,  auf 
welchen  sie  sich  erf(rigreicher  zu  bethätigen  vermögen.  Vom  Stand- 
punkte der  gesamten,  in  rascher  Entfaltung  1)egriflfenen  Volkswirtschaft 
aus  können  wir  hier  nur  von  einem  Nachrücken  des  weiblic  lien 
Geschlechts  spret  hen.  In  den  Niederungen  des  Lohnkaini)fs  mag  die>e 
Bewegung  freiü«  h  häufig  genug  in  der  Form  des  N  a  r  h  -  und  Hin  aus- 
dränge ns  stattfuiUen.  i'alsch  aber  wäre  es,  den  Kmtritl  des  weiblichen 
Geschlechts  in  die  grofse  Gemeinschaft  der  gesellsduftUchen  Arbeit 
lediiglidi  unter  diesem  letzteren  Gesichtspunkte  zu  beurteilen.  Freilich 
darf  dabei  nicht  übersehen  werden,  dafs  beim  weiblichen  Geschlechte 
in  der  Thal  ein  stärkerer  Zudrang  zur  Berufsarbeit  stattfindet  als  beim 
männlichen.  Bei  diesem  ist  der  Eintritt  in  die  Berufsarbeit  nach  er- 
folgter Berufsvorbereitung  die  Regel,  bei  jenem  war  er  bis  vor  kurzem 
die  .\usnahme;  diesem  ist  der  Weg  dazu  bereits  geebnet,  jenes  nuifs 
ihn  erst  suchen  oder  erkärai)fen.  Je  enger  der  häusHche  \\  irkungskreis 
wird,  je  mehr  er  sich  infolge  der  Deckung  aller  Bedürfnisse  durch  ge- 
sellschaftliche Produktion  auf  die  Ordnung  der  Konsuiniion  best  hraukt, 
desto  mächtiger  regt  sich  auch  im  Weibe  der  Drang  nach  gesellschaft- 
licher Bethätigung,  sowohl  aus  materiellen  als  auch  aus  idealen  Ver- 
anlassungen. Und  da  nun  der  Zugang  dazu  häu%  nur  enge  ist,  so  voll* 
feiefat  sich  der  Eintritt  nicht  ohne  einiges  Gedränge  m  der  Fonn  der 
Konkurrenz  der  arbeitsuchenden  Frauen  sowohl  untereinander  als  auch 
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den  MSaneni  g^enüber,  welche  —  dem  gesellschaftlidien  Trägheits- 
nomeBt  unterworfen  —  neue  Stellungen  von  höherer  gesellschaftlicher 
LetstnngsflÜiigkeit  oft  nicht  freiwillig  sondern  nur  unter  dem  Drucke  der 

weiblichen  Konkurrenz  aufsuchen.  Auf  solche  Weise  löst  das  weiblidic 
Geschlecht  das  männliche  in  mancher  Beruisbethätigung  ab.  Ein  Auih 
schnitt  dieses  Ablösungs-  und  Nachrückimgsprozesses  ist  fast  an  jedem 
LTofsercn  Betriebe  zu  beobachten,  wenn  man  den  Anteil  der  beiden  Ge- 
S' hlechter  an  dem  Betricbspeisoiial  zu  zwei  zeitlich  möglichst  weit  aus- 
einander liegenden  Zeitpunkten  untersucht.  Und  das  war  die  wesentlichste 
.\u^abe  der  Erhebung,  über  welche  hier  zu  berichten  ist. 

Bevor  ich  auf  die  Methodik  und  die  Ergebnisse  derselben  des 
näheren  emgehe,  wollen  wir  noch  rasch  zur  Kenntnü  nehmen,  was  sich 
aas  dem  Zensusmaterial  ttber  den  Familtenstand  der  berufethätigen 
Fnmen  und  flber  die  Verbreitung  der  Kinderarbeit  entnehmen  lälst  Von 
je  loo  in  den  nebenbezeichneten  Beru&abteilungen  erwerbtfaätigen  Frauen 
waren  1890 

ledig')     Verheiratet    ver«'itwet  peschifden 


l'rprodaktion  

43-44 

32.51 

33- 19 

0.S6 

Irfi'-  Beruf«*  

87.88 

6.94 

4.60 

0.58 

Häu-slichc  u.  porsönl.  Dienste. 

12.84 

16.32 

0.99 

Handel  und  i  ramport  .    .  . 

7-39 

9  73 

0.65 

Induibie  md  Ctewert>e  .   .  . 

79.05 

10.68 

935 

0.92 

im  ganzen    .  . 

69.84 

13.16 

i6.to 

0.90 

Als  Hauptergebnis  ist  hervorzuheben,  daft  die  eheweibliche  Arbeit, 
insbesondere  in  jenen  Benifen,  welche  nicht  von  der  Hauswirtschaft  aus 
wahrgenommen  werden  können,  eine  sehr  geringe  Rolle  sjjielt.  Von 
dem  früher  erwähnten  weiblichen  kaufmännischen  Hifspersonal  waren 
kaum  4.5  ^  „  verheiratet,  ja  sogar  von  den  Schneiderinnen,  bei  denen 
sich  die  Berufsarbeit  doch  verhaltnisinäfsig  leicht  mit  der  Wahrnehmung 
der  häuslichen  /Vngelegenheiten  vereinigen  läfst,  nur  9.6  '*  Besonders 
schwach  sind  die  veriieirateten  Frauen  in  den  Industriezweigen  mit  ttber- 
vi^enden  Groisbetrieb  vertreten.  '  Schon  die  absoluten  Zahlen  stehen  so 
niedrig,  dals  eheweibliche  Arbeit  geradezu  als  sdtene  Ausnahme  be- 
nicfanet  werden  mufs.  In  Amerika  ist  —  von  der  Landwirtschaft  und 
persönlichen  Diensten  abgesehen,  welche  ja  unten  völlig  anderen  Gesichts- 
punkten betrachtet  werden  müssen  —  die  Frauenarbeit  ganz  über- 
wiegend die  Arbeit  von  T. edieren  oder  Kheverlassenen.  Die  verheiratete 
Frau  ist  von  der  Frxverbsarbeit  in  der  Regel  befreit :  der  1  -ohn  des  Mannes 
reicht  für  den  Unterhalt  der  Familie  aus.  Die  Frage  der  weiblichen 
Berufsarbeit  ist  somit  nichts  anderes  als  die  Uuikchrung  der  Heiratsfir^. 

>)  Hierlier  fmd  andi  die  FkAnea  gereclmet,  Or  wddie  die  Angabe  des  FamUien- 
anks  fehlt. 
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Aber  diese  letztere  hat  deswegen  ihren  Schrecken  verloren,  weil  esoodi 

eine  andere  Altcrnnti\  c  f^nebt :   die  unverheiratete  Frau  kann  sich  sdbst 
erhalten.    Die  verlu  iratete  hat  es  nu  hl  uäUta  und  tbut  es  auch  nicht 
Ueber  die  Kinderarbeit  liegen  folgende  Zensusangaben  vor: 

Krwcrbthätigc 

Im  Jahre      im  Alter  von  Jahren         Knaln-n       Mädchen       Kinder  überhaupt 
1870         10  bis  einschl.  15  54S064         191  100  739164 

1880         10    ,,       ,,        15  825187        293169  II1S356 

1890         10    „       „        14  400586        202427  603013 

Ks  waren  demnach  erwerluhätig  von  je  100  den  nebenbezeichnetea 

Altersstufen  angehörigen  Kindern 

im  Jahre  im  Alter  von  Jahren  Knaben  \!ä<lrhen  Kindern  überhaupt 

1870         10  bis  einschl.   15  19  30  6.<)i  I3  I9 

1880         10    „       „        15  24.44  8.96  16.82 

1890          10    ,,        „         14  !I.2t  5.85  8.57 

Die  Daten  Air  1890  sind  mit  jenen  der  vorhergehenden  Zahlungen 
nicht  ohne  weiteres  %'ergleichl)ar,  weil  1890  die  Kinderarbeit  nur  für 
4  Jahrgänge,  bei  den  früheren  Autnahmen  aber  für  5  Jahrgänge  nachge- 
wiesen wird.  Nimmt  man  an,  dafs  20 '\,  der  im  15.  Lebensjahre  stehen- 
den Kinder  crwcrbsthätig  sind,  so  berechnet  sich  die  Anzahl  der  jugend- 
lichen Erwerbsthätigen  im  Alter  von  10  bis  inkl.  15  Jahren  Air  1890 
auf  860786  oder  10.54  aller  Angehörigen  dieser  Altenklasse.  Da- 
nach wäre  der  Anteil  der  jugendlichen  Arbeit  in  der  letsten  Zensos» 
Periode  noch  erfaeblidier  zurOckgegangen  als  in  der  voiletzten  geati^ett 
Dieses  Ergebnis  ist  jedoch  mit  giGlstem  Mißtrauen  aulzunehmen.  Ei 
gehört  zu  den  schwierigsten  Problemen  der  Berufsstatistik,  die  Teilnahme 
des  Jugendlichen  Alters  an  der  Berufsarbeit  festzustellen,  denn  der  Ein- 
tritt in  dieselbe  vollzieht  sich  häufig  nur  schrittweise,  in  statistisc  h  kaum 
erfafsbaren  Abstufungen.  Geringe  Al)wcichungen  in  der  Methode  (kr 
Erhe1)ung  oder  in  der  Behandlung  des  Materials  bei  der  .Aufbereitung 
vermögen  die  Ergebnisse  in  sehr  em[)findlirher  Weise  zu  beeinflussen. 
Und  da  scheint  es  mir  denn,  dafs  es  dem  derben  Pinsel,  womit  das  Al- 
frescogemälde  des  amerfleanudien  Zensus  angel^  wurde,  nidrt  gelungen 
sei,  die  feine  Kontur  der  Kinderarbeit  reinlidi  zu  ziehen. 

Die  in  Rede  stehende  Erhebung  bezweckte  zu  untersuchen,  welche 
Spuren  die  hier  flir  die  gesamte  Bevölkenmg  der  Vereinigten  Staaten 
gekennzeichnete  Verschiebung  in  der  Arbeitsteilung  zwisdien  den  beiden 
Geschlechtern  in  einer  Reihe  von  als  typisch  angenonmieDen  Be- 
trieben hinterlassen  hat.  Wie  bereits  erwähnt,  wurden  im  ganzen 
1067  Etablissements,  den  verschiedensten  Hranciu'n  ungehörig,  in  30 
verschiedenen  Unionsstaaten  gelegen,  in  die  Untersucliung  einbezogen.  Es 
galt  für  jedes  derselben  die  Gliederung  des  Arbeitspersonals  nach  Ge- 
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schlecht  und  Alter  (unter  l8  Jahren  alt,  18  Jahre  und  darübt-r),  die 
Lohnform,  den  höchsten,  mindesten  und  durchschnittlichen  Wochenver- 
dienst, die  Art  der  technischen  Verwendung  und  den  Grad  der  Leistungs- 
fähigkeit zimächst  für  eine  Woche  der  Erhebungsperiode,  d.  i.  der 
Jahre  1895  oder  1896,  und  dann  noch  für  eine  andere  Woche  festzu- 
i»ieUen,  welche  hinter  der  Erhebungszeit  um  mindestens  10  Jahre  zurück- 
iiegt  Aufierdem  and  noch  einige  Zusatzfragen  gestellt  worden,  auf 
welche  später  nodi  kure  «irückzukommen  sein  wird.  Ans  dem  Vergleich 
der  Angaben  fUr  diese  beiden  um  mindestens  lo  Jahre  ausdnander 
liegenden  Arbeitswochen  soll  auf  die  mittlerweile  eingetretene  Aenderung 
in  der  Ven*endung  und  Stellung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  zurückge- 
schlosaen  werden.  Inwieweit  dieser  Riickscblufs  zwingend  ist,  werde  ich 
später  erörtern.  Hier  nitichte  ich  nur  bemerken,  dafs  eine  statistische 
Erhel)unii;  von  Dingen,  die  um  mindestens  10  Jahre  zunu  kliegen,  nicht 
unbedenklich  ist.  Jedenfalls  müssen  die  Aufzeichnungen  schon  in  jener 
früheren  Zeit  gemac  ht  worden  sein,  worauf  sich  die  Angaben  beziehen. 
Inwieweit  dies  zuiriiU,  oder  ob  wir  es  nicht  auch  hie  und  da  mit  einer 
mehr  oder  minder  willkürlichen  Rekonstruktion  früherer  BetriebsverfaälC- 
niaie  zu  thun  haben,  ist  aus  der  Darstellung  nicht  zu  entnehmen.  Auch 
wird  der  statistische  Wert  der  Daten  dadurch  beeinträchtigt,  dafs  die  An- 
gaben für  die  irtthere  Periode  nicht  auf  einen  einheitlichen  Zeitpunkt 
sich  beziehen.  In  dieser  Hinsicht  steht  nur  das  Ejne  fest,  dais  sie 
eben  mindestens  um  10  Jahre  zurückgreifen. 

In  den  untersuchten  X067  Betrieben  waren  beschäftigt: 

^iSnner      Fknaen  cntantmen 

in  der  fiflhcren  Periode  43990       51539         94  5^9 

xor  Erhcbmissseit  68380       79987  148367 

Wie  wir  sehen,  umfafst  die  Untersuchung  betriebe,  in  welchen  die 
Frauenarbeit  viel  stärker  vertreten  ist  als  in  der  gesamten  Herufsarbeit 
des  amerikanischen  Volks  und  über  die  Mannerarbeit  entschieden  übcr- 
\Megt.  Während  des  Jahrzehnts  zwischen  den  beiden  Erhebungsperioden 
haben  diese  Betriebe  ihr  Personal  sehr  erheblich,  um  mehr  als  50  % 
vermehrt,  ohne  da&  dabei  das  Geschtechtsverhältnis  zu  Gunsten  der 
Frauenarbeit  verschoben  worden  wäre.  Die  Frauen  machten  in  der 
früheren  Periode  54.5,  in  der  Erhebungszeit  nur  $3-^  %  gesamten 
JBetriebspersonals  aus.  Von  einer  Verdrängung  männlicher  Arbeit  durch 
weibliche  kann  demnach,  wenn  man  den  Blick  auf  das  Ganze  richtet, 
nicht  die  Rede  sein.    Anders  freilich,  wenn  man  ins  Detail  geht. 

So  wie  auch  das  Alter  berücksichtiget  werden  soll,  crwei>en  sich  die 
Angaben  für  eine  Anzahl  von  Betrieben  lückenhaft.  136  Betriebe 
raufsten  daher  von  der  .Aufstellung  der  diesbezüglichen  Tabelle  ausge- 
schieden werden.    Danach  gelangt  man  zu  folgender  Atifstellung: 
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Arbeitspcrsonal  von  931  Betrieben 

männlich  wi-ihlicli 


18  Jahre  u. 

unter 

iS  Jahre  u. 

unter 

darüber 

18  Jahren 

darüber 

18  Jahren 

snr  Eiliefaiiiigneit 

43 '95 

7540 

45162 

12751 

ia  der  frflheicn  Periode 

26479 

4175 

27163 

«743 

Zawschs 

16716 

336s 

17999 

6008 

in  Prozenten 

63.1 

80.6 

«3 

89.1 

Ira  Gegensatz  zu  der  auf  Grund  der  Zahlen  für  1067  Betriebe 
angestellen  Berechnung  hätte  demnach  das  weibliche  Betriebspersonal 
beider  Altersstufen  stärker  zugenommen  als  das  männliche.  Es  hätten 
ferner  bei  beiden  Geschlechtern  die  Jugendlichen  Hilfsarbeiter  rascher 
sich  vermehrt  als  die  erwachsenen ,  was ,  nebenbei  bemerkt ,  mit  den 
früher  mitgeteilten  Zensusresultaien  in  Widerspruch  steht.  Dafs  auf  diese 
letzteren  nicht  viel  zu  geben  ist,  habe  ich  bereits  früher  bemerkt.  V«  ie 
aber  ist  der  Widerspruch  hinsichtlich  der  Zimahme  des  wdUidien 
Personals  zu  erklären?  Ganz  einfach  damit,  dais  —  wie  sich  aus 
einer  dnfachen  Berechnung  ergiebt  —  die  136  ausgeschiedenen  Be- 
triebe, welche  zur  Zählungszeit  39619  und  in  der  früheren  Periode 
29971  Personen  beschäftigten,  hinsichtlich  der  Beteiligung  der  beiden 
Geschlechter  gerade  die  entgegengesetzte  Bewegung  aufweisen ,  wie  die 
in  die  weiteren  Tabellen  einbezogenen  Etablissements.  In  den  aus- 
geschiedenen Betrieben  stellte  nämlich  das  weibliche  Geschletrht  zur 
Erhebungszeit  55,4,  in  der  früheren  Periode  aber  58.8  Prozente  des  ge- 
samten Personals.  Hier  ist  also  der  relative  Anteil  des  weiblichen  Ge- 
schlechts nicht  unerheblich  zurückgegangen.  Diese  für  die  Beurteilung 
des  Gesamtergebnisses  geradezu  entscheidende  Thatsache  ignoriert  der 
Bericht  des  Arbeitskommissärs  vollständig.  Ich  gestehe,  dals  ich  selbst 
durch  das  Ergebnis  meiner  Berechnung  überrascht  war.  Mein  Glaube 
in  die  Zuverlässigkeit  der  amerikanischen  Stichproben-Erhebungen ,  der 
ohnedies  auf  schwachen  Füfsen  stand,  ist  nun  völlig  zusammengebrocheiu 
Was  hat  man  von  einer  Erhebung  zu  halten,  bei  der  136  Betriebs- 
einheiten mehr  oder  weniger  genügen,  um  das  Hauptergebnis  geradezu 
in  sein  Gegenteil  umzukehren  r 

Das  gleiche  Pedenken  kehrt  in  uestri^ertein  (»rade  wieder,  sobald  man 
sich  auf  die  Beurteilung  der  einzelnen  (.iewerbe-  und  Handelszweige  einlafst. 
Dennoch  lassen  die  ZitVernreihen  eine  ganz  bestimmte  Tendenz  in  der  Um- 
bildung  der  Arbeitsteilung  zwischen  den  beiden  Geschlechtern  erkennen,  oder 
vielmehr  ahnen  als  erkennen.  Aeufserlich  stellt  sich  diese  Umbildung  ab 
eine  Art  chassä  croiaä  zwisdien  beiden  Gescblecfatem  dar:  in  die  männlichen 
Berufe  dringen  Frauen,  in  die  weibUchen  Männer  ein,  die  Männer  z.  B. 
in  die  Bekleidungs-  und  Textilindustrie,  die  Frauen  in  die  verschiedenen 
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Zweige  des  Handels,  der  Metallwarenindustric ,  der  Keramik,  der  j>oly- 
graphischen  (iewcibe.  Das  scheint  durch  Umänderungen  in  der  Technik 
und  Organisation  bedingt  zu  sein:  einerseits  ersetzt  die  Arbeit  von  Ma- 
schmen,  die  fiberwiegend  durch  Mloner  bofient  woden,  die  Handarbeit 
von  Frauen,  andrerseits  ermäglidien  es  Fortschritte  der  Arbeitsteilung  in 
der  Richtmig  der  Arbdtsserlegitiig;  Frauen  xu  solchen  Teilarbeiten  zu 
verwenden,  welche  früher  mit  anderen  susammen  em  einheitliches,  den 
Männern  zugewiesenes  Arbeitsstadium  ausmaditen.  Der  vorliegende  Be- 
hebt stellt  diesen  Gesichtspunkt  zwar  nicht  auf,  er  ermöglicht  es  aber, 
ihn  gleichsam  kursorisch  zu  verfolgen,  indem  in  der  Tabelle  1  des  ta- 
bellarischen Teiles  für  jedes  F.tahlissenient  das  Arbeitspersonal  nicht  nur 
nach  den  bereits  erwähnten  L'nterscheidiingen,  sondern  auch  nach  den 
einzelnen  Arbeitsverrichtungen  innerhalb  der  speziellen  Arbeitsorganisation 
des  Betriebs  nachgewiesen  wird. 

Dteae  Nadiweisung  verfolgt  dort  den  Zweck,  eine  Vergleichung  der 
Arbeitslöhne  der  Frauen  mit  jenen  der  Männer  und  der  Löhne  der  Jugend» 
liehen  Hil6arbeiter  mit  jenen  der  erwachsenen  anzubahnen.  Zu  diesem 
Zwecke  wird  für  jedes  der  beiden  Geschlechter  die  Lohnform  (ob  Zeit« 
oder  Stücklohn),  sowie  der  höchste,  niederste  und  durchschnittliche 
Wochenlohn  angegeben.  Eine  spätere  Tabelle  trägt  die  Anzahl  der 
wöchentlichen  Arbeitsstunden  in  jeder  der  beiden  Rrhebungsi>erioden 
nach.  Da  die  Angaben  über  den  .\rbeitslohn  imd  die  Arbeitszeit  bei  der 
Bearbeitung  nicht  weiter  kombiniert  wurden,  ist  es  schwer,  aus  dieser 
Xachweisung  den  ents[)rechenden  N\it/en  zu  ziehen. 

Was  nun  aber  das  Veriuiltms  der  männlichen  Arbeitslöhne 
m  den  weiblichen  anbelangt,  so  reichen  die  Hilftmittel  der  gewöhn- 
liehen  Lofanstatistik  zu  emer  sicheren  Beurteilung  derselben  aus  dem 
Grunde  nicht  aus,  weil  Ja  Frauen  und  jugendliche  Arbeiter  inner- 
halb der  einzelnen  Betriebe  zumeist  zu  anderen  Arbeitsverrichtungen  ver- 
wendet werden  als  die  Männer,  und  demnach  auch  unter  anderen  I>ohn- 
bedingungen  arbeiten.  Ja  selbst  bei  gleichnamigen  Arbeitsverrich- 
tungen treffen  die  Voraussetzungen  für  die  Vergleichung  des  Lohn- 
niveaus nicht  zu,  indem  in  Wirklichkeit  die  Arbeitsleistung  der  beiden 
(icsthlechter  doch  nicht  gleichartig  ist.  Häufig  wird  den  Frauen  von 
vornherein  leichtere  Arbeit ,  wenn  auch  von  gleicher  Technik ,  zu- 
gcwie>en.  F*s  ist  ein  grofses  \'erclienst  der  vorliegenden  Erhebung 
diesem  Umstand  dadurch  Rechnung  getragen  zu  haben  ^  dafs  das  zu 
gleichnaroigoi  Arbeitsveirichtungen  verwendete  Personal  weiterhin  ge- 
gliedert wurde,  nach  Stufen  der  LetstungsfUhigkeit  oder  des  relativen 
Werts  der  Arbeitsleistung  für  den  Unternehmer.  Die  Leistung  der 
Männer,  Frauen  und  jugendlichen  Arbeiter  innerhalb  der  einzelnen 
Abstufungen  stellt  sich  nach  dem  Urteil  der  betreffenden  Betriebsleiter 
als  gleichartig  und  gleichwertig  dar  und  sollte  demnach  in  gleicher 
Weise  entlohnt  werden.   Leider  ist  eine  derartige  Nachweisung  nur  von 
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436  Etablissements  und  nur  für  1009  Fälle  erlangt  worden,  in  wekheu 
Fnueik  mit  Mibuieni  oder  jugendliche  Htl&urbeiter  mit  Erwachseneil 
durch  gleichwertige  Arbeitsldstungoi  konkurrierten.  Unter  einem  „TzXlf* 
ist  hier  nicht  ein  Individuum  zu  Terttehen,  sondern  die  Thatsache  des 

Konkunrierens  in  einer  bestimmten  Arbeitsldstung  und  in  einem  bestimmten 
Betriebe.  Diese  Fälle  werden  zunächst  nach  den  einzelnen  E^blisse> 
ments  angeführt,  in  welchen  sie  konstatiert  wurden,  dann  aber  nach 
Branchen  und  Arbeitsverrichtungen  znsamnien^efarst ,  wobei  die  anfäng- 
hch  gemachte  Imterscheidung  der  Lohnlorm  wieder  aufgegeben  wurde. 
So  sind  ursprünglich  verschiedenartige  und  ungleichwertige  \rbeib- 
leisiungen  auf  einen  einheitlichen  Nenner  gebracht  worden,  \\ f !<  her  die 
unmittelbare  Vergleichung  der  empfangenen  Lohne  gestattet.  Die  Haupt- 
ergebnisse dieser  Vergleichung  sind  die  folgenden: 

In  781  Fällen  konkurrierten  Frauen  mit  Männern.  Nur  in  $7 
Fällen  erhidten  beide  Geschlechter  f&r  die  gleiche  Arbeitsleistung 
gleichen  I^hn.  In  595  Fällen  stand  der  Lohn  Air  männliche  Aibeit 
höher,  und  zwar  beträgt  der  Ueberschufs  durchschnittlich  32.3  Prozent  des 
Frauenlohns.  Männer  werden  in  der  Regel  fast  um  '  g  besser  bezahlt 
als  Frauen  für  ganz,  die  gleiche  Leistung.  Aufserdem  wurden  aber 
auch  129  Fälle  unter  den  erwähnten  781  konstatiert,  in  welchen  die 
Frauen  besser  entlohnt  wurden  als  Männer.  Die  Differenz  beträgt  iiici 
jedoch  nur  10.4  Prozent.  In  ähnlicher  Weise  erscheinen  die  jugend- 
lichen Hilfsarbeiter  den  erwachsenen  gegenüber  benachteiligt.  Unter 
228  Konkurrenzfällen  ergeben  nur  22  gleiche  Entlohnung;  in  f8s 
Fällen  empfangen  die  Erwachsenen  und  zwar  durdisdimtüich  imi  ^6.6 
Prozente  mehr,  in  24  Fällen  allerdings  die  Kinder,  durchschnittlich  um 
86  Prozent,  mehr  als  die  Erwachsenen.  Regel  ist  zweifellos  der  höhere 
Männerlohn,  trotz  gleicher  Arbeitsleistung  der  Frauen  und  Kinder.  6d 
diesen  letatO'en  ist  das  Arbeitsangebot,  das  Bestreben  nach  eigenem 
Erwerb  um  soviel  dringender,  dafs  sie  sich  die  schlechteren  Arbeits- 
bediiigungen  gefallen  lassen  müssen.  Wenn  wir  ausnahmsweise  i  rauen- 
und  Kinderarbeit  hesser  entlohnt  finden,  ist  dies  w  ahr-t  heinlich  auf  ge- 
wisse Aenderungen  der  Technik  zurückzuführen,  welelien  Frauen  und 
Kinder  sich  leichter  anzupassen  wissen  als  die  Männer,  so  dafs  sie  bei 
Akkordlohn  besser  w  egkoonmen.  In  solchen  Fällen  erscheint  die  Männer- 
arbeit auf  den  Aussterbeetat  gesetzt 

Das  durchschnittlich  tiefere  Lohnniveau  gleich  leistungsfähiger 
Frauenarbeit  scheint  auf  den  ersten  Blick  eine  grofse  Gefahr  fUr  das 
Lohnniveau  der  Nfäimcr  mit  sich  zu  bringen.  Allein  in  Wirldichkeit 
ist  die  Ckfahr  der  Unterbietung  durch  weibliche  Konkurrenz  denn 
doch  nicht  so  dringend.  Finen  starken  Schutz  ftir  die  Männerarbeit 
bedeutet  die  Einschränkung  des  weiblichen  Arbeitsangebots  auf  Un- 
verehelichte und  Eheverlassene.  Schon  der  Zensus  hat  gezeigt,  dafs 
verheiratete  Frauen  an  der  Erwerbsarbeit  nur  schwach  beteiligt  sind. 
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Die  mr&egeade  firliebung  bestidgt  dies,  ttist  aber  iiiglei<^  crkenoeii, 
dds  der  relative  Anteil  der  Verheirateten  entschieden  wächst  Es  waten 
■ImUch  von  den  imter  die  Erhebung  fiillenden  Arbeiterimien 


in  der 

in  der  frflhetcn 

Erhebnncneit 

Periode 

70921 

31801 

^775 

1357 

2011 

498 

4 

ohne  Angab«  des  tamilit  nsUntles 

«44 

16879 

zusammen 

79987 

51  539 

Der  Prozentsatz  der  \'erheirateten  betragt  für  die  Erhehungszeit  bei  den 
häuslichen  und  persönlichen  Diensten  7.8 ,  beim  Gewerbe  8.8 ,  bei  den 
freien  Berufen  3.8,  im  Handel  3.0,  durchschnittHch  S.5.  Er  steht  also 
in  den  untersuchten  Iklrieben  niederer  als  in  der  gestirnten  weiblichen 
erwerbthätigen  Bevölkerung.  Wir  sehen:  in  den  Vereinigten  Staaten 
wild  der  Arbeitsmailct  durch  die  Eheftequenz  entlastet.  Das  weibliche 
Arbeitsangebot  ist  infolgedessen  seitlich  beschränkt  und  vennag  keinen 
SD  intensiven  Einflufe  auf  die  männlichen  Arl>eitslÖhne  atissuttben.  Ein 
zweites  Moment,  das  hier  zu  berücksichtigen  ist,  besteht  darin,  dafi  die 
Konkurrenz  in  gleichartigen  und  gleichwertigen  Arbeitsleistungen  ver- 
mutlich nicht  die  Regel  bildet.  Nur  436  von  den  1067  Betrieben,  auf 
welche  die  Erhebung  sich  erstreckte,  haben  bezügliche  Angaben  ge- 
macht und  --IC  l»e/.iehen  sich  nur  auf  einen  relativ  geringen  Teil  ihres 
Personals.  Weshalb  sie  von  der  Mehrzahl  nicht  zu  erlangen  waren,  sagt 
der  iiericht  nicht.  Ich  vermute,  von  sehr  vielen  deshalb  nicht,  weil  bei 
Omen  eine  derartige  parallele  Verwendimg  männlicher  und  weiblicher 
Aibeitskiafte  überhaupt  nicht  vorkommt,  sondern  die  tedmische  Arbeits- 
teihmg  den  beiden  Gesdüechtem  versdiiedenartige  und  demnach  auch 
ungleicbartige  Funktionen  siigewiesen  hat,  welche  eme  direkte  Kon- 
kurrenz ausschlieften. 

Ich  komme  demnach  /  i  folgendem  Ergebnisse:  Dafs  in  Amerika 
die  Frauen  stets  gröfseren  Anteil  an  der  Berufsarbeit  nehmen,  ist  durch 
den  Zensus  erwiesen.  Diese  allgemeine  Bewegung  spiegelt  sich  auch  in 
den  931  Betrieben,  welche  bei  der  letzten  Erhebung  des  Arbeitsamts 
näher  untersucht  wurden,  nicht  aber  in  der  (jesaint/.ahl  von  1067  Be- 
trieben, worauf  sie  sich  überhaupt  erstreckte,  indem  bei  den  .später  aus- 
gesdiiedenen  136  Betrieben  die  Männerarbeit  gröfsere  Fortschritte  ge- 
madit  hat  Mögen  nun  die  restierenden  931  Betriebe  typisch  sein  oder 
nicht,  jedenfalls  wäre  es  voreilig,  die  Fortschritte  der  Frauenarbeit  zu- 
glfikh  als  Verdrängung  männlicher  Arbeit  auisuiassen.  Die  Frauenarbeit 
hat  gerade  in  jenen  Branchen  die  gröfsten  Fortschritte  gemacht,  in 
welchen  auch  die  Anzahl  der  männlichen  Beruftsthätigen  am  meisten 
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zugenommen  hat.  Ganz  natürlich,  denn  aufblttheocle  Industrie-  und 
Handelszweige  haben  die  stärkste  Arbeitsnachfrage  und  ziehen  das  weib- 
lirhe  Geschlecht  heran,  um  die  Stellen  zu  besetzen,  Tür  welche  das 
männliche  Arbeitsangebot  nicht  genügt.  Dann  hat  uns  gerade  die  vor- 
liegende Erhebung,  die  nur  ein  relativ  dürftiges  Ziffemmaterial  für  Fälle 
direkter  Konkurrenz  bieten  konnte,  gezeigt,  dafs  die  Reibungsflache  eine 
geringere  ist,  als  man  vielleicht  von  vornherein  annehmen  möchte.  Der 
Eintritt  des  weibUcheii  Geschlechts  in  die  Beroftarbeit  erfolgt  eben 
schrittweise,  nach  malsgebender  Ausbildung  der  technischen  Arbeits* 
teilung,  wdche  ihm  neue,  seiner  Veranlagung  ent^echend  spedaUsierte 
Arbeitsfunktionen  zuweist  Die  Konkurrens  der  beiden  Geschlechter  er- 
scheint demnach  gewissermafsen  nur  als  ein  Durchgan g^sstadium,  als  die 
Vorstufe  späterer  Funktionsdifferenzierun^.  Auch  für  die  Verfolgung  dieses 
Gesichtspunktes  bietet  der  \  c^rl legende  Bericht  einiges  Material,  welches  je- 
doch nicht  genügend  durchgearbeitet  ist,  um  unmittelbar  benutzt  werden  zu 
können.  Er  enthält  nämlich  ein  alphabetisches  Vt>rzeichnis  aller  Berufs- 
benennungen ,  für  welche  bei  der  Erhebung  Frauenarbeit  konstatiert 
worden  ist,  und  überdies  für  eine  Anzahl  von  Betrieben  die  Angabe, 
wann  sie  suerst  Frauen  m  denjenigen  Arbeitsverriditui^ien  vanpren<tet 
haben,  bei  welchen  sie  von  der  Erhebung  angetroffen  wurden.  Wären 
diese  beiden  Nachweisungen  kombiniert  und  nach  Branchen,  bezw.  tech- 
nischen Arbettsverrichtungen  geordnet  worden,  so  wGrden  wir  genaueren 
Einblick  erhalten  in  den  Zusammenhang  zwischen  der  Ausbildung  der 
Arbeitsteilung  und  der  Zunahme  weiblicher  Erwerbthätiger. 

Anstatt  auf  solche  Weise  die  Ursachen  der  Zunahme  weiblicher 
Berufsarbeit  zu  ergründen ,  hat  das  Arbeitsamt  eine  Art  Enquete  über 
dieses  Thema  unter  den  Unternehmern  veranstaltet,  indem  es  die  I  ,eiter 
der  untersuchten  Betriebe  darüber  befragen  liefs,  aus  welchen  Ursachen 
Frauen  oder  Mädchen  eingestellt  wurden,  und  ob  die  Frauenarbeit  in 
der  betreffenden  Branche  in  Zunahme  begriffen  sei.  Was  zunächst  die 
letztere  Frage  anbelangt,  so  erteilt  die  Statistik  darüber  zuverlässigeren 
Aufschlttls,  als  die  Unternehmer  es  vermögen,  ganz  davon  abgesehen, 
dals  die  Fragestellung  es  unklar  Uels,  ob  die  absolute  odier  die  relative 
Ztmahme  erfragt  werden  sollte.  Auf  die  letztere  kommt  es  an,  auf  die 
ersterc  bezieht  sich  wohl  die  Mehrzahl  der  Antworten.  Die  der  ganzen 
grofsen  Bewegung  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  aber  kann  der  einzelne 
Unternehmer  ül)erhanpi  nicht  überl)licken  :  sie  nehmen  fiir  ihn  nur  jene 
l'omien  an,  welche  in  den  trivialen  Antworten,  die  durch  Seiten  hin- 
durch gleichfdnnig  fortgehen,  immer  aufs  neue  sich  wiederholen:  Frauen 
sind  geschickter,  wohlfeiler,  ras<her,  fleifsiger,  höflicher,  leichter  kon- 
trollierbar, rascher  abgerichtet,  neigen  weniger  zu  Strikes  und  deigl 
Häufig  wird  gleichwohl  kerne  Vermehrung  der  Frauenarbeit  konstatiert 
Die  Aufklärung  dieses  scheinbaren  Widerspruchs  entbehrt  mitunter  aller- 
dings nicht  des  Interesses:  Frauenarbeit  wird  durch  Maschinenarbeit  er- 
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setzt,  Modenwechsel,  der  neue  Erxeugungbweisen  bedingt,  wofür  Frauen 
weniger  geeignet ,  mangelnde  physische  Kraft ,  mangelndes  Angebot, 
Widerstand  der  Gewerkschaften  gegen  Einstellung  von  weiblichen  Hilfs- 
kräften.  Ffir  das  tiefere  Verständnis  des  Problems  ist  bei  der  Enqudte 
natOrlicfa  so  gut  wie  gar  nichts  herausgekommen.  Dais  sie  überhaupt 
m  solcher  Weise  angestellt  wurde,  zeigt,  wie  naiv  das  Arbeitsamt  dem 
Fkoblem  sowohl  in  tbeoretisdier  als  auch  in  statistisch^technischer  Hin- 
sicht gegenfiber  stand 

Nein,  es  war  verfehlt,  das  vielgestaltige  Problem  der  Frauenarbeit 
emseitig  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Konkurrenzkampfes  mit  dem 
männlichen  Geschlechte  aufzufassen,  das  Material  nur  nach  diesem  einen 
Gesichtsi>unkte  zu  disjjonieren ,  und  ohne  genügende  analytische  Dtin  h- 
arlit  iiung  und  Kritik  aus  der  Zunahme  der  arbeitenden  Frauen  leichthin 
;iuf  die  Verdrängung  männlicher  Arbeit  zu  schliefsen.  Nur  im  Zusammen- 
hange mit  der  Entfaltung  der  gesamten  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  kann 
die  gegenseitige  Stellung  der  beiden  Geschlechter  im  Wirtschaftsleben 
and  damit  auch  die  Frage  der  Frauenarbeit  richtig  beurteilt  werden. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  stellt  sich  die  Konkurrenz  von  Frauen» 
und  BiOnnerarbeit  blofs  als  ein  Ausschnitt  aus  dem  ungleich  grüfseren 
Ganzen  der  fortschreitenden  volkswirtschaftlichen  Arbeitsorganisation  dar. 
Ist  der  1 1.  Jahresbericht  des  amerikanischen  Arbeitskommissärs  der  Stellung 
der  Frauenarbeit  in  dieseixi  grofseren  Zusammenhange  nicht  gerecht  ge- 
worden, so  bietet  er  doch  wertvolles,  wenn  auch  nicht  immer  richtig 
behandeltes  und  gedeutetes  Material  zur  Beurteilung  der  Schwierigkeiten, 
mit  welchen  die  Frauenarbeit  selbst  im  Lande  der  freiesten  gesellschaft- 
lichen Bewegung  noch  immer  zu  kämpfen  hat 


Digitized  by  Google 


LlTTliRATUR. 


rioelz,  Dr.  Alfred^  Die  Tüchtigkeil  unserer  Rasse  und  der  Schutz 
der  Schwachen.  Hin  Wrsuch  über  Rassenhygiene  luul  ilir 
Verhältnis  zu  den  humanen  klealen,  hesotulers  zum  So- 
zialismus.   Berlin,  X'erlag  vun  S.  hiseher  1895.    Preis  3  Mk, 

Naturwissenschaften  und  Sozialwissenschaften  stt.hen  seit  langem  in 
reger  Wechselwirkung  miteinander.  Dan\'in  wurde  die  Bedeutung  und 
der  Umfang  des  Kampfes  ums  Dasein,  den  er  zu  einem  wissenschaft- 
liclien  Prinzip  erhoben  hat,  erst  klar,  als  er  .Malthus  gelesen  hatte,  und 
wiederum  ist  bekannt,  eine  wie  starke  Fördenmg  die  Sozial  wissenschatten 
durch  die  Darwin  sche  Theorie  und  die  sich  an  diese  ansch liefsenden 
biologisdien  Hypothesen  und  Beobachtungen  erfahren  hat.  bidessen  ist 
die  Frage,  inwieweit  naturwisseiischaftUche  Theorieen  überhaupt  auf  so- 
»ale  Erscheinungen  anwendbar  sind,  oder,  ganz  allgemein  ansgedittdct, 
in  welchen  Beziehungen  Naturwissenschaften  und  Sozialwissenschaften 
zu  einander  stehen,  noch  in  keiner  Weise  gelöst  —  ja  man  kann  sogar 
sagen,  dais  die  Fragestellung  in  vielen  Fällen,  in  denen  man  sich  diesen 
Beziehungen  zugewandt  hat,  eine  gänzlich  verfehlte  gewesen  ist.  Zwar 
ist  das  Verhcältnis  vom  Darwinismus  zum  Sozialismus  (unter  dieser  Marke 
geschieht  die  Behandlimg  gewöhnlich'  schon  unzahhge  Male  erörtert 
worden,  aber  zumeist  von  Unbenifencn.  Ich  rechne  zu  diesen  l'nbe- 
rufenen  auch  alle  die  .Männer,  die,  sie  mögen  in  den  Naturwissenschaften 
anch  noch  so  bewandert  sein,  in  die  Sozialwissenschaften  nicht  genügend 
tief  hinein  geblickt  haben,  und  umgekehrt  So  fehlt  es  a.  B.  in  dem 
was  Virchow  und  Bebel  auf  der  eben  Seite»  Oskar  Schmidt  und  Emst 
Haeckel  auf  der  anderen  Seite  über  die  Frage  bejgebfacht  haben,  nicht 
an  Unüberlegtheiten  und  Fehlem,  die  in  der  angegebenen  Ursache  ihren 
Grund  haben.  Virchov  und  Bebel  behaupteten,  der  Dan^inismus  führe 
ztim  Sozialismus  —  nur  dafs  der  erstere  beide  verwarf,  der  letztere  beide 
annahm  — ,  Uskar  Schmidt  und  Haeckel  das^eeen  verfochten  eben  so  steif 
die  Ansicht,  beide  Prinzipien  schlössen  sich  auts  strengste  aus.  Keiner 
aber  von  ilmen  —  ebensowenig  natürlich  ihre  Nachbeter  —  bat  sich  die 
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Möbe  gegeben,  m  mUefsiicheii,  ob  das,  was  sie  den  Kampf  ums  Dasem 
nemien,  im  Natur-  und  im  Menschenleben  dieselben  Wiricungen  hat, 
und  auch  andere  Vorfragen  haben  sie  ebenso  unentschieden  gelassen. 
Erst  in  neuester  Zeit  beginnt  man  auch  in  Deutsdiland     was  man 

in  England  von  vornherein  mit  ins  Auge  gefafst  hatte  —  diese  grund- 
legenden Fragen  zu  erörtern,  zum  grofsen  Teile  leider  mit  sehr  wenig 
Geschick.  Da  ist  es  denn  dopj>elt  erfreulich,  wenn  uns  in  dem  vor- 
liegenden Werke  eine  durchaus  sachkundige  Behandlung  einiger  der  wich- 
tigsten unter  diesen  Fragen  geboten  wird;  und  um  so  erfreulicher,  als 
die  ganze  Schreibweise  des  Verfassers  darauf  angelegt  ist,  jedem  Ge- 
bildeten tiberfaanpt  verständlich  su  sein,  was  für  ein  Giensgebiet  zwischen 
twei  Wissenschaften,  wie  es  hier  vorliegt,  unbedingt  notwendig  ist,  wenn 
nicht  jede  Veiständigung  illusorisch  werden  soll.  Ploets  besitzt  eine 
gute  naSionalökooomische  Vorbildung  neben  tOcht^en  medizinischen 
Kemitnissen,  und  er  giebt  jedesmal,  bevor  er  mit  einem  Begriffe  operiert, 
eine  genaue  Definition  desselben.  So  können  sich  Mifsverständnisse,  die 
sonst  auf  dem  in  Frage  stehenden  Gebiet  nicht  gerade  zu  den  Selten- 
heiten gehören,  gamicht  einschleichen. 

Ploct/  untersucht  die  Erhaltungsbedingimpen  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft und  findet  sie  in  der  Ausjütung  der  Schwachen  einerseits  und 
in  der  Wirksamkeit  sozialer  Tugenden  andererseits  —  welcher  zweite 
Faktor  von  Haeckd  und  vielen  anderen  in  der  merkwürdigsten  Weise 
unterschätzt  wird.  Er  untersucht  nun,  ob  diese  beiden  Faktoren  m  ihrer 
Wirkung  auf  die  Tüchtigkeit  unserer  Rasse  sich  ventäricen  oder  ob  sie 
sich  etwa  direkt  entgegenwirken,  und  findet  das  letztere.  Was  die  k(Srper« 
liehe ')  Tüchtigkeit  unserer  Rasse  stärkt,  nennt  er  selektorisch,  was  sie 
schwächt,  kontraselektorisdL  Um  einige  der  mannigfaltigen  Ursachen  der 
Kontrasclektion  in  seinen  eigenen  Worten  zu  geben,  so  sagt  er:  „Die 
Formen  der  Kontraselcktion,  die  einen  l)esonders  grofsen  Schulz  gerade 
der  Schwachen  bedeuten,  herrschen  bei  uns  bereits  in  ausgedehntem 
Mafse.  Hierher  gehört  vor  allem  jede  Pflege  von  Krankheiten,  die 
unmittelbar  auf  dem  Boden  einer  anerzeugten  vSclmache  oder  Anomalie 
erwachsen  sind,  wie  z.  B.  viele  Geisteskrankheiten,  viele  Fälle  von  Schwind- 
sucht bei  Wohlhabenden;  oder  die  mittelbar  durch  anerzeugte  Minder- 
wert^bdten  in  ihrem  Auftreten  erleichtert  werden,  wie  z.  B.  viele  Krank- 
heiten, besonders  Sdiwindsucht,  bei  auf  selektorische  Weise  arm  Ge- 
wordenen.  Die  Aeizte  unter  meinen  Lesern  werden  sofort  inne  werden, 

')  LVIht  die  Zuniihmc  oder  Abnahme  der  Ri-istipm  (intflli  klurllon  und  mora- 
lüchcD)  Tüchtigkeit  des  Menscbengi-.schit  clites  sich  ein  Lrtoil  zu  bilden,  ist  noch 
üttCBdlSA  idiwicriger,  weil  Her  eine  sichere  Grundlage  sowohl  nach  der  Seite  der 
Beobgcbtnagen  als  tndi  ludi  der  der  DefinitioDen  hin  vorUbifig  noch  fehlt.  Darwin 
hat  die  Fhife,  soweit  sie  disknticrbar  i^  in  aller  Kttrae,  aber  mit  gewohnter  Meister- 
sdiaJI  in  ^tem  enien  Bndie  seiner  „Abstammung  des  Menschengesdüeclits**  behandelt. 
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ein  wie  bedeutender  Teil  der  medizinischen  Thätigkeit  der  Kontrasekk- 
tion  dient." 

Für  jeden ,  der  über  diesen  Punkt  nachgedacht  hat ,  ist  es  ohne 
weiteres  klar,  dafs  diese  und  ahnliche  Schutzmafsregeln,  die  die  Gesell- 
schaft dem  Einzelnen  darbietet,  der  Vervollkommnung  des  menschlichen 
Rassentypus  direkt  enttieuenwirken.  In  tast  allen  Tierklassen  vernichten 
die  äufsercn  EinHüsse  unbarmherzig  aile  die  Keime  und  alle  schon  zur 
Entwickelung  gelangten  Individnen,  die  nicht  die  Widerstandskraft  be- 
sitzen, um  diese  äufseren  Schädlichkeiten  zu  ttberwinden;  dadurch  wird 
dann  eine  fortwährende  Anpassung  an  die  nun  einmal  vorhandenen 
Lebensbedingungen  gewährleistet  —  eine  Anpassung,  die  (imnier  auf  dem 
Wege  der  Vernichtung  der  nicht  gut  genug  ausgerüsteten  Individuen) 
dem  Hirsch  seine  Schnelligkeit,  dem  Löwen  seine  Kraft,  den  Tieren 
der  kalten  Zone  ihr  Pelzkleid  verschafft  hat.  Die  menschliche  Kultur 
aber  bringt  in  dieser  ausjätenden  Wirkung  des  Kampfes  ums  Dasein 
eine  gewaltige  Aenderung  hervor,  indem  sie  sich  iler  Natur  direkt  ent- 
gegenstemmt :  sie  ersetzt  das  natürliche  Pelzkleid  durch  kunstliche  Kleider, 
die  eigene  Muskelkraft  durch  Dienstbarmachung  der  Naturkräftc,  und 
die  Schnelligkeit  des  Korpers  durch  mannigfache  Erfindungen  des  mensch- 
lichen Geistes.  Sie  erhält  Kranke  viele  Jahre  hmduich  am  Leben,  die 
sonst  in  kurzer  Zeit  dem  Tode  zum  Opfer  fallen  würden,  und  sie  macht 
es  ihnen  dadurch  auch  möglich,  sich  fortzupflanzen  und  damit  ihre 
schwächere  Konstitution  zu  vererben.  Ihre  Nachkommen  erhalten  sich 
dann  Dank  der  immer  weiter  auagebildeten  Individualhygiene  ebenfalls 
am  Leben  und  pflanzen  sich  fort  und  verschlechtem  so  durch  die  be- 
ständige Vermischung  mit  kraft igeren  Individuen  den  allgemeinen  Typus 
der  Ra>se  Wenn  dem  entgegnet  werden  sollte,  dafs  notorisch  kranke 
und  sehr  schwächliche  Metischen  seltener  zur  Heirat  gelangen,  so  ist 
darauf  zu  erwidern,  dafs  dies  doch  immer  noch  in  sehr  ausgedehntem 
Mafse  der  Fall  ist;  denn  uu  allgemeinen  nimmt  die  Oeffentlichkeit  an 
solchen  Heiraten  noch  keinen  grofsen  Anstofs,  und  es  ist  bekannt,  wie 
häufig  z»  B.  gerade  Schwindsüchtige  durch  ihr  ganzes  Wesen  eme  Sym* 
pathie  erwecken,  die  ihre  Verheiratung  geradezu  begünstigt 

Wie  kann  man  nun  diesen  kootraselektorischen  Einflüssen  entgegen- 
treten? Das  ist  eine  Frage,  die  immer  brennender  werden  wird,  da  der 
ganze  Bestand  unserer  Kultur  von  einer  fortdauernden  \'^erschlechtening 
unsererer  Rasse  in  Frage  gestellt  werden  könnte.  Ploetz  führt  bei  Unter- 
suchimg dieser  Frage  die  Ansicht  derjenigen  Kassenfanatiker  ad  absurdum, 
die  den  Knoten  zerhauen  wollen,  statt  ihn  ?.u  Uisen,  indem  sie  den 
Kampf  ums  Dasein  wieder  in  seiner  vollen  natürlichen  Wirksamkeit  ein- 
gesetzt wissen  wollen  —  ohne  zu  beacliien,  dafs  dies  erstens  in  der  heutigen 
Gesellschaft  gän/lich  unmöglich  ist,  da  wir  nicht  mehr  eine  körperliche 
Aristokratie,  sondern  eine  Geldaristokratie  haben,  und  da(s  zweitens  da> 
mit  der  Bestand  der  sozialen  Tugenden  gänzlich  in  Frage  gestellt  werden 
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würde;    gerade  die  VereiniguDg  der  StärlniDg  der  Konstitutionsktaft 

unserer  Rasse  und  der  Erhaltung  und  Stärkung  ihrer  sodalen  Tugenden 
büdet  ja  aber  das  Ziel,  auf  das  wir  losstreben  müssen  und  zu  dem  wir 
onen  ^^Cg  suchen. 

Somit  kommt  es  wesentlich  darauf  an,  die  Neuentstehung  von 
schwachen  Konstitutionen  zu  verhindern ,  und  dies  wird  einerseits  zu  ge- 
schehen haben  durch  Hinwegraumung  schädlicher  extraler  und  sozialer 
Emtlüsse,  und  andererseits  durch  Verhinderung  der  Neuerzeuguug 
achwacher  Individuen.  —  Wie  jene  Hinwegräumung  gesdiehen .  kann, 
wird  nun  im  allgemeinen  leichter  fesUustetten  sem,  als  wie  man  die 
Neumeugung  schwacher  Individuen  verhindem  kann;  denn  der 
Gaqg  der  Entwickelung  geht  unaweifelhaft  dahin,  liir  die  emzelnen 
Arbeitszweige  eine  bestimmte  Arbeitszeit  einzuführen  sowie  möglichst 
weite  Klassen  der  Bevölkerung  vor  Ueberanstrengung  zu  schUtsen  «.  s.  w. 
u.  s.  w. ,  während  es  noch  durchaus  nicht  abzusehen  ist ,  wie  man  für 
jene  zweite  Aufgabe  eine  Lösung  finden  soll,  die  nicht  auf  den  äufsersten 
Widerstand  stiefse.  Alle  Versuche  /m  Aufzeigung  eines  Weges  zur 
Rassenverbessernng  sind  bisher  an  diesem  Prol)lem  gescheitert.  Ploetz 
verspricht  nun ,  in  einem  zweiten  'i'eile  seines  Werkes  hierfür  Richt- 
linien zu  geben,  die,  nach  dem  ersten  Teile  zu  urteUen,  immerhin 
brauchbareres  Material  beibringen  werden,  ab  es  Insher  geliefert  worden 
ist,  wenngleich  ich  zweifeln  möchte,  dafs  es  ihm  gelingen  wird,  die 
Theorie  der  Rassenhygiene  über  diesen  toten  Punkt  hinwegznbringen. 

Bedauerlich  ist  es,  dafs  Ploetz  bei  Abfassung  semes  Werkes  die 
„KblioChek  fiir  Sozialwissenschaft'*  noch  nicht  kannte,  deren  erste  Bände 
zur  selben  Zeit  (im  Verlage  von  Georg  Wigand  in  Leipzig)  erschienen 
sind;  namentlich  ihr  zweiter  Band  („Natürliche  Auslese  und  Rassen- 
verbessenmg"  von  John  B.  Haycraft)  liefert  manchen  beachtenswerten 
P'ingerzeig,  wenngleich  auch  dieses  Buch  noch  bei  weitem  keine  Grund* 
legung  der  Rassenhyt^Mcne  darstellt. 

Von  kleineren  l'uukten  abgesehen,  ist  mir  an  dem  Ploetz' sehen 
Buche  aufgefallen,  dais  in  dem  Kapitel  von  der  Eihaltong  und  Vcr- 
•mehrung  der  Zahl  ohne  weiteres  vorausgesetzt  whd,  dais  nicht  nur  eine 
Eihaltung,  sondern  spgar  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Individuen 
wfhischenswert  ist,  während  dies  meiner  Ansicht  nach  durchaus  noch 
nicht  selbstverstflndlich  ist ;  ich  kann  mir  sehr  wohl  denken ,  dafs  ein 
Kassenhygieniker  es  durchaus  nicht  als  absolut  verwerflich  betrachtet, 
dafs  eine  Rasse  in  ihrer  Zahl  reduziert  wird ,  wenn  nur  ihre  Individuen 
dabei  auf  eine  hohe  ätufe  der  Entwickelung  gehoben  werden. 

Berlin. 
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Kuetynski y  Dr.  R.,  Der  Zug  nach  der  Stadt,  Münchner  Volks- 
wirtx  linftliclie  Studien,  herausgegeben  von  Lujo  Brentano 
und  Waltiu  r  Lote.  Cottas  Verlag,  Stuttgart  1897.  284  S.  8". 
Preis  6  Mark. 

Wer  in  der  hier  angezeigten  Schrift  eine  Schiklerung  der  Ursachen 
der  Entstehung  der  gegenwärtigen  Bevölkerungsverteflong  «nf  Stadt 
tind  Land  im  Deutschen  Reich  u.  d.  m.  suchen  wird,  wosu  der  Thd 
der  Schrift  eigentlich  berechtigt,  wird  sich  getäuscht  finden.  Der  Ver* 
fesser  hat  ttbenaschenderweise  die  wichtige  Frage  der  firttheren  und  der 
gegenwärtigen  Bevölkerungsverteilung  in  Deutschland  fast  ganz  imbertick- 
sichtigt  gelassen,  um  sich  mit  einem  um  so  gröfserem  Eifer  auf  die 
Widerlegung  der  Theorieen  von  Otto  Aniinon  und  Georg  Hansen  zu 
werfen,  was  ihm  übrigens  ganz  gut  gelungen  ist. 

Infolge  der  Ignorierung  des  genannten  Momentes  können  aber 
zuweilen  die  an  und  für  sich  durchaus  berechtigten  Einwände  des  Ver- 
fassers als  Worddauberei  erscheinen.  Denn  der  Durchschnittsleser  kann 
nur  dann  ftir  ein  solches  Thema  ein  Interesse  gewinnen,  wenn  man  ihn 
von  vornherein  —  etwa  in  dem  einleitenden  Kapitel  —  durdi  eine 
Schilderung  des  firttheren  und  des  gegenwärtigen  Zustandes  der  Dinge 
mit  der  Bedeutung  der  Frage  vertraut  macht 

Was  die  Widerlegung  der  Behauptungen  Georg  Hansens  und  Otto 
Ammons  hinsichtlich  des  allmählichen  Absterbens  der  städtischen  Be- 
völkeruntjf  w.  d.  m.  anlangt,  so  genügt  es  auf  die  S.  49,  54,  79,  131, 
I  39  rt".  hinzuweisen,  wo  der  V'erlasser  die  Haltlosigkeit  und  Verkehrtheit  der 
erwähnten  Theorieen  darthut.  Als  Heispiel  möge  hier  seine  l  "harakteristik 
der  Methode  Hansens  angeführt  werden.  Um  die  „seit  langer  Zeit  be- 
kannte Thatsache"  nachzuweisen,  „dafs  alle  Städte  nur  einen  Verhältnis- 
mäfsig  sehr  geringen  Geburtsüberschuls  aufweisen,  ja  dais  das  Lebens- 
budget  vieler  jahraus  jahrein  mit  einem  Defizit  abscMiefet",  wählte 
Hansen  als  konkretes  Beispiel  die  Stadt  Mttnchen.  In  den  fünf  Jahren 
von  1871—75  betrug  nun  hier  nach  semen  Angaben  die  Zahl  der  Ge- 
burten  37549,  die  der  Storbcf^lle  373*0.  „Es  wurden  also,  sagt  im 
Anschlufs  daran  Hansen,  mehr  geboren  als  durch  den  Tod  abgingen: 
229  Personen.  Diese  Zahl  ist  so  gering,  dafs  wir  sie  vollständig 
ignorieren  und  die  Zahl  der  Geburten  der  der  Sterbelälle  gleich  setzen 
köunen'S 

Es  mufste  auffallend  erscheinen,  dafs  Hansen  zur  Belegtmg  einer 
so  wichtigen  Thtitsache  nur  e  i  n  Beispiel  und  gerade  ein  Beispiel  ge- 
wählt hat,  das  seine  Bdiauptung  nicht  korrekt  deckt,  zudem  auch  nicht 
aus  der  ihm  am  nächsten  liegenden  Zeit  stammt.  Dr.  Kucsynski  giebt 
dafür  den  Grund  an.  Und  man  mufs  gestehen,  dafs  er  vetblttfiend  ein- 
fach ist:  „Kein  Beispiel,  weist  er  nach,  war  dazu  geschaffen, 
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die  Hansen'sche  Behauptung  zu  belegen.  Denn  es  giebt 
keine  Grofsstadt  in  Deutschland,  die  in  dem  letzten 
V  i  e  r  t  <•  1  j  a  h  r  h  u  n  d  e  r  t  fiir  eine  fünfjährige  Periode  ein 
Geburtendefizit  aufwiese".  Und  im  Anschlufs  daran  erklärt  der 
Verfasser  die  Ursachen  der  unglücklichen  Ergebnisse  der  Hevölkerungs- 
beweguiig  in  München  in  den  Jahren  1871 — 73.  Er  führt  an,  dafs 
von  den  sechs  Epidemieen,  die  München  von  i3oo — 1875  durchzumachen 
hatte,  drei  auf  die  Jahre  187t — 1873  entfielen,  nämlich  die  von  ge* 
bogoien  Ftanzosen  eingeschleppte  Blatternepidemie  1870/71,  der  Typhus 
1872  und  die  Choleiaepidemie  der  Jahre  1873/74. 

Mit  einer  feinen  Ironie  fertigt  er  femer  den  bekannten  Vertreter 
Hansen'scber  Lehren,  Otto  Ammon,  ab.  „Der  Geburtenüberschufs  der 
Städte,  sagt  Ammon  in  einer  Polemik  mit  Hasse,  rührt  gröfstenteils  von 
der  ersten  vom  Lande  eingewanderten  (ieneration  her;  in  den  folgenden 
rein  städtischen  (Jenerationen  macht  sich  eine  zunehmende  physische 
und  psychische  Entartung  und  eine  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  be- 
merklich.  Ich  glaube,  dafs  der  Geburtenüberschufs  der  Städte  haupt- 
sicUich  TOQ  den  frischen,  noch  möglichst  gesunden  ländlichen  Ein* 
«loderem  hervorgebracht  wird.  In  den  folgenden  Generationen  würde, 
wenn  nun  den  Zuflufs  von  auften  abschneiden  könnte,  der  Uebeischufi 
geringer  und  geringer  werden,  und  es  würde  sich  ttberteugend  heraus- 
stellen, dafs  die  Städte  trotz  aller  hygienischen  Vorkehrungen  das 
Grab  des  Menschengeschlechtes  sind  und  bleiben".  Wir 
zitieren  wörtlich  diese  Ausführungen  Ammons,  um  dem  T.eser  zu  zeigen, 
welche  gewagte  Theorieen  man  auf  (rriind  der  oben  besprochenen  * 
äuüserst  oberflächlichen  Untersuchungen  Hansens  aufgestellt  hat. 

Nun  widerlegt  aber  Annnon,  wie  der  \'crfasser  zeigt,  seine  Theorieen 
selber,  indem  er  an  verschiedenen  Stellen  seiner  Schriften  klarlegt,  dafs 
,;schwächliche  Individuen,  welche  den  Anstrengungen  der  Landwirtschaft 
nicht  gewachsen  erscheinen,  gewöhnlich  als  Handwerkslehrlinge  nach  den 
Städten  geschickt  werdend  Mit  Recht  wirft  bei  dieser  Gelegenheit  der 
Verfasser  die  Frage  auf,  wie  ist  nun  zu  erklären,  dafo  diese  nach 
Ammon  ,^hr  schwachen  und  im  Wachsttun  zurückgebliebenen,  gewisser- 
mafsen  mühsam  aufgepäppelten  Individuen,  die  man  vom  Lande  ab- 
zuschieben pflegt,  beim  Einzug  in  die  Thore  der  Stadt  zu  frischen,  noch 
möglichst  gesnuden  Einwanderern  mit  gesunder  entwickehmgsfähiger 
Kraft  werden  uiifi  in  den  Städten  eine  grofse  Fruchtbarkeit  entwickeln"? 

Diese  \\ eiligen  }>eis[Jicle  reichen  aus,  um  das  (ielungene  der  Er- 
örterungen zu  ch.irakterisicren ,  die  sich  mit  der  Kriiik  Hansens  und 
Ammons  beschäftigen.  .  Weniger  glucklich  sind  dagegen  diejenigen 
?utien  der  Schrift,  in  welchen  der  Verftaier  etwas  „positives'*  liefern 
nfichte.  Als  prägnantes  Beispiel  mögen  seine  Ausführungen  auf  S.  ait 
bis  215  genannt  werden,  wo  er  über  die  Säuglmgssterblichkeit  in 
Preofien  spricht   Anstatt  Ifingere  Zeitrflume  zu  untersuchen,  vergleicht 
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er  die  SäuglinglBterblichkeit  in  den  Doppeljahren  18S0/81  und  1890/91. 
Nun  waren  aber  die  Jahre  1890  und  1891  ebenso  wie  da«?  voran- 
gegangene Jahr  1889  die  Zeit  eines  grofsen  wirtschaftlichen  Aufschwungs, 
während  die  Jahre  1880  und  1881  unmittel!>ar  der  schweren  Krisis  am 
Ende  der  70  er  Jahre  folgten.  Schon  aus  diesem  Grunde  allein  durfte 
der  Verfasser  die  Sterblichkeit  in  den  genannten  Doppeljahrcn  nicht 
mit  einander  vergleichen,  und  dies'  um  so  mehr  als  die  Handdb- 
ttod  InduBtriekriBea  wie  die  günstigen  Konjunktmen  aus  bduuuten 
GrOnden  nicht  gleich  stark  auf  die  ländliche  und  stSdtische  Be» 
T^kerung  einwirken.  Aehnliches  gilt  fäat  seine  Ausführungen  aufS.  üio, 
918  n.  d.  m. 

Zum  Schlufs  wollen  wir  noch  eines  rein  äufserlichen  Mangels  der 
Schrift  gedenken.  Wir  meinen  das  stark  hervortretende  „subjektive" 
Moment.  Nur  dadurch  lassen  sich  die  Ausflihrungen ,  wie  sie  z.  B.  auf 
S.  130  anzutreft'cn  sind,  erklären:  „Ich  raufs  gestehen,  dafs,  als  ich 
diese  Zeilen  zutn  ersten  Male  las,  ich  äufserst  überrascht  war,  und 
zwar  ebensosehr  über  die  Möglichkeit,  eine  derartige  Berechnung  an- 
zustellen, an  die  ich  bis  zum  Lesen  dieser  Stelle  nie  geglaubt  hMtte^ 
als  ttber  die  Resultate,  die  diese  Berechnung  zu  Tage  gefördert  hatte. 
Die  Losung  dieses  Rfttsels  wurde  mir  denn  auch  erst  zu  teil,  als  ich 
die  ausführliche  Barechnung  Ammons  aus  seiner  natürlichen  Auslese 
kennen  lernte*'  .  .  .  Solche  Stellen  giebt  es  im  Buche  eine  ganze 
Menge.  Eine  durchgreifende  Umarbeitung  in  dieser  Hinsicht  würde  die 
Lesbarkeit  der  Schrift  erhöhen. 

München. 

J.  GOLDSTEIN. 


Buchenherger,  Dr.  A.,  GnmdtUge  der  deuisehen  ArgrarpoUtik  unter 
kesonderer  Würdigung  der  kleinen  und  grofsen  MtUel  Berlin, 
Paul  Parey.  1897. 

Das  Hiu  h  stellt  sich  selbst  als  ein  nicht  streng  wissenschaftliches 
vor.  Ks  ist  eine  i)opuläre  Bearbeitung  des  als  leiKvcrk  dt-r  politischen 
Oekonomie  von  Adolf  Wagner  erschienenen  zweibändigen  \N  erkes  des- 
selben \  Erfassers  über  „Agrarwesen  und  Agrarpolitik".  Insbesondere 
will  es  au  den  Foideningen  der  Agrarier  Stellung  nehmen  und  diesen 
gegenüber  einen  dreifadien  Nachweis  erbringen.  Zunächst,  dafs  su 
keiner  Zeit  die  landwirtschaftliche  StaatsfQxsoige  krftftiger  und  plan- 
mSfsiger  ihres  Amtes  gewaltet  hat,  als  in  der  Gegenwart;  sodann  daft 
die  sogenannten  „kleinen  Mittel"  in  ihrer  Gesamtheit  eine  grofse  Kraft 
in  sich  schliefen;  und  endlich,  dais  mindestens  ein  Teil  jener  Vor* 
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schlage,  die  man  gemeinhin  als  ngrafte  Mittel"  beteichnet,  entweder 
überhaupt  tmerfUUbare  Anforderungen  an  die  Staatsgewalt  at«Ut,  oder, 
wenn  erfüllbar,  nur  unter  starker  Schädigung  der  InteiesieB  anderer  Be« 

rufsstände  zu  verwirklichen  ist. 

Buchenbergers  Standpunkt  kann  man  als  den  des  gemäfsigten 
Ökonom iscliLMi  Liberalismus  bezeichnen.  Er  verwirft  den  Atomismus  der 
alteren  liberalen  Schule,  er  ist  der  Meinung,  „dafs  die  staatliche  Gesell- 
schaft em  feiner  und  vielgestaltiger  OrganiamiiB  ist,  der  einer  nach- 
haltigen Diätetik  bedarf,  wenn  sich  nicht  einselne  Organe  auf  Kosten 
anderer  flbenni(sig  aasbUden  oder  entarten  sollen*'.  Er  verwirft  deshalb 
die  staatliche  Intervention  durchaus  nicht  grundsätzlich  und  tritt  ins- 
besondere Ittr  GetreidezöUe  ein,  die  im  Interesse  der  bedrohten  Land- 
wirtschaft notwendig  seien.  Aber  solche  Mafsregeln  erscheinen  ihm 
doch  nur  ausnahmsweise  geboten ,  um  voriiber<rehende  Störungen  hint- 
anzuhalten, im  grofsen  und  ganzen  sieht  er  in  der  wirtschaftlichen 
Freiheit  und  Selbstverantwortlichkeit  die  Grundpfeiler  unserer  Gesell- 
sellschaftsordnung  und  steht  auch  insofern  gua/.  auf  dem  Boden  des 
liberalen  Optimismus,  als  der  feste  Glaube  an  unbegrenzten  wirtschaft- 
lichen Femschritt  su  den  sidiersten  Grundlagen  seiner  Weltanschauung 
giehöit. 

l>a&  Bucfaenberger  unter  solchen  Umständen  den  Antrag  Kanita 
verwirft,  der  in  konsequenter  DurchflUirung  aum  Staatssozialismus  ftthrt, 
at  ebenso  begreiflich,  wie  dais  er  der  Sozialdemokratie  durchaus  feind- 
lich und  Vorurteils  voll  gegenübersteht.  Indes  wird  auch  derjenige,  der 
nicht  auf  dem  Boden  der  ökonomisch  -  liberalen  Weltanschauung  steht, 
der  also  auch  nicht  geneigt  ist,  den  meisten  Folgerungen  Buchenbergers 
zuzustimmen ,  aus  dem  vorliegenden  Buche  Anregung  und  Belehnnig 
empfangen,  giebt  es  doch  einen  trefflichen  Ueberblick  Uber  den  neuesten 
Stand  der  Agrarfrage  und  die  Forderungen  der  Agrarier. 

Diesen  Forderungen  der  Agrarier  gegenüber  nimmt  Buchenberger, 
10  wenig  er  geneigt  ist,  die  Bedeutung  der  Agrarkrise  für  die  deutsche 
Landwirtschaft  abschwächen  zu  wollen,  im  allgemeinen  einen  ablehnenden 
Standpunkt  ein.  Er  verwirft  die  Forderung  nach  Ersetzung  der  Gold- 
ifährang  durch  den  Bimetallismus  und  will  blofs  zugeben,  dafs  der 
moderne  Terminhandel  unter  Umständen  einen  Druck  auf  die  Preise 
üben  könne.  Dies  sei  einerseits  dadurch  möglich ,  dafs  die  Preis- 
gestaltung des  qualitativ  schlechten  Termingetreides  einen  gewissen  Ein- 
flufs  auf  die  Preise  auch  des  besseren  (ieireides  übe,  sodann  aber  auch, 
dafs  in  Zeiten  sinkender  Tendenz  der  (ietreidepreise  die  Partei  der 
ÜaLssiers  im  aligemeinen  mehr  Chance  habe  als  die  der  Haussiers  und 
dafs  somit  die  Spekulation  die  ohnehin  vorhandene  Tendenz  der  Preis- 
senkung m  verstärktem  Mafse  zum  Ausdrucke  bringe. .  Indes  erkennt 
Buchenberger  gerne  an,  daft  dasTermingeschäft  auch  eine  volkswirtschaftliche 
Funktion  hat,  nämlich  die  der  Versicherung  gegen  spätere  Aenderung 
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der  Preise  bei  einem  auf  längere  Zeit  hinaus  abgeschlossenen  Geschäfte. 
Nur  scheint  ihm  diese  Funktion  nicht  besonders  wichtig  zu  sein,  da 
nur  die  gröfstcn  Firmen  sich  durch  Termingeschäfte  zu  assekurrieren 
pflegen  und  es  wichtige  Getreidehandelsplätze  giebt,  au  denen,  wie  z.  B. 
in  Mannheim,  Tenningeschäfte  r^lmftftig  nicht  geschlossen  werden. 

Ob  die  AusfÜhiungen  Buchenbergers  eine  Wirkung  taaS  die  agnr«> 
ischen  Kreise  ausüben  werden,  ist  si^  sweifelhaft.  Ich  glaube  der 
Verfasser  hat  vollkommen  Recht,  wenn  er  meint»  dals  tönenden  Schlag« 
Worten  gegenüber  eine  ruhige.  raafsvoUe  Betrachtungsweise,  die  in  ihrm 
Vorschlägen  die  „goldene  Mitte"  einzuhalten  pflegt,  einen  schweren 
Stand  hat.  Der  Platz  für  Mittelparteien  scheint  immer  kleiner  zu  werden, 
und  immer  \ ollständiger  scheinen  die  verschiedenen  Interessen  das  Volk 
in  grofse  (»ruppcn  zu  gliedern,  die  mehr  oder  minder  feindlich  einander 
gegenüberstehen. 

Wien. 

MICHAEL  HAlNiSCH. 
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Sohpiften  der  Centralstelle 

Arbeiter -Wohlfahrtseinrichtungen. 

Heft  1.  Di«  Verliessornng  der  \V«linun^*'n.  \uik richte  uikI  Vtrhiuid- 
InDjnren  der  Konferenz  vom  25.  und  26.  April  1892  nebst  Bericht  über  die 
mit  derselben  verbnndene  AnsstcllTinir.  Mit  3(>H  Abbildungen  im  Text. 
Preis  51.  8,  geb.  M.  i),  poatfrci  je  M.  U,iKJ  mehr. 

Heft  t.  Die  sweekmK.xitij^e  Verwvndanir  der  Sonntags-  anil  Feierzeit 
Vorbt-richte  und  Verhandlungen  der  Eon»rens  Tom  25.  und  26.  April  1892. 
l'rtis  M.  2.  postfrei  .M.  2.10. 

Heft  3.  Die  Spar-  und  linii- Vereine  in  Hannover,  (löttingen  und  Berlin. 
Eine  Anleitung;  zur  praktischen  T^ethiiti<^:ang  Bof  dem  Gebiete  der  Wohnongs- 

frajre.    Prei.s  M.  2.4(1.  postfrei  yi.  2 JA). 

Heft  4.  llttlfs>  und  UnterBtützungMkasMU.  —  J^'iirsorge  für  Kinder 
und  Jmrevfllielie   Vorbeiichte  und  Verhandfnngen  äet  KxmfenaM  vom 

21.  und  22.  April  189a  Preis  M.  3,(50,  postfrei  M.  .%70. 

Heft  r>  Die  Iteschaffiin;?  von  Geldniittoln  für  niuD^onossenscliaften. 
Verhandlungen  der  Konferenz  vom  y.  Mai  lb'J4.  Preis  M,  l,äU,  poatfrei 
U.  1,60. 

Heft  6.  Das  Sparkas^enwesen  in  }<einer  Rodeutnng  für  die  Arbeiter- 
Wohlfahrt.  —  Die  Reinhaltung  der  Luft  in  Fabrikränmen.  Vor- 
berichte  nnd  Verhandlungen  der  Konferenx  Tom  7.  nnd  8.  Hai  1894.  Frei« 

M.  3,  postfrei  M.  3,10. 
Heft  7     Die  zweckmUssige    Kinrichtnng  nnd   Ausgeütnltunitr  der 
Krunkenkassen.  —  Volkiternätirung.    Vorberichte  und  \  erhuudlunKen 
der  Koiitt  ren/  vom  22.  und  23.  April  189a.  Freie  H.  6,  geb.  M.  1,  poattrd 

je  M.  0,30  in.  hr. 

Heft  8.  DiH  Verbreitung  guten  Lesestoff«.  Von  Pastor  Apel.  Preis 
M.  2,  postfrei  M.  2,10. 

Heft  9.  Die  WnhirahrtHpfle^e  auf  dem  Lande.  Von  Heinrich  Sohnrey. 

Prei.s  M.  4,  postfrei  M.  4,20. 

Heft  lU.  Knt Wickelung  und  gegenwärtiger  Stand  der  Frage  des 
Arbeitsnach weises.  —  Weibliche  Hillfskräfte  in  der  Wohlfahrts* 
pflege.  Vorberiehto  und  \'rrhandlungen  der  Konferens  am  U.  nnd  12.  Mai 

lfm.   Preis  M.  2,40,  postfrei  M.  2,Ü0. 

Heft  11.   Der  Arbeltsnaeliwels.  Seine  Entwickelnnfi:  nnd  Gestaltunsr  im 

In-  und  .\uslande.  Diirsre.stellt  von  Dr.  Y.  Freiberrn  von  Reitzen- 
stein,  Kaiäerlichen  Bezirkspräsidenten  a.  D.  ^'acli  dem  Tode  des  Ver- 
funen  herausgegeben  von  Dr.  jnr.  Riehard  Frennd.  Preis  M.  10,  ireh. 
M.  11,50,  poetfrd  je  M.  0..")0  mehr. 
H»ft  12  Kommunale  Wolilt'nliits^einrichtnngon.  —  Die  pliinniiiMni/e 
SehwindsBchtsbekäuipfun;^  durch  Errichtung  von  ileilstälten  für 
Lungenkranke  Vurberiebte  und  Verhnndluuuren  der  Konferens  Tom  10. 
und  11.  Mai  1897.    Preis  M.      pustfrci  M.  3,2(). 

Heft  13.  Die  Ländlichen  Arbeiter- Wohnnuy^en  in  Preassen.  Eine  Urn- 
inge von  Dr.  Ascher,  K^^l.  Krelswondant  laBomst.  Preis  H.  3,  postfrei 
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DrucksacliBü  der  i^ommission  für  Arlieitersiatistik. 

Follo-Fomat. 

Terhnndliini^en 

No.  1  und  2.   Protokoll  Qber  die  Verhandlungen  vom  23.  Juni  bis  25.  Juni  1892 

und  vom  3.  Februar  bis  10.  Februar  1893.  Preis  Jl.  I,  poutlVei  5i()  PI.  mehr. 
No.  6.    Protokoll  über  die  Verhandlungen  vom  30.  Juni  bis  3.  Juli  1893.  Preis 

II.  O.ftO,  postfrei  iü  Pf  niohr. 
No.  4.   Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  14  Februar  bis  20.  Februar  1894 

und  die  Vernehmung  von  Auskunftspersonen  über  die  Arbeitszeit  in  Bäckereien 

und  Konditoreien.    Preis  Jl.  I..i0,  |>o8lfrei  30  Pf.  inihr. 
Ho.  ö.   Protokoll  über  die  VerhandluBSM  von  23.  loiil  27.  Jini  1894.  Frei«  II.  1, 

postlrei  20  Pf.  mehr. 
Ko.  0.  Bericht  über  die  Erhebungen  betr.  die  ArbeHSMil  In  BicktrtlM  und  Rta- 

ditoreien     Pn  is  51.  o,jo,  jiostfrei  10  l*f.  mehr. 
No.  7.   Protokoll  Qber  die  Verhandlungen  vom  9.  November  bis  20.  November  1894 

und  <lie  Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Dber  Arbeitszeit,  KDndigungsfristen 

und  Lehrlingsvcrhältnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  M.  2,  postlrei  3<i  IM.  mehr. 
Ko.  8.   Bericht  Uber  die  Erhebung  betr.  die  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  die 

Lehrlingsverhiltnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  51.  0,80.  pu.stlifi  21  Pf.  mehr. 
No,  Ma.   Protokoll  über  die  VerlitndiuiigeB  vom  10.  und  11.  Dezember  1895.  Freie 

31.  O.HO.  p<.8irrei  20  Pf.  nn-ltr. 
No.      Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  18.  ind  14.  IMn  1888.  Preis 

M.  O.bO,  postlrei  10  Ff.  mehr. 
No.  10.  Protokoll  Ober  die  Verhandluegen  vom  14.  Ms  17.  und  20.  bis  21.  April 

1896  und  die  Vernehmung  von  Auskunftspersonen  über  die  VerfclllniStt  In  4er 

Kleideritonlelition.  Freie  M.  2.  postlrei  öO  Pf.  mehr. 
No.  11.  Pretololl  Ober  die  Vertiandlongen  vom  29.  b\t  80.  April  1888  und  die 

Vernehmung  von  Auskunftspersonen  über  die  Verfiillnlite  In  der  WlieiieltNioUlan. 

Freis  M.  U,8U,  postfrei  20  Ff.  mehr. 
No.  11.   Nacfatra)?.  Prololioll  Clitr  die  VerfiMdlmigen  vom  2.  Iill  1888  und  die 

Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Ober  die  VcrhSItnisse  in  dCT  KIddor*  nnd 

Wäsche-Konfektion.   Freis  M..  0,40,  iwstfrei  10  Fl.  nmhr. 
No.  m.  Proteiiell  Blier  die  Verliandlangen  vom  9.  end  11.  Januar  1807.  Prete 

M.  0,40,  postfrei  10  Pf  molir 
No.  13.  (Ikriüht).  Bericht  über  die  Erhebung  betreifend  die  ArbeitsverMlItaisse 
In  der  Kleider*  und  «Ischekonfekflen.  Freie  M.  0,30,  postfrei  10  F£  mehr. 

Krhelinnji^eii 

No.  1  (vergriaen)  und  3.    Erhebung  Ober  die  Arbeitszeit  In  Bäckereien  und  Kon- 
dlloreleR.  VemnttaHel  Im  September  1892.  Heft  1  U.  0,80,  postfrei  20  Pf. 

mehr.    Heft  3  (Fortselzuun  1  Pn  i''  ^1   0,HO.  ]>nslfrei  20  Pf.  niolir, 
No.  2.  (vcrgriffenj.   ErhelHing  Qber  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  Lehrlings* 
verh&ltnltie  Im  Handeltgewerbe.  VenunlaHet  im  8eptember  nnd  Okieber  1882. 

Preis  M.  1,  postfrei  L'M  !'t'.  mehr, 
No,  4.  Erhebungen  über  die  Arteitsielt  in  Getreidemühlen.  Veranstaltet  im  Sommer 

1898.  Preis  U.  0,80,  poetfrei  tiO  Pf.  melir. 
No.  ß.   Erhebung  Ober  Arbeitszeit,  KOndigungsfrlsten  und  LehrlingsverhUtalitt  In 
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Zur  Revision  der  deutschen  Seemannsordnung. 

Von 

Dr.  a  NOCHT, 

HafenanEt  in  Hamboig. 

I>ie  Anrc^uii^  zu  einer  Aenderun«,'  der  jetzt  seit  mehr  als  25 
Jahren  »geltenden  deutschen  Secinannsordmuv^f  ist  v  on  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  des  Reichsta^a*s  aus<:je^Mn^cn.  Zweimal,  im  Jahre 
1893  und  im  Jahre  1895  wurden  \<)ii  dieser  Seite  Kntwurte  einer 
revidierten  Seemannsordnun^ ,  1)1,>  ins  einzelne  ausf^rearheitet ,  flcm 
Reichsta^'e  von^elegt.    Beide  h.nlwürfe  sind  unerlediL,M  L^chlichrii. 

Dals  eine  ^^rofse  Anzahl  von  Bestimiiuint^en  tler  Seemaniis- 
ordnung  nicht  mehr  zeitc^emäls  sind,  ist  aber  seitdem  auch  in  den 
der  Sozialdem<jkratie  tenistehenden  Kreisen ,  in  denen  ühi  r  see- 
mtinni^che  Anj^ele^enheitcn  öffentlich  \  erhandelt  wird .  anerkannt 
worden.  Als  Hau|)t\ ertreter  der  Interessen  der  Handelstlotlc  t^ilt 
bei  uns  der  deutsche,  nauti.>che  Verein,  eine  Korperschaft,  der  nicht 
blofs  Schiffskapitäne  und  nautische  Saclu  erständige ,  sondern  auch 
Rheder,  Juristen  und  andere  Nichtseeleute  angehören  und  deren 
Jahre>\  ersanuiilung  rcgelmälsig  eine  grul>r  Anzahl  von  höheren 
Beamten  des  Reiches  untl  der  deutsciien  Seeuferstaaten  beiwiihiien. 
Bei  den  Beratungen,  die  vor  3  Jahren  in  dem  Wrein  .uilälslich  den 
Drängens  der  Sozialdemokraten  nach  einer  Reform  der  Seemanns- 
Ordnung  stattfinden,  ^t»•Iltc  es  sich  mehr  und  mehr  heraus,  dals  die 
bl>her  geht  nden  Bestimmungen  den  jetzigen  \  erhäitnissen  durchaus 
luehl  mehr  entsprechen  untl  man  hielt  es  deshalb  fvir  geboten, 
der  Reichsregie  ung  ebenfalls  Abänderungsvorschläge  ein/ureichen. 
Darauf  l)egannen  die  Beratungen  der  dem  Reichsamt  des  Innern 
beigegebenen  technischen  Kommission  für  Seeschiffahrt  über  diesen 
(legenstand.  Die  Beschlüsse  dieser  Kommission  wurden  Ende  1896 
veröffentlicht.    Der  deutsche  nautische  X'erein  hat  sich  von  neuem 
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mit  dieser  Ai^elegenheit  beschäftigt  und  auch  von  anderer  Seite 
sind  neue  Anre^ingcn  hinzugekommen. 

Bei  der  Kritik  dieser  bekannt  gewordenen  Abänderungsvorschläge 

handelt  es  sich  für  einen  Arzt  in  erster  Linie  um  die  sanitären 
Interesse»!  der  Seeleute;  wer  indessen  tä<^lich  mit  Schiffen  und  See- 
leuten aller  Art  in  Berührung  kommt,  kann  auch,  ohne  Seemann 

oder  Jurist  zu  sein,  ein  selbständiges  Urteil  über  andere,  allge- 
meine I* ragen,   die  bei   einer  Revision  der  Seemannsordnung  in 

Betracht  kommen,  gewituien. 

Man  hat  die  Notwendigkeit  von  Aendcrungen  in  der  Seemanns- 
ordnung durch  den  Hinweis  auf  gewisse  Mifsstände  zu  begründen 
versucht,  die  sich  in  der  modernen  HandelsscliitTahrt  in  ein/einen 
hallen  oder  in  allgemeinerem  Umfange  gezeigt  haben.  Meiner  An- 
sicht nach  ist  es  aber  zweifelhaft,  ob  gerade  die  von  der  sozial- 
demokratischen Partei  in  den  Reichstagsverhandlungen  zur  .Sprache 
gebrachten  Vorkommnisse  in  Zukunft  durcli  Aendcrungen  in  der 
Seemannsordnutv^y  wenlcn  vermieden  werden  können.  Wenn  Scliitfc 
infolge  \on  unsolicier  Bauart,  oder  wegen  hohen  Alters,  mangel- 
hafter histandhaltung ,  schlechter  Ausrüstung  (»der  wegen  /u 
schwacher  Bemanninig  \erloren  gegangen  situl  oder  sich  andere 
UnHille  intolge  davon  ereignet  haben,  so  liegt  es  natürlich  nalie.  zu 
fordern,  dals  man  den  Wrsuch  machen  sollte,  solchen  Ereignissen 
in  Zukunft  dadurch  vorzubeugen,  dafs  die  .Schiffe  \e>r  ihrer  Ausreise 
staatlich  untersucht  werden  und  in  Fällen,  in  denen  .■\usstcllungcn 
ZU  machen  sind,  .^o  lange  \"on  der  Ausreise  zuiückgehalten  werden, 
bis  für  Abhilfe  der  aufgelundenen  Mifsstände  gesorgt  worden  ist. 
Diese  Forderung  ist  von  der  sozialdemokratischen  Partei  im  J:?  47  a 
ihres  Entwurfes  einer  abgeänderten  Seenjannsordnung  autgestcUt 
worden.  Danach  sollen  tlie  .Seeämter  jedes  Schiff  vor  der  Ausreise 
aus  einem  deutschen  Hafen  untersuchen  lassen,  wälnend  bisher 
solche  Besichtigungen  nur  bei  l)est)ndcrer  X'eranlassung  stattfinden, 
wenn  Unfälle  während  der  Reise  eingetreten  sind  und  vor  der  .-Xus- 
reise  nur  daim,  wenn  ein  .'^ehiffsoflizier  oder  nicht  weniger  als  drei 
.Schillsleute  Besch werfle  darüber  erheben,  dafs  das  Schiff,  für  welches- 
sie  angemustert  sind,  nicht  se«  tüchtig  ist  otler  dafs  die  X'orräte, 
welche  das  .Sciiiff  für  den  Hedaif  der  .Maiurschaften  an  Speisen  und 
Getränken  mit  sich  fülut,  ungenügend  oder  verdorben  sind  lij  47 
d.  .S.-O.).  Wenn  die  Be.schwertle  sich  als  begründet  erweist,  so 
hat  das  .Seemanns.unl  für  .Abhilfe  .Sorge  zu  tragen.  .Solche  Klagen 
werden  indessen  den  Secmannsänitern  nur  selten  vorgetragen  und 
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noch  seltener  sind  die  Fälle,  in  denen  sie  als  begründet  anerkannt 
werden. 

Die  obligatorische  Untersuchung  aller  Schiffe  vor  der  Ausreise 
kann  nur  dann  von  Nutzen  sein,  wenn  feste  Nonnen  vorhanden 
sind,  auf  welche  man  sich  bei  Ausstellungen  stützen  kann.  Andem- 
ialls  wird  ein  ungünstiges  Untersuchungsergebnis  regelniäfsig  ange- 
fochten,  es  folgen  langwierige  Verhandlungen  und  Untersuchungen 
durch  sachverstandige  Schiedsrichter  und  man  kann  nur  die  Ab- 
stellung der  allergrobsten  MiGsstande  und  Nachlässigkeiten  erreichen. 
Herkömmlicher  Schlendrian  wird  nicht  getroffen.  Ganz  grobe  Fahr> 
lässigkeiten  kommen  aber  erfahrungsmäTsig  nur  selten  vor.  Das 
Ergebnis  solcher  Untersuchungen  würde  demnach,  solange  wir  keine 
allgemeingültigen  Normen  als  Anhaltspunkte  haben,  in  keinem  Ver- 
hältnis zu  dem  dafür  erforderlichen  Aufwand  an  Zeit  und  Personal 
und  zu  der  Belästigung  stehen,  die  der  Schiflfahrt  dadurch  auferlegt 
würde.  Aber  auch  bei  der  gesetzlichen  Festsetzung  von  Normen 
müfste  man  sich  mit  Minimalforderungen  begnügen.  Der  jetzige, 
durchschnittliche  Zustand  der  Steherheit  und  Ausrüstung  der  Schiffe 
würde  sich  nicht  wesentlich  ändern,  wenn  man  etwa  wie  in  Eng* 
land  den  Schiffen  eine  Tiefladelinie  vorschriebe,  wenn  man  den 
Bau  der  Schiffe  staatlich  überwachte,  wenn  die  Sicherheits-  und 
Unfallverhütungsvorschriften  anstatt  von  der  Seeberufegenossenschait, 
\'om  Staate  selbst  erlassen  und  in  ihrer  Ausfuhrung  kontrolliert  würden. 
Schifisunfalle  sand  bei  uns  nicht  häufiger  als  in  der  englischen 
Handelsflotte;  die  Verproviantierung  der  Schiffe,  die  Beköstigung 
der  Mannschaft  ist  bei  uns  durchschnittlich  etwas  besser  als  auf 
englischen  Schiffen.  Die  staadiche  Kontrolle  könnte  überdies  nicht 
wohl  auf  die  Bemannung  der  Schiffe  au^edehnt  werden.  Man  ist 
mit  dem  Versuch,  Grundsatze  für  die  Besatzungsstarke  der  einzelnen 
Schiffsklassen  au&ustellen,  seit  mehreren  Jahren  in  Ei^land  beschäftigt, 
ist  aber  dabei  noch  zu  keinem  brauchbaren  Etgebnis  p^ekommcn. 
.Als  die  Normen  fertig  waren,  zeigte  es  sich  sogar,  dafs  sehr  \iele 
Schiffe  thatsachlich  starker  bemannt  waren,  als  es  nach  den  \'or- 
schlägen,  die  zur  Diskussion  standen,  nötig  gewesen  wäre.  Bei  den 
Segelschiffen  läfst  sich  vielleicht  ein  brauchbares  Malis  für  die  nötige 
Besatzungsstärke  in  der  Grölse  der  Schiffe  und  ihrer  Segelfläche 
finden;  bei  den  Dampfschiffen  aber  sprechen  in  dieser  Frage  so 
viele  und  stetig  wechselnde  Umstände  mit,  dafe  man  nur  von  Fall 
zu  Fall  entscheiden  könnte  und  auch  dann  nur,  wenn  der  Kontiollcur 
die  Reise  selbst  mitmachte.    Es  kommen  die  Geschwindigkeit  der 
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Schifte,  die  nach  Bedürfnis  erhöht  m d  \  i* Heiclil  auf  der  Rückreise 
wicflcr  crmäfsi}^  werden  solh  die  <iüte  der  Kohlen,  die  L^c  der 
Hunkcr,  die  Einrichtunf^en  für  den  1  ran^^port  der  Kohlen  aus  den 
Bunkern  bis  vor  <hc  h'euer,  ilie  i\inrichtunj;f  und  die  Lage  der 
Heizräume  und  sciilielshch  die  Geschickhchkeit,  Ausdauer  und 
Körperkraft  der  Leute  selbst  in  Betracht  Befahrene  Leute  leisten 
mehr  als  unbefahrene;  farbige  Heizer  weniger  als  Europäer.  Neben- 
bei darf  bemerkt  werden,  dafs  es  mir  nach  eigenen  Erfahrungen 
durchaus  nicht  sicher  erscheint,  ob  wirklich  die  Widerstandsfähig- 
keit der  farbigen  Heizer  gcgci\  so  hohe  Temperaturen,  wie  sie  in 
den  Heizräumen  an  Bord  von  Dampfschiften  ertragen  werden  müssen, 
sehr  viel  bedeutender  ist  als  bei  unseren  eigenen  Leuten.  Jeden- 
falls spielt  die  individuelle  Widerstandsfähigkeit  dabei  eine  viel 
gröfsere  Rolle  als  die  Akklimatisation  an  das  Troiicnklima.  Der 
remj)eratui ufiterschied  zwischen  den  gemälsigtcn  Breiten  und  den 
Tropen  verschwindet  gegenüber  den  Temi>craturen,  die  >ich  unter 
ungünstigen  Lmstänflen  in  den  Heizräumeii  an  Br)rd  entwickelrK 

Thatsächlich  ist  wohl  die  Bemannung  jetzt  bei  den  allermeisten 
Schiften  sehr  knajj])  bemessen.  Aber  auch  bei  staatlicher  Kontrnlk- 
nnifste  man  sich  in  dieser  Ilin^i'^lit  mit  minimalen  Ansprüchen  be- 
gnügen, h'ällc  von  auffälliger  und  fahrlässiger  Untcrmannung  scheinen 
übrigens  nur  selten  vorzukommen. 

Wenn  die  obligatorische  Untersuchung  aller  Schiffe  vor 
der  Au^reise  sich  nicht  empfiehlt,  so  kommt  in  Frage,  ob  nicht 
dem  Staat  ein  fakultatives  Recht  einzuräumen  wäre,  damit  die 
Behörde  für  ihr  Einschreiten  nicht  er>t  die  formelle  Beschwerde  von 
drei  Schiffsleutcn  abzuwarten  braucht,  die  obendrein  bestraft  wird, 
wenn  sie  sich  auf  unwahre  Behau]  a  iniL^'n  stützt  (si  94  d.  S.O.). 
Das  Recht,  den  .^chiftsproviant  und  (la>  Trinkwasser  an  Bord  \  or 
der  Ausreise  zu  untersuchen,  steht  den  Seebehörden  jetzt  in  England, 
Frankreich  und  Italien  zu  in  allen  Fällen,  wo  .solciie  Untersuchungen 
aus  irgend  einem  <  iruntle  für  n(">tig  erachtet  werden.  Die  gefundenen 
Milsstände  müssen  behoben  werden,  ehe  das  .V'hift  den  Hafen  xer- 
Li-Nt'ii  darf  Dir  durclischnittlichen  Verhältnisse  werden  nalurlicli  durch 
fikuhaiiM'  AuUicht  ebensowenig  beeinflulst  wie  durch  die  obliga- 
tori.sche  UntersuchuuL:  aller  Schifte.  Man  hat  aber  dabei  die  Aus- 
sicht, ohne  dal^  die  allL^cmeine  Schiffahrt  belästigt  wird,  grobe 
l  alii  l.issigkeiten  auch  liami  /u  entdeckt  n.  wenn  sie  \'on  den  Schifts- 
leuicii  nicht  erkannt  und  nicht  angezeigt  werden.  Dabei  müfste 
sich   das  Aufsichtsrecht  auf  alle  Verhältnisse  erstrecken  und  die 
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Behörde  miifstc  bei  der  Au>\v.ilil  der  Schiffe  und  der  Verhältnisse, 
die  an  Bord  untersucht  werden  sollen,  '^anz  nach  ei<^enem  Ermessen 
vori^ehen  können.  Man  würde  schnell  ein  Urteil  darüber  gewinnen, 
bei  welchen  Rhedereien  und  Schiffen  solche  Untersuchungen  vor 
der  Ausreise  besonders  nötig  erscheinen  und  häufiger  vorgenommen 
werden  müssen. 

Eine  solche  Einrichtung  konnte  unabhängig  von  der  Seemanns- 
ordnung getroffen  werden  und  es  erscheint  mir  nicht  zweckmafs^, 
die  jetzige  Bestimmung  der  Seemannsordnung  zu  ändern,  wonach 
seitens  der  Mannschaft  Schiftsbesichtigungcn  vor  der  Ausreise  nur 
auf  ausdrückliche  und  wohlbegründete  Beschwerde  von  nicht  weniger 
als  drei  Schiffsleutcn  hin  veranlaCst  werden  können.  \ur  dadurch 
kann  dem  Ueberhandnehmen  leichtsinniger  und  böswilliger  Denun- 
ziationen gesteuert  werden. 

Bisher  war  von  solchen  Mifsständen  die  Rede,  die  durch  staat- 
liche Finn^riffe  voraussichtlich  nur  in  l-TdKn  von  ganz  grober 
Fahrlässigkeit  der  Rheder  oder  .Schitter  Ii  lioben  werden  können. 
Wenden  wir  un.s  jetzt  zu  Verhältnissen,  die  lür  die  ganze  Handels- 
marine gelten.  Diese  Mifsstände  liegen  auf  sanitärem  (iebiet  und 
könnten  allerdings  durch  staatliche  P^ingriffe  nicht  blofs  in  eklatanten 
Einzelfallen ,  sondern  durchsclinittlich  gchrsscrt  werden.  .Abände- 
rungen iti  der  Seemannsordnung  von  gruiids-ii/.licher  und  allgemeiner 
Bedeutung;  sind  aber  dazu  wiederum  nicht  erforderlich. 

Ich  habe  an  einer  anderen  Stelle  ')  die  .Sterblichkeit  der  Seeleute 
(Irr  Handelsmarine  an  Krankheiten  statistisch  zu  berechnen  versucht. 
HiLrül)cr  war  im  ganzen  bisher  nur  sehr  wenig  bekannt.  Ich  ge- 
laiiu.^te  y.u  dem  Ergebnis,  dafs  die  Sterblichkeit  der  Seeleute  an 
Krankheiteiv  •  ganz  abgesehen  von  I  rifällen  —  für  die  deutsche 
Handelsmarine  durch.schnittlich  höher  ist,  als  die  der  gleichaltrigen, 
männlichen  Bevölkerung  an  1  .anfl,  trol/.deni  nur  kräftii^e  und  ge- 
sunde Leute  den  lieruf  (.rgriMfen.  Hoontlers  ungünstig  sind  die 
(lesundheitsverhältnisse  der  1  cuerleute  an  Bord.  Bei  ihnen  gesellt 
sich  zu  den  allgemeinen  'l  otlesursachcn  der  Seeleute,  unter  denen  die 
Infektionskrankheiten,  namentlich  die  rul)erkulose  und  die  tropischen 
Infektionskrankheiten  die  er>tc  Rolle  spielet),  eine  Berufskrankheit, 
der  Hitz.schlag  hinzu,  der  eine  un\ erhältnismälsig  grofse  .-Anzahl 
von  Opfern  fordert,  und  als  besonders  auffällige  Erscheinung  eine 


't  D^-utsch.-  Vi.  rt.l;;ihrsH-hrift  für  <tfT<  ntl.  Grsundlu-itspflcßc  Kd.  XXIX  Hclt  1 : 
„Die  gesandheitUcben  VerhälUu&ätr  in  der  lianilcUmarine"  etc. 
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enonii  hohe  .Sell)stinorclircqucnz,  die  fast  das  zehnfaclic  derjenigen 
der  ^'leichaltri5^a"ii,  inännlicheii  Ikvölkerung  au  I^and  beträgt. 

Die  sanitären  Bestiinniuni^cn  der  Sceniaiiiisurdiiung  sind  nun 
sehr    allLieinein   und  I1icilt^sa;:;^.■lnl ;  «^^'iien    al)er    den  Landes- 

regicruHij^en  ausdrückheh  das  Reeiii,  besondere  X'erordnungeii  über 
Unterkunft,  \'er|)llegung  der  Seeleute  und  andere  Verhällnis>e  zu 
erlassen  (§  45  d.  S.-O.).  Wenn  das  Ijisiier  nieht  in  ausreichendem 
MaLse  gesehen  ist,  so  folgt  daraus  noch  nieht,  dais  solche  Bestim- 
inungen  be^^ser  in  der  Seeniannsordnung  selbst  gcsct/lieh  festgelegt 
werden  sollten.  Sanitäre  X'orschriften  niiissen  mit  der  \Vissenschaft 
fortschreiten  und  sieh  für  Hordverhältnissc  den  wachsenden  Leistungen 
der  Schiffsbau-  und  Krn<'ihrungstechnik  anpassen.  Sie  bedürfen 
öfterer  Re\  ision  und  müssen  in  Kinzelheiten  leicht  abgeändert  werden 
können.  In  die  Seemannsordnung  passen  sie  aus  diesem  Grunde 
nicht  recht  hinein,  sondern  müfsten,  da  die  I^ndesregierungen  bisher 
in  diesen  Dingen  incht  selbständig  vorgegangen  sind  und  überdie> 
eine  einheitliche  Regelung  der  Verhallaiäsc  erwünscht  ist.  durch 
das  Reich  erla.ssen  werden.  In  die  Seeniainisordnung  gehören  nur 
die  allgemeinen  Grundsätze,  wie  sie  in  ilen  iji:;  44 — 47  der  alten 
Seemannsordnung  für  die  Unterkunft  und  Beköstigung  der  Leute 
und  in  den  iji?  48 — ^50  in  Bezug  auf  die  Lohn\ xrhältnisse  bei  Er- 
krankungen schon  gegeben  sind.  Es  fehlt  allerdings  dabei  bisher 
eine  Bestimmung,  wonach  alle  anzumusternden  Leute  vor  der  An- 
musterung är/.dich  untersucht  werden  sollen  und  nur  gesunde  Leute 
angemustert  werden  dürfen.  D'w  weiter  n(")tigi  [.  luii/A-ll^cstimnumgen 
über  das  Mafs  der  dem  Seemann  täglich  zusteiiendefi  Speisen  und 
Getränke,  die  Zubereitung  der  Speisen  und  die  Ordnung  der  .Mahl- 
zeiten, sowie  über  die  Gröfse  und  Einrichtung  der  Wohnräume,  die 
Reinhaltung  des  Volkslogis,  über  die  Herstellung  von  Bade-  und 
Waschanstalten  für  die  Mannschaften ,  die  Einrichtung  der  Arbeits- 
Täumc,  besonders  die  Lüftung  der  Heizräume,  über  die  Krankcn- 
iursorge  u.  a.  in.  sollten  dem  Verordnungsrecht  des  Reiches  unter- 
stehen. Alle  diese  Verhältnisse  sind  der  Besserung  bedürftig  und 
können  meines  Erachtens  nach  leicht  auf  den  meisten  Handels» 
schiffen  gebessert  werden.  Auf  Einzelheiten  in  hygienisch-technischer 
Hinsicht  möchte  ich  hier  nicht  eingehen,  werde  aber  bei  der  Be- 
sprechung einiger  Vorschläge  der  technischen  Kommission  (ur  See- 
schiffahrt noch  auf  manches  zurückkommen. 

Es  ist  die  allgemeine  Entwicklung  der  KaufTahrteischifiahrt 
und  die  gänzlich  veränderte  Art  des  Betriebes  des  Seeverkehrs,  die 
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Über  den  Rahmen  der  alten  Seeniannsordnut^  hinaus  gcwaclisen 
ist  und  eine  zeitgemäise  Reform  des  Gesetzes  nötig  maclit.  Als 
die  jetzige  Seemannsordnung  erlassen  wurde,  spielte  die  S^el* 
schiflahrt  im  Seeverkehr  noch  die  Hauptrolle  und  die  Bestimmungen 
der  Seemannsordnung  pafsten  dabei  auf  die  grofsen,  wie  die  \  •Cid  nctl 
Schiffe,  Jetzt  ist  die  Bedeutung  des  Scgclverkehrs  gegenüber  der 
Dampfschitlaiirt  nur  noch  sehr  gering.  Dabei  verschwinden  auch 
in  der  Dampferflotte  die  kleineren  Schiffe  mehr  und  mehr  und  wenn 
auch  die  Gesamtzahl  der  auf  deutschen  Schiffen  bcsrhäftigtcn  See- 
leute nicht  in  demselben  X'erhältnis  wie  der  Ciesamttoiincngehalt 
der  Schiffe  zugenommen  hat.  so  sind  doch  die  Ik-satzungen  der  ein- 
zelnen Schiffe  mit  der  wachsenden  Gröfse  der  Scliitfe  absolut  innner 
stärker  geworden.  Wir  haben  sehr  \  iele  Dampfer  mit  über  50  Mann 
und  eine  ganze  Anzahl  mit  ul)er  ICO  .Mann' Besatzung.  Ks  ist  ferner 
die  Zusammensetzung  der  Schiffsbesatzungen  eine  ganz  andere  ge- 
worden. Früher  überwogeii  die  Seeleute  im  engeren  .Siiitie,  die 
Matrosen,  welche  als  SciütVsjungen  angefangen  hatten  und  im  see- 
männischen Herkommen  grofs  geworden  waren.  Auf  fliese  Leute 
palste  die  Bestimmung  de.>  j)reursischen  I ^andrechts ,  wonach  das 
Schiffsvolk  zu  dem  Schiffer  in  demselben  X'erhältnis  steht,  wie  das 
Gesiride  zur  Herrschaft.  Das  war  ein  Zusammenleben  und  Wirken, 
das  auf  gcgcn.scitigcm  X'ertraueii  und  lierkönimlichcr  Ordnung  der 
Rechte  und  Pflichten,  namentlich  der  Dis/i|)l!i\  an  Bord  beruhte. 
Jetzt  giebt  es  viele  Schiffe,  auf  denen  noch  niclu  der  zehnte  Teil 
des  .Sclnff>\  olkes ,  abgesehen  von  den  ()ftizieren,  zu  dem  .see- 
männischen Personal,  den  sogenannten  Dcksleutcn,  zu  reelnien  ist. 
Der  weitaus  grofstc  Teil  der  Mannschaft  ist  an  Land  grols  geworden 
und  in  nicht  seemännischen  Berufen  ausgebildet,  Die.se  Leute 
kommen  als  erw  achsene  Mäimer  in  fremde  WThältnisse  und  iragen 
nicht  nach  Hei  kommen,  sondern  nach  X'ertrag  und  Gesetz.  Dabei 
wechselt  das  l'ersonal  innner  häufiger  auf  einem  und  demselben 
Schiff,  oft  nach  jeder  Reise.  Diesen  veränderten  \'erhältnis.sen  gegen- 
über erweist  sich  die  Seemann>-(  )rdnung  als  unzulänglich. 

Man  kann  die  .Aenderimgen  welche  in  Rücksicht  auf  diese 
X'erhältnisse  \<)n  den  verschiedenen  beteiligten  Seiten,  den  Rliedern, 
Kapitänen,  ( )ffizieren  und  den  Mannsehalten  als  wünschenswert  be- 
zeichnet worden  sind  und  die  schlielslich  von  der  technischen  Kom- 
rni<;sion  für  Seeschiffahrt  gemaciiu  ii  Vorschläge  in  zwei  Kategorieen 
ordnen,  je  nachdem  es  sich  um  hVagen  von  gi  undsätzlicher  Be- 
deutung oder  nur  um  die  X'ervollständigung  des  Gesetzes  und  die 
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l^eseitigung  von  l'nslt  hcrheiten  durch  schärfere  Fassung  einzelner 
Bestimmungen  handelt. 

Von  grundsätzlicher  Bedeutung  sind:  Die  Ordnung  des  gegen- 
seitigen V^erhältnisscs  zwischen  dem  Sciiifter,  den  Offizieren  und  den 
Mannschaften,  die  Ordnung  der  Disziplinargewalt  an  Bord,  die  Be- 
stimmung der  Arbeitszeit,  die  hcsondere  N'ergiitung  von  Uebcr- 
stundenarbeit,  die  Frage  der  Zulilssigkcit  besonderer  X'erabredungen 
und  die  Sicherung  einer  cinheillic  hcn  Handhabung  der  Seemanns- 
ordnung in  den  Seemannsämtern  durch  Oberaufsicht  des  Reiche^  cvcnt. 
durch  eine  obere  Reichsbehörde  für  das  gesamte  Seewesen  der 
Handelsmarine. 

L'm  mit  der  letzten  .Angcle-onluit  zu  beginnen,  so  wird  das 
dringende  Ik-diirfnis  einer  zentralen  .Seebehörde  nicht  blols  von  den 
.^Sozialdemokraten,  sondern  auch  von  Xautikern  untl  hervorragenden 
Juristen  betont.  Thatsächlich  werden  jetzt  in  den  meisten  l"älleii, 
in  denen  es  sich  um  die  Neuorilnung  \  on  ( iesctzen  und  behörd- 
lichen X'orschriften  handelt,  die  fiir  die  MandelsscliitTahrt  in  Betracht 
kommen,  Reichsvorschriften  erlassen  oder  wenigstens  die  vom 
Reich  gegebenen  Direktiven  von  (len  Seeuferstaaten  einheitlich  in 
Verordnungen  umgesetzt.  Auch  das  Aufsichtsrecht,  die  zentrale 
Zusammenfassung  und  die  Verwertung  der  l->gebnisse  der  Thätig- 
keit  der  Sunderbehörden  in  den  einzelnen  Staaten  durch  das  Reich 
fehlt  nur  noch  für  wenige  (iebiete  des  .Seewesens.  Es  ist  wohl 
nur  noch  eine  Frage  der  Zeit,  bis  (lie  Ordnung  und  Oberaufsicht 
des  .Seewesens  der  Handelsmarine  durch  das  Reich  sich  auf  alle 
Gebiete,  die  hierfür  in  Betracht  konnnen ,  erstreckt  und  bis  diese 
Bethätigung  des  Reiches  in  einer  Zentralbehörde  zusammengefaist 
wird.  Das  Verlangen  nach  einer  einheitlichen  Handhabung  der 
Seemannsordnung  und  der  Unterstellung  der  (ieschäftführung  der 
Seemannsämter  unter  die  ( )l)eraufsieht  iles  Reiches  ist  auch  von 
der  technischen  Kommission  für  .Seeschiffahrt  als  berechtigt  aner- 
kannt und  es  ist  v  on  ihr  ein  entsj »rechender  Zusatz  zu  §  4  der  See- 
maiuisordnung  vorgeschlagen  worden. 

In  der  .Stellung  des  Schiffers  zur  Mannschaft  hat  die  technische 
Roimni>S!on  für  Seeschiffahrt  grundsatzliche  Aenderungen  nieht  lür 
nötig  gehalten,  während  die  von  der  sozialdemokratischen  Partei  des 
Reichstages  aufgestellten  l-.ntwürfe  die  Diszi]>linar-  und  Dien.stgewalt 
des  .Schiffers  ganz  erheblich  beschränken  würden.  Der  Schif^'smann- 
shaft  soll  ferner  danaeh  vor  Antritt  der  Reise  (Gelegenheit  gegeben 
werden,  aus  ihrer  .Milte,  jedoch  nicht  aus  der  Reihe  ihrer  Vorge- 
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setzten,  einen  Obmann  zu  wählen,  der  Beschwerden  der  Schiflsleute 
entgegenzunehmen  und  dem  Schiffer  vorzutragen  hat  78b  des 
Entwurfs  d.  soz.  Partei  v.  9.  Dezember  1895).  Bei  Seegefahr,  be- 
sonders bei  drohendem  Schiffliruch,  sowie  bei  Gewalt  und  Angriff 
gegen  Schiff  und  Ladung  soll  der  Schiffsmann,  entgegen  dem  liis- 
herigcn  ( icsetz,  auch  ohne  Kinwilligung  des  Schifters  bercclitigt 
sein,  das  Schift'  zu  \  erlassen,  falls  der  Schiffsrat  dies  beschlossen  hat 
(cf  §  485  des  Mandelsgesetzbuches). 

Diese  Forderungen  sind  meines  Krachtens  nach  uiulurrhfüiiil)ar; 
<Icr  SchUTer  mufs  unter  allen  Umständen  die  uneingeschränkte  Ent- 
scheidung über  alle  Schiffsangelegenheiten  behalten  und  darf  auch 
1  irrh  einen  ausdrücklich  und  ein  für  alle  Mal  erwählten  Obmann, 
der  die  Beschwerden  der  Schiffsmannschaft  entgegennimmt,  in  seiner 
Autorität  nicht  beeinträchtigt  werden.  Die  gesetzlichen  Handhaben 
zur  Aufrechterhaltung  der  Disziplin  an  Hord  sind  jetzt  schon  recht 
spärlich.  Dabei  wird  die  absolute  Besatz ungsstärke  der  neuen 
Schiffe  immer  gröfser,  die  Organisation  des  Dienstes  immer  kom- 
plizierter. Nachdem  dem  Schiffer  im  Jahre  1872  tlic  Befugnis, 
an  Bord  selbständig  Strafen  zu  verhängen,  genommen  ist.  erscheinen 
weitere  Beschränkungen  seiner  Autorität  an  Hord  nicht  mehr  zu- 
lässig. Dagegen  halte  ich  es  für  geboten,  daüs  mit  der  in  secamt- 
lichen  und  gerichtlichen  Verhatidlungen  in  einigen  Fällen  zu  Tage 
getretenen  Auslegung  des  §  79  der  Seemannsordnung  ein  Fnde  ge- 
macht wird,  wonach  körperliche  Züchtigungen  an  Bord  nicht  in 
allen  F'ällen  als  strafbar  anzusehen  sind,  sondern  nur  dann,  wenn 
sie  als  Strafe  verhängt  werden.  F,s  werden  zwar  jetzt  alle  Fälle 
\on  M  i  fsh  a  n  (1 1  n  n  g  e  n  ,  die  den  Seeämtern  bekannt  werden  und 
die  übrigens  öfter  noch  von  niederen  Vorgesetzten  an  BonI,  als  von 
den  Offizieren  oder  dem  Scliiffer  selbst  begangen  werden,  ein- 
lochender untersucht,  als  früher  und  oft  strenge  bestralt,  aber  man 
sollte  jede  .\rl  von  korperli<Mu t  Züclitigung  \erbieten  und  be- 
strafen, einerlei  ob  sie  als  Strafe  verhängt  oder  nur  zur  .Auf- 
munterung ertcih  wurde  und  ob  sie  sich  Iiis  zur  Milshandlung 
steigert  oder  nicht.  Die  technisriic  Krtmmission  für  Seeschiffahrt 
hat  die  Hestinimung  des  70  der  Seemannsordnung,  \v<>nacli  der 
Kapitän  zur  Aufrechterhallung  der  Ordnung  an  Hord  weh)  her- 
kömmliche Frsclnverungen  des  l)ienstes  oder  mäfsige  Sclmiäleruiig 
(!cr  Kost  als  Strafe  eintreten  lassen,  aber  keine  (teUllmlse.  k<")r]Mr- 
liclie  Züchtigung  oder  Kin>peirung  xerhängen  darf,  ganz,  ge>tri(  In  n 
und  ist  dabei  den  Vorschlägen  des  deutschen,  nautischen  X'creins 
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^'clol'^'t.  Den  \'crcins\erhaiullun}^cii  ftitnehmc  icli.  dah  man  dort 
nicht  (lar.in  -^^cdacht  hat,  damit  dem  Ka])itäii  (la>  Reclit  der  körper- 
hclien  Züchii^ainf;;  als  Strafe  wicdcrzii^^cbcn.  I  >;is  inüfstc  aber  aus- 
fjesprochen  und  che  körperliche  Züclili«jun^^  überhaupt  verboten 
werden,  sonst  kommt  zu  der  jetzt  l)estelu  n(len  Unklarheit  des  79 
eine  neue  liin/u  und  der  Kapitän  wird  in  die-  X  ersuchun«^  «gebracht, 
körperliche  Zuchts^unL^en  an  Bord  in  }X''<'l^'-'><-'ni  I  nifange  /.u/iilasscn 
und  event.  auch  als  Strafe  /.u  \  erhänf,an.  Was  die  „herkömmlichen 
Krscluveruni^en  des  Dieiislo"  und  die  „Sclmuilerun^'  der  Ko^i"  be- 
tritt, so  stimme  ich  /.war  darin  Tiiit  der  in  ilen  X'erhandlunLien  des 
deutseheri,  nautischen  N'ereins  aii>;4(  sprochencti  Ansicht  überein,  dafs 
eine  Schmälerun«^  der  Ko'-l  hcut/.uta;^e  nicht  inW  durchführbar  ist. 
I*!rschwerun^en  des  Dienstes  sind  al)er  aU  \\  u  k^ames  Strafmittel 
ziemlich  beliebt,  z,  B.  das  Nacharbeiten  der  Heizer  und  rrimmer, 
wenn  sie  keine  ^'enü<,'enden  Leistungen  auf  \\  aclie  autw  eisen 
konnten.  Solche  .Strafen  werden  sehr  oft  ungerechterweix.-  verhängt 
und  auch  auf  Kranke  und  Schwache  ausgedehnt.  Die  seeamt- 
lichen Wrhantllungen  über  die  Selbstmortle  der  1  leizer  beiretten 
nicht  selten  Fälle,  in  denen  die  Leute  über  Boid  gingen,  weil  sie 
<lurch  Nacharbeiten  überanstrengt  w«irden  waren.  Ich  halte  die 
Erlaubnis  zu  herkömmlichen  Ivrschw  c  rungen  des  Dienstes  für  ein 
sehr  gefährliches  Suaf-  und  Disziplinarnuttel.  Dagegen  kann  ich 
nicht  einsehen,  warum  es  nicht  zulässig  sein  soll,  dem  K.ii'ilän  d;is 
Recht  zu  geben,  dafs  er  wider>[)en,slige  und  ai i)eiLsunlustige  Leute 
einsperren  darf.  Damit  halte  er  ein  wirksanjes  Disziplinar-  und 
Strafmittel,  bei  dcui  .uu:h  tlie  ( lef.ilir  einer  reichlichen  und  mils- 
bräuchlulien  Anwendung  wegen  <ler  knappen  Bemannung  der 
Schirte  nicht  zu  furchten  i.st.  N.itürlich  wäre  es  dann  nötig,  über 
die  höchste  zulässige  Dauer  solcher  .\rreststr.ifen  und  die  Beschaffen- 
heit des  Arrestlokals  genaue  V  orschriften  zu  geben. 

Die  .Schiffsoffiziere  sollen  nach  dem  \'orschlage  <ler  technischen 
K(»nnnission  für  .Seeschiffahrt  aus  dem  Stande  iler  .Schitfsmann- 
schaflen,  zu  denen  sie  bisher  gezählt  werden,  herausgehoben  werden 
und  unter  allen  Umständen  als  \'oi  gesetzte  der  Mannschalt  gelten. 
Nach  dem  Entwurf  der  sozialdemokratischen  Partei  {lürfen  zwar  zu 
Scliififsoffizieren  nur  Personen  ernannt  werden,  welche  die  vorge- 
schriebenen Prüfungen  bestanden  haben ;  die  Offiziere  werden  aber  vom 
Schiffer  und  zwar  so  bestimmt,  dafs  „auf  Dampfschiffen,  deren  Be- 
satzung aus  verschiedenen  Kategorieen  von  Arbeitern  zusammen* 
gesetzt  ist,  der  Wirkungskreis  der  Vorgesetzten  mit  Ausnahme  des 
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Srhittcrs  rcsp.  dessen  Stellvertreters  auf  die  ihm  unterstellte  Mann- 
schaft beschränkt,  d.  Ii.  jede  Kategorie  (gesondert  bleibt"  (§  3  des 
Entwurfs).  Es  geht  aber  nicht  an,  dals  etwa  ein  Heizer  nur  seine 
Maschinisten  als  Vorgesetzte  anzusehen  hätte,  sich  aber  um  Befehle 
des  ersten  Offiziers,  des  Bootsmanns,  des  wachthabenden  Offiziers 
nicht  zu  kümmern  brauchte.  Auf  den  grofsen  .Schiffen  niu(s  Ordnung 
bis  ins  Kleinste  herrschen  und  das  ist  bei  der  Anspannung  aller 
Kräfte,  der  grolüen  Verantwortung  der  Offiziere  tind  gegenüber  der 
zusammengewürfelten  Mannschaft  nur  möglich,  wenn  die  straffste 
Disziplin  herrscht  und  iic  l^cfrlilr  der  Vorgesetzten  sofort  und 
ohne  Widerrede,  ohne  Hin-  und  1  [erfragen  ausgeführt  werden.  Das 
hört  aber  auf,  wenn  die  Mannschaften  selbst  über  die  Kompetenz 
(!<  r  X'orgesetzten  zum  Befehlen  urteilen  sollen.  Die  Organi.sation 
komplizierten  Dienstes  mufs  ähnlich  wie  auf  einem  Kri^sschiff 
gestaltet  sein. 

i}  31  der  alten  .Seemannsordnung  besagt,  dafs  der  .Scliirt'sinann 
nur  in  dringenden  Fällen  schuldig  sein  .soll,  länger  als  10  Stunden 
täglich  zu  arbeiten.  Ob  dabei  der  Wachdienst  einzureclnicn  ist, 
darüber  \<t  nichts  l)cstiinnit.  Auch  die  technisciir  Kommission  hat 
es  bei  tler  allen  l  assung  belassen  und  ist  dabei  der  Beantwortung 
dieser  viel  diskutierten  Frage  aus  dem  Wege  gegangen.  Nach  den 
Vorschlägen  der  .Sozialdemokraten  sf>ll  Wachcgchcn  zur  .Arbeits- 
zeit gerechnet  werden  und  die  tägliche  Arl)eit.szeit  nicht  über  8 
i^tunden  l)etragen.  Imi  allgemeinen  i.st  die  Arbeit  der  .Schirt'smann- 
schaltc-i  im  Hafen  nicht  allzuschwer  und  der  SchifTsmann  kann 
daher  unter  gewöhnlichen  Umständen  sehr  wohl  im  Hafen  nach 
seiner  .-\rl)eit  noch  einige  Stunden  Wache  gehen.  Die  zulässige 
Wachzeit  mütste  alier  genau  bestimmt  werden  und  dürfte  über 
2  .Stunden  niciit  hinausgehen.  Am  wenigsten  Ruhe  haben  die  Leute, 
wenn  das  .Schiff  nur  kurze  Reisen  tnacht  und  etwa  eine  Zeitlang 
täglich  einen  anderen  Hafen  anläuft.  Jiann  wird  während  des  l  ages 
im  Hafen  gearbeitet;  bei  Nacht  ist  das  Schiff  in  .See  mul  die  Offiziere 
und  .M.inn>chaften  gehen  Seewache,  wobei  die  in  zwei  Wachen') 
gehenden  (  )fhziere  unter  l/mständen  fa^t  gar  nicht  zur  Ruhe  kommen. 
Für  solche  X'crhältnisse  müfste  den  Mannschaften  wie  <ien  Olhzieren 


V:  An  Bord  von  Handelsschiffen  ßrlit  man  ..Wache"  in  .  2  otK-r  3  Wachen", 
d.  b.  dir  W  M<-hmannschaften  sind  in  2  oder  3  Ahteihinirfii  fj.  t.  ilt.  die  sicli  ablösen. 
Di.-  Rii!i./..  ii  l.rtrngt  bei  balbschichtiger  Wache  je  4  btuudcii,  bei  3  schichtiger 
Wache  je  8  Stunden. 
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eine  mindestens  zehnstündige  Ruhe  in  24  Stunden  gesiciiert  sein. 
Sonntagsarbeit  und  Arbeit  über  10  Stunden  hinaus,  mit  Ausnahme 
des  Wachdienstes,  sollen  auch  nach  dem  \  <)r>chla'TC  der  technischen 
Kommission  für  Seeschiffahrt  als  l'eberstundcnarbeit  vermutet  werden. 
Damit  wäre  für  Bordverhältnissc  eine  Neuerung  {Geschäften,  die  im 
Interesse  der  Schitlsleute  nur  mit  Freude  bet^rulst  werden  kann. 

Leider  wird  diese  h^-eude  dadurch  «getrübt,  dafs  dabei  von  der 
technischen  Kommission  X'ereinbarunj^en  für  znl.'Usit:^  erklärt  werden, 
in  denen  für  die  Hafenzeit  auch  eine  andere,  als  die  zehn>tündi.;e 
Arbeitszeit  verabredet  werden  kann.  Damit  ist  natürlich  die  L;anze 
Wirkung  des  Paragraphen  uil)c/.ug  auf  die  Verhinderung  einer  zu 
grofscn  Ausnützung  der  Seeleute  in  hVage  gestellt.  X'ereinbarungen, 
durch  welche  allgemeine  Bestimmungen  der  Secmarmsordnung  ab- 
geäntlert  werden  können,  sind  jetzt  noch  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen hin  zulässig.  In  ^  12  des  Kniwurfs  fler  technischen  Kom- 
mission wird  al)er  mit  Recht  die  .Aufnahme  von  X'erabredungen  in 
die  Musterrolle,  die  gegen  die  Seemanns<irdnung  \"erstor>oii ,  all- 
gemein als  nn/ulILssig  erklärt  und  die  K(;)nniu>si( »11  hat  die  darauf 
bezüglichen  Stellen  in  den  lkstimmungen  der  alten  Seemnnns- 
ordnnng  gestrichen.  Von  dieser  grundsätzlichen  Stellungnalnne  ist 
man  aber  in  dem  ij  31,  der  von  drr  Festsetzung  der  .Xrbcil-^zeit 
handelt,  wieder  abgewichen,  obwohl  doch  gera<^le  hier  tlie  („lelahr 
sehr  nahe  lii  gt.  dafs  die  Bestimmungen  der  Seemanii>ordnung  durch 
die  Zulassung  vcin  Verabredungefi  in  tlas  ( icgenteil  verkehrt  werden. 

l'eber  die  \'orschläge  der  Kommission,  welche  keine  gruntl- 
>älzlirhen  Fragen  berühren,  sondern  nur  ilem  .Ausbau  und  der 
schärferen  l'assung  einzelner  Bestinnnuiigen  dienen,  sollen  hier  nur 
wenige  Bemerkungen  gemacht  werden,  hi  vielen  Punkten  stinmien 
die  X'orschläge  und  Zu.sätze  der  technischen  Kommission  mit  den 
.Anträgen  der  Sozialdemokratie,  wenn  nicht  vollständig,  so  doch  dem 
.Sinne  nach  überein  33,  34,  39,  40.  50a).  37,  der  von  den 
Vorschüssen,  welche  der  Seemaini  \or  .\ntritt  der  Kei>e  foitlern 
darf,  handelt,  soll  nach  de  11  \ Or^clilägen  der  Kommission  kimttig 
wegfallen.  Dafs  damit  die  \'orscIiüsse  sell)st  aut hören  würden  und 
tlafs  die  mit  dem  (iel)rauch  im  Zusannnenhang  sichende  Ausbeutung 
iler  .Seeleute  durch  gewerbsmäfsige  Stelleinermittler  (I^puerba-se)  da- 
durch beschränkt  werden  würde,  ist  leider  nicht  zu  hotten.  Dies 
rnweseu  muls  auf  anderem  Wege  bekämpft  werden.  \n  den  Vcr- 
einigten  .Staaten  ist  es  verboten,  den  für  amerikanische  .^chifle  an- 
gemusterten Seeleuten  Vorschü.^se  zu  zahlen.    Der  Brauch  ist  aber 
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SO  tief  gexMirzelt,  dafs  dort  kaum  ein  stellungsloser  Seemann  Neigung 
zeigt,  ohne  Vorschufsgelder  an  Bord  zu  gehen  und  dais  die  Handels* 
schiffe  der  Vereinigten  Staaten  ihre  Reise  oft  wegen  ungenügender 
Mannschaftszahl  nicht  antreten  können»  wahrend  den  Schiffen  anderer 
Nationen  in  denselben  Hafen  jederzeit  neue  Mannschaften  zur  Ver« 
liigung  stehen. 

In  §  43  ist  von  der  technischen  Kommission  eine  Neuerung 
eingeführt,  die  zwar  an  sich  berechtigt,  aber  viel  zu  allgemein  ge- 
faxt ist.  Danach  kann  die  dem  Schiffsmann  gebülirende  Bekösti* 
gung  auch  durch  eine  „entsprcchciRic"  Gcltlentscliädigung  ersetzt 
werden.  Das  kann  unter  LnistäiKlen  nicht  blofs  dem  Rheder, 
sondern  auch  dem  Schift'smann  im  HalVii  erwünscht  sein,  nur  mü(ste 
dafür  gesorgt  werden,  dafs  die  <  IrKK ntx  hädigung  immer  den  orts- 
üblichen Preisen  für  Lebensmitiei,  wie  sie  der  deutsche  Seemann 
gewohnt  ist,  entspricht  und  dafs  sie  nicht  in  Häfen,  wo  die  X'^er- 
pfl^ung  überhaupt  mit  Schwierigkeiten  allgemeiner  Art  verknüpft 
ist,  zur  Regel  w  ird,  sondern  auf  die  Fälle  beschränkt  bleibt,  wo  das 
Schiff  im  Dock  liegt  und  wegen  Reparaturen  oder  aus  anderen 
(rründen  nicht  auf  die  X'erpflegung  der  Leute  eingerichtet  ist.  Femer 
dürfte  es  nur  mit  dem  Einverständnis  der  Schiffsleute  erlaubt  sein, 
die  Beköstigung  an  Bord  durch  eine  (ieldents(  hädigung  zu  ersetzen. 

§  97  der  Seemannsordnung  bedroht  den  Schiffer,  welcher  seine 
Verpflichtung,  für  die  gehörige  Verproviantierung  des  Schiffes  zu 
sorgen,  nicht  erfüllt,  mit  (iefängnis.  Kürzlich  ist  nun  ein  Kapitän  auf 
meine X'eranlassung angeklagt  worden, weil  erwährendderReise, 
als  das  mitgenommene  Trinkwasser  zu  Ende  war,  kein  neues,  gutes 
Wasser  eingenommen  hatte,  obwohl  Gelegenheit  dazu  vorhatiden 
war.  sondern  für  den  Rest  der  Reise  rohes,  ungereinigtes  KIbwasser 
aus  den  BalUustlanks  zum  Trinken  hatte  verausgaben  lassen.  Die 
Hamburger  (ierichte  verurteilten  den  Kapitän,  das  ReicliH.^rericht 
aber  \erwarf  das  l'rteil  und  sprach  den  Kapitän  frei,  weil  der 
§  97,-  der  Seemannsordnung  den  .Schiffer  lediglich  verpHiclite, 
vor  Antritt  der  Reise  für  genügende  \'erpro\irinticriin^'  /u  '«or^en. 
Scibstx erständlicli  muls  diese  X'erptlichtung  wahrend  der  L,Mn/.en 
Reise  und  aucli  für  die  Häfen  des  Auslandes  gelten.  K\eat.  muls 
Trinkwasser  an  Bord  (Uircli  Destillation  hergestellt  werden.  Hier 
ist  also  eine  al>solut  klare  l  a-sung  des  üeseues  nötig,  die  solche 
Freispreelumgcn  in  Zukunft  au>^chlicl>t. 

Die  tcchiüsche  Kommission  für  Seeschiffahrt  hat  ihre  A«  ii<K  - 
ruagsvonichläge  im  übrigen  auf  einige  Bestimmungen  der  Secm am  s- 
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ordnun^^  welche  von  der  ( Tcsundlieitsptlc^^e  und  der  Krankenfür- 
sorge handeln,  erstreckt.  Meine  Ansicht,  dals  im  nll<^eineinen  hygie- 
nisch -  teclinischc  Vorschriften  überliaupt  nicht  in  die  Sccnianns- 
ordnuiV;;  gehören,  habe  icli  schon  oben  begründet.  Ich  mochte  jetzt 
auf  die  Einzelheiten  in  den  bezügiichen  Vorschlägen  der  Kommission 
eingehen. 

Als  /.weckmälsig  unil  in  (he  Sei  inannsordnung  gehörig  mufs  aller- 
dings, wie  schon  oben  bemerkt,  der  im  5  der  Scemaiin>ordnung 
vorge->chlagene  Zusatz  bezeichnet  werden,  wunaeh  der  Hundesrat 
bestimmen  kann,  „dals  und  inwieweit  als  SchitlVleute  nur  solche 
Personen  angemustert  werden  dürfen,  welche  bei  einer  ärztlichen 
Untersuchung  ihres  ( iesundheilszu^tandes  lur  den  zu  überneliTnenden 
Dienst  sich  al>  geeignet  erweisen".  Wir  brauchen  eine  solche  Be- 
stimmung nicht  blols  für  die  Auswahl  der  l  leizer  imd  I  rinuner,  vuu 
denen  namentlich  .lul  die  schnellen  Dampfer  nur  gesunde,  kräftige 
unii  womöglich  l)efahr(.  ne  Leute  angemustert  werden  sollten,  sontlern 
es  mulsten  alh-  an/.umu>ternden  Seeleute  är/tlich  untersucht  untl  die 
Kranken  zurückgewiesen  werden.  1  )as  würde  der  X'erbreilung  der 
Tubei  kuii untl  der  S\  i)hili^  unter  den  .Seeleuten  steuern.  Ks 
handelt  sich  aber  aurh  darum,  zu  verhütcti,  dals  i.irbenbliiule  Ma- 
trosen als  W'achtleulr  angenonmicn  werden,  die  die  farbigen  l'o- 
silionslichter  und  Signale  der  Schiffe  nicht  erkennen  können. 

Schon  ol)en  wurde  erwähnt,  dafs  die  Landesregierungen  l)islKr 
\'on  ihrem  X'erordrningsrecht  übt f  die  (ir(»rse  und  Kinricluung  des 
X'olklogis  keinen  <  icbrauch  gemacht  haben.  Die  technische  Kom- 
mis>ion  für  .Seeschiflahrt  schlägt  nun  die  gesetzliche  Festlegung  von 
Bestimmungen  hierüber  —  meitier  .schon  oben  anst^f liihrtt ri  .Ansicht 
nach  nnt  Lnrecht  —  vor.  .\ber  auch  mit  dem  Inhalt  der  Kumnnssions- 
\(>rschläge  bin  ich  nicht  einverstanden.  In  aiilscrdeutschen  Staaten,  so 
besondeis  in  Lngland  tinden  wir  schon  lange  srhr  ins  ein/ehu-  gehende 
X'oischriften  iiber  dir  Lage,  (iröfse  und  Kiinichtung,  N'entilalion, 
Belcuciituiig  u.  s.  w.,  der  Unterkunitsräume  für  ilie  Mannschaften. 
Man  kann  nur.  al)er  incht  sagen,  dals  etwa  die  englischen  Logis 
dmchgängig  besser  wären,  als  diese  Räume  auf  unseren  Schitten. 
Lher  ist  vielleicht  das  Gegenteil  der  l  all  hur  die  Lage,  t iröfse 
und  Einrichtung  des  X'olkslogis  galten  bisher  internationale,  her- 
kömmliche Gewohnheiten,  die  beim  Fehlen  landespolizeilicher  Be- 
stimmungen auch  von  den  deutschen  R hedern  und  Schiffsbauern 
berücksichtigt  wurden.  Dabei  kamen  die  deutschen  Seeleule  aus 
dem  Grunde  etwas  besser  weg,  als  die  englischen,  weil  man  in 
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man  in  Deutschland  mehr  nach  billi*(cm  Herkommen  verfuhr. 

Die  X'olkslot^^is  sollten  bei  allen  Nationen  dem  jetzi«jen  Stantl 
der  Schiffsbautechiiik  und  dem  sonstigen  Aufwand  für  die  Einrich- 
tung entsprechend  j^eräunil^er  und  besser  ein}^erichtet  werden.  Die 
englischen  SchitTshygieniker  erklären  einstitnmi«,'  den  auch  in  den 
neuesten  englischen  Hestinimunfjen  vom  Board  of  Trade  noch  als 
^t  Tiü^'t-nd  ar^L^esehencn  Minimalluftraum  von  72  Kul  ikfufs  auf  den 
Kupf  im  i.ogis  für  nicht  ausreichend  und  dieser  Ansicht  war  auch 
die  Royal  Commission  of  Labour  1894. 

Nach   dem  Vorschlag  der   technischen  Kommission  für  See- 
schiffahrt soll  nun  in  §44  des  Kntwurfs  bestimmt  werden,  dal's  „bei 
den  nach  dem  Inkrafttreten  desC  iesetzes  neu  zu  erbauenden  Schiffen 
der  Log^israum  mindestens  1*',  Meter  hoch  und  so  grofs  sein  soll, 
dais  auf  jeden    Schifismann ,   einschlielslich    seines  Kojenraumes, 
mindestens  2'  .,  Kubikmeter  kommen.    Zwischen  Koje  und  einer 
davor  bcrindlichcn  Wand  mufs  tlabel  mindestens  ein  Raum  \on 
0.5  Meter  Breite  verbleiben.    Zweimannskojen  sind  verboten".  Die 
Minimalhöhe  von    i ' .Meter   ist  zweifellos   nur  den  ^anz  kleinen 
Schiften  zuliebe  gewählt  worden;  ich  bin  aber  nicht  sicher  nach 
den  in  England  mit  Minimalmafsen  gemachten  F>fahruiii;cn,  ol)  man 
nicht  bei   uns  .  auch  auf  i^rofsen  Schitfen  von  dieser  Erlaubnis,  die 
Leute  in  nur   l ' .,  Meter  hohen  Räumen  unterzubrin^^en,  einen  sehr 
unerwünscht  reichlichen  (iebrauch  machen  würde.  Man  fän<;t  jezt  mehr 
und  mehr  an,  von  dem  bisher  üblichen  .Schema  für  die  Lo^ds  abzu- 
weiclien.    Die  Leute  werden  vielfach  auf  den  inodcrneii  L)ampfern 
nicht  mehr  im  X'orderschili.  sondern  iri;end\vo  im  .Schitt,  im  Zwischen- 
deck oder  im  Maschinenraum,  in  der  Nahe  der  Heizräumc.  wo  «ge- 
rade IMatz  ist,  unteri^'ebracht,  oft  in  dunklen,  niedrii^eti,  schlecht  \  en- 
tilierlcn  Räumen,  die  bes(inders  auf  den  sciinellen  Pas.sai,nerdani| »k  rn, 
auf  denen  der  Raum  sehr  kna|>p,  die  Besatzunj,^  aber  ^clir  zahlreich 
ist.  so  dicht,  wie  dem  Räume  nach  iil)erhaupt  möj^lich  bele<^  werden. 
D.T  stellen   reihenwei^e  die  Kojen   ohne  Zwischenraum  aneinander 
und  in  3  Etagen  übereinander.  Man  findet  dort  50  und  mehr  IVr'^onen 
aufs  engste  zusammengepfercht.    Eine  rühndiche  Ausnahme  bilden 
die  neuesten,  grofsen   I- rachtdampfer  der  ILunburg-Amerikad jnie. 
Hier  finden  wir  l'nterkunftsräume  für  die  ^L^nnschaften,  namentlich 
die  Feuerleute,  die  in  Grörse  und  Einrichtung  mustergiltig  genannt 
werden  können,  nebst  hellen  und  zweckmäl^igen  Baderäumen  u.s.  w. 
Auf  den  Passagierdanipfcrn  aber  wird  überall  mit  dem  Raum  sehr 
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j^ekarL^t  ihm!  wenn  l'j  Meter  als  .Miniinalliöhe  für  die  X'olk-«!« >•^i•^ 
erlaubt  werden,  so  gicbt  es  auf  jedem  I)aiiii)fer  iit^^eiidxw»  Räume 
von  solcher  Ilölie,  die  wegen  ihrer  Niedrigkeit  nicht  gut  /.um 
L  nterbi  i  'L^en  von  Passagieren  oder  zu  anderen  Zwecken  dienen 
können  und  die  man  daiui  für  die  l  nterkunft  der  Mannsclialten  au>- 
luU/eii  kann  und  wird.  Als  I'olge  des  X'orschlags  der  techiii'-i  iu  n 
Konnnisbion  kann  daher  eine  erhebliche  \  erschleclueruiig  der  bis- 
herigen Wrhältnisse  befürchtet  werden.  Leber  die  Iiinrichtung  der 
Logi>räimie,  ihre  Wntulation.  Erleuchtung,  über  die  BeschatTenlieit 
der  Schlafplätze,  die  FMiuichtung  von  Baderäumen  Ist  in  den  Vor- 
schUigen  der  Komnu>sn)n  nichts  entiialten. 

Die  Anforderungen  an  die  (iröfse  und   hÜni  iehtung  des  1 -ogis 
dürfen  für  grolse  und  kleine  Scliiffe  niclit  nach  gleichem  Mals  be- 
messen werden.     Die  l.ogis   auf  kleinen  Schitten   liegen   der  ein- 
fachen Hauart  der  Schihe  wehren  fa.Nt  inuncr  im  X'urderschiff'  über  oder 
unter  Deck  und  koiuien  ül>erall  /iemlich  leiciit  vcntiherl  werden,  m) 
dals  es  auf  den  Kubikraum,  der  auf  den  Kopf  entfällt,  nicht  >o  sehr 
ankommt.    Wenn  es  sich  aber  um  grofsc  Räume  im  Zwischendeck 
mit  rechtwinklig  aneinander  gren/enden  Wänden  handelt,  so  kann 
der  ganze  Raum  mit  Kojen  in  3  Reihen  übereinaiuler  vollgepfropft 
werden:  trotzdem  bleibt  tler  tkni  einzelnen  zukommende  Luftraum 
vielleicht  rechnungsmälsig  inuuer  noch  um  eine  Kleinigkeit  grolser 
als  in  einem  kleinen  l.ogis  für  nur  4    6  Leute  auf  einem  kleinen 
Schilt.  Die  Wiililalion  aber  wird,  je  gröfser  der  Raum,  um  so  schwie- 
riger. Die  zugeleitete  frische  Luft  kommt  nur  wenigen  Kojen  zujjute; 
über  diesen  Schialplätzen  macht  sie  sich  oft  sogar  noch  als  Zu^  un- 
angenehm bemerkbar,  so  dal>  man  die  X'enlilatoren  deshalb  oft  zu- 
gestoplt  findet.  .Abseits  \'on  den  X'entilatoren  stagtüert  die  x'erdnrbene 
Luft.  h>  geht  nicht  an.  den  kleinen  Schiffen  zuliebe  die  .\nforilerimgcn, 
wie  >ie  lür  Ma.ssenlogis  aut  den  grolsen  Schitlen  notig  sind,  lieral^- 
zusetzen.    Als  Norm  mülste  der  (Grundsatz  gelten,  dafs  der  Scliifts- 
mann,  der  den  grofsten    l  eil  semes  Lebens  an  Bord  zubringt,  dort 
mindestens  nicht  schlechter  daran  sein  dürfte,  als  der  .Xu.^wanderer 
und  Zwischendeckspassagier,  der  nur  Tage  und  Wochen  einge.schiftt 
ist.    Leber  das  wahrlich  auf  d.is  nötigste  beschränkte  Mafs  in  Gröfsc 
und  Einrichtung  der  Unterkunft  der  Zwischendeckspas.^agiere  auf  den 
sogenannten  AuswandererschitTen   haben  wir   eingehende  Bestim- 
mungen.   Danach  soll  der  auf  den  Kopf  entfallende  Kubikraum 
2,85  Kubikmeter,  die  geringste  zulässige  Höhe  1.83  Meter  betragen. 
Auch  die  Ansprüche  inbezug  auf  die  V^entiiation,  Im  leuchtung,  Heizung 
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u.  s.  \v.  der  zur  Unterkunft  der  Auswanderer  benutzbaren  Räume 
>ind  festgelegt.  Das  Ucbcreinanderstellen  von  inolir  als  2  Kojen 
ist  verboten  und  man  hat  im  Interesse  dieser  Reisenden  eine  Reihe 
ariderer  Bestimmungen  getroft'en.  Alle  diese  W)rsc  hriften  sollten 
ohne  weiteres  auch  den  Scliiftslcutcn  zugute  kommen.  In  den» 
beschränkten  Umfange,  wie  sie  flir  die  Mannschaft  erforderlich  sind» 
können  solche  Anforderungen  aucii  auf  den  meisten  l' rachtdampfern, 
vlie  keine  Passagiere  befördern,  durchgeführt  werden,  mit  Ausnahme 
vielleicht  der  kleinsten  Dampfer,  deren  Decks  nicht  die  vorge- 
schriebene Höhe  haben.  Diese  kleinen  hahrzeuge  sind  aber  nicht 
sehr  zahlreich  und  verschwinden  innner  mehr.  Bei  ihnen  könnte 
man  von  der  Forderung  genügender  Höhe  absehen ,  wenn  das 
Logis  am  Oberdeck  liegt,  was  dann  sicher  /u  erfüllen  mö-^lich  ist. 
.\n(  Segelschiffen  können  überall  Deckshäuser  von  genügender  Ge- 
räumigkeit und  Einrichtung  erbaut  wcicicn. 

Die  der  Krankenfürsorge    dienenden   Bestimmun<^en  der  See- 
mannsordnung iiaben  sich  im  allgemeinen  bewährt.    Danach  u'i.vj;t 
der  Rheder  die  Kosten  der  Verpflegung  und  1  leiluiig  des  erkrankten 
Seemanns  und  zwar,   „wenn  der  Seemann  vor  Antritt  der  Reise 
erkrankt,   bis  /.um  .\blauf  \on  drei  Monaten  seit  der  Erkrankung 
oder  V^erwundung;  wenn  der  Seeniarui  aber  auf  der  Reise  erkrankt 
und  mit  dem  Scliitl  nach  euiem  deutschen  Hafen  zurückkehrt,  bis 
zum  Ablauf  von  drei  Monaten  seit  der  Rückkehr  des  Schiffes;  wenn 
er  aber  am  Lande  zurückgelassen  werden  mufste  oder  mit  dem 
Schiff  nicht  in  einen  deutschen  Hafen  zurückkehrt,  bis  zum  Ablauf 
von  6  Monaten  seit  der  Weiterreise  resp.  Beendigung  der  Reise  des 
Schiffes."    Dabei  ist  vorausgesetzt,  dafe,  wie  beim  Krankenverstdbie- 
rungsgesetz,  dem  Kranken  überall,  wo  es,  ohne  dafii  die  Reise  des 
Schiffes  erheblich  gestört  wird,  angeht,  ärztliche  Behandlung  ru 
teil  werden  soll.   Natürlich  kann  man  nicht  verlangen,  dals  das  Schiff» 
wenn  kein  Arzt  an  Bord  ist,  während  der  Reise  seine  Route  erheb- 
Ikrh  ändere  eines  Kranken  wegen  und  etwa  einen  entfernten  Hafen 
anlaufe,  um  ärztliche  Hilfe  zu  erlangen.  Der  Kranke  fallt  unter  solchen 
Verhältnissen  der  unter  allen  Umstanden  fiulserst  mangelhaften  und 
oft  schädlichen  Behandlung  und  Pfl^  des  Kapitäns  anheim.  Es 
kommen  aber  auch  Fälle  vor,  in  denen  der  Kapitän  im  Hafen 
aus  Sparsamkeit  den  Leuten,  die  krank  sind  oder  sich  krank  melden» 
ärztliche  Unteisuc^ung  und  Behandlung  x'orenthält  oder  den  Kranken 
nicht,  wie  es  nötig  wäre»  in  ein  Hospital  an  Land  schickt   Hier  fehlt 
also  eine»  zwar  nicht  in  die  Seemannsordnung  gehörige,  sondern 
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anderweitig  zu  erlassende  Bestimmung  dafs  der  Schifismann  in 
Häfen,  wo  ein  Arzt  zu  haben  ist,  auch  Anspruch  auf  ärztliche 
Ifilfe  hat  und  dafs  der  Kranke  in  allen  Fallen,  in  denen  es  der 
Arzt  für  nötig  erachtet,  in  ein  Hospital  an  Land  geschidct  werden 
soH,  falls  nicht  etwa  der  Ruf  des  Krankenhauses  wie  in  einzelnen 
Fillen  im  Ausland»  notorisch  schlecht  ist  Hierüber  kann  ja  der 
Konsul  immer  Auskunft  geben.  Femer  kommt  es  auch  an 
Bord  der  Schiffe,  auf  denen  ein  Atzt  die  Reise  mitmacht,  nicht 
selten  vor,  dafs  I^te,  die  sich  krank  melden,  zunächst  nicht  an 
den  Arzt  gewiesen,  sondern  wieder  zur  Arbeit  geschickt  werden. 
Das  läuft  also  darauf  hinaus,  dals  nicht  der  Arzt,  sondern  z.  B.  der 
Maschinist  schliefslich  darüber  entscheidet,  ob  ein  Mann  so  krank 
ist,  dafe  er  nicht  arbeiten  kann.  Der  Arzt  übernimmt  nur  die  Be- 
handlung der  ihm  zugewiesenen  Fälle.  Es  mag  ja  hin  und  wieder 
vorkommen,  dafs  ein  Maschinist  besser  zu  beurteilen  vermag,  ob 
vielleicht  nur  Simulation  vorli^,  als  ein  junger  unerfahrener  Arzt 
Simulationen  kommen  aber  überhaupt  sehr  selten  vor,  meist  handelt  es 
sich  auch  in  verdächtigen  Fällen  nur  um  Uebertreibungen,  und  nur 
Laien  und  unerfahrene  Aerzte  sind  geneigt,  einen  Mann,  der  keine 
handgreiflichen  Krankheitserscheinungen  zeigt,  zunächst  för  einen 
Simulanten  zu  halten.  Vor  dem  Ueberhandnehmen  von  Simulationen 
an  Bord  schützt  die  knappe  Bemannung  und  das  Interesse,  das  in* 
folgede^sen  die  Kameraden  haben,  Simulationen  möglichst  zu  ver- 
hindern; denn  »e  müssen  ja  die  Arbeit  der  Erkrankten  mit  ver- 
richten. 

Die  Kommission  hat  Zusätze,  die  der  Abstellung  dieser  wieder- 
holt in  seeamtlichen  Verhandlungen  konstatierten  und  gerügten 
Mifsstände  dienen  könnten,  nicht  für  nötig  gehalten,  dagegen  hat  sie 
zum  Schaden  des  erkrankten  Schiffsmanns  die  bisher  geltende  Frist 
von  sechs  Monaten,  während  welcher  die  Kurkosten  für  im  Auslande 
krank  zurückgelassene  Seeleute  vom  Rheder  zu  bezahlen  sind,  auf 
drei  Monate  crmäfsigt,  wenn  der  Mann  in  einem  europäischen  flafVn 
zurückgeblieben  ist.  Ausnahmen  bilden  die  Häfen  der  Türkei,  des 
Schwarzen  oder  Asowschen  ^fceres.  Für  diese  Hilfen  soU  die  sechs- 
monatliche Verpflichtung  weiter  gelten.  Wenn  der  Seemann  nach 
Ablauf  der  Zeit,  liir  die  ihm  Krankengelder  resp.  die  Kurkosten  in 
einem  Krankenhaus  im  Ausland  ji^ewährt  werden,  noch  nicht  wieder 
hergestellt  ist,  so  ist  das  gleich  schlimm  für  ihn,  mag  er  in  einem 
europäischen  Hafen  oder  in  BrasUien  zurückgelassen  woiden  sein;* 
er  lallt  der  Fürsorge  der  Konsuln  und  der  Armenpflege  zur  Last 
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und  es  ist  nicht  einzuselicn,  warum  das  u\  dem  einen  ausländischen 
Hafen  nach  firei  Monaten,  in  den  anderen  aber  erst  nach  sechs 
Monaten  eintreten  soll. 

Bisher  bezieht  der  erkrankte  Seemann ,  solange  er  an  liord 
bleibt  und  nicht  in  ein  Krankenhaus  an  Land  ausgeschifft  wird, 
seine  I  leuer  während  der  Dauer  seiner  Erkrankung  resp.  bis  zur 
Beendigung  der  Reise  weiter.  Nach  den  \'"orschlägen  der  Kom- 
mission soll  er  fortan  keinen  l  ohn  erhalten  für  die  Zeit,  während 
welcher  er  keinen  Dienst  thut.  Derselbe  Antrag  wurde  in  den 
Verhandlungen  des  deutschen  n.uuischen  X'ercins  gestellt,  dort  je- 
doch nur  mit  dem  Zu.satz  angen( Jinincn,  dals  hier\'on  die  halle  nicht 
betroflen  werden  sollten,  in  ilcnen  der  Seemann  erwiesenermalscn 
durch  Krankheil  oder  Unfall  zur  Verrichtung  .seines  Dienstes  un- 
tauglich war.  Dabei  hätten  also  nur  die  Simulanten  ihre  Heuer 
verloren.  Der  Vorschlag  der  Kommission  bedeutet  nicht  blofs  eine 
grofee  Härte  für  die  verheirateten  Seeleute,  deren  Lohn  doch  während 
ihrer  Krankheit  der  Familie,  die  ja  keine  Krankengelder  bezieht, 
zugute  kommen  soU,  aoodem  für  jisden  Schiffsmann  an  Bord, 
gegenüber  der  Fürsorge  für  die  kranken  Arbeiter  an  Land.  An 
Land  verliert  der  Arbeiter  das  ihm  als  Ersatz  für  den  verdienten 
Tageslohn  gewährte  Kranl^ngeld  nur,  wenn  er  in  einem  Kranken- 
haus behandelt  wird  und  auch  dann  event  nur  zum  Tdl.  Analog 
liegen  die  Verhältnisse  für  den  erkrankten  Seemann  nur  dann,  wenn 
-CT  in  einem  guten  Hospital  an  Land  ärztlich  behandelt  wird.  Selbst 
•die  beste  ärztliche  KrankenfUrsorge  und  Behandlung  an  Bord 
ist  unter  keinen  Umstanden  einer  Hospitalbehandlung  an  Land 
gleichzuachtan,  weil  die  Unterkunft  in  einem  SchifTslazaret  auch 
bei  der  besten  Ausstattung  und  Einrichtung  grofse  Unvollkommen- 
beiten  behält;  es  fehlt  die  Ruhe  an  Bord  und  die  Erfüllung  der 
eisten  Regel  in  der  KrankenfUrsorge,  dafs  nämlich  der  Kranke  dem 
Banne  seiner  Arbeitsstätte  entzogen  werden  soll.  Wie  viel  mehr 
benachteiligt  ist  nun  noch  der  SchifTsmann  an  Bord  der  Schiffe 
«hne  Arzt  gegenüber  dem  Arbeiter  an  Landl  Für  ihn  giebt  es 
weder  ein  Lazaret,  noch  ein  besonderes  Lager,  noch  eine  besondere 
Beköstigung  und  er  ist  der  unter  allen  Umständen  unzureichenden 
Pflege  und  Behandlung  eines  Laien  anheimgegeben.  Der  Vorschlag 
der  Kommission  erweist  sich  als  besonders  ungerecht,  wenn  man 
inbetracht  zieht,  dafs  viele  Unialle  dem  Schifisbetriebe,  viele  Krank- 
heiten dem  unfreiwilligen  Aufenthalt  in  ungesunden  Häfen  und 
mangelhafter  Beköstigung  an  Bord  (Skorbut)  zuzuschreiben  sind. 
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Zweckmäüsig  wenn  auch  \'oi-agssichtlich  von  geringer  praktischer 
Bedeutung  ist  der  für  den  §  61  der  Seemannsordnung  von  der 
Kommission  vorgeschlagene  Zusatz,  wonacli  der  Schiffsmann  seine 
Entlassung  fordern  kann,  wenn  bei  der  Anmusterung  der  ße- 
stinimungshafen  nicht  genannt  ist  und  dem  Schiftsinann  erst  nach 
clor  Anmusterung  bekannt  t:^et|chen  wird,  dafs  das  Schiff  nach  einem 
Hafen  bestimmt  ist,  wcldici  laut  amthcher  Bekanntmachung  zur 
Zeit  der  Anmusterung  durch  Cholera,  Pest  oder  gelbes  Fieber  ver~ 
seucht  war. 

Syphihtische  Seeleute  sind  nach  der  bisher  geltenden  Seemann»- 
ordnung  von  der  Wohithat  freier  Beliandlun;^'  an  Bord  oder  in 
einem  Krankenhause  ausgeschlossen  und  können  von  dem  Schiffer 
jederzeit  entlassen  werden  (ij  50  und  57,  4  der  S.-O.)-  Im  allge- 
meinen wird  dabei  unter  „S\  i)hilis"  jcfk-  <  ieschlechtskrankhcit  vor 
standen.  Xeuerdings  hat  nun  das  Gericht  in  einem  Fall  ander> 
entschieden,  indem  darauf  hingewiesen  wurde,  dals  der  Syphilis  .ari 
Bord  eine  besondere  Bedeutung  zukonuiie  gegenüber  anderen  (le- 
schlerhtskrankheiten.  Hei  dem  engen  Zusammenleben  ai^  Bord 
seien  sypiiilitische  Erkrankungen  auch  den  übrigen  Seeleuten  ge- 
fäinlicii,  was  bei  anderen  iieschiechtskrankheiten  nicht  /.u  turcliten 
sei.  Die  Bezeichnung  „Syphilis"  und  „syphilitische  Krankheit"  sei 
in  den  Bestimmungen  der  Seemannsordnung  wörtlich  zu  nehmen: 
nur  diese  Fälle  habe  der  Gesetzgeber  treffen  wollen ,  nicht  aber 
andere  geschlechtliche  Krkranknngen.  Leber  die  Häite,  die  es  für 
den  einzelnen  Kranken  Indeutet,  der  das  Unglück  hatte,  sich, 
.syphilitisch  zu  infizieren  und  über  die  Gefahren,  die  sein  sj^äteres 
Leben  bedrohen,  wetm  er  \un  der  WOlilthat  freier  cirztlicher  Be- 
handlung ausgenommen  wird  und  infolgedessen  sein  Leiden  ver- 
nachlässigt. Iji auchc  ich  hier  wulil  kein  Wort  zu  verlieren,  ebenso- 
wenig über  die  lnkon.->c*|ucnz,  die  darin  liegt,  dals  man  herkömn>- 
lichermarsen  den  sekundären  und  Spätformen  der  Krankheit  gegen- 
über wieder  so  wie  bei  den  übrigen,  den  sogenannten  nicht  selbst- 
verschuldeten Krankheiten  verfahrt  und  freie  Behandlung  zugestehu, 
Diese  Milsstände  sind  för  die  Verhältnisse  an  Land  schon  oft  besprochei> 
worden  (v.  Blaschko  und  vielen  anderen  ärztlichen  Autoren)  und  viele 
Krankenkassen  machen  jetzt  schon  keinen  Gebrauch  mehr  von  der 
S)rphi1isklauseL  Bei  den  Seeleuten  sind  die  Nachteile,  die  sich  aus  der 
veralteten  Bestimmung  über  die  Ausnahmestellung  der  Syphilis  ent- 
wickeln, noch  viel  schlimmer.  Bei  dem  engen  Zusammenleben  an 
Bord  kommen  in  der  That  Uebertragungen  der  Krankheit  auf  andere 
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Seeleute  auch  ohne  geschlechtliche  Berührung  vor.  Zudem  sind  die 
exotischen  Formen  der  Krankheit  oft  sehr  schwer  und  verschlimmern 
sich  durch  V^crheimlichun^j  und  Vcmachlässif^ung  bis  zu  einem 
Grade,  dafs  die  Kranken  oft  in  einem  entsetzlich  elenden  Zustande 
In  der  Heimat  ankommen.  Dabei  tn^n  auf  der  anderen  Seite 
natürlich  p^erade  die  Seeleute,  welche  sich  an  I^nd  mit  syphilitischen 
Schäden  ohne  Stellung  und  ohne  ärztliche  Behandlung,  solai^e  es 
«ben  geht ,  herumtreiben ,  wieder  zur  weiteren  \'erbreitung  des 
Leidens  bei.  Für  syphilitische  Seeleute  müfste  in  ihren)  eigenen, 
wie  im  öffentlichen  Interesse  der  Krankenhauszwaiig  gelten.  In 
Hamburg  werden  jetzt  die  Seeleute,  <\\r  an  der  Krankheit  leiden 
und  bei  den  Revisionen  an  Bord  aufgeluiulen  werden,  zum  grofsten 
Teil  in  die  Krankenhäuser  an  Land  geschickt.  Die  Kosten  trägt 
irorlaufig  die  Polizeibehörde;  sie  werden  dem  Mann  aber,  wenn  er 
wieder  arbeitsfähig  gewordo)  ist,  ratenweise  abgezogen.  Natürlich 
können  die  Leute  nicht  gezwungen  werden ,  ins  Krankenhaus  zu 
gehen.  W'ir  besitzen  aber  ein  wirksames  Mittel,  sie  dazu  zu  be- 
wegen, darin,  dafs  die  Kranken,  welche  sich  der  Behandlung  in 
einem  Krankenhaus  nicht  unterziehen  wollen ,  dem  Seemannsamt 
namhaft  gemacht  werden.  Selbstverständlich  mag  kein  Rheder 
Leute  anmustern,  die  als  syphilitisch  gemeldet  sind.  Seitdem  das 
bekannt  <^eworden  ist,  melden  sich  die  meisten  Kranken  freiwillig, 
auch  diejenigen,  welche  sich  erst  während  ilires  Aufenthalts  in 
Hamburg  infizieren,  zur  Aufnahme  ins  Krankenhaus.  Die  Seeleute 
sind  im  allgemeinen  sehr  vernünftige  Leute  und  ziehen  es,  falls 
man  es  ihnen  nur  tnöglich  macht,  in  den  meisten  Fällen  vor,  sicli 
auch  auf  eigene  Küsten  in  einem  Krankenhaus  behandeln  zu  lassen, 
anstatt  ohne  Beschäftigung  und  gründliche  Behandlung  beim  Schlaf- 
baas herumzuliegen. 

Es  ist  aber  wohl  nicht  zu  hotien,  daf«?  die  Seeleute  in  der  ge- 
setzlichen und  allgemeinen  hürsorge  bei  die.ser  Krankheit  früher 
besser  gestellt  werden,  als  die  Opfer  der  Krankheit  an  Land. 

ZusamniL-ntassend  läfst  sich  über  die  bei  iler  bc\ orstehendcn 
Ntuordiumg  des  (iesetzes  bekannt  gewordenen  Al)änderuuL;-\ or- 
•-chläge  .sagen,  dals  zwar  Aussicht  vorhanden  ist,  dals  \  iele  L  nklar- 
hfiten  und  in  manchen  Einzelfragen  au  Ii  .Milsstände  in  den  \'er- 
liciltiiissen  der  Vorgesetzten  wie  der  Maiuischaften  an  Bord,  sowohl 
dem  Rheder  gegenüber  wie  in  ihrer  gegenseitigen  Stellung  beseitigt 
Werden,  dals  aber  grundsätzliche  Veräiulcrun;4en  in  den  allgemeinen 
Verhältnissen  in  der  1  iandelsflotte  nicht  zu  erwarten  sind.  Was  die 
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sanitäre  I'^ürsorge  für  die  Seeleute  anlangt,  so  könnte  und  sollte 
durch  staatliche  Eingrittc  v  ieles  gebessert  werden .  und  es  ist 
drin^^cnd  wünschenswert,  dals  die  Befuj^^nis  des  Reiches  zu  X'crord- 
nungen  in  dieser  Richtung  erörtert  wird.  Dieses  Recht  sollte  den 
Rcichsbehörden  in  einer  neuen  Seemansordnung  im  allgemeinen 
zugesprochen  werden ;  es  empfiehlt  sich  aber  nicht,  hygienisch- 
technische BestiniDiungen  in  die  Seemannsordnung  selbst  aufzu- 
nehmen. 
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und  zur  Beurteilung  der  neuen  Qeaetzesvorlage. 

Von 

Prof.  ük.  KRISMANN 

io  zurieb. 

Die  Geschichte  der  Zündhölzchen&brikation  in  der  Schweiz^ 
dieses  Schmerzenskindes  der  schweizerischen  Industrie,  wird  dem- 
nächst in  eine  neue  Phase  treten.  Unterm  23.  November  1897  ^ 
der  Bundesrat  an  die  Bundesversammlung  eine  Botschaft  gerichtet^ 
betreffend  Fabrikation,  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Verkauf  von  Zünd- 
holzchen mit  gelbem  Phosphor.  Dieselbe  enthält  die  Motivierung 
eines  Gesetzentwurfes,  dessen  wesentlichste,  in  Art.  i  enthaltene 
Bestimmung  folgendermalsen  lautet:  „Fabrikation,  Einfuhr,  Ausfuhr 
und  Verkauf  von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phosphor  sind  ver- 
boten". 

Mit  der  Annahme  dieses  Punktes  durch  die  Bundesversammlung 
und  durch  das  Scinveizervolk  würde  die  Leidensgeschichte  des 
.i^hmerzenskindes"  ihr  von  so  vielen  —  und  zwar  mit  vollem 
Rechte  —  sehnlichst  herbeigewünschtes  Knde  erreichen.  Und  wir 
wollen  hoffen,  dafs  dies  i^eschehe,  und  dals  den  schrecklichen  Leiden, 
welche  der  gelhc  Phosphor  einem,  wenn  auch  nur  kleinen  Teile 
unserer  Arbeiterbevölkerung  verursacht,  nun  endlk:h  ein  Ziel  ge- 
steckt werde,  ,4-afst,  Vater,  genug  sein  des  grausamen  Spiels"» 
rufen  wir  mit  dem  Dichter  aus.  Und  wir  glauben  nidht  umsonst 
zu  hoffen.  Es  gieht  r.u  ieder  Zeit  ]>n;T;cn  auf  ökonomischem  und 
sozialpolitischem  Gebiete,  welehe  anfangs  sehr  grofse  Meinungs- 
verschiedenheiten her\'orrufcn,  so  dals  ihre  Regelung  längere  Zeit 
liirvdurch  auf  bedeutende  Schwierigkeiten  stölst,  während  sie  dann 
späterhin  so  zu  sagen  von  selbst,  unter  dem  Druck  der  V^crhält- 
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nisse,  spruchreif  wefxlen  und  ohne  besondere  Mühe,  auch  ohne  heftigen 
Widerspruch  von  irgend  einer  Seite  zu  erfahren,  ihre  endgültige 
und  richtige  Losung  finden,  ich  möchte  sagen  —  wie  ein  reifer 
Apfel  vom  Baume  fiülen.  Man  bekommt  den  Eindruck,  als  ob  sich 
die  Zündhölzchenfirage  in  der  Schweiz  gegenwärtig  in  diesem  Stadium 
ihrer  Entwickdung  befinde. 

Um  dies  zu  verstehen,  und  um  zu  b^eifen,  wie  es  kommt, 
dals  gegenwärtig  die  allgemeine  Stimmui^  einem  Gesetze  günstig 
ist,  welches  im  Jahre  1879  erlassen,  aber  nach  nur  1*;^  jährigem  Be* 
stehen  schon  wieder  au%ehoben  wurde,  weil  seine  unmittelbaren 
Folgen  in  weiteren  Kreisen  grofee  Unzufriedenheit  hervoigerufen 
hatten^  mufe  man  mit  der  Geschichte  der  Zündholzchenfrage  in  der 
Schweiz  etwas  näher  vertraut  sein.  Bis  zur  Mitte  der  80  er  Jahre 
ist  dieselbe  eingehend  geschildert  in  den  vortrefTlich,  weil  vollkommen 
sachlich  und  zugleich  warm  geschriebenen  Broschüren  von  Prot 
Lunge*)  und  Dr.  Custer*).  Ein  weiteres  Entwickelungsstadium 
dieser  Frage  (bis  zum  Anüinge  der  90  er  Jahre)  berührt  ein  spaterer, 
von  Dr.  Schul  er  herrührender  Aufeatz  in  diesem  Archive.')  Das 
seitherige  Schicksal  derselben  soll  hier  zur  Sprache  kommen; 
nur  möchte  ich,  behufs  leichterer  Orientierung  des  Lesers,  /.uerst 
eine  kurze  Rekapitulation  desjenigen  geben,  was  im  Laufe  von 
5o  Jahren  in  der  Schweiz  geschehen  ist,  um  die  Gefahren,  welche 
den  Arbeiter  bei  der  h\ibrikation  der  Phosphorzündhölzchen  be- 
drohen, abzuschwächen  oder  zu  beseitigen. 

Schon  im  Jahre  1846,  also  kurz  nachdem  den  Aerzten  die  Er- 
krankung der  Kieferknochen,  als  Resultat  der  Beschäftigung  mit 
gelbem  Phosphor,  bekannt  geworden  war,  befa&te  sich  die  me- 
dizinisch'Chirurgische  Gesellschaft  in  Zürich  mit  den  Gresundheits- 
Verhältnissen  der  Zündholzarbeiter,  und  1847  verlangte  eine  Zürche- 
rische  Verordnung  Trennung  der  Räume,  in  welchen  sich  vorzugs- 
weise Phosphordämpfc  entwickeln,  von  den  übrigen  Lokalitäten,  und 
gute  Ventilation;  im  Jahre  1861  wurde  die  Zündholzfabrikatioii  in 
Zürich  als  konzessionspflichtig  erklärt,  Kinder  von  der  Fabrikation 


'1  l.un^ic,  I  ia>  \\  rboi  der  PhospbortUndbölzcheu  in  Ucr  Schweiz  und  dci^n 

Wild,  r.uil  li<  l)unj^.    I  8S3. 

'1     Ilster,  Fori  mit  lieiii  (iilt  <1<  r  PhosphoriUndhöb-chon.  1887. 

'1  Sohulcrr,  Studien  zur  Frage  des  ZUndholxmoDopoU,  in  diesem  Archiv, 
Hd.  V  (1S92J  S.  70  ff. 
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.■»us«;csc}»lossen  und  die  Arbeitszeit  bei  den  gefährlichsten  Hantie- 
rungen auf  6  Stunden  im  Tag  beschränkt. 

Im  Jahre  1862  hatte  die  Anitsversanimlung  in  F^rutigcn.  dem 
hauj)tsarhHchsten  Sitz  der  Zündholziiidustrie  im  Berner  Oberlande, 
eine  staatliche  I  cberwachung  der  Phosphorziindholzfabrikcn  Ver- 
lan*:^ und  sjjuler  sogar  den  Ruf  nach  einein  l  abrikgesetze  \  ernelnnen 
lasNi  n.  1864  fand  sodann  eine  genaue  Untersuchung  der  Zündholz- 
tabiiken  im  genannten  Amte  statt,  wobei  höchst  ungünstige  Zu- 
stände gefunden  wurden,')  und  im  Jahre  1865  wurde  im  Kanton 
Bern  ein  (iesetz  lur  diese  Fabriken  erlassen,  das  sich  wesentHch  auf 
die  Einrichtung  der  Arbeitsräume  bezog.  De  nnoch  konstatierte  eine 
wiederholte,  im  Jahre  1872  unternommene  Kxperiise  die  Fort- 
existenz der  früheren  Lebelstände.  Nach  den  statistischen  Er- 
hebungen, welche  die  Regierungen  von  Zürich  und  Bern  vcranlafsten, 
kamen  am  Ende  der  60  er  und  in  den  70  er  Jahren  in  den 
schweizerischen  Zündholzfabriken  zahlreiche  Fälle  von  Phosphor- 
nderose  vor. 

Im  Mfirz  1876  richtete  die  medizinisch-chirurgirche  Gesellschaft 
des  Kantons  Bern,  mit  Rücksicht  auf  das  damals  zur  Beratung  vor- 
gelegte eidgenösäsche  Fabrikgescu,  an  die  Bundesversammlung 
eine  Eingabe,  in  welcher  auf  die  bedeutenden  Schädigungen  der 
Gesundheit  der  betreffenden  Arbeiterbevolkerung  durch  die  Zünd- 
bölschenindustrie  hingewiesen  und  schützende  Gesetzesbestimmungen 
vorgeschlagen  wurden,  ohne  dals  sich  die  Gesellschaft  damals  hatte 
dazu  entschliefsen  können  „das  radikalste  und  swherste  Mittel", 
nämlich  „die  gänzliche  Unterdrückung  der  Verwendung  des  ge- 
wöhnlichen Phosphors"  zu  beförworten.*) 

Im  Jahre  1878  kam  auf  Anr^^ung  einer  Motion  Joos,  durch 
welche  der  Bundesrat  eingeladen  wurde,  zu  prüfen  und  zu  begut- 
achten „ob  nicht  die  Fabrikation  und  der  Verkauf  der  Phosphor- 
Streichhölzer  zu  verbieten  sei",  ein  Bundesbeschluis  zustande, 
welcher  lautete  „es  sei  lur  einmal  der  Motion  eine  weitere  Folge 
nicbt  zu  geben"  dagegen  „sei  der  Bundesrat  eingeladen,  bei  der 
Vollziehung  des  Fabrikgesetzes*),  der  Zündholzfabrikation  ihrem 

'1  Details  siehe  bei  Custcr.  np,  cit.  S.  37. 

•I  Botschaft  lirs  Huntlf Matf-,  an  »lic  ßnndcsvprsanimluti^^  brtr<tirnii  Kinrnhrung 
dri  ZiiatlhulzcbcninonopoU  vom  20.  November  1891  (Schweiz.  Handesblatt  Nr.  4Ü. 
i«9i). 

Es  iit  hier  4m  im  Jahre  1877  suftaiide  gekommeiie  eidscnfiMiaclie  Fabrik- 
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ganzen  Umfange  nach  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und 
über  die  diesfalls  veranstalteten  Erhebungen,  getroffenen  Anordnungen 
und  deren  Erfolg  der  Bundesversammlung  zu  geeigneter  Zeit  Bericht 
zu  erstatten". 

Es  folgten  die  hispektionen,  welche  das  neue  I'^abrikinspcktorai 
in  allen  Kantonen  vornahm  und  bei  welclicn  der  Zündhölzchen- 
fabrikation besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  wurde.  Uebcr 
letztere  erstattete  das  hispektorat  unterm  17.  Mai  1879  einen  aus- 
fuhrlichen Spc/.ialbcricht,  welcher  die  sanitarischc  Seite  dieses  In- 
dustriezweiges eingehend  !)elcuchtete  und  in  dem  .Antrage  gipfelte: 
„Die  X'erwendung  des  gelben  Phosphors  bei  der  Fabrikation  der 
Zündhölzchen  ist  \erbotcn." 

Dieser  Ansicht ,  dafs  mir  durch  ein  .solches  Verbot  der  Zer- 
rüttung der  Gesundlieit  der  Arbeiter  durch  den  gelben  Phosphor 
ein  sicheres  Ende  bereitet  werden  könne,  schlofs  sich  auch  der 
Bundesrat  an.  Derselbe  unterbreitete  infolgedessen  der  Bundes- 
versammlung mit  Botschaft  vom  21.  November  1879  chien  Gesetz- 
entwurf, welcher  folgende  Hauptbestimmung  enthielt :  „Die  Fabri- 
kation, die  Einfuhr  und  der  \'erkauf  von  ZüiKlhölzchen,  bei  denen 
gelber  Phosj)hor  zur  Verwendung  kommt,  ist  vom  l.  Januar  1881 
an  verboten.*' ') 

Am  23.  Dezember  1879  kam  dann  das  Bundesgesetz  betreffend 
die  Fabrikation  von  Phosphor  -  Zündhölzchen  und  Phosphor-Streich- 
kerzchen  zustaiule,  welches  das  Phosphorverbot  sanktionierte. 
Darauf  folgten,  als  Ausfüiirungsbestimmuiigen :  l*  Das  Regulativ  für 
die  Fabrikation  von  Zuiitliiolzchen,  vom  6.  April  1880;  2)  das  Re- 
gulativ, betreffend  Hinrichtung  und  Betrieb  von  P^abriken,  welche 
Zündhölzchen  mit  explosiven  Bestandteilen  her.stellen,  vom  25.  Mai 
1880,  —  beide  dazu  bestimmt,  die  Bedingungen  festzusetzen,  unter 
welchen  phosphorfreie  Zündhölzchen  oder  solche  mit  rotem  Phosphor 
(die  bekannte  unschädliche  Modifikation)  hei^estellt  werden  duiftcn ; 
3}  der  Bundesratsbeschlufs,  betreffend  die  Bulsen  fiir  Uebertretui^ 
des  Verbots  der  Einfuhr  von  Zündhölzchen  und  Streichkerzchen 
mit  gelbem  Phosphor,  vom  17.  Juli  1880;  4)  der  Bundtsratsbeschlul^ 
betrefTend  den  Transport  von  Zündholzchen  und  Streichkerzchen 
mit  gelbem  Phosphor  auf  den  schweizerischen  Eisenbahnen,  vom 
16.  Januar  und  15.  Marz  1881. 

Das  Verbot  der  Fabrikation  und  Einfuhr  von  Gelbphosphor> 


*)  Schwei».  BwidMblatt  III.  S.  79a  rom  Jahie  1879. 


Digitized  by  Google 


Znr  Geschichte  der  ZlliuUiöfacheiifnige  in  der  Schweiz  etc. 


183 


febrikat  war  mit  dem  I.  Janiiar  l88f,  dasjenige  des  Verkaufe  mit 
dem  1.  Juli  1 881  in  Kraft  getreten. 

Bisher  war  alles  gut  gegangen;  die  Frage  der  Phosphorzünd- 
holzcheniabrikation  hatte  sich  in  naturgemälser  Weise  entwickelt. 
Man  hatte  zuerst  versucht,  durch  verschiedene  gesetzliche  Bestim* 
mungen  und  durch  eine  verschärfte  Aufsicht  die  schreiendsten 
l'ebelstände  zu  beseitigen  und  die  Arbeiter  vor  dem  zerstörenden 
tinflufs  des  gelben  Phosphors  zu  schützen,  ohne  einschneidende  Mafs- 
regeln  gegen  die  Fabrikation  selbst  ins  Werk  zu  setzen.  Man  folgte 
hierin  wesentlich  dem  Vorgänge  Schw^edens»  wo  schon  im  Jahre 
1870  eine  königliche  V^erordnung  die  Bedingungen  aufstellte,  unter 
welchen  Zündhölzchen,  zu  deren  Zündmafse  gelber  Phosphor  benutzt 
wird,  fabriziert  werden  dürfen.  Man  fürchtete  durch  ein  radikaleres 
\'orgehen,  dessen  Notwendigkeit  allerdings  von  verschiedenen  Seiten 
angedeutet  wordeti  war,  die  ökonomische  Stellung  der  Fabrikanten 
und  der  vom  Gedeihen  der  Inchistric  abhängigen  Bevölkerung  der 
betreffenflen  Gemeinden  /u  erschüttern  und  glaubte,  durch  mehr 
oder  weniger  strenge  \'orscliriften  über  die  Kinrichtutig  der  l  abriken 
und  die  Art  de?  Betriebes  die  Assainierung  der  Ktablisscinciits  zu  er- 
reichen und  der  sciirecklichen  Phosphornekrose  vorbeugen  zu  können. 
Nun  niuisten  sich  aber  die  Aufsichtsorgane  bald  davon  überzeugen, 
dals  unter  den  bestehenden  X'erhältnissen  diese  Hottnung  euic  eitle 
war.  Nacii  offiziellen  Angaben  besafs  die  Schweiz  im  Jahre  1877 
im  ganzen  26  Zündholzfabriken  mit  617  Arbeitern:  im  Mittel 
kamen  also  auf  eine  Fabrik  24  Arbeiter;  doch  waren,  neben  ein- 
zelnen groisern  Etablissements,  zahlreiche  kleine  P'abriken  mit  nur 
etwa  10  oder  nocii  weniger  Arbeitern  \  orhanden.  Diesem  I  mstande 
ist  es.  wenigstens  teilweise,  zuzuschreiben,  dais  manche  vollkommen 
rationelle  X'orschriften,  deren  strenge  Durchführung  die  den  Arlieiierii 
drohende  Gefahr  jedenfalls  sehr  abgeschwächt  haben  würde,  von 
den  Fabrikniiten,  trotz  wiederholter  Ermahnungen,  vernachlässigt 
wurden.  Die  mehr  oder  weniger  kostspieligen  baulichen  Einrich- 
tuiiL^en,  welche  für  hinlängliche  Trennung  der  Räume,  für  gute 
Ventilation  u.  dergl.  notwendig  sind,  würden  zu  .schwer  auf  den 
kleinen  (icschäften  gelastet  haben.  Die  Folge  war,  dals  trotz  guter 
cjesetzlicher  Bestimmungen  die  Phosphornekro.se  nicht  sistierte  und 
dafs  die  chirurgischen  Kliniken  der  benaclibarien  l  niversitäten 
und  andere  schweizerische  Krankenhäuser  Jahr  für  Jahr  einige 
schwere  Fälle  derselben  registrierten. 

Dem  Drucke  dieser  Thatsache  muCsteu  die  Bedenken,  welche 
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früher  einem  radikaleren  X'orf^ehen  im  Wege  gestanden  hatten, 
weichen.  Es  drängte  alles  darauf  hin,  die  Arbeiter  durch  ein  \'er- 
bbt  der  Verwendung  des  gelben  Phosphors  zu  schützen.  Dasselbe 
schien  um  so  mehr  gerechtfertigt,  als  einerseits  Dänemark  schon 
seit  dem  Jalire  1874  ein  derartiges  X'erhctt  besafs  und  sich  dabei 
gut  l'efand,  während  andrerseits  die  Fabrikation  phosphorfreier 
Zündhol/chen  in  verscliiedenen  Ländern  grofse  Fortschritte  gemacht 
und  ihr  Konsum  schon  ein  bedeutendes  Terrain  gewonnen  hatte. 
Man  konnte  also  mit  einem  gewiCsen  Recht  erwarten,  dafs  auch  in 
der  Schweiz  Fabrikanten  und  Konsumenten  sich  bald  mit  dem  Ausfall 
der  l'hospliorzüntlliölzchen  befreunden  würden,  und  das  Verbot  der 
Verwendung  des  gelben  Phosphors  erfolgte.  Damit  hatte  die 
Srbwt  iz  wiederum  in  einer  guten,  liumanen  Sache  einen  wichtigen 
Schritt  vorwärts  gethan  —  einen  Schritt,  um  welchen  sie  ihre  grofs- 
staatlichen  Xaclibarn,  ilie  denselben  noch  nicht  gewagt  hatten,  be- 
neiden konnten,  —  einen  Schritt,  welclier  das  Fntsetzen  erregende 
Bild,  das  sich  in  der  X'orstellung  eines  jeilen,  welcher  dieses  Leiden 
einmal  gesehen  hat,  mit  der  Phosphornckrose  unwillkürlich  verbindet, 
mit  einem  Male  in  den  Hintergrinid  drängte. 

.Aber  die  X'erteidigcr  des  Verbots  der  Ph()spiior/.ündh<>!/cb<  n 
hatten  sich  zu  frühe  gefreut.  Die  Sache  sollte  anders  konnnen  al^ 
man  erwartet  und  gehofft  hatte.  Man  darf  wohl  mit  ziemlicher 
Sicherheit  .miu  iimen,  dafs  alles  gut  geworden  wäre,  wenn  sich  die 
i*"abrikanteii  soft)rt  allgemein  entschlossen  hätten,  zur  Frzeugung 
eigentlicher  schwedischer  Zündhölzchen  überzugehen,  und  wenn  sich 
<\iis  Publikum  damit  befreundet  hätte,  Zündhölzchen  zu  bekommen, 
die  einerseits  etwas  teurer  sind  als  die  gewöhnlichen  Phosphor- 
zündhölzchen  unt!  andrerseits  sich  nur  an  einer  bestimmten  Reib- 
fläclic  an/unden  lassen.  Beides  war  mni  nicht  der  hall.  hÄn  groiscr 
Teil  der  Konsumenten  \erlangte  nach  wie  vor  Zündhölzchen,  die 
man  ulx  rall  anzünden  kann ,  und  die  Fabrikanten  waren  bemüht, 
dieser  horderung  der  Konsumenten  zu  entsprechen  und  aufserdem 
das  Fabrikat  so  billig  als  möglich  herzustellen.  Dies  konnte  natür- 
lich nur  auf  Kosten  der  (Qualität  desselben  geschehen.  Es  wurden 
in  Masse  Zündhölzchen  auf  den  Markt  gebracht,  welche  ungemein 
explosive  Eigenschaften  besafsen,  zu  einer  grofsen  Anzahl  mehr  oder 
weniger  erheblicher  UnSUe  Veranlassung  geben  und  in  kurzer  Zeit 
tme  bedeutende  Mifsstimmung  im  Publikum  hervorriefen.  Es 
tauchten  ^deshalb  bald  von  allen  Seiten  die  heftigsten  Klagen  über 
das  neue  Fabrikat  auf;  man  beschwerte  sich  mit  Recht  über  schlechte 
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Qualität,  liederliche  Verpackungsart  u.  dgl.;  es  bci^ann  die  jeder- 
mann wohl  in  Erinnerung  gebliebene  Periode  der  berüchtigten 
„Bundeszündhölzchen"  („allumettes  federales");  Einschmuggelurtg 
auslandischer  Ware  (verursacht  durch  die  l'nvollkommenheit  und 
teilweise  (lefahrlichkeit  des  inländischen  Fabrikates)  und  (ieheim- 
f,»lirikrition  der  verbotenen  Phos|)horziindhölzchen  trieben  üir  Weseo, 
uiul  das  neue  Regime  war  bald  nicht  nur  sehr  unpopulär,  sondern 
es  erlitt  auch  heftige  Bekämpfung.') 

Der  Bundesrat  suchte  durch  Mahnungen  an  die  Kantons- 
rctjierungen ,  durch  Belehrung  der  Fabrikanten  und  des  Publikums 
\  rrniittelst  populärer  Schriften,  '*)  durch  wiederholte  Inspektion  der 
i-abriken  etc.  eine  Besserung  herbeizuführen.  Die  aufgeregte  Stim- 
iining  legte  sich  aber  nicht,  und  am  28.  Juni  1881  kam  ein  Bundes- 
heschluli  zustande,  welcher  lautete:  ,.Dei  Bundesrat  wird  einge- 
laden, die  nötigen  Mafsnahmen  zu  tretTen,  um  die  l  abrikation  von 
Zündhölzchen,  deren  Gebrauch  mit  Gefalir  verbunden  ist,  zu  ver- 
hüten." 

Dic-ses  Postulat  beantwortete  der  BumlLsrat  mit  einer  Botschaft 
vom  6.  Dezember  l88l,  'l  in  welcher  er  darauf  aufmerksam  machte, 
dass  er  seinerseits  alles  gethan  habe,  um  dem  bestellenden  (resetze 
(leltung  zu  versehafien .  dafs  er  alx-r  zu  geringe  Kompetenzen  l)e- 
sitzc,  um  die  Uebertretungen  der  gesetzlichen  X'orsrhriften  von 
Seite  der  P'abrikanten,  wenn  sie  auch  nachgewiesen  waren ,  ent- 
sprechend zu  bestrafen.  Dieser  Botschaft  war  iler  l-lntwinl  zu  einem 
Bundesbeschlus.se  beigelegt,  gemäls  welchem  dem  Bundesrate  \'oll- 
macht  erteilt  würde,  Reglemente  fiir  die  l'abrik at mn  der  Zünd- 
hölzchen ,  sowohl  in  habrikcii  als  in  Pri\  athäusern .  für  die  \'^er- 
}»ackijng.  den  Transport  und  den  V  erlauf  derselben  aufzustellen  und 
tur  rcberii  clungen  der  X'or.schriften  dieser  Reglemente  .Strafen,  welche 
bis  zur  ( tefängnisstrafe  gehen  könnten,  auszusprechen;  diese  Voll- 
macht wurile  tur  die  Dauer  von  zwei  Jahren  gewährt. 

Die  Krwäi:'unt/  dieser  Botschaft  im  National! at  führte  zu  dem 
Beschlufs,  die  Zundhölzchcnlragc  nut  dem  Auflr.igc  an  den  Bundes- 
rat zurückzuweisen,  einerseits  die  Frage  zu  beantworten,  „ob  Zünd- 


')  Schwcir.  Bundcsblau.    1891.   V.   S.  415. 

•)  .\.  Rossel,  Leber  die  neuen  schweizfrisclien  Zündliob.chen.  1S80.  F..  Nüs- 
[>crli.  l'eber  die  Gefahren  bei  der  Kabrikation  und  dem  Gebrauch  der  neuen  Zünd- 
bolxcbea.  iSSl. 
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hölzchcn ,  die  sich  an  jeder  rauhen  I'lächc  cnt/ünden,  wieder  zuzu- 
lassen seien,  wenn  sie  keinen  gelben  Phosphor  enthalten,"  und 
andrerseits  zu  untersuchen ,  .,ol)  es  nicht  am  Platze  wäre,  da»;  (be- 
setz vom  23.  Dezember  1879  über  haijrikation  \on  Zündliölzchoii 
aufzuheben  oder  doch  nur  insoweit  bcizu!)chahe!i ,  als  es  B<:s»tiiii* 
munden  /um  Schutze  der  Gesundheit  der  Arl)eiicr  enthält." 

Hier(hirch  vcranlalst ,  liels  sich  der  Bundesrat  von  einer  Ex- 
pertenkonimission  ein  (Gutachten  über  die  angeführten  Fragen  aus- 
ütellen  und  richtete  auf  Grund  desselben  den  „Ergänzenden  Be- 
richt vom  10.  Mai  1882,  betrefifend  die  habrikation  von  Zünd- 
hölzchen," an  die  Bundesv  crsammhuig. -)  In  diesem  Berichte  hielt 
der  Bundesrat  seinen  früheren  Standj)unkt  fest,  ilafs  zur  Verhuuing 
<ler  Nekrose ,  und  aucii  vieler  Brandstiftungs-  und  X'crgiftungsfallc, 
die  I-'abrikation  mit  gelbem  l'hos|)hor  fernzuhalten  sei;  aulsenlem 
machte  er  die  Bundesx  ersammlung  darauf  auhnerksam ,  dafs  man 
sich  die  Sache  gut  und  allseitig  überlegen  müsse,  bevor  man  sich 
ohiMiiäcliüg  erkläre  und  den  Rückzug  antrete.  Schlielslich  schlug 
er  vor,  das  Gesetz  vom  23.  Dezember  im  Prinzip  aufrecht  zu  er- 
halten und  der  Exekutive  die  schon  früher  verlangten  X'ollmachten 
zu  erteilen. 

Leider  gingen  die  eiilgenössisclu  ii  Räte  auf  die  Vorschläge  des 
Bundesrates  nicht  ein.  Peils  unter  dem  Drucke  der  im  Publikum 
herrschenden  .Stimmung,  welche  aus  den  oben  kurz  angetühtten 
Gründen  dem  Verbot  der  Verwendung  fies  gelben  Phosphors  nicht 
günstig  war,  teils  aus  mangelnder  Kenntnis  des  eigentlichen  Wesens 
der  Sache  (Lunge,  machten  sie  einen  Schritt  rückwärts  und 
annullierten,  zum  £rstaunen  vieler,  und  jedenfalls  zum  grofeen  Be- 
dauern aller,  welchen  das  Wohl  der  Arbeiter  in  der  schweizerisclN»! 
Zündholzchenindustrie  am  Heizen  lag,  den  Bundesbeschluls  vom 
23.  Dezember  1879,  bezw.  das  Verbot  der  Verwendung  des  gelben 
Phosphors  in  der  Zündholzchenfabrikation.  Gleichzeitig  erhielt  der 
Bundesrat  die  Vollmacht  zur  Au^ellung  der  nötigen  Reglemente 

')  In  ihrem  eiaigieheildcn  Gutachten  kam  die  Kommission  ru  folgenden  wescot- 
lichcn  Schlufslolgerunjicn :  l)  es  sei  den  eidgenössischen  Behörden  die  Aufrecht- 
«rhaltung  des  Verbots  d«T  Phospliorzündh  il/clicn  anzui-mpffhlen ;  2)  es  sei  dit-  Fa- 
brikation und  der  Vcrkaui'  aller  überall  .  ntzündlirbon  Hölzchen  zu  untersagen  und 
«s  hüttcn  au<>.\ciiliel--lirh  die  schwedischen  ZimdhoLchcn,  d.  h.  solche,  die  sich  nur 
an  einer  besonders  ])räparterten  Reibfläche  anzünden,  an  ihre  Stelle  zu  treten.  (Siehe 
bierflber  Lunge,  op.  cit.  S*  44  u.  ff.) 

^  Sdiwcu.  Bimdcsbktt  188a.  II.  S.  959. 
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und  Slrafbestiinmimc^en,  hauptsächlicli  um  der  VViederverbreitung 
der  Nekrose  enlgci^cnireten  zu  köiuien. 

Aber  die  Bclolguiij:^  iliescr  neuen,  vom  Bundesrate  erlassenen 
Vorschriften  envies  .sicli.  wie  \  on  vorne  herein  zu  erwarten  war,  bald 
als  eine  ganz  mangelhafte ,  und  der  gelbe  Phosjjhor  setzte  sein 
Zerstör ungswcrk  weiter  fort,  worauf  denn  auch  im  Gcscliäflsberichte 
des  Bundesrates  für  das  Jahr  1885  hingewiesen  wurilc,  weil  dieses 
Jahr  ein  in  Bezug  auf  Bhosphornekrose  besonders  ungünstiges  war. 

Hiedurch  scheint  auch  der  Bundesbeschlufs  vom  l.  Juli  1886 
her\orgerufcn  worden  zu  sein,  welcher  lautete:  „Der  Bundesrat 
wird  eingeladen  zu  untersuchen,  in  welcher  Weise  der  riiüSphor- 
nekrose  wirksam  vorgebeugt  wenlcn  könne." 

Abermals  wurde  das  l'abrikinspcktorat  mit  der  Begutachtung 
der  Angelegenheit  betraut.  Ks  erledigte  sich  dieses  -Auftrages  durch 
einen  Bcüclit  an  das  schweizerische  Handels-  und  Landwirtschafts- 
departement vom  24.  ( )ktober  1886,')  welcher  mit  folgenden  .Sätzen 
ab^Nchlielst :  „\  <lieser  l 'eberzeug  vi  hl;  leitet,  sehen  wir  uns  ver- 
anlafst,  in  erster  Linie  /.  u  r  L  r  11  e  u  e  r  u  11  g  des  im  Jahre  1879 
erlassenen  Ve  r  b  o  t  e  s  der  Vc  r  w  e  n  d  u  n  g  il  e  s  g  e  1  b  e  n  P  h  o  s- 
phors  (allerdings  mit  verschiedenen  Modifikationen  der  damaligen 
gesetzlichen  Bestimmungen)  zu  raten.  Sollte  dies  nicht  belieben, 
so  erscheint  uns  das  Zündholzmonopol  als  das  einzige,  irgend 
welchen  Erfolg  versprechende  Mittel,  um  wenigstens  die  Erkran- 
kungen seltener  zu  machen,  den  intensiven  Formen  derselben  einiger- 
nia(sen  vorzubeugen  und  da,  wo  sie  eingetreten,  den  Geschädigten 
wenigstens  einen  pekuniären  Ersatz  zu  verschaffen." 

Nachdem  dieses  Gutachten  durch  den  Bundesrat  den  eid- 
genössischen Raten  vorgelegt  worden  war,  geschah  während  einiger 
Jahre  in  Sachen  der  Zündhölzcheniabrikation  nichts,  obgleich  all- 
jährlich  einige  Fälle  von  Phosphornekrose  amtlich  konstatiert  wurden, 
die  Sache  also  trotz  des  bedeutenden  Aufwandes  von  Bundes- 
beschlössen,  R^Iementen,  Inspektionen  und  Gutachten  so  ziemlich 
beim  Alten  geblieben  war. 

Erst  im  Jahre  1889  wurde  die  Angelegenheit  durch  eine 
neue  Motion  J  00s  wieder  aufgegriffen  und  kam  folgender  Nattonal- 
ratabeschluls  vom  16.  Dezember  1889  zustande:  „Der  Bundesrat  ist 
eii^iaden,  die  Frage  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht  zu  er- 
statten, ob  nicht  die  Anfertigung  und  der  Verkauf  von  giftigen 


')  Seliwcis.  BoBiIcsbktt  1886.  m.  S.  566. 
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Pliospl)orzünclhöl2u:hen  wieder  zu  verbieten  sei."  Ks  konnten  sidl 
ofteiibar  die  eidgenössischen  Räte  dem  Kindrucke  nicht  entziehen, 
dafs  cif^entlich  trotz  aller  bis  dahin  unternommenen  Malsregeln  der 
Kndzwcck  derselben  —  die  Körderung  der  Gesundheitsverliältnisse 
der  in  der  Zündhöl/chenindustrie  beschäftigten  Arbeiter,  und  speziell 
die  \'erhindenin|^  der  Piiosphornckruse  —  nicht  erreicht  sei.  Es 
möciite  wohl  auch  manches  Mitglied  dieser  Räte  im  Laufe  der  Zeit 
zur  Uebcrzeugung  gekommen  sein,  daLs  die  einfache  .Aufhebung 
des  Verbotes  der  \'erwcndung  des  gelben  Phosphors  ein  übereilter 
Schritt  gewesen  war  —  ein  Fehler,  der  auf  diese  oder  jene  Weise 
wieder  gut  zu  machen  sei. 

Hiezu  boten  sich  nun  zwei  Möglichkeiten  dar.  Entweder  mufstc 
man  auf  den  Hundesbesch luls  vuiii  23.  Dezember  1879  zurückkommen, 
hiebei  aber  nicht  nur  das  unter  zu  Hilfenahme  des  gelben  Phosphors 
zubereitete  Fabrikat  verbieten,  sondern,  eingedenk  der  unliebsamen 
Zu.ständc,  welche  durcli  die  L'nx  ollkonuiicnhciten  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1879  ins  1, eben  geruicn  worden  waren,  das  W'rbot,  wenigstens 
bis  auf  weiteres,  auch  auf  alle  diejenigen  Zündhölzchen  ausdehnen, 
welche,  ohne  gelben  Phosphor  zu  enthalten,  sich  überall  (an  jeder 
rauhen  Fläche)  anzünden  lassen,  d.  h.  einen  „explosiven"  Charakter 
tragen;  dieser  Zusatz  wurde  notwendig,  weil,  nach  dem  Zeugnisse 
kompetenter  Persönlichkeiten,  die  Technik,  wenigstens  jdamals,  noch 
nicht  über  die  Mittel  verfügte,  ohne  Benutzung  des  gelben  Phosphors 
derartige  „überall  entzündliche"  Zündhölzer  zu  fabrbderen,  welche 
ihrer  Bezeichnung  wirklich  entsprechen  würden,  ohne  dabei  allzu 
explosiv  zu  sein,  oder  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  und  der 
Konsumenten  durch  die  bei  der  Fabrikation  oder  Entzündung  sich 
bildenden  Gase  zu  gelährden. 

Oder  aber  man  mufste  zum  Staatsmonopol  übeinehen»  in 
der  Meinung,  da(s  der  Staat  den  gelben  Phosphor  aus  der  Pkxxluktion 
der  Zündhölzchen  verbannen  und  überhaupt  die  Fabrikation  der- 
selben für  Produzenten  und  Konsumenten  gefisdirlos  machen  werde. 

Man  war  früher  in  Bern  dem  Zündhöhschenmonopol  nicht  zu- 
geneigt gewesen;  der  Bundesrat  hatte  desselben  in  seinen  Bot- 
schaften an  die  eidgenössischen  Rate  keiner  Erwähnung  gethan  und 
auch  im  Nattonalrate  war  im  Jahre  1882  ein  Antrag  von  Curti» 
wonach  die  ZündhÖlzcheniabrilation,  um  alle  mit  ihr  verbundenen 
Uebelstande  zu  beseitigen,  zum  Gegenstand  eine  Bundesmonopols 
gemacht  werden  sollte,  in  der  Minorität  geblieben. 

Mit  der  Zeit  scheinen  sich  dann  an  malsgebender  Stelle  die 
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Ansichten  über  den  Wert  und  die  Bedeutung  des  Hundesmonopols 

Un  gegebenen  I'allc  geändert  zu  haben.    In  seiner  Hotschaft  vonn 
20*  November  1891,  betreffend  die  Einführung  des  Zündhölzchen- 
monopols, erklärt  der  Hundesrat,  er  könne  sich  mit  dem  einfachen 
Verbot  der  Renutzung  des  gelben  Phosphors,  resp.  mit  der  Fabrikation 
von  Zündhölzchen  ohne  gelben  Phosphor  durch  die  Privatindustric 
nicht  mehr  befreunden.   Die  Motive,  von  welciien  sich  der  Bundes* 
rat  leiten  liefs,  wenn  er  sich  nun  dem  ßundesmonopol  zuneigte, 
waren  folgende :  Kinmal  wird  bei  Gewährenlassen  der  Privatindustrie 
der  beabsichtigte  humanitäre  Zweck  entschieden  nicht  so  sicher  er- 
reicht, wie  auf  dem  Wege  des  Hundcsmonopols.    Die  bestehende 
Zersplitterung  der  Zündhölzchenfabrikation  in  einer  relativ  grofsen 
Zahl  kleiner,  finanziell  schwacher  Etablissements,  die  oft  mit  sehr 
unbedeutenden  .Mittehi   arbeiten,  und  die  hierdurcii  hervorgerufene 
unsinnige  Konkurrenz,  wurden  \ oraussichtlich  bestehen  bleiben  und, 
wie  bis  dahin,  Niedenlriiekun'^  der  l',\istenzbedingungen  \'on  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  auf  eine  kaum  mögliche  Stufe,  schlechte 
Ernährungsverhältnisse,  entsprechend  schlechten  Löhnen,  und  somit 
schlimme  lu'gienische  Zustände  zur  l''olge  haben.     Diese  Ansicht 
wurde,  nach  der  Meinung  des  Bundesrates,  t<"ilwcise  auch  von  den 
Zünclhulzfabrikanten  geteilt,  von  denen  >icli  manche  zu  dunsten  des 
Staatsbetriebes  bezw.   des   Hun(lesmonoj)ols   aussprachen.  Sodann 
spricht  der  Bundesrat  die  Befürchtung  aus,  es  möchte  beim  l"\)rt- 
dauern  tles  Privatbetri<'bes  nach  dem  X'erbot  des  gelben  Phosphors 
eher  eine  fraudulosr  Fabrikation  \  <.-r  ho  teuer  Ware  statt- 
finden aU  iieini  Staal.'.lfeinche,  da  im  er^teren  h'alle  die  (jelegenlieit 
dazu  günstiger  sei  als  im  letzteren.    Heim  Staatsbetriebe  würde  >Ich 
die  l'abrikation   „in  wenigen  gr()l>eren  Betrieben  konzentrieren,  die 
kleineren  verschwinden  und  die  bisherigen  Inhaber  werden  sich  einer 
ainlcrcn  Hesoliaftigung  zuwenden  müssen,  wozu  iluirn  der  V'erkaufs- 
erlös  (bei  iler  l  ebergabe  ihrer  (ieschäfte  an  den  Staat)  behilflich 
sein  wirtl.     Ist  aber  einmal  der  >täntlige  Kontakt  mit  der  Zünd- 
iiölzchenindustrie  aufgehoben,  sind  auch  die  zu  letzterer  erforder- 
lichen (  ieräte,  Rohprodukte  u.  s.  w.,  weil  vom  Staate  übernommen, 
nicht  mehr  zur  Hand,  so  wird  der  verbotenen  Fabrikation  der  Hoden 
so  ziemlich  entzogen.    Noch  weniger  ist  zu  befürchten,  wenn  es 
gelingt,  den  Verkaufspreis  des  Monopolhölzchens  nicht  sehr  \er- 
schteden  von  demjenigen  des  bisherigen  Phosf^orztindhölzchcns  zu 
halten.   Endlich  ist  nicht  zu  vergessen,  dafs  beim  festorganisierten 
Staatsbetrieb  die  Kontrolle  eine  ungemein  wirksamere  sein  kann, 
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als  bei  den  privaten,  in  12  Kantonen  zerstreuten  Fabriken".  Am 
meisten  fürchtete  der  Bundesrat  die  geheime  Fabrikation  der  IMiosphor- 
zündhölzchen,  wenu  sie,  wie  dies  bei  der  Privatindustrie  zu  erwarten 
war,  sich  in  die  Wohnhäuser  zuriickziehen  und  somit  zur  Haus- 
industrie werden  sollte,  wobei  dann  die  Gefahren  in  sanitarischer 
Hinsicht  aurserordcutlich  i^ro(s  würden,  weil  ja  alle  Bewohner  mit 
dem  gefährlichen  h.lemcntc  in  intimste  Bcruhrun^f  kämen. 

Auch  dem  Schiiiuf^<^el  verbotener  Ware  würde  der  Staat,  nach 
der  .-Vnsirht  des  Bundesrates,  weit  wirksamer  ent;.^egentreien  können, 
wenn  die  gesamte  einheimische  Fabrikation  in  seinen  Händen  ruhen 
würde  und  der  Ursprung  der  Ware  demnacli  viel  leichter  verfolgt 
werden  könnte. 

Ferner  sj)rach  der  Bundesrat  die  Befürchtung  aus,  es  möchten 
sich  bei  forttlaucrntler  Privatiabi  ikation  alle  die  unliebsamen  Zustände, 
welche  dem  Erlafs  des  (iesci/es  vom  23.  Dezember  1879  folgten 
und  schliefslich  da.sselbc  zu  I'all  brachten,  sich  erneuern,  und  es 
möchte  sich  dann  der  Unwille  des  Publikums  /.um  zweitenmal  gegen 
tlen  Bund  richten ,  der  „in  ungerechter  Weise  wiederum  für  allen 
Schaden  und  alle  Mifsbeliebigkeiten  verantwortlich  gemacht"  würde. 
,,1'nter  diesen  Umständen  —  sagt  der  Bundesrat  - —  ziehen  wir  es 
entschieden  vor,  die  \oilc  und  ganze  X'crantwortlichkcit  für  einen 
gefahrlo.sen  Geschäftsbetrieb  und  gute  Bedienung  des  Publikums 
durch  Einführung  des  Monopols  faktisch  zu  übernehmen."  * 

SchlieGslich  spricht,  nach  der  Meinung  des  Bundesrates,  noch  ein 
nicht  zu  übersehender  Grund  dagegen,  das  frühere  Phosphorverbot 
einfach  wieder  aufleben  zu  lassen.  Man  wfirde  es  nämlich,  ohne 
genaue  Kenntnis  der  Veiiiiltnisse,  weder  im  Inlande,  noch  im  Aus* 
lande  verslehen,  „wie  man  im  Jahre  1879  eine  so  wichtige  Mals- 
regel, wie  das  V^erbot  des  gelben  Phosphors  in  der  Zündhölzchen- 
industrie»  einfuhren,  im  Jahre  1882  dieselbe  auflieben  und  im  Jalire 
1891  oder  1892  unter  im  allgemeinen  gleichen  Verhältnissen  wieder 
einführen  konnte".  Der  Bundesrat  hält  es  fär  einen  glücklichen 
Umstand,  dals  die  Schweiz  es  nicht  nötig  habe,  zu  dem  Gesetze 
vom  Jahre  1879  zurückzukehren,  da  auf  einem  anderen  Wege  —  dem 
des  monopolisierten  Staatsbetriebes  —  der  zu  verfolgende 
Zweck  —  die  Arbeiter  der  Zündhölzchenindustrie  von  einer  grauen- 
haften Gewerbekrankheit  zu  befreien  —  viel  besser  erreicht  werden 
könne. 

Auch  von  anderer  Seite  wurden  zu  jener  Zeit  Stimmen  laut» 
welche  sich  zu  Gunsten  des  Monopols  aussprachen.  Dies  that  z. 
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Nationalrat  Dr.  Joos  in  einem  Bericht  vom  19.  Februar  1891, 
welchen  er  auf  Veranlassung  des  Industriedepartements  letzterem 
fibcr  diese  Frage  erstattete.  ,J)irekter  und  Direktor- Nutzen, 
sagte  Dr.  Joos  u.  a.,  werden  sich  bei  dem  neuen  Geschäft  zwar 
ungciahr  die  Wage  halten,  aber  die  PhosphcMrerkrankung  würde  ver- 
mieden und  die  Brandsteuer  (sc.  wegen  Verminderung  der  durch 
Kinder  verursachten  Schadenbrande)  vermindert .  .  .  Mir  würde  die 
Einfühn»^  des  Zündholzchenmonopols  auch  vom  Standpunkte  der 
Sozialpolitik  als  weise  erscheinen".') 

In  demselben  Sinne  sprach  sich  auch  einer  der  gründlichsten 
Kenner  schweizerischer  Fabrikverhaltnisse,  der  vielerfahrene  Dr. 
Schul  er  in  seiner  oben  zitierten  Arbeit  aus.^  Er  halt  es  für 
sicher,  da(s  bei  weiterem  Fortbestande  der  Privatindustrie  und  Ver* 
bot  der  Verwendung  des  gelben  Phosphors  einerseits  immer  neue 
und  schwer  kontrollierbare  Verletzungen  des  Gesetzes  vorkommen 
würden,  andrerseits  die  kleinen  Etablissements  den  Konkurrenz- 
kampf nicht  aushalten  k&mten  und  dem  Grol^capital  in  der  Zünd* 
holzchenindustrie  Tliür  und  Thor  geofihet  würde,  was  wohl  vom 
Standpunkte  der  öffentlichen  Gesundheit  aus  zu  begrüTseii,  aber  in 
ökonomischer  Hinsicht  kaum  wünschenswert  wäre.  Wenigstens 
SoUte  dieser  Evolution  nicht  durch  die  Gesetzgebung  Vorschub 
^'cleistet  werden,  und  der  Staat  solle,  statt  dem  Grolskapital  das 
Monopol  zu  überliefern,  lieber  selbst  danach  greifen,  um  zugleich 
einer  der  am  armseligsten  situicrten  Arbeiterschaften  zu  einer  er- 
träglicheren Existenz  zu  verhelfen. 

In  seiner  Botschaft,  betreffend  die  Einfuhrung  des  Zündhölzchen- 
monopols, stützte  sich  der  Bundesrat  auch  auf  ein  eingehendes  Gut- 
achten fies  eidgenössischen  Fabrikin spektorates,  welchem  er  ver- 
schiedene die.set»  Gegenstand  betreffende  Fragen  zur  Beantwortung 
voigel^  hatte  (unterm  28.  April  1891),  behufs  annähernder  Orien- 
tierung über  die  Einrichtung  und  die  Tragweite  des  Monopols. 

In  diesem  Gutachten  wird  zuerst  darauf  hingewiesen ,  dafs  am 
Fnde  der  8oer  Jahre  die  Zündholzfabrikation  in  der  Schweiz  eine 
bedeutende  rückläufige  Bewegung  gemacht  habe :  während  noch  im 
jähre  1886  im  ganzen  28  Etablissements  im  Betrieb  waren,  welche 
durchschnittlich  650  Arbeiter  beschäftigten,  befanden  sich  im  Jahre 
1888,  nach  den  zum  Zwecke  der  Fabrikstatistik  erhobenen  Angaben, 


•)  Bundesbl.   187 1.   V.  S-  733. 
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nur  noch  24  Geschäfte  im  Gange  mit  einer  GesamUrbeiterzalil  von 
349  Personen.  Als  Grund  dieser  enormen  Verminderung  der 
Arbeiterzahl  wird  der  schlechte  Geschäftsgang  und  die  ganzliche 
Entmutigung  der  Zündholzfabrikanten  angegeben,  welche  auch  durch 
den  Abschluß  eines  Verbandes  mit  freiwilliger  Einschränkung  der 
Produktion  nur  vorübergehend  beseitigt  werden  konnte.  Aufiallender' 
weise  hatte  in  demselben  2^traume  die  Fabrikation  schwedischer 
Zündhölzer  bedeutend  zugenommen:  im  Jahre  1888  beschäftigte  sie 
nur  14  Arbeiter,  während  es  im  Jahre  I891  schon  90  und  mehr 
waren,  wobei  das  jT^anzc  Produkt  der  l*abriken  von  schwedischen 
Zündhölzchen  in  der  Schwei/  selbst  seinen  Absatz  fantl. 

Sodann  berechnet  das  Gutachten  der  FabrikinspL-k'torcn  an- 
nähernd die  Gröfse  des  Konsums  von  Zündhölzcheii  in  der  Schweiz, 
sowie  die  Kosten  der  Kxpropriation  sämtlicher  bestehender  Fabriken, 
und  gelanj^'^t  zu  der  Annalmu-  ,  dals  vielleicht  drei  bis  vier  jjrötserc 
Fabriken  den  schweizerischen  Bedarf  vollkonmien  befriedigen  könnten. 
Zum  Schlurs  werden  die  zu  erwartenden  Monopolerträgnisse  an- 
nähernd festgestellt,  hierbei  übrij^ens  vor  einer  Ueberschatzung  des 
Monopols  als  reicher  Finnalinist]uelle  gewarnt  „Dies  wird,  wie 
wir  hoffen  —  sagen  die  h'abrikinspcktoren  —  kein  Hindernis  sein, 
einen  Schritt  zu  thun,  der  endlich  einmal  der  elenden  Lage  unserer 
zündholzfabrizierenden  Bevölkerung  ein  Finde  maciit. " 

Auf  denselben  Standpunkt  stellt  sich  auch  der  Rundesrat.  In 
seiner  diesfälligen  Kot^chaft  erklärt  er  ausdrücklich ,  dafs  er,  indem 
er  sich  für  das  Bundesmonopol  ausspreche,  keinerlei  flskali.sche 
Zwecke  verfolge,  sondern  dafs  der  einzii^e  Beweggrund,  welche!  ihn 
hierbei  leite ,  in  der  Absicht  botchc ,  die  Arbeiterschaft  d  e  r 
Z  ü  n  d  h  o  !  z  c  h  e  n  i  n  d  u  s  t  r  i  e  \  o  n  d  e  r  P  h  o  s  p  h  o  r  k  r  a  r.  k  h  e  i  t 
zu  betreien,  wclrlie  sehoii  .iH/ulaiiL,'  ihre  (/)pfer  L^elordert  habe, 
von  denen  jedes  einzelne  die  Intervention  <les  St.iates  rechtfertigen 
würde.  Ks  sei  hr)ciiste  Zeit,  dafs  dieser  dem  gegeinvärtii^en  Zu- 
stande, der  eigentlieh  ein  Ildni  aul  die  luiin»initären  Be>trei.>ungen 
unserer  Zeit  sei,  ein  l.ndc  mache.  1  )etnentspreclu;nd  l»et«)nt  der 
Bundesrat,  dafs  eine  erste  Künse«jueiiz  >eines  Standpunktes  in  dieser 
Frage  „die  Verbannung  iles  gelben  Phosphors  aus  der 
staatlich  gewordenen  Fabrikation"  sein  werde.  Ks  wäre  nichi  zu 
verantworU  ii ,  in  staatlichen  P  abuken  die  Arbeiter  der  Krki  ankung 
an  Phosphornekrose  au.szusetzen.  W  enn  trotzdem  in  dem  <len  eid- 
genössischen Räten  \  orgelegten  Bescliiiifbentwurl  über  diis  Phosjihor- 
verbüt  nichts  enthalten  sei,  so  geschehe  dies  nur  deshalb,  weil  eine 
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derartige  Bestimmung  nicht  in  die  Ver&ssung,  sondern  nur  in  das 
Ausfuhrungsgesetz  passe,  da(s  aber»  entsprechend  den  Gesetzen  der 
Humanität,  das  Fhosphorzündholzchen  mit  der  Einführung  des 
Monopols  unter  allen  Umstanden  preisgegeben  werden  müsse. 

Darüber,  welche  Sorten  von  Zündhöl/chcn  im  l  alle  der  Ein- 
führung des  MonojKils  der  Staat  liefern  würde,  si)richt  sicli  der 
Bundesrat  nicht  aus.  Unzweifelhaft  würde  das  sich  nur  an  einer 
bestimmten  Reibfläche  entzündende  sogenannte  schwedische  Hölzchen 
Cabriziert  werden;  die  Frage  jedoch,  ob  man  auch  phosphorfreie 
Zündhölzchen  erzeugen  wurde,  die  sich  an  jeder  Reibfläche  ent> 
zünden,  wird  oflfen  gelassen.  Es  wird  also  hiermit  denjenigen  still- 
schweigend eine  Konzession  gemacht,  welche  aus  irgend  welchen 
Grründen  ein  derartiges  Zündhölzchen  für  unentbehrlich  halten. 

Was  den  W  rkauf  ilcr  Mt)nüpohvarc  anbelanf^t,  so  hielt  es  der 
ikindcsrat,  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  das  Zündholz  ein  Cic^ciistand 
von  sehr  allgemeinem  Bedarf  ist,  der  überall  erhältlich  sein  inufs. 
nicht  für  zweckmäfsip^ ,  dafs  nur  vom  Bunde  hierfür  konzcssionicrle 
Personen  zum  \'erkaufe  berechtiget  sein  sollten;  der  Bundes  it  wollte 
im  <ic^'entcil  die  l^erechti^'uni^,  Zündholzchen  zu  verkaufen,  au  keine 
Bt'-<chränkuiiL;  Inndcii,  hielt  nur  dafür,  dals  dem  Hunde  zur  Vcr- 
hiiidtrung  von  Mifsbrauch  die  Befu^Miis  »^^ewälui  wertlen  müsse,  ein 
Maximum  des  Detail verkaufsj^reises  le>l/usel/.en.  Schliefslich  lälst 
der  Bundesrat  auch  die  I'Vage  offen ,  ob  nach  Einführung  des 
Monopols  der  Staat  die  I^abrikation  selbst  betreiben,  oder  ob  er 
dieselbe  auf  dem  Wege  der  Konzession,  unter  gewissen  Bedingungen, 
einer  beschränkten  Zahl  von  Fabrikanten  übertragen  werde;  diese 
Frage  sollte  nach  seiner  Ansicht  durch  die  den  Verfassungsartikel 
über  das  Monopol  awtfuhrende  Gesetzgebung  entschieden  werden. 

Die  vom  Bundesrat  den  eidgeriDSsisclien  Räten  \orgeschlagcne 
Krs^cnizunf;  zur  I  )c  >teiien(lcn  Buiides\  erfassuni^',  s|u  /.iell  zu  Art.  34  ^^^r- 
sellH!!,  lautete:  „I'abrikaticni,  l'jnfuhr  und  Wikauf  der  Zündhölzchen 
im  l  nifange  der  Eidgenossenselialt  stehen  aussclilielslich  dem  Bunde 
zu.  Die  Buntlesgesetzgebung  wird  über  die  Ausführung  dieses 
(iruntlsntzes  die  erfordcrürhen  Be.stinmuuigen  treffen. "  Diese  Zu- 
.^ätze  sollten  fler  Abstnnmung  des  Volkes  unil  der  Stände  unter- 
breitet wenlen. 

Hrst  im  Frühjahr  1895  fand  die  endi,nilti;.;e  Beratung  der  so- 
eben erwähnten  Vorlage  von  Seite  der  eidi^enossischcn  Räte  statt, 
und  am  26.  März  dieses  Jahres  kam  ein  Bundesbcschlufs  zustande, 
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nach  welchem  die  das  Zündhölzchenmonopol  betrcli'cndcn  Zusätze 
zu  Art.  34  der  Bundesverfassung  folgende  Redaktion  erhielten: 

„Fabrikation,  Einfuhr  und  Verkauf  der  Zündhölzchen  und  ähn- 
licher Erzeugnisse  im  Umfange  der  Eidgenossenschaft  stehen  aus- 
scfalielslkh  dem  Bunde  zu." 

„Der  Ertrag  hieraus  fallt  nicht  in  die  Bundedcasae.  Ein  all- 
fälliges Reinergebnis  soll  im  Interesse  des  Betriebes,  namentlich  der 
Vervollkommnung  des  Fabrikates  und  der  Herabset2ung  des  Ver> 
kau&preises,  verwendet  werden." 

»Die  Verwendung  des  gelben  Phosphors  bei  der  Fabrikation 
von  Zündhölzchen  ist  untersagt" 

„Der  Kleinverkauf  ist  ein  freies  Gewerbe,  vorbehaltlich  schützen- 
der Bestimmungen  gegen  mißbräuchliche  Ausübung  desselben." 

„Die  Bundesgesetzgebung  wird  über  die  Ausführung  dieser 
Grundsatze  die  erforderlichen  Bestimmungen  treffen."*) 

Die  Bundesversammlung  hatte  also  einige  Punkte,  welche  der 
Bundesrat  den  ausfuhrenden  Gesetzesbestimmungen  überlassen  wollte 

—  so  besonders  das  Verbot  der  Verwendung  des  gelben  Phosphors 

—  in  die  Ver fassen ng  mit  angenommen ;  offenbar  wollte  sie  hier- 
durch eine  noch  gröCsere  Garantie  für  die  wirkliche  Ausschliefsung 
dieses  Giftes  aus  der  Zündhölzchenindustrie  schaden. 

Am  3a  Oktober  des  Jahres  1^5  fand  die  Volksabstimmung 
über  diesen  Bundesbeschlufs  statt;  hiebet  haben  sich  140 174  Stini- 
men  für  und  184 109  Stimmen  gegen  die  Vorlage  ausgesprochen : 
Dieselbe  wurde  somit  verworfen.*) 

Die  Beteiligui^  an  der  Abstimmung  war  eine  auffallend  ge- 
ringe: von  rund  690 6cx>  Stimmberechtigten  traten  nur  335800,  also 
ungefähr  die  Hälfte,  an  die  Urne.  Aeufserst  aufißülend  war  die 
schwache  Beteiligung  an  der  Volksabstinmiung  im  Kanton  Bern. 
Nicht  nur  dieser  Kanton  als  Ganzes,  sondern  auch  das  Amt  Frutigen 
im  l:>csonderen  das  einzige  g^öfsere  Zentrum  der  Zündhölzchen- 
fabrikation  in  der  Schweiz,  der  Ort,  an  welchem  sich  die  meisten 
durch  die  Phosphomekrose  hcr\'orgerufencn  Tragödien  \on  jcbcr 
abgespielt  hatten  —  \crwarf  den  rettenden  Bundesbeschlu(s  und 
zwar  mit  bedeutender  Stimmenmehrheit. 

Der  l'all  der  X'orlage  kam  offenbar  dadurch  zustande,  dafs 
man  in  vielen  Teilen  der  Schweiz  der  Fr^e  eine  politische  Be> 


*)  Sdiweis.  Bandesblatt  1895.  III.  S.  653. 
*)  Schweis.  Hnndcsbktt  1895.  IV.  S.  1. 
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tkutung  beii^e.   Die  Sache,  um  die  es  sich  handelte,  die  Be- 
seitigung  de«?   schrecklichen  Giftes   aus  der  Zünd- 
holzchenfabrikation, trnt  in  den  Hintergrund,  und  für  einen 
grolsen  Teil  der  Abstimmenden  handelte  es  sich  nicht  darum,  ob 
die  weitere  Benutzung  des  gelben  Phosphors  gestattet  sein  solle 
oder  nicht,  sondern  darum,  ob  es  angezeigt  sei  dein  iiunde,  der 
Zentralgewalt,  wiederum  ein  neues  Recht  einzuräumen.    Und  diese 
Frage  wurde  von  allen  föderalistisch  gesinnten  Elementen  verneint. 
Die  Taj^esblätter  jener  Zeit  spiegelten  deutlich  und  klar  die  bei 
jenen  Elementen  lierrschcnde  Stimmung  wieder;  man  wollte  „keine 
mit  \'()llrlnmpf  vorwärts  dringende  Zentralis.ition"  und    man  „hat 
keinen  ( leschmack  für  sozialistische  Kxperimente''.  Das  Zündhölzchen- 
monopol war  nur  der  Siirulenhock ;  eine  gute  Sache,  ein  X^orsciilag, 
dem  rein  humanitäre  Hotrebungen  zu  (irunde  lagen,  wurde  einer 
engherzigen  Strömung  in  der  inneni  Politik  der  Srliweiz  geopfert. 
Schwerlich  konnten  die  W'rwerfenden  mit  dt.  ni  Hewulstsein  eine  gute. 
<ioin  \'olkswohle  nützliclie  That  gethan  zvi  haben  auf  ihren  Sieg  vmn 
29.  September  /.urückblickeii.    Sie  halten  nur  erreicht,  dafs  die  Be- 
seitigung der  unhaltbaren  und  unheilvollen  Zustände  in  der  Ziinfl- 
hölzchenfabrikation    wiederum    auf    unbestimmte  Zeit  verschoben 
uunle.   Sit  liabcn,  wie  die  Schweiz.  „Nationalzeitung'"  ilamals  sagte, 
.mitgeholfen,  dafs  die  armen  Leute  im  Frutigcrland  und  in  den 
anderen  Zündhölzchenfabriken    auch    weiterhin    noch  Material  für 
die  chirurgi.scheti  Kliniken  unserer  medizifiischen  h'akultäten  abgeben 
können."    Es  i>t  dies  eine  .schwere  He.scluildigung;  sie  l)etrifft  aber 
nicht    nur   diejenigen,    welche,   durch    mils\  erstandene  ])oliti.sche 
Interessen  bewogen,  gegen  (la.s  ikindesmonopol  stimmten,  —  sie  durfte 
ebenso  gegen  diejenigen  erhoben  werden,  welche,  ohne  der  Vorlage 
Icindüch  gegenüber  zu  stehen,  und  im  (irunde  mit  dem  Wesen  dei"- 
.selben  einverstanden,  aus  schlecht  angei)rachtem  liulilterentisnuis  ilie 
Stimmabgabe  vernachlässigten.   Wir  wollen  übrigens  im  moralischen 
Interesse  derjenigen,  welche  ihre  Sankticni  der  Vorlage  versagten, 
•annehmen,  dafs  ein  mehr  oder  wcnigei  bedeutender  Teil  derselben 
sich  gegen  das  Bundesmonopol  erklärte,  weil  sie  die  a  n  d  e  r  e  Form 
<fcr  Beseitigung  des  gelben  Phosphors  —  das  einfache  X'erbot  seiner 
Verwendung  in  der  Zündhökchcnindustric,  in  Verbindung  mit  einem 
aUgemeinen  Verbot  des  Verschleilses  \*on  Pbosphorzündhölzchen,  — 
fiir  zweckmalsiger  hielten.  Man  mufs  ja  zugeben,  daCs  in  dieser  Hin> 
sieht  verschiedene  Anschauungen  existieren  können  und  dals  auch 
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die  Ansicht  des  Gegners,   wenn   sie  nur  ehrlich   ist,  geachtet 

werden  mufs. 

Kins  ist  sicher  —  dafs  die  Phosphornekrosc  während  der  ver- 
schiedenen VVandkingen.  welche  die  Fra^e  der  Zündhölzchenfabri- 
kation  im  Laufe  der  Jalire  diirch<^cinaclU  hatte,  nicht  sistiertc.  dafs 
der  gelbe  Piiosphor  im  stillen  sein  Zerstörungswerk  fortsetzte.  In 
dem  Berichte  iler  schweizerischen  habrikinspektorcn  über  ihre  Anits- 
thätigkeit  während  der  Jahre  1894  und  1895  (auf  S.  36)  lesen  wir  fol- 
gendes,,Dcr  Phosphor  entfaltete  seine  allbekannte  Wirkung  in  der 
Zuiidhol/fabrikation.    Drei  Fälle  von  Phosphornekru.se,  davon  zwei 
mit  tckllichem  .Ausgang,  sind  amtlich  angezeigt;   ob  es  alle  waren, 
weiis  ich  nicht,  da  die  gleichen  (iründe.  wie  bei  andern  gewerblichen 
X'ergiftuiigcn,  auch   hier  von  der  An/.cigc  abhalten  können.  Finer 
dieser  I-älle  betraf  einen  Prinzipal.    Dals  .lucli  in  den  letzten  Jahren 
wieder  alle  Schutzvorschriften  übertreten  wurden,  dafs  man  nicht 
die  allcrgewöhnlichstc  Reinlichkeit  beachtete,  Luftkanäle  verstopfte, 
die  \>rdunstung  des  Phosphor  auf  alle  Weise  förderte,  Leute  mit 
kranken  Zähnen  in  Menge  anstellte,  ärztliche  Visiten  hintertrieb,  er- 
teilte amtliche  Weisungen  mifsachtete,  das  alles  war  zu  erwarten .... 
Die  dem  Volk  vorgelegten  Vorachläge,  die  auf  gründlidie  Beseiti- 
gung der  Phosphornekrose  absielten,  sind  verworfen;  die  kleinen 
ZUndholz&briken  werden  wohl  weiter  fortbestehen.   Ob  trotzdem 
eine  Besserung  der  Zustande  erwartet  werden  darf,  wird  die  Zukunft 
lehren." 

Und  auf  Seite  168  desselben  Berichtes  *)  heilst  es:  „Recht  zahl- 
reich sind  auch  die  vorgekommenen  Beru&kranidieiten,  und  da  ist 
vor  allem  die  Phosphornekrose,  die  ihre  regehnälsigen  (siciy 
Opfer  verlangt  Aus  Fnitigen  allein  wurden  mir  fönf  Falle  ge- 
meldet. Ein  Rüddali  bt  mir  ebenfalls  zur  Kenntnis  gelangt,  dem 
eine  Arbeiterin  einer  Hademsortiererei  erlegen  ist  Dieselbe  war  vor 
einigen  Jahren  in  einer  Zündholziabrikation  Appenzells  beschäftigt 
gewesen  und  dort  auch  bereits  als  nekrosekrank  mit  einer  Ent- 
schädigung iUr  sich  und  den  damals  ebenfdls  erkrankten,  nunmehr 
verstorbenen  Mann  gerichtlich  al^funden  worden.  Zur  Zeit  des 
letzten  Rückfalles  war  überdies  der  frühere  Arbeitgeber  selbst  aucb 
nicht  mehr  unter  den  labenden  und  von  dessen  Hinterlassenschaft 
wäre  wohl  nicht  viel  mehr  zu  holen  gewesen.  Die  Kranke  muGste 

*)  Beriebt  ttber  die  etdgeii.  FabrüdnspektHm  im  I.  Kreise. 
*)  Bericht  Aber  die  eidgen.  FaMkinspcIction  im  III.  Kreise. 
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somit  .luf  eine  Entschädigung  verzichten.  Dieser  Fall  bildet  wohl 
die  letzte  Ulustratioo  der  Zustände  in  der  Züiidiiolzindustric.  Die 
Frau  war  in  einem  derjenigen  kleinen  Betriebe  beschäftigt,  denen 
ehen  die  Mittel  vollständig  abgehen,  das,  was  heute  zur  Verhütung 
der  Kicfernekrose  in  maschineller  und  baulicher  Beziehung  als 
unbedingt  notwendig  erachtet  wird,  einrichten  lassen  zu  können." 

Auch  aus  der  allemcuesten  Zeit  bringen  die  Tagesblätter 
>clilinime  Nachrichten  über  die  Folgen  der  Arbeit  in  Zündholz- 
fal)rikcn.  Im  November  des  verflossenen  Jahres  schrieb  der  „Bund"- 
A  Ol  einigen  Wochen  wurde  einer  Arbeiterin  der  ganze  Oberkiefer 
iiernuvgcsriinitten ;  man  hoffte  auf  i^esscrung,  heute  aber  ist,  trotz- 
dem die  Frau  die  Fabrik  nicht  mehr  betreten  hat,  der  ganze  l  ntcr- 
kieler  angegriffen  und  vollständig  im  Fiter,  so  dafs  er  in»  näclister 
Zeit  ebenfalls  herausgeschnitten  wcnU  n  muls.  Finer  anderen 
Arbeiterin,  Mutter  von  sechs  kleinen  Kindern,  die  dazu  noch  in 
^'uter  Hoffnung  ist ,  wurde  \  or  einigen  Wochen  im  Spital  ebenfalls 
der  l'nterkiefer  herausgeschnitten;  sie  schwebte  längere  Zeit  unter 
furclubaren  Schmerzen  zwischen  Leben  und  Tod.  Fs  erfolgte  ein 
neuer  Rückfall  und  jetzt  befindet  sich. die  Frau  wieder  im  Spital 
zu  einer  neuen  Operation." 

l'nd  der  ,,.\|]gem.  Sciiweizcr  Zeitung"  schreibt  Fabrikinspektor 
Schul  er,  dals  auch  aufser  dem  Kanton  Bern  in  jüngster  Zeit  noch 
Nekrusedillc  vorgekommen  seien:  „In  den  Jahren  1896  und  1897 
wurden  bis  heute  aus  dem  I.  Inspeklionskreis  folgende  Nekroselälle 
gemeldet:  Zuneh  —  2  Fälle,  die  mit  Tod  endigten,  l  h'all  mit 
Heilung;  St.  (iallen  -  I  Fall,  der  geheilt  wurde:  Zug  —  l  Fall, 
mit  Verlust  des  Unterkiefers  endigend.  Zwei  l'älle  Ijetrafen  Prinzipale, 
•lie  gewöhnlich  mitarbeiten  müssen.  Deren  J-.rki.iiikung  veranlafste 
sie  nicht,  später  gröfsere  Surgfalt  für  sich  oder  ihre  Arbeiter  anzu- 
wenden. Die  l'rsache  der  Todesfälle  dürfte  Ii  lu]  asächlich  in  der 
möglichst  langen  X'erheimlichung  tler  Frki .inkungcn,  L  nigehung  der 
ärztlichen  Untersuchung  und  Behaiuiiung  liegen." 

Es  sind  dies  schwere  .\nklagcn  der  bestehenden  Zustände, 
schwere  F'olgen  des  schwankenden  X'^erhaltens  der  gesetzgebenden 
Gewalten  der  Phosphorfrage  gegenüber.  Und  es  ist  begreiflich» 
dafs  angesichts  derartiger  Thatsachen  der  schweizerische  Bundesrat 
sich  genötigt  sah,  einen  neuen  Schritt  zu  thun,  um  endlich  einmal 
diese  Frage  einer  solchen  Lösung  cntgegenzuiuhren,  welche  das 
Land  von  dem  Drucke  des  Bewulstseins ,  dals  es  seine  Pflicht  den 
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leidenden  Arbeitern  in  der  Züntlli*>l/induslric  j^cgenüber  immer  noch 
nicln  L^cthan  habe,  endgültig  befreien  könnte. 

Zunächst  wurde  unterm  7.  (Oktober  189;  vmw  schweizerisrhen 
Indusincdeparti-  incnl  dein  eidj^enüssisclien  I-'abrikinspektorate  ful'^'Cf- 
der  Auftrag  erteilt'):  ,,rnter  der  einst\veili<;en  Annahme,  dals  man 
auf  Grund!a<;e  des  Bvindesgesetzes  vom  22.  Juni  1882  (s.  oben;  be- 
treft'end  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Zündhöl/.clieii  ver- 
bleibe, dränj^t  sich  die  Frage  auf,  ob  durch  bessere  Handhabung 
<Jcs  Reglements  vom  17.  (Oktober  1872  eine  F.inschränkung  der 
Phosphornckrose  erzielt  werden  könnte.  Wir  ersuchen  Sie  dcjn- 
nach ,  uns  über  diese  hrage,  sowie  über  die  damit  zusannnen- 
liängenden:  a;  ist  das  Reglement  \om  17.  Oktober  1872  revisiun-«- 
bedürftigf  b)  wenn  ja,  in  welcher  Weiser  beförderlich  gemein- 
schattlichcn  I^ericht  erstatten  zu  wollen." 

Schon  mit  Zuschrift  vom  22.  Oktol)er  1895  übermittelte  das 
eidgenössische  F'abrikinspektorat  dem  Industriedc] >artetMent  eii.en 
vorläufigen  .schriftlichen  Entwurf  zu  einem  xerscharften  Regleir.oitt 
über  die  Fabrikation  und  den  X'erkauf  von  Zündhölzchen.  Dersell  -c 
wurde  übrigens  gegenstandslos  durch  F>heblichcrklärung  der  Motion 
Häher  Ii  n  und  Mitunterzeichner  im  Nationalrate  (13.  Dezember  1893  u 
Diese  Motion  lautet:  „Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  das  im 
Bundesgesetze  vom  23.  Dezember  1879  aufgestellt  gewesene  Ver- 
bot der  Fabrikation,  der  Einfuhr  und  des  Verkaufes  von  Zünd> 
höbxhen  und  Streichkerzchen  mit  gelbem  Phosphor  wieder  aufzu- 
nehmen und  zu  diesem  Zwecke  den  Räten  mit  thunlichster  Be- 
förderung einen  sachbezüglichen  neuen,  all£illig  auch  auf  das  Ver* 
bot  des  Konsums  ausgedehnten  Gesetzesentwurf  vorzulegen." 

Infolgedessen  beauftragte  das  Industriedepartement  unterm 
22.  Januar  1896  wiederum  das  eidgenössische  Fabrikin.^pek-torat, 
einen  Entwurf  im  Sinne  obiger  Motion  vorzulegen.  Derselbe  wurde 
am  I.  Dezember  desselben  Jahres  eingereicht,  nachdem,  allerdings 
ohne  genügenden  Erfolg,  der  Versuch  gemacht  worden  war,  durch 
die  Inspdctoren  des  n.  und  III.  Kreises  die  Verhältnisse  der  Phosphor^ 
zündhölzchenOibrikation  in  Frankreich  studieren  zu  lassen.  Da  nun 
außerdem  der  Xationalrat  am  8.  Oktober  1897  beschlols,  der  Bundes* 
rat  sei  eingeladen,  der  Motion  Häberlin  „beförderlichst  Folge  zu 


*)  Botsdiaft  dei  Bmidcsnles  an  die  Bundcsvenantinlniig,  betreffend  den  Ge> 
setteseatwuif  Ober  Fabrikation,  Einfobr,  Ausfuhr  und  Veibrancb  von  ZllndbSlichen 
mit  gelbem  Phosphor  (vom  sj.  November  1897). 
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geben".  ?5o  wandte  sich  der  Bundesrat  unterm  23.  November  niit 
einer  Hoiscliaft  an  die  eidgenössischen  Räte,  in  welcher  er  ilinen 
ein  neues  HuiidcsL^esetz  hetrefifend  I'al)rikati(>n .  lunfuhr,  Ausfulir 
und  \'^erkaul  \  on  Zuiidliol/chen  niit  gelbem  l'iiosphor  zur  Annalinie 
empfahl.  In  dieser  Botschaft  konstatiert  der  Hundesrat ,  dals  man 
seit  Jahren  liciuulit  ist,  dem  Hauptübcistandt'  der  ZündliDlzfabrikation, 
der  rhosj>horiR'krose ,  entgc^cn/.uarbciten ,  dals  iedoch  leider  diese 
}kstrcbuii<^cti  bis  anhier  /iciiilich  erfolglos  waren.  „Ist  daher  — 
Iieiist  es  weiter  —  durch  die  \  olksabstimmung  vom  29.  September  1895 
(las  Zündii()l/.chcu-.\it)iiuj)til  ,ils  Schut/malsregel  aufser  l-rage  gestellt, 
so  kennen  wir  nunmehr  kein  anderes  Mittel  zur  Bckämi)fung  der 
Nekrose,  als  das  X'erbot  der  l-abrikation .  der  hanfuhr,  der  Ausfuhr 
und  des  X'ertriebs  von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phosphor,  denn 
nur  mit  der  i^än/.lichen  Beseitigung  des  gelben  I'h()Sj)h(>rs  aus  der 
Zündhölzchciundustrie  winl  .luch  die  Nekrose  verschwinden.  Wenn 
wir  m  bedenken  geben,  dals  trotz  jahrelanger  N'ersuchc  und  ernst- 
licher Bestrebungen  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  X'erordnung, 
wissenschaftlicher  und  praktischer  l-.xperimente  kein  befriedigendes 
Resultat  erreicht  worden  ist,  vielmehr  die  unheimliche  Zcrstorungs- 
arbeit  der  Nekrose  weiter  fortdauert,  so  werden  Sie  mit  uns  einig 
gehen,  dafs  definitiv  zu  demjenigen  Mittel  gegntlfen  werden  mufs, 
das  von  allem  Anfang  an  als  einzig  zweckentsprechendes  gegolten 
hat  Dadurch  würde  mit  einem  Schlage  nicht  nur  die  Zündhölzchen« 
iodustrie  saniert»  sondern  endlich  auch  einem  Zustand  von  Unsicher- 
heit ein  £ndc  gemacht,  der  zum  allgemeinen  Schaden  leider  schon 
so  lange  wie  die  Ztindhölzchenfirage  selbst  besteht" 

Dies  sind  schwerwiegende  Worte,  und  sie  verdienen  von  den- 
jen^ien  beherzigt  zu  werden,  in  deren  Händen  die  Entscheidung 
der  Frage  UegL  Der  Bundesrat  schlagt  hier  das  letzte  Mittel  vor, 
4iber  welches  er,  der  Natur  der  Sache  nach,  verfugt  Ein  Verwerfen 
desselben  von  Seite  der  gesetzgebenden  Gewalten  würde  von 
omiooser  Bedeutung  sein.  Es  würde  einerseits  die  weitere  Existenz 
von  Zustanden  zur  Folge  haben,  die  in  einem  Kulturstaate  nicht 
geduldet  werden  dürfen,  weU  sie  seiner  unwürdig  sind;  und  es  würde 
andrerseits  beweisen,  dais  der  Gesetzgeber  nicht  den  festen  Willen 
hat,  diese  Zustande  zu  beseitigen,  dafs  ~er  die  Wichtigkeit  der 
Frage  verkennt  und  dals  er  zu  einer  fortschrittlichen  Aktion 
unfähig  ist  Wir  ^nd  überzeugt,  dals  ach  die  gesetzgebenden  Be- 
hörden der  Gefahr  einer  solchen  Kritik  nicht  aussetzen  und  die 
neue  Vorlage  des  Bundesrates,  wenigstens  in  ihren  wesentlichen 
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Punkten,  unjijesäumt  annehmen  werden,  und  dafs  auch  das  Schweizer 
Volk  derselben  seine  Zustiminun'^  nicht  \er.saf,'en  wird. 

In  der  Botschaft  des  Bundesrates  werden  die  einzelnen  Punkte 
des  neuen  Gesetzentwurfes  genauer  motiviert.  Die  Untersagung 
der  Ausfuhr  \on  Zündhölzchen  mit  gelbem  l'hosphor  wird  damit 
begründet ,  dafs .  solange  dieselbe  nicht  verboten  ist ,  bei  einer  In- 
dustrie, die  so  geringer  \'orl)ereitun{^en  bedarf  und  mit  den  kleinsten 
Mitteln  zu  arbeiten  imstande  ist,  die  (iefahr  der  Li  e  heim - 
fabrikation  nahe  liegt.  Man  mufs  fürcliten ,  dafs  sich  die 
Fabrikation  mit  gelbem  Phosphor  aus  den  staatlich  und  ärztlich 
beaufsichtigten  Ftablisscincnts  in  Wohnhäuser  und  Schlupfwinkel 
zurückziehe,  und  dals  das  L'ebel,  welchem  man  \  orbeugen  will,  um 
so  gröfser  werde,  je  geheimer  bei  Umgehung  des  Gesetzes  ver- 
fahren wird. 

Kin  X'erbot  des  Konsums  \ on  Zündwaren  mit  gelbem  Phosphor 
ist  vorderhand  nicht  in  Au^sicht  genommen ,  um  „vexatorische" 
Mafsregelii  zu  verniciden.  Nach  der  Ansicht  des  Bundesrates  inufs 
die  Erfahrung  lehren,  ob  die  gegenwärtig  projektierten  ^gesetzlichen 
Bestinn !uini;(.n  L^ciuigen.  oder  ob  es  erst  durch  das  Verbot  des 
Konsums  i^clingcn  wird,  die  Zündhölzchenfrage  end^^ültig  zu  lösen; 
„sclilielslich  —  heifst  es  in  der  Botst  h.itl  —  müfsten  alle  Ruck- 
sichten, welclie  die  Unterdrückung  der  Nekrose  illusorisch  zu  machen 
imstande  wären,  dahinfallen." 

Dafs  das  vorgeschlagene  neue  (lesetz  sich  darauf  bcschränk% 
den  gelben  Phosphor  zu  verbieten,  dagegen  keinerlei  Vorschriften 
bezüglich  anderer  Fabrikationsweisen  enthält,  wird  damit  moti- 
viert, dafs  derlei  Vorschriften  mit  Rücksicht  auf  die  nicht  stabil 
bleibende  Technik  nicht  ai^;ezeigt  seien.  Der  Bundesrat  ist  offenbar 
der  Ansicht,  es  möchte  der  Technik  gelingen,  ein  ge&hrloses  Zünd- 
holz zu  bereiten,  welches  keiner  speziellen  Reibfläche  zum  AnzCinden 
bedarf.  Er  hielte  dies,  wie  aus  früheren  Aeulserungen  seinerseits 
erschlossen  werden  kann,  ohne  Zweifel  für  einen  Gewinn,  weil  ein 
derartiges  Zündholz  in  Beziehung  auf  Be^iuemlichkeit  des  Gebrauches 
dem  Phosphorzündholz  nahe  käme  und  hiermit  einem  oft  aus- 
gesprochenen  Wunsche  des  schweizerischen  Pliblikums  entsprechen 
würde.  Damit  sich  aber  die  unliebsamen  Vorialle  der  Jahre  1880 
und  188 1 ,  welche  schlielslich  zur  Aufhebung  des  Verbots  der  Ver« 
Wendung  des  gelben  Phosphors  fährten,  nicht  wiederholen  könnten, 
damit  neuen,  möglicherweise  gefahrlichen  Erfindungen  von  vorn- 
herein eine  gesetzliche  Schranke  gestellt  werde,  ist  in  dem  neuen 


Digitized  by  Google 


Zar  Gcscbidite  der  ZOndbelscbcgifnice  io  der  Schw«ii  etc. 


201 


Gcsctzesentwurfe  fiir  die  Fabrikation  von  Zündhölzchen  die  Be- 
willigung des  schweizerischen  Industriedepartements 
vorgesehen,  welches  hierlici  diejeiiii^en  Bcdinirun^en  aufzustellen 
hat,  die  mit  Rücksicht  aut  die  Gesundheit  und  Siclicrlicit  der 
Arlx  iter  und  der  Konsumenten  für  erforderlich  gehalten  werden 
(Art.  3). 

In  Art.  4  sind  die  Vorschriften  augegeben,  die  bei  der  Gesuch- 
steilutv^'  zu  erfüllen  sind.  Sie  bezichen  sich  auf  alles,  was  zur 
Sicherheit  des  Arbeiters  und  des  Betriebs  von  nöten  ist  —  An- 
ordnunj_j  und  Einrichtung  der  Rcäuine,  beabsichtigte  Fabrikations- 
wcisc ,  Zusainnienset/ung  der  Zünd-  und  Anstriclunasscn ,  \'er- 
packungs-  und  Transportweise  des  Fabrikates,  technische  Vorrich- 
tungen etc. 

I)aTTiit  fine  wirksame  staatliche  Kontrolle  möglich  sei,  und  in 
Anbeii.ic  lit  des  L  instandes,  dals  oft  die  gelalu  lii  listen  Operationen 
der  Zündiu')lzchenfabrikation  an  den  ungeeignetsten  ( )rten .  z.  B.  in 
Zimmern  und  Küchen,  vorgenonunen  werden,  um  sie  selbst,  oder 
aber  Personen,  deren  X'envendung  beanstandet  worden  wäre  (Kinder, 
Arbeiter  mit  kariösen  Zähnen),  der  Wahrnehmung  der  Aufsichts- 
or^aiie  zu  entziehen,  räumt  Art.  5  den  mit  dir  l  eberwachung  der 
Zündhölzchenfabriken  betrauten  Beamten  das  Recht  ein,  jederzeit 
alle  Räume  zu  betreten,  \ on  denen  mit  lirimd  \ermutct  werden 
kajin,  dafs  sie  der  I-'abrikation  \on  Zimdwaren  dienen. 

Rine besondere  Auhnerksamkeit  wird  tien  Straf  bestim  m  u  ngen 
gewidmet.  JJa  das  Maximum  des  möglichen  Strafmaises  nach  dem 
eidgenössischen  h'abrikgesetz  500  Fr.  nicht  überschreitet,  während 
eine  erfolgreiche  Durchführung  des  neuen  (iesetzcs,  nach  der  .Ansicht 
des  Bundesrates,  namentlich  zur  Unterdrückung  des  Schmuggels  eine 
erhöhte  Strafnorm  erfordert,  so  wird  bei  angemessener  Erhöhung 
des  Bufsenminimums  eine  Maximalstrafe  von  looo  Fr.  und  im 
Wiederholungslalle  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  oder  Entzug  der 
Fabrikatioiisbewilligung  als  zweckmälsig  erachtet  (Art  7).  Den  Text 
des  Gesetzentwürfe  lassen  wir  im  Anschluls  folgen. 

Vom  sanitären  Standpunkt  aus  lälst  sich  gegen  die  Redaktion 
des  bundesfätlichen  Gesetzvorschlags  nichts  einwenden.  Dieselbe 
erscheint  uns  ungemein  vorsichtig  und  doch  erschöpfend  Die  Ver> 
Wendung  des  gelben  Phosphors  in  der  Zündhölzchen&brikation 
scheint  wirklich  «unmöglich  gemacht,  der  Konsum  von  Phosphor- 
luodhölzchen  eben&lls,  und  man  darf  annehmen,  dals  das  Gesetz 
imstande  sein  wird,  Arbeiter  und  Publikum  hinlänglich  vor  den 


Digitized  by  Google 


202 


F.  Erismann, 


mit  I'^abrikation  und  Gebrauch  dieser  Zündhöl/chcn  verbundenen 
Gefahren  zu  schützen.  Einer  fraudulösen  I' abrikation ,  oder  der 
Einschmuggclung  verbotener  Ware ,  scheint  hinlänglich  vorgebeugt 
zu  sein.  Damit  dürfte  aucli  das  öftcnthchc  Gewissen,  welches  ge- 
bieterisch eine  endgültige  und  humane  Losung  der  Zündhölzchen- 
frage  fordert,  beruhigt  werden.  Was  nun  femer  den  Stein  des  An- 
stoGses,  an  welchem  das  Gesetz  vom  2$.  Dezember  1879  gestolpert 
ist,  anbetrifft,  nämlich  die  Fabrikation  von  Zündhölzchen, 
die  si<  h  an  jeder  rauhen  Fläche  anzünden  lassen,  eine 
Eigenschaft,  welcher  von  vielen  ein  besonderer  W'crt  beigemessen 
wird,  die  aber  gewöhnlich  mit  gefahrlicher  Kxplostonsfaliigkeit 
derartiger  Zündhölzer  verbunden  ist,  so  enthält  zwar  der  Text 
der  neuen  Gesetzesvorlage  hierüber  keine  direkte  Bestimmung: 
sie  schreibt  auch  nicht  die  ausschliefsliche  Zubereitung  schwe- 
discher Zündhölzchen  vor,  und  es  sind  also  weitere  \'ersuchc, 
überall  anzündbarc  Fabrikate  in  die  Praxis  einzuführen  ,  nicht 
ausgeschlossen;  aber  der  ( iesctzesentwurf  macht  derartige  V'er- 
suche  von  der  vorhergehenden  Bewilligung  des  sclnveizerlsrhen 
Industriedei>artementes  abhängig,  welches  ja  imiTicr  in  der  I  .a^^a-  ist, 
die  betreffenden  i!Jiii{aben  tler  Ivibrikanten  durch  Sachverständige 
prüfen  zu  lassen.  Damit  dürfte  auch  in  dieser  .Sache  die  n<')tige 
Garantie  gegen  eine  Wiederholung  der  fatalen  h'olgen  des  an  uml 
für  sich  guten,  aber  unvollständigen  (iesetzes  vom  23.  Dezember 
1879  gegeben  sein.  Man  mufs  ja  immerhin  die  Möglichkeit  zu- 
geben, dals  über  kurz  oder  lang  eine  solche  h'abrikationsiu't  überall 
anzündbarer  Zündhölzchen  entileckt  wird,  l)ei  welcher  die  (lefahr 
all/ugrofser  Explosionsfähigkeit  ausgeschlossen  ist;  unter  diesen  Um- 
ständen konnte  es  aber  inkorrekt  erscheinen,  wenn  man  derartigen 
Versuchen  durch  aussciilielsliches  Befürworten  der  schwedischen 
Zündhölzer  den  Weg  abschneiden  wollte.  Wir  hätten  also,  vom 
Standpunkte  des  Ilygienikers  aus,  keinen  (irund  der  neuen  (le.setzes- 
xorlage  un>ere  Zustimmung  zu  versagen  luid  begrüfsen  dieselbe  im 
(jegenteil  mit  Freuden;  uns  scheint,  dafs  alle  diejenigen,  welchen 
etwas  daran  liegt,  dafs  die  Frage  der  Zuiulhölzchenfabrikalion  in 
der  Sciuvei/  ihre  -ichtige  Lösung  linde,  in  dem  Momente  frei  auf- 
atmen müssen,  dei  uns  die  Kunde  bringt,  dafs  die  gesetzgebenden 
Gewalten  der  Vorlage  des  Bundesrates  ihre  Zustimmung  erteilt  haben. 

Diejenigen,  welche  sich  in  Gegensatz  zur  Vorlage  stellen 
wollten,  könnten  etwa  versucht  sein,  die  Verhältnisse,  wie  sie 
in  Deutschland  bestehen,  als  Beweis  dafür  beibringen  zu  wollen, 
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dals  ein  Verbot  der  Verwendung  des  gelben  Phosphors  eigent- 
lich nicht  notwendig  sei,  weil  man  auch  durch  entsprechende 
{gesetzliche  Vorschriften  und  durch  eine  gute  Aufsicht  die  Arbeits- 
bedingungen in  den  Ziindholzfabriken  hinlänglich  günstig  gestalten 
könne.  Nun  wird  in  der  That  nicht  selten  als  Wirkung  der  deutschen 
Vor  r-lirfftcn  vom  Jahre  1884,  betreffend  „die  in  Anlagen,  welche 
zur  Anfertigung  von  Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weifsem 
Phosphor  dienen,  zu  treffenden  Einrichtun<j^cn'*,  die  als  Bekannt- 
machung Nr.  21 14  vom  8.  Juli  1893  im  Rcichsgesetzblatt  unver- 
ändert wicdcrliolt  wurden,  angeführt,  dafs  in  den  nächsten  Jahren 
nach  P>lais  derselben  in  Deutschland  keine  Fälle  von  Phosphor- 
rekrose  vorgekommen   seien.    Und   wirklich   treffen    wir  in  den 
..Amtlichen  Mitteilunj:fen"  aus  den  Jahresberichten  der  mit  Bcauf- 
Mchtiizun'j  der  P'abriken  betrauten  Be.imtcii  aus  dem  Kndc  der  80  er 
lind  Aiifanf;:^  der  90er  Jahre  oft  die  beinahe  stereoty  pe  Phrase,  dals 
Fälle  von  Phosphorerkrankungen  nur  vereinzelt  zur  Anzeij^e  gekommen 
seien.    Aber  einerseits  finden   wir  auch  JahrL^än^c,   in  ticnen  die 
Zahl  der  Nekrosenfalle  auf  einmal   wieder  eine  grülsere  wird;  so 
iicifst  es  /.  H.  in  den  „Atnll.  Berichten"  für  das  Jahr  1894  (S.  347): 
..An  Phosiihornekro.se  sind,  soweit  bekannt  ^^cwordcn,  im  F^ericht- 
jrihre    11    in    Zündhf)l/.tal)riken    beschäftigte    Arbeiter  erkrankt." 
.\ndrerseits  wird  es  eben  in  Deutschland  <.^erade  so  «^ehen.  wie  in 
der  Schweiz  -    es  kommen  durcliaus  nicht  alle  halle  \'un  .\el\rose  zur 
Kt-nntnis  der  Bch(")r{len.    \'om  Frutii^erland  im  Kanton  Bern  saj^e 
-chon  Pfarrer  Stettier;  „L  m  die  Zahl  dieser  unglücklichen  f^pfer, 
7.um   weitaus  gröfstcn   Teil   Mädchen,   einit^ermalsen    ermessen  zu 
können,  kann   man  sich  aber  nicht  an  die  im  Interesse  der  habri- 
kanten  angefertigten   statistisclu-n  Tabellen   lialun ,  sondern  mufs 
während  einer  Reihe  von  Jahren  in  den  Kreisen  dieser  Arbeiter 
verkehrt  und  selber  Beobachtungen  angestellt  haben."  ')  Wir  haben 
keinen  Grund  anzunehmen,  dafs  in  Deutschland  die  Sachen  anders 
stehen  und  dals  dort  alle  halle  von  Krkrankun^  an  Plu)>j)hornekrosc 
mr  Anzeige  gelangen.    Dies  ist  um  so  unwalir.schcinlicher  als.  wie 
die  „Amtlichen  Berichte"  Jahr  für  Jahr  wiederholen,  vielfach  außer- 
halb der  Fabriken,  in  Privathäusern  j.,'earbcitet  wird  und  hier,  „um 
der  Bestrafimg  zu  entgehen,  zur  Nachtzeit  und  in  versteckten  Räumen 
Zündhölzer  angefertigt  werden."  *)    „Der  Aufsichtsbeamte  für  Mei- 


*)  Schwei/..  BundcsblaU  1S91.   V.   S.  424. 

*)  Amüichc  Berichte  u.  s.  w.  Jahrgang  188S.  S.  214. 
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iiinfjcn  —  lesen  wir  an  einem  anderen  Orte  -  führt  den  rmstaud, 
dafs  in  seinem  Bezirke  keine  Erkrankungen  an  Phosphornekrose 
im  Bcrichtsiahrc  von^ekoninun  sind,  auf  Z  u  f  äl  1  i  k  e  i  t  en 
zurück.  Kr  nimmt  an.  dais  nei)in  den  l'"abrikbctrieben  insgeheim 
die  Anfertigun;^  \  nn  Zündhölzern  noch  in  der  Hausindustrie 
erfolge:  die  poii/.eiliche  Unterdriickunpj  der  :i;e>el/.lich  verbotenen) 
Anferti^^ung  \on  Zündhölzern  durch  Hau.saibeiter  in  \erstecklen 
Räimien  ihrer  Wohnungen  .sei  bi.s  ietzt  nicht  gehuii^eii."  '  i  Man 
darf  wohl  mit  Recht  vermuten,  dais  eine  so  betriebene  Industrie 
sich  der  l  nfalisiatistik  entzieht. 

Ueberhaujit  .scheint  es  in  Deutschland  mit  tlcr  Heloli^'uni;  der 
<:;esetzlichen  X'orschriften  in  den  Züiidhul/.fabriken,  wenig.stens  in  den 
kleuieren  Ktabli.ssenients.  nicht  viel  böser  zu  stehen  als  in  der 
Schweiz.  Den  Beweis  hierfür  liefern  <lie  aintlichen  ikrichte  <ler 
Aufsicht.sbeaniten.  Beispielsweise  entnehmen  wir  den  „.Amtlichen 
Mitteilun^i^en"  für  das  Jahr  1S94  folgende  Stellen:  „.\uch  dem  \uf- 
sichtsl)t  anite:i  für  Hildesheim  geben  die  Zündhol/fabriken.  die  wc  !i-.cii 
Phosphor  veraibeiten,  zu  Ausstellungen  Anlafs.  Die  \ orgi  schriebeiien 
Hinrichtungen  w  aren  ni  2  Anl  iL^en  /.um  l  eil  nicht  \  orhanden  (»der 
nicht  ordnungsmälsig  benul/.l.  .  .  .  Im  .Aufsicht.sbezirk  Hessen  ist 
der  Besitzer  einer  kleinen  Zündholzfabrik  \on  Nekrose  befallen 
worden;  in  6  Zündholzfabriken  wurden  X'erstölse  gegen  die  be- 
stehenden \'orschriften  vorgefunden.  .  .  .  Der  Aufsichtsbeamte  für 
Düsseldorf  hat  in  einer  der  drei  Hitdorfer  Zündholadabriken  Kon- 
zessionswidrigkeiten  gefunden,  die  dem  Besitzer  eine  gerichtliche 
Bestrafung  eintrugen. ...  Im  Au&ichtsbezirfc  Hannover  mulste  eine 
Zündholzfabrik,  polizeilich  gfeschlossen  werden,  weil  der  Besitzer, 
aller  erdenklidien  Bemühungen  der  AuCnchtsbehörde  ungeachtet, 
nicht  zu  veranlassen  war,  die  Bestimmungen  der  Bekanntmachung, 
betreffend  Einrichtung  und  Betrieb  von  Anlagen  zur  Herstellung  von 
Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weifsem  Phosphor  vom  8.  Juli 
1893  im  vollen  Um&nge  zu  erfüllen.**  Und  so  geht  es  Jahr 
für  Jahr. 

Im  Angesichte  solcher  amtlich  konstatierten  Thatsachen  ist  es 
unbegreiflich,  wie  von  technischer  Seite  immer  noch  behauptet  wird, 
man  könne  der  Phosphomekrose  durch  zweckmäfsige  Verordnungen 
und  Einrichtungen  mit  hinlänglicher  Sicherheit  Einhalt  thun,  und 
es  sei  deshalb  ein  Verbot  der  Verwendung  des  giftigen  Phosphors 


AmtUdkc  Mitteanngcn  o.  s.  w.  Jahrgnig  1893.  &  309. 
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in  Zundhol/.lalirikation  übcrflüssli;.  Wir  vcnnögcn  es  nicht  zu 
vcr>t(.  licn,  w  enn  H  e  i  n  z  e  r  1  i  n  g  * )  schrt  ibt :  „Das  gänzliche  X'^erbot 
der  Zündhöl/.clicn  mit  weilsein  Phosphor  liat  man  nach  zwei  Seiten 
hin  zu  rechtfertigen  gesucht.  Einerseits  hob  man  die  liänfig  auf- 
tretenden Fälle  von  i'hospliornekrose  hervor  und  wies  andrerseits 
auf  die  Möglichkeit  hin,  Zündhölzchen  ohne  weifsen  Phosphor  her- 
/.u-vtcllcn.  So  sehr  wir  aucii  im  Interesse  der  Humanität  wünschen, 
ilals  I'abrikationszweige,  deren  grolse  (iefahr  erkaimt  wird,  entweder 
reformiert,  oder,  wenn  ersetzbar,  verboten  werilen,  so  können  wir 
uns  doch  im  \  orliegendcn  l'all  nicht  auf  die  Seite  derjenigen  stellen, 
welche  ein  gänzliches  Verbot  der  mit  weilscm  Phosj)hor  herge- 
stellten Züntlhülzer  befürworten  und  zwar  aus  folgenden  (imiiden: 
Erstens  sind  die  chronischen  Phosphorvergiftungen  in  den  Streich- 
hölzerfabriken durchaus  nicht  so  häufig,  wie  dies  in  übertriebener 
Weise  in  der  letzten  Zeit  \on  der  Tagespresse  hingestellt  wurde. 
Zweitens  lassen  sich  in  den  Zündholzfabriken  solche  Einrichtungen 
und  Vorkehrungen  treffen,  dafs  die  Gefahr  einer  chronischen  Phosphor- 
Vergiftung  fiir  die  Arbeiter  entweder  ganz  verschwindet,  oder  auf 
ein  Minimum  herabgedf^kt  wird.  Ab  weiteres  Moment  kommt 
bei  uns  in  Deutschland  in  Betracht,  daSs  die  Herstellung  der  Zünd> 
holzer  mit  weiGsem  Phosphor  eine  wichtige  Industrie  ist«  die  durch 
ein  derartiges  Verbot  enorm  geschädigt  würde." 

Die  meisten  dieser  Behauptungen,  die  auf  allzu  optimistischer 
Anschauung  des  VeHassers  über  die  Tragweite  gesetzlicher  Vor* 
Schriften  beruhen,  sind  durch  das  oben  Gesagte  hinlänglich 
widerlegt.  Was  den  Um&ng  der  deutschen  Zündholzfabrikation 
anbelangt,  so  liegen  hierüber  die  bei  der  vorletzten  Aufnahme  am 
5.  Juni  1882  gewonnenen  statistischen  Angaben  vor,  nach  welchen 
damals  in  Deutschland  11$  kleine  Betriebe  (bis  zu  5  Arbeitern)  mit 
350  Aibdtem,  und  148  gröfseren  Betriebe  mit  4659  Arbeitern,  sich 
mit  der  Fabrikatu>n  von  Zündholzchen  beschäftigten.  Nach  einer 
dem  Reichstage  1884  zugegangenen  Mitteilung  hatte  sich  damals  die 
Zahl  der  Zündholzfabriken  auf  87  mit  5000  Arbeitern  vermindert*) 
Wie  die  Sache  gegenwärtig  steht,  können  wir  nicht  sagen,  da  in 
den  ^Hauptergebnissen  der  Berufszählung  vom  14.  Juni  189$  im 


*)  Heinzerling,  Die  GefahKn  und  Knoklieiten  in  der  chemischen  Ita« 
imnt  1L1.W.   6.  Heft  S.  357. 

*)  Hei  big,  Fhocphor  nnd  Zllndw«ren  (Handbuch  der  Hygiene,  henMUgegebeii 
«M  Tb.  Wejl.  Vm.  &  766.  1897). 

AnUr  für  «et.  GeMttgtboBff  u.  Stitirtih.  XU.  I4 
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Deutschen  Reiche ')  keine  getrennte  Rubrik  fut  Zündhokefabrilcen 
existiert,  die  letzteren  vielm^  in  der  Gesamtrubrik  „Explosionsstoffe 
und  Zöndwaren"  mit  inbegrififen  sind.   Jedenfalk  aber  ist  die  Zahl 
der  in  der  Zündholzindustrie  beschäftigten  Arbeiter  keine  sehr 
grplse,  und  aulserdem  ist  durchaus  nicht  anzunehmen,  daTs  ein  Verbot 
der  Verwendung  des  gelben  Phosphors  diese  Arbeiter  nun  mir  nichts 
dir  nichts  aufe  Pflaster  hinauswerfen  werde.   Schon  im  Jahre  1884 
wurden  in  Deutschland,  neben  73  Milliarden  \'on  Zündhölzern  mit 
gelbem  Phosphor,  31  Milliarden  anderer  (vorzugsweise  schwedischer) 
Zündholzchen  fabriziert,  und  wir  haben  Grund  'anzunehmen,  dafe 
seither  das  Verhältnis  zwisdien  Phosphorzündhölzchen  und  schwe- 
dischen Zündhölzchen  sich  noch  mehr  zu  Gunsten  der  letzteren  ge< 
staltet  hat.  Wettaus  der  gröfste  Teil  der  in  Deutschland  fabrizierten 
schwedischen  Zündhölzer  wird,  wie  es  scheint,  im  Lande  selbst  ver- 
braucht, während  der  Export  wesentlich  in  Phosphorzündhöhcchen 
besteht  Mit  anderen  Worten,  Deutschland  erzeugt  seine  l'hosphor- 
Zündhölzchen  hauptsachlich  für  den  ausländischen  Markt  Unter 
diesen  Umstanden  würde  ein  Verbot  der  Benutzung  des  gelben 
Phosphors  in  Deutschland  vermutlich  zur  Folge  haben,  daGs  ein  Teil 
der  Betriebe,  welche  gegenwärtig  noch  Phosphorzündhölzchen  fabri* 
zieren,  zur  Produktion  schwedischer  Zündhölzchen  übergehen  vrürde» 
wahrend  allerdings  eine  gewisse  Anzahl  von  Betrieben  vielleicht 
ihre  Arbeit  einstellen  müfsten,  da,  bei  weiter  bestehender  Nachfrage 
nach  Phosphorzündhölzchen  im  Auslande,  sich  die  Kaufer  derselben 
an  diejenigen  Stellen  wenden  würden,  denen  die  Fabrikation  dieser 
Ware  nicht  verboten  ist    Doch  dürfte  auch  eine  derartige  Be- 
trachtung, nach  unserer  Ansicht,  Deutschland  nicht  länger  von  dem 
humanen  Schritte  des  Verbotes  der  Phosphorzündhölzchen  zurück- 
halten. Ueberhaupt  wäre  es  an  der  Zeit,  dafs  unsere 
grofsen  Kulturstaaten  in  dieser  Frage  dem  Vorg^ange 
des  kleinen   Dänemark  folgen   würden,   welches,  ohne 
Furcht  vor  den  Konkurrenzverhältnissen  auf  dem  Weltmärkte,  von 
rein  humanitären  Betrachtungen  geleitet,   schon  im  Jahre  1874  die 
Fabrikation  von  Zündhölzchen,  in  deren  Kopf  sich  gelber  Phosphor 
befindet,  gesetzlich  verboten  hat. 

Es  würde  sich  überhaupt  die  Frage  der  Verwendung  des  gelben 
Phosphors  in  der  Zündhölzchenindustrie  sehr  dazu  eignen,  durch 
gegenseitige  Verständigung  der  Staatsregierungen  über  das  Verbot 


*)  VicrtcljabnbeAc  snr  Slatisük  des  Deotschca  Reichet.  1896.  Eij^taunnsthell. 
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<licses  Giftes,  den  Anfang  zu  einer  internationalen  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung zu  machen.  Es  würde  hierdurch  eine 
Kulturaufgabe  ohne  jegliche  Schädigung  privater  Interessen  gelöst, 
<la  ein  allgemeines  Verbot  der  Verwendung  des  gelben  Phosphors 
in  der  Zündhölzchenindustrie  eine  Verschiebung  der  Konkurrenz- 
verhältnisse der  einzelnen  Staaten  auf  dem  Weltmarkte  schwerlich 
2ur  Folge  haben  könnte. 


»4' 
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Das  Sweatingsystem  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Von 

FLORENCE  KELLEY, 

in  Chicago. 

Der  BegTrift'  unci  der  (7ol)rauch  der  Bezeichnung^  Sweatingsystem 
ist  sc  \vciiii(  klar  und  eiiihcillicli ,  dafs  wir  dasjenige,  was  in 
diesenn  Aufsatz  darunter  verstanden  werden  soll,  zunächst  definieren 
müssen.  Es  ist  jene  Organisation  der  Arbeit,  die  in  der  Bekleidunj^s- 
industrie  vorherrscht.  Es  werden  die  Waren  in  dem  Zuschneide- 
raum des  Engroshändlers  zugeschnitten  und  dann  einem  Zwischen- 
meister übergeben,  dessen  Wetkstatte  in  einer  Mietskaserne  oder  in 
ihrem  Hinterhause  Hegt.  Hier  werden  die  Waren  aufgearbeitet,  die 
nach  ihrer  Vollendung  wieder  an  den  Engroshändler  zurückgehen. 
Inzwischen  können  sie  allerdings  aus  der  Werkstatte  des  Zwisdien* 
meisters  in  die  einer  Frau  wandenii  welche  die  Knopflocher  an- 
fertigt  und  die  Handnäherei  besorgt  Doch  damit  ändert  sich  nichts. 
Das  System  ruht  nicht  auf  der  Arbeit  der  Knopflochmacherin  oder 
der  Ifcimaibetterin,  sondern  auf  dem  einmütigen  Vorgehen  der 
Engroshändler,  die  über  grofse  Kapitalien  verfögen  und  die  Zvrischen- 
meister  beschäftigen,  die  in  den  Werkstätten  der  Mietskasernen  ar- 
beiten  lassen. 

Das  tritt  klar  hervor,  wenn  wir  die  Arbeit  in  der  Beklei- 
dungsindustrie mit  derjenigen  in  der  Zigarrenfabrikation  Chicagos 
vergleichen.  Der  Gegensatz  ist  überraschend»  obschon  die  Arbeit 
beider  Gewerbe  in  Mietskasernen  betrieben  wird.  Es  giebt  in 
Chicago  nur  4  Zigarrenfabriken.  Dennoch  sind  die  Z^rarrenarbeiter 
im  Besitz  des  Achtstunden-Tages,  haben  eine  Lohnskala,  die  sie  all- 
jährlich erneuern,  ein  Lehrlingsq/stem,  wodurch  sie  die  Zahl  der 
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Arbeiter  beschränken  können,  und  ein  Warenzeicheo,  das  dem 
Käufer  die  Garantie  giebt,  dals  seine  Zigarren  unter  den  Arbeits- 
bedif^ngen   der  Gewerk\'ercine  angefertigt  sind.    Obschon  die 

Zigarrenarbeiter  ebenso  verscliiedenen  Nationalitäten  angehören,  wie 
die  Arbeiter  der  Bekleidungsindustrie,  haben  sie  dennoch  selbst  in 
der  schlechtesten  Zeit  einen  starken  Ge\verk\erciii  aufrechterhalten. 
Vermittels  dieses  alten  und  gut  geleiteten  Vereine  ist  es  ihnen 
immer*  gelungen,  die  Beschäftigung  von  Frauen  und  Mädchen  auf 
eine  gerii^^e  Zahl  zu  beschränken  und  diese  zum  Aaschlufs  an  den 
<jewerkverdln  zu  zwingen.  Ein  merkwürdiger  rnterschied  zwischen 
der  Zigarren-  und  der  Kleidcrj>roduktion  ist  der,  dafs  es  gerade  die 
wenigen  Zigarrenfabriken  sind,  die  Xichtgewerkvereinler  beschäftigen, 
währentl  fast  sämtliche  (iewerkvereinler  el>enso  fest  wie  die  Kleider- 
arbeiter  der  Schwitzindustrie  an  der  Heimarbeit  hängen.  Während 
die  Kleinheit  der  Arbcitcrgruppe  in  der  Heimwerkstätte  der  Or- 
jjanisation  der  Klciderarbeiter  stets  im  Wege  gestanden  hat,  hat  sie 
die  Zigarrenarbeiter  nie  darin  gehindert,  ihre  Organisation  allen 
Schwierigkeiten  gegenüber  aufrecht  zu  erhalten.  Jeder  Zigarren- 
arbeiter kauft  sein  eigenes  Rnlunatcrial  ein,  verkauft  seine  feriisrcn 
Produkte.  Kngroshändier  und  Zu  iM-hciuneister  i^nebt  es  in  dicseni 
Oewcrbc  nicht,  in  dem  das  Kapital  sich  noch  nicht  stark  konzentriert 
hat  Ob  das  schnelle  W  aclwtuin  der  wenigen  Fabriken  eine  grötsere 
Kapitalkonzentration  herl)cituhren  wird,  läfst  sich  heute  noch  nicht 
s.igcn.  Hi<  jetzt  /ci^^t  uns  die  Zigarrenproduktion  das  lu'k-hst  merk- 
würdige Ikispiel  cuier  Industrie,  die  noch  nicht  unter  die  Herrschaft 
■des  konzentrierten  Kapitals  geraten  ist. 

Die  Aasdehnung  des  Sweating.systenis  und  der  Heimarbeit  läfst 
sich  mit  Sicherheit  nicht  .uit/eben.  Der  Zensus  der  \\"rcini..nen 
Staaten  hat  sich  niii  (Heseni  (icgenslande  nie  befalst.  D.i-s  Arbeits- 
amt der  \'ereinigten  Staaten  hat  ihn  nie  in  seinen  Jahres-  oder 
Spezialberichten  behandelt.  Der  Aufsatz  über  da.s  Sweaungsystem, 
der  in  einer  der  ersten  Nummern  des  Bulletin  des  .Xrbcit.samts  er- 
Mrhien,  war  von  dem  Sekretär  der  \'ereinigten  KIciderarl)eiter 
.\merikas  verfafst,  und  beruiite  auf  einem  unvollständigen  Material, 
das  er  für  verschiedene  Gewerbe  gesanmielt  hatte,  in  denen  nur 
eine  verschwindende  Minorität  der  Arbeiter  organisiert  ist.  Der 
Auüilz  hatte  keinen  statistischen  Wert.  Die  Berichte  der  Fabrik- 
inspektoren beschreiben  zwar  die  l-,ij4enschaften  der  Schwitzwerk- 
statten,  geben  aber  keine  laufende  und  umfassende  Statistik.  Ks 
kommt  noch  hinzu,  dafs  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten  diese 
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Werkstatte  veischieden  definieren.  So  durften  bis  zu  diesem  Jahre 
die  Inspektoren  Pennsylvaniens  jene  Werkstatten  nicht  beau&ichtigenr 
in  denen  weniger  als  5  Personen  arbeiteten,  nusc^enommen  wenn 
sich  unter  ihnen  eine  Frau  oder  ein  Kind  beüamd.  Eine  grofsc  Zahl 
Schneiderwerkstätten  enthält  nur  2,  5  oder  4  Männer  und  keine 
Frauen  oder  Kinder.  In  früheren  Jahren  sind  diese  daher  von  der 
Statistik  Pennsylvanicns  nicht  erfaßt  worden,  deren  ZalUen  info^|€* 
dessen  nicht  sämtliche  in  den  (jewcrben  beschäftigte  Personen  an» 
geben.  Da|:^eg^cn  wird  in  Illinois  jeder  Raum,  in  dem  ein  Kleidungs- 
stück für  den  WMk.iuf  oder  liegen  Arbeitslohn  und  nicht  für  den 
eigenen  (jebraucii  des  Inhabers  und  seiner  Familie  angefertigt  wird,, 
als  Werkstättc  bezeichnet.  Aber  bei  der  kleinen  Zahl  der  Inspek* 
toren  (i2  für  6707  Werkstätten  und  I^briken  mit  200 140  Personen 
in  allen  Industriezwe%en  von  Illinois)  ist  es  unmöglich,  jedes  Haus  zu 
besuchen,  in  dem  eine  Frau  Hemden,  Ueberrocke,  Unterzeug  oder 
handgenähte  Kleider  für  die  Sclnvitzer  anfertigt.  Die  Gesamtzahl 
aller  in  diesen  Gewerben  beschäftigten  Personen  läfst  sich  daher 
nur  schätzungsweise  angeben. 

Die  folgende  Tabelle,  die  (lein  Bericht  des  Fabrikinspektors  des 
Staates  Illinois  fiir  das  Jahr  1896  entnommen  ist,  enthält  nicht  alle 
Personen,  die  in  diesen  Werkstätten  beschäftigt  waren,  sondern  nur 
diejenigen,  die  in  den  Jahren  1S93,  1894,  1895  und  iSg/b  ermittelt 
werden  konnten. 


Werkstatten  der  Zwischenmeister  1893 — 1896. 


J»hr 

WerkrtSttcn 

Minner 

Fnmen 

Kindor 

1896 

»378 

6383 

7181  • 

1188 

»475a 

1895 

ms 

5817 

7780 

1307 

14904 

1S94 

4469 

59" 

7ai 

1 1 102 

1893 

704 

3611 

3617 

595 

68a3 

Diese  14752  Personen,  die  im  Jahre  1896  in  den  Schwitzwerk- 
st.itten  ge/ählt  wurden,  unifassen  nicht  die  TauNCiulc  von  Frauen^ 
tlic  .illein  zu  Hause  arbeiten  und  die  nie  gezählt  werden  konnten. 
}\<  sind  in  ilieser  Zahl  al)er  1028  Mädchen  unter  16  Jahren  ent- 
liaiicii,  die  in  diesen  Werkstälteii  als  rcgelmälsige  Arbeiter  be- 
schäftigt waren. 

In  den  Jkrichten  der  verschiedenen  Staatsarbeitsämter  ist  eine 
Menge  Maleri.il  enthalten,  das  zwar  nicht  statistischer  Xatur  ist,  das 
aljcr  in  eingehender  Weise  die  entsetzliche  Gleichmäfsigkeit  des 
Elends  schildert,  das  man  in  diesen  Gewerben  findet    Zu  diesen 
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Quellen  gehören  die  Berichte  des  Bureaus  för  Arbeitsstatistik  von 
Ohio  1895,  Illinois  1892,  New  York  1884,  Missouri  1897.  Die  Be- 
richte der  Fabrikinspektoren  von  New  York  haben  von  1886 — 1897 
stets  die  Schwitzwerkstatten  behandelt  Die  Berichte  der  Fabrik- 
Inspektoren  Pennsylvaniens  von  1893 — 1896  haben  das  verbesserte 
Gesetz  y  das  1897  von  diesem  Staate  angenommen  wurde,  vor- 
bereitet. Diese  Berichte  lassen  es  als  gewils  erscheinen,  dals  das 
System  sich  tiberall  ausbreitet,  wo  es  sich  einmal  gezeigt  hat  und 
dafs  die  Maisregeln,  die  man  bisher  dag^en  angewendet  hat,  un- 
zulänglich  waren. 

Das  Sweatingsystem  ist  in  Amerika  kein  ererbtes  Ueberbleibset 
einer  vergai^enen  schädlichen  Arfoeitsoiganisation.  Es  ist  sogar  in 
New  York,  wo  es  die  tiefeten  Wurzeln  geschlagen  hat,  Verhältnis- 
mafsig  neu,  und  es  hat  sich  seit  1880  in  Chicago  sehr  schnell  aus- 
geweitet, wo  das  Fabriksystem  in  kleinem  Stile  das  Swcatin^j- 
system  in  sehr  grofseiii  Style  vorbereitet  hat.  Es  entstand  gleich- 
zeitisi  mit  tler  plötzlichen  Einwanderung  der  russisdien  Juden  zur 
Zeit  ihrer  Verfolgung.  Vor  dieser  Zeil  wurde  die  Anfertigunj^  von 
Kleidern  in  Chicago  von  Kleidcrhändlern  betrieben,  die  ihre  Waren 
selbst  importierten,  sie  in  ihren  lüden  selbst  zuschnitten  und  sie 
dann  von  sogenannten  „Küchenschneidern"  in  ihren  Wohnungen 
anfertigen  IteCsen.  tlie  gewöhnlich  eine  kleine  VVerkstätte  neben  der 
Küche  hatten.  Fertige  Kleider  wurden  hauptsächlich  aus  New  York 
und  Cincinnati  importiert.  Die  „Küchenschneider"  hatten  einen  an- 
ständigen Verdienst  und  viele  alte  Leute  leben  heute  in  Miets- 
lüuisem,  die  sie  in  den  siebziger  Jahren  gekauft  hatten  und  die 
sie  ratenweise  aus  ihrem  X'erdienst  und  den  von  ihnen  einge* 
nommenen  Mieten  be/^ihlt  haben. 

Die  vcrhältnismäfsig  geringe  Menge  fertiger  Kleider,  die  in 
Chicago  vor  dem  Jahre  1885  hergestellt  wurde,  war  das  Produkt 
einzelner  Fabriken ,  die  hauptsächlich  Mädchen  als  Maschinen- 
nrheiterinnen  beschäftigten  und  die  wenige  Arbeiter  hatten ,  die 
nicht  englisch  sj^rachen.  Die  Löhne  waren  hoch,  obsrhon  die  an- 
i,'efertigten  Waren  miiulerwertig  waren.  lüsl  in  jüngster  Zeit  hat 
man  an'^cfaiv^nMi.  aiK  h  hochwertige  Waren  zu  produzieren.  Die 
Märlclieii  verdienten  wöclicntlieh  4 — 1 6  Dollars,  Anfanger  4.  und  die 
tüchtigsten  Arl)eiterinnen  16.  Der  (lun-hsrhnittlichc  Wochenverdienst 
l^^eschirkter  Mädehen  war  während  dei  Saison  ungefähr  lO  Dollars. 
Eiiuelne  der  wenigen  l^abriken,  die  damals  bestanden,  hatten  Dampf- 
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kraft  und  nur  ausnahmsweise  iand  man  in  ihnen  vor  dem  Jahre  1885 
Maschinen,  die  mit  den  Fülsen  betrieben  wurden. 

Eine  Aenderung  dieser  Dinge  trat  ein,  als  die  russischen  Juden 
und  die  Böhmen  sich  ansiedelten;  die  letzteren  kamen  in  gro&en . 
Scharen  ungefähr  zu  derselben  Zeit,  als  die  Einwanderung  der 
Juden  ihren  höchsten  Punkt  erreicht  hatte.  Diese  AnkÖnmilinge 
kannten  den  Dam|)n3etrieb  nicht,  und  sie  hatten  nichts  dagegen, 
ihre  Lebenskraft  im  Fufsbetriebe  aufzubrauchen.  Sie  hatten  keine 
festen  Löhne,  Arbeitsstunden  und  Arbeitsbedingungen,  am  liebsten 
arbeiteten  sie  unter  Vorleuten,  die  ihre  Sprache  verstanden,  ihre 
religiösen  I-'cicrtage  respektierten,  den  Sabbath  hielten  und  wie  sie 
selbst  an  der  Maschine  arbeiteten,  während  sie  die  Arbeit  der  Werk- 
stätte leiteten.  Sie  vermieden  die  Fabriken  und  es  entwickelte  >ich 
der  (iebrauch,  das  einer  von  ihnen  das  Zcup^  von  der  I-nl)rik  holte, 
für  das  er  dem  Ei^rntümer  verantwortlich  war.  Die  übrigen 
.stellten  ihre  eigenen  Maschinen  und  trugen,  soweit  es  notig  war, 
während  des  ersten  Monats  zur  MieLszahlung  für  die  kleine  Werk- 
Stätte  bei,  die  sie  in  der  Mitte  des  jüdischen  und  böhmischen 
Viertels  eröffneten  Aus  diesen  Wrhältnissen  entwickelte  sich  die 
jetzige  umfassende  Kleiderfabrikation  unter  dem  Swealingsystcm. 

Die  „Küchenschneider"  verloren  dadurch  alles  mit  Ausnahme 
der  besten  Kundenarbeit.  Der  einzelne  Arbeiter  in  seiner  an- 
ständigen kleinen  Werkstätte  konnte  mit  der  Schwitzwerk>tatte 
nicht  konkurrieren,  die  in  der  Saison  niit  ihrer  Arbeitsteilini-,;  und 
ihren  Arhcit-^^chichten  die  Maschinen .  l  ag  und  Nacht  im  üangc 
hielt  und  die  I  rauen  und  KimUr  für  alle  einlacheren  Teile  ihrer 
minderwiTiigen  Arbeit  beschäftigte. 

Den  .Mädriii  n  in  den  Mäntelfabriken  trat  jetzt  die  KonkuTcn/. 
von  Männern  i^ei^rnuber,  die  «^ieh  mit  dem  nii-drigsten  Lohn  bei 
unbegrenzter  Arbeitszeit  begniigten.  Diese  biachten  das  Zeug  des 
Abend.>  nacli  Hause  und  lieferten  am  .Morgen  die  fertigen  Kleitler. 
die  sie  während  der  \acht  mit  Krau  unel  Kind,  im  Notfall  auch 
mit  Hilfe  eitiiger  Naciibaiii  gemacht  Iiatten.  Die  Löhne  fielen,  die 
Arbeits/.«  Ii  dehnte  sieh  aus  und  das  Bedürfnis  einer  Organisation 
wurde  immer  dringender.  Aber  zwischen  den  Mädchen  und  Mäntiern 
herrschte  ein  un\ irstihnlicher  Streit:  diese  redeten  eine  Sprache, 
die  jene  nicht  verstanden,  ihre  .Armut  und  ihr  hall)  /i\iliMerle>  Be- 
nehmen erschien  jenen  \crächtlieli  und  sie  mifstrauten  ihnen  und 
hafsten  sie  als  dieienigen.  welche  den  Ruin  ilne>  (lewerbes  herbei- 
geführt h.itten.    Ls  war  nie  möglicii,  diese  feindlichen  Llenienie 
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ai  vereinen.  Die  besseren  Elemente  gaben  das  Gewerbe  auf  und 
suchten  ,sich  andere  Arbeit.  Fast  säintlicbe  Fabriken  gingen  ein, 
die  Scbwitzwerkstätte  verdrängte  die  I'abrik,  die  höhere  und  fort- 
geschrittenere Betriebsform  mufste  der  roheren  weichen.  In  dieser 
Weise  ging  ein  Rückschritt  vor  sich. 

Inzwischen  hat  die  Bekleidungsindustrie  Chicagos  gewaltige  Aus^ 
debnungen  angenommen.  24  riesige  Engros-  und  eine  Menge  anderer 
Hauser  versorgen  nicht  nur  Chicago  und  Illifiois,  sondern  auch  den 
«ganzen  Nord-  und  Südwesten  mit  fertigen  Kleidern.  Ohne  ücber- 
treibung  kann  man  behaupten,  dal's  Chicago  für  18  von  den  44 
Staaten  iler  Union  die  Kleider  liefert.  Um  die  fertigen  Waren  auf 
den  Markt  zu  bringen,  sind  grofsc  Kosteti  erforderlich,  die  sich 
durch  die  irrofse  .Ausdehnun*:  des  Marktgebietes  noch  vcrnKlueii. 
K«  sei  dies  an  einem  eigentümlicheti  Beispiel  gezei;.'t.  Waluciul 
der  Hlalterncpidcmie  im  Jahre  1894  fand  ich  in  einem  Mictshause 
in  Cliicago,  in  dem  Blatternkranke  waren,  einen  Anzug  für  einen 
Kleiderlländler  in  Arbeit,  der  in  Helena,  Montana  wohnte,  einer 
blühenden  Stadt,  die  ungefähr  I2<y)  ciigli.sche  Meilen  nnnlwesilich 
von  (  hicago  liegt.  Der  Kleiderhändler  hatte  seinem  Kunden  Mals 
genommen,  ihm  \\'arenj)r()l)en  \(M\a!ei^ft  und  dann  den  .Auftrag  an 
das  Kngroshaus  in  Chicago  telepli«»ineri,  dessen  .\gcnt  er  war.  Der 
Anzug  war  nach  dem  angegebenen  Malse  zugeschnitten  wurden  und 
wäre  sicher  dem  ahnungshisen  Käufer  nach  X'erlauf  einer  Woclie 
in  der  1200  Meilen  \  <)n  Chicago  eiitlernlen  Stadt  abgeliefert  worden, 
wenn  nicht  zufällig  ein  Inspektor,  der  einen  anderen  Schneider 
suchte,  in  diese  infizierte  WerLstätte  geratt n  wäre. 

.Auf  einem  Markte,  iler  \on  einer  so  miitassenden  und  macht- 
vollen Organisation  beherrs(  hl  wird,  haben  neue  l'nternehmungen 
nur  geringe  Aussichten.  In  den  kleineren  Städten  werden  die 
Klciderhändler  \on  tlieser  Konkurrenz  ertlrückt.  Viele,  die  früher 
selbständig  waren,  sind  jetzt  .Agenten  fiir  die  grossen  hinnen  und 
Korporationen  in  C  hicago  und  New  ^'ork  geworden.  Ihre  Kunden 
befinden  sich  in  dem  irrtiinilK  hen  (ilauben,  tlafs  sii-  durch  Zahlung 
hoher  Preise  und  durch  Hestellung  ihrer  Kleider  sich  gegen  die 
Produkte  des  .Swcatings)slcms  schui/en.  Aber  die  Kunden  der 
Schneideragenten  sind  ebenso  schuldig  an  dem  Sweatingsyslem,  wie 
die  Mutter,  die  für  iluen  Knaben  Kniehosen  zu  1  Mark  das  Paar 
kauft. 

Unter  den  Kleitlerlabrikanten  besteht  eine  Vereinigung,  die  alle 
Funktionen  eines  Trusts  erfüllt,  obschon  sie  formell  nicht  als  Trust 
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bekannt  ist.  Sie  ist  zweimal  mit  verschiedenen  Mafsregeln  hervor- 
p^etreten,  das  eine  Mal  mit  einer  von  lokaler  Bedeutung  für  Illinois, 
das  andere  Mal  mit  einer  von  nationaler  Bedeutung  in  dem  Strike 

der  Zuschneider. 

Als  im  Jahre  1893  das  Fabrikgesetz  in  Illinois  in  Wirksamkeil 
trat  und  die  En^rosiiändlcr  und  Zwischenmeister,  die  den  vor- 
i^cschriebenen  Achtstunden-  Iag  nicht  einhielten,  «^ericlitlich  belangt 
wurden,  schickte  die  i-abrikantenvereinis^uni^  ein  Zirkular  an  diese, 
das  jedem  Zwischenmeister,  der  wegen  rdiertretung  des  Gcsct2cs 
angeklagt  würde,  rine  kostenlose  \'crteulii;iino;  durch  den  Anwalt 
der  Vereinigung  zuMcliertc.  Die  Zwisciienmeister  machten  von 
diesem  Anerbieten  Gebrauch,  sie  verletzten  das  Gesetz  und  wurden 
von  den  Anwälten  der  \'ereinigung  verteidigt.  Es  gelang  diesen 
schlielslirh,  einen  Fall  vor  den  höchsten  (Gerichtshof  des  Staates  zu 
bringen,  der  das  Gesetz,  soweit  es  die  Regelung  der  Arbeitszeit 
lu'tiaf,  als  nichtig  erklärte.  Zum  zweiten  Mal  zeigte  sich  die  Macht 
ilieses  IVusts  im  Jahre  1896.  An  einem  bestimmten  Freitag  im 
h'ebruar  wurden  die  Zuschneider  in  24  liedeutenden  Fngroshäu:>ern 
benachrichtigt,  dafs  sie  am  folgenden  Montag  ihre  Arbeit  nur  unter 
der  Bcchngung  wieder  nnfnehi^ien  dürften,  dafs  jeder  einzelne  Zu- 
schneider nut  der  I'abrik.nitcnvereinigung  einen  besonderen  Kon- 
trakt abschliefsen  würde.  Die  Zuschneider  sollten  ihre  W'erkstätten- 
vereine,  ihre  I.ohnskal.i  und  dm  Achtstunden-Tag,  unter  dem  sie 
seit  18  Monaten  arbeiteten,  aufgeben.  Die  Arbeiter  widersetzten 
sich  diesem  X'orsciiiag.  .Sic  wurden  ausgesjierrt  und  Zuschneider 
wurden  aus  \ew\'ork,  Baltimore,  St.  Louis,  (  incinnati  und  anderen 
kleinen  Punkten  der  Bekleidungsindustrie  imi>ortiert.  Nach  einem 
Ausstand  und  einer  Aussperrung  von  einigen  Wochen  löste  sich  der 
Gewerkverein  der  Zuschneider  auf,  die  sich  jetzt  bedingungslos  den 
Forderungen  der  Fabrikanten  unterwarfen.  Während  des  Strikes 
standen  die  Fabrikanten  New  Yorks,  Baltimores,  St.  Lx>uis'  und 
Cincinnatis  in  ununterbrochener  Verbindung.  Sie  transportierten  Zu- 
schneider von  Ort  zu  Ort,  um  überall  die  Wirkungen  des  Strikes 
aufeuheben. 

Dieses  Vorgehen  der  Fabrikantenvereinigung  rief  in  allen  Klassen 
der  Gesellschaft  eine  grofse  Entrüstung  her\-or,  so  dafs  selbst  die 
Opfer  der  Sweater  strikten  und  sich  weigerten  Kleider  anzufertigen, 
die  von  Xichtgewerkvereinlern  zugeschnitten  waren.  Ein  hervor- 
ragender Richter  Honorable  Murray  Tuley,  der  schon  bei  früheren 
Strikes  erfolgreiche  Dienste  als  Schiedsrichter  geleistet  hatte  und 
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bei  Unternehmern  und  Arbeitern  sehr  angesehen  war,  bot  sich  auch 
jetzt  als  solchen  an  und  führte  taglich  Unterhandlungen  mit  beiden 
Parteien.  Die  Arbeiter  waren  von  Anfang  an  bereit,  sich  einem 
Schiedssprüche  zu  fügen,  aber  der  Fabrikantenvcrcin  wollte  die  Not- 
wendigkeit eines  Schiedsgerichts  nicht  anerkennen.  Sobald  es  be- 
kannt wurde,  dafs  die  Arbeiter  ein  Schiedsgericht  verlangt  hatten, 
eroti'nctcn  die  Bewohner  von  Hull-Housc  eine  Kollekte,  um  die 
Familien  der  Striker  zu  unterstützen.  In  lo  Tagen  waren 
200O  Dollars  von  Personen  gezeichnet  worden,  die  in  keiner  Ver- 
hintlung  mit  der  Kleiderindustrie  standen  und  ein  hen'orragender 
Bankier  diente  als  Schatzmeister.  Diese  Kollekte  war  zum  Teil 
ein  Protest  gegen  den  Fabrikantenverein,  als  die  Stütze  des  Sweating- 
sysncms,  und  zum  Teil  eine  Demonstration  zu  Gunsten  der  schieds« 
gericlitlichcn  Entscheidung. 

])cr  vollständige  Sieg  des  Pabrikantenvereins  war  mit  Sicher- 
heit zu  erwarten,  wenn  es  niicli  damals  nicht  den  Anschein  hatte. 
Die  wirtschaftliche  Krise,  die  1  el>ei  {Produktion  von  Kleidern,  die 
sich  während  eines  Jahres  tiefster  Depression  angesnninielt  hatte, 
die  Finfiihrung  des  mit  Dampf  betriebenen  Zuschncidcmcssers,  die 
vcrhälttii-^märsige  Jugend  des  Zuschneidergewerkvereins,  all  diese 
I  mstände  si)raelien  zu  ( iuiislen  des  Fabrikantenvereins,  Zum  gröfsten 
Teil  aber  la«£  ihre  Macht  in  ihrer  \'f)llkommenen  ( )rLjanisatioii  und 
ihrem  gewaltigen  Kapital,  (tegcnüber  der  1  hatsache,  dais  auf  der 
ciiun  .Seite  22  bedeutende  Fngroshäuser  wie  ein  Mann  hantleiteii 
und  auf  der  anderen  Seite  eine  Masse  mitteilo>er,  unorganisierter 
Sch\vit/.höhlenoj)fer  die  l  lOO  Zuschneider  unter  stützten,  hatte  das 
'mvicht  der  öffentlichen  Meinung  wenig  zu  bedeuten.  Die  Kai)ital- 
konzcntration  in  der  Hekieiduugsindu.stne  ist  so  stark,  dafs  während 
der  langen  Krisi>  \on  1893  1895  nur  eine  hirma  zu.sammenbrach 
und  diese  eine  hatte  nie  eine  solide  (irundlage  gehabt. 

Nach  den  Zuschneidern  sind  die  „Küchenschneider"  die  intelli- 
t^'et  ie>ten  uiui  .im  besten  organisierten  Arbeiter,  deren  .seit  langer 
Zeit  bestehender  (lewerkverein  die  Brüderschaft  der  Schneider  heifst. 
Im  Oktober  1897  sandten  sie  ein  Zirkular  an  alle  Kleidei'fabrikantea 
New  ^'orks.    In  diesem  Schriftstück  satten  sie : 

„Wir  haben  von  der  druntiung  unseres  \  eieins  an  stets  für  die 
Abschaffung  des  Stücklohnsystems  und  für  die  Einführung  einer  festen 
Wochenarbeit  mit  festem  Lohnsatz  gekämpft.  Wir  haben  die  Zwischcn- 
meister  viermal  nach  heroischem  Kampfe  gezwungen,  uns  den  Zehn* 
Stunden-Tag  und  den  Minimallohn  zu  bewilligen.  Wir  erhielten  Kau- 
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tionen  von  ihnen  als  Rürfrschaften  für  die  !  )ui  chfiilirun^^  tiicser  Wrcm- 
barun^cn.  Obschon  jetlcr  Kampf  erfolgreich  für  uns  ausgini^,  wurden 
nach  HccndiL^un;^'  der  Saison  die  eingegangenen  \'er|jfiichtungei  4<'- 
brochcn  und  die  früheren  Zustände  wieder  hergestellt.  Auch  diesen 
Sommer  haben  wir  wieder  uns(!re  h orderungen  durchgesetzt  und 
wenn  sicli  auch  die  Lage  der  Srhneitler  infolgeiiessen  bedeutend  ge- 
hoben hat.  so  haben  wir  doch  allen  Grund,  eine  W  iederholung  unserer 
trüben  Krfahrungen  zu  fürchten. 

Nachdem  wir  tum  die  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Durch- 
führung unserer  i- orderungen  in  den  Weg  stellen,  reiflich  erwngiji 
haben,  sind  wir  zu  dem  Schlufs  gel<unnncii,  dals  die  Zeil  für  die 
Abschaftung  des  Zwischenmeistcrs\  stenis  reif  ist. 

Wir  erklären  hiermit,  dafs  die  Kleidcrarbeiter  dieser  Stadt  von 
einem  bestimmten  Zeitpunkt  des  Jahres  1899  an  für  keinen  After- 
unteriu'hmer  oder  Zwim  henmeister  mehr  arbeiten  werden.  Wir 
geben  die.<>e  Erklärung  S(hun  heute,  um  den  h'abrikanlen  zur 
Krwägung  unserer  Absicht  reichlich  Zeit  zu  lassen  und  um  ihnen 
(iclcgenhcit  zu  geben,  durch  Hinrichtung  luftiger  und  reiiiliclier, 
.selbst  geleitete!  Werkstätten,  wie  sie  den  Zuschneidern  heute  scbon 
zur  X'erfügung  stehen,  dieser  wolihiiäligen  Wandlung  die  Wege  /u 
ebnen.  Wenn  un.scre  Statlt  als  Zentrum  der  Hekleidungsindu>ti  ie 
de.N  L.iiidi'>  mit  ilieser  grofsen  Reform  vorangegangen  ist,  .so  werden 
ihr  die  anderen  Kleiden näikie  sicherlich  nachfolgen. 

W'ir  geben  diese  Erklärung  in  ernster  Absicht  ab  und  wir 
wünschen  nicht,  d.als  sie  als  eine  Drohung  oder  als  ein  Sensations- 
mittcl  angesehen  werde.  L'iiser  Gewerkverein  hat  gezeigt,  dals  er 
die  Fähigkeit  und  den  Mut  besitzt,  jede  Bewegung,  die  er  einmal 
unternommen  hat,  auch  durchzuführen.  Wir  sind  überzeugt,  dals 
auch  in  dieser  groisen  Sache  die  Unterstützung  der  öfTentlichen 
Meinung  uns  nicht  fehlen  wird  und  wir  hoffen  im  letzten  Jahr- 
zehnt unseres  Jahrhunderts  die  Abschaffung  jenes  grofsen  Schand- 
flecks unserer  Kultur  —  des  Sweatings)fstems  —  zu  erleben. 

Indem  wir  erwarten,  dafs  Ihre  Firma  sich  für  diese  Angelegen- 
heit interessieren  wird,  erklaren  wir  uns  stets  bereit,  mit  Ihren  Ver- 
tretern zu  einer  freundschaftlichen  Besprechung  derselben  zusammen 
zu  treffen.   Wir  verbleiben  etc. 

die  vereinigte  Exekutivbehörde 
der  Brüdersdiaft  der  Sdindder  New  Yorks 
und  der  Vereinigten  Kleidermacher  Amerikas." 
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Nach  dem  Ausgang  des  Kampfes,  den  die  Zuschneider  im 
Jahre  1896  unternommen  hatten,  scheint  wenig  Aussiebt  vorhanden 
zu  sein,  dals  die  Schneider  in  einem  Kampfe  gegen  den  Schneider» 
trust  Erfolg  haben  werden.  Nach  einer  unpartdischen  Betrachtung 
scheint  ihre  einzige  Hoffnung  in  dem  wachsenden  Widerwillen  zu 
liegen,  den  die  Konsumenten  gegen  die  Kleider  der  Schwitzhohlen 
empfinden.  Lalst  sich  dieser  Widerwille  des  Publikums  vor  „dem 
bestimmten  Zeitpunkt  des  Jahres  1899"  oi|[anisieren,  um  die  Engros- 
handler  seine  Wirkung  fiihlen  zu  lassen,  so  wäre  es  möglich,  da& 
die  Schneider  ihr  Ziel  erreichten.  Andernfatlls  werden  die  Scharen 
ungelernter  Arbeiter,  die  der  Bekleidungsindustrie  zuströmen,  stets 
dazu  dienen,  den  Widerstand  der  Striker  zu  brechen. 

Die  kurze  Saison,  von  der  in  dem  Zirkular  die  Rede  war,  ist 
vor  allem  die  Veranlassung  zur  Aufrechterhaltung  des  Sweating- 
systems.  Denn  die  Unternehmer  werden  steh  schwerlich  dazu  ver- 
stehen, eine  Fabrik  mit  Dampfbetrieb  einzurichten,  wenn  sie  im 
voraus  wissen,  dals  dieser  Betrieb  die  Hälfte  des  Jahres  still  stehen 
wird,  da  nur  zwei  Monate  im  Frühjahr  und  v4er  Monate  im  Spat- 
sommer und  Herbst  gearbeitet  wird.  Die  erfolgreichsten  Fabri- 
.  kanten  sind  wohl  diejenigen,  die  ein  grofses  Haus  besitzen,  in  dem 
»ch  mit  Dampf  betriebene  Zuschneidewerkstatten  befinden  und  in 
dem  die  feinste  Arbeit  auf  einer  kleinen  Anzahl  Maschinen  an- 
gefertigt  wird.  Indem  sie  besondere  Aufträge  ftir  die  grofsen  Detail- 
geschäfte  ausführen,  können  diese  wenigen  Nähmaschinen  sogar 
in  der  stillen  Zeit  des  Jahres  im  Gang  gehalten  werden.  Indem 
die  Fabrikanten  eine  beschränkte  Zahl  Nähmaschinen  halten  und 
möglichst  viel  Arbeit  in  den  Schwitzhöhlen  anfertigen  lassen, 
werden  ihre  Ausgaben  für  Miete  bedeutend  verringert  und  sie 
können  das  W'dustrisiko  hierfür  auf  den  Zwischenmeister  abwälzen. 
Wenn  der  Zwischenmeister  selbst  ein  Mietshaus  besitzt  und  dessen 
.schlechtestes  Ziniiucr  als  VV^erkstättc  benutzt,  wie  es  häu6g  der 
Fall  ist,  so  wird  das  Risiko  fiir  Miete  noch  weiter  reduziert,  da 
die  Benutzung  der  WVt  kstätte  dem  Zwischenmeister  nichts  kostet 

In  dieser  Hinsicht  läfst  sich  keine  Aenderung  erwarten.  Die 
Kleiderfabrikation  wird  voraussichtlich  ein  Saisongewerbc  bleiben. 
Die  Ojifer  der  Scliwitzhöhlcn  offenbaren  eine  mrrkwürdiu^c  l'nfähig- 
keit,  sich  über  die  stille  Saison  hinwegzuhelfen.  So  nahe  verwandt 
die  Mäntel-  und  Röckefabrikationen  sind,  so  selten  werden  Röcke  111 
einer  Mäntelwerkstätte  angefertigt  und  umgekehrt,  obschon  die 
Saisons  dieser  beiden  Zweige  so  auseinanderfallen,  dafs  eine  derartige 


Digitized  by  Google 


2l8 


Florence  Kelley, 


Einnchtunj:^  sich  sehr  i^ul  treffen  lassen  wünle.  Dit*  Mäiitcla;  1  m  it.  r 
machen  gelegenthch,  wenn  auch  selten,  l  iitcnuckc  in  ihrer  ^tilU  a 
Zeit.  Das  ist  aber  auch  der  (  tipfei  ihrer  Fk^ve^Hiclikeii.  Die  charak- 
teristische Eigenschaft  des  amcrikanishen  Arbeiters  war  ininier.  dals 
er  sicli  in  x'erschiedeiu  n  Beschäftii^uiiL;e!i  /au echtfinden  konnte.  Es 
ist  daher  die  La^^^e  dieser  ^ro^^en  und  wachsenden  Men^e  Arbeiter 
nicht  vorgesehen  wurden,  die  nur  eine  spezielle  Arbeit  leisten  können 
und  nicht  genug  Scharfsinn  und  Energie  besitzen,  um  sich  eine 
andere  Arbeitsgelegenheit  zu  verschaffen,  oder  um  Löhne  zu  fordern, 
die  hoch  genug  sind,  um  für  die  stille  Zeit  auszureichen. 

In  den  Mäntel-  und  Kniehosenindustrieen  sind  mebrcfe  hundert 
Schwitzhohlenopfer  regelmäfsig  zugleich  Lohnarbeiter  und  Gemeinde- 
arme.  Sie  arbeiten  in  der  Saison  und  empfangen  öffentliche  und 
private  Unterstützung  in  der  sdllen  Zeit  Wenn  der  Armenvorsteher 
die  Unterstützui^  verweigert,  weil  ein  arbeitsfähiger  Mann  der 
Familie  angebort,  so  wird  dieser  Stein  des  Anstolses  entfernt.  Da 
man  seine  verlassenen  Angehörigen  nicht  während  des  furchtbar 
kalten  Winters  Amerikas  hungern  und  frieren  lassen  kann,  erhalten 
sie  vorübergehend  im  Dezember,  Januar  und  Februar  öffentliche 
Unterstützung.  Sobald  die  Arbeit  wieder  beginnt,  kehrt  der  aus- 
gerückte  Ehemann  und  Vater  zu  seiner  Familie  zurück,  deren  Unter- 
halt er  wieder  aufnimmt.  Wo  und  wie  er  inzwischen  gelebt  hat, 
bleibt  sein  Geheimnis. 

Vernünftigerwdse  lä&t  sich  von  Arbeitern,  die  auf  einer  so  nied- 
rigen Stufe  stehen,  nicht  erwarten,  dafe  sie  die  Gesetzgebung  in  ihrem 
Interesse  beeinflussen  oder  die  öffentliche  Meinung  aufklären.  Es 
ist  den  Schwitzhöhlenopfern  nicht  gelungen,  sich  derartig  zu  orga- 
nisieren, da(s  sie  durch  eigene  Anstrengungen  eine  Verbesserung  ihrer 
Lage  herbeifuhren  konnten.  Verschiedenheiten  der  Rasse,  Religion, 
Sprache,  des  Geschlechts,  Alters  und  der  Vergangenheit  machen 
ihre  Vereinigung  unmöglich.  In  Chicago  trifift  man  unter  den  Ar- 
beitern der  Schwitzhöhlen  Irländer,  Deutsche,  Schweden,  Norw^;er, 
Polen,  Böhmen,  russische  Juden,  Italiener  und  Dänen.  Ks  sind 
Männer,  Frauen,  Knaben  und  Mädchen,  und  die  Frauen  und  Kinder 
bilden  die  Majorität.  Gegenseitiges  Mifstrauen  herrscht  unter  den 
Katholiken,  Protestanten  und  Juden.  Einheitliches  Vorgehen  in 
einem  Gewerbe  setzt  einen  hohen  Grad  von  Intelligenz  unter  den 
Arbeitern  voraus.  Da  diese  amorphen  Bevölkerungsmassen  nodi 
viele  Jahre  hindurch  keine  gemeinsame  Sprache  haben  werden,  und 
noch  viel  weniger  gemeinsame  Traditionen,  Er&hrungen  und  Sitten, 
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deren  sie  bedürfen,  wenn  sie  im  wiri.sciiafilichen  Kampf  auch  nur 
den  bescheidensten  Krf(^k^  erringen  wollen,  so  ist  es  ottenbar,  dals 
eine  dauernde  und  griintlliche  Verbesserung  ihrer  Lage  in  nächster 
Zeit  durch  ihre  eigenen  Bemühungen  ohne  fremde  Hilfe  nicht  zu 
hoffen  ist.  Es  ist  dies  um  so  wahrscheinlicher,  als  sie  im  Grunde 
ihrer  Seele  stets  die  HoHnung  liegen,  eines  Tages  selbst  Zwischen- 
ineister  zu  werden;  so  schwacii  tliese  Hofl'nung  auch  ist,  so  ist  sie 
doch  stark  genug,  um  jede  ernste  Remüiiung  zur  unmittelbaren  Be- 
seitigung des  Sweatingsystems  zu  vereiteln. 

Von  Zeit  zu  Zeil  wird  der  Hoffnung,  die  allerdings  mehr  dem 
^.>|Jlnl^i.snnl^  als  der  genauen  Kenntnis  der  Lage  entspringt,  Aus- 
druck gegeben,  dals  die  Russen,  Böhmen  und  all  die  anderen  die 
amerikanische  Lebenshaltung  annehmen  werden,  sobald  sie  Ameri- 
kaner geworden  sind,  und  dafs  das  Swcatingsystem  infolgedessen 
von  selbst  absterben  werde.  Leider  lälst  sidi  das  Elend  eines 
gro&en  Gewerbes  nidit  in  so  ein&cher  Weise  heilen,  wie  folgende 
Angaben,  die  auf  personlichen  Beobachtungen  beruhen,  ze^en 
mögen. 

Vor  fiinf  Jahren  tagte  im  HuU-House  eine  kleine  Versammlung, 
um  eine  Lohnscala  aufzustellen.  Sie  bestand  aus  russischen  Juden 
und  irländischen  und  deutschen  Mädchen.  Die  Männer  waren  sehr 
arm,  Väter  grolser  Familien  mit  vielen  kleinen  Kindern  und  groisen- 
teils  erst  kürzlich  eingewandert  Von  ihnen  konnten  sich  nur  zwei 
in  englischer  Sprache  verständlich  machen.  Die  Verhandlungen 
wurden  in  der  Weise  geführt,  dafs  diese  beiden  Männer  als  Dol- 
metscher dienten.  Es  ereignete  sich  nun  das  Unerwartete,  dafs  die 
Mädchen  zur  Erlangung  höherer  Löhne  sich  auflehnen,  und  dals 
die  Männer  um  jeden  Preis  zur  ihrer  Arbeit  zurückkehren  wollten. 
Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dafs  es  den  Mädchen  verhältnismätsig 

gii^  und  dals  sie  Aussicht  auf  lohnendere  Arbeit  hatten,  wenn 
sie  dem  Mäntelgewerbe,  dafs  schon  seit  Jahren  danieder  lag,  den 
Rücken  kehrten. 

Fünf  Jahre  später  war  kaum  noch  ein  Mädchen,  das  jener  Ver* 
«mmluog  beiwohnte,  im  Kleidergewerbe  zu  finden.  Von  den 
Deutschen  unterrichtet  eine  Deutsch  in  den  Volksschulen;  von  den 
Iriänderinnen  sind  zwei  unter  den  nationalen  Fleischschaugesetzen 
von  der  Bundesregierung  angestellt,  um  Fleisch  in  den  Schlacht- 
höüen  mikroskopisch  zu  untersuchen;  eine  ist  gestorben,  und  eine 
andere  ist  dem  Laster  der  Ghrofsstadt  zum  Opfer  geMen;  zwei  be- 
sitien  ein  gutgehendes  Boardinghaus. 
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\''on  den  Männern  hat  einer  Jura  und  einer  Medizin  studiert; 
ein  dritter  das  Staatsexamen  für  Subalteinbcauuc  an  der  Post  be- 
standen und  ist  Briefträger  geworden ;  ein  vierter  hat  als  Hilfs- 
fabrikinspektor  des  Staates  wertvolle  Dienste  geleistet.  Dem  Mäntel- 
gewerbe sind  nur  diejenigen  treu  geblieben,  die  die  geringste  Energie 
und  die  schwächste  Konstition  besafsen,  oder  die  das  gcflirchtete 
30.  Lebensjahr  schon  überschritten  hatten.  Einer  oder  zwei  fielen 
der  langen  Krisis  von  1893 — 95  zum  Opfer  und  starben,  oder  traten 
ins  Armenhaus  ein. 

Die  Folge  des  Ausacheidens  der  tttcht^^eren  Personen  aus  den 
Bekleidungsgewerben  (es  zeigt  sich  aufser  im  Mantelgewerbe  in  allen 
anderen  Zweigen  dieser  Industrie)  ist,  dafs  die  Untauglichsten  im 
Gewerbe  verbleiben,  die  am  wenigsten  ihre  eigenen  Interessen  ver- 
treten können;  es  sind  ^ie  frisch  Hingewanderten,  die  alteren,  lang- 
samen Leute,  die  die  Invalidität  förchten  und  die  Arbeit  zu  jeder 
Bedingung  annehmen.  Daher  ist  die  Bildung  eines  Gewerkvereins, 
die  Festsetzung  einer  Lohnskala  oder  einer  bestimmten  Arbeitzeit 
pro  Tag  oder  Wöchc  so  ungemein  schwierig.  Daraus  erklärt  sich 
aber  auch,  daOs  unter  den  gelernten  Arbeitern  diejenigen  der  Be- 
kleidungsindustrie auf  der  Stufe  der  allemiedrigsten  Lebenshaltung 
stehen.  Dazu  kommt  noch,  dads  die  liberalen  Berufsarten  mit 
Mannern  und  Frauen  übeHlillt  sind,  die  jeder  dazu  ndt^n  Schul- 
bildung ermangeln.  In  dieser  Weise  werden  der  Arbeiterbewegung 
und  besonders  den  Bekleidungsgewerben  ihre  tüchtigsten  und  un- 
entbehrlichsten Mitglieder  entzogen. 

Keineswegs  sehe  ich  in  der  Einwanderung  die  Ursache  der 
Armut  und  des  Mangels  an  Organisation,  die  der  Konfektion  in  der 
ganzen  zivilisierten  Welt  anhaften  und  die  die  Aufmerksamkeit  der 
Regierung  ebenso  sehr  in  Wien,  Paris,  Berlin  und  London  auf  sich 
ziehen  wie  in  Chicaga  Doch  glaube  ich,  dals  die  rapide  Ent- 
wicklung der  Bekleidungsindustrie,  der  das  Wohnungselend,  der 
Schmutz  und  die  Armut  der  Einwanderung  folgten,  die  öffentliche 
Meinung  weiter  und  tiefer  erregt  hat,  als  es  jene  Gewerbe  gethan 
haben,  deren  Entwicrklung  einen  normalen  Verlauf  genommen  hat. 
Dieser  Umstand  erklärt  es,  dafe  verschiedene  Staaten  in  rascher 
Folge  Gesetze  erlassen  haben,  die  in  drastischer  Weise  das  Uebel 
heilen  sollten.  Die  Empörung  der  öffentlichen  Meinung,  die  eine 
derarti'T^c  Herabwürdigung  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  für  fremd- 
ländisch hält  und  nicht  will,  dafe  sie  sich  in  amerikanischem  Boden 
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festwurzelt,  wird  sich  wahrscheinlich  nicht  eher  legen,  als  bis  er- 
folgreiciie  Mafsnahinen  ergriffen  und  durchgeführt  sind. 

Die  Heilmittel,  die  man  zur  Beseitigung  des  Sweatingsystems 
vorgeschlagen  und  zum  Teil  angewendet  hat,  sind  fönende: 

1.  Die  Erziehung  der  Kinder;  damit  nicht  ein  dauerndes  An- 
gebot von  Untüchtigen  vorhanden  ist,  um  die  Stellen  einzunehmen, 
che  jetzt  die  ungelernten  Arbeiter  innehaben,  deren  Konkurrenz  die 
Existenz  der  gelernten  Arbeiter  gefährdet,  da  die  Arbeitsteilung 
unter  dem  Sweatii^isystem  sehr  weit  ausgebildet  ist 

2.  Die  Organisation  der  Konsumenten;  die  über  diese  Arbeits^ 
Verhältnisse  aufeuldaren  sind  und  die  fordern  müssen,  dals  der  Ver- 
Itäufer  dafür  sicher  garantiert,  dals  seine  Waren  unter  gesunden 
Verhältnissen  angefertigt  wurden. 

5.  Die  Organisation  der  Arbeiter;  die  trotz  aller  Hindemisse 
unaufhörlich  ins  Werk  gesetzt  werden  muls,  um  «dadurch  den  Ar- 
bdtem  einen  unmittelbaren  Vorteil  zu  verschaffen  und  um  Gesetze 
durchzusetzen  und  durchzuführen. 

4.  Die  Gesetzgebungen  der  Bundesregierung,  der  einzelnen 
Staaten  und  der  Gemeinden  sollten  Maisrege  In  erlassen,  um  die 
Harten  des  jetzt  herrschenden  Systems  zu  mildern  und  um  för  die 
gewerbliche  und  technische  Erziehung  der  aufwachsenden  Generation 
Sorge  zu  tragen.  In  der  ununterbrochenen  Erörterung  dieser  Frage, 
io  der  das  Sweatings3^tem  ebenso,  wie  es  oben  geschehen,  charakte- 
risiert wird,  übersieht  man  aber  stets,  dals  der  Zufiuls  untüchtiger 
.Afbeit,  der  sich  in  die  Schwitzhöhle  ergielst,  sich  abdämmen  labt 
Es  liegt  vollkommen  innerhalb  der  Machtbefugnis  der  amerikanischen 
Republik,  allen  Kindern  in  den  schon  bestehenden  Gewerbe-  und 
HÜidfertigkeitschulen  eine  solche  Erziehung  zu  teil  werden  zu 
lassen,  dals  sie  als  Erwachsene  nicht  ihrer  eigenen  Unwissenheit 
und  Untuchtigkeit  zum  Opfer  fidlen.   In  den  Staaten,  in  denen  das 
Sweatingsystem  sich  am  weitesten  verbreitet  hat,  ist  das  gesetz- 
liche Arbeitsalter  der  Kinder  auf  14  Jahre  erhöht  worden;  und  in 
New  York  verbietet  das  Gesetz,  Kinder  unter  x6  Jahren,  die  ein- 
(Khe  englische  Satze  weder  lesen  noch  schreiben  können,  gewerbo- 
näbag  zu  beschäftigen.  Aulserdem  muls  jedes  Kind  von  14 — 16 
Jahren,  das  nicht  zur  Arbeit  geht,  wahrend  des  ganzen  Schuljahres 
die  Schule  besuchen.  Geht  es  zur  Arbeit,  so  mufs  es  wenigstens 
180  Tage  im  Jahre  die  Schule  besuchen.  Derartige  Maisregcln  sind 
deshalb  bemerkenswert,  weil  sie  die  Richtung  zeigen,  in  der  der 
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Strom  der  öffentlichen  Meinung  sich  bewegt.  Besonders  in  den 
Industriestaaten  wird  immer  ausreichend  dafür  i^^esor^^.  dal>  du 
Kinder  eine  gründliche  Erziehung  erhalten,  damit  dadurch  das 
heimische  Angebot  ungelernter  Arbeiter  vermindert  werde.  Diese  Be- 
wegung mag  .schlielslich  zur  Lösung  des  vorliegenden  l'roblems 
fuhren,  ihr  Fortscin  ill  ist  .ihn  <  in  so  langsamer,  dal:>  es  eitel  wäre, 
wollte  man  sich  damit  begnügen. 

So  lange  keine  vlurchgreifenden  Malsregeln  für  die  Kiziciiung 
aller  Kinder  getroflfen  werden,  wird  die  Heimarbeit  durch  die 
Leichtigkeit,  mit  tler  sie  die  Kinderausbeutung  ermöglicht,  auf  L'iiter- 
nehmer  und  Arbeiter  immer  eine  grofse  Anziehungskraft  ausübeiu 
In  den  Fabriken  kann  der  Gewerbeaufseher  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  die  ungesetzliche  Beschäftigung  der  Kinder  verhindern.  Aber 
in  den  HehnweilcstStten  kann  weder  der  Gewerbeaufseher  noch 
irgend  ein  anderer  Beamter  die  Beschält  ig  ung  der  Kinder,  die  keine 
Sdiule  besuchen ,  ausreichend  überwachen.  In  der  italienischen 
Kolonie  Chicago  s  giebt  es  Kinder»  die  nie  zur  Schule  gehen.  Sie 
werden  im  Haushalt  beschäftigt,  oder  müssen  kleine  Geschwister 
beau&ichtigen,  wahrend  die  Mutter  zur  Arbeit  geht,  und  müssen 
auiserdem  oft  noch  Knopfe  annähen  und  die  Waren  fär  die  Heim- 
arbeiter  des  Sweaters  holen  und  brii^n.  Ebenso  verhält  es  sich  in 
den  anderen  greisen  Städten,  in  denen  das  System  grassiert  und  in 
denen  Einwandererkolonieen  sich  absondern.  Es  ist  dies  zum  Teil  die 
Schuld  der  lokalen  Unterrichtsbehörden,  die  fär  die  fremden  Kolonieen 
in  den  fodustriestädten  nicht  genug  Schulen  einrichten.  Daher 
kommen  die  Kinder  nicht  in  die  Schule  und  können  bei  der  Heim- 
arbeit beschäftigt  werden.  Die  Unterrichtsbehörden  können  natürlich 
nicht  direkt  sich  mit  der  Heimarbeit  der  Schwitzhohlen  be^issen. 
Wo  aber  das  gesetzliche  Arbeitsalter  mit  14  Jahren  beginnt,  mit 
dem  die  Schulpflicht  aufhört,  können  diese  lokalen  Behörden  viel 
nützen.  Sobald  die  Kinder  zum  regelmälsigen  Schulbesuch  ange- 
halten  und  von  der  Arbeit  abgehalten  werden,  schlielsen  sie  sich 
leichter  der  übrigen  Jugend  an  und  erwerben  Fähigkeiten  (lir  eine 
höhere  Beschäftigung  aulserhalb  des  Grewerbes  oder  für  eine  wirkungs- 
volle  Organisationsthätigkeit  innerhalb  des  Gewerbes.  Keine  Schul- 
behörde der  grofeen  Sädte,  in  welchen  das  Sweatingsystem  herrscht, 
erfüllt  in  dieser  Hinsicht  ihre  Pflicht.  Die  Schulen  der  Stadt  New- 
York  haben  lange  für  $0000  schulpflichtige  Kinder  keinen  Platz 
gehabt;  und  in  Chicago  werden  13000  Kinder  in  gemieteten  Räumen 
unterrichtet,  während  ebenso\'iel  schulpflichtige  Kinder  die  Schule 
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Überhaupt  nicht  oder  nur  2 — z^i^  Stunden  taglich  besuchen.  Die 
schlechtesten  und  unzulänglichsten  Schu^baude  befinden  sich  ge- 
wöhnlich in  den  Stadtteilen,  in  denen  die  mebten  Fremden  wohnen; 
obschon  es  die  Pflicht  der  zentralen  Schulbehörde  wäre,  fiir  alle 
Stadtteile  gleichnüUsig  zu  sorgen.  Die  Erörterung  des  Sweating- 
systems  hat  im  allgemeinen  die  Bedeutung  dieser  Behörde  für  die 
Beseitigung  des  Systems  nicht  genügend  gewürdigt.  Wenn  die 
Kinder  wahrend  des  ganzen  Jahres  die  Schule  regelmälsi^  besuctiten, 
würden  sie  einen  grofsen  Teil  ihres  jetzigen  Geldwerts  für  die  Kitern 
verlieren  und  die  Wahrscheinlichkeit,  dafs  sie  im  (lewerbe  bliei>en, 
würde  verringert.  Da  der  Verdienst  der  Kinder  die  Eltern  vor. 
allem  in  der  Stadt  festhält,  würde  sein  Wegfall  zur  Auflösung  der 
Schwitzkolonicen  beitragen,  die  sich  jetzt  der  übrigen  Bevölkerung 
so  schwer  assimilieren. 

Das  zweite  Mittel,  das  zur  Beseitigung  des  Sweatingsystems 
in  Vorschlag  gebracht  wurde,  ist  die  Organisation  und  Aufklärung 
der  Konsumenten.  Dieses  Mittel  ist  jahrelang  systematisch  von  dem 
-Gewerlaerein  der  Zigarrenarbeiter  mit  Hilfe  des  Warenzeichens 
durchgeführt  worden.   Kein  Arbeiter  irgend  dnes  Industriezweiges, 
der  bei  seinem  Gewerk\'erein  gut  angeschrieben  ist,  vergifst  beim 
Einkauf  von  Zigarren  das  blaue  Warenzeichen  zu  fordern.  Die  Pro- 
duktion durch  Ge Werkvereinsarbeit  verteuert  die  Zigarren  im  Klein- 
verkauf nicht,  denn  die  Händler  ziehen  ihren  Vorteil  aus  der  stän- 
digen Reklame,  die  die  Gewerkvcreinc  für  sie  machen.    Aber  selbst 
wenn  das  Warenzeichen  den  Preis  etwas  erhöhte,  würde  sich  der 
Arbeiter  infolL,^c  langer  Gewohnheit  nicht  mehr  davon  trennen. 

I>iese  Hcinuhungen,  die  Konvunientcn  dahin  zu  erziehen,  dals 
sie  den  Arbeitern  zur  Selbsthilfe  verhelfen,  hatte  indes-sen  nur 
Erfolg,  weil  die  Zigarrenarbeiter  Intelligenz,  eine  kraftvolle  Organi- 
sation und  Geld  besafscn,  um  ihr  Waren/eichen  annoncieren  und 
Nachahmungen  oder  I''älschungen  gerichtlicii  verfolgen  /u  köni  n  11. 
Die  Erziehung  der  Konsumenten  (hirch  die  Arbeiter  hat  zur  \''>r- 
aussetzung,  dafs  die  Arbeiter  selbst  erst  organisiert  und  erzogen 
werden.  Da  den  .Schwitzhöhlenopfern  eine  .solche  Erziehung  fast 
ganz  fehlt,  und  ihre  schwachen  Gewerkvereine  sich  beständig  gegen- 
seitig befehden,  so  darf  man  auf  die  Anwendung  dieser  Mittel  für 
absehbare  Zeit  keine  grolsen  Hoft'nungen  setzen. 

Knuutigender  ist  die  starke  und  energische  Bewegung  unter 
den  Frauen  der  Mittelklas.sen.  die  Kunsunienten  in  ihrer  eigenen  und 
der  Arbeiterklasse  zur  Wahrung  gemeinsamer  K.onsumenteninteresäcu 
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zu  org^anisieren.  Diese  Bewegung  gehl  au^  von  den  Kjin-<uinenten' 
Ligas  (Consuniers'  Leagues)  von  New  ^'ork,  Philadelphia,  Boston 
und  Chicatro.  Sic  bestellen  aus  hVauen,  die  das  Swe.uiiiL'^svstcm 
und  die  Heimarbeit  verurteilen,  aber  von  ihrem  Kaufmann  keinerlei 
( larantic  erhalten  können,  dals  die  Waren,  die  sie  kaufen,  nicht  unter 
diesem  Systein  entstanden  sind.  Ihre  .Mitgliederzahl  war  bisher  noch 
nicht  grols  genug  oder  ihr  Auftreten  noch  zu  unbestimmt,  um  der» 
Kleinhändler  zu  zwingen,  von  dem  Cirolshändler  oder  habnkantei» 
dieselbe  Garantie  zu  fordern,  die  die  gewissenhafte  MuttCTf  die 
Kleider  für  ihre  hamilie  kauft,  von  ihm  selbst  verlangt. 

Die  Konsumentenliga  New  ^'orks  besteht  ungefähr  acht  Jahre 
und  hat  sich  hauptsächlich  mit  den  Zuständen  in  den  Detailläden 
be.*ichäftigt.  Nach  dieser  Richtung  hin  hat  sie  grofsen  Erfolg  erzielt^ 
der  sie  veranlafste,  ilire  Konstitution  zu  ändern  und  ihr  Operations- 
feld zu  ervveitern,  um  das  Sweatingsysten  durch  das  Medium  des. 
Deiailhändlers  und  des  Detailverkehrs  angreifen  zu  können,  .\ufser 
den  freiwilligen  Frauenkomitees,  die  die  I^den  besuchen  und  künftig^ 
hin  auch  in  die  Kleiderfabriken  gehen  sollen,  beabsichtigt  die  Liga 
einen  eigenen  Inspektor  anzustellen.  Der  Inspektor  und  die  frei-^ 
willigen  Komitees  müssen  sich  davon  überzeugen,  dals  die  .Arbeits- 
bedingungen nicht  nur  mit  dem  h'abrikgesetz,  sondern  auch  mit  der» 
.Anforderungen  der  Liga  übereinstinuiien,  d.  h.  dals  die  Waren  nicht 
in  Heimwerkstäten  hergestellt  sind.  Haben  sie  sich  hiervon  über- 
zeugt und  leistet  die  Firma  schriftlich  Garantie,  dafs  die  Waren  in 
der  Fabrik  angefertigt  sind,  so  empfiehlt  die  Liga  die  Waren  und 
veriahrt  in  derselben  Weise  wie  der  Gewerkverein  der  Zigarren- 
arbeiter,  um  ihren  Verkauf  zu  sichern.  Eine  derartige  Garantie  hat 
rechtliche  Kraft,  und  eine  Firma,  die  sie  in  betrügerischer  Abncht 
ausstellte,  würde  dadurch  strafbar,  weil  sie  Waren  unter  Angabe- 
bischer  Thatsachen  verkaufte.  Um  ihren  Zweck  zu  erreichen,  haben 
die  Ligas  der  verschiedenen  Städte  ein  Kartell  gebildet  Es  ist 
möglich,  dals  hierdurch  eine  Reform  in  den  F^oduktionsbedingungerk 
jener  Waren  bewirkt  werden  kann,  die  von  dem  intelligenteren  und 
gewissenhafteren  Teil  der  Bevölkerung  gekauft  werden.  Es  fragt, 
sich  noch,  ob  man  auch  die  Frauen  der  Arbeiter  ftir  diese  Bewegung^ 
gewinnen  wird.  Ein  Versuch  ist  zu  diesem  Zweck  schon  gemacht 
worden,  indem  man  die  Frauen  der  Zigarrenarbeiter  und  die  Nach- 
barschaft der  Universitäts»  und  der  sozialen  Niederiassungen  heran- 
zuziehen suchte. 

Der  folgende  Auszug  aus  der  Verfassung  der  Konsumentenliga 
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'Chic.i'^os  laist  die  Ausdehnung  ihres  neuen  Thätigkeitsgebiets  er- 
Iceonen : 

„Artikel  I.  Zwecke: 

1.  Don  Einflufs  der  Nachfrage  auf  die  Regelung  des  Angebots 

in  Anwcn* iiHi'^^  zu  brinj^eii. 

2.  Den  Käufer  verantwortlich  /u  machen  für  dir  (Jualität  der 
Waren,  für  ihre  Produktionsbedin^^un<T;en  und  für  ihren  \'erteilunL,'.s- 
modus;  denn  es  werden  schlecht  gemachte,  s^ehalt-  und  ^^^eschmack- 
lose  5>chundwaren  produziert,  weil  die  Konsimienten  sie  fordern 
und  kaufen;  das  Sweatincrsystem  erhält  sich,  weil  die  unter  ihm 
hergestellten  Waren  Käufer  fin<len  und  die  Kinder  und  Frauen  In 
<lcn  I^dcn  werden  nicht  geschont,  weil  die  Käufer  sich  darum  nicht 
zu  kümmern  seheinen. 

3.  Die  Aufklärung  des  Konsumenten  über  die  Art  und  Weise 
^Icr  Produktion,  über  den  l'rsprung  der  Waren,  die  im  Haushalt 
gebraucht  werden,  wie  Tapete,  Stiefel,  Schuhe,  Mäntel,  Hüte,  Mützen, 
Teppiche,  (das,  Porzellan  u.  s.  w. 

4-  Die  m  den  Schwitzhöhlen  hergestellten  Waren  bloszustellen 
"und  iVw  unter  gesünderen  Arbeitsverhältnissen  hergestellten  zu 
4;mpfehlcn. 

5.  Die  Kaufleuic  zu  veranlassen,  diejenigen  Uebel,  denen  die  in 
xlen  Läden  Angc>tellten  häufig  unterworfen  sind,  zu  beseitigen,  in- 
tern die  Konsumenten  auf  die  (ieschäfte  liing[ewiesen  werden,  die 
In  dieser  Beziehung  als  Muster  gelten  können." 

Während  die  Agitation  gegen  das  Sweatingsysteni  seit  vielen 
Jahren  hauptsachlich  von  der  Arbeiterldasse  betrieben  wurde,  ist  dies 
der  erste  Versuch  der  bürgerlichen  Konsumenten,  sich  durch  ihre 
^genen  Bemühungen  gegen  dte  Ansteckungsgefahr  zu  schützen,  die 
das  System  immer  und  überall  mit  sich  bringt.  Den  Konsumenten 
ist  aus  der  Thatsache,  dals  die  Schwitzhohlenopfer  sich  nicht  ver- 
ständlich machen  konnten,  ein  empfindlicher  Nachteil  erwaclisen, 
denn  diese  Arbeiter,  die  weder  englisch  lesen,  schreiben  noch 
^sprechen  konnten  und  keine  andere  gemeinsame  Sprache  hatten, 
"waren  nicht  imstande,  das  notwendige  Geschäft  der  Aufklärung 
unter  diesem  mai^gebenden  Teil  der  Bevölkerung  zu  besorgen. 

Die  Amerikanerinnen  sind  bis  zu  den  Frauen  der  besser  ge- 
stellten Arbeiter  von  der  Last  der  HausaHl>eit  soweit  befreit,  wie  es 
sonst  nii^ends  der  Fall  ist.  Die  Luftheizung,  die  Leitung  für  heifses 
und  kaltes  Wasser,  die  jeder  bescheidene  Haushalt  hat;  der  Ge- 
brauch  des  Gases  anstatt  der  Lampen,  der  Gasofen  statt  der  Kohlen- 
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und  Holzheizung,  die  Fabrikation  vcfsdiiedener,  allgemein  gebrauchter 
Nahrungsmittel  —  diese  und  tausend  andere  Umstände  gewähret» 
den  Hausfrauen  freie  Zeit,  deren  Männer  und  Söhne  arbeiten  und 
voraussichtlich  unaufhörlich  arbeiten  müssen.  Ein  gro^r  Teil  dieser 
freien  Zeit,  wird  mit  dem  zwecklosen  Besuch  der  Läden  und  anderem 
egoistischen  Zeitvertreib  verschwendet  —  aber  keineswegs  die  ganze 
freie  Zeit;  denn  in  den  Klubs,  in  philanthropischen  und  pädago- 
gischen Vereinen  entfalten  die  Frauen  eine  fiir  die  Gemeinschalt 
nützliche  Thätigkeit,  für  die  sie  früher  keine  Zeit  hatten.  Diesen 
Vereinen  verdanken  wir  die  Gesetz^  wodurch  Frauen  zu  Fabrik- 
inspektoren ernannt,  zu  Schulau&ehem  gemacht  wurden,  wodurch 
eine  bessere  Fürsorge  für  die  hilflosen,  kranken  und  verbreche- 
rischen Kinder  getroffen,  die  Schulpflicht  und  die  Vermehrui^;  der 
Unterrichtsgelegenheiten  durchgesetzt  wurde  und  viele  andere  Arten 
notwendiger  öffentlicher  Thätigkeit 

Seit  mehreren  Jahren  haben  diese  Frauen  ihre  Aufmerksamkeit 
jenen  Industrieen  zugewandt,  welche  früher  ausschliefsltch  durch  weib- 
liche Arbeit  betrieben  wurden,  die  sich  aber  dann  von  dem  Heim 
loslösten  und  in  die  Hände  der  Männer  übergingen,  die  sie  nur  des 
Gewinnes  w^en  betreiben.  Sie  sehen  ein,  dafs  die  meisten  Pro- 
dukte dieser  Industrieen  von  Frauen  gekauft  werden  und  ihr  soziales 
Gewissen  erwacht.  Sie  furchten  nicht  nur,  dafs  die  Kleider,  die  sie 
kaufen,  während  ihrer  Entstehung  mit  ansteckenden  Krankheiten  in 
IScrührung  gekommen  sind,  sondern  auch,  dafs  die  Leute,  die  sie 
herstellen,  einen  Teü  des  Jahres  durch  Armenunterstützung  erhalten 
werden  und  in  dem  anderen  Teile  sich  unmenschlicher  Ari>eit  unter- 
werfen  müssen.  Dieses  Erwachen  des  sozialen  Gewissens  war  zuerst 
mehr  oder  weniger  sentimental.  Man  kaufte  Schwitzhöhlenkleider 
und  liörte  Vorlesungen  und  Predigten  über  die  Armut  und  das  Elend 
des  Sclincideigewcrbes  und  über  die  notwendigen  Mittel,  die  zu 
ihrer  Heilung  eigriffen  werden  müfsten.  Jet/t  aber  erklärt  man,  dafs 
die  Anfertigung  von  Kleidern,  Nahrungsmitteln,  Möbeln,  Büchern 
eine  soziale  Funktion  ist  und  da(s  der  Käufer  (iarantieen  fordern 
kann,  dafs  aus  den  Cniständen  unter  denen  sie  hergestellt  WOrdcii 
sind,  der  Gesundheit  seiner  Familie  keine  Schädigung  erwachsen 
kann.  Diese  neue  Frauenbewegung,  die  aus  einem  höheren  Pflicht- 
gefühl und  aus  dem  Widerwillen  gegen  die  Jetzige  Art  der  Kleider- 
produktion entstanden  ist,  wird,  wie  wir  hoffen,  die  Reorganisation 
der  Ikkleidungsgewerbe  und  die  Beseitigung  des  Sweatingsystemfr 
iiedeutend  erleichtern. 
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l'm  die  Agitation  gegen  das  Sweatingsystem  und  die  Auf- 
klärung der  Konsumenten  haben  sich  besonders  die  sozialen  Nieder- 
lassungen verdient  gemacht,  von  denen  die  Städte  der  Vereinigten 
Staaten  jetzt  mehr  als  40  besitzen.  Diese  Niederlassungen  werden 
von  Männern  und  Frauen  gebildet,  die  freiwillig  in  den  ärmsten 
Stadtvierteln  wohnen,  um  dort  ihren  Nachbarn,  deren  Majorität 
erst  kürzlich  eingewandert  ist,  zu  einem  höheren  Anteil  an  den 
Vorteilen  des  Stadtlebens  zu  verhelfen.  So  lassen  sich  die  Schwitz- 
werkstättengesetze von  Illinois  auf  die  Initiative  und  die  iinerinüd- 
iichcn  Anstrengungen  der  Bewohner  von  Iluli-House  zurückführen, 
die  die  älteste  und  einHulsreichste  diese  Niederlassungen  bilden.  Die 
Gesetzgebung  war  eine  direkte  bolgc  ihrer  Agitation  und  ihre  Durch- 
führung wurde  4  Jahre  hindurch  einem  Mitgliede  von  Hull-House 
anvertraut.  Die  Mitglieder  anderer  Niederlassungen  schreiben  und 
reden  beständig  über  diesen  degenstand  und  lassen  keine  (ielegcn- 
heit  vorübergehen,  um  auf  die  Notwendigkeit  weiterer  gesetzlicher 
Einschränkungen  und  (iebote  hinzuweisen.  Man  kann  in  keiner 
degend  leben,  in  der  das  Sweatingsystem  besteht,  ohjie  sich  ver- 
anlagt zu  sehen,  unaufliörlich  dagegen  aufzutreten.  Die  Agitation 
der  Niederlassungen  ist  um  so  wirkungsvoller,  weil  man  weifs,  dals 
ihre  Angaben  auf  persönlicher  Beobachtung  beruiien  und  dals  ihre 
Bildiuig  unvorsichtige  Aeulserungen  \erhütet.  Sie  werden  daher  bei 
allen  Enqueten  über  das  System  als  Zeugen  vorgeladen. 

Der  dritte  Weg,  tier  zur  Abs*  li.itTuni^^  des  Sweatingsystems 
tingeschlagen  ist,  flihrt  zur  Organisation  der  in  (.Uesen  (iewerben 
U-chäftigten  .\rbeiter.  VVic  wir  oben  gezeigt  haben,  lälsi  sich 
liicr\(>n  kein  uiuiiittelbarer  Erfolg  erwarten.  Deiuioch  muis  der 
Versuch  trotz,  aller  Schwierigkeiten  fortgeführt  werden,  weil  die 
Organisationen  einen  hohen  pädagogi.schen  Wert  für  ihre  Mitglieder 
besitzen.  Alle  Bemühungen  müssen  unterstützt  und  gefördert  werden,, 
deren  Zweck  es  i.st,  die  Schwitzhöhlenopfer  so  weit  zu  beeinflussen» 
dals  sie  aufserhalb  ihrer  VVerkstätte  und  ihrer  Kolonie  mit  anderen 
Personen  zusammen  arbeiten,  wohnen  und  kämpfen  können,  uin  sie 
aus  ilirer  Apathie  und  Isolierung  herauszuziehen.  Doch  bieten 
diese  Organisationen  kein  unmittelbares  Heilmittel  gegen  das 
Sweatingsystem.  Die  Hoffnung  des  Opfers,  selbst  dereinst  ein 
Zwischenmeister  zu  werden,  macht  ihn  zum  Kampf  gegen  das 
System  untauglich. 

Die  Anwendung  des  vierten  Heilmittels  ist  deshalb  so  schwierig» 
«eil  der  Gegenstand  noch  so  neu  ist  Die  Gesetzgebui^  hat  sich 
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zuerst  vor  lO  Jahren  mit  ihnen  l)ef;ilst.  Illinois  hat  sein  Gesetz  im 
Jahre  1893  erlassen,  ?t  ims\  ]\  ania  im  Jahre  1895  mit  Verbesserungen 
1897,  Ohio  im  Jahre  i8()6  und  die  ttesetze  New  Yorks  und  Massa- 
cluisetts.  die  häutiger  verbessert  worden  sind,  entstanden  erst  im 
Jahre  1888. 

Die  drundzüge  dieser  <  ic>elze  sind  immer  dieselben.  Sit-  for- 
dern die  Regislriening  um!  In>pektion  der  W'crkstätte  und  betrachten 
als  solche  jeden  Raum,  in  welchem  eine  Person  mit  der  Herslellung 
von  Kleidern,  Zig^arren,  Börsen,  Federn  und  künstlichen  Blumen  Ik-- 
schäftigt  ist.  In  einii^en  Staaten  sind  die  kabrikinspektoren  l)efugt.  nach 
ihrem  eigenen  Kmiesscn  Konzessionen  zu  gewähren,  zu  verweigern 
oder  zurückzu/iehen.  In  anderen  Staaten  werden  keine  Konzessionen 
ausgegeben  aber  die  Inspektoren  haben  weitgehende  Rechte .  die 
ihnen  die  l^ntcrsuchung  der  Werkstätten  gestatten  und  tlurch  die 
sie  befugt  sind,  infizierte  Waren  zu  konfiszieren  und  zu  \erniciiien. 

Die  Gründe,  die  diese  (iesetzgebung  als  unzulänglich  erscheinen 
lassen,  siml  kurz  die  folgenden:  Sie  läfst  ilas  Sweatingsysteni  Ix.'- 
stehen  und  lindert  nur  seine  schrunm>ten  Schäden,  sie  bietet  dalier 
nur  halbe  und  wirkungslose  Maisregeln. 

Sie  wälzt  die  Verantwortlichkeit  auf  den  Zwischenmeistcr 
und  nicht  auf  den  Kigentümer  iler  Waren,  der  ebenso,  wie  er  die 
sittliche  Verantwortung  trägt,  auch  die  gesetzliche  tragen  .sollte. 
Sie  kann  den  Arbeiter  nicht  dagegen  schützen,  daGs  seine  Gesund* 
4ieit  durch  den  Gebrauch  der  mit  den  Fußen  betriebenen  Maschine 
geschädigt  wird,  der  sich  in  der  kleinen  Heimwerkstätte  nicht  um- 
gehen lälst  Sie  kann  die  Kinder  nidit  beschiitzent  die  wie  die 
ansteckenden  Krankheiten  in  hunderten  kleiner  Werkstatten  vor- 
handen und  thätig  sind,  ohne  daCs  der  Inspektor,  der  noch 
so  ehrlich  und  gewissenhaft  sein  kann,  etwas  davon  weils.  Sie 
kann  die  Konsumenten  nicht  beschützen,  weil  bei  der  grofsen  Menge 
von  Werkstatten  die  Zahl  der  Inspektoren  niemals  genügen  kann, 
um  alle  infizierten  Werkstätten  zu  ermitteln.  Sie  kann  die  Kon- 
sumenten nicht  dagegen  schützen,  dals  infizierte  Waren  aus  Staaten 
importiert  werden,  die  keine  derartige  Gesetzgebung  besitzen.  Ja 
es  haben  Unternehmer  und  Arbeiter  behauptet,  dafs  die  strenge 
Durchfiihrung  der  sanitären  Gesetze  in  Massachusetts  die  Verlegung 
vieler  Fabriken  von  Boston  nach  New  York  bewirkt  habe,  wo  sie 
unter  den  elendesten  Verhaltnissen  betrieben  werden  können,  und 
von  wo  aus  die  fertigen  IVodukte  nach  Boston  auf  den  Markt  ge- 
bracht werden.   Nach  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  kann 
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in  Massachusetts  die  Gesetzgebung  des  Staates  die  Einfiihrung 
sicher  Waren  nicht  verhindern. 

So  begründet  alle  diese  EÜQWendungen  sind,  so  zeigen  sie  doch 
nur,  dais  die  lOjährige  Erfahrung  die  man  durch  legislative  Experi- 
mente auf  einem  neuen  Gebiete  gesammelt  hat,  nicht  avisreicht, 
um  ein  äulserst  schwieriges  und  verwickeltes  Problem  wirtschaft- 
licher Gesetzgebung  zu  lösen. 

Im  besten  F'alle  ist  die  amerikanische  Gesetzgebung  ein  höchst 
seltsamer  Prozefs,  der  viele  verschiedene  Phasen  durchläuft.  Es 
wird  zunächst  eine  Agitation  in  der  Presse  und  im  Publikum  ins 
Werk  gesetzt  (die  in  diesem  Falle  von  den  Gewerkvereinen,  den 
Frauenvereinen  und  den  Niederlassungen  ausgeht),  es  werden  Peti- 
tionen an  den  Kon-^^rcfs  und  die  Legislaturen  der  einzelnen  Staaten 
gerichtet,  die  gesetzgebenden  Korperchaften  ernennen  Untersuchungs* 
kommissionen  und  erlassen  schliefslich  ein  (iesctz.   Früher  waren 
die  Gewerkvereine  geneigt,  sich  mit  diesem  Stadium  zu  begnügen, 
da  sie  annahmen,  dafs  das  Gesetz  sich  von  selbst  in  Kraft  setzen 
würde.    Eine  schmerzliche  Erfahrung  hat  ihnen  aber  gezeigt,  dafs 
mit  der  Ausführung  eines  (lesetzes,  das  sich  zuerst  mit  einem  wirt- 
schaftlichen Schaden  befalst,  erst  der  schwierigste  Teil  ihrer  Auf- 
gabe beginnt.    Die  Ernennung  von  Hcamten,  die  das  fresetz  durch- 
fuhren sollten,  bedeutete  unter  dem  Beutesystem  nur  zu  oft  die 
wirkliche  Aufhebung  des  (leselzes,  da  diese  Beamten  ihre  Pflicht 
nicht  erfüllten.    .Aber  selbst  wenn  die  Beamten  genug  Pflichteifer 
besitzen,    um   das  Gesetz,   durchzuflihren.   werden   die  davon  be- 
troffenen Personen  es  übertreten,  bis  ein  Probefall  nicht  nur  vor 
den  lokalen  Gerichten,  .sondern  auch  vor  dem  obersten  (ierichtshof 
des  SUuites  oder  des  Bundes  durchgeführt  ist.    Hin  derartiger  Prozefs 
kann  2 — 7  Jahre   dauern.     Bei   den   strengen   Bestimmungen  der 
einzelstaatlichen  und  bundesstaatlichen  X'erfassuncj^en  ist  es  äulserst 
schwierig  ein  fehlerloses  Gesetz  zu  erlassen,  da.s  ^c^en  Aufhebung 
wegen  Verfassungswidrigkeit  gesichert  ist.    Zwei  wichtige  Mafregeln, 
die  das  Sweatingsystem  regulieren  sollten,  sind  aus  diesem  (irunde 
für  ungültig  erklärt  worden,  nämlich  das  (lesetz  für  New  York,  das 
die  Herstellung  von  Zigarren  in  Heim  Werkstätten  verbietet  und  das 
Gesetz  für  Illinois,  das  eine  Arbeiterin  länger  als  8  Stunden  täglich 
zu  beschäftigen  verbietet. 

Trotz  dieser  Schwierigkeiten  i.st  es  wichtig,  «lie  Pf»luik  tlieser 
(iesctzgebung  fortzusetzen,  da  .sie  die  öffentliche  .Meinung  in  hohem 
Ma£se  erzieht.    Die,  welche  ein  Gesetz  befürworten ,  erregen  die 
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öffentliche  Aufmerksamkeit  in  einem  höliercn  (iraiic,   als  es  denen, 
die  eine  Theorie  «»der  ein  l*riiizij)  \ertreten,   in  diesem  praktischen 
Lande  i^eliiiLTl.    Sullte  überdies  die  Erfahrung'  lehren,  dals  die  im 
vorigen  Jahrhundert  von  der  Nation  und  in  diesem  Jahrhundert  von 
den  Staaten  aiii^enommenen  X'erfassunf^en  \  eraitet  sind  und  neueren 
Verhältiiisseti  an^^epafst  werden  miifsten,  so  ist  es  die  Pflicht  allen 
jTuten  Rür^ern  diese  Thatsache   klar  zu   stellen   und   die  Wähler 
damit  vertraut  /.u  machen.    Eine  soziale  oder  wirtschaftliche  An- 
irele^enhcit,  die  diesen  lan<^nvierigeii  Prozeli  durchlaufen  hat,  erfreut 
sich  einer  so  scharf  prüfenden  Aufmerksamkeit,   dals   sie  bis  zu 
einem  p^ewissen  (xrade  sich  selbst  korrigiert.     So  hat  die  Heim- 
fabrikation von  Zit^arren  in  New  ^'ork  stetig  abgenommen,  seitdem 
die  Agitation  tür  ihre  i^esctzliche  Beseitigung  angefangfen  hatte,  ob- 
schon  das  zu  diesem  Zwecke   in  diesem  Staate  erlassene  Gesetz 
unter  dem  Vorwand  der  Verfassungswidrii^kcit  wieder  autgehoben 
wurtle.    Die  Zigancnai  heiter  haben  nie  ihre  Bemühungen  um  die 
gesetzliche  BeseitigunL;  cinifestcllt,  und  es  ist  keine  Aussicht  vor- 
handen, dalii  sie  ihre   Taktik  ändern  werden.    Indirekt  haben  sie 
dadurch  eine  Aufklärung  des  Publikums  über  Heimarbeit  und  über 
die  veraltete  Natur  unserer  V'^erfassung  und  unser  gerichtliches  Ver- 
fahren  bewirkt,  die  ebenso  nützlich  sind  wie  das  Gesetz,  um  dessent- 
willen  sie  ihre  Agitation  betreiben. 

Die  Heimarbeit  muls  verboten  wetden.  Wemi  ein  solches 
Verbot  in  einzelnen  Fällen  audi  zu  weit  gehen  würde  (wie  z.  B. 
in  dem  der  Chicagoer  Zigarrenarbeiter,  die,  wie  wir  gezeigt  haben, 
nicht  die  elende  Lage  der  Schneider  teilen),  so  muis  es  doch  im 
Interesse  d^  allgemeinen  Wohlfahrt  gefordert  werden.  Wenn 
ein^  Witwen  und  andere  Frauen,  die  för  hivaliden  oder  Kinder 
zu  soi|^  haben,  es  als  Harte  empfinden  sollten,  so  mufs  man 
ihnen  sagen:  ,J)a  Ihr  Euch  durch  die  Heimarbeit  doch  nicht  er- 
nähren könnt,  da  ihr  stets  noch  auf  private  und  olTentlicbe  Unter- 
stützung angewiesen  seid,  bt  es  besser,  Euch  ganz  durch  fremde 
Hüfe  zu  erhalten,  als  da(s  die  arbeitsfihigen  Schneider  massenweise 
dem  Pauperismus  ver&llen,  in  den  sie  durch  die  jetzigen  ungeord- 
neten wirtschaftlichen  Zustände  getrieben  werden."  Müssen  wir  ein- 
mal einen  Teil  der  Leute,  die  mit  diesem  Grewerbe  zusammenhingen» 
erhalten  (und  jeder,  der  die  jetzigen  Verhaltnisse  kennt,  wird  dies 
zugeben)  so  dürfen  wir  wenigstens  nach  Unteisuchung  aUer  Um* 
Stande  bestimmen,  welchen  Teil  der  Arbeiter  wir  erhalten  wollen. 
Sobald  wir  die  Fabrikgesetze  auf  alle  ArbeitsverhSltiüsse  auadehnent 
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brauchen  wir  die  Thatsache,  da(s  dadurch  selbständige  Heim« 
arfoeher  und  Schwitzhohlenarbeiter  in  den  Pauperismus  und  zur 
Bettelei  getrieben  werden,  nicht  zu  beklagen;  denn  es  giebt  im 
allgemeinen  keine  selbständigen  Arbeiter  dieser  Art  Wenn  wir 
die  Heimarbeit  verbieten  und  die  Armenunterstützung  erhöhen,  ge- 
winnen wir  noch  dabei  Aber  die  öffentliche  Meinung  ist  noch 
nicht  reiC  um  eine  so  nützliche  Malsrcgel  zu  beschliefsen,  und  ehe 
ein  absolutes  Verbot  erlassen  werden  kann,  wodurth  allein  ein  Er- 
folg  erzieh  werden  könnte,  müssen  wir  uns  mit  Vorschriften,  die 
eine  strengere  Aufsicht  bezwecken,  b(^<%en. 

Auf  den  Jahresversammlungen  der  internationalen  Fabrikinspek^ 
torenvereinigung,  zu  der  viele  Staateii  und  zwei  kanadische  Pro- 
\'inzen  ihre  Vertreter  schicken,  wird  das  Thema  der  Reform  dieser 
Zustände  durch  Erlals  von  Bundesgesetzen  regelma^  erörtert. 
Die  Inspektoren  aus  den  kleineren  Staaten,  selbst  die  aus  Massa- 
diusetts  und  Pennsylvania,  deren  Erfahrung  sich  auf  Boston  und 
Philadelphia  beschränkt,  glauben,  da(s  die  staatliche  Gesetzgebung  zu 
diesem  Zweck  völlig  ausreicht;  sie  sehen  nicht,  wie  grolsdie  Gefahr 
(ur  ihre  Mitbürger  ist,  wenn  diese  die  Produkte  der  New  Yorker 
Heimarbeit  kaufen.  Dagegen  fordern  die  Inspektoren  von  New  York 
und  Illinois  den  ErlaCs  von  Bunde^esetzen  aus  zwei  Gründen» 
Erstens,  weil  der  KcHisument  in  Krnuuigelun^  einer  einheitlichen 
Gesetzgebung  für  das  I^nd  auf  den  guten  Willen  einer  grofsen 
Menge  legislativer  Körperschaften  und  lokaler  Gesundheitsämter 
angewiesen  ist,  die  mit  Ausnahme  von  zwei  oder  drei  Städten 
nichts  taugen. 

Der  zweite  und  Haup^rund  Air  den  Krlafs  eines  Bundesgesetzes 
ist  aber  der,  da(s  es  ui^mein  schwierig  ist,  die  Gresundheit  der 
Arl)iitcr  und  Konsumenten  durch  staatliche  Gesetze  zu  schützen, 
ohne  dadurch  die  konstitutionellen  Befugnisse  der  Staaten  im  Sinne 
der  jüngsten  Entscheidungen  der  obersten  Gerichtshöfe  der  Staaten 
und  des  Bundes  zu  überschreiten.    Das  beabsichtigte  Bundesgesetz 
will  die  Verantwortung  für  rlie  «sanitären  Zustände  der  Werkstätten 
auf  den  (Trofshändler  legen,  dem  die  Waren  gehören,  und  der  durch 
Kautionen  dafür  bürgen  mufs,  dafs  der  Zwisrhennicistcr  die  Be- 
stinMnungen  des  (iesetzes  beachtet.    Die  Ausführung  des  (iesetzcs 
>oll  dem  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  übertragen  werden,  weil 
die  Mafsregel  einen  fiskalischen  Charakter  tTäi^-^t  und  von  denselben 
Beamten,  die  jetzt  die  „Intcrnnl  Revenue"  m  dem  Zigarrengewerbe 
"Ammeln,  durchgefülirt  werden  kann.    Die  Sulzer-Bili,  die  jeUt  zum 
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dritten  Mal  dcni  Kongrefs  vorgelegt  wird,  wird  auch  in  ctieser 
Session  kaum  clurcht:^chcn. 

\*nn  den  X'crsuclicn,  das  Swcatingsystcm  als  Arj^aniieiU  für  die 
Hcschränkuiig^  der  Einwanderung  von  Seiten  des  Bundes  zu  benutzen, 
brauchen  wir  hier  wohl  nicht  zu  sprechen.  Niemand  glaubt  ernst- 
lich, dafs  es  wirklich  luitig  ist,  um  einige  sehr  \  erkomniene  (  icwcrltf 
zu  heben,  die  Hafen  Amerikas  Kinwanderern  zu  verschliclsen.  die 
der  religiösen  Verfolgung  oder  der  Armut  Siziliens  und  Calabrieas 
entfliehen. 
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DÄNEMARK. 

Die  dänische  Arbeiterversicherung  insbesondere  das 
Unfallversicherungsgesetz  vom  7.  Januar  1898. 

Von 

CORDT  TRAF, 

Direktor  des  statistischen  Bureatu  der  Stadt  Kopenhagen. 

Schon  lange  hat  man  sich  in  Dänemark  mit  der  Frage  der 
siaatliciien  Arbeiterversicherung  beschäftigt.  So  sprach  sich  z.  B. 
die  .Mehrzahl  in  der  .^rbeiterkommission  von  1875  dafür  aus,  durch 
positive  Staatshilfe  die  Kranken-  und  Altersversicherung  Unbe- 
mittelter zu  unterstützen  ungeachtet  des  Prinzips  der  Versicherungs- 
freiheit, während  man  Unfällen  gegenüber  eine  Erweiterung  der 
Veraiitworthchkeit  des  Arbeitgebers  befürwortete,  so  dafs  eine  Haft- 
pflicht eintreten  sollte,  wenn  der  Unfall  einem  Mangel  an  gehörigen 
Schutzmafsregeln  des  .Arbeitgebers  oder  seiner  Repräsentanten  zu- 
zuschreiben war.  Indes  waren  es  erst  die  deutschen  Kranken-  und 
l'nfallversicherungsgesetze  von  1883 — 84.  welche  auch  in  Dänemark 
tlie  soziale  Versicherungsfrage  in  den  Vordergrund  drängten.  Ein 
Resultat  dieser  Bewegung  war  die  Flinsetzung  der  neuen  .Arbeiter- 
kommission von  1885,  welche  zwei  Entwürfe  für  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  fertigstellte. 

Die  dänischen  Krankenkassen  hatten  schon  damals  eine  be- 
deutende Ausbreitung  erlangt;  ihre  Zahl  konnte  man  in  1885  auf 
1000  mit  120000  Mitgliedern  veranschlagen,  und  der  Gesichtspunkt 
der  Kommission  war  deshalb  derselbe,  welcher  sich  in  der  früheren 
Arbeiterkommission  geltend  gemacht  hatte,  dafs  diese  freiwillige 
Bewegung  auch  künftig  die  tragende  Kraft  bei  der  Lösung  der 
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Aufi;abe  sein  sollte,  tuir  dals  der  Staal  ilic  X'erpfliclitunj^'  hätte,  sie 
zu  unterstützen  und  zu  i  ci^ulicren.    Ihr  Vorschlag  wollte  dcni^ciHäl>  die 
Bedingungen  feststellen ,  welche  die  freiwilli>j;en  Krankenkassen  er- 
füllen mülsten,  um  Anerkeniuni-;  >()wie  tlie  damit  verbundene  l'ntei- 
stützun^  \«üni  Staat  und  tlcn  Kommunen  zu  erhalten.    Km  J  iaupt- 
punkt  in  ilcni  \  on  der  Kommission  ausj^earbeiteten  l'nfallversiche- 
runf^sentwurf    war    der,    dafs    nur    Mitj^diedcrn    der  anerkainiten 
Krankenkassen  die   Bestimmungen  des  (lesetzes  zugute  konnnen 
könnten   —    unstreitig    ein   mächtiger  Hebel   für  die  freiwilli^'C 
Krankenkassenbewegung.    Der  Entwurf  umfafete   nur  Arbeiter  in 
den  von  der  Gesetzgebung  als  eriahrungsmäl'sig   gefahrlich  ge- 
stempelten Gewerben  (darunter  auch  die  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe).  Man  beabsichtigte,  die  Unterstützung  nach  der  Hohe  des 
Aibeitslohnes  und  dem  Um&nge  der  Erwerbsunfähigkeit  festza» 
stellen.    Die  Kosten  der  Verstcherung  sollten  —  abgesehen  von 
der  Verwaltung  durch  den  Staat  —  von  den  Arbeitgebern  getragen 
werden.  Die  gewerblichen  Arbeitgeber  sollten  nach  der  Gefährlich- 
keit des  Gewerbes  in  drei  Gefahrenklassen  eingereiht  werden«  wäh- 
rend die  Beitrage  fiir  die  landwutschaftlichen  Betriebe  nach  dem 
»fHartkom''  (Grundsteuerkataster)  umgelegt  werden  soOCen. 

In  der  Session  von  iS88  legte  die  Regierung  dem  Reichstage  zwei 
Gesetzentwürfe  einer  Kranken-  und  Unfallverstcheruag  vor,  welche 
in  den  Hauptzügen  auf  der  Arbeit  der  Kommission  beruhten.  Am 
13.  April  1892  gelang  es  der  Regierung,  ein  Krankenkassengesetz*) 
durcbzubringen ,  welches  mit  Beibehaltung  des  Prinzips  der  Ver- 
sicherungsfreiheit den  Staat  sowohl  als  die  Kommunen  verpflichtete, 
an  solche  Krankenkassen  Hilfe  zu  leisten,  welche  die  von  der 
Geset^bung  geforderten  Bedingungen  öffentlicher  Anerkennui^  er- 
füllten. Diese  Bedingungen  hatten  namentlich  zum  Zweck,  Garantie 
dafür  zu  leisten,  dals  die  Kassen  die  von  ihnen  übernommenen 
Verpflichtui^n  erfüllten  und  gleichzeitig  ihren  Mi^liedem  und  deren 
Kindern  unter  15  Jahren  ein  gewisses  Minimum  an  Krankenunter» 
Stützung  sicherten.  Die  Unterstützung  bestand  fiir  beide  in  arzt- 
licher Hilfe  und  Krankenbehandlung,  für  die  Mitglieder  zt^leich  in 
einer  naher  bestimmten  Geldunterstfitzung.  Die  Beihilfe  des 
Staates  bestand  in  Geldzuschüssen  von  sciten  der  Kommunen 
wesentlich  in  Aufnahmen  zu  ermalsigtem  Preise  in  den  ihnen  ge- 
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hörenden  Krankenhäusern.    Nicht  alle  Krankenkassen  sind  um  An- 
erkennung euagekommeii  oder  haben  eine  solche  erlangt    Die  Zahl 
dieser  Kassen  ist  jedoch  nicht  bekannt.    Dagegen   ist   die  Ver- 
breitung der  anerkannten  Krankenkassen  aufscrordcntlich  «gestiegen; 
vom  31.  Dezember  1893  bis  31.  Dezember  1896  hat  ihre  Zahl  von 
457  bis  auf  724  und  die  Anzahl  der  Mitghedcr  von  I17000  auf 
179CXX)  zu^^cnommen.    Das  X'crmö^en   der    Kassen   hetrui^  Ende 
1896  ca.  1908000  Kronen   (einschlielslich  des  Siaatszuschusscs  für 
1896   V(Ki   CA,    548,000   Kr.i.  ^     Die   j^^esaniten   hinnahmen  dieser 
Kassen  waren  im  Laufe  der  tlrei  genannten  Jahre  von  830000  auf 
1752000  Kr.  gestielten  und  ihr  X'ermöt^ensstand  zeii^te  im  Jahre 
1896  einen  Fortschritt   um   ca.  2()4  0<_x)  Kr.    Diese  Zahlen  deuten 
darauf  hin,   dafs  die  freiwillij^e  Krankenkassenbewegung  an  und  für 
sich  recht  c^ute  Resultate  in  Dänemark  erzielt  hat  und  dals  sie  be- 
s<inder>  stetii^  an  Ausdehnung  zunimmt.   In  dem  letzten  vor  kurzem 
tlcm  .Ministerium  des  Innern  ein^^ereichten  Hericin,  teilt  der  Kranken- 
kassen Inspektor  Dr.  .Sorensen  mit,  dals,  wahrend  die  179000  Personen, 
weiche    in   Dänemark   MitL,dieder  der  anerkannten  Kninkenkasscn 
waren,  ca.  '     der  ^^'anzen  Bevölkerung  ausmachten,  die  entsprechende 
Zahl  für  ganz  Deutschland  unt^efahr  '  -  betrug.    Aber  Dr.  Sörcnsen 
macht  zugleich  darauf  aufmerksam,  dals  die  Zahl  der  .Mitglieder  der 
Kfankenka.s.sen  in  Deutschlarul  «iurcli  die  Hestimmun^en  des  (yesetzes 
ziemlich  fest  bestimmt  und  nicht  sehr  au.Mlehnungslähig  ist.  während 
ihre  Zahl  in  Dänemark  in   starkem  Wachstum  l>egrift'en   ist.  Wius 
Kopenhagen  (d;is  benachbarte  hretlerikslieri^  inl)e;^'riften   betriti't,  .>o 
ist  die  Zaiil  von  Krankeiik.is>.cnmitgliedern  ieiloch  bedeutend  ^r()fser, 
nämlieh  ca.  '-  der  Bevölkeruiif^       vui^fcfahr  dieselbi   w  ie  in  iJeutsch- 
land.    Will  man  jedoch  alle  Personen  im  i^anzen  l..iiule  mitrechnen, 
welche  die  X'orteilc-  der  Krankenkassen  L^cnielsen,  so  muls  man  zu 
den  179000  Mitghedern  ihre  Kinder  unter  15  Jahren  zählen,  welche 
Anspruch  auf  freie  ärztliche  llille  und  Krankenpflege  haben,  und 
weiche  auf  ca.  145  ooo  veranschlagt  werden;  die  Zahl  steigt  dann 
Mlf  ca.  325  000  Personen. 

Schon  früher  war  es  gegen  alle  Erwartung  j;egluckt,  ein  Alters» 
vetsoigungi^^csetz  durchzubringen.    Der  jetzige  Direktor  des  konig- 
liehen  statistischen  Bureaus,  Rubin,  hatte  bei  einer  öffentlichen  Ver- 
saomdung  in  Randers  der  Idee  Ausdruck  verliehen,  das  Armenwesen 
'  dadurdi  zu  reorganisieren,  dals  der  Staat  aus  eignen  Mitteln  jeder 
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Person  über  65  Jahr,  welche  gewissen,  näher  bestimmten  (lesell- 
schaftsfjruppen  angehört,  jährlich  eine  feste  Summe  gewähre,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Lohnes  hxiert  werden  sollte,  ohne 
dafs  die  E^'olgen  damit  verbunden  werden  sollten,  welche  die  Armen- 
unterstützung mit  sich  führt.  In  der  Reichstagssession  1890 — 91, 
kurz,  nachdem  die  linke  Partei  i;esprengt  worden  war,  hatte  der 
rechte  Flüi^'el  derselben  einen  l  icsetzesvorschlag  vorgelegt,  welcher 
an  die  Stelle  der  Zuckersteuer  eine  Steuer  auf  das  bayrische  Bier 
setzen  wollte  und  die  Situation  war  derart,  dafs  die  Gegner  der 
neuen  Politik  innerhalb  der  linken  Partei  eine  Biersteuer  als  unab- 
wendbar betrachteten.  L'uter  diesen  Umständen  brachten  die  Reichs 
tagsmitglieder  Berg  und  Hörup  an\  17.  Dezember  1890  einen 
Antrag  ein,  den  Ertrag  der  Biersteuer  in  Verbindung  mit  einigten 
anderen  Einnahmen  zu  einer  Altersx  ersorgung  zu  verwenden ,  im 
wesentlichen  nach  dem  von  Rubin  vorgeschlagenen  Modus.  Gegen- 
über diesem  Vorschlage  legten  mehrere  Abgeordnete  der  rechten 
imd  der  geiuäfsigten  linken  Partei  einen  anderen  Altersversorgungs- 
entwurf \(jr,  welcher  sich  besonders  dadurch  von  dein  Berg- 
Hörui)  seilen  unterschied,  dafs  die  Kommunen  neben  dem  St.iai 
einen  wesentlichen  Teil  der  Ausgaben  tragen  sollten,  dafs  ferner  tlie 
Unterstützung  nicht  bestimmten  Gesellschaftskiassen,  sondern  allen 
Unbemittelten  offen  stehen  und  nur  dann  eintreten  sollte,  wenn  ein 
Bedürfnis  dazu  vorhanden  war,  auch  .sollte  sie  nicht  eine  bestimmte 
Summe,  sondern  „das  Nötige  zum  Unterhalt  und  zur  Kur  und 
Pflege  in  Krankheitsfallen"  betragen;  aufserdem  war  in  indirektem 
Sinn  mit  einigen  Bestimmungen  auf  Selbsthilfe  hingewirkt,  u.  a.  damit, 
dais  niemand  die  Altersunterstützung  empfangen  sollte,  welcher 
während  der  zehn  letzten  Jahre  eine  Armenunterstützun^  bekommen 
hatte.  Dieser  Vorachlag  wurde  am  9.  April  1891  '}  zum  Greseti 
erhoben* 

Ueber  die  Anzahl  der  nach  diesem  Gesetz  unterstuzten  Persooen 
und  die  Form  und  GrroGse  der  Unterstüzungen  teilen  wir  hier  einig« 
summarische  Zahlen  für  das  Jahr  1894  mit,  das  letzte,  iur  welches 
genaue  Berichte  vorliegen.  Die  Zahl  der  fest  unterstützten  Haupt- 
personen war  iiir  das  Königreich  Dänemark  (mit  einer  Etnwohner- 


')  Vgl.  den  schon  );enannti.>n  Aufsatz  von  rroicssor  Westcrgaard  in  diesem 
ArchiT  V  S.  303  ff.  «ad  C  Tmp  „Ueber  die  Stdlang  der  dlabdicn  Gcsetigebung 
zur  Untentntinng  der  Unbemittelten,  weldie  nicht  unter  dem  Armenwetea  stefaen**,  in 
den  JabrbOchero  fttr  Nationalfilmnomie  u.  Statictik  1893  (dritte  Folge  Bd.  V  p.  70  ff.}. 
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zahl  von  ca.  2 '  '4  Mill.)  18504  Männer  (  wovon  12  410  Mauslialtungs- 
vorstände)  und  19  389  Frauen  (wovon  226  Hau^liakungsvorstände). 
Die  Zahl  der  Nebenpersonen  (deren  Unterhah  den  Altcrsuntcr- 
stützungsgenielsenden  oblag)  betrug  14  8 14;  einige  hundert  Personen 
erhielten  aulserdem  zeitweilige  Unterstützung.  Die  Ausgaben,  die 
ijie  Altcfsunterstützung  mit  sich  brachte,  beliefen  sich  im  Jahre 
1894  auf  3  249CXX>  Kr.,  wovon  auf  den  Staat  und  die  Kommunen 
ungefähr  die  Hälfte  kam.  Da  die  durch  die  Altersunterstützung 
verursachten  Ausgaben  in  stetigem  Wachstum  sind  —  in  den  Jahren 
1892—94  von  2  561 000  auf  3249000  Kr.  —  der  Staatszuschuis 
aber  durch  das  Gesetz  auf  2  Millionen  Kr.  begrenzt  ist,  wird  man 
kaum  weit  von  dem  Zeitpunkt»  entfernt  sein,  da  auf  die  Kommunen 
der  Hauptteil  der  Lasten  fallt  Die  Altersunterstützung  besteht  über- 
wiegend in  Auszahlung  von  barem  Gelde  oder  Naturalien.  Der 
Unterhalt  in  Asylen  hat  nur  in  Kopenhagen  eine  nennenswerte  Be- 
deutung; hier  fiel  von  der  ganzen  Summe  der  Auagaben  in  1894 
124^0  3uf  diese  Unterstiitzungsform,  wahrend  die  entsprechende 
Zahl  für  das  ganze  Land  nur  3,7%  ausmachte.  Wesentlich  ver- 
schieden ist  die  GrÖfse  der  Unterstützung  nach  dem  Wohnort  Die 
grölste  jährliche  Durchschnittssumme  erreichten  die  Handelsorte 
(darunter  das  mit  Kopenhagen  verbundene  Frederiksberg)  mit 
141  Kr.,  dann  folgt  Kopenhagen  mit  124  Kr.,  die  F^ovinzialstadte 
mit  113  Kr.  und  das  Land  mit  84  Kr. 

Mit  Recht  ist  dieses  Gesetz  Gegenstand  einer  scharfen  Kritik 
gewesen.  Die  guten  Seiten  des  Gesetzes,  welche  besonders  darin 
bestehen,  dals  man  eines  neuen  kostbaren  Versicherungaappants 
entbehren  konnte,  indem  die  Verteilung  der  Unterstützungen  durch 
die  Kommunen  vor  sich  geht,  können  keinen  Eisatz  für  manche 
üble  Konsequenz  bieten.  Diese  Hegt  insbesondere  darin,  dals  die 
Unterstützungen  nicht  in  festen  Sunmien  bestehen,  sondern  wesent- 
lieh  nadi  dem  Grutachten  der  Kommunalverwaltungen  bestimmt 
und  notwendigerweise  je  nach  dem  Bedürfnis  des  Betreffenden  ver- 
grdlsert  werden.  Dadurch  werden  die  Unterstützten  veranlalst,  jede 
ErwerbsthStigkeit  so  schnell  wie  möglich  au&ugeben. 

Die  ungünstigen  Wirkungen  werden  weiter  noch  dadurch  er- 
höht,  dals  nach  der  geltenden  Praxis  niemand  eine  Unterstützung^ 
erhalten  kann,  che  er  etwaige  Ersparnisse  im  wesentlichen  ver- 
braucht bat  Beinahe  scheint  es,  als  ob  eine  Prämie  darauf  ge- 
setzt wäre,  nichts  zu  erwerben,  oder  das  Erworbene  möglichst 
schnell  zu  vergeuden.   Daneben  ist  auf  die  Wirkung  aufmerksam 
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gemacht  worden,  wdche  das  Gesetz  auf  die  frühere  in  ziemlich 
grolsem  Umfang  von  Verwandten,  Freunden,  Unterndimem  etc. 
gewährte  Unterstützung  üben  mu(s,  da  die  früher  geleistete  HiUe 
natürlich  den  Zweck  hatte,  den  Alten  zugute  zu  kommen,  während 
sie  nach  den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  in  der  That  den 
Kommunen  zufällt,  insofern  sie  die  öffentliche  Unterstützung  ver- 
ringert Deshalb  ist  von  Kontorchef  Rader,  welcher  dem  Ver- 
soigungswesen  in  Kopenhagen  vorsteht,  der  Vorschlag  gemacht 
worden,  dals  bestimmte,  nach  Alter  und  Aufenthaltsort  normierte 
Taxen  existieren  sollen;  doch  haben  diase  und  andere  Bestrebungen 
die  unerwünschten  Folgen  unserer  Altersversorgung  etwas  zu  ver- 
ringern, bisher  zu  keinem  positiven  Resultat  gefUhrt 

Die  Alters-  und  Krankenversicherung  war  so  zu  einem  vor- 
läufigen  Abschluß  gebracht  worden.  Dagegen  hatte  die  Regierung 
verschiedene  vergebliche  Versuche  gemacht,  ein  Unfallversicherung^ 
gesetz  durchzubringen,  und  liefs  deshalb  die  Sache  vorlaufig  ruhen. 
Als  die  Versicherungsfra^  in  dem  Reichstage  wieder  zur  Sprache 
kam,  geschah  dies  durch  private  Initiative^  indem  ein  Mitglied  des 
Folketings,  J.  C  Chrtstensen,  in  der  Session  1895 — 9^  einen  von 
dem  verstorbenen  Abgeordneten  Berg  dem  Folketing  vorgelegten 
Entwurf  zu  einer  allgemeinen  Unfallversicherung  för  alle  Personen, 
welche  sich  durch  körperliche  Arbeit  ernähren,  wieder  vorbrachte. 
Der  Hauptgedanke  des  Gesetzentwurf  war  der,  daCs  die  Ausgaben 
bei  allen  Unfällen,  welche  als  Betriebsunfälle  der  modernen  Industrie 
bezeichnet  werden  können,  auf  die  betreffenden  Arbeitgeber  verteilt 
werden  sollten,  während  dagegen  die  Kommunen  solidarisch  die 
Lasten  bei  allen  anderen  Unfällen  tragen  mufsten.  Der  X'orschlag 
war  sehr  umfassend,  da  er  nicht  allein  die  Arbeiter  der  (irofs- 
industrie.  sondern  auch  die  des  Handwerks  und  der  Landwirt- 
schaft im  Auge  hatte.  Die  Unterstützung  sollte  gleich  grofs  sein, 
ob  der  Arbeitgeber  oder  die  Gesellschaft  die  Last  der  Versicherung 
zu  tragen  hätte. 

Die  Stimmung  im  Reichstage  war  ji-doch  nicht  dafür,  alle  diese 
Unfälle  nach  denselben  Regeln  zu  behandeln.  Der  vom  Folketing 
in  der  Session  1895 — 96  zur  Behandlung  der  Sache  gewählte  .\us- 
schufs  war  im  Gegenteil  sehr  dazu  geneigt,  zwischen  den  gefahr- 
lichen und  ungefährlichen  Betrieben  eine  scharfe  Grenze  zu  ziehen, 
und  erst  infolge  sehr  energischer  Bemühungen  von  vielen  Seiten, 
wurde  der  Rntwurf  ctullicii  einstimmig  von  beiden  Kammern  an- 
genommen und  durch  königliclie  Sanktion  am  7.  Januar  1898  zum 
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Oesetz  erhoben.  Ueber  die  Einzellieiten  des  Gesetzes  kann  man 
in  dem  Text,  welcher  am  Schlii£s  dieses  Artikels  abgedruckt 
ist,  Auskunft  erhalten;  hier  sollen  nur  einige  seiner  wichtigsten 

Punkte  lier\'orgehoben  werden. 

Zur  OrdniniL:  der  infolge  des  Gesetzes  herbeigeführten  Ver- 
hältnisse wird  ein  Arbeiterversicherungsrat  gebildet.  Diese  In- 
stitution besteht  aus  einem  Vorsitzenden,  der  vom  Könige  ernannt 
wird,  2  gleichfalls  vom  Könige  ernannten  Mitgliedern,  von  welchen 
das  eine  Arzt  sein  mu(s,  2  Arbeitgebern,  die  vom  Minister  des 
Innern  ernannt  werden  und  2  vom  Krankenkassenausschuls  ge- 
wählten Arbeitern.  Die  Arbeitgeljer  und  Arbeiter  sollen  den  dem 
Gesetze  unterworfenen  Betrieben  gehören.  Der  Krankenkassen- 
Inspektor  und  die  Fabrikinspektoren  können  vom  Minister  des 
Innern  dem  Rate  beigeordnet  werden. 

Der  Umfang  des  Gesetzes  ist  auf  die  erfahrungsmäfsig  gefähr- 
lichen Betriebe  begrenzt,  und  hiermit  steht  es  in  Verbindung,  dafs 
die  Kosten  der  \'ersirheruiii^^  unter  die  Arbeit'^a'her  verteilt  werden. 
Um  diesen  Punkt  wurde  während  der  Verliaiidluiv^cn  im  Reichs- 
tage am  härtesten  ;^ckäm[)ft.  V^on  mehreren  .Seiten  wurde  der 
Anspruch  erhoben,  eine  allgemeine  L^nfallversicheruiif;,  welche 
nlle  Arbeiter  umfassen  sollte,  ins  Leben  zu  rufen  und  die  L^.in/e 
<Je^cll<chaft  auf  dem  \\'c;^e  der  Steuern  die  Ausgaben  hierfür  tragen 
zu  LisNen.  Mit  guten  (iründen  wurde  von  den  h^ürsprechern  des 
Gesetzes  her\"orgehoben,  dals,  wenn  man  die  Kosten  der  Unfall- 
versicherung durch  Steuern  decken  wollte,  dies  bedeutete,  dafs  der 
Staat  das  mit  den  ^gefährlicheren  Betrieben  verbundene  Risiko  auf 
sich  nehmen  solle,  etwas  das  anderen  Steuerzahlern  gegenüber  un- 
gerecht wäre,  und  dafs  man  dagegen  mit  gutem  Recht  das  mit  den 
gefährlichen  Betrieben  \erl)un<lene  L^^rnfsere  Risiko  fü;^^licli  als  einen 
Teil  ihrer  Betriebsk(»teii  betrachten  könne.  Eine  l  olge  hiervon  war 
es,  dals  flie  Entschädigung  zu  einem  unveränderlichen  Bestandteil 
des  .Arbeitsvertrages  gemacht  werden  niuble.  Und  wie  es  \om 
theoretischen  Stamlpunkte  aus  nicht  niuichtig  erschien,  die  l^nfall- 
versicherungsgeset/gebung  zunächst  blos  auf  <iie  L^'endirlichen  Be- 
triebe anzuwenden,  \\c\\  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  hei  den 
einzelnen  .Arbeitern  hier  oft  von  fler  mit  dein  Betriebe  cw^  ver- 
bundenen Betriebs^^efahr  sehr  in  den  i  linter;;runtl  L;edrän^t  wird, 
SO  hielt  man  das  auch  in  hohem  Grade  aus  praktischen  Gründen 
empfehlenswert. 

Die  Betriebe,  bei  welchen  das  Gesetz  zur  Anwendung  kommt, 
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z  rialleii  in  zwei  Klaxscii.  In  den  in  i;  4  A  1  —  TO  genannten  Be- 
tri(  In  n  ist  es  entweder  die  Art  des  Betriebes  an  und  für  sich  oder 
die  Art  des  Betriebes  in  Verbindung  mit  den  dabei  angewandten 
Betriebsmitteln,  welclic  sie  diesem  Gesetze  unterwirft.  Nach 
§4  A  I,  welcher  sich  auf  Fabrikbetriebe  bezieht,  ist  es  hauptsäch- 
lich die  Frage,  ob  Betriebe  der  Fabrikinspektion  auf  Grund  der 
V^erwendung  von  Maschinen  unterworfen  sind,  welche  über  die 
Anwendung  des  ünfallversicherungsgesetzes  entscheidet.  Man  hat 
jedoch  eingesehen,  dafs  auch  Fabrikbetriebe,  welche  keine  Maschinen 
verwenden,  er&hrungsmälsig  als  wenigstens  ebenso  gefährlich  sich 
erweisen  können,  und  es  deshalb  in  die  Hand  des  Ministeriums  des 
Innern  gelegt,  das  Gesetz  auch  auf  solche  Betriebe  auszudehnen. 
Mit  Bezug  auf  alle  die  in  §  4  A  genannten  Betriebe  gilt,  dals  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  nur  dann  zur  Anwendung  kommea 
können,  wenn  der  Un&ll  durch  den  Betrieb  verursacht  bt,.  und  nur 
fiir  den  Fall,  dafs  der  Betrieb  als  Gewerbe  ausgeübt  wird.  Beispiels- 
weise ist  ein  Landmann,  der  einen  Danun  oder  Kanal  auf  seinem 
Feld  gräbt,  nicht  dem  Gesetze  unterworfen,  während  ein  Unter« 
nehmer,  der  gegen  Bezahlung  eine  solche  Arbeit  iiir  Andere  über- 
nommen hat,  verantwortlich  ist.  .  Nach  §  4  B  iallt  jeder  Betrieb^ 
welcher  Kraftmaschinen  von  der  in  dem  Gesetz  über  die  Fabrik- 
inspektion genannten  Art  verwendet,  unter  das  Gesetz,  doch  nur 
wenn  der  Un£Ul  den  dort  genannten  Betriebsmitteln  zuzuschreiben 
ist  Der  Arbeitgeber  ist  verantwortlich  nach  §  4  B,  auch  wenn  die 
Arbeit  nicht  als  Gewerbe  ausgeführt  ist  Während  der  Reichstags- 
verhandlungen wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dals  es  viel 
richtiger  gewesen  wäre,  die  Gefährlichkeit  der  Maschinen  als  die 
Art  der  Triebkraft  für  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  entscheiden 
zu  lassen. 

Nach  §  3C  ist  der  Arbeitgeber,  weteher  die  Ausführung  einer 
Arbeit  übernommen  hat,  auch  fiir  die  Unfälle  verantwortlich,  welche 
die  Arbeiter  treffen,  die  ihm  vom  Kontrahenten  zur  Ausfuhrung 
der  Arbeit  überlassen  werden. 

Wie  schon  erwähnt,  sind  es  die  Arbeitgeber,  welche  die  leisten 
der  Versicherung  tragen  müssen.  Das  Prinzip  der  Selbsthilfe  ist 
jedoch  nicht  ganz  aus  dem  Gesetze  verbannt,  indem  die  Arbeiter» 
da  die  Unterstützung  erst  nach  13  Wochen  eintritt,  darauf  an- 
gewiesen sind,  in  der  betreffenden  Zeil  für  sich  selbst  ZU  SOfgen, 
Z.  B.  durch  Eintritt  in  eine  Krankenkasse. 

Die  Ansprüche  aus  dem  Unfallversicherung^^esetz  zerfallen  in 
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Verschiedene  Abteilungen.  Der  erste  Satz  des  %  $  handelt  von  der 
einstweiligen  Unterstützung,  welche  nach  einem  Un&ll  gewahrt 
Wird,  dessen  schliefsliche  Folgen  noch  nicht  zu  übersehen  sind.  In 
diesem  Falle  kommen  dem  Verletzten  Tagegelder  zu,  welche  bei 
vollständiger  Invalidität  auf  %  des  Tagelohnes  des  Verletzten  (doch 
nicht  über  2  Kr.  oder  unter  i  Kr.),  oder  wenn  die  Erwerbsfahig- 
keit  nur  vennindert  ist,  auf  eine  verhältnismäßig  geringere  Summe 
festgesetzt  werden. 

Hat  der  Un&ll  dagegen  eine  lebenslängliche  Erwerbsunfähig- 
keit oder  den  Tod  herbe^ciuhrt,  so  wird  ein  Kapital  ausgezahlt. 
Die  Regeln  fiir  die  Berechnung  desselben  sind  folgende:  Liegt  eine 
lebenslängliche  Erwerbsunfähigkeit  vor  und   wird  diese  für  voll- 
ständig erklärt,  so  wird  das  Kapital  auf  das  sechsfache  des  Jahres- 
lohnes festgesetzt  (doch  nicht  unter  1800  Kr.  oder  über  4800  Kr.). 
Ist  die  Krwcrbsfahigkeit  nur  vermindert,  so  findet  eine  verhältnis- 
malsige  Herabsetzung  statt.    Tritt  der  Tod  infol^a-  des  Unfalles  ein, 
50  wird  das  auszuzahlende  Kapital  'wozu  ein  Begräbnisgeld  von 
50  Kronen  tritt)   auf  das   vierfache  des  Jahreslohnes  des  Ver- 
storbenen festgesetzt  (doch  nicht  unter  1200  Kr.  oder  über  3200  Kr.). 
Anspruch  auf  dieses  Kapital  hat  die  Witwe,  wenn  ilir  Zusammen- 
leben mit  dem  X^erstorbenen  nicht  zur  Zeit  des  Todesfalles  auf- 
gehört hatte,  oder  die  Kinder  des  X'erstorbenen,  deren  Versorgung 
ihm  oblag,  als  sein  Tod  eintrat.    Bei  der  Beliandlung  des  Gesetzes 
im  Reichstage  wurde  ferner  beschlossen  dem  Arbeiterversicherungs- 
rat Vollmacht  zu  erteilen,  im  Fall  der  V^erstorbene  weder  Witwe 
noch   Kinder  hinterläfst,  auch  .Anderen  fz.  R.  den  Kitern)  welche 
der  X'erstorbene   zur  Zeit  seines  Todes  erhielt,  das  Recht  auf  die 
Versicherungssumme   zuzuerkennen.     Hinterläfst    der  \'erstorl)cnc 
"mehrere   V'er.sicherungsbercrhtigte,  so  bestimmt  lier  Rat,  wie  die 
Versicherungssumme   unter  sie   zu    verteilen   ist.     Als  Jahreslohn 
rechnet  man  die  (ieldlöhne  und  Naturalbezüge,  welche  der  \'er- 
unglückte  im  Jahre  vor  dem  l^nfalle  bezog,    lu  keinem  h'alle  wird 
ein  geringerer  Jahreslolni  a1>  yx)  Kr.  berechnet,  selbst  wenn  der 
Verunglückte  einen  niedrigeren  oder  gar  keinen  Lohn  erhielt.  Durch 
diese  letzte  Bestimmung,  werden  z.  B.  Lehrlinge,  welche  keinen 
Lohn  verdienen,  unter  das  (icsetz  gestellt. 

l'eber  die  X'erwerHlung  des  Kapitals,  .luf  welches  der  Vcr- 
un'^lückle  oder  seine  Hinterbliebenen  Anspruch  haben,  sind  die 
näheren  Bestimmungen  im  §  18  enthalten.  Ist  der  X'ersirherungs- 
berechtigtc  ein  Mann  unil  im  Alter  von  30 — 55  Jahren,  .so  liat  er 
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selbst  das  Dispositionsrecht  über  die  Summe  und  kann  nach  freier 
Wahl  das  Kapital  ausbezahlt  bekommen,  oder  es  in  eine  Lebens- 
rente verwandeln  lassen.  F'ür  Männer  über  oder  unter  der  ge- 
nannten Altersgrenze,  sowie  für  Frauen  und  Kinder  triftt  dagegen 
der  Versichcrungsrat  Bestimmung  über  die  \'cr\vendung  des  Ka- 
pitals. Endlich  soll  unter  allen  l'mständen  eine  l^ebensrente  ge» 
kauft  werden,  wenn  der  seelische  Zustand  des  Invaliden  die  Aua* 
Zahlung  der  Summe  nicht  ratsam  erscheinen  läfst. 

Die  Wahl  des  Kapitalsystems  ist  zunäclist  praktischen  Gründen 
zu  verdanken.  Man  fürchtete,  dafs  in  dem  I  .ebensrentensvstcTn,  in- 
sofern  es  die  Möglichkeit  für  die  Herabsetzung  der  jährlichen 
Leistungen  voraussetzt,  im  Falle  die  Fnverbsfahigkeit  ganz  oder 
teilweise  wieder  zurückkehrt,  eine  Versuchung  für  den  .Arbeiter,  <He 
Hände  in  den  Schois  zu  legen  und  eine  X'erführung  zur  Verstellung 
und  Unehrlichkeit,  liegen  könnte.  Die  Inhaber  der  Lebensrenten 
wollten  —  darauf  deuteten  wenigstens  die  anderswo  gemachten 
Erfahrungen  —  in  vielen  Fällen  eine  verminderte  Erw  erb>U)sig- 
kcit  vorziehen,  statt  vollständig  geheilt  zu  werden  und  dadurch  die 
jährliche  Pension  ein/ubüfsen.  Die  Folge  davon  ist  häufig,  dafs  sie 
durch  akliwn  und  passiven  Widerstand  die  (iene>ung  in  die  I-änge 
ziehen.  Dazu  kommt,  dafs  die  Frage  mit  Bezug  auf  eine  1  terab- 
setzung  der  Lebensrenten  der  Erfahrung  gemäls  z.  B.  in  Deutsch- 
land \  lele  Streitigkeiten  zwischen  den  Arbeitgebern  und  den  .Arbeitern 
lici  \  orgerufen  hat,  welche  ihrem  gegenseitigen  \'erhältnis  nicht  zum 
X'orieil  gereiclien.  Auch  hat  man  sicii  darauf  berufen,  dal>  wenn 
der  Verunglückte,  welchem  eine  Lebensrente  zugesprochen  worden 
war,  ganz  kurze  Zeil  darauf  stürbe,  seine  Hinterbliebenen  nichts 
bekommen  würden.  Dagegen  haften  solche  Mängel  niclii  an  dem 
Kapitalsystem.  Als  positiven  Vorteil  dieses  Systems  kann  man  an- 
fuhren, dafs  ein  kleines  Kapital,  wenn  es  z,  B.  zur  Einrichtung  eines 
Geschäftes  angewandt  wird,  einen  verhältnismäGsig  grofsen  Ertrag 
abwerfen  und  Gelegenheit  zur  Benutzung  der  möglicherweise  zurück- 
gebliebenen Erwerbsfahigkeit  geben  könne.  Theoretisch  betrachtet 
ist  fiir  die  Wahl  des  Kapitalsystems  entscheidend  gewesen ,  dafs 
man  sich  die  Versicherung  als  einen  von  der  Gesetzgebung  er- 
zwungenen Zuschufs  zum  Ix>hn  der  Arbeiter  konstruiert  hat,  und 
mit  welchem  Recht  sollte  man  die  freie  Verwendung  dieses 
Zuschusses  mehr  als  jeden  andern  Teil  des  Lohnes  beschränken  ^ 
In  Uebereinstimmung  mit  dieser  theoretischen  Grrundlage  nahm 
man  bei  der  Feststellung  der  Versicherungssumme  zwar  Rückskfat 
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auf  die  Höhe  des  Arbeitslohnes,  dagegen  nicht  auf  die  ver- 
ächiedenen  Momente,  welche  Einflufs  auf  den  Umfang  der  Ver« 
sorgungspflicfat  haben  (z.  B.  die  Zahl  der  Kinder). 

Aber  wenn  man  auch  die  Berechtigung  der  angeführten  Gründe 
anerkennt,  so  muls  doch  die  Frage:  Kapital-  oder  Lebensrenten- 
Versicherung  auch  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  geprüft  werden. 
Der  Wert  des  Kapitalsystems  wird  schliefslich  darauf  beruhen,  in 
wie  weit  es  glücken  wird,  dem  KafHtal  eine  produktive  Verwendung 
zu  geben.  Denn  selbst  wenn  man  als  der  günstigsten  Annahme 
davon  ausgeht,  dals  keine  KapitaK  t  rschwendung  von  Bedeutung 
stattfindet,  —  und  wer  bürgt  dafür,  dals  die  ausgezahlten  Kapitalien 
nicht  in  sehr  vielen  Fällen  vergeudet  werden  — ,  so  ist  das  System 
der  Auszahlung  eines  Kapitals»  dessen  Grofse  unabhängig  von  dem 
Alter  des  Verunglückten  ist,  weni^  rationell,  wenn  es  sich  um  eine 
Versorgung  fürs  Leben  in  regelmälsiger  Form  durch  allmählichen 
Verbrauch  des  Kapitals  oder  Kauf  einer  Lebensrente  handelt;  da 
doch  das  verschiedene  Alter,  in  welchem  der  Unfall  eintritt,  den 
größten  Einfluls  auf  die  Höhe  der  Lebensrente  ausüben  muCs. 

Nicht  mit  Unrecht  wurde  in  den  Verhandlungen  des  Reichs- 
tagts  als  eine  wesentliche  Beschwerde  gegen  das  Gesetz  hervor- 
j^choben,  dafs  junge  verunglückte  Arbeiter  mit  sehr  niedrigen  Löhnen, 
deren  Kapital  in  eine  Le!>ensrcnte  verwandelt  wird,  eine  jährliche 
L'nterstützutig  erhalten  würticn ,  die  iil)erhaupt  keinen  Anspruch 
ilar-auf  erheben  könnte,  als  Versorgung  zu  i^'elten.  r)er  Arbeitsrat 
kann  in  ballen,  wo  die  X'erwendung  des  Kapitals  zum  Kauf  einer 
1  ebensrente  eine  ganz  ungeiui^^en<le  iährliche  Einnahme  gewähren 
wurcle,  in  eine  höchst  schwierige  Stellung  kommen  bei  der  Wahl 
zwi^ehen  einer  Lebensrente  oder  einer  antlerweitigen  Kapitals;inlnge 
(in  einem  kleinen  Handelsbetriebe  oder  ähnlichen),  und  er  wird 
häufig  mehr  als  gehörig  versueht  werden,  letztere  zu  wählen,  selbst 
wenn  sie  nicht  ganz  sichere  ( iarantien  bietet,  uiu  dem  Betreffenden 
doch  eine  einigermafsen  hinlängliche  jährliehe  Fiiniahme  zu  ver- 
schatten.  Einige  der  Mängel,  welche  an  dem  Kapitalsystem  haften, 
würden  fortfallen,  wenn  man  bei  der  besl>,tellung  der  ( irüfse  der 
Kiii-chädigung  Rücksicht  auf  tlas  Alter  des  \'erunglückten  nähme. 
Man  könnte  dann  ohne  zu  grolse  Bctlenken  das  Dispositionsrecht 
des  Arbeiter\ersicherungMates  auf  alle  Unfälle  ausdehnen,  so  dafs 
er  nur  dann  die  Auszahlung  des  Kapitals  erlaul)en  sollte,  wenn  sie 
zu  einer  sicheren  Kapitalsanlage  führen  k<")nnte.  Die  X'erteidiger 
des  Unfallgeselzes  haben  sich  damit  zu  beruhigen  versucht,  dafs 
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die  verunglückten  Arbeiter,  indem  skt  in  Besitz  eines  Kapitals  ge- 
langen, ja  nur  einen  ersparten  Teil  des  ihnen  zukommenden 
Lohnes  ausgezahlt  erhalten  und  die  Gesellschaft  keinen  Grund 
habe  sich  zu  beklagen,  wenn  der  Betreffende  das  Kapital  ver> 
schwende  und  dem  Armenwesen  zur  Last  falle,  aber  mit  Unrecht, 
denn  in  jedem  Fall  ist  ein  solcher  von  der  Gcscta^bung  be- 
wirkter Zuschufs  zum  Arbeitslohne  ja  eine  Ausnahme  v^n  der  all- 
gemeinen Regel,  (lafs  der  Staat  die  Feststellung  des  Arbeits- 
lohnes der  freien  Verabredung  zwischen  den  beiden  Parteien  über- 
lädst, eine  Ausnahme,  welche  nur  eine  Berechtigung  haben  kann, 
wenn  sie  einen  vernünftigen  sozialen  Zweck  erfüllt  und  zu  einer 
effektiven  Versoi^ng  fuhrt.  Zum  Vorteil  für  das  Kapitals\stem 
kann  hingegen  angeführt  werden,  dafs  es  ein  Versuch  ist,  welche  in 
jedem  Fall  der  schlielslichen  (Ordnung  der  Sache  nicht  vorgreift, 
wenn  das  System  sich  nicht  bewähren  sollte,  während  das  Lebens- 
rentensystem, besonders  wenn  es  auf  dem  Umlageverfehren  basiert 
ist,  in  hohem  Grade  der  Zukunft  die  Hände  bindet. 

Während  ich  im  Zweifel  bin,  ob  sich  das  Kapitalsystem  in 
der  Praxis  bewähren  wird,  bin  ich  dagegen  der  Ansicht,  dafs  das 
<länische  Unfallversichcrungsgesetz  die  Organisationsfrage  auf  eine 
sehr  glückliche  Weise  gel()st  hat.  Ein  grofscr  Teil  von  dem  Ver- 
dienst kommt  dabei  dem  Direktor  Lud\ig  Rranisen  zu,  welcher 
.sich  eitu'  lanp;c  Reihe  von  Jahren  hindurch  für  diese  Sache  inter- 
essiert und  als  Mitglied  des  dänischen  Folkcting  reiche  ( iclegcnheit 
gehabt  hat,  seinen  Einfiulis  bei  der  Durchführung  der  Sache  iii  die 
Wagschalc  zu  legen. 

Das,  worauf  man  hier  in  Dänemark  in  hohem  (irade  sein 
Augenmerk  gerichtet  hat,  ist.  dafs  da.s  l 'nfalK  ersicherungsgesctz 
den  Arbeitern  Hilfe  angedcihcn  lasse  ohne  eine  wesentliche  Zu- 
nahme in  der  Zahl  der  Unfälle  herbeizuführen.  Man  kann  nicht 
leugnen,  dals  hinter  jeder  L'nfallversicherung  die  (iefahr  lauert,  dafs 
der  Eifer,  Unfälle  zu  vermeiden,  bei  den  dabei  interessierten  Parteien 
erschlafft.  Für  den  .Arbeiter  bedeutet  der  Unfall  in  jedem  l'all 
nicht  mehr  öknononiischen  Ruin,  ja  er  kann  ihm  sogar  zuweilen 
als  das  Mittel  zu  einer  ökonomisch  einigermal.scn  sicheren  Exi-tcii/ 
erscheinen.  Inbetrett  der  Arbeitgel)er  i.st  die  (iefahr  naniciulicli 
dann  vorhanden,  wenn  sie  in  ökonomische  (Organisationen  hinciii- 
gezwungen  werden,  wo  sämtliche  Arbeitgeber  die  ökonomischen 
Folgen  dessen  zu  tragen  haben,  was  tlie  einzelnen  Arbeitgeber  ver- 
schulden. 
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Inbetreff  der  Arbeiter  bat  man  versucbt  ihre  Vorsteht  zu 
scharfen,  indem  man  sie  erstens  bei  den  kleineren  Unfällen,  deren 
Folgen  nicht  Ubiger  als  13  Wochen  dauern,  flir  sich  selbst  sorgen 
Vtbt,  tmd  ferner  solche  Fälle  von  der  Versicherung  ausschlielst, 
wdche  die  Arbeiter  vorsatzlich  oder  durch  grobe  Unachtsamkeit 
befbeigelührt  haben. 

Insbesondere  aber  hat  die  Gesetzgebung  die  Aufmerksamkeit 
darauf  gerichtet,  das  Interesse  der  Arbeitgeber  an  der  Vermeidung 
von  Unfällen  wach  zu  erhalten.  Die  Arbeitgeber  sind  erstens  den 
Arbeitern  gegenüber  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  liir  Unfälle 
verantwortlich,  doch  so  dals  der  welcher  mit  Bezug  auf  das  Un&ll« 
Versicherungsgesetz  Ansprüche  erhebt,  dadurch  auf  Entschädigung 
den  allgemeinen  Gesetzen  gemäfs  verzichtet  Innerhalb  des  Rah* 
mens  des  UnMversicherungsgesetzes  sind  die  Bestrebungen  da* 
rauf  gerichtet,  die  Arbeitgeber  daran  zu  interessieren,  die  besten 
Sicherheitsmalsregeln  zu  treffen,  indem  man  ihnen  die  grolstmögliche 
Wahlfreiheit  lässt  Der  Standpunkt  des  Gesetzes  ist  der  gewesen, 
dals  die  Bedingungen  für  die  Verantwortlichkeit  der  Arbeitgeber 
und  der  Umfang  derselben  genau  im  Gesetz  festgestellt  werden 
sollten,  während  man  es  ihnen  anheimstellte,  wie  sie  ihre  Verpflich«  * 
tungen  erfüllen  wollten.  So  sollte  es  ihnen  z.  R  vollständig  frei* 
stehen,  bei  wem  sie  versichern  wollten,  eine  Freiheit,  welche  sie 
dazu  benutzen  können,  Gegenseitigkeitsvereine  zu  bilden,  oder  bei 
privaten  Gesellschaften  zu  versichern.  Man  ist  von  der  Anschauung 
ausgegangen,  dals  die  Arbeitgeber  bei  vollständiger  Wahlfreiheit 
die  besten  Bedingungen  erlangen  werden,  wenn  sie  in  dem  hiteresse, 
bilhge  Prämien  zu  erzielen,  dafür  sorgen  werden,  die  zweckmäfsigsten 
Sicherheitsmaisregeln  in  ihrem  Betriebe  einz.uführen.  Besonders  hofft 
man,  dafs  das  Gesetz  Gelegenheit  zur  Bildung  grofser  gegenseitiger 
\'^ersicherung\'creine  geben  werde,  welche  eine  wirksame  Kontrolle 
ihren  Mitgliedern  gegenüber  ausüben  können.  Das  Gesetz  hat  jedoch 
nicht  allein  keine  Zwangsversicherung  eingeführt,  es  kennt  auch 
keinen  X'^crsicherungszwang.  Man  hat  grö&eren  Arbeitgebern  nicht 
die  Möglichkeit  nehmen  wollen,  ihre  eigenen  Assecurateure  zu  sein, 
da  man  überzeugt  ist,  dafs  gerade  in  diesem  h'allc  das  eigene  Interesse 
in  der  Verliütung  von  Unfällen  aufs  äufserste  angeregt  wird. 

In  den  Verhandlungen  im  h'olketing  wurde  geäufscrt,  dafs  wenn 
es  überhaupt  möglich  gewesen  wäre,  —  was  es  nun  allerdings  nicht 
war  — ,  eher  Anlafs  zu  einem  Verbot  gegen  die  X'crsicherung  vorliegen 
könnte,  eine  Forderung,  welche  engUscIie  Arbeiter  gestellt  haben 
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sollen.  Nun  ist  ja  freilich  die  Gefahr  mit  der  vollständigen  Ver- 
sicherungsfreiheit  verbunden,  dafs  Arbeitsgeber,  welche  nicht  ver- 
sichert haben,  aufser.stande  sein  können,  die  ihnen  obliej:^ende  Fnt- 
schädigung  zu  leisten;  doch  hat  man  gemeint,  dieser  Gefahr  dadurch 
zu  begegnen,  dafs  man  den  Arbeitern  ein  Vorrecht  in  der 
Konkursmasse  des  Arbeitgcltt  rs  einräumt  in  X'erbindung  mit  der 
Bestimmung,  dafs  in  jedem  Betriebe,  welcher  seiner  Reschaftenheit 
nach  dem  (lesetz  unterworfen  ist,  durch  Anschlag;  in  den  Lokalen 
bekannt  gemacht  werden  soll,  ob  die  Arbeiter  gegen  L'nfall  ver- 
sichert sind  um!  im  bejahenden  Falle  in  welcher  (iesellschaft  oder 
welchem  X'erein.  Man  rechnet  darauf,  dals  die  Arbeiter  oder  doch 
wenigtens  die  Arbeiterorganisationen  stark  genug  sein  werden ,  um 
solche  Arbeitgeber,  tleren  Vermögen  nicht  grofs  genug  ist ,  um  das 
mit  dem  Betriebe  verbundene  Risiko  zu  tragen  ,  zu  au^rcirlK  iider 
Versicherung  zu  zwingen,  wenn  die  Arbeiter  nur  (Gelegenheit  liaben, 
zu  erfahren,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Arl)eitgeber  ein  Risiko 
versichert  hat.  In  jedem  I'all  hat  man  so  lange  vom  X'ersicherungs- 
zwang  absehen  wollen,  bis  die  Erfahrung  seine  Notwendigkeit  be- 
wiesen hat. 

Eine  eigene  Stellung  nehmen  ilie  vom  Minister  des  Inneren 
anerkannten  tjesellschaften  ein,  da  die  Arbeitgeber,  wenn  sie  bei 
ihnen  versichern,  von  jedem  Risiko,  das  mit  dem  rnfallversicherungs- 
gcsetz  verbunden  ist,  befreit  sind.  Anerkennung  kann  von  gegen- 
seitigen X'ersicherungsx'creinen  sowie  auch  von  (lescUsclialten  nui 
begrenzter  Haftung  erworben  werden.  Vor  Gewährung  der  An- 
erkennung wird  der  Minister  des  Inneren  seine  Bedingungen  stellen, 
welche  z.  B.  in  Sicherstellung  und  bei  X^ereinen  auf  Gegenseitigkeit 
in  solidarischer  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  bestehen  können. 

Während  das  Gesetz  einerseits  vermieden  hat,  die  Arbeitgeber 
in  eine  Zwangsorganisation  hineinzudrängen,  hat  es  auf  der  andern 
Seite  für  notwendig  erachtet,  die  Interessen  der  Arbeiter  wahrzu- 
nehmen, indem  es  die  widuigsten  Bestimmungen,  welche  bei  einem 
Unfiül  zu  treffen  sind,  einer  von  den  Arbeitgebern  wie  von  den 
Versicherungsgesellschaften  ganz  unabhängigen  Autorität,  dem  vorher 
erwähnten  Arbeiterversicherungsrat,  überträgt.  Dadurch  ist  im 
voraus  die  Möglichkeit  einer  Verabredung  zwischen  einer  Versiche- 
rungsgesellschaft und  den  Arbeitgebern  auf  Kosten  der  Arbeiter  ausge- 
schlossen. 

Alle  Arbeitgeber,  die  das  Gesetz  umiafst,  haben  die  Verpflich- 
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tung,  jeden  in  ihrem  Betriebe  vorkommenden  Uniall  dem  Arbeitsrat 
anzumelden. 

Der  Rat  niufs  dann  erst  entscheiden,  ob  der  Fall  in  den 
Rahmen  des  Gesetzes  gehört,  und  wenn  diese  Frage  zu  bejahen 
ist ,  f>b  der  eigentliche  Charakter  desselben  schon  bestimmt 
werden  kann.  Im  verneinenden  Falle  trifft  der  Rat  solche  vor- 
läutige  Bestimmungen,  wie  die  Verhältnisse  sie  erfordern.  Werden 
dem  Verunglückten  Tagegelder  zuerkannt,  so  beruht  deren  Grölse 
hauptsachlich  auf  der  Uebereinkunft  zwischen  den  l'artcien,  und  nur 
wenn  eine  solche  nicht  zustande  komnit-n  kann,  inttt  der  Rat  die 
Hntschcidung  und  l)esitzt  sogar  das  Recht,  im  i^'allc  die  Schuld  dafs 
es  zu  keiner  Lebereinkunft  kam  dem  bösen  Willen  einer  der  Parteien 
zuzuschreiben  ist,  Geldstrafen  bis  zu  einer  Höhe  von  2$  Kronen 
aufzuerlegen.  Hat  der  l'nfall  jedoch  nach  dem  l'rtcil  des  Rates 
eine  Icbcnsläni^liclic  Erwerbsunfähigkeit  herbeigeführt,  so  ist  der  Ein- 
flufs  der  Parteien  gcänzlich  ausgeschlossen,  und  es  kommt  dem  Rat 
allein  zu,  die  Vcrhältni.ssc ,  welche  die  (iröfse  der  Entschädigung 
bestimmen,  also  besonders  den  (irad  der  Invalidität,  zu  beurteilen. 
G^en  eine  solche  Entscheidung  des  Versicherungsrates  kaim  nicht 
appelliert  werden,  während  dagegen  die  PVage,  ob  l^ci  einem  l  'nfall 
das  (icM-tz  Anwendung  hndet,  bei  dem  Minister  des  Inneren  anliängig 
gemacht  werden  kann.  Zu  fernerem  Schutz  für  die  Arbeiter  ist 
festgesetzt,  dafs  die  P'ntschädigung  direkt  an  den  Versicherungsrat 
bezahlt  wird,  welcher  den  früher  erwähnten  Regeln  gemäfs ,  nach 
I  mstäiulen  das  ganze  Kapital  an  den  odei  die  WrMchcrungsbcrech- 
tigten  ausbezahlt  oder  es  in  eine  Lebensrente  verwandelt. 

Wie  man  sieht,  hat  der  Arbeiterversicherungsrat  eine  sehr 
wichtige  Stellung  in  der  Maschinerie  des  (iesetzes  und  er  wurde 
von  einem  tiegner  des  (iesetzes  als  der  deus  ex  ujachina,  welcher 
aL>  allen  Schwierigkeiten  heraushelfen  s(jll,  bezeichnet.  Die  grofse 
Stell ke  des  Arbeiterversicherungsrates  besteht  darin,  dafs  er  nach 
allen  .Seiten  hin  eine  ganz  unabhängige  .Stellung  hat.  so  dafs 
Wahrscheinlichkeit  dafür  vorh.nuit'ii  ist  .  dafs  er  .sich  ausschlicl'slich 
von  dem  leiten  lassen  wird,  was  er  für  recht  und  billig  hält.  Freilich 
hat  man  darüber  geklagt,  dafs  die  ,\rl)eitgeber  und  Arbeiter  in  dem 
Rate  von  dem  Minister  des  Inneren  respektive  von  dem  Kranken* 
kassenausschufs  und  nicht  von  den  dabei  interessierten  Gesellschafts- 
kkt-^sen  gewählt  werden  sollen,  aber  mit  Unrecht.  Denn  die 
wichtigste  Bedingung,  welche  der  Arbeiterversicherungsrat  erfüllen 
mul's,  ist  die,  dafs  er  ganz  unparteiisch  fungiert,  und  es  würde 
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kaum  glücklich  ausfallen,  wenn  die  zuwiderlaufenden  Interessen  zu 
scharf  repräsentiert  wären.  Bei  der  Zusammensctzun-^  des  Rates  ist 
Rücksicht  auch  darauf  genommen  worden,  dafs  die  erforderliche 
Sachkenntnis  vorlianden  ist. 

So  wird  dieses  (iesctz,  welches  grofsc  (icburtswchen  gekostet 
hat.  in  kurzer  Zeit  in  Kraft  treten,  und  schon  jetzt  werden  die 
nötigen  Vorbereitungen  für  seine  Anwendung  getroffen. 

Im  Folgenden  geben  wir  den  Wortlaut  des  Gesetzes  wieder: 

QsMia  flbar  die  VoniclMning  der  Arbeiter  safen  dl«  F^olgan  voa  UnOUeii 

in  gcwiMen  Betrieben 

Wir  Christian  IX.,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Dinenark  etc.  thun  Inmd 
und  zu  wissen :  I)<  r  Reichstag  h.it  folgendes  Gesetz  angenommen  imd  wir  liaben  es 
durch  unsere  Zustimmung  best.Hti(^t. 

I .    Die  Versicherung. 

§  1.  Wenn  ein  Arbeiter  bei  einem  der  in  §  3  genannten  Arbeitgcbi-r  von 
einem  L'nfall  V>etroffen  wird,  welcher  zeitweilig  oder  für  immer  seine  Frwcrb>tahig- 
kcit  \  (•rtnin<lert ,  so  ist  er  imierhalb  der  Grenze  und  auf  die  Weise,  welche  diese* 
Ge<;ct/.  bestimmt,  gejjen  den  erlittenen  \  rrlu>t  an  I'rwerbstahigkcit  versichert,  insofern 
der  L'uluU  bei  den  in  §  4  .\  genannten  ttclricben  durch  den  Betrieb  selbst  oder  die 
damit  Terbondeaen  Verhiltnisse  (verknöpften  Utulinde)  venineelit  ist»  und  bei 
den  in  §  4  B  genannten  Betrieben  durch  die  dort  erwihnten  Betriebnnittel  venadafsl 
woide.  Hat  der  Unfall  den  Tod  mr  Folge,  so  sind  die  Hinterbliebenen  auf  die- 
selbe  Weise  und  unter  denselben  Bedingungen  gegen  den  durdi  den  Tod  ihres 
Versorgers  erlittenen  Verlust  versichert.  Von  der  Versicherung  ausgeschlossen  sind 
jedoch  die  Unfälle,  welche  der  Arbeiter  selbst  vorsätzlich  oder  durch  grobe  Nach» 
lässigkcit  berbeigenUirt  hat. 

ij  2  1  >!<•  \'.  rsiclierunj,'  naeh  diesem  Gesetz  umfafst  jeden,  der  gegen  Zeit- 
i liier  .\kkor«.iluliii  od<T  als  noch  nicht  entlohnter  Lehrling;  (oder  tiehilfe)  hier  im 
l-inde  ständig  oder  zeitweilig  von  dem  Arbeitgeber  in  dem  technisch-mechanischen 
Teil  des  Betriebes  besch&Aigt  wird,  oder  der  gegen  Entlohnung  flir  den  Arbeitgeber 
diesen  Teil  des  Betriebes  beanfsichtigt  oder  leitet,  insofern  diese  EnÜobnnng  nicht 
3400  Kr.  jihrlifih  tibersteigt 

Hinterllfflt  der  Arbeiter  eine  Witwe,  so  konunt  die  Versicherai^,  diesem  Ge> 
setze  gemlfs,  ihr  zn,  im  Falle  die  Ehe  vor  dem  Unfall  geschlossen  wurde  vnd  das 
Zusammenleben  nicht  aufgehört  h  ittr  Hinterläfst  der  Arbeiter  keine  Witwe,  der  die 
Versicherung  zukommt,  so  fällt  sie  seinen  Kindern  zu,  deren  Versorgung  ihm  oblag, 
o<ier  die  er  faktisch  verborgte,  als  sich  der  L'nfall  ereignete.  Sind  auch  keine  Kintler 
vorhanden,  so  lie-titnnu  der  in  .\bschnitt  II  des  (lesetzes  erwähnte  Rat.  ob  <1i>-  Vcr- 
sichenmg  anderen,  welche  der  .Arbeiter  versorgte,  als  er  von  dem  Infall  betroffen 
wurde ,  zufallen  soll.  Dieselben  Regeln  gelten  für  die  hiutcrlai>.scnen  Kinder  weib- 
licher Arbeiter  oder  flir  andere,  die  von  ilmen  versorgt  wuiden. 
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Dir  Hinterbliebenen,  die  keinen  festen  Wohnsitz  hier  im  Lande  hatten,  als 
ndl  der  l'nfall  ereignete,  haben  diesem  Geset/,  m\rh  keinen  Anspruch. 
§  3.    Auf  fol^'cnde  Arbeilgeber  lindct  die>e>  dcsetz  Anwendung: 

a)  Eiuzcl|x-r<K>nen  oder  Gesellschaften,  welche  als  Gewerbe  ciQj>  der  in  §  4  A 
genannten  Geschifte  treiben; 

b)  EinselpefMoen  oder  Gcadliduiftenf  «dche  Muehlaen  von  der  in  §  4  B 
angegebenen  Beacbaffenheit  benutaen; 

c)  Staat  oder  Komnnne,  welche  Arbeiter  in  einem  der  in  9  4  genannten  Be- 
triebe besch&ftigen. 

Wenn  eine  Arbeit,  welche  sa  einem  der  in  §  4  genannten  Betriebe  gehört, 
unter  mehrere  Arbeitgeber  verteilt  ist,  wird  jeder  von  diesen  als  der  Arbeitgeber  der 
Arbeiter  zu  betrachten  sein,  welchen  er  Lohn  zalilt. 

I  in  unter  das  Gesetz  fallender  Arbeitgeber,  weit  her  die  Ausführung  einer  Ar- 
beit übernommen  hat,  wird  als  Arb<  itgi-brr  auch  derjenigen  Arbeiter  betrachtet, 
welche  ihm  von  dem  Kontrahenten  zur  ^Vu^tuhrung  der  Arbeit  überlassen  werden. 

§  4.   Dieses  Gcsets  findet  Anwendong  auf: 

A.  1.  Fabrikbetliebe  sowie  Betriebe  in  läbrikmäfsig  betriebenen  Weikititten, 
insofera  diese  Betriebe  infta^e  des  Gesetses  Nr.  56  vom  lt.  April  1889  betreffend 
Veranstaltungen  xnr  Vorbeognng  von  UnlUlcn  durch  den  Gebraneh  von  Khschinen, 

der  Fabrikanfticht  unterworfen  sind.  Auf  den  Vorschlag  des  Arbeitervenicberangs- 
lates  kann  der  Minister  des  Inneren  durch  Bekanntmachung  das  GesetS  auf  Fabriken 

und  fabrikmäfsig  betriebene  Werkstätten,  welclu-  nicht  unter  der  erwähnten  Fabrik- 
aofsicht  stehen,  ausdehnen,  wenn  die  Arbeiter  Betriebsunfällen  ausgesetzt  sind. 

2.  I^etriebe,  in  welchen  Kxplosivstoffe  oder  explodierende  Gegenstände  her- 
gestellt oder  berufsmäfsig  verwendet  werden. 

3.  Steinbrüche,  Kalkbrüche,  Kalkbrennereien,  Steinliaaerelen,  Bronnenban  so- 
wie  Eiswerke. 

4.  a.  Baoarbdten  —  sowohl  anf  dem  BanpUts  in  und  Aber  der  Erde  sowie 
auf  dem  Arbeitsplätze  rar  Bearbettong  von  Bauholz-  und  Eisenkonatraktionen  —  an 
Banten  nnd  Bauwerken,  welche  anfgeflihrt,  vollendet,  umgebaut,  verlndcrt  und  ein- 
gerissen werden;  hiervon  werden  jedoch  Wohnhioser  und  Oekonomiegebinde  mit 
nicht  mehr  als  einer  Etage  und  Dachstuhl  ausgenommen. 

b.  Hauarbeiten  zur  F.rhaltung  oder  Ausbes^t-rung  der  unter  a.  angeführten 
Bauten  und  Buti'A*  rkrn  aus^enoninK  ii  ?nrr\on  wi-rden  jerjoch  Arbeiten,  welche  inwen- 
dig ohne  Anwendung  von  eiiu-m  (ieni>t  oder  dergleichen  vorgenommen  werden; 

c.  Schomsteinreinigung  und  Arbeit  auf  Schiffswerften. 

5.  Ban  und  Anlage  von  Eisenbahnen,  Pfeidehtbneu,  Wegen,  Brücken,  IMhnmen, 
Kanälen  und  Schleusen. 

6.  Wasserbau-,  Ansgrabungs-,  AuflMlnngB-,  Austrocknungs-  und  Ausbaggerung»- 
aibdtcn,  Kannlisations-,  Gas-  nnd  Wasserleitungsanlagen ;  Aufstellen,  Inslandhalten 
und  Abnehmen  von  Telegraphen-,  Telephon-  und  eldttriachen  Leitungen  so  wie  auch 
von  Blitzableitern. 

7     Fisenbahn-,  Pferdebahn-  und  Omnibusbetrieb. 

8.   Auf-  und  Aosladen  von  Waren,  sowie  Speicher- Arbeiten. 
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9.  Taucher-  uml  Rcttunji^sarbciton. 

10.  Wind-  und  Wa&scrmÜlücn- Betrieb ,  wcun  derselbe  als  «:lbstiuidige&  Ge- 
werbe bctriebcu  wird. 

B.  Jedes  Gescbift,  bei  weldiOD  Masclniieii  bcnutit  weiden,  die  durch  Knft- 
maschinell  von  solcher  Beschaffenheit  in  Bewegung  geseilt  werden,  dafs  der  Betikb 
nach  Nr.  56  des  obenaagefUiften  Geselxes  vom  12.  Apifl  1889  §  11,  erster  Satz, 
der  Fabrikaufsicht  nnterworfen  Ist') 

Albeitgeber  und  Arbeiter  können  die  Entseheidnig  des  Rates  über  dir  Fragr 
verlangen,  ob  der  Bctrirh  unter  die  Bc<Htimmungfn  dieses  Gesetaes  ftUt.    l'i<r  be« 
tÜRlicho  Knlscheidunp  kami  bei  dem  Minister  des  Innern  anhängig  grrnachi  \\  '-nVn 
Die   Klagefrist  beträgt   14  Tage  von  der  Benacbricbtignng  Uber  die  I£nUcbet- 
düng  ab. 

lu  jedem  lictricbc,  welcher  diesem  üchetzc  imlcrworfen  ist,  soll  die!»C3  deutlich 
vnd  an  einer  fttr  alle  Arbeiter  zngänglichen  Stelle  angeschlagen  sein. 

§  5.  Tritt  nnter  den  in 'den  vorangehenden  Paragraphen  angefllhitcn  Ver* 
UQtnissen  ein  Unfall  ein,  so  hat  der  Betreffende  Ansproch  anf  die  folfenden  Leiatongcn : 

1.  Fflhrt  der  Unfall  dne  ErwerbennfUdgkeit  herbei,  deren  schlieialiche  Folge 
noch  nicht  bestimmt  werden  lunn,  so  hat  der  Verletzte  von  dem  Ende  der  13.  Woche 
nach  dem  rnfall  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  oder  bis  die  Erwerbsunfähig- 
keit :xl>  Kbeiisläiigliche  erklärt  worden  ist,  oder  bis  zum  Eintritt  des  Totles,  An- 
spruch auf  rill  la^ff^cld.  Dieses  Tagegeld  soll,  wenn  und  sei  lange  vollständige 
Erwerbsunfäliiijki  II  v^irhunden  ist,  von  dem  Tagelohn  des  \  erl<-t/.ten,  jedoch  nicht 
über  2  Kronen  und  nicht  unter  1  Krone  tiiglich  l)etragen.  Ist  die  F.rwerbsmitähig« 
kcit  von  .\nfaDg  an  oder  spater  ntur  verringert,  so  soll  die  Leistung  einen  im  Ver» 
hlltnis  aar  Verringerung  berechneten  Teil  des  Tagegeldes  ansmachen,  welches  der 
Betreffende  bei  vollstindiger  Erwerbsnnf&higkeit  erhoben  haben  würde  oder  eihoben  hat. 

2.  Hat  der  Unfall  eine  ErwerbsunflUiigkeit  aar  Folge,  welche  ttir  danemd  er- 
klärt  wird  (InvaliditSt),  so  hat  der  Verletzte  Anspruch  auf  eine  Geldsomme,  welche 
nach  seinem  nach  §  7  berechneten  Jahreslohn  festgesetzt  wird.  Ist  die  Erwerbs« 
unfÜhigkeit  vollständig,  soll  die  ('ic-ldsunime  das  sechsfache  des  Jabri  >lohnes, 
jedoch  nicht  unter  l8iw  Kr  oder  iiix  r  4SÜ0  Kr.  betragen.  l>t  die  l'nvi-rb^t;;hi'4- 
keit  nur  verringert,  so  -.dW  ili<-  ( irldMinuit«-  .inin  im  \  frliiiltnis  zur  Hedeuiuiig  i'.er 
Verringerung  berechneten  IVil  der  .Suuiiiu-  uusnuu  In  11,  uif  welche  der  Arbeiter  bei 
vollständigem  Verlust  der  Erwcrbsfabigkeit  Ansprucli  gehabt  haben  würde.  Ferner 
hat  der  VerleUte  .\nspruch  anf  ein  nach  den  miter  Nr.  i  angegebenen  Regeln  b*> 
rechnctes  Tagegeld  iriOirettd  der  Daner  von  13  Wochen.  V<m  dem  so  beredmeten 
Betrag  wird  abgeaogen,  was  der  Verletste  schon  an  Tag^eld  den  Bestimmvagcn 
unter  Kr.  l  zu  Folge,  erhoben  hat 

3.  Tritt  der  Tod  infolge  des  Unfalls  ein,  so  haben  die  Hinterlassenen  des 
Verstorbenen  Ansprucli  teils  auf  ein  Hegräbnisgcld  von  $0  Kronen,  teils  auf  eine 
Geldsumme,  \v>  U  he  nach  untenstehenden  Kegeln  berechnet  wird.  llinterl;il>t  der 
Verstorbene  eine  Witwe  oder  sonst  eine  einzelne  versicherungsberechtigte  l'crsou  Z), 

*)  Kiafbnasdiinen,  welche  durch  Dampf,  Gas  «nd  dei|^leichen  bew^  werde». 
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50  hat  diese  Anspruch  auf  einen  Hi  tnit,',  dtr  dem  4f;icli< n  JahrrsarWit^verdienstf 
des  Vorstorbcnen  entspricht,  wie  dieser  nach  J;  7  berechnet  wird ,  docli  m),  dals  die 
Summe  niclit  weniger  als  laoo  Kr.  oder  mehr  als  3200  Kr.  beträgt.  Sind  nach 
§  a  mehrere  VcfiricbeniiigibeNchtigtesiirUckgebliebea,  so  bestfanmt  der  Aulkklitsnt, 
wie  ifie  geaMmte  Simiine  unter  dieselben  «a  verteilen  ist. 

HimiclitUdi  der  FestMtiang  sowie  der  AnsbesftbUmg  der  im  gegenwiitigen 
Puigrapben  erwihnten  Leistimgen  kommen  fibrigeiu  die  genaueren  Regeln  von 
^  17— *  9  dieses  Gesetzes  zur  .\nwend«ng. 

§  6.  Haben  die  Hinterlassenen  eines  verletzten  oder  getöteten  Arbeiters  An- 
spruch auf  Pension  mler  Unterstützung  auf  Grund  eines  anderen  Gesetzes ,  so  fallen 
die  .Ansprüche  au*  diesem  Gesetze  fort.  Dasselbe  gilt  mit  Bezug  auf  die  Arbeiter, 
Welche  von  Gemeinden  be^cliiiitij^'t  werden,  deren  Verwaltung  zu  Gunsten  verletzter 
Arbeiter  oder  der  i^iiniorlaisenen  getuteter  Arbeiter  Pension-  oder  Untersttttsungs- 
beatimmxngen  getroffen  haben,  wekbe  vom  Minister  des  bmem  nach  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetaes  gut  geheiisen  worden  sind. 

FUlt  einem  Verletstcn  oder  den  Ifiaterblidwnen  eines  getateten  Aibeiteffs  in* 
folge  einer  Uebeieinkunft  Pension,  Unterstitsimg  oder  eine  sonstige  Leistong  seitens 
des  Arbeitgebers  ans  Ankfs  des  Unfalles  zu,  so  hat  er  oder  sie  nach  dm  g^cn- 
wirtigen  Gesetz  nur  Anspruch  auf  den  überschiefsenden  Betrag,  wenn  etwas  anderes 
nicht  ausdrücklich  bestimmt  worden  ist.  <  )b  ein  ttbersdiiefsender  Betrag  vorhanden 
und  wie  grofs  derselbe  ist,  entscheidet  der  Rat. 

§  7-  -^Is  den  Jahreslohn  des  Verletzten  oder  Getöteten  rechnet  man  seinen 
gesamten  ArbeitüVerdieust  in  dem  Unfall  verur.satlu-nden  Betriebe  im  Laufe  des  dem 
Tage  des  Unfalles  vwausgcgangenen  Jahres,  iabcgriiTen  Tantieme,  freie  Wolmong, 
Wobnangsvergütai^,  Naturalleistimgen  n.  dgl.  Ist  er  nicht  die  ganze  angefahrte 
Zeit  bei  der  Betreffenden  Arbeit  beschäftigt  gewesen,  oder  ist  er  mit  einer  Arbeit 
bcsdiiftigt  gewesen,  die  ihrer  Beschaffenheit  nach,  nicht  das  gance  Jahr  hindurch 
betrieben  wird,  so  wird  sein  jihrBcher  Arbeitsverdienst  von  dem  Kate  schltsnngs» 
weise  bestimmt.  Hat  er  keinen  Lohn  erhoben,  oder  war  der  Jahreslohn  kleiner  als 
300  Kronen,  tmdet  die  Berechnung  nacli  dieser  Summe  statt. 

Den  lagelohn  tind<  t  man  durch  Division  des  Jahresverdienstes  mit  ^oo. 
5}  8.  Für  die  einem  Arbeiter  oder  seinen  Hinterlassenen  na<)i  d. n  t>heii  au- 
gctuhrtcn  kegeln  zukommenden  .\nspriJche  haftet  der  .\rbeitgcber,  aulser  wenn  dieser 
&  Anspritche  bei  einer  mit  Bezug  auf  §  9  anerkannten  Gesellschaft  versichert  hat. 
Uchereinldtaifte  zwischen  Arbeitern  und  Arbdtgebera,  weldte  darauf  hinausgehen  oder 
6za  fBhrcn,  dais  Bestimmungen  in  diesem  Gesets  nicht  gelten  sollen,  oder  dafs  die 
Albeiter  eine  Versidierung^rimie,  die  nach  dem  Gesetz  zu  zahlen  ist,  ganz  oder 
tcBweise  entrichten  sollen,  haben  keine  rechtliche  Gttltigkeit. 

Der  in  §  4  verordnete  Anschlag  soll  zugleich  eine  .\ngabe  enthalten,  wie  weit 
lad  bei  welcher  Gesellschaft  die  .Ansprüche  nach  diesem  Gesetz  versichert  worden  sind. 

^  9.  Um  es  den  Arbeitgebern  zu  ermn^lirlien,  auf  sichere  Wei^e  il:)s  mit  der 
gcitiimiu^-igcn  Versicherung  ihrer  Arbeiter  veriiundeii.  Ri<.iko  aul  eine  \  ersietierungs. 
gciellschalt  übertragen  zu  k  önnen,  ist  der  .Nlinister  des  Innern  dazu  bevollmächtigt, 
Geselhrhaften  von  Arbeitgebern  mit  gegeu^scitiger  Haftpflicht  oder  Gesellschaften 
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mit  beiehrinkter  H»ftpfll^  anf  ibrm  Antrag  die  Erlaubnis  mr  Uebccnalme  dncr 
soldm  Vertidieniiig  m  erteilen. 

Was 'die  gegcnsdtigen  Gcsellacliaften  betiilft,  to  besteht  die  AneriMunBf  in 
dar  Sanktion  der  Statuten  ▼an  Seiten  des  Ministers  des  bineni,  welche  die  die  eifbide^ 
liehe  Sicherheit  verleihenden  Bcstinummgen  fttf  die  ErfUlung  der  den  IfitgUedcn 
oblicgeuden  solidarischen  Verpflichtungen  enthalten  sollen. 

Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  erhalten  Anf  rkt-nnung  unter  näheren, 
für  jede  einzelne  Gesellschaft  vom  Minister  des  Innern  angogebcneu  Hcdingungen. 

Jede  einzelne  Anerkennung;  wird  in  der  Ministerial/i  iiung  öffentlich  bekannt 
gemacht  werden.  Die  Anerkennung  kann  von  dem  Minister  des  lancm  luhick* 
gezogen  werden,  gleichfidla  duch  Verttirentlkhung  in  der  liinirterialadtinig. 

§  lo.  Wenn  ein  Verletster  Anspruch  auf  Entschidigung  nadi  diesem  Gcsdi 
machen  wiUi  mnft  er  sieh  so  bald  ab  möglich  nach  dem  Unfall  von  einem  Ant 
ontersnchen  fausen  und  aidi  der  fllr  nfiCtg  befondenen  Mrstliclien  Behandlmig  vaaUS' 
ziehen.  Unterlifst  der  Verletste  dies  oder  arbeitet  er  durch  Nichtbefolgnng  der  irA- 
liehen  Vorschriften  seiner  Heilung  entgegen«  SO  gebt  «r  den  Umstinden  nach  fus 
oder  teilweise  seiner  Ansprüche  verlustig. 

Der  Arbeitgeber  oder  der,  welcher  sonst  nach  diesem  Gesetz  für  die  Ansprucnc 
auf  Versicherung  venmtwortlicb  ist,  hat  die  Berechtigung,  den  Verletzten  von  einem 
Arzt  untersuchen  zu  ia:>seu. 

§  II.  Die  Ansprüche,  su  welchen  «n  AiMter  oder  seine  Hinterbliebcna 
diesem  Gesetse  gemäfs  berechtigt  sind,  küonen  weder  fibeitiagen,  verpfändet  oder 
sum  Gegenstand  ftr  geridttliche  Verfolgung  tarn  Zweck  der  Befriedigung  von  GUu- 
Ugem  gemaoht  werden. 

Hat  der  Arbeitgeber  die  Forderungen  nicht  in  einer  anerkannten  Gesellschaft 
versichert,  so  haben  diese  Venugsrecht  an  der  KonkursmaMe  nach  <ktt  gemife  §  33 
des  Konkursgesetzes  privilig irrten  Forderungen  und  können  anf  Versnlassong  des 
Kates  durch  Auspfändung  eingetrieben  werden. 

i}  12.  Wenn  ein  Arbeiter  oder  seine  Hinterbliebenen  den  Be.stimnuingen  Jcs 
gegenwärtigen  Cie^ctzcs  gemäfs  Anspruch  auf  einen  Geldbetrag  gemacht  oder  einen 
solchen  in  Empfang  genonuncn  kalken,  Iwt  vr  oder  sie  damit  darauf  venicfatct,  sa 
gleidier  Zeit  oder  spSter  von  dem  Arbeitgeber  oder  anderen  genifs  den  sonrt 
geltenden  Bestimmungen  über  Haftpflicht  Schadenemts  zu  verlangen.  Wenn  anderer- 
seits ein  vemnglllekter  Arbeiter  oder  die  Hhüerbliebencn  eines  getfiteten  Arbeiten 
Schadenersats  von  dem  Arbeitgeber  oder  anderen  den  genannten  Bestimmungen  gemüs 
verlangt  haben,  dfirfen  sie  ^irh  nicht  gleichzeitig  auf  das  gegenwärtige  Gesetz  be> 
rufen  oder  die  Entscheidung  des  Rates  erbitten,  auch  nicht  spater,  wenn  nicht  der 
Rat,  nachdem  er  sich  nnt  den  Einzelheiten  des  Rechtsfalles  bekannt  gemacht  hat, 
auf  gestellten  .\ntnig  darein  willigt. 

Insofern  der  Rat,  wenu  die  Sache  ihm  vorgelegt  ist,  Veranlassung  dazu  tindct, 
dem  betreffenden  verletsten  Arbeiter  oder  den  Hialerbliebencn  des  getöteten  Arbeiters 
sdiiifllich  mitsuteilen,  dafs  er  oder  sie  nach  der  Ansicht  des  Rates  den  Aibeitgeber 
oder  andere  der  ttbrigen  Gesetsgebnng  gcnüfs  mit  Recht  gerichtlich  bclanfen 
können,  so  soll  dagegen  ein  darauf  eingeleiteter  und  entsdiiedener  Proaefs  kein 
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Hiodcmis  dafür  sein,  dau  tii«-  Betrctfendcn  spater  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetz 
Enttcbidigungsanspruch  erheben  können,  sofern  sie  dnich  ibren  Vtoatb  nicbt  dae 
Entachidignngaramme  erlangt  haben,  wddie  derjenigen  Somme  gleidtkommt  oder 
sie  flberateigt,  welche  der  Rat  so  seiner  Zeit  dem  oder  den  Betreffenden  xafolge  §  5 
des  gegcnwiitigen  Gesetzes  snerkaant  hat  Dem  KlSger  wird  in  diesem  Falle  auf 
Veranlassung  des  Rates  freie  ProBeTsfllhniiig  gewfthit 

n.  Der  Arbeiterversicherungs-Rat 

5?  13.  /.ur  Ordnung  der  infolge  dicaci»  GcscUcs  cDtstandeaen  V'erbältni^c  wird 
«in  Arb«iter\  crsiclicrungs-Rat  gebildet 

Dieser  Rat,  der  seinen  Sita  in  Kopenhagen  hat,  aber  dessen  HdUiglEeit  sich 
Aber  das  ganse  Land  etstredct,  und  welcher  vom  Vonitscnden  an  einem  beliebigen 
Orte  des  Landes  zusarnmenbemfcn  werden  kann,  besteht  ans  einem  vom  Könige 
«mannten  Vorsitienden,  swei  vom  Könige  emannteii  MitgEedam,  von  wdcben  das 
«ine  Arit  sein  mufs,  zwei  Arbeitgebern  und  zwei  Arbeitern,  die  zu  Betrieben  ge- 
hören, welche  dem  Gesetze  nnterworfen  sind.  Der  Krankenkasseninspektor  und  die 
Fabrik inspektoren  können  an&erdem  vom  Minister  des  Innern  dem  Rate  beigeordnet 
werden. 

Die  beiden  Arbeitgeber  werden  vom  Minister  des  Inneni  gewählt. 

Die  beiden  Arbeiter  werden  von  dem  im  Gesetz  betreffend  die  anerkannten 
Knakenkaaen  vom  is.  April  1S92,  §  34,  3.  Stück,  crwShnten  Anssehnfs  gewihlt. 

Für  die  beiden  Arbeitgeber  nnd  die  beiden  Arbeiter  werden  Stdlveitreter 
gewählt. 

Die  Funktionssdt  simtlidier  sieben  Mitglieder  wird  anf  sedis  Jahre  fcstgesetst 

Von  den  zum  ersten  Mal  gewihltcn  Arbeitgebern  tmd  Arbeitern  scheidet  jeiloch  ein 
Arbeitgeber  und  ein  Arbeiter  nach  Verlauf  von  3  Jahren  durch  das  Los  aas. 

Sämtliche  Mitglieder  dev  Kat»-s  und  die  Beigeordneten  erhalten  eine  jährliche 
Vt-rgütung,  die  Stellvcrtr.  lir  erhalten  ein  Tagegeld  für  jeden  V.i'^,  an  dem  sie  den 
\  ersammlungcn  bt  iwohnen.  Den  Mitgliedern  des  Rate»  und  den  Beigeordneten 
Werden  die  Rci!>ekosten  nach  und  von  dem  Versammlungsorte  auf  Grund  ihrer  vom 
Vorstande  sanktionierten  Redinung  vergütet.  Der  Rat  sorgt  flir  den  nötigen  int> 
liehen  Beistand  sowie  Ar  Hilfe  im  Bnrean.  Die  dnrch  den  Rat  vemrsaditen  Aus- 
gaben werden  dnich  die  jährlichen  Finansgesetse  bewilligt. 

Die  nSheren  Bestimmungen  fUr  den  Geschäftsgang  des  Rates  werden  in  einer 
<SeschIftsovhnng  vom  Minister  des  Innern  nach  dem  Vorschlage  des  Rates  fest- 
gestellt. 

5f  14.  Jeder  L  ntall  in  «l-  n  unter  das  Gesetz  fallenden  Betrieben,  welcher  ver- 
mutlich Fordenuigeu  aus  diesem  (iesetze  begründen  wird,  mufs  von  dem  Inhaber  des 
Betriebes  (Mler  von  dem,  der  demselben  an  seiner  Stelle  zur  /eil  tles  Unfalles  vor» 
steht,  so  bald  als  möglich  und  spätestens  binnen  acht  Tagen  bei  dem  Rate  ange- 
«Mldet  werden.  In  der  Anmddnng  soll  so  gennn  als  möi^idi  ndtgcteUt  werden: 

I.  die  Ursache  des  Uniälles  und  die  niheren  damit  verbundenen  Umstände. 

«.  der  Znsland  des  Verlebten  und  die  Zeit,  welche  vom  Kntreten  des  UnCkUes 
Iris  zur  ersten  ärrtlidien  Behandlung  verstrich. 
Accbiv  für  SM.  GeMtstebuDK  u.  Sutistik.  Xlt. 
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3.  wo  dt  r  X  orlctzle  behandelt  wird  und  von  welchem  Ar/.t, 

4.  ob  der  Verletzti"  Mitglied  einer  Krankenkasse  ist  und  welcher, 

$.  ob  der  Arbciigcber  den  Verletsten  verndiert  hat  und  in  dem  Fall  bei  welcher 
GeseUscfaaft. 

Der  Anmeldung  ist  ein  Attest  des  Antes,  das  von  dem  betrefTenden  Aibeügeber 
besablt  wird,  beiadegen. 

Der  Rat  ist  berechtigt,  von  den  Arbeitgebern,  Arbeitern  und  anderen  Beteiligten^ 
darunter  dem  behandelnden  Arzt  jede  mögliche  Mitteilung  inbetrcflT  des  Unfalles  zu 
vcrlaiij^'in,  ferner  zu  fordern,  dafs  der  Verletzte  sich  einer  ärztlichen  Untersuchung 
unti-rzii'ht,  sowie  d:i(s  Vornehmungen  stattfinden  und  dafs  eine  Abschrift  des  Proto- 
kolls der  Vcrnehmun):;  ilim  niitj,'etciU  wird. 

§  15.  Falls  die  Anmeldung  gemäfs  ^  14  ^cigi,  uais  der  ^Vrbeitgeber  die  Ver- 
sicherung mit  einer  MiedBUtitteB  Gcsellsciuik  nbgesdilOBBen  hat»  tritt  «Kck  ab  Paitd 
an  Stelle  des  Arbeitgebers  bei  den  Verhandlungen  imd  Entsdieidnngen,  wckhe  die 
Anmeldmig  mit  sieh  Ohrt  Liegt  keine  Versidiening  vor,  oder  ist  eine  solche  mit 
einer  Gesellschaft  abgesdilosscn,  die  keine  Anerkennung  erhalten  hat,  so  werden 
die  Verhandinngen  mit  dem  Arbeitgeber  geftthrt  und  die  Entschddnngen  an  ihn 
gerichtet. 

16.  Der  Rat  ent>^olKi(l<  t,  nachdem  er  alle  notigen  Mitteilungen  empfangen 
und  der  anerkannten  \  i  r>ii  hi  nmgsgrsellschaft  oder  dem  Arbeitgeher  samt  anderen 
beteiligten  » "u  lrj^cnheit  gej^'c-bcn  liat.  sioh  mit  den  vorliegenden  Krhebungen  !>«  kannt 
zu  njaclicn,  sowie  sich  zur  Sache  auszusprechen,  so  schnell  als  möglich  über  fol- 
gende Fragen : 

a)  ob  der  angemeldete  Unfall  diesem  Gesetz  tufolge  begrflndete  AnsprUche 
einschliefst, 

b)  ob  Thatsachen  vorliegen,  die  nach  §  5  die  BeschalTenbeit  der  Entschldigung 
bestimmen, 

c)  die  Höhe  der  KntschSdignng,  auf  welche  di  r  Arbeit,  r  nder  seine  Hinter» 
bliebenen  Anspruch  erheben  k^Hmen,  soweit  die  K^eln  des  g  17  keine  Anwendung 
finden. 

Bei  diesen  Entscheidungen  ist  die  Gegenwart  von  w<  !iifr-t<  n>  liini  >tinimber.-cli- 
tigtcn  Mitgliedern  oder  Stellvertretern  erforderlich.  Der  Viir-^chlag  einer  Entscheidung 
wird  nur  angenommen,  wenn  wenigstens  vier  dafür  stimmen. 

Gestatten  die  Verhiltnisse  noch  keine  Entscheidung  der  unter  Üt  b.  erwilmten 
Frage,  so  trifft  der  Rat  die  die  schliefslidie  Entscheidung  vorbereitenden  Anordnungen 
und  bestimmt  die  Auflagen,  welche  die  Verhältnisse  eff<»dem,  flberetnstimmend  mit 
den  in  der  Geschäftsordnung  nfiher  festgesetzten  Regeln. 

Hat  der  Rat  veraftumt  das  vorgeschriebene  Verfahren  inneiuhaltcn ,  SO  können 
die  obengenannten  Entscheidungen  bei  dem  Minister  des  Innern  angefochten  werden, 
welcher  die  getroffenen  f  ntscheidungen  aufheben  und  verlangen  kann,  lais  die  Sache 
von  neuem  behandelt  und  <  ntschieden  wird.  Abgesehen  von  diesem  l  all  ist  es  mög- 
lirli  die  unter  lit.  a.  ^.-nannte  F.ntscheidung  bei  dem  Minister  des  Innern  auzu- 
fechtcn,  wälirend  die  unter  lit.  b.  und  c.  genannten  Entscheidungen  nicht  angefochten 
werden  können. 


Cesetx  Ifber  die  Vcrndierung  der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  Unfällen  etc.  255 


Die  Bemtei^fnat  bebist  14  Tage  von  den  Tnge  der  Zostellnng  der  Ent- 

idieidungm  perrchnet. 

Die  von  di  m  Rat  festgctetiten  Sommen  (Ut  c)  könnca  spiter  nicht  herabge- 
setzt oder  erhöht  werden. 

§  17.  IMe  in  5  erwülinton  'I'a^ffjclcler  wirdfii  nach  Lili-rcinkunft  mit  lUn 
Beteiligten  ffstpcstellt.  Kann  man  sirli  nicht  i-ini^cn,  «o  bestimmt  auf  \'crlanj,'<-n 
einer  tlcr  bft<  ilij^t'-n  I*art<-i'-Ti  (1t  Kat  di"-  fluhc  <K->  'l'a^ot;<  Ules.  I  )icsiT  kann,  Wfnn 
er  ändet,  daü  ein  L  ebereinkomnit-n  an  der  Böswilligkeit  einer  der  Parteien  hclieiterte, 
Hat  wa  einer  an  die  Kasse  des  Rates  zu  zahlende  Geldstrafe  bis  zu  25  Kronen 
vnwtcileB. 

Vit  Höhe  anderer  Eatschidigimgen  katm  reehtsgttltig  nicht  Gegenstand  einer 
Ueberdnknnft  swischcn  dem  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sein,  sondern  mnft  in  jedem 
Falle  Ton  dem  Rat  festgestellt  werden. 

§  18.  Die  Geldsomne ,  welche  der  Rat  durch  sein  Urteil  fllr  Invaliditit  von 
höherem  oder  geringerem  Grade  bestimmt,  darf  der  Betreffende,  wenn  es  ein  Münk 

im  Altf-r  von  35- — 55  Jahren  ist,  je  nach  seinem  Wunsch  sich  auszahlen  oder  in  eine 
Lebensrente  verwandeln  lassen.  Für  Männer,  welche  jünger  oder  älter  sind,  ist  der 
Rat  berechtigt,  eine  Lebensr<-nte  zu  kaufen,  selbst  wenn  der  BrtreflTctvde  vorziehen 
würde,  sich  die  Summe  au>/alden  zu  lassen.  Wenn  d«-r  Rat  mit  Kijrksicht  auf  den 
psychischen  /ualand  eines  invaliden  findet,  dafs  es  nicht  ratsam  wäre,  ihm  die 
Saume  «nananhlen,  10  soll  nnter  mllea  VeiliiltnisBai  dne  Lebensrente  gekauft 
werden» 

Der  Geldbetrag,  welcher  Franen  oder  unmündigen  Penonen  sugesprodien  wird, 
honat  dem  oder  den  Betrelfoiden  auf  die  Weise,  wddie  der  Rat  als  die  sweck» 
niägste  ansieht,  mgvte. 

Der  Rat  kann  den  Arbeitgeber  oder  die  Versicherungsgesellschaft  veranlasien, 

f'.vm  V.  nuiglückten  od<  r  seinen  Hinterbliebeni-n  einen  Vorschufs  auf  die  ihnen  zu- 
erkannte >unmie  zu  geben,  Wenn  deren  Auszahlung  aas  einem  oder  dem  anderen  Grunde 

Aufschub  erleidet. 

19.  Der  Rat  Unterricht- 1  den  lvlr<-flVndi'n  /ahlunji^spflichtigen  von  der  Höh'-* 
dc^  Betrags,  weiche  einem  .\rWi  iti-r  oder  dessen  Hinterbliebenen  für  andauernde  Er- 
WcrhüUDräbigkcit  oder  im  'i'odeslall  zuerkannt  worden  ist. 

Dieser  Betrag  ist  dem  Rat  binnen  14  Tagen,  von  dem  Tage  dtr  gegen  Em* 
pfinCSKhetn  so^stelllen  Mitteilung  an  gerechnet,  an  ahlen.  Hieranf  geschieht  ge« 
vib  §  18  die  Anssahlnng  des  Kapitales  an  die  Betseflenden  gegen  eine  Quittm^, 
vSkrcnd  die  Lebensvente  von  der  LebensrentengescSlschaft  aa  die  Betreflenden  oder 
den  Umständen  nach  an  die  Vormünder  derselben  auf  die  Weise  ausgesahlt  vrird, 
•tkbc  der  Rat  in  jedem  einzelnen  Falle  bestimmt  und  ihr  mitteilt. 

T3L''  r'  ld>  r  w<^rden  stets  unmittelbar  an  den  BetiefTenden  gezahlt.  Auf  dieselbe 
Wciür  wird  da>  Bcgräbiiisgeld  gezahlt. 

$  20.  Der  Rat  reicht  dem  Minister  des  Innern  jährlich  einen  Bericht  Uber 
sräp  Tbätigkeit  ein.  In  denuselbcn  soll  ].-drr  rinzeln«-  P'all,  der  dem  Rat  vorgelegt 
wurde,  angeführt  imd  die  getroffene  Entscheidung  mitgeteilt  werden.    Der  Beriebt, 
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welcher  gedruckt  uoä  dem  Reichstage  zugestellt  wird,  foU  fttr  einen  vom  IGittMer 

des  Inntm  festgesetzten  billigen  Preis  zu  haben  sein. 

§  21.  Niditorrullung  der  nach  55  4,  letztem  Absatz,  8.  zweiten  Abs.itz  und 
§  14,  ersten  Absatz.,  bi'^tehenden  Verpflichtungen  sowie  Unterlassung  der  von  <l<:ru 
Rate  gcmäfs  16,  dritten  Absatz,  erlassenen  Anurdnuugcn  werden  mit  r.,  lJbuiscn 
bis  zu  200  Kruuen  be&trafl.  Die  Fälle  werden  wie  üfTentlicbc  i'olizcisachcn  be- 
handelt. 

§  sa.  Dieses  Geseta,  welches  keine  Gltltigkeit  flir  Farör  hat,  tritt  im  Jahr 
nach  seiner  Bekanntmachung  im  Gesetsblatt  in  Kraft  Doch  sollen  die  Bestinmmngen, 
welche  die  Bildung  eines  Rates  betreffen,  sdion  vor  diesem  Zeitpunkt  anf  Anordnoag 

des  Ißnisters  des  Innen»,  in  Kraft  treten. 

Hiernach  haben  sich  alle  Beteiligten  xu  richten. 

Gegeben  za  Amalienborg,  7.  Jannar  1898. 
Unter  unserer  kteiglicben  Unterschrift  und  Siegel. 

Chriatfnn  R. 

(L.  S.) 
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^ST^l^'^^rj^:^  ^»^tio..  Ein- 

uhr. Ausfuhr  und  Veritauf  v»„  Zündhölzchen  n>it 

gelbem  Phosphor. 

bcscbliefst:  ««cDaft  d«  Bondtsrates  vom  23.  November  ,897, 

...che  „,„  r..Lh.,  „T:«^^^^^  -"'i""«» 

>  FaMka,  s  ««w»in««n«i  Verpackungs.  und  Tn«*purtwei.c 
 Den  nut  der  Lcberwachung  der  Zllndhölicheiifabrikeii  beüaatea  Be. 

^  'ErUmTn  ^'CT'^  ^'-'--twurfs  i„  der  Abhandlung  vo«  p,^, 

^^"«e  <ler  .l^r  '^'^  ''""^''■■■-'"•nr.....  in  .1,.  Schwei,  ond  I 

^  «781t  ''«etlcsvorlage.  iu  dem  vorheg,.ndco  IJaadc  dieses  ArcfaK 


Digitized  by  Google 


258 


GeseUsebong:  Sdiweis. 


amtcn  ist  jederzeit  der  Zutritt  in  alle  Räume  gestattet,  voti  «k-ncn  mit  Grund  ver- 
mutet werden  kaun,  dafs  sie  der  t'ubrikatiuo  von  ZUndwaren  dienen. 

Art  6^  Der  Verkauf  von  ZOndbölzehen  duf  nur  in  Verpnckiingen,  inbegrififen 
Pakete  und  Schacliteln,  stattfinden,  wdehe  die  Firma  oder  die  amtUch  deponiefte 
Fabrikmarke  de«  Fal»ikanten  tragen. 

Diese  Bestimmung  findet  anch  auf  importierte  und  exportierte  Zttndvartn  An> 
Wendung. 

Art.  7.    Ks  wird  bestraft  Zuwiderhandlung 
at  gegen  Art.  1  und  2  mit  liufse  von  Fr.  !00 — looo; 
\yj  gegen  Art.  3,  5  und  0  mit  HuTm'  von  Fr.  50 — 'oo, 

g^ß<*n  die  \'oILithungs%orM:hrilt<  n   und  Silmtznuiürcgcln  des  Hundesrates 
(Art.         sowie  gegen  die  schriftlich  zu  erteilenden  Weisungen  der  zu- 
sündigen  AufsidilsbdifiideB  mit  Bufiie  von  Fr.  50 — 500. 
Die  Uebcrtretnng  der  Art.  i  und  a  kann  anfserdem 
I.  im  Wiederbolongsfalle  mit  Gefliagnis  bis  auf  3  Monate, 
s.  dnich  Entng  der  FabrikationsbewiUignng  (Art  3)  bestraft  «erden. 
\Vi<k  rrerhtlich  fabfiiiote,  tmsportierte,  com  Verkauf  aufgebotene  oder  impoi^ 
iicrte  Ware  ist  xa  konfiszieren. 

Hir  Strafen  werden  durch  <1i''  kantünaleit  Berichte  ausgesprochen.  Au.sgc- 
nonmu-n  mirI  der  Entzug  der  l  ahrikatinnsln-willigung,  sowie  die  Bestrafung  von 
Vebcrtrrtung  der  Vorschriften  betrcftVnd  I  ni-  und  Ausfuhr,  gcniKfs  dem  im  Bundes- 
gesetz über  das  Zollwesen,  vom  28.  Juni  iSyj,  vorgeächuuen  Verfahren,  welche 
durdi  das  sdnretxeriseiie  Indusiriedepartement  verhBngt  werd^ 

nie  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Artikeb  erlassenen  Gerichtsurteile  sind  nebst 
den  sugehörigen  Untersndiungsakten  durch  die  Kantone  dem  xnstlndigen  cidg^ 
nössiseben  Fabrikinspektorat  zur  Einsicht  suznstellen. 

Art  S.  Die  VoUsiehnng  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  Sache  der  Kantone. 
I)er  Bundesrat  wird  ermichtigt,  die  zur  Vollziehung  desselben  erforderlichen  Voi* 
Schriften  aufzustellen  und  insbesondere  hinsichtlich  Fabrikation.  Ver])ackung,  TranS> 
port,  Verkauf,  Ein-  und  .\usfuhr  die  nötigen  SrhuUnv.ifsregcln  zu  treffen. 

An.  ().  Das  Hun(li  >;;eN<  t/.  bctrctf« ml  dii*  Fabrikation  und  den  Verkaut'  von 
Zündhulzchen,  vom  2  2.  Juni  1882,  ist  aufgdiuben. 

Art  la  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
3undeagcsetaes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  Uber  Bundes» 
gesetse  und  Bundcsbcschltlasc,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  reranstalteo 
und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetsen. 
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Die  Arbeitsinspektion  in  Belgien  während  der  Jahre 

Z895  und  1896. 

Von 

H.  VANDERRYDT. 

bgcninnr  in  Brtttsd. 

Die  Reihe  von  (iesetzen  und  \'erordnungen,  welche  seit  Anfang: 
<lit's<-s  Jahrhunderts  die  poH/.eilidien  liefugnisse  des  Staates  iiinsichtln  h 
der  Industriebetriebe  in  Belgien  bestimmt  haben,  l>ietet  ein  getreues 
Spiegelbild  der  Wandlungen,  welche  die  boiialeu  ideeii  in  den  leitenden 
Kreben  dieses  Landes  erfahren. 

Die  erste  Periode,  die  in  Wahrheit  erst  mit  dem  königlichen  Erlafs 
vom  27.  Dezember  1886  abschlofi»  zeichnet  sich  aus  durch  eine  aiif> 
ßUige  Sotgsamkeit  Itti  die  Interessok  der  Kapitalisten,  verrat  di^egen  für 
die  Arbeiter  weit  weniger  Wohlwollen,  um  nicht  zu  sagen  Gleichgültig* 
keit  Es  ist  dies  die  Periode,  in  welcher  der  Staat  beschliefst,  „sämtliche 
Betriebe  zu  überwachen,  um  in  ihnen  fortwährend  hilfreichen  Beistand 
und  Autklärung  durch  soinc  (Irulietungenieure  zu  bethätigen",  und  alä 
Aufgabe  der  staatlichen  ( irul)ciiverwaltung  bezeichnet: 

„1)  Für  die  Durchluhrung  der  Gesetze  zu  sorgen,  sowohl  iubelrett 
der  Sicherheit  der  Gesamtheit  und  der  Einzelnen,  als  hinsichtlich  der 
fiedürfnisse  des  Gesamtkonsums  und  der  Fortführung  der  Bewirtschaftung. 

2)  Eme  möglichst  eingehende  Kenntnis  ta  gewinnen  von  der  £r- 
l^ebigkett  des  Landes  an  Mineralschätzen;  alle  Hflfemittet  zu  sammeln, 
welche  zur  Vervollkonmmung  der  Technik  des  G ruhen wesens  beitragen, 
ihre  Ausbildung  vervollständigen  und  diesem  wichtigen  Zweige  der  na- 
tion:i!cn  Industrie  als  erfolgreiche  Anleitung  dienen  können,  als  eine  An» 
leiiung,  welche  sämtliche  Unternehmer  über  das  jeweilig  erworbene  Wissen 
auf  dem  Laufenden  erhält. 

3)  Der  Regierung  über  den  Stand  der  Bewirtschattung  der  Gmben 
uad  ihrer  Produktion  Bericht  zu  erstatten  \  ihr  Vorschläge  zu  unterbreiten 
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über  die  von  der  Staatsgewalt  zu  bewilligenden  Mittel  zur  Erweiterung 
der  Betriebe,  über  die  etwa  zu  bethätigende  Unterstfitning  und  Auf- 
munterung, Uber  den  fiedürfniaaen  mehrerer  Unternehmungen  dienende 
grölsne  Veranstaltungen,  welche  der  einzelne  Konzessionär  nicht  treffen 
kann,  und  endlich  Vorschläge  über  allerlei  An  rilnungen,  welche  ge- 
eignet erscheinen  zur  Ciewinnung  nicht  allein  der  für  den  inländischen 
Konsum  notwendigen  drüben jirodukte,  soiKlctn  auch  einc-<  l  elierschusses, 
der  dem  Staate  politische  Vorteile  zu  bruigcu  vermag,  wie  sie  jeuer  not- 
wendig erzeugt."  '  j 

I  erner  regelt  und  überwacht  in  dieser  Periode  der  Staat  die  \'er- 
hältnisse  gefahrlicher,  gesundhettsschftdlicher  und  lästiger  Betriebe  haupt- 
sächlich unter  dem  Gesichtspunkt  „der  öffentlichen  Sicherheit,  Gesundheits- 
pflege und  Annehmlidikeit",  um,  wie  der  königliche  Erlafs  vom  29.  Januar 
1863  besagt,  „die  Mif»tände  auszuschliefsen  oder  au  mildem,  welche 
ihre  Anlage  fur  die  Xachbarschaft  imd  das  Publikum  herbeiführen  kann." 

Während  des  fraglichen  Zeitraumes  übt  der  Staat  seine  polizeilichen 
Rechte  vonviegend  zu  dem  Zwecke,  die  ergiebigste  Ausbeute  der  Reich- 
tümer des  Landes  zu  sichern;  die  Sorge  um  den  Scliutz  der  Gesundheit 
und  des  Lebens  der  Arbeiter  gelangt  dagegen  in  seinen  Dekreten  nur 
beiläufig  zum  Ausdruek.     \'on  einer  derartigen  AufVasbung  gehen  aus: 

1 )  Die  Verordnung  vom  1 8.  November  1810  betreffend  Errichtimg 
des  Korps  der  Grubeningenieure.  Von  ihren  39  Artikeln,  welche  die 
Befugnisse  der  Grubenverwaltung  festsetzen,  heü&t  sich  nur  ein  einziger 
mit  den  Grubenarbeitern,  und  selbst  dieser  Artikel  ist  nicht  eigens  ihrem 
Schutze  durch  die  Beamten  gewidmet.  „Wenn  ein  Unternehmen",  sagt 
der  Artikel,  „dergestalt  betrieben  wird,  dafs  es  die  öffentliche  Sicherheit, 
die  Fortführung  der  Grubenarbeiten,  die  Sicherheit  der  Arbeiter  oder 
der  TJcwohner  der  Oberflache  ger.ihrdet ,  so  haben  sie  (die  Grul>en- 
beamten^  sofort  dem  Prafekten  Heriihf  zu  erstatten  vnid  ihm  die  Mittel 
zur  Vorbeugung  von  hieraus  möglicherweise  entstehenden  Unfällen  vor- 
zuschlagen." -') 

2)  Die  königlichen  Erlasse  vom  31.  Januar  1S24,  12.  November 
1849  2 9'  Januar  1863,.  betreffend  die  gefiUulichen,  gesundheits- 
schädlichen und  lästigen  Betriebe.  Diese  Erlasse  regeln  in  einer  Menge 
Paragraphen  äufserst  eingehend  die  Untersuchung  und  Beaufsichtigung 
der  gesundheitsschädlichen  Betriebe  im  Interesse  ihrer  Nachbarschaft,  be- 


')  Anweisung  zur  AusfUhning  des  Gesetzes  vom  ai.  April  iSlo  Aber  den  Be- 
trieb Ton  Graben,  Httttenwerken,  Salinen  and  Steinbrüchen.  (§  13.  Von  der  Staats» 
anfricht) 

*)  Verordnung  vom  iS.  November  1810.  Art.  30.  —  Es  ist  dem  binmufO^cn, 
dafs  d'ic^vr  Verordnung  bald  jene  vom  3.  Janoar  1813  folgte«  welche  polixeiliche 
Vorschriften  bezüglich  der  Unfälle  gab. 
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schäftigen  sich  aber  wenig  mit  den  Arbeitern  dieser  Untemehmuiii^en. 
So  hat  der  Erlafs  von  1824  nicht  ein  Wort  für  die  Gesundheit  der  Ar- 
beiter, und  der  von  1863  beschrankt  sich  in  zwei  Artikehi  auf  eine 
schüchterne  Anspielung  auf  „Mafsnahraen  zur  Vorbeugung  oder  Ver- 
ringerung der  Uebelstände,  welche  das  Unternehmen  für  die  in  seinem 
Betriebe  beschäftigten  Arbeiter  im  Gefolge  haben  könnte." 

Es  bedurfte  erst  der  blutigen  Ereignisse  des  Jahres  1886,  um  der 
bdgischen  Gewerbegesetzgebung  eben  veränderten  Gesichtspunkt  bei- 
zubringen und  die  leitenden  Kreise  zu  veranlassen,  den  Arbeitern  den 
Schutz  zu  gewähren,  auf  den  sie  ein  Recht  haben.  Durch  diese  Ereig- 
nisse eingeleitet,  nimmt  die  zweite  Phase  der  belgischen  Gewerbegesetz- 
gebung ihren  ATifmir,  und  zwar  mit  dem  königlichen  Erlasse  vom 
z"].  lJt/enil)er  1886,  der  abgefafst  wurde,  als  noch  die  As(  he  gltihtc  in 
den  nicilergebrannten  Hüttenwerken  von  Baudaux  und  das  Knattern  der 
Gewehre  in  Roux  kaum  verhallt  war.  Der  Bericht  an  den  KtJiiig,  welcher 
diesem  Erlafs  angefügt  ist,  erklart,  dafs  „anerkannt  wird,  dafs  für  gehörige 
sanitäre  Zustände  in  den  Betriebsstätten  nicht  entsprechend  gesorgt  ist, 
und  dafs  die  Arbeitet  in  dieser  Beziehung  eines  ausreichenden  Schutzes 
entbehren."  Und  der  Erlais  bestimmt,  dafs  jeder  Antrag  auf  Genehmigung 
einer  gesundheitsschädlichen  Gewerbeanlage  zukünftig  von  einer  Mitteilung 
über  die  im  Intoresse  der  Arbeiter  getroffenen  Mafsnahinen  begleitet 
sein  und  von  einer  technischen  Sonderkommission  gutgeheifsen  werden 
müsse.  Auf  diefsen  Erlafs  folgte  der  vom  5.  Mai  1888,  welclier  die 
Befugnisse  der  von  seiten  der  Regierung  mit  der  Beaufsichtigung  der 
gefährlichen,  gesundheibschadlichen  und  lästigen  Betriebe  betrauten  Be- 
amten bestimmte. 

Alles  dies  bedeutete  indessen  lediglich  die  ersten  dürftigen  Ansätze 
einer  Aibeitsinspektion.  Eine  vollkommen  organisierte  Inspektion  wurde 
erst  nach  der  1895  erfolgten  Errichtung  eines  Ministeriums  für  Industrie 
und  Arbeit  geschaffen,  und  zwar  durch  den  königlichen  Erlafs  vom 
22.  Oktober  1895,  welcher  über  ihre  Gestalt  und  Wirksamkeit  endgültige 
Anordnimgen  traf. 

Dieser  F.rlafs  sondert  die  'jewerblichen  l'nternehmungen  in  zwei 
Kategorien,  nämlich  in:  j  iiiiiben,  ( Iraljereien  und  Steinbruche  mit 
allen  den  verschiedenen  Huttenwerken,  welche  sich  mit  der  direkten 
Umgestaltung  der  Mineralien  befasNen,  d.  h.  den  Anlagen  zur  Gewinnung 
von  Koks  imd  Kohlenagglomeraien,  Hochofen,  Eisen-  und  Stalilhütten, 
Blei>,  Zink-,  Kupfer*  u.  s.  w.  -Schmelzhütten,  Anlagen  zu  Verarbeitung 
von  ßsen,  Stahl  und  Kupfer  zu  fertigen  Handelsprodukteo,  welche  zu 
Metallkonstruktionen  dienen;  2)  die  in  vorstehender  AufRihrung  nicht 
genannten  Industrieen,  welche  die  offiziellen  Publikationen  wie  folgt  klassi* 
fizieren :  Textilindustrie,  chemische  Industrie,  Glasindustrie,  'rö})fereige- 
werbe,  Nahrungsmittelindustrie;  Holzindustrie,  Baugewerbe,  Möbelindustrie; 
Bekleidungsindustrie,  Papierindustrie;  mechanische  Konstruktionen;  Kunst- 
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industrie,  Verarbeitung  von  Tier-  und  Ptl-ni/cnstot^en.  mit  dem  Fleisch- 
und  Fischhandel  zusammenliängende  Industrieen ;  versrhiedene  Indiistncen. 

Die  grofsen  Industrieen  der  (iewinnung  von  Kohstoricn  und  des 
Hüttenwesens,  welche  die  erste  Kategorie  ausmachen,  werden  beaufsichtigt 
durch  die  Ingenieure  des  Corps  des  mines,  welchen  aus  der 
Zahl  der  Grubenarbeiter  hervorgegangene  Grubeninspektions-De* 
legierte  zur  Seite  stehen.  Diese  Industrieen  haben  ihren  Standort 
hauptsächlich  in  den  vier  Provinzen  Lüttich,  Namur,  Luxemburg  und 
Hennegau,  welche  zum  Zwecke  der  Inspektion  in  8  Arrondissements  mit 
2g  Distrikten  eingeteilt  sind  Mit  der  Ueberw&chung  der  Betriebe  sind 
betraut  45  Ingenieure  (16  Arrondissements-  und  29  Distrikts-Ingcnietire), 
denen  35 — 45  Delegierte  assistieren.  (Diese  Delegierten  werden  erst 
im  Laufe  dieses  Jahres  ihre  Thätigkeit  antreten.)  Ihre  Aufsicht  umfafn 
drei  Gebiete:  a)  die  Diirchfühnmg  der  Gesetze  und  PoÜzeivorst  hriften 
betretend  den  Betrieb  der  unter  das  Gesetz  vom  21.  April  1810  iailenden 
Gruben  und  Hfittenirerke ;  b)  die  Ausftihnuig  der  Arbeiteigesetze;  c)  die 
Durchführung  der  Foliseivorachriften  über  die  Dampfkessel  BesQ^ich 
der  Organisation  und  der  Wiiksamkeit  des  „Cdrps  des  mines"  ver- 
weise ich  auf  meinen  im  Band  11  dieses  Archivs,  S.  161  fL,  enthaltenen 
Artikel. 

Die  Industrieen  der  zweiten  Kategorie  überwachen  Arbeitsin* 
spektoren,  welche  von  .\  r  b  e  i  t  s  i  n  s  |)  c k  t  i  o  n  s -  D e  1  e  l'  i  e  r  t  e  n 
unterstützt  werden.  Mit  der  IJeaufsichtigung  der  Dampfkessel  in  den  nicht 
vom  Cc)r{);.  des  mines  kontrolicrten  lietrieben  werden  die  Dauipt  kessel  von 
Corps  des  Ponts  et  Chaussees  überwacht)  haben  diese  Heamten  nichts  zu 
thun,  und  ebenso  nichts  mit  der  Beaufsichtigung  der  gewerblichen  Unter- 
ndimungen  hinsichtlich  der  äufseren  sanitären  Vethttltnisse  und  Be- 
ziehungen der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zum  inneren  Betriebe.  (In 
dieser  Hinsicht  ist  der  Landwirtschaftsminister  sustSndig.)  Ihre  Auf- 
gabe besteht  nach  den  königlichen  Erlassen  vom  aa.  Oktober  1895  und 
▼om  II.  April  1896  in  der  Ucberwachung  a)  der  Ausftihrung  des  Ge* 
setzes  vom  13.  Dezember  1889  bctretTend  die  Beschäftigung  von  Frauen, 
jugendlichen  Personen  und  Kindern  in  gewerblichen  Untcnichmunuen, 
b^  der  Ausfiihruni,'  des  Gesetzes  vom  16.  August  1S87  über  die  Zahlung 
der  Arbeitslöhne,  und  c)  der  Ausführung  der  Gesetze,  Verordnungen 
und  Erlasse  betreffend  die  gefährlichen,  gesundheitsschädlichen  und 
lästigen  Betriebe. 

Das  I«and  ist  zum  Zwecke  der  Arbeitsinspektion  in  zwölf  Distrikte 
oder  Inspektionsbezirke  eingeteilt,  mit  deren  Ueberwadiung  achtzehn 
Beamte  betraut  sind:  acht  Inspektoren  (7  Ingenieure  und  ein  Aizt)  und 
zehn  Delegierte  (i  Ingenieur,  3  Aerzte,  1  Inspektor  der  LehrlingsAVerk- 
stätten,  I  Lehrer  der  Weberei,  i  Maschinenbauer,  i  Bildhauer  (beide 
Arbeiter),  und  2  Ziegeleianfseher.  Der  'ITiätigkeitsbereich  jedes  Be- 
amten ist  nicht  sehr  ausgedehnt^  der  Umfang  eines  jeden  Bezirks  beträgt 
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dnrchsdniiCÜicfa  kaum  35  Kilometer  und  höchstens  t;;5  Kilometer.  Der 
aus  dem  Hin-  und  Herreisen  sich  ergebende  Zeitverlust  ist  somit  hierdurch 
wesentlich  vermindert,  und  es  läfst  sich  auf  eine  ganz  besonders  erfolg- 
reiche Thütigkeit  der  Inspektoren  schliefsen.  Der  königliche  Erlafs  vom 
22.  Oktober  1S95  nonnicrt  diese  Thätigkeit  dahin,  dafs  er  tur  die  in 
der  Provinz  angestellten  Arbeitsinspektoren  150 — 200  Inspektionstagc  und 
für  die  dauernd  angestellten  Delegierten  50 — 100  jährlich  festsetzt. 

Abgesehen  vcm  dieser  Exekutivabteflung  existiert  flir  die  Inspektion 
der  Industrieen  der  zweiten  Kategorie  eine  aus  fünf  Inspektoren  (4  In- 
goiieure  tmd  i  Arzt)  bestehende  Zentzalahtettung,  welche  zur  Aitfgabe 
hat  die  Kontrole  des  Dienstes  der  Provtnzialinspdctoren  und  die  Unter- 
SQcbimg  der  ihr  durch  das  Arbeitsamt  unterbreiteten  Sonderfragen. 

Alle  diese  Beamten,  Delegierte  wie  Inspektoren,  werden  direkt  vom 
Minister  für  Industrie  und  Arbeit  angestellt,  ohne  dafs  dieser  nötig 
hätte,  seine  Wahl  nach  den  Ergebnissen  eines  Wettbewerbes  oder  auch 
nur  nach  den  Ergebnissen  einer  Prüfung  zu  tretien,  die  etwa  a\if  Grund 
cmcr  oüuicU  festgestellten  Ordnung  erfolgte,  wie  sie  die  preubi.-5che  Ver- 
ordnuDg  vom  7.  Sefrtember  1897  fUr  die  Anstellung  der  preulsiscben 
Gewerbeinspektoren  vorsieht  Die  Folge  hiervon  ist,  dafs  politische  Vor- 
urteile bei  der  Bestellung  des  mit  der  Ueberwachung  der  Industriebetriebe 
zu  betrauenden  Beamtenpersonals  eine  wichtige  Rolle  spielen. 

Ueber  die  Thätigkeit  der  Inspektion  hat  das  Arbeitsamt  bisher  zwei 
Berichte  veröffentlicht,  je  einen  für  1895  1896.    Diese  Berichte 

umfassen  einerseits  die  Berichte  d»'r  Distriktsinsjtcktoren  über  die  von 
liinen  gemachten  Feststellungen  und  andererseits  emen  Generalbericht 
und  l'ntersuchungen  der  Zentralabteilung.  Die  Berichte  der  Distrikts- 
insiK-ktoren  sind  sämtlich  nach  einem  vom  .Arbeitsiniiuster  aufgestellten 
Schema  abgefafst  und  enthalten  folgende  Kapitel:  Bewirkte  Kontrolbe- 
suche  und  andere  Dienstveirichtungen  des  Inspektors^Ausfiihrung  des 
Gesetzes  vom  13.  Dezember  1889  betreffend  die  Beschäftigtmg  von 
Fnuen,  jugendlichen  Personen  und  Kindern  —  Hygiene  und  Unfall- 
Sicherheit  der  Arbeiter— Beaufsichtigung  der  Industriebetriebe  hinsichtlich 
der  öffentlichen  Sicherheit,  Gesundheitspflege  und  Annehmlichkeit  — 
wirtschaftliche  und  sittliche  V* erhältnisse  der  .Arbeiterklasse  und  Lage  der 
Industrieen  —  Betrachtungen  allgemeiner  Natur 

Aus  den  Ziffem  dieser  Berichte  ersehen  wir.  dnfs  In  dem  Zeitraum 
von  Oktober  1894  bis  /.um  31.  Dezember  1895  Insijektoren  6900 
Kontroibesuche,  die  218826  .Arbeiter  angingen,  gemacht  haben,  wahrend 
im  Jahre  1896  die  Anzahl  ihrer  Besuche  S407  betrug,  denen  217872 
Albeiter  entsprochen.  Um  uns  ein  Urteil  darüber  zu  ermöglichen,  wie 
weit  diese  Thätigkeit  sich  den  thatsächlichen  Anforderungen  des  Arbdter- 
schuties  anpalste,  mölsten  die  Berichte,  wie  es  in  jenen  der  schweize- 
rischen Inspektoren  geschieht,  den  obigen  Ziffern  die  Zahl  und  die  Ar- 
beitenifier  der  den  Arbetterschutzgesetzen  unterstehenden  Betriebe  gegen- 
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überstellen;  leider  sind  al)er  die  Arbeiten  der  Gcwerl^ezählung .  deren 
Resultate  hier/u  erforderlich  waren ,  obzwar  seit  geraumer  Zeit  unter- 
nommen, noch  nicht  abgeschlos^tn.  Wir  sind  daher  nicht  in  der 
Lage,  zu  beurteilen,  ob  die  Anzahl  der  vorhandenen  Inspektoren  genügt 
oder  ob  sie  bei  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  den  Eifer  aa  den  Tag  legen, 
welchen  das  Land  von  ihnen  m  erwarten  berechtigt  ist 

Vergleichen  wir  die  obigen  Angaben  mit  den  entsprechendoi  Mit- 
teilungen der  schweizerischen  und  asteneichischen  Fabrikinspektoren,  so 
finden  wir,  a)  dafe  im  Jahre  189$  (der  Bericht  für  1896  ist  noch  nicht 
erschienen)  die  drei  schweizerischen  Inspektoren ')  mit  ihren  üinf  Assi- 
stenten 5461  Kontrolbesttche  gemacht  haben,  denen  4933  Betriebe  und 
200768  Arbeiters  40  Arbeiter  pro  Betrieb  entsprechen,  b)  dafs  im  Jahre 
1896  die  19  österreichischen  Inspektoren  -)  mit  ihren  2^  Xssistcnton 
1001 1  Hesuche  abgestattet  haben,  denen  300  000  Arljeiicr  =  46  Arbeiter 
]tro  Hetrieb  entsprechen,  c)  dafs  im  Jahre  1896  die  S  l)eli,Mschen  Inspektoren 
mit  ihren  10  Pele^icrten  8407  Besuche  2;emacht  h.ilten,  denen  28  Ar- 
beiter ])ro  Betrieb  entsprechen.  Ks  l>esuchtc  also  ein  Inspekiionsbeamter 
durchschnittlich  im  Jahre  in  der  Schweiz  682  Betriebe  mit  je  darch< 
schnittlich  40  Arbeitern,  in  Belgien  467  Betriebe  mit  je  durchschnittlich 
28  Arbeitern,  in  Oesterreich  260  Betriebe  mit  je  46  Arbeitern.  Diese 
Ziffern  besagen,  dafs,  wenn  auch  in  Belgien  die  Arbeitstnspdction  inten- 
siver ist  als  in  Oesterreich,  sie  bei  weitem  noch  nicht  die  Intensität  er- 
reicht, welche  die  Inspektion  in  der  Schweiz  kennzeichnet 

Was  die  bigenieure  des  Corps  des  mines  betrifft,  welche  mit  der 
UeberwachuDg  der  Ausführung  der  Arbeitergesetze  in  den  grofsen  In- 
dustrieen  der  Rohstoffgewinnung  und  des  Hüttenwesens  betraut  sind,  so 
gelangt  ihre  Thätigkcit  in  diesem  Zweige  ihres  Berufes  in  folgender 
Lebersicht  zum  Ausdrucke.   (Tabelle  nebenstehend.; 

Vergleicht  man  diese  Resultate  mir  denen  der  schweizerischen  In- 
spektion, deren  l'eanite  mindestens  eiinuai  jährlich  sauuliche  Betriebe 
ihres  Bezirks  und  nai  h  den  Berichten  für  1894  und  iSgS  sogar  cme 
Menge  nicht  dem  Fabrikgesetz  unterstehender  Betriebe  besuchen,  so  ist 
man  jedenfalls  zu  dem  Schlüsse  berechtigt,  dafs  in  Belgien  die  Arbeits- 
inspektion noch  viel  zu  wünschen  übrig  läfst. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  den  Resultaten  der  Ueberwachung  der 
Beschäftigung  von  Frauen  und  Kindern,  so  finden  wir,  dais  von  den 
bisher  seitens  der  Arbeitsinspektion  herausgegebenen  Publikationen  eine 


*)  Vgl.  Berichte  der  eidgenössischen  Fabrikinspektoren  Uber  ihre  Amtstbätigkeit 
in  den  Jabrm  1894  und  1895. 

*)  Vgl.  Archiv  für  sosiale  Gesetagebong  und  Statistik.  Band  10,  S.  948 :  Die 
Gewrrbeimpektion  in  Oesterreich  im  Jahre  1896  von  Prof.  E.  Mischler. 
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^— 
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y 
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9 

16S3 
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31801. 

96 
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3 
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'5 
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58 
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? 
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61 
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49 
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9 
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5 
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9 

6 

346 

Kokslabriken  .... 

37 

28 

35 
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i 

1 
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38 

1234: 

»5 

31 

1334 

1  20 

1003 

einzige  nur  genaue  Mitteilungen  Uber  die  Anwendung  des  fraglichen  Ge- 
setzes bringt.  Es  ist  dies  die  vom  Corps  des  mines  ausgearbeitete  Sta- 
tistik der  in  den  Rohlenwerkcn  beschäftigten  ,\rl)eitcrschalt.  Das  Gesetz 
vom  13.  Dezember  1889  schreibt  bekannthch  vor,  djls  a)  die  Kinder 
männlichen  Geschlechts  nach  vollendetem  1 2.  Lebensjahre ')  in  den 
unterirdischeii  Arbdteii  nur  während  der  Tageszeit  (voo  4  Uhr  morgens 
ab)  und  höchstens  to'/.  Stunden  lang  (Ein-  und  Aus&hit  inbegriffen) 
imd  b)  jugendliche  Personen  männlichen  Geschlechtes  ttber  14  Jahre 
und  unter  1 6  Jahren  in  den  unterirdischen  Arbeiten  zur  Nachtzeit  (nach 
9  Uhr  abends\  nur  höchstens  10  Stunden  lai^u;  (Finfahrt  und  Ausfahrt 
inbegriffen)  beschäftigt  werden  dürfen,  und  dafs  femer  c)  die  zu  unter- 
irdischen Arbeiten  cinge.stelltcn  Frauen  vom  1.  Janii.ir  1S02  ab  mindestens 
21  Jahre  alt  sein  müssen,  und  dafs  nach  einer  l  ebergangsbestimmung 
zu  difsfin  7eit])unkt  l)crcits  in  diesen  Arbeiten  beschäftigte  Mädchen 
über  14  Jaliren  weiterarbeiten  diiMen. 

Weiche  Folgen  diese  Regelung  herbeiführte,  darüber  belehrt  uns 
nachsiehende  Uebersicht. 

*)  Diese  Ziffer  ist  zu  hoch  gegrilTen,  wie  übrigens  der  Bericht  selbst  anerkennt, 
indem  er  einräumt,  dafs  bei  Betrieben,  wo  die  In>j)ektion  sicli  nur  auf  eine  Förder- 
st-11c  der  Cirube  erstreckte,  man  der.  n  p.-v.imte  ArbeiteritChaft  auffUhrte.  Ist  dies 
vielleicht  auch  l»ei  anderen  Industrieen  geM-hehen? 

*i  Die  I'olizeivcrordnung  vom  28.  April  1884  hlier>t  von  den  unterirdischen 
Arttcitco  aus  Knaben  outer  12  Jaliren  und  Mädchen  unter  14  Jahren. 
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In  den  Kohlenwcriten  w»reii  mter  Tag  beschäftipt: 


Jahr 

Liitrr  16 

Jahre  alte 

1%-h.T 

16  Talir<-  alte 

Kii.ilx'ii 

Mädchen 

Arbeiter 

Arbeiterinnen 

1885 

8489 

1612 

63  337 

1886 

1133 

6291t 

1887 

7980 

1032 

63292 

t888 

856a 

1026 

6ct2t 

1S89 

9383 

960 

68409 

3333 

1890 

960S 

945 

75313 

3«  70 

1891 

So  10 

683 

77  947 

3008 

1892 

6956 

219 

78955 

2676 

i«93 

6403 

44 

77730 

2128 

1894 

5940 

78993 

t6l8 

1S95 

80401 

1268 

1896 

5781 

&0911 

888 

Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Zusammenstellung,  dafs  1}  von  1S91  ;ücm 
Jahre  vor.  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  13.  Deserober  1889  in 
den  Kohleiq(niben)  bis  1896  die  Anzahl  der  bei  den  unterirdischen  Ar- 
beiten beschäftigten  Frauen  und  Mädchen  sich  von  3691  auf  888,  also 
um  drei  Viertel  verringert  hat,  dafs  2)  gleichzeitig  die  Anzahl  der  bei 
den  unterirdischen  Arbeiten  beschäftigten  Knaben  unter  16  Jahren  voa 
8610  auf  5781,  also  um  ungefähr  ein  Drittel  gesunken  ist. 

Es  ist  hier  hinzuzufügen,  dafs  im  Jahre  1896  das  Mindestalter  der 
Mädchen,  welche  zu  unterirdischen  Arbeiten  angenommen  werden  durften, 
iS  Jahre  betrug,  im  vergangenen  Jahre  ^1897)  H)  Jahre  und  dafs  es  im 
laufenden  20  Jahre  heträgt.  Man  kann  also  annehmen,  dafs  am  Ende 
dieses  Jahrhunderts,  d.  h.  wenn  das  Gesetz  volle  Anwendung  findet, 
die  Beschäftigung  von  Frauen  unter  Tag  in  Belgien  gänzlich  aufgehört 
haben  wird. 

£iiie  weitere  tröstliche  Feststellung  zeigt  uns,  dafs  die  Beschäftigung 
der  Knaben  von  13 — 14  Jahren  bei  den  unterirdischen  Arbeiten  stärker 
abnimmt,  als  jeat  der  Knaben  von  14^16  Jahren.  Folgende  Ziffern 
beweisen  dies. 

In  den  Kohlenwerken  imter  Tag  wurden  beschäftigt: 

1891      1S92      1893     1894     1895  '^9^ 

Knaben  von  12—14  Jahren        2535       1705       163S       1573       1594  1552 
„    14— j6      „  6075       525»       47^5       43Ö7       4198  4229 

Diese  Ergebnisse  haben  zweifellos  ihren  Grund  in  der  Wahrnehmung 
der  Grubengesellschaften,  dafs  durch  die  Kinder,  welche  im  Innern  der 
Grube  nur  10'.,  und  1 1  Stunden  mit  Einschlufs  der  Ein-  und  Ausfahrt) 
bleiben  dürfen,  Störungen  im  regelmäßigen  Gange  der  Arbeiten  hervor> 
gerufen  werden. 
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Auf  die  Frage  nun,  was  in  den  Kohlengcgcndcn  aus  den  Knaben 
voo  12— 14  Jahren  und  den  Midchen  von  16'— '21  JSihnn  wurdf  welche 
nach  den  gesettlichen  Vorachrifteo  nicht  unter  Tag  beschäftigt  werden 
dürfen,  giebt  nachstehende  ZusanunensteUung  der  in  den  Kohlenwerken 
aber  Tag  angesteUten  ArbeiterEahl  Auskunft. 

Anzahl  der  in  den  Kohlenwerken  über  Tag  beschäftigten  Arbeiter- 
Kaptfjgorieen. 


Männer  I  über  16  Jahre 

nod  <  TOfk  14 — 16  Jahren 
Knaben  ( von  la — 14  Jahren 


Fianen  I  Aber  ai  Jahre 

und  I  von  16 — 31  Jahren 
Mädchen|  van  14 — 16  Jahren 


1892 

1893 

i8')4 

1S95 

1S96 

19007 

2044  ( 

20402 

21206 

21376 

«SS» 

1550 

1578 

»459 

1512 

1524 

989 

95» 

1041 

1131 

1181 

1044 

1528 

1672 

1617 

1611 

1589 

1530 

2911 

3424 

35»6 

3703 

3759 

3768 

2742 

3439 

«353 

2l86 

«249 

2434 

a«73S 

29772 

30556 

3055a 

31496 

31666 

Hiernach  werden  also  aber  Tage  Mädchen  von  16 — 21  Jahren  und 
Kmder  von  12 — 14  Jahren  in  zunehmender  Anzahl  beschäftigt;  die  unter 
Tage  Vertriebenen  finden  wir  oben  eingestellt. 

Zur  Orientierung  der  entsprechenden  Verhältnisse  in  den  übrigen 
Industrieen  der  ersten  Kategorie  fehlen  uns  leider  so  genaue  Statistiken, 
mt  sie  unseren  vorstehenden  Angaben  als  Unterlage  dienten.  Ueber 
die  großen  Hdttenmdustrieen  bringt  das  Corps  des  mines  nur  unvoll- 
ständige Mitteilungen,  welche,  abgesehen  davon,  dafs  sie  unzutreffend  zu 
sein  scheinen,  keinerlei  Vergleich  gestatten.  Um  sich  hiervon  zu  über- 
führen, braucht  man  nur  einen  Hlick  auf  folgende  Uebersicht  zu  werfen, 
welche  sich  auf  jene  Angaben  stutzt. 


Knabt-n  uiul  Männer 

Mätlch 

i-n  im<]  1 

Vanon 

Industrieen 

vuQ  :  von 
12—14,14—16. 
Jahren.  Jahren 

über 
16 
Jahre 

von  von 
12—16  t6— 21| 
Jahren  i  Jahren 

über 
21 

Jahre 

Insgc- 

AnslaltcQ  für  Koks^  und  \l895 

ss 

104, 

14.0S 

53 

1  160 

129 

I<)12 

Hrikettbereitnng  '1896 

66 

68  1 

1369 

5» 

1  «37 

108 

1899 

Uüchufrn  nnd  Schmel*»  1893 

23 

.3. 

7770 

20 

1  sS 

S17I 

Hutten  '1896 

1 1 

5668 

is 

35 

Ejicnhütt  n  St.ihlhtltteu,  \  1895 

247 

748 

J3"4 

1 1 

80 

14278 

\VAizA*.rk>  (1896 

'95 

986 

48 

181 

10597 

UateriidiKheSteinbraclie  { ^^'^ 

66 
33 

I<>0  1 

47  . 

220() 
1810 

26 

140 
50 

92 
37 

2090 
1980 

Steinbräche  aber  Tag  /'f^^ 
^  \1896 

»93 
165  1 

466  1 
493  ' 

IIO84 
9236 

23 
43 

75 

;   63  . 

52 
»3 

11983 
9995 
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Was  die  Mitteilungen  der  Arbeitsinspektion  anlangt,  so  beschränkt 
sich  diese  auf  die  Angabe  einiger  Gesamtzahlen  für  die  Industrieen  der 
zweiten  Kategorie,  welche  notwendig  unvollständig  sind,  da  das  Arbeits- 
amt die  Zählung  der  von  ihm  kontrollierten  lietriebe  noch  nicht  fertig- 
gestellt hat.  Die  durch  das  Gesetz  vom  13.  De/cmber  1889  geschützten 
Personen  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  sondern.  Der  erste  Gruppe  um- 
schliefst  die  Knaben  unter  16  Jahren  und  die  Mädchen  und  Frauen 
unter  21  Jahren,  auf  welche  Kategorieen  die  meisten  Vorschriften  des 
Gesetzes»  namentlich  jene  über  die  Arbeitszeit  und  die  Zahl  und  Dauer 
der  RuheiMttsen  Anwendung  finden.  Die  zweite  Gruppe  bilden  die 
Frauen  über  31  Jahre,  welche  ein  Artikel  des  Gesetzes  vier  Wochen 
lang  nach  ihrer  Niederkunft  von  der  Beschi&ftigung  m  den  Fabriken 
ausschlielst. 

In  den  1895  und  1896  inspizierten  Betrieben  der  zweiten  Kategorie 
war  die  erste  Gruppe  wie  folgt  vertreten: 


Kategorieen 

Arbeiter 

Knaben  unter  16  Jahren  . 

Mädchen  von  12 — 16  Jahren 
Mädchen  und  Frauen  von 
16 — 21  Jahren  .    ,    ,  . 


«895 

Geaamtarbeitenchaft  der 

inipidertcn  Betriebe 
218826 

17177 
10308 

4S4IS 


1896 

GeHuatarbcitencliaft  der 

inspisiertcn  Betriebe 
217872 

16245 
9476 

 g»337 

47058 


Die  vorstehenden  Ziffern  belehren  uns,  i)  dafs  der  Prozentsatz  der 
geschützten  Personen  in  dem  Zeitraum  1895—96  anscheinend  konstant 
geblieben  ist:  er  betrug  1895  20,75%  und  1896  19,94%;  2)  dafe  die 
Frauen  mehr  und  mehr  in  der  Industrie  Beschäftigung  suchen  und  finden; 

3)  dafs  in  der  Beschäftigung  von  Knaben  und  Mädchen  unter  1 6  Jahren 
eine  leichte  Abnahme  eingetreten  ist,  welche  zura  Teil  wohl  dem  Um» 
Stande  zugeschrieben  werden  mufs,  dafs  die  Arbeitsdauer  für  Kinder  von 
12—13  Jahren  in  der  Leinen-,  liaumwoll-,  Hanf-  und  Jute-Spinnerei  und 
Weberei  und  für  Kinder  von  12 — 14  Jahren  in  der  Papier-,  Tabak-  und 
Zigarren-Fabrikation  6  Stunden  taglich  (mit  einer  Unterbrechung  durch 
eine  viertelstündige  Ruhepause;  nicht  überschreiten  darf.  Mit  diesem 
Halbzeitersystem  können  sich  die  Unternehmer  nicht  befreunden,  be> 
trachten  es  vielmehr  als  Ursache  von  Störungen  und  Verwirrungen  im 
Betriebe.  Sie  nehmen  keine  Kinder  mehr  an,  welche  unter  jene  Vor* 
Schriften  fallen  und  entlassen  sogar  bereits  von  ihnen  beschäftigte  dieser 
Kategorie.  Hieraus  erklärt  sich,  warum  die  Inspektoren  in  der  Textilin- 
dustrie bei  einer  Gesamtzahl  von  71927  Arbeiter  im  Jahre  1896  nnr 
268  Kinder  von  12 — 13  Jahren  angetroffen  haben. 
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Nach  den  Beric  hten  über  die  festtrestc  Ilten  Uelx-rtretnrmen  der  ge- 
setzlichen Vorschriften,  betreffend  die  Kiuderiirbeii  /u  urteilen,  scheinen 
sich  die  belgischen  Industriellen  gegen  diese  Bestimmungen  sehr  wider- 
spenstig zu  verhalten.  Zwar  haben  die  Inspektoren  im  Jahre  1896  nur 
47  beschäftigte  Kinder  unter  la  Jahren  angetroffen,  (Ür  welche  das 
Gesetz  die  Verwendung  von  Arbeitspersonen  dieses  Alters  untersagt  (2$ 
hiervon  arbeiteten  in  Ziegeleien),  und  iil »ersteigt  ferner  in  der  Spinn- 
und  Webeindustrie,  wo  Kinder  von  13  — 16  Jahren  nicht  über  11'.»  Stunden 
täglich  /.m  Arltcit  angehalten  werden  dürfen,  das  X'erhültnis  der  Ztiwider- 
handlungei)  ht  - —  in  der  Spinnindustrie  ist  es  soi^.ir  auf 
herabgegan^en.  Wie  kläglich  sind  aber  die  RcsuU;iic  in  dcMi  Ilu•i^ten 
übrigen  Industrieen  I  So  haben  in  den  lielriebeii,  in  denen  Kinder  von 
12 — 14  Jahren  nicht  über  10  Stunden  täglich  arbeiten  dürfen,  die  Ueber- 
tretungen  im  Jahre  1896  folgende  Prozentsätze  erreicht:  lo**^  der  ins* 
gesamt  in  der  Lohgerberei  und  der  Saffianfabrikation  beschäftigten  Kinder, 
16*^',,  in  der  Kunstindustrie,  24**^  in  der  Bekleidungsindustrie,  $i\  in 
der  Herstellung  kleiner  mechanischer  Konstrukti«)nen ,  40*;^^  in  jener 
gröfscrer  Maschinen,  71*0  (im  Winter)  in  der  Möbelindustrie. 

Noch  schlimmer  steht  es  in  den  Industriff n,  wcli  hc  Kinder  von 

12  —  14  Jabren  nicht  über  6  Stunden  taglich  zur  Arlteit  t  itistcUeu  dürfen, 
wie  die  Tabak-  und  Zigarrenfal)rikation,  wo  jenes  \  ctiiaitnis  34**  und 
die  Pajüerindustrie,  wo  es  68"',,  betrug,  und  femer  in  den  Industrieen 
mit  Nachtbetrieb.  Bei  einer  Gesamtzahl  von  2S856,  des  Nachts  be- 
schäftigten Arbeitern  jeden  Alters  und  Geschlechts,  belief  sich  die  Zahl 
der  geschützten  Personen  im  Jahre  1896  auf  2680,  also  auf  8,40**, von 
diesen  2680  aber  waren  nicht  weniger  als  ZI45  Gesetze  entgegen 
besdiäftigt,  was  einen  Prozentsatz  der  Uebertretungen  von  43  bedeutet. 
Diese  Uebertretungen  wurden  in  der  chemischen,  der  Papier-,  der  Thon» 
und  Glasindustrie,  namentlich  aber  in  der  letzteren  festgestellt,  und  be- 
stehen in  der  I>es(  häftigung  von  Kindern  tinter  14  und  sogar  unter 

13  jähren  zur  Nachtzeit.  — 

L  eber  die  ta«j!irhe  .\rl)eit^7('it  der  nicht  ges(  hut/ien  Arbeiter  linden 
•vir  in  den  Benciaen  der  Insi^eKtoren  so  gut  wie  nichts,  irot/dem  Unter- 
suchungen nach  dieser  Richtung  in  Belgien  sehr  wünschenswert  wären, 
hl  dem  Berichte  des  Lütticher  Inspektors  wird  die  Einführung  eines 
Achtstundentages  in  einer  Schwefelsäurefabrik  erwähnt  Die  beiden 
Aibdterschiditen,  welche  das  Rösten  der  Blenden  zu  besorgen  hatten, 
lösten  sich  vordem  alle  12  Stunden  ab.  Jetzt  besorgen  drei  Schichten 
<ias  Rösten  und  lösen  sich  nach  je  8  Stunden  ab.  Das  Art  n  it erpersonal 
i?t  hnlh  «io  stark  als  fniher  und  nach  der  Aussage  des  Inspektors  hat  die 
Einrichtung  sehr  befriedigende  Kesnhatc  gc/eitigt. 

Was  das  Gesetz  über  die  !  .ohn/ahlungen  betrifil,  so  funktioniert  CS 
"ät  der  ganzen  UnvoUkonuueuheit,  welche  der  Anwendimg  einer  Mafep 
regel  aahafien  mufs,  der  man  aufs  Geratewohl  alle  müglichen  Ausnahmen 

Aictriv  für  v*t.  GescUKebung  u.  SutUtik.  Xli. 
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angefügt  hat  und  in  deren  Bereich  somit  den  Uebertretungen  mehr 
Raum  gelassen  ist.  Das  (iesetz  schreibt  vor,  dafs  die  Löhne  in  Meiall- 
oder  PapicrL'eld  mit  gesetzlichem  Kurs  zu  zahlen  sind,  gestattet  aber, 
dafs  der  Arbeitgeber  seinen  Arbeitern  in  Anrechnung  auf  den  Lohn 
liefern  darf:  i)  die  zur  Arbeit  notwendigen  Werkzeuge  oder  Instnimente. 
Slotic  oder  Gerätschaften  unter  der  iiedingung,  dafs  dieselben  /.um  Ein- 
kaiif^nreise  abgegeben  werden ;  2)  Lebensmittel,  Kleidungsstücke,  fteim- 
majerial  unter  der  Bedingung,  dals  diese  Liefiarung  von  der  j>ermaiienten 
Deputation  (der  politiscben  Verwaltungsbehörde  jeder  Provinz)  genehrnq^t 
ist  und  die  Waren  cum  Selbstkostenpreise  abgegeben  werden. 

Die  erste  dieser  Ausnahmen  hat  Anwendung  gefunden  in  der  Fofm 
der  Lieferung  von:  i)  Webeschiffchen,  Oelkännchen  und  Putzbürsten 
in  der  Textilindustrie :  2  t  Scheeren,  Kratzen  und  Rautschuck  Fingerlingen 
in  der  Verarbeitung  tierischer  Stoffe:  3)  Nadeln  und  Zwirn  im  Bekleidungs- 
gewerbe. N a<  h  den  Herirhten  der  Inspektoren  wird  die  Vorschrifi  be- 
züglich der  Preise  nicht  immer  befolgt. 

Die  andere  Ausnahme  zeitigt  notwendig  weit  mehr  Mifsbräuche, 
welche  sich  aufserdem  schwieriger  feststellen  lassen,  und  ferner  scheint 
ihre  Anwendung  bedauerlicherweise,  wie  nach  der  Zahl  der  1895  ond 
1896  erteilten  Bewilligungen  zu  veimuten,  von  der  Bdiörde,  welche  für 
ihre  Zulassung  oder  Ablehnung  zuständig  ist,  gefördert  zu  werden.  Der 
Inspektor  des  4.  Bezirks  weist  überdies  auf  folgenden  üfifsbrauch  hin^ 
dem  das  Gesetz  dadurch,  dafs  es  den  Unternehmer  mit  von  den  Ar- 
beitern konsumierten  Lebensmitteln  handeln  läfst,  Thür  und  Thor  ottnet: 
„So  viel  u:n  weifs",  berichtet  der  Inspektor,  „ist  keinerlei  Antrag  auf 
Bewilligung  des  Verkaufs  von  Waren  an  die  Arbeiter)  gestellt  worden. 
Die  Unlernehmcr  umgehen  das  Gesetz,  und  leider  sind  uns  die  .Vrbeiter 
nur  wenig  in  unseren  Bemühungen  behilflich,  die  Mifsständc  aufzudecken 
und  zu  unterdrücken.  Die  Arbeitgeber  zahlen  wohl  den  Arbeitern  un- 
verkürzt ihren  Lohn  aus,  aber  sofort  oder  einige  Stunden  nach  dessen 
Empfang  laufen  sie  oder  ihre  Frauen  zum  Laden  des  Unternehmers,  um 
die  in  der  Woche  auf  Borg  entnommenen  Gegenstände  zu  bezahlen^ 
deren  Preis  zuweilen  den  \  erdienst  des  Arbeiters  übersteigt." 

Das  tiesetz  hat  somit  dem  Trucksystem,  welches  es  bekämpfen 
wollte,  eine  Unzahl  Gelegenheiten  gegeben,  heimlich  und  verschleiert 
fortzubestehen. 

Zu  einer  Reihe  interessanter  Fcststeliuntren  von  «lewissen  Industrieen 
eigentümlichen  Krankheilen  hat  den  Inspektoren  die  Ueberwachung  der 
DnrchfLihrung  des  königlichen  Erlasses  vom  zi.  September  1894  über 
die  Gewerbehygiene  —  ein  Punkt,  der  in  der  belgischen  Kleinindustrie 
noch  viel  zu  wünschen  übrig  läfst,  —  Veranlassung  gegeben.  So 
namentlich  von  Krankheiten  im  Gerbergewerbe,  in  der  HautfSrberei,  in 
der  Industrie  der  Bearbeitung  von  Kellen,  in  den  Spiegelbelegen,  der 
Fabrikation  von  Bleimischungen,  der  Vulkanisation  von  Kautschuck  durch 
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Schwefelkohlenstoff,  im  MttMengewerbe,  im  Bnuigewerbe  und  in  der 

Mälzerei,  in  Lumpenhandel  und  in  der  Krumpenarbeit  der  I  .einenspinnerei. 
Wir  geben  nachstehend  die  Resultate  einer  Untersuchung  über  diese 
letztere  Industrie,  welche  in  einer  Fabrik  zu  Gent  angestellt  wurde  und 
den  Kintlufs  der  Arbeit  im  „C^ntinu  mouille''  auf  die  Sterblichkeit  der 
Kinder  und  der  bei  dieser  Arbeit  beschäftigten  l-rauen  mit  erschreckender 
Deutlichkeit  ilhisirieri.  Die  293  beobachteten  Arbeiterinnen  wurden  wie 
folgt  gesondert: 

106  Arbeiterinnen  im  Alter  von  17 — 20  Jaliren 

154         f.  ».  "    20—30  „ 

25  „  „  30—40  „ 

8         1»  11     »I      n   Äber40  „ 

Von  diesen  Arbeiterinnen  haben  134  oder  46**,,  geboren,  und  zwar 
368  Kinder  Dir  Oesamtzahl  der  hiervon  gestorbenen  Kinder  beträgt 
228  (138  eheliche,  ()o  unehelic  he)  oder  62";,,,  der  lebenden  140  (iio 
eheliche,  30  uneheliche)  oder  3^" 

Das  Alter  der  lebenden  und  gestorbenen  Kinder  ist  aus  folgender 
Zusammenstellung  ersichtlich. 

Lebende  Tote 
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lidie 

Ud»e 

samt 

Finrn  Monat  und  daiunter 

3 

2 

30 

30 

60 

I — 6  Monate  

6 

a 

<? 

62 

112 

6  Monate  bis  1  Jahr    .  . 

7 

3 

10 

27 

7 

34 

17 

7 

«4 

12 

2 

«4 

*-~5  

34 

12 

46 

6 

1 

7 

5  Jahre  and  darüber    .  . 

44 

6 

50 

I 

I 

Ks  erübrigt  nmnnchr  noch  die  Krortenmg  eines  letzten  Punktes: 
der  sirenge,  mit  weh  her  die  Arbeitsinspektion  und  die  (lerichte  die 
üebertretungen  der  Arbeitergesetzc  verlolgen.  Auch  hierüber  liegen  uns 
nur  allgemein  gehaltene  und  unvuilstaudige  Angaben  vor.  Nachstehend 
ein  Auszug  aus  einer  Reihe  von  Zusammenstellungen,  welche  die  Zentral- 
behörde der  Aibeitsiospektion  in  ihrem  Berichte  über  das  Jahr  1895 
brachte.    (Tabelle  S.  272.) 

Aus  der  vorstdienden  Uebersicht  ist  als  einzig  zutrefifende  Folgerung 
m  entnehmen,  dafs  die  Justiz  in  Belgien  nicht  rasch  zu  Werke  geht,  da 
von  146  im  Laufe  des  Jahres  1895  anhängig  gemachten  Sachen  noch 
65,  also  mehr  als  44",,  im  Juni  1896,  der  Zeit  der  Veröftentiichung 
des  Berichtes  der  Zentralbehörde,  schwebten.  W  er  sie  h  für  die  Sache 
des  Arbeitersrhntzes  interessiert,  hatte  erwartet,  in  dem  Berichte  über 
das  Jahr  1096  wenigstens  eine  vollständige  Uebersicht  der  Üebertretungen 
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und  Gerichtsentscheidungen  des  Jahres  1895  zu  finden,  täuschte  ach  aber 
sehr.  Der  Bericht  läfst  nicht  nur  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  ver- 
missen, sondern  giebt  nicht  einmal  ZusammenstelltugeD,  vrie  sie  der  vor> 
hergehende  enthält.  Nun  bringt  ja  allerdings  die  vom  Arbeitsamt  her- 
ausgegebene Revue  du  Travail  allmonatlich  ein  Verzeichnis  der  anhängig 
gemachten  Sachen  f;o\vie  der  ergangenen  Gerichtsentscheidungen,  indessen 
gestatten  diese  zerstrctiton  Mülcilungen  kaum,  sich  ein  Gesam'^ild,  eine 
klare  Vorstellung  in  dieser  Hinsicht  zu  machen.  Ich  habe  eine  Ucber- 
sicht  sämtlicher  in  der  Revue  du  Travail  in  den  Jnhren  iS<)6  und  1807 
veröffentlichten  Daten  über  die  im  Jahre  1896  den  Gerichten  angezeigten 
Uebertretttngen  zusammengestellt  und  bin  zu  folgendem  Resultat  gelangt : 

(Tabelle  S.  273.) 

Die  Zusammenstellung  zeigt,  dafs  sich  die  belgischen  Fabrikanten 
über  die  Strenge  der  Gerichte  ihnen  gegenüber  nicht  zu  beklagen  haben, 
da  die  Zahl  der  angegebenen  Freisprechungen  eine  verhältnismäfsige  grofse 
ist  und  aufserdem  nach  ihr  auf  100  Verurteilungen  überiiaupt  Uber  62 
bedingte  kommen.  — 

Die  Berichte  der  Arbeitsinspektion  für  das  Jahr  1806  füllen  einen 
starken  liand  von  451  Seiten  Was  dem  knudiixfu  T.eser  dieser  Publi- 
kationen sofort  aufstofsen  raufs,  das  ist  ihr  völliger  Mangel  an  Präzision; 
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die  Beamten  des  Office  du  Tiavail  schonen  vor  exakter  Statistik  eine 
gewisse  Scheu  ta  haben.  (Eine  Ausnahme  machen  die  vom  General« 
dnektor  des  Corps  des  mines  «isammengestellten  interessanten  Statistiken.) 
Auf  den  283  Seiten,  welche  die  Berichte  der  Distriktsinspektoren  ein* 

nehmen,  begegnen  wir  nicht  der  geringsten  Ziffemreihe  und  der  Gc» 
neralhericbt  der  Zentralbehörde  bringt  lediglich  die  Statistik  der  besuchten 

Betriebe  nach  Industriegnipi>en,  Hie  St  ilistik  der  zur  Xac  htnrbeit  an- 
gehaltenen .Arbeiter,  gleichfalls  nach  lndustriegru()i)cn,  und  die  Statistik 
der  ange/eigteu  Unfälle  nach  deren  Ursachen  oder  nach  Industricen 
klassifiziert. 

Ich  glaube  diesen  Mangel  der  belgischen  Inspektion  —  und  dieser 
Mangel  ist  ein  äufserst  bedeutsamer,  da  er  das  ganze  Wesen  der  Behörde 
kennzeichnet,  welcher  er  anhaftet  —  nicht  besser  in  das  rechte  Udit 
iticken  zu  können,  als  wenn  ich  dem  Fehlen  exakter  statistischer  Publi- 
kationen der  letzteren  die  Fülle  prflztser  Zusammenstellungen  und  wohU 
geordneter  Uebersichten  gegenüberhnlte .  welche  sich  auf  jeder  Seite 
der  Berichte  der  schweizerischen  Fabrikinspektoren  finden.  So  finden  • 
wir  beispielsweise  in  den  von  ihnen  zuletzt  veröffentlic  hten  Herichten  für 
1894  und  iJ>05  folgende  Statistiken:  il  die  Statistik  der  den  Kahrik- 
gesetzen  unterstehenden  Betriebe  Zahl  der  Hetriel)e,  Zahl  der  Arbeiter, 
benutzte  und  disponible  Triebkraft);  2)  die  Statistik  der  l^nfälle  nach 
Kantonen  ^  3)  die  Statistik  der  Fabrikunfälle  nach  Industriegruppen,  nach 
dem  Alter  der  Betroffenen,  nach  den  verietzten  Organen,  und  nach  ihren 
Ursachen;  4)  die  Statistik  der  UnfiÜle  in  den  übrigen  Unternehmungen 
in  derselben  Weise  klassifiziert,  wie  die  Fabrikun0Ule;  5)  die  Statistik 
der  UnfilUe  an  den  verschiedenen  Wochentagen;  6)  die  Statistik  der 
Arbeiter  verschiedener  Industrieen,  geordnet  nach  der  Anzahl  der  Jahre, 
während  deren  sie  in  diesen  Indu.strieen  beschäftigt  waren;  7)  die  Sta- 
tistik der  Fabriken  nach  den  Zeiträumen  zwischen  den  I  ohn/.ahlungs- 
tageuj  8)  die  Statistik  der  Industrieen  nach  der  .\rbeitsdauer^  9)  die 
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Statistik  der  ausiiahmsweisen  (jenehmigungcn  verlängerter  Arbeitszeit; 
lo)  die  Sialiütik  der  Lohneinbehaliuugeu  wegen  verwirkter  Strafen;  iij 
die  Statistik  der  Httlfskassen ;  12)  die  Statistik  der  wegen  Gesetzeszuwider* 
handlttogen  verhängten  Geldstrafen. 

Diese  flei&igen  Arbeiten  sind  ein  getreues  Spiegelbild  des  Geistes^ 
weldier  die  schweizerischen  Inspektoren  beseelt;  sie  verraten,  wie  die 
Beamten  unaufhörlich  bestrebt  sind,  in  weitestmöglichen  Umfange  die 
wirtschaftlichen  und  moralischen  Verhältnisse  der  Arbeiter  zu  heben,  wie 
sie  fortwährend  in  eifriger  Wachsamkeit  sich  hciniihcn,  der  Sozialt^cset^ 
gebung  Unterla-j;en  zu  liefern,  welche  gestatten,  die  Rechte  und  l'tiichieii  der 
Arbeiter  genau  /u  bestinuncn.  Die  Atmosphäre  dagegen,  in  wck  her  die  bel- 
gischen bisi»Lktorcu  ihre  Thätigkeit  entfalten,  scheint  von  anderen  Regungen 
durchdrungen  zu  sein.  Aus  ihren  v«iölfentUchten  Arbeiten  gewinnt  man 
den  Eindruck,  dals  es  ihnen  oft  darum  zu  thun  ist,  die  von  den  Arbeit» 
gebem  begangenen  Mi&briuche  zu  reditfertigen  oder  doch  zu  ent- 
schuldigen,  und  dafs  sie  nur  zu  willig  deren  Protesten  ein  Ohr  leihen, 
welche  die  Arbeitergesetzgebung,  die  doch  gewüs  keine  gro&en  Anfor- 
derungen  an  jene  stellt,  eindämmen  möchten. 

Aufscr  den  Rechenst  haften  der  hispcktoren  urafafst  der  Bericht  für 
das  Jahr  1806  eine  sehr  lesenswerte  Abhandlung  über  die  Schutzvor- 
richtungen zur  Vermeidung  der  Unfälle  im  Motoren-  und  Maschinenbe- 
trieb. Ebenso  cntliält  der  Bericht  für  1S95  mlercssanie  Untersuchungen 
über  die  Arbeitsverhältnisse  in  der  Fabrikation  von  Weifs-Fhosphor-ZUnd- 
hölzchen,  in  den  Leinenspinnereien  und  in  den  Bleiweiisfabriken,  des- 
gleichen einen  bemerkenswerten  Bericht  ttber  die  Gefiihren  und  Unzn- 
träglichkeiten  der  Anwendm^  von  Schwefelkohlenstoff.  Allerdings  hat 
die  Einfügung  so  ausfuhrlicher  Abhandlungen  wie  dieser  die  Schatten* 
Seite,  dafs  der  Preis  der  Publikation  hierdurch  ziemlich  verteuert 
wird  (die  für  1895  kostet  6  Fr.  50  c,  jene  für  1896  7  Vt.),  während 
CS  doch  den  .Vrbeitern  als  den  zunächst  Interessierten  ohne  grofse  Aus- 
gaben möglich  sein  müfste,  von  den  Berichten  der  Inspektoren  über 
ihre  Wirksamkeit  und  ihre  Feststellungen  Kenntnis  zu  nehmen.  Anderer- 
seits gehen  die  erwähnten  technologischen  Untersuchungen  immer  nur 
eine  bestimmte  Kategorie  von  Unternehmern  an  und  dürften  infolge 
ihrer  Einschaltung  in  einen  kostsfneligen  Band  leicht  ihre  Adresse  ver* 
fehlen.  Aus  diesen  Gründen  halte  ich  es  für  angebracht,  die  Berichte 
der  Inspektoren  in  einem  Bande  für  sich  zu  veröffentlichen  undzttmfiglidllt 
niedrigem  Preise  abzugeben,  die  technologischen  Abhandlungen  dagegen 
in  besonderen  Broschüren  bezw.  Bänden  erscheinen  zu  lassen. 
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Die  niederländische  Fabrikinspektion  in  den  Jahren 

Z894— 1896. 

Von 

Prof.  Dr.  R.  v.\n  der  BORGHI  , 

in  Aachen. 

Die  mederländische  Fabrikinspektion ,  wie  sie  durch  das  Gesetz 
vom  5.  Mai  1889  ins  Leben  gerufen  wurde,  war  anmächst  nur  wenig 
ausgebaut  worden.  Es  waren  nur  3  Au&ichtsbesirke  eingerichtet  und 
nur  3  j^beitstnspektoren"  ohne  Assistenten  ernannt  worden.  Schon 
in  den  früher  besprochenen  Berichten  für  1890 — 1893  wurde  das  als 
unzulänglich  hezeichnet.  Auch  in  dem  Beri(  lit  für  1H94  kehrt  diese 
Kh'je  wieder.  Der  Inspektor  des  II.  Bezirks  betont  ausdrückheh,  dafs 
er  eine  Hilfskraft  nocfi  stärker  vermisse  als  frülier  und  dafs  er  wegen 
der  Gröfse  seines  Bezirks  und  des  Mangels  einer  solchen  Hilfskraft  dem 
Ersuchen  der  Beteiligten  um  AutkUiruug  vielfach  nicht  habe  entsprechen 
können. 

Hierin  Wandel  m  schaffen  war  die  Aufgabe  des  GeseUces  vom 
20.  Juli  1895.  Das  Gesetz  liefe  die  Erhöhung  der  Zahl  der  Aufsichts- 
bezirke auf  6  und  die  Bestellung  von  „Adjunct-Inspecteun^  also  von 

.Assistenten  zu.  Das  Cc^ci/  ist  inzwischen  ausgeführt  worden.  Seit 
I.  Mai  i8q6  sind  6  Aufsi(  litsbczirke  vorhanden,  nämlich  I.  Provinz 
Liraburc^  und  Provinz  Nordhrabant.  II.  Provinz  Seeland,  Provinz  Süd- 
holland südlich  des  rechten  l'fers  des  I.ek,  der  neuen  Maas  und  des 
neuen  Wasserweges,  aufserdern  die  Gemeinde  Rotterdam.  III.  Provinz 
Utrecht,  Provinz  Südholland  nördlich  der  unter  11.  genannten  grofsen 
WasserUnie,  aussdiliefelich  Rotterdam.  IV.  Provinz  Nordholland  und 
das  zu  keiner  Provinz  gehörige  Wassergebiet  des  Reiches.  V.  Provinz 
GeMerland,  Provinz  Ober-Ijssel.  VL  Die  Provinzen  Drenthe,  Friesland 
und  Groningen. 

')  Für  dir  Jahre  1890—1893  vergl.  meinen  AnfsaU  in  diesem  Ardiiv,  Bd.  VUI 
(1895)  S.  210  «. 
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Die  3  neuen  Arbeitsinspektoren  wurden  so  zeitig  ernaont,  dais  sie 
noch  vor  dem  i.  Mai  1896  durch  einen  der  3  älterai  Inspekloien 
mehrere  Wochen  hindurch  in  ihre  Obliegenheiten  eingefiUut  werden 

konnten.  Seit  i.  Mai  1S96  verwalten  sie  ihre  eigenen  Bezirke.  Im  IL 
und  III.  Bezirk  ist  seit  1.  September  1896  je  ein  Assistent  dem  In- 
spektor zur  Seite  gestellt. 

Für  die  Aufsichtsbe.iinteii  ist  unter  ciem  2.  April  189O  eme  neue 
Instruktion  aufgestellt  wortlen.  Als  wirhtige  und  zweckmäfsige  Neuerung 
ist  daraus  hervorzuheben ,  dafs  Zusainrnenkünfte  der  Autsichtsbeamten 
behufs  gleidimäfsiger  Durchführung  der  Arbeiterschutzbestimmuogea 
vorgesehen  sind.  Seit  i.  Mai  1S96  bis  Ende  1896  haben  6  solcher 
gemeinsamen  Besprechungen  stattgefunden. 

Erwähnung  verdient  auch,  dais  die  niederländisdie  Regicnmg  1894 
den  Inspektor  des  II.  He/.irks  /u  dem  intcrniiionaUn  Kongrefs  für 
Arbeiterun  fälle  und  soziale  Versicherungen  in  Mailand  Herbst  1S94} 
und  den  Inspektor  des  III.  Bezirks  zum  Studium  der  rnfallver« 
hütungsmafsregeln  nach  Deutschland  und  Dänemark  entsandt  hat. 

Das  Gesetz  vom  20.  Juli  iSqS  brachte  mo(  h  die  weitere  Aenderung, 
dafs  es  -  dem  Vorschlag  des  III.  lns[)ektors  im  Bericht  für  1S94  S.  278 
entsprechend  —  statt  dar  bisherigen  einjährigen  eine  zweijährige  Be- 
richterstattung vorschrieb.  Das  machte  jedenfalls  die  Kraft  der  Auf- 
sichtsbeamten für  die  dgentliche  Aufsichtsarbeit  mehr  verfügbar»  als  der 
fröhere  Zustand, 

Dementsprechend  liegen  jetzt  vor  die  Berichte  fdr  1894  für  die  3 
alten  Bezirke,  mul  die  das  Jahr  1895  und  1896  umfassenden  Berichte 
der  jetzigen  h  Aufsichtsbezirke.  Die  Berichte  sind  nach  deinsellien 
Grundschema  gcor4net.  Das  schliefst  aber  nicht  aus.  dafs  in  den  Ab- 
schnitten über  Hinrichtung  der  Betriel)sstätten,  ulier  rnfallverhutung  und 
über  \N'ohlfahrt3eHirichtungen  die  Einordnung  der  Kinzelheiten  nicht 
ganz  gleichartig  ist.  Um  so  mehr  ist  zu  bedauern,  dafs  die  für  die  Ver- 
öflfentlichttng  zuständige  Behörde  weder  für  ein  Sachregister  noch  für 
eine  das  ganze  I.and  umfassende  Uebersicht  gesorgt  hat  Wenn  die 
Berichte  auch  den  Männern  des  praktischen  Lebens  Anr^^ungen  geben 
sollen,  so  mufi»  jedenfalls  die  Verwertung  des  vielen  Einzehnaterials 
erleichtert  werden. 

Die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Thätigkeit  der  Aufsichtsbeamten 
waren  bis  Knde  1896  die  Vorschriften  des  (iesetzes  vom  5.  Mai  1SS9 
zum  Schutze  der  weiblirhen  und  jugeiid heben  Arbeiter  nebst  den  dazu 
ergangenen  \  croruuuugen.  Die  Ciesel/e  vom  20.  Juli  1895  und  vom 
4.  September  1896,  welche  den  Arbeiterschutz  weiter  ausdehnen,  sind 
erst  am  x.  Januar  1897  in  Kraft  getreten. 

Die  Betriebe»  auf  welche  hiemach  die  Schutzgesetzgebung  in 
der  Berichtsperiode  Anwendung  fand,  laüen  sich  aus  den  Berichten  flir 
das  Staatsgebiet  folgendermafsen  berechnen: 
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Zahlucr  unoe- 

riditojalir  ans* 

Giltice  Arbeitskarten  für 

£Mui  ucr  ue- 

gestellten  Ar- 

bfitskarton  für 

jugendliche  (über  12— 
alte)  Arbeiter 

■iQ  janrc 

schSlIiffteii  eiw 

^  TT    lltgl           ^  1 

erwachsenen 

ju^,'ciidl.  (über 

weiblichen 

12 — Itt  Jahre 

im  eanzeu 

aiännl. 

weibl. 

Arbeiter 

alte)  Arbeiter. 

44  020 

35014 

9006 

14845 

4j  932 

4;8S7 

35796 

10091 

21  429 

44074 

47  34> 

37001 

10344 

24746 

43430 

49093 

37093 

laooo 

35  8l3 

47  "5 

51888 

39474 

'34»5 

37430 

49»95 

5*93» 

388a3 

14109 

30619 

SS464 

6^386 

45068 

17  318 

3«  «74 

ii(  h  hat  nur 

ein  kleiner 

Teil  dieser  Betr 

lebe  von  den 

Zahl  der  Fa* 
briken.  auf 

welche  das  Ge- 
J*'*'  setz  V.  5.  Mai 

1889  Anven- 
dung  findet 

1890  18533 

1S91  21 071 

1893  23620 

1893  ^3256 

1894  «57» 

1895  ^7S4 

1896  31 157 


Arbeitsiaspektorcn  besucht  werden  können.    Thatsachlich  betrug  die 

daniater 


Zahl  der 

mlliche 

erwachsene 

Jalir 

besiditigten 

Zahl  der 

(bi*  16  Jahre) 

weibliche 

Betriebe 

Arbeiter 

minnl. 

weibl. 

nnverb. 

verh. 

1890 

1337 

65061 

6934 

335» 

8580 

3105 

1891 

1518 

70738 

737a 

3213 

8433 

1853 

1892 

1561 

64753 

6809 

3867 

7773 

1S37 

■  893 

1502 

63602 

5958 

2459 

7032 

170S 

1894 

140s 

54605 

5340 

2371 

6486 

1459 

1895\ 
1896/ 

459S 

143 136 

14763 

6336 

16760 

3520 

Diese  Zahlen  zelavn  den  Fortschritt,  der  in  Bezug  auf  die  Häufig- 
keit  der  lU'suche  durch  die  neue  f )rpanisation  herbeigeführt  ist.  Während 
1891  und  jSq2  zusammen  3079  Betriebe  und  1893  und  1894  zu- 
sammen 2907  Betriebe  besucht  werden  konnten,  kommen  auf  die  bcitien 
leuien  Jahre  (1895  und  1896)  über  1500  bezw.  über  1600  Besuche 
mehr,  als  in  den  vorhergehenden  zweijährigen  Perioden. 

komerhin  ist  es  auch  jetit  nur  em  verhältnismäfsig  geringer 
PiocentsaU  aller  in  Fni|^  kommenden  Betriebe,  der  durch  die  Aufsichts- 
beamten  penfiolich  besichtigt  wurde. 

Daneben  besteht  freibch  noch  die  Aufsicht  der  staatlichen  und 
kommunalen  Polizeiorgane,  die  namentlich  die  etwaigen  Uebertretungen 
der  Schutzvorschriften  festzustellen  haben.  Indes  hat  diese  puli/eiliche 
Aufsicht  noch  nicht  durchgängig  in  genügender  Weise  emgegritfen. 
Wird  auch  in  den  Berichten  anerkannt,  dais  es  in  dieser  Beziehung 
gegen  aic  ersten  Jahre  besser  geworden  sei,  so  ist  es  tloch  charakteri- 
stisch, dafs  der  Inspektor  des  ersten  Bezirks  im  Bericht  für  1S95  6  .S.  8 
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es  ausdrücklich  als  wünschenswert  beseicbnet,  daft  die  Arbeiter  seUm 
etwaige  Uebertretungen  ans  Licht  bringen.  Dessen  würde  es  nicht  be- 
dürfen, wenn  die  polizeiliche  Aufsicht  vollkommen  ihre  Aufgabe  zu  er* 
füllen  imstande  wäre. 

Die  Arbeitsinspektoren  haben  bei  ihrer  Thätigkeit,  wie  oft  hervor- 
gehoben  wird,  im  allgemeinen  über  Manche!  an  Entgegenkommen  bei 
den  Unternehmern  nicht  zu  klagen  gehabt.  Man  hat  sich  augenschein- 
lich in  das  Gesetz  eingelebt,  und  die  Unternehmer  fangen  auch  ihrerseits 
au ,  den  Arbeitsmspektor  ais  eine  Art  Vertraueusperson  anzusehen ;  sie 
holten  s.  B.  oft  ans  eigenem  Antriebe  die  Ansicht  des  Fabrikinspektors  über 
Plane  zu  Neu-  und  Umbauten  em,  sie  baten  oft  um  Aufklärungen  über 
Sicheriieitsvoirichtnngen  etc. 

Gleichwohl  blieben  natürlich  Uebertretungen  der  Gesetze  nicht  ans^ 
und  der  Inspektor  des  III.  Bezirks  (1895/6  S.  i58)  glaubt  sogar  em- 
pfehlen zu  dürfen,  dafs  man  die  Uebertretungen  streng  bestrafe,  damit 
andere  von  gleichem  Thun  abgehalten  werden.  Er  beruft  sich  dafür 
darauf,  dafs  das  Gesetz  jetzt  lange  genut^  in  Kratt  sei ,  al-^o  eine  milde 
Beurteilung  der  Uebertretungen  im  allgemeinen  nicht  mehr  am  i'lat/f  >ei. 

Die  Zahl  der  abgeurteilten  Uebertretungen  der  Schutzvorschrilten 
hat  sich  erhöht.    Es  wurden  abgeurteilt : 


Die  verschärfte  Aulsicht  hat  zu  dieser  Erhöhung  der  Ziffern  ohne 
Zweifel  beitgctragen,  denn  es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  mit  der  wachsenden 
Intensität  der  Aufsicht  auch  die  Zahl  der  Uebertretungen,  die  unbekannt 
bleiben,  zurückgehen  nnifs.  Die  erhebliche  Vermehrung'  der,  Ueber- 
tretungen gerade  in  den  letzten  beiden  Jahren,  in  denen  die  Aufsicht 
schärfer  eingreifen  konnte,  legt  wenigstens  einen  solchen  Srhliifs  sehr  nahe. 

Zur  Üeurieilung  der  V'erhältnisse  ist  es  wichtig,  die  An  der  Ueber- 
tretungen zu  berücksichtigen.  Dabei  ergiebt  sich,  dafs  nach  wie  vor 
die  formalen  Vorschriften  der  Aitikd  10  und  11  des  Arbeit^^esetses 
über  die  Arbeitskarten  und  die  Listen  der  geschütcten  Personen  am 
häufigsten  verletzt  werden.   Von  den  Uebertretungen  betrafen 


1890  396  UebcrUctungcu 
189a  738 


1S93  .  S27  Uebertretungen 

1894  88s 
189S/96  a6a4 


Rückgabe  der  Ffihren 


Führten  der     Arl>eitskarton    der  Listen 


Arbeitskarten    h<-i  Entlassimp     'i^r  ge- 


ll 


lUr  jugcndl.      der  jugendl.  schützten 


Arbeiter  Arbeiter  Arbeiter 


1890 

1S91 
1892 
1893 

1895 


127  36  III  274 

i>;7  23  »31  411 

187  24  3»»  533 

«39  »  375 

283  13  365  661 


69,3  pCt  aUerUeb^tretangea 
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Die  hier  in  Frage  kommenden  ü;esct7.1ichen  und  administrativen 
Vorschriften  sind  lästig-,  namentlich  ijei  Betrieben,  die  viele  un«1  häutig 
wechselnde  geschützte  l'ersouen  besciulligen.  Auch  der  Arbeitsinspektor 
des  in.  Beiiiks,  der  —  wie  gesagt  —  im  allgemeinen  eine  schärfere 
Bestrafung  der  Uebertretungen  befürwortet,  erinnnt  das  an  und  tritt  für 
eme  Aendenmg  der  einschlägigen  Bestimmungen  ein.  Das  wQrde,  sagt 
er,  ,/>hne  der  Sache  zu  schaden,  zur  Popularität  des  Gesetzes  viel  bei> 
tragen".  Dieses  Urteil  aus  diesem  Munde  giebt  zu  denken.  Iiier 
scheint  das  Gesetz  bezw.  die  Ausführungsvorschrift  dazu  in  der  That 
einen  Mifi^^  gemacht  zu  haben,  der  auf  die  Dauer  mehr  schadet 
als  nüt2t. 

Nächst  diesen  formalen  Vorschriften  scheint  der  Artikel  5  des 
.\rbeitsgesetzes  am  meisten  auf  W  iderstand  zu  stofsen.  Er  schreibt  einen 
iistündigen  Maxiraalarbeitstag  fiir  geschützte  Personen  vor  tind  trnter* 
sagt  deren  Beschäftigung  in  der  Zeit  von  7  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
moigens.  Von  der  darin  liegenden  Beschränkung  kdonen  die  kgl. 
Kommissarien  in  den  Frovmzen  und  die  Bürgermeister  vorübergehende 
Ausnahmen  für  einzelne  Betriebe  gestatten.  Davon  wird  in  wachsendem 
Mafise  Gebrauch  gemacht.  Es  wurden  Ueberstunden  genehmigt  durch  den 


Jahr 

Kgl.  Kommissar 

Bürgermeister 

Znaammen 

1890 

»1 

193 

530 

733  FILUen 

1891 

II 

329 

179 

608  „ 

1893 

n 

33« 

364 

69s  II 

1893 

II 

317 

454 

79«  1. 

1894 

»» 

330 

5«8 

848  „ 

1895 

»♦ 

434 

583 

1017 

1896 

II 

455 

651 

1 106  „ 

Allerdings  wird  mehrfach  Lreklagt,  dafs  der  Bescheid  über  die  Erlaubnis 
nicht  immer  rechtzeitig  eingehe. 

Ohne  sokhe  Erlaubnis  wurde  Artikel  5  verletst 

1890  in     77  FXUen  1894  in    118  Eitlen 

1891  „    113    II  1895I 

1892  „    117    „  1896J  "  " 

»893        i»7  II 

Gersde  in  den  beiden  letzten  Jahren  sind  die  Zuwiderhandlungen 
gegen  Artikd  5  häufiger  eingetreten  oder  doch  jedenfalls  häufiger  fest- 
gestellt worden ,  als  vorher.  Namentlich  Saisonbetriebe  leiden  in  der 
Hauptgeschäftszeit  unter  der  Beschränkung  des  Artikel  5,  und  der  In- 
spektor des  III.  Bezirks  1895  ^  S.  1651  befürwortet  deshalb,  den  Damen- 
konfekiionsheirieix?n  während  der  Hauptsaison  die  Ausdehnunt(  der 
Arbeitszeit  über  7  Uhr  abends  hinaus  zu  gestalten  unter  der  Bcdmgung 
dafit  morgens  nicht  vor  8  Uhr  mit  der  Arbeit  begonnen  werde. 


28o 


Misxellen. 


Auf  der  anderen  Seite  fehlt  es  nicht  an  Erfahrimi:en ,  die  den 
Unternehmer  überhaujH  zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit  anregen.  Wieder- 
holt wird  von  Auslassungen  der  Unternehmer  berichtet,  des  Inhalts, 
dafs  in  der  kürzeren  Arbeitszeit  das  gleiche  geleistet  werde.  Natürlich 
lassen  sich  solche  Eriahruagen  nicht  ohne  weiteres  verallgemeinem. 

Aber  auch  Beispiele  flbermäfsig  langer  Arbeitszeiten  and  zu  finden. 
Vereinzelte  FäUe,  in  denen  i6  Stunden  täglidi  gearbeitet  wurdep  werden 
auch  im  neuesten  Bericht  noch  festgestellt  Selbst  bei  leichter  Arbeit 
geht  das  über  die  Grenze  des  Zulässigen  hinaus.  Im  ganzen  betrachten 
indes  die  Inspektoren  die  Sachlage  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit  als 
l>esser  Ausdrücklich  wird  hervorgehoben,  dafs  sich  die  Zahl  der  Bethebe 
mit  mehr  als  1 1  Stunden  täglicher  Arbeitszeit  vermindert  hat. 

Wiehtii^er  als  diese  Urteile  sind  die  Zahlen,  die  in  den  F^erichten 
enthalten  sind.  Da  in  den  Berichten  für  1890 — 1892  nur  für  2  In* 
spektionsbezirke  eine  Nadiweisung  über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  ge> 
geben  wurde,  so  sei  nur  die  Zeit  von  1893  an  in  Betracht  gezogen. 
Vorweg  ist  zu  bemerken,  dafs  die  genauen  Nachweise  sich  nur  asif  den 
Sommer  und  nur  auf  den  von  den  Aufsichtsbearoten  besuchten  Teil  der 
Betriebe  erstrecken,  also  die  Gesamtverhältnisse  nicht  darstellen. 

Von  den  besuchten  Betneben  hatten  eine  Arbeitszeit 


a)  fUr  geschtttitc  PeiKmcn  bis 

1893 

1894 

1895  96 

9  Stunden 

7« 

77 

418 

1» 

73 

73 

370 

10 

»t 

333 

ao7 

737 

toV, 

>» 

300 

»73 

771 

II 

it 

$30 

39S 

1307 

zusammen 

1193 

1025 

3493 

b)  fttr  andere  Arbeiter  bis  an 

1893 

1894 

i«95.9* 

9  Stunden 

3* 

3« 

«5 

34 

49 

153 

10 

•* 

«S> 

164 

458 

ti 

314 

334 

5»5 

tx 

M 

457 

30s 

912 

"Vt 

II 

i«5 

141 

430 

12 

II 

178 

170 

526 

laVft 

tl 

67 

60 

»59 

13 

•• 

67 

4S 

153 

•1 

24 

16 

45 

14  und  mehr  Stunden 

34 

»7 

_7i 

zusammen 

J433' 

i«33 

3506 

Bei  den  geschut/ten  Personen  wird  hiemach  die  nach  dcrn  C^csetz 
zulässige  höchste  Arbeitszeit  von  11  Stunden  täglich  verhältnismäfsig  am 
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meisten  angewandt.    Aber  der  ProzentsaU  der  Betriebe,  die  diesen 
gehen,  hat  sich  vennindert 

von  43,6  pCU  im  Jahre  1S93 
auf  38,5    „     „      „  US94 
M    37.4    ••     II      n  189596. 

Dagegen  haben  sich  die  Betriebe  mit  der  kürzesten  Arbeitszeit  am 
meisten  vermehrt  Es  hatten  nämlich  für  die  geschützten  Personen 
dne  Arbeitszeit 


1803 

I  S»J4 

189  ;  06 

Ton  lo*;^  Stunden 

25,1  pCt. 

22.1  pCt.  der  Betriebe 

18.6  ,. 

20,2  „ 

20,8    „      „  „ 

6,12  ., 

7,"  - 

7"73  n      n  »• 

9 

6,54  M 

7-51 

I  ir93 

Man  darf  also  feststellen,  dafs  in  den  besuchten  Betrieben  die  Ver- 
bal tnisse  in  T>ezug  auf  die  Arbeitszeit  der  geschützten  Personen  besser 

geworden  sind.  » 

Nicht  so  günstig  liegt  die  Sache  bei  den  nicht  geschützten ,  d.  h. 
den  männlichen  Arbeitern  über  16  Jahre.  Hier  hat  sich  die  Zahl  der 
Betriebe  mit  einer  Arbeitszeit  bis  zu  1 1  Stunden 

von  7 1 .96  pCt.  im  Jahn-  1  S<)3 
auf  62,78    ,,     ,,      „  i8c)4 
„     60,54    „  .,  iS95'96 

vermuidert;  innerhalb  dieser  Cmippe  zeigen  nur  die  Betriebe  mit  kurzer 
.Arbeitszeit  eine  Steigerung,  die  aber  1H95  6  meist  s(  hon  wieder  nach- 
gelassen hat.  Von  allen  Betrieben  hatten  eine  Arbeitszeit  für  nicht  ge- 
schützte Personen  von 


•%3 

1894 

1895  96 

9  Stunden 

3,23  pCt. 

3,60  pCt. 

2,42  pCt. 

8»:. 

»» 

2.37 

3»9V 

M 

4«36  M 

10 

n 

M 

13.30 

i3.o<»  .» 

>» 

»4,93 

n 

18,17 

14»^ 

II 

*• 

31>89 

»» 

34.74 

11", 

♦» 

12,01 

1 1.44 

12,26  ,, 

12 

>i 

12.70 

»t 

13.79 

it 

«5.<» 

12'. 

tt 

•1 

4.S7 

»• 

4.54 

13 

»» 

4.f'S 

t» 

3.<'5 

»» 

4o4  '1 

II 

1,68 

it 

1,30 

tt 

1,28  ,. 

»4 

„     und  mehr 

i,6S 

»1 

2,20 

ft 

Während  also 

die   Betriebe  mit 

einer 

Arbeitszeit   bis   /u    i  1  Stunden 

relativ  seltener  geworden 

sind , 

haljeii 

sich 

die 

Betriebe   mit  billiger 

.Vrbeiiszeit  zum  ieil  vermehrt. 

So  ist 

i.  B. 

die 

1 2  Stundige  Arbeitszeit 
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und  die  Arbeitszeit  von  14  und  mehr  Stunden  häutiger  vertreten.  Die 
Betriebe  mit  mehr  als  12  stündiger  Arbeitszeit  machten 

1893  12,72  pCt. 

1894  12,02  ,. 
1895/96  .. 

aus. 

Von  den  sonstigen  Uebertretungen  spidt   die  Verletzung  des 

Artikel  3  noch  eine  nennenswerte  Rolle,  nach  welchem  Kinder  unter 
12  Jahren  in  den  gewerblichen  Betrieben  nicht  beschäftigt  werden 
dürfen.   Hierauf  bezogen  sich 

1S90   36  Uebeitretanecii         1894   63  Uebertretungen 

1892    58  „  1896/  ' 

1803  46 

Die  Aufsichtsbeamten  berichten  ubereinstimmend,  dafs  sie  solche  Arbeits- 
kräfte .sclir  selten  angetrofl'eii  haben;  die  vorstehenden  Zahlen  zeigen, 
dafs  trotzdem  noch  eine  Reihe  solcher  Faiic  durch  andere  Organe  hat 
festgestellt  werden  können. 

Dafs  im  Übrigen  vom  12.  Jahre  an  die  Rinder  in  nicht  geringem 
Vmfiuige  zur  gewerblichen  Arbeit  herangezogen  werden,  ergiebt  sich 
aus  den  Zahlen,  die  über  die  jugendlichen  Arbeiter  der  besuchten  Be- 
triebe  mitgeteilt  werden.   In  den  besuchten  Betrieben  waren  tbäti^ 


1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

i89s;6 

mSnaL  Arbeiter 

von 

ttber 

13 — 13  Jahren 

789 

1017 

1031 

840 

678 

1914 

n 

>• 

13—14 

n 

1580 

1698 

1670 

1466 

1284 

37" 

»•  »» 

t» 

II 

14—15 

II 

1 070 

2223 

1950 

1820 

1676 

4585 

II  II 

II 

II 

15—16 

>' 

2595 

2434 

2CK)8 

1832 

1702 

4553_ 

/usammcn 

0934 

7372 

6749 

595S 

5340 

14763 

weiU.  Arbeiter 

von 

über 

12—13 

II 

361 

341 

294 

284 

680 

M  n 

II 

n 

13— «4. 

>• 

730 

707 

676 

564 

546 

n  »t 

tt 

** 

14— IS 

II 

940 

1006 

879 

77t 

7S6 

2004 

n  n 

H 

»» 

IS— 16 

II 

I32I 

1159 

936 

830 

785 

2137 

Zusammen 

3*5» 

3213 

2867 

«459 

2371 

6336 

Die  Vorschriften  des  Artikel  6  über  die  Mittagspause  der  geschützten 
Personen  wurden  übertreten 

1890  7  mal         1893     3  mal 

1891  22  „  l8q4  3  „ 
189a      6    „             1895,6   7  „ 

Das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  der  geschützten  Personen  (Artikel  7) 
wurde  verletzt 

1890  in  1  Fall  1893  in    7  FällcD 

1891  „  5  Fällcu  1894  ,,  10  „ 
189a  „  8     „             1895,0,1  34  II 
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Die  Vorschriften  des  Artikel  8,  welche  die  Beschäftigung  von 
Wöchnerinnen  in  den  ersten  4  Wochen  nach  der  Niederkunft  ver- 
bieten, sind  fast  vollständif:;  innegehalten  worden.  Nur  1S90  sind  a 
üebertretungen  und  1.895  6  i  Uebertretung  festgestellt  worden. 

Dafs  die  Zahl  der  geschützten  Personen  in  den  besuchten  Betrieben 
eine  ausgesprochen  sinkende  Tendenz  hat,  läfst  sich  im  allgemeinen 
nicht  behaupten.  Von  der  Gesamtsahl  der  in  den  besuchten  Betrieben 
beschäftigten  Personen  maditen  aus  die 

1890         1891        1892        ii>93        1S94  1S95/6 
jof^ndL  minnL  Arbdter  10,66  pQ.  104  pCt  10^4  pCt.  9,4  pCt  9,8  pCt  10,3  pCt 
wdbl.  5,0    „      4,5  „      4*4  M     3i9  n     4i3  »«     4i4  n 

anvcrh.iratctr  1^,2     „       11,9   „       I2,0   „     II, 7    „     11,9    „  11,7 
verheiratete     3,3     ,.        2,6   „        2,9   „      2.0   „      2,7    „      1,8  „ 

Nur  bei  den  erwachsenen  .Arbeiterinnen,  namentlich  bei  den  verheirateten, 

kann  man  von  einem  Rückgang  reden. 

HcMondere  Besprechung  verdienen  die  Materialien  über  die  fest- 
gestellten Unfälle.  Dabei  ist  freilich  nicht  zu  ubersehen,  dafs  die 
durch  Artikel  l5  des  Arbeilsge.setzes  eingeführte  Lnfalluieldepflicht  nicht 
ToOkommen  durchgenüitt  su  werden  scheint 

Allerdings  sind  nur  wenig  Üebertretungen  des  Artikel  15  ab- 
geurteilt worden,  nümlich 

1890  3        1893  sa 

1891  16  1894  6 
1893   15        t895.'6  19 

Ans  den  Mitteilungen  der  Arbdtsinspektoren  geht  aber  hervor»  dafs  sie 
die  Vollständigkeit  der  Mddungen  bezweifeln.     Zum  Teil  sind  sie 
eist  durch  die  TagesbUttttf  auf  UnfUle  aufinerksam  gemacht  worden. 
Im  ganzen  wurden  gemeldet 


UnflUle  dstmnter  in 


Schiffs-  u. 

HiT-ff  lliinf^ 

Mau- 

Nnhrunjjs- 

Textil- 

Metall- 

Jahr 

Wagcnbau 

von  I>anipl- 

Uetricben 

u.  Gcnufs- 

iuiiuälrie 

vctar- 

unil  linderen 
Wcrk/eupen 

mittellndastrie 

beitung 

1890 

1509 

463 

75 

«74 

»05 

112 

1891 

1920 

023 

181 

97 

112 

189a 

S318 

649 

544 

287 

aa? 

124 

114 

1893 

2435 

641 

363 

250 

113 

139 

1894 

2672 

S48 

639 

459 

285 

"32 

190 

1805 

2S05 

586 

647 

372 

»43 

1896 

33*8 

710 

"34 

03. 

349 

144 

320 

Auffällig  ist  hier  der  starke  Zuwachs  1896.  Die  Vennutung  liegt  nahe, 
dafs  die  seit  i.  Mai  1896  verschärfte  Aufsicht  zu  einer  besseren  Hand» 
habung  der  Meldepflicht  geführt  hat. 
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Als  Unfallursache  spielten  die  Hauptrolle  —  wie  in  den  früheren 
Jahren  —  cliis  l-'aüen  von  Treppen  und  Leitern  u.  s.  w.,  das  iierabtailen 
von  Gegenständen  und  der  Thuisport-  wid  Fährbetrieb.    Es  entfielen 


auf  Fallen  von 

auf  Herab- 

Fuhr- 

Leitern und 

fallen  von 

betrieb 

Zusammen 

GegenstSaden 

597 

455 

363 

1315  Unfälle  M49,a  pGt*) 

1895 

663 

453 

274 

•389      if     =49?  ') 

1896 

7»3 

516 

33a 

1561       „     =46,9    «  ') 

Der  entsprechende  Prozentsatz  hatte  sich 

1890  auf  43,5  pCt. 

1891  „  46,5  „ 
1S92       48,8  „ 

1893     n    48,9  » 

gestellt. 

Nach  der  Art  der  Verletzung  gliedon  sich  die  Unfölle  folgender- 
maften 


1894 

1895 

1896 

Verletznngen  der  Finger  .... 

555 

622 

718 

n 

„    ,\rme  uod  Hände 

545 

596 

68t 

*i 

l-'ülse  .... 

307 

338 

347 

II 

des  Unterkörpers  .  . 

353 

37« 

376 

II 

H  Oberkörpers  .  . 

166 

196 

335 

l> 

„    Kopfes  .... 

»59 

156 

193 

II 

diT  Augen  .... 

i«3 

109 

190 

t» 

(los  Gosichtcs  . 

33 

34 

45 

15» 

'4S 

190 

188 

«74 

389 

Finger-,  Arm-  und  Haiui\ crlet/.ungen  kommen  also  am  häufigsten  vor, 
wie  denn  auch  in  deu  4  Jahren  1890 — 1893  diese  Verletzungen  die 
Hauptrolle  spielten. 

Tödlichen  Ausgang  hatten 

1890  41  Unfälle        1894  9t  UnfiOle 

1891  54  1895   64  ,; 
189a   64                  1896  6S 

iRo;;    64  ,, 

Die  Zahl  der  weiblichen  Verletzten  war  wiederum  gering;  sie  betrug 
im  ganzen  darunter 

«nter  16     über  16 — ao     Aber  20—40     (Iber  40 — 60 


Jahren 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

1894 

46 

13 

«7 

14 

3 

1895 

44 

«9 

18 

6 

3 

1896 

44 

7 

33 

13 

3 

*)  aller  gemeldeten  UnflUle. 
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Bei  dcu  mäunlichen  Verletzten  ergiebt  sich  folgende  Verteilung  auf 
die  Altersklassen 


über 

Uber 

über 

über 

über 

im 

IS— 16 

16 — ao 

SO— 40 

40 — 60 

60 

gau/cu 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

1894 

ai9 

33« 

»345 

64» 

«3 

2626 

1895 

264 

37» 

1311 

7*5 

«3 

2761 

1^ 

3«? 

509 

»575 

783 

90 

3*«4 

Die  Alterskl.issen  20  —  40  Jahre  und  40 — 60  Jahre  waren  erklärlicher- 
weise am  stärksten  an  den  Uniallen  beteiligt. 
Die  Verteilung  auf  die  Wochentage  ergiebt 


1894 

»895 

1896 

am 

Sonntag 

42  UnAUe 

29  Unßlle 

44  Unf&Ue 

1» 

Montag 

494 

II 

570 

tt 

63»  .. 

tt 

Dienstag 

480 

tt 

464 

tt 

SSO  ,. 

it 

Mittwoch 

429 

II 

4«o 

II 

505 

M 

Doonentag 

4»9 

ti 

438 

tt 

S37  .. 

tt 

Freitag 

415 

M 

407 

t» 

S»  H 

tt 

Samstag 

393 

tt 

4»7 

II 

53«  ,t 

1894 

««9Sl 
>896r 


Atlf  die  Tagesstunden  verteilen  sich  die  UnßUle  folgendermaßen 

Tormittags  5  bis         mittags  12  bis        abends  7  Uhr  bis 

abends  7  Uhr 
1290 


mittags  12  Uhr 
1283 


vormittags  5  Uhr 
99 


2915 


29*7 
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Diese  letzteren  Zahlen  geben  wenig  Aufst  hlufs,  da  sie  innerhalb  des 
Voimittags  und  des  Nachmittags  die  einzelnen  Stunden  nicht  ericeimen 
lissen  Die  Zahlen  fiir  i-So;  umfassen  überdies  nicht  alle  gemeldeten 
Unfälle  Eine  Benicksii  hiigung  der  ein/.ehien  'ragcsstiuiden  in  der 
Statistik  ist  durchaus  wuns«  henswert ,  um  die  Wirkung  der  Dauer  der 
täglichen  Arbeitszeit  auf  die  Zahl  der  Unfälle  ermitteln  zu  k(jnnen. 

Die  Dauer  der  -Vxbeitsunfähigkeit  ist  nicht  bei  allen  L  nfällen  fest- 
gestellt worden.  Lnmerhhi  ist  die  Mehrzahl  der  Unfälle  bei  diesen  An« 
gaben  bertdcsichtigt. 

Die  Dauer  der  ArbeitsunßUiigkeit  betrug  hiemach 

1894 

bb    I  Woche         bei  510  UnflUlen 
über  1—4  Wochen  1046 

..  4—8  tt  3«4 
„     8—12    „  lOS 


1008  UnfkUen 
2830  „ 

881 

282 


tt 


1985  UnCaien 
Ardnv  fu  «oc  Ce«et(geb«»f  a.  Surislik.  XU. 


50QI  UnfSllen 


«9 
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1894  1895/96 

Transport:    1985  Unl&Uen  5001  Unf&Ueii 

über  13— 16  Wochen        41      „  98  „ 

„    16-20     »,             31       „  50 

„    30—34     „               8«)    „  26»)  „ 

„_24     J^*'    -  29*)  _ 

zusammen  2073  tuTsiUeo       5204  Unfällen 

Die  Fürsorge  fdr  die  Unfallverletzten  war  in  der  Berichtszeit  noch 
vollkoaunen  der  Privatinitiative  überlassen.  Die  Berichte  flihren  sorg- 
fiiltig  alles  an,  was  auf  diesem  Wege  geleistet  wurde,  soweit  es  den 
Arbeitsmspektoren  bdcannt  geworden  ist.  Man  kann  nicht  leugnen,  dais 
manches  Erfreuliche  dabei  zu  Tage  komtnt.  Troi/.dem  ist  nach  wie  vor 
zu  erklären,  dafs  von  einer  umfassenden  Fürsorge  für  die  Unfallverletzten 
schlechterdings  nicht  dir  Rede  sein  kann.  Nur  eine  obligatorische  Un- 
fallversicherung könnte  hier  U'antlel  s(  hatTcu.  Audi  in  den  holländischen 
Untemehmerk reisen  haben  die  Arlieitsinsiiektorcn  _L;elegenilich  diese  An- 
sicht angeuüüen.  Die  nicderiändische  Regierung  ist  denn  auch  der 
Frage  nähergetreten  und  bereitet  eine  obligatorische  Unfallversidie* 
rung  vor. 

Auch  die  Fürsorge  flir  Kranke,  Invalide  und  Greise  ist  nicht  aus- 
reichend. Rühmend  mufs  zwar  auch  hier  anerkannt  werdte,  dafs  manche 

Arbeitgeber  sich  mit  Kifer  dieser  Seite  der  praktischen  Sozialpolitik  gc* 
widmet  haben.  Al)er  was  ist  das  unter  so  viele?  Der  Inspektor  des 
III.  Bezirks  erklärt  ausdrücklich  (1895,96  S.  280):  „Die  Sorge  Üir  das 
Alter  bleibt  beschränkt". 

Die  UnfalK ci lüitung  läfst  noch  viel  zu  wünschen  ubriii,  wcnngicich 
Fortschritte  zu  verzeichnen  sind.  Der  Inspektor  des  I.  Bezirks  stellt 
fest  (in  seinem  letzten  Bericht),  es  herrsche  noch  vielfach  die  Meinung, 
dais  besondere  Schutzmafsregeln  unnötig  seien.  Andrerseits  giebt  auch 
das  Verhalten  der  Arbeiter  in  dieser  Beziehung  Anlais  zu  Klagen.  Im 
n.  Bezirk  hatten,  wie  der  Bericht  für  1895,96  S.  1x3  mitteilt,  in  einigen 
Fällen  die  Arbeiter  die  Schutzvorrichtung  an  die  Wand  gehängt,  weil 
sie  es  lästig  fandet),  sie  n\  ^«  1  ra'irhen. 

Hier  kann  und  mufs  nocli  vie  l  j;esi:hehen,  und  die  Arbeitsinspektoren 
werden  hier  nncn  viel  Miihe  au  Tu  enden  nnissen,  ehe  man  mit  den  \'er- 
hältnissen  wird  zufrieden  sein  k*iiHien.  Uel)erhaupt  werden  in  l'ez.UEj  auf 
die  Einrichtunecn  der  .Vrbeitsiaunie  nocli  recht  viel  Mifsstände  niil- 
geteilt..    Ungenügende  Absaugung  des  Staubes,  unzulängliche  Ableittuig 

Bei  4  Unl-ilkn  bis    26  Wochen 
•)  „   3      .«      über  36  „ 
*)  ^  10      „      bis    26  „ 
*)  „    8      „      über  36  „ 
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schädlicher  Gase,  raan^ellialtc  Licht-  und  Luftverhültnisse ,  nicht  ans- 
reichende  Sorge  für  Reinlit:hkeit  und  ahnli(  hes  ist  nach  den  Herichten 
oft  genug  angetroffen  worden.  An  Wasc  hgelegenheitcn  für  die  Arbeiter 
tchk  es  noch  \  ielfai  li.  In  Luinpensorlierereien ,  wo  sie  dringend  nötig 
mäita,  sind  sie,  wie  der  Inspektor  des  II.  Bezirks^n  seinem  Bericht 
ffir  1896  feststellt,  „höchst  selten'*  zu  fioden  gewesen. 

Dafe  in  einer  ganzen  Reihe  von  Arbeitsstätten  in  diesv  Beziehung 
günstige  Verbältnisse  bestehen,  itt  selbstverständlich.  Manches  gute 
Beispiel  ist  von  einsichtigen  Unternehmern  gegeben  worden.  Die  sehr 
bemerkenswerten  Einzelheiten  über  Bäder  flir  die  Arbeiter,  Spar*  und 
Schuleinrichtungen  etc.  bestätigen  das.  Im  ganzen  gewinnt  man  aber 
doch  aus  den  Berichten  den  Eindruck,  dafs  man  in  Hezug  auf  praktischen 
Arbeiterschutz  und  Wohlfahrtseinrichtungen  noch  in  den  Anfängen  steckt, 

.\uch  bei  den  .\rbeiterwohnungen  ist,  so  sehr  auch  das  von  Unter- 
r.f'hmem  und  Vereinen  Geleistete  anerkannt  werden  nnifs,  no(  Ii  vieles 
nicht  in  Ordnung.  Ks  wird  uules  lc.>,tgesteUt,  dafs  mau  sich  mehr  und 
mehr  dieser  wic  hiigcn  Aufgabe  zuwendet. 

Arge  Mifsstande  hat  der  Inspektor  des  1.  iJezirks  in  sciuciu  Be- 
richt für  189596  S.  53  tV.  aufgedeckt  auf  dem  Gebiete  der  Entlohnung 
in  Waren  vermittelst  der  von  Arbei^ebem  unterhaltenen  Läden.  Schon 
in  den  früheren  Berichten  war  der  Arbeitsinspektor  auf  diese  Dinge  zu 
sprechen  gekommen.  Jetzt  teilt  er  die  Ergebnisse  mehrjähriger  Be- 
obachtungen  imd  Untersuchungen  und  vielfacher  Befragungen  von 
Arbei^ebem  und  .Arbeitnehmern  des  Schuhmacht-rgcwerljcs  mit.  rXil>ei 
kommen  wenig  L-rbauli<  hc-  Dinge  zn  Tage.  Heinahe  jeder  S(  huhmacher- 
incister  des  lieoluK  litun^sgebietes  i^t  I^ideninhahcr.  Meistens  werden 
J^lieiereiwaren ,  bisweilen  auch  l  .llenwaren  geführt.  Ist  der  .Mcl^>ler 
zuglei»  h  Bäi  ker  oder  hat  er  einen  lia«  ker  unter  seinen  Verwandten  oder 
Freunden,  so  werden  auch  Roggenbrot  und  Mehl  im  Laden  verkauft, 
ond  zwar  zu  wesentlich  höheren  Preisen,  als  die  Bäcker  von  dem  Laden- 
Inhaber  fordern.  Die  Arbeiter  des  Meisters  werden  gezwungen,  in 
diesem  Laden  Waren  zu  entnehmen.  .^uch  die  Herstellung  der 
Garderobe  müssen  sie  oft  insofern  dem  Meister  übertragen,  als  sie  ver- 
pflichtet werden,  in  emem  vom  Meister  i>ezeichneten  Kleiderraagazin 
sich  die  nötigen  Anzüge  anmessen  und  verfertig'-n  zu  1  v--en.  Kaufe  n 
die  Arbeiter  in  dem  Laden  ni<ht  <:en;ig,  >o  riskieren  .>ie  inic  Kiit- 
'assung.  Dal)ei  kommen  tiiit'iiiter ,  wie  der  iicii'  r/.  erkeüi.en  ia1-t,  ^chr 
iroise  Harten  vor.  Weiterhin  >ir.(l  (^hiaif  tt  rna  Trci^  ucr  U  .ircn  Ott 
derartig,  dafs  eine  wirkliche  l'-rw.«  lierUii.:  ucr  ArbeUer  vorliegt. 

Dadurch  verliert  der  Arbcucr  ni«  iit  nur  seine  Selbstinciskeit, 
sondern  wird  auch  wirtschaftlich  schwer  geschaui.;t.  Bares  Geld  be- 
kommt er  nur  wenig  in  die  Hand.  Ein  Arlnritcr,  der  mh  seinen  Leiden 
erwachsenen  Söhnen  Pir  drei  Arbeitgeber  thatig  ist,  emj^nsg  von  seinem 


MUzellen. 


ges^auitcn  Lohn  von  12  — 13  Gulden  pro  Woclie  nur  3  tiuldcu  in  bar. 
Wenn  ein  Geselle  von  einem  Wocheulohn  von  5 — 6  Gulden  noch  i'j 
bis  2  Gulden  in  barer  Münze  bekonuntj  so  kann  er  schon  sehr  zq- 
frieden  sein. 

Dais  manche*  humane  Arbeitgeber  sich  solcher  Mifsbräudie  nidit 

schuldig  machen,  erkennt  der  Berichterstatter  gern  an;  aber  er  fügt 
auch  hinzu,  dafs  der  Xachteil  durchaus  überwiegt.  Eine  gründliche  Ab- 
stellung dieser  Mifsstände  ist  nach  ihm  nur  durch  Eingreifen  der  Gesetz- 
gebung möglich  etc. 

Dem  Berit  hierstailer  kann  die  Anerkennung  nicht  versagt  werden, 
dafs  er  lurclillos  und  offen  den  bestehenden  l^'nfug  klargestellt  hat. 
Mau  kann  nur  wünschen,  dals  seine  beniuhungcn  Erfolg  haben. 

Auf  sonstige  Einzelhdten  der  Berichte  kann  hier  nidit  eüigegangcu 
werden. 
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JLif/mann^  Robert,  Dr.  der  Staatswlsscnschaftcn,  Die  Unternehmer^ 
verbände  {Konventionen^  Kartelle^  ihr  Wesen  und  ihre  Bedeutunf^. 
(Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der  Badix  lun  Hoch- 
schulen. Erstes  Heft.)  Freiburg  1887,  J.  C.  B.  Mohr.  199  ä. 
Preis  5  Mk. 

Die  Schrift  Ltefmaiins  zerfitllt  in  drei  Teile.   Der  erste  erörtert  die 

begrifflichen  Grundlagen  der  Untemehmerverbände  (S.  xo — «7),  der 
zweite  das  Wesen  der  Untemehmerverbäiidc  (28 — 134)1  d**"  dritte  die 
Bedeutung  der  Untemehmerverbände  (135^ — ^190). 

Im  ersten  Teil  untersucht  der  Verfasser  vorerst  den  Hegrifif  des 
„Verbandes"  \\\\  Unterschiede  vom  „Verein"  und  der  „(»esellschaft".  Der 
Verband  hebt  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  der  Beteiligten  !)i<  ht 
auf,  es  entsteht  kein  KoUektivunternehraen  wie  bei  der  Geselibchaft ; 
alleiii  er  regelt  doch  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  der  Mitglieder,  während 
der  Verein  nur  indirekt  durch  Agitation,  Petitionen  etc.  den  Interessen 
derselben  dienen  will  Diese  Unterscheidung  ist  scharfeinn%,  hat  aber 
nur  einen  begrenzten  Wert.  Beweis  dessen  ist  die  Thatsache,  dafs  aus- 
gesprochene Kartelle  sich  nicht  selten  den  Formen  des  Fachvereins  oder 
der  Wirtsf'haftsgenossenschaft  bedienen,  woHir  es  in  Oesterreich  B»*ispiele 
giebt  Die  Kartelle  höherer  Ordnung.  insl)esondere  den  Gewinnkontintren- 
tienmgen,  wird  man  von  „Oesellschatten"  iSo/Jetaten  '  nur  schwer  untt  r 
scheiden  können.  Im  II.  Kapitel  erörtert  der  Verlasser  (ien  begrift  des 
Unternehmens.  Er  hält  fiir  ein  Begriffsmoment:  die  Thätigkeit  für 
zukfinfttge  unbestimmte  Nachfrage.  So  typisch  nun  auch  «fieses  Moment 
ftur  die  moderne  Unternehmung  ist:  zum  Begriffe  des  Unternehmens 
wird  es  schwerlich  unentbehriich  sein.  Das  Gefahimoment,  welches  der 
Verfasser  betont,  liegt  doch  schon  in  der  Vereinigung  der  Produktions- 
mittel. Die  Ansicht,  dafs  jemand,  der  auf  Bestelhmg  i)rodu/.iert,  nicht 
rntemchraer  in  volkswirtschaftlichem  Sinne  sei,  ist  meines  Wissens  keines- 
wegs die  herrschende  in  der  \V)!ks\virtschaflslehre.  Die  Folge  der  vom 
Verfasser  vertretenen  Anschauung  ist  die  Behauptung,  dafs  die  Hand- 
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werker ver1)än(le  /um  Z\ve<  ke  dv\  Preisfes(sctziiii<<,  Kontingentierung  u.  s.  f. 
aus  dem  Rahmen  der  Kartelle  herausfallen.  Einea  ianereu  Grund  hierfür 
vermag  i<  h  nicht  zu  finden. 

Wertvoll  ist  der  zweite  I'eil  des  Buches,  eine  Morphologie  der  Kar- 
telle. Kr  erörtert  in  5  Kapiteln:  das  Wesen  der  tauschwirtschafUichen 
Verbände  im  altgemeinen,  die  Gründe  des  Entstehens  der  Unternehmer- 
verbände,  die  Voraussetzungen  und  Mittel  ihres  Ent-  und  Bestehens,  die 
Aufgaben  und  Formen  der  Untemehmerverbände  und  ihre  Untetsdieidung 
von  ähnlichen  Organisationen  (Ringe,  Trusts).  Besondere  Beobachtung 
verdient  die  Schildennig  der  verschiedenen  Formen  der  Unternehmer- 
Verbände  CS.  70 — 124).  Liefmann  beschränkt  das  Gcbie-t  der  Kartelle 
nul'  die  Verbände  der  Unternehmer  als  Anbieter,  denen  er  die  Verbinde 
gegen  »lie  Arbeiter  und  gegen  die  V'orgänger  im  Produktionsj)rOi!esse 
entgegenstellt  (Abneluuerverbände).  Kr  unterscheidet  Kartelle  niederer 
Ordnung  (Froduktions-,  Gebiets-  und  Preis-Kartelle)  und  höherer  Ordnung : 
die  Kontingentierungen.  Die  letzteren  bezwecken  stets  eine  Verteflnng, 
sei  es  des  Gesamtangebots,  der  Gesamtnachfrage  oder  des  Gewinnes. 
Die  NachfragekontingentieTung  hat  zwei  Arten,  die  Aufteilung  der  Sub- 
missionen und  der  Aufträge  (Kundenzuweisung).  Die  Gewinnkontingen- 
tierung  vf)!1/it  ht  sich  wieder  entweder  so,  dafs  die  Mitglieder  selbst  ver- 
kaufen ,  aber  den  erzielten  (»ewinn  in  eine  gemeinsame  Kas-^e  einzahlen 
oder  in  der  Art,  dafs  das  Syndikat  ihnen  die  ganze  Produktion  abkauft. 

Wenn  sich  nun  auch  in  l.ictnianns  Haupt  typen  der  Kartell- 
formen gegenüber  meiner  in  dem  „Gutachten"  ')  zuerst  versuchten  Ein- 
teilung (Preis-,  Produktions-,  Absatz-,  Beteiligungskartelle)  kein  wesentlich 
neuer  Gedanke  fmdet,  so  ist  doch  bereitwillig  anzuerkennen,  da&  die 
Ausgestaltung  im  Einzelnen  in  sehr  lehrreicher  Weise  gegeben  ist,  unter 
umfassender  Benutzung  des  Thatsachenmaterials,  besonders  der  Kartell- 
statuten. Der  Verfasser  hat  es  verdienstlicherweise  auch  nicht  unter- 
lassen die  bei  den  Kontingent icnmgen  auftauchenden  Rechtsfragen, 
namentlich  das  W  rhältnis  zu  der  Kunds<  haft  zu  erörtern.  Da*;  letzte 
Kapitel  des  zweiten  'I'eils  behandelt  die  Ringe  und  'i  nists,  iedo(  h  nicht 
e.\  prolesso,  -.ondem  nur  in  ihrem  l^nterschiede  von  den  Kaiielkn.  Mit 
Recht  erl)li(  kl  der  Verfasser  weder  in  der  Illegitimität  des  Zweckes  noch 
in  kurzer  Zeitdauer  ein  cliarakteristisches  Merkmal  der  Ringe;  ihre 
Eigentümlichkeit  besteht  vielmehr  darin,  dafs  sie  Gesellschaften  von 
Händlern  darstellen,  welche  den  Produzenten  eine  bestinmite  Ware  ab- 
kaufen, um  sie  zu  erhöhten  Preisen  loszuschlagen.  Ebenso  wird  man 
Liefmann  zustimmen,  wenn  er  in  den  Fusionen  und  Trusts  Kollektiv» 
Unternehmungen  erblickt,  welche  im  Gegensatze  zu  den  Kartellen  — 
die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  der  Produzenten  völlig  beseitigen; 
vergleiche  auch  mein  „Gutachten"  S.  28. 

')  Schriften  des  VerciQ.s  für  Sozialpolitik  Bd.  61. 


Dlgltlzed  by  Google 


Liefmann,  Die  Untemebmerverbiiidc  (KonventioDcn,  Kartelle),  ihr  Wesen  etc.    29 1 

Im  dritten  Teile  seiner  Schrift  untersucht  der  Verfasser  „die 
Bedeutung  der  l  nternehmcrverbäude".  !"r  giebt  selbst  zu,  dafs  sich 
hierüber  gegenwartig  nichts  Kndgiltiges  sagen  läfst  und  die  Erörterung 
gröfstenteils  auf  Ilyputlusen  beruhen  müsse.  Die  Kartelle  sind  ihm  ein 
notw-eodiges  Entwickehingsstadium  der  Volkswirtschaft,  ihre  Wirkimgcn 
überwiegend  günstig;  die  Tendenz  sei  auf  immer  festere  Organisation 
gerichtet  und  die  Bildung  von  Fusionen  und  KoUektiiruntemehmungen 
der  wahrscheinliche  Zielpunkt  der  Entwickelung;  vgl.  besonders  S.  193. 
Staatliches  Eingreifen  habe  sich  bisher  als  unnötig  erwiesen  und  dies 
werde  wohl  auch  in  der  Zukunft  der  Fall  sein  (S.  197);  im  Interesse 
der  Arbeiter  konnte  der  Staat  den  Kartellen  ktinftig  einmal  Verpflich- 
timcfen  auferlegen ,  wenn  sie  dauernde  und  allgemeine  Rrscheinungen 
geworden  sein  werden  (S.  198).  Diese  Ausfuhrungen  des  Verfassers 
haben  nüch  nicht  uberzeugt;  die  ganze  Argumentation  desselben  ist  hier 
sehr  oberflächlich.  Ich  will  dafiu^  nur  zwei  Belege  anführen,  da  eine 
atisHihrliche  Entgegnung  den  Rahmen  dner  Buchbe^rechung  über- 
schrdten  mü6te. 

Ich  hatte  in  meinem  ^.Gutachten'*  vorgeschlagen  die  organisierten 
Kartelle  der  staatlichen  Beaufsichtigung  zu  unterstellen.  Dazu  bemerkt 
der  Verlasser:  „Dies  würde  aber  die  allcrungünstigsten  Folgen  haben, 
denn  es  würden  dadurch  die  niedem  und  losen  Kartellformen  begünstigt, 

die  F.ntw'irkelung  zu  den  höheren  und  festeren  \''crl)änden  aber  ver- 
hindert". Liefmann  uiueriiels  es  aber  hervor/uliebcn,  dafs  nach  meinem 
Vorschlage  die  Insen  Kartelle  unverl)indlii  h  hlciiict\,  die  vom  Staate  zu 
beaufsichtigten  organisierten  Kartelle  jedoch  anerkannt  und  geschützt 
werden  soUen.    Der  obige  Ausspruch  erscheint  daher  ganz  unzutreffend. 

Der  Verfosser  erwähnt  ferner  (S.  193,  Note  2)  den  österreichischen 
Gesetzentwurf  Uber  die  Kartelle.  Er  ist  ihn  erst  während  des  Druckes 
seines  Buches  bekannt  geworden  und  zwar  nur  in  einem  Auszuge,  ent> 
halten  in  der  Zeitschrift  „Soziale  Praxis".  Dennoch  hat  der  Veriasser 
anch  hier  schon  eine  fertige  Meinung.  Er  verurteilt  einen  Gesetzentwurf, 
dessen  Wortlaut  und  dessen  Thier  besonders  bedeutsamen^  Motive  er  gar 
nicht  kennt.  Hin  solcher  Vorgang  kann  vielleicht  in  der  j)olitischen 
Tagespresse  durch  den  Drang  der  Geschäfte  entschuldigt  werden;  in 
einer  Schrift,  welche  als  wissenschaftliche  Abhandlung  auüiitt,  sollte  das 
nicht  vorkommen.  Trotz  diesen  .Vusstellungen  kann  Liefmanns  Abhand- 
lung als  eine  verdienstliche  bezeichnet  werden. 

W  i  c  n. 

\.  MENZEL. 
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CorniL  Georges,  acl\ocat  a  la  cour  d' Appel  elf  Bruxellc>,  Pro- 
Icssciir  ä  l  uiiivcrsite  Bruxellcs,  Assurance  municipaU  conire 
le  chomage  involontaire.  Imprimcric  univcrsitaire.  J.  1 1.  Moreau, 
i898.    p.  189. 

Die  leider  spärlichen  \'ersiuhe  zu  prakiischer  Gestaltung  der  Arbeits- 
losenversicherung haben  durc  h  Adler,  Schanz  und  andere  sO  umfassende 
"Darstellung  und  Kritik  gefunden ,  dafs  eine  W  iederholung  wenigstens  r. 
deutscher  S|)rachc  als  ziemlich  überflüssig  ers*  heinen  dürfte.  Der  beste 
Beweis  hierfür  ist  das  zu  besprechende  Buch,  welches  in  seinem  ge- 
schichtUchen  Teil  die  bisherigen  Versuche,  dem  Kiebsübel  der  Arbeits* 
losigkeit  beizukommen,  unter  bereits  bekanntem  Gesichtswinkel  zusammen- 
fassend schildert  und  nicht  viel  neues  Material  aufisubringen  weils»  wenn 
man  von  der  Daxstellung  des  vierten  Geschäftsjahres  der  Arbdtslosen' 
kasse  in  Bern,  des  zweiten  Jahres  derjenigen  in  St.  Gallen  und  des  ersten 
Berichtsjahres  der  \'ersicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  in  Köln  sowie  von 
der  Würdigung  des  (leset/es-  und  Statutenentwurfs  der  obligatorischen 
Arlieitslüsenversicherung  un  Kanton  beziehungsweise  in  der  Stadt  Zürich 
ai>sielit.  Die  Kritik  setzt  fast  durchweg  an  denselben  Punkten  ein.  Wir 
finden  dieselben  mehr  oder  weniger  verunglückten  Versuche  zur  Er- 
klärung des  mifslichen  Schicksals  der  St.  Galler  Arbeitslosenversicherung 
und  begegnen  auch  hier  ähnlicher  Unterschätzung  des  von  Schanz  an- 
geregten Spsrzwangs  wie  der  Milslichkeiten  der  Arbeitslosenversicherung 
ikberhaupt 

Dagegen  hat  der  Verfasser  durch  sein  Idar  entwickeltes  Projekt 
einer  freiwilligen  Arbeitslosenkasse  in  Brüssel  und  dessen  Aufsenge- 
meinden  das  Problem  der  Arbeitslosenversicherung  wesentlich  gefördert 
und  gebührt  ihm  das  Verdienst,  eine  ganze  Reihe  wichtiger  Vorschläge 

zur  Diskussion  gestellt  zu  haben. 

Ohne  uns  bei  dem  l'rinzipe  der  Freiwilligkeit ,  auf  das  er  sein 
Projekt  aus  allgemeinen  ( )i)poriunitatsrucksichten  und  speziell  nationalen 
Gründen  aulzubauen  gedenkt,  langer  aufzuhalten  und  ohne  die  sehr  an- 
fechtbare Abstufung  der  i'aggclder  nach  dem  Familienstand  und  die 
Repressalien  gegen  Ausländer  etc.  weiter  vx  bertldcsichtigen,  werden  wir 
die  Vorzüge  des  Projekts  auf  Grand  einer  kurzen  Skizzierung  desselben 
hervcwzuheben  versuchen. 

Ein  Hauptverdienst  des  Verfassers  scheint  uns  darin  zu  liegen,  dals 
derselbe  nicht  blofs  ein  Mmimal-  sondern  audi  ein  Maximalalter  für  den 
Beitritt  in  die  \'ersicherungskasse  festsetzt  und  dies  einläfslich  begründet. 
Das  Risiko  der  Arbeitslosigkeit  stuft  sich  ja  ebenso  sehr  nach  dem  Alter 
wie  nach  dem  Berufe  ab  und  werden  über  65  Jahre  alte  Versicherte 
ohne  wt  iuies  fast  ausnahmslos  zu  den  regelmäfsigen  Bezügern  einer 
Arbeitslosen  kasse  zu  zählen  sein.    Die  schwere  Belastung  der  Versiehe- 
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ning  durch  die  älteren  Jahrgänge  zu  vermeiden,  sollen  über  65  Jahre 
alte  Arbeiter  nicht  in  die  Versicherung  aufgenommen  werden.  Ebenso 
weifs  das  Projekt  die  für  die  Verwaltung  der  Arbeitslosenkasse  schwierige 
und  zeitraulif-nde  Abstufunf^  rier  Prämie  nach  dem  Lohne  glücklich  zu 
umgehen.  D:isscll>e  läfsi  dcnv  Arbeiter  hier  sozusagen  völlig  troic  Hand. 
Der  sich  zum  Beitritt  in  die  Versicherung  Anmeldende  bestimmt  seinen 
Stundenlohn  selbst  innerhalb  der  Grenze  von  x  5  -  40  cts.  Erhöhung 
oder  Erniedrigung  desselben  sieht  ihm  ebenfalls  völlig  frei  und  wird  das 
eine,  wie  das  andere  erst  nach  Ablauf  von  10  Monaten  bei  der  Aus- 
richtung von  Arbeitslosenentschädigung  berücksichtigt.  Auf  diese  Weise 
ist  es  dem  Versicherten  möglich,  bei  seiner  Prämienzahlung  das  Risiko 
der  Arbeitslosigkeit,  das  er  selbst  am  besten  zu  schätzen  weifs.  in  Kr- 
wägimg  zu  ziehen,  .\rbeiter,  welche  stark  vmd  regelmäfsig  von  .\rbeits- 
losigkeit  mitgenommen  werden,  durften  sich  mit  einem  höheren  Lohne 
versichern  lassen,  als  andere,  denen  diese  (Gefahr  weniger  droht.  Dem 
Mifsbrauch  der  Kas.se,  welcher  datiurch  entstehen  könnte,  dafs  die  Arbeits- 
losenentschädigimg  höher  wiire  als  der  durchschnittliche  'l  aglohn,  wehren 
die  ziemlich  niedrig  gehaltenen  Taggelder  ohne  weiteres.  Neben  dieser 
in  das  freie  Ermessen  der  Versicherten  gellten  Berücksichtigung  des 
Risikos  tritt  die  Abstufung  der  Prämien  nach  dem  Beruf.  Diese  Ab- 
stufung ,  welche  für  die  der  periodischen  Arbeitslosigkeit  am  meisten 
unterworfenen  Berufe  doppelte  Prämien  voraussieht,  ist  der  Versicherung 
selbst  überlassen.  Die  Statuten  begnügen  sich  mit  der  Aufstellung  von 
vorderhand  zwei  (iefahrcnklassen,  ohne  die  Penife,  welche  densell)en  /u- 
geteilt  werden  sollen,  weiter  zu  umschreibrn.  Aul  die>e  Weise  wird  es 
der  Versicherung  gelingen,  auf  (irund  der  Erfahrung  und  an  Hand  einer 
vollständigen  und  unparteiischen  Arbeitslosenstatistik  das  Risiko  bei  der 
Prämienabstufung  riditig  zu  fassen  und  Ungerechtigkeiten  und  Härten 
zu  vermeiden,  welche  jede,  blofs  auf  äufsertichen  Merkmalen  fufsende 
Einrubrizierung  der  Versicherten  im  Gefolge  haben  mufs.  Alle  diese 
Bestimmungen  sollen  wohl  der  Versicherung  die  guten  Risiken  /.uftihren, 
was  dieselbe  in  anbetracht  des  Prinzips  der  Freiwilligkeit  sehr  nötig  hätte. 
Auch  die  aus  dem  Züricher  Entwurf  heriibergenommene  l'.estinimung, 
(Lifs  Versicherte,  welche  während  vier  Jahren  die  Kasse  nie  in  .Anspruch 
genommen,  blofs  noch  die  Hälfte  der  Prämie  zu  bezahlen  haben,  soll 
wohl  demselben  Zwecke  dienen.  Doch  gilt  für  eine  freiwillige  Kasse 
der  Rat  zur  Ausdehnung  dieses  Grundsatzes  noch  in  viel  höherem  Grade 
ak  f&r  eine  auf  dem  Grundsatz  des  Obligatoriums  aufgebaute  Versiche- 
rungsanstalt Dies  dürfte  sich  trotz  der  ziemlidi  niedrigen  Prämiensätze 
empfehlen.  Die  monatliche  Prämie  soll  nämlich  ftir  die  unter  stärkerer 
Arbeitslosigkeit  leidenden  Versicherten  das  Vierfache  ihres  angegebenen 
Stundenlohnes  und  für  die  Uebrigen  das  Zweifache  desselben  betragen, 
was  bei  einem  Pr«*imienminiraum  von  30  beziehungsweise  60  ( ts  für  die 
eine  Klasse  ein  Prämienmaximum  von  80  cts.  und  fiu-  die  andere  ein 
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solches  von  i,6  f(  s.  ergiel)t.  Die  tägliche  KntM  li:u]igung,  welche  inner- 
halb eines  Jahres  wahrend  höchstens  60  Arheitstagen  oder  lo  \\  rx  hen 
ausbe/ahlt  wird,  soll  das  Fünffache  des  anuegcl»enen  Stundenlohnes  Ite- 
tragen.  Dieselbe  schwankt  somit  /wischen  0,75  fcs.  und  2  fcs.  für  die 
alleinstehenden  Versicherten  und  1,25  und  2,5  fcs.  für  die  Verheirateten. 
Dieser  Betrag  der  Arbeitslosenentschädigung  enthebt  das  Projekt  von 
vorneherein  von  dem  Vorwurfe,  mehr  als  das  Existenzminimum  zu  ge* 
währen.  Gleichfalls  bietet  dieselbe  eine  starke  Stütze  gegen  mifsbräuch- 
lichen  Bezug  der  r.ntscl)ädigung .  welchem  zudem  auch  noch  dadurdi 
gewehrt  werden  soU«  dafs  der  Versicherung  die  Möglichkeit  zur  Reduktion 
der  Entschädigung  vom  31.  Tage  der  Arbeitslosigkeit  an  offen  gehalten 
wird,  wenn  dies  die  finanzielle  Lage  der  Kasse  nötig  erscheinen  läfst. 
Die  Reduktion  hätte  nach  folgendem  Mafsstab  vor  sich  /ii  gehen.  X'oni 
31.  bis  zum  45.  Tage  betragt  die  tägliche  Entscliadigung  blois  das  Vier- 
fache des  Stundenlohnes  und  vom  46.  bis  zum  60.  läge  blofs  noch 
-das  Dreifache. 

Ein  anderer  Vorzug  des  Projektes  liegt  darin,  da(s  die  Verwaltung 
der  Kasse  einem  von  den  Versicherten  gewählten  Verwaltungsrate  ohne 
jegliche  Einmischung  der  städtischen  Behörden  überlassen  ist.  Der  Ver* 
waltungsrat  besteht  aus  neun  Mitgliedern,  welche  fUr  drei  Jahre  von  dtx 

Generalversammlung  in  geheimer  Abstimmung  gewählt  werden.  Der 
(»eneralversaramlung  der  Versicherten,  welche  alle  Jahre  mindestens  ein 
Mal  an  einem  in  den  Statuten  festgesetzten  Sonntag  zusammentreten  soll, 
ist  dir  F.ntgCLjcnnaInnc  des  Jahresberichtes,  sowie  die  Prüfung  und  Ge- 
nehmigung der  Rechnung  uberlassen.  lYeliend  weist  der  Verfasser  die 
wohlthätigen  Folgen  (Ueser  Autonomie  der  Versicherungskasse  nach  und 
weifs  alle  Einwände*  wider  dieselbe  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Jeden- 
felis  bedeutet  dieselbe  keine  finanzielle  Ge&hr  fUr  die  Gemeinden,  da 
diese  in  dem  Entzug  der  Subvention  ein  Mittel  von  nicht  zu  unter- 
schätzendem Gewicht  gegen  Mirsl)räuche  in  der  Hand  haben  und  die 

.Geschäftsführung  der  Kasse  alljährlich  zu  bestimmter  Zeit  durch  einen 
Delegierten  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  genauer  Prüfung  unter- 
worfen werden  soll.  .Vis  .Nppellationsbchörde  gegen  Kntscheidungen  des 
Verwaltuiigsrates  ist  eine  dreigliederige  Kommission  in  Aussicht  genommen, 
welche  aus  einem  Delegierten  der  \'ersicherung  und  einem  solchen  der 
städtischen  V^erwaltung  und  dem  Sekretär  der  Arbeitsbörsc  von  Brüssel 
bestehen  soll.  Diese  echt  demokratisdie  Organisation  der  Verwaltung 
unterscheidet  sich  sehr  zu  ihrem  Vorteil  von  der  bisherigen  Uebung  und 
den  gebräuchlichen  Vorschlägen  und  Anr^ngen.  Sie  ist  ein  Beweis 
für  die  richtige  Ansicht,  dafs  an  dem  Untergang  bestehender  Kassen 
und  an  dem  NichtZustandekommen  einer  Anzahl  von  Projdctea  der 
.Arbeitslosenversicherung  der  Organisation  der  Verwaltung  ein  grofser 

•  Teil  der  S(  huld  zukommt. 

Das  Budget  nimmt  als  Gnmdlage  0,84       der  Bevölkerung  als 
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arbeitslos  an,  indem  fs  auf  dir  im  Winter  189^^04  in  l'itisM-l  ihm  h- 
iiefrihrte  Knquäte  über  die  Arbeitslosigkeit  Allst,  welche  l'olgeudes  Bild 
ergab : 


Hrvölkcrung 

ArbcitsiliJs«' 

Prozente 

186664 

1527 

0,81 

.\n<liTl<oIit 

.^5478 

S4 

Koi-kcllHrrj; 

6638 

0.75 

Molembeck 

51  441 

1,02 

St  GUles 

4.4006 

344 

0,78 

St.  Jn-NC-t.n-Noode  .>io'.? 

0,49 

Scbaerbcck 

SS  894 

776 

-  • 

zttuunmett   41 1 134 

3459 

0,84 

Avit  die  ( ie>:imil>«.'\ olkcrunu  \om  31  De/.  i8q6  berechnet,  erifiebt 
sich  eine  Arbcitsloscnzahl  von  5392.  Selbstverständlich  waren  diese 
nicht  alle  Muglitder  der  Versicherungskasse.  Der  Verfasser  nimmt  an, 
dafs  ungefthr  65%  derselben  angehören  würden,  indem  er  sich  hierbei 
auf  die  allerdings  sehr  schwankende  Grundlage  stützt,  dafs  sich  69,65^',, 
der  Arbeitslosen  in  Kruxelles  flir  die  Arbeitslosenveisichening  ausge- 
sprochen haben.  Für  den  einzelnen  Arbeitslosen  wird  eine  diiri  hschnitt* 
liebe  Entschädigung  von  48,5  frs.  berechnet,  so  dafs  sii  h  bei  einer  Aus- 
gabe von  169,944  frs.  imd  55,480  frs.  Prämien  ein  Defizit  von  114.464  frs. 
ergäbe.  Die  Deckung  desselben  denkt  sich  der  Verfasser  folgender- 
mafsen : 

107,835  frs.  20  (  ts.  hatten  die  beteiligten  Gemeinden  .lufziibringen. 
Dies  ergiebt  auf  den  Ropf  des  einzelnen  Versicherten  ungefähr  einen 
Beitrag  von  so  frs.  Auch  hierin  scheint  das  Projekt  vid  weiter  zu  gehen 
als  alle  bisherigen  VorschUlge.  Allein  die  Belastung,  welche  dadurch 
den  einzelnen  Gemeinden  auferlegt  würde,  erreicht  doch  nicht  die  an 
andern  Orten  gewährten  oder  in  Aussicht  genommenen  städtischen  Sub- 
ventionen an  die  Arbeitslosenversicherung.  Wollte  Basel  und  Zürich 
auch  blofs  20  ( ts.  im  .Maximum  fiir  den  einzelnen  Einwohner  an  die 
Arbeit-^Ic^enversicherunn  bezahlen,  so  würden  die  in  Aussicht  genommenen 
Summen  wesentli«  Ii  /ii^  unnicnsehrumpfen  und  wäre  unter  diesen  Um- 
ständen das  Zustandekumracn  der  doriigen  Versi(  herungsjjrojekte  so- 
wieso unmöglich.  Auch  der  Sonnemannsche  Entwurf  will  die  Städte 
zu  wesentKcfa  höheren  Subventionen  antuilten,  was  flir  das  vorliegende 
Projekt  sich  um  so  eher  empfehlen  dürfte,  als  sich  ein  mutmafsUches 
Defizit  von  66 28,8  frs.  ergiebt,  das  durch  ireiwillige  Gaben  und  durch  die 
Beiträge  der  Ehrenmitglieder,  welche  im  Minimum  5  frs.  per  Jahr  zu  be- 
zahlen hätten,  gedeckt  werden  soll.  Der  Verfnsser  meint,  wenn  in  Köln 
im  ersten  Jahre  für  die  Arbeitslosenkasse  ein  Betrag  von  93  212,5  fr*'- 
an  freiwilli:;en  Beiträgen  und  6260  frs.  an  Jahresbeiträgen  _'e/eirhnct 
wurden  und  wenn  die  .Vrbeitslosenkasse  der  Stadt  Hern  im  Metten  Be- 
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richtsjahr  7400  frs.  an  freiwillijren  Beitrairen  zu  verzeichnen  hatte,  so 
svcrdf*  die  Anfbriiiguni;  des.  i^cnannten  Defizits  in  Hni-^sel  mit  der 
grofsten  Sicherheit  uikI  1  titij^keit  vor  sich  gehen.  Auch  wir  zweifeln 
nicht  hieran,  wenn  wir  auch  diese  Art  der  Aufbringung  der  Mittel  als 
eine  der  schwächsten  Seiten  des  Projektes  betrachten  und  lieber  davon 
Abitand  nehmeii  würden.  Der  kleinen  Somme  von  imgefittir  6000  fis. 
wegen,  dem  Institut  den  Stempel  der  Alroosoigendssigkeit  aufprägen,  heilst 
diesem  im  ganzen  so  hoch  bedeutsamen  Projekt  unnötigerweise  einen 
schweren  Mangel  anheften.  Zudem  scheint  dies  auch  vom  imanziellen 
Standpunkte  aus  unnötic:  Die  Versichenmgskasse  will  ja  als  ihre  erste 
Pflicht  gegenüber  den  Arbeitslosen  die  Anweisung  von  Arbeit  betracht<*n 
Zu  diesem  Zwecke  unterhält  sie  beständige  Beziehungen  mit  den  Arbeits- 
borscn  und  verlangt  von  den  stadtischen  Behörden ,  dafs  dieselben  bei 
den  jeweils  nötig  werdenden  Winterarbeiicn  die  Mitglieder  der  Versiche- 
riingskasse  zuerst  berücksichtigen  möchten,  um  so  auch  nach  dieser  Rich- 
tung hin  etwas  £um  Gedeihen  der  Verstcherungsanstalt  beizutragen.  6e* 
achten  die  städtischen  Behörden  diesen  Wunsch  nur  einigerroaTsen ,  so 
bekommt  die  Arbeitslosenkasse  nicht  blofs  ein  treffliches  Mittel  zur 
Konstatierung  der  UnvefschuMethett  der  Arbeitsloe^kett^  sondern  auch 
zur  VTermindenmg  des  Defizits  in  die  Hand.  Ohne  die  .\rbeitsanweisung 
seitens  der  städtischen  Baudirektion  wäre  /.  B.  die  Arbeitslosenversiche- 
Tungskasso  der  Stadt  Bern  srhon  längst  finanziell  zu  Grunde  gegangen 
und  wird  auch  in  Zukuntt  kein  Versichenmgsinstitut  dieser  Art  dieses 
Hilfsmittel  entbehren  können.  Immer  mehr  beginnt  man  zu  erkennen, 
dafs  nicht  nur  die  Anweisung  vorhandener  und  gerade  dringend  nötiger 
.\rbeit  durch  die  Städte,  sondern  auch  die  Schaffung  von  Arbeitsgelegcn* 
heit  in  der  Wmterszeit  d.  h.  eine  rationelle  städtische  Arbeits»  und  Bau- 
Politik  berufen  sei,  die  Arbeitslosenversicherung  am  Leben  zu  erhalten. 
Die  auf  Freiwilligkeit  beruhenden  Institute  zur  Versicherung  gegen  Arbeits- 
losigkeit haben  die  Auf^U)e»  Umfang  und  Intensität  dieser  Pflicht  städtischer 
Verwaltung  zu  demonstrieren,  weshalb  dem  besprochenen  Projekte  auch 
aus  diesem  Grunde  baldige  praktische  Gestaltung  zu  wünschen  isL 

Stettfurt  (Schweiz). 

EMIL  HOFMAXN. 
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Misehier^  Ernst,  Das  Armenwtsen  in  Steiermark.    Heft  I  der 

Statistischen  Mitteilungen  über  Sieicnnark,  herausgegeben 
vom  statistischen  Landesamte  des  Herzogtums  Steiermark. 
Mit  10  graphiscliri  Tafeln,  gr.  8.  IX  und  258  S.  In 
Kommission  bei  Leuschner  und  Lubenskis  üniversitäts- 
BuchhandiuDg,  Graz  1896. 

Mischlers  Arbeit  nimmt  um  deswillen  ein  besonderes  Interesse 
ia  Anspruch,  weil  sie  die  lange  vernachlässigte  Statistik  des  Armenwesois 
zum  Gegenstand  hat.  Erst  seit  1881  in  Oldenburg  die  Annenstatistik  eine 
umfassende  Behandlung  erfuhr,  ist  dieses  Gebiet,  zumal  in  Deutschland, 
fruchtbringender  bearbeitet  worden.  Das  Vorgehen  der  deutschen  Reichs- 
regierung auf  sozialpoHtischem  Gebiete  gaben  diesen  Bestrebungen  er- 
höhte Anregung  und  Bedeutung.  So  hat  namentlich  die  Bearbeitung 
der  Rcichsarmensiatistik  durch  Schumann,  so  das  was  für  Sachsen 
B  ö  h  m  e  r  t ,  so  ferner  vv;is  }?  e  r  t  h  o  1  d ,  M  vi  n  s  t  e  r  b  e  r  g ,  der  Verein  1 11  r 
Armenpflege  und  Wohlthatigkeit,  die  statistischen  Aemter  deutscher  Studie 
geleistet,  m  kurzer  Zeit  zur  Ausbildung  der  statistischen  Krfas^ung  und 
Darstellung  des  otVentiichen  Armenwesens  wesentlich  beigetragen.  Der 
hauptsächliche  Fortschritt  in  diesen  neueren  Arbeiten  besteht  darin,  dals 
sie  die  einzebien  Individuen  und  ihre  persönlichen  Verhältnisse  als  das 
erste  und  bedeutsamste  Ziel  der  Erhebung  hingestellt  haben.  Und  in  der 
That  kann  für  eine  ausreichende  Aufklärung  heute  nur  eine  auf  Indu- 
vidualermittelung  fufeende  Statistik  der  Unterstützten  auf  erlie1)lichercn 
Wert  Ansprach  machen.  Wie  sehr  aber  diese  angethan  sind,  den  Bau- 
Mick  in  die  Vorgänge  zu  vertiefen,  dafs  haben  vor  allen  Dingen  die 
aul>ef^i  eingehenden  Untersuchungen  Inama- Stern  egg  s  über  ,,die 
personlichen  X'erhältnisse  der  Wiener  Armen",  wenn  auch  nur  für  ein 
eng  begrenztes  Feld,  bewiesen.  Auch  die  steiermärkischen  Erhebungen 
haben  es  sich  deim  angelegen  sein  lassen,  ia  erster  Linie  das  einzelne 
Individuum,  wenigstens  in  einem  bestimmten  Umfang,  zu  erfassen. 

Die  Grundlagen  des  grölseren  Teiles  der  aus  AnUUs  ins  Auge  ge* 
fafster  Reformen  geschaffenen  Armenstatistik  der  Steiermark  bilden  zwei 
Umfragen  von  1892  und  1894,  welche  sich  an  die  sämtlichen  Ge- 
meinden, im  letzteren  Jahre  zudem  an  die  anderen  bei  der  Amieni)ilege 
mitwirkenden  Organe  wie  an  besondere  Auskunftspersonen  wo  mit  Aus- 
nahme der  vier  ^(■Ibständigen  Stallte ,  wendeten.  Die  ausgegebenen 
Fragebogen,  ver^^  hicden  fiir  die  verschiedenen  Untersttitzungsverfahren 
und  Anstalten,  suchen  wenigstens  bei  der  zweiten  Erhebung  das  ganze 
Gebiet  des  Untersttttsuimiswesens  in  persönlicher  und  sadilicher  Hinsicht 
thtmlichst  eingehend  und  genau  zu  erforschen.  Die  Erhebung  von  1894 
hatte  auch  die  Aufgabe,  näher  in  die  Individualverhältnisse  der  Unter- 
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stiit/tfii  einzudringen  und   liherhaiipt  ver\ollständigeiid  vorzugehen,  da 
die  vor  Krrichiung  des  st;ltisti^cllcn  I.nniiesamtes  im  lahrt*  1S02  unttrr- 
nümmeiic  sich  vieh'm  h  technis(  h  unvollkommen  rrwics  und  hedcnklidie 
Lücken   ni  iiircn  Ergebnissen  zeigten.    Ueberhaupt  stellten  sich  die  Ej- 
mittellungen  nicht  durchweg  als  einheitlich  statistisch  veranstaltete  dar, 
sud  vielmehr  teilweise  in  Form  einer  Enquite  bewirkt  worden,  ein  Vor- 
gehen, was  sich  gewifs  dort  rechtfertigt,  wo  es  sich  um  Auskunft  handelt, 
bei  der  über  den  einzelnen,  statistisch  meüsbaren  Fall  hinaus  allge* 
meine  Einrichtungen  in  Krfalmm:;  /.u  bringen  sind.    Atu  h  war  die  Auf- 
nahrae insofern  bnichstiickweise  veranlagt,  als  sie  darauf  ausging,  nicht 
l)lofs  die  ot^eiitliche  ArnienpHege  der  Gemeinden,  sondern  auch  die  des 
Landes  und  die  nicht  öffentlichen  Stiftungen  und  Anstalten  in  ihr  Bereich 
m  ziehen.    Da  mufste  dann  ja  der  Eigenart  des  (ic^enstamles  die  Er- 
uiittelungsweise  angcjiafst   werden.    Waren   dabei,  wie   nahe  liegt,  für 
die  private  und  kirchliche  Armenpflege  nur  die  mehr  äufserlichen  Vor- 
gänge zu  erfassen,  ist  die  öffentliche  Armenpflege  der  Gememden  und 
der  Siechenhäuser  vorzugsweise  genau  zu  «forschen  versucht  worden. 
Auf  das,  was  sie  angeht,  wesentlich  auf  die  sog.  Einleger,  die  Armen- 
häusler und  die  Siechenhaus-Insassen,  zum  Teil  auch  auf  die  Pflegekinder 
hat  das  hidividual-Zählungsvcrfahren  Anwendung  gefunden.    Und  zwar 
sind  alle  diese  Unterstutzten  aus  den  eingegangenen  Nachweisungen  auf 
einzelne  /nhüilittchcTi  tiliertra_i;cn  worden.    Ist  das  zunächst  t'iir  die  Atifhe- 
reitung  der  vorliegenden  Hcni  »citun^'^  ijcx  lieben,  so  ist  gleicb/eitiL:  der  weitere 
/weck  damit  verliunden  wonien.  ein  ikuicrnties  „Landes-Armenkataster'* 
her/ustelicn,  das  in  seiner  —  freilich  erst  nach  längerer  Zeil  zu  er- 
reichenden —  Vollendung  die  Gesamtheit  aller  öffentlich  Unterstützten 
in  regelmäfiiig»  Nachtraguug  der  Zu-  und  Abgänge  wie  den  Veränder- 
ungen in  der  Art  der  Unterstützung  enthalten  soll.   So  interessant  und 
grofs  dieser  Plan  gedacht  ist  und  so  wünsdienswert  auch  für  die  Zwecke 
der  \'envaltung  wie  der  Statistik  seine  glückliche  Durchführung  sein 
wiirde,  muls  es  doch  abgewartet  werden,  ob  es  sich  für  ein  1-and  von 
i'^  Millionen  Einwohner  und  mehr  als  i  500  (reineinden  in  einer  Weise 
verwirklichen  läf~>t.  dafs  er  alle  die  /ahlreich  einireteiuien  Verscbiel)ungen 
richtig  /.ur    \'er/eu  hnung   bringt   und   eine  zuverla^sifje   Sammlung  der 
rhat.sachen  darstellt.    Hervorirehoben  muls  aber  weruen,  dats  da»  in  der 
Steiermark  zur  Anwendung  -elangte  Erhelnmgs verfahren,  da.  es  von  den 
einzelnen  Unterstützungsakten  seben  Ausgang  nimmt  und  je  abgesondert 
die  davon  Betroffenen  zählt,  nicht  darnach  angethan  ist,  die  Gesamtziffier 
der  Armen  vollständig  festzustellen,  wie  es  dann  auch  davon  absieht,  auf 
die  Ennittcl  ng  d.cr  ..Sclbstunter-t  it/ten"  und  „Mituntcr>itütztcn  auszu- 
gehen,   Ist  dos  auch  in  gewis-cr  Hinsicht  als  ein  Nachteil  anzusehen. 
/\ima1  fiir  eine  alluemeine  so/i.ilc  l-.rkenntm's  der  l->stheinungen,  so  ist 
wohl  Ml  sc  hl  er  cl.aiti  In  i/cjtlicr.te:).   d/ii--  der  von  üm\  eingeschlagene 
Weg  für  die  unraiiieibaren  Ikuurinuvse  der  Verwaltung  und  namentlich 
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Angesichts  der  Art  und  Weise,  wie  überwiegend  örtlich  die  Armenpflege 
geübt  wird,  auc  h  seine  unleuj^l)areu  \  orzuge  hat. 

\\  ird  die  Methode  der  Krhrlning  und  Aufbereitiuit;  und  chenso  die 
VcrlassuDg  des  Anueiiwesens  im  ersten  Abschnitt  behandi  ii,  heschafti^en 
sich  die  nächsten  mit  den  Ergebnissen  der  statistischen  Ennittcllungen 
über  die  Armenptlege  der  ländlichen  Gemeinden  und  zwar  getrennt  nadi 
den  verschiedenen  UnterstUtzungsweisen.  Der  breiteste  Raum  wird  der 
sog.  Einlege,  der  Üblichsten  Unterstützungsfonn  für  Vottanne  gewidmet, 
d.  h.  nach  bestimmter  Ordnung  im  Reihe/uge  von  den  Gnmdbcatzem 
zu  gewährenden  Verköstigung  mit  oder  ohne  Obdach.  Die  gerade  in 
den  gröfseren  Landgemeinden  am  hanfigsten  vorkommende,  übrigens  ab- 
löfsbare  Einlege  wird  im  Hinl)h<  k  auf  die  (irthche  Verteihmg,  die  lie- 
stehende  Verptlichtung ,  ihre  Kiiirichtung  ^<)^l  Stande  der  Verwaltung 
und  auf  die  Zahl  der  Einleger  und  iiire  personlichen  Verhidtnisse  ein- 
gehend geschildert.  In  letzterer  Beziehung  werden  die  L'nterstüt/.ten 
nach  Geschlecht,  Alter  und  Beruf,  zudem  die  Zahl  der  Ein  leger  tage, 
der  belegten  Häuser  und  das  Verhältnis  der  Einlcgertage  zum  „Steuer- 
Gulden"  dargethan.  Aehnliche  Angaben  erfolgen  über  die  „Armen« 
häuaer  und  ihre  Insassen  und  deren  Verpflegungsweise^  Die  interes- 
santesten Belege  gehen  auch  hier  die  verpflegten  Personen  an,  während 
über  die  .Armenhäuser  selbst  und  deren  Einrichttmgen  nur  wenige  'l'hat- 
snrhcn  1  «ei/nl .rin'_:cu  waren,  da  es  sich  bei  ihnen  allermeist  nicht  um 
eigeiuin  he  .Xrmt  narbeilsansinltcn  mit  gemcuisamcr  \  er|)tlegung  und  ge- 
regelter Best  half  i^iurig  iler  Insassen  als  vielmclir  um  einfache  ( )l)dach- 
häuscr  handelt,  ni  denen  die  Bedurfiigen  mit  audeiweiier  türsorge  für 
ihren  Unterhalt  —  so  'im  Reihen/uge,  durch  Lieferung  von  Naturalien 
und  Geld  —  untergebracht  werden.  Weil  dagegen  in  der  Siechenpflege 
eine  wirkliche  geschlossene  Armenpflege  in  sechs  I^desanstalten  besteht, 
zu  denen  die  Gemeinden  entsprechende  Beiträge  zu  leisten  haben,  liefs 
sich  für  diese  Seite  der  Unterstützung  ein  umfassenderes  Material  be- 
schaffen, welches  neben  den  Personalverhältnissen  der  Siechen,  die  Ab- 
und  Zu'^iin^e,  die  Beteiligung  der  Gemeinden,  die  .Mortalitätsverhältnisse 
nach  Krankliein  n,  Aller,  (iesehlei  ht  und  iruiieren  Berufsarten,  endlich 
aut  h  die  \  erpllegungskosten  und  die  Belastung  der  Gemeinden  berück- 
sichtigt. 

Einer  weiteren  Ausbildung  mufste  einstweilen  vorbehalten  bleiben 
für  die  der  Zahl  nach  umfänglichste  Art  der  Unterstützten,  nämlich  die 
,,Geldunter8tützten*'.  Als  solche  annd  nur  diejenigen  Bedürftigen  ange- 
sehen und  vollständig  auszuscheiden  versucht  worden,  welche  ausschliefstich 
Geldalmosen  für  sich  oder  ihre  eigene  Familie  erhielten.  r)al>ei  sind 
die  dauernd  und  die  vorübergehend  Unterstützten  auseinandergehalten 
und  ist  zur  Vermeidung  von  Donpel/ählungen  nni,'eNtrebt  worden,  dafs 
die  letzteren  nur  je  einmal  in  Betrat  ht  ge/oj^en  wurden.  Indes-^en  haben 
sich  bis  jetzt  die  eigentlichen  statistischen  Ermittelungen  im  Wesentlichen 
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auf  die  summarische  Zahl  dieser  Ahiioseaeiupfäuger  und  die  der  be- 
teiligten Gemeindeu  beschränken  müssen.  Auch  die  KindcrpHegc  konnte 
lediglich  in  Bezug  auf  die  Waisenpfründner  und  die  Findelkinder  etwas 
gründlicher  bdeuditet  werden,  wohingegen  für  die  weitaus  zahlreicheren 
2ur  Pflege  an  Private  ausgethanen  Ziehkinder  keine  nfiheren  Nachwdse 
beschafft  sind  und  vor  der  Hand  auch  nicht  beschafft  werden  konnten. 
Lehrreich  sind  aber  die  Ausführungen  M  i  s  c  h  1  e  r  s  über  den  Zusammen* 
hang  der  aufserordentlich  grofsen  Zahl  von  Artnenkindem  und  der  in 
rapider  Weise  f^ewachsenen  Zahl  der  uiichclii  hen  («el)urten,  allermeist 
die  Nachkommenschall  von  Dicnstinagden,  welche  infolge  der  Organisation 
der  ländlichen  Arbeit  nur  äufserst  selten  Ausüicht  auf  Verehelichung 
haben. 

Nicht  erheblich  ausgedehnter  als  für  die  Landgemetnden  sind  die 
Unterlagen,  die  fiir  die  Städte  zur  Verftignng  standen.  Das  Gleiche  gilt 
-von  der  Armenpflege  der  Bezirke  und  des  Landes,  nur  dais  hier  die  Per> 

sonalnachweise  nodk  mehr  zurücktreten,  dagegen  die  finanziellen  Helege 
ausgiebiger  herangezogen  werden  konnten.  Die  wichtige  Seite  der 
Kostenfrage  der  örtlichen  Armenverwaltung  mufste  überhaupt  bis  dahin 
vertagt  werden,  dafs  es  gelingen  werde,  die  Finan/st  itistik  der  Gemeinden 
in  AngrifV  zu  nehmen.  Eine  schat/enswerte  Hereirlicrung  erhalten  die 
Ausführungen  über  die  Landesarmenptiege  dagegen  durch  /.lemlich  um- 
fängliche Angaben  über  das  Schubwesen  und  die  NaturalverpHegungs- 
Stationen.  Bemerkcinswert  ist,  dals  die  Darstellung  auch  die  nicht  „Öffent* 
liehe  Armenpflege"  der  Kirche,  Stiftungen  und  Privatvereine  in  Betracht 
gezogen  hat  Freilich  darf  man,  wie  das  ja  oft  genug  die  Eilahnmg 
gelehrt  hat,  von  diesen  Anstalten  nicht  soviel  erwarten,  da  weder  auf 
den  guten  Willen  ein  genügender  Druck  ausgeübt  werden  kann,  noch 
auch  die  Unterlagen  so  beschntTen  sind,  um  ein  gleichartiges  und  zudem 
einigerraafsen  ausgiebiges  Material  hergeben  zu  können.  So  hat  sich 
denn  auch  von  den  beiden  Diö/esen,  zu  denen  die  Steiermark  gehört, 
nur  da>  Bistum  Lavant  zur  Auskunftserteilung  verstanden.  Wohl  aber 
ist  es  gelungen,  über  die  von  den  Sparkassen  zu  gemeinnützigen  und 
wohldiätigen  Zwecken  hergegebenen  Spenden,  je  nach  den  einzelnen  Zwecken 
gegliederte  Nachweisungen  zu  erlangen. 

Schlielslich  bringt  die  VeröflentUdiung  noch  eine  wertvolle  Unter* 
suchung  über  die  individuellen  Ursachen  der  Unterstützungsbedürftigkeit 
der  Einleger,  Armenhäusler  und  Armenkinder,  wie  über  die  sozialen  Ur- 
sachen der  Verarmung.  Während  sie  in  ersterer  Beziehung  sich  auf 
ziemlich  eingehende  statistische  Unterlagen  stützt,  wäre  ei  tur  die  Be- 
urteilung der  allgemeinen,  die  Verarmung  beeinflussenden  \  organge  in 
hohem  Grade  wünschenswert  gewesen,  wenn  der  Verfasser  sich  der  gewifs 
erheblichen,  aber  auch  aufserst  lohnenden  Mühwaltung  miterzogen  hätte, 
seine  einsichtigen  Ausführungen  durch  statistisch  fa&bare  Bel^  zu 
unterstätzen. 
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iJifst  sich  auch  nicht  verkenneo,  dafs  das  von  M  i  s  f.  h  1  e  r  beige- 
brachte Material  in  vielen  Stücken  noch  der  W-rvollstandipung  bedürftig 
ist,  so  miifs  doch  unumwunden  zugegeben  werden,  dafs  er  in  dem  Rahmen 
der  verfugbaren  Unterlagen  eine  sehr  grundliche  Erforschung  des  steier- 
markisrhcn  Arraenwesens  vorgenommen  und  die  statistischen  Thatsachen 
thunlichst  allseitig  beleuchtet  hat.  Auch  darin  ist  sein  Vorgehen  frucht- 
briogend»  dals  die  Thatsachen  in  räumlicher  Huosidit  möglichst  weit 
gegliedert  tind  meist  je  fUr  die  64  Bezirke  des  Landes  beigebracht 
sind.  Mag  wohl  die  Bedeutung  der  Mischlerschen  Arbeit  in  erster 
Linie  der  Verwaltung  des  eigenen  Landes  zu  gute  kommen,  jedenfalls 
gebührt  ihr  in  der  Litteratur  der  Armenstatistik  ein  beachtenswerter 
Platz. 

Zu  ])edaurrn  bleibt  nur,  dafs  ilcr  Verfasser  in  seiner  Schreib- 
weise zu  wcHii:  den  .\iis|)rii(  hen  Rechnung  tragt,  welrlie  man  im  eigent- 
li«  hen  Deutschland  zumal  an  w  isNcns(  hafiliche  1  »ar.stLllungen  zu  erheben 
gewohnt  ist.  Denn  was  schon  bei  früheren  Anlässen  hervorgehoben 
wurde,  kehrt  auch  hier  wieder:  Miscfalers  Neigung  zu  UbermSfsiger  und 
ohne  allen  Zwang  zu  vermeidender  Verwendung  von  Fremdworten  und 
künstlicher  Ausdrucksart.  Manche  davon,  wie  £videntha1tung,  Akten* 
masse,  Budgetienmg  werden  freilich  in  Oesterreich  auf  amtlichen  Gebrauche 
beruhen,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  dagegen  wiirden  sie  unschwer  zu 
ersetzen  gewesen  sein.  Doch  nicht  allein  die  einzelnen  Ausdrücke  wirken 
befremdend,  auch  der  gan/c  Sat/bati  ist  vielfach  verschroben  und  nicht 
immer  lei(  ht  zu  verstehen,  l  ux  nur  ein  ISeispiel  anzufiihren ,  so  hebt 
der  .Xbscitnitt  üher  ..ilie  ( )rganisation  ilcr  Arnit- uptU^ge"  mit  folgendein 
Satze  an:  „Die  (Irundsatze  des  .\rmenrechts  und  der  .\rmenpllegc  sind, 
als  durch  die  gleichmäfsige  geschichtliche  Entwickelung,  die  Vorstufe  der 
Pfarranneninstitute  und  die  heimatrechtlichen  Bestimmungen  vorbedingt, 
in  den  meisten  österreichischen  Ländern  dieselben  und  auch  Steiermark 
gehört  zu  dieser  Hauptgnippc  der  Länder,  welche  nur  geringe  partikuläre 
Abweichungen  gegenüber  den  allgemeinen  gleichförmigen  Normen  auf« 
weisen."  Was  dies,  namcntli<h  d.is  im  \  ordersatzc  Ausgedruckte  l)e- 
sagen  soll,  ist  verschiedener  Deutung  fähig  und  keinesfalls  auf  den  ersten 
Blick  zu  erfassen.  \"<in  eiiicin  Manne,  'k-r  wie  .VI  i  s  (  h  I  e  r  gerade  be- 
griftlit  h  ^<^  s(  hall  ausc*inandeizuhalt<-u  \<'f-f»-ht  und  in  semen  Forschungen 
so  Tiichtiges  bietet,  sollte  man  auch  dun  iiweg  ein  klares,  reines  Deutsch 
erwarten  können.  .Vufserdem  dürfte  vielleicht  die  .Anregung  hier  am 
Platze  sein,  in  zukünftigen  VeröAentlichungen  wie  der  vorli^enden,  mehr 
auf  die  Wort-,  wie  Sacherklärung  von  Bezeichnungen  Bedacht  zu  nehmen, 
welche  österreichischen  oder  gar  steierischen  Einrichtungen  oder  Aus- 
druckweisen angehören  und  nicht  allgemein  bekannt  sind.  Was  unter 
tjKeuschler" ,  „Handbeteilung",  „Uel>erlandsgrundbesitzer"  zu  verstehen 
ist.  was  in  Oesterreich  eine  ..Katastraigcmeinde"  im  Ciiegensatz  zur  Orts- 
gemeinde bedeutet,  das  möchte  ferner  stehenden  Kreisen  zum  richtigen 
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Verständnisse  der  Angaben  und  Ausfühningen  erst  klar  zu  raachen  sein. 
Waren  nun  auch  derartige  Ausstellungen  nicht  zu  umgehen,  so  treten 
sie  do("h  zuru<  k  gegen  den  sachlichen  Inhalt  dieser  ersten  Veröffent- 
lichung des  statistischen  Laiidesamtes  der  Steiermark,  welches  sich  da- 
durdi  als  dne  wertvolle  Bereichenu^  in  die  littentitr  der  amtUdieii 
Statistik  eingeführt  hat 
Oldenburg. 

PAUL  KOLLMANN. 


uiLjiii^uu  by  Google 


Cmrl  Hejinaiiiis  Verlag,  Berlin  W. 


Wegweiser  der  Gewerbehygiene. 


Hertnigefeben  von 
Dr.  £•  Golebiewski  in  Berlin. 


Gegonillieitsbiieli 

für  das 

Bäekergewerbe. 

Von 

Dr.  Carl  Moelier, 

Arzt  in  Erkner  bei  Berlin. 


60  H.,  Porto  6PI1  86  Expl.  12  M.  50  Pf., 
100  Expl.  40  M. 


tiesuudheitsbueh 

fttr  die 


Nr.  t». 

Gesnndheitoboeh 

für  <lic 
Ton 

Dr.  Scblieben, 

Ant  in  Wftldbelm  L  8. 

60  Pf.,  Porto  5  Ff.  85  Expl.  12  M.  60  Pf , 
100  Expl.  40  H. 

».  4. 
Gesund  heitsbucb 

für  dvn 


Tlth-  Olli  BMttrtiiifahritatjop,  i  Steinkohlenbei^bau. 


Von 

Dr.  med.  Bettmann, 

In  CiiimttMlisa. 


80  Pf.,  Porto  5  Pf.    25  Expl.  15  M., 
100  Expl.  ÖO  M. 


Von 

Dr.  P.  Stolper 

in  BiMln. 


1  IL  20  Pf.,  Porto  5  Pf.  25  ExpL  26  M.,  | 
100  Expl.  80  M. 


Nr.  5. 

Gesundheitsbuch 
fttr  das 

Schneidergewerbe. 

Vott 

Dr.  Alfred  Adler 

in  Wien. 


40  PI.,  Porto  f)  Pf.  25  Expl.  7  M.  öOPf.. 

KX»  K\pl.  2.')  ^f 


L^iyiii^uu  Uy  Google 


Im  \  erlufs'e  voa  !«•  I«aro«e  in  Paris,  rue  Soufflot  22,  erscheint  der 
XI.  Jahrgaug  der  Monatsschrift 

J^vue  d'^ieonomie  PoUtique 

P.  r;iiiw(^s  Paris)  E.  Seil wledl and  (Wien) 

Ch.  (ii(h'  (Montpellieri      K.  Vllley  (Caen) 

Dies"  /•  it-r  liiifr  hraVhtc  lii>h''r,  zum  Theil  wii  «!»  rlu  h  .  IJeiträpe  von 
(IMnliiiK  V.  iioiii  otiill  Ttrecliti.  Kounregard  (l'uris).  v.  U(»hiii-Uuwerk  i  \Vi«Mii, 
Urontano  iMihichtin,  Bücher  Ltij)zig),  Clark  {Northainiitom,  CoH«a  iPaviüi, 
Foxwell  (  aiubridge),  Issi^eY  lÖt.  Petersburg:),  Knapp  iStrassbiirir  .  Lavelejef. 
LevaHHeur  iParis).  Loria  (Paana),  Maeleod  fLoiidouj.  Matnja  Wicu),  y.  Ma- 
rousm'in  «Parisi.  Menjfer  Wit  n),  v.  Miaskowski  iLeipziiri,  Miinro  ( ManchesttT. 
V.  Philippovich  (Wieni,  Piemas  (Madrid)^Igeouneau  f,  Babheno  (Boloffnai, 
Kanzet  (Paris).  Schnioller  (Berlin),  8t.-llare  f,  Walrns  (L«nn«nne),  Webb 
I London I,  Westergaard  (Kopenluiirtni  -  IVruer  eine  ständiiri  Clinuilk  der 
WirthgGhafts-itMeUgebiuiff  Fraukreieba  von  Villey,  eine  Uebersicht  über 
den  Tnfialt  der  fniBK9«laoBen  und  anatSndfselira  Kettaehrifton  n.  tu.  w. 


Soeben  enchien: 

Kat  I 

Sozialwissenschaften 

Gebcliiclite  u.  Literatur  d.  Revolution  v.  1848 

■HH  Anf  Wonach  gratis  nnd  franko.  ^ 

^    DreH(leii-A.  Richard  Löff'lcr 

■        StrTivtstr.  5  Spezialbachhdlg.  f.  Sozial  Wissenschaften. 

Carl  Heymaiins  Verlag,  Berlin  W. 

Reell t»-  Tind  StaatswissenschaftUeber  Verlag. 

Entwurf  eines  Gesetzes 

betreffend  die 

Sicherung  der  Bauforderungen 

nebst  dem  Entwurf 

eines 

Preussisehen  AustUhrangsgesetzes 

und  Begründungen. 

Ana  dem  Beichs-  nnd  Staatsanzeiger  besonders  abgedruckt 

Brei«  M.  0,0  O,  po»tfreL  M,  O^Q, 
Von  ftß  Eipemptären  an  M.  0,40, 

H^p"  Hierzu  eine  Boilaire  vou  Oicorg  lU^iiuer,  Verlags- 
buchhaudlimg  in  Berlin.  ""^Il 

Lippen  &  Co.  (ü.  l'iuz'Kbe  üachdr.),  Naiimburf  «.  S. 


L^iyiii^uu  Uy  Google 


ARCHIV  18  " 

FÜR  ^ 

SOZIALE  GESETZGEBUNG 
üiND  STATISTIK. 

ZEITSCHRIFT 

ZUR  ERFOKSCHUNC;  DER  GESELLSCHAFTLICHEN 
ZUSTÄNDE  ALLER  LÄNDER 

IN  VERBINDUNG  MIT 

EINER  REIHE  NAMHAFTER  FACHMANNER  DES 

IN-  UND  AUSLANDES 

HERAUSGEGEBEN  VON 

Dr.  HEINRICH  BRAUN. 


ZWC)LI'TER  BAND.    DRITTES  UND  VIid<iES  ilEI-T. 


BERLIN  W.  8. 

CARL  HEYMANNS  VERLAG. 

1898. 

BRÜXELLES:  liiiraiiue  ECBOPSBum  c  vüquabdt.  —  BUDAPEST:  nKUMhxo 

PFEIFER.  —  CIIRISTIANIA  :  H.  ASfllKHOU«  &  CO.  —  HAAG :  I.IHRAIRIF  IIKI  INKANTB 

FRtREs.  —  KOPENHAGEN:  andh.  ii:ki>.  ii'.stk:  «*>n.  —  /.ON/>ON:  uaviii  Nuri'. — 
NtW-YOKK:  oüstav  k-stechekt.  —  PARIS:  11. lk  in)\:m^\t„  —  .PEJ EA'SÜURG : 
I.  L.  KIGXBB.       HOM:  LOWCBBB  ft  CO.  -~  STOCKHOLM:  SAMSOK  A  VALLOT. 

WIEN:  MASxaciis  k.  k.  hoftxrlaob-  cmd  dkivsmitItsbucbhamdldko.  —  ZÜRICH: 
Abonnementspreis  für  den  Band  von  6  Heften  M.12  —  Einzelne  Hefte  M.  2,50. 


L^iyiii^uu  Uy  Google 


BAND  XIL 


INHALT  DES  DRITTEN  UND  VIERTEN  HEFTES. 

ABHANDLUHOBN. 

Seile 

Die  Knquete  über  Zustande  der  Arbeil  im  iiamburger  Hafeu. 

Von  Prof.  Dr.  FERDINAND  TONNIES  in  Hambwg    ...  303 

Die  Verstaaiüichuog  der  adiweiaerischen   Eisenbahnen.  Von 

Theodor  Curti,  Regienmgsiat  in  St  Gallen  349 

Die  Erwerbsthätigkeit  sdittlpflichtigcr  Kinder  im  Deutschen  Reich. 

Von  KONRAD  Agahd,  Lehrer  in  Rixdorf-Berlin  •        •    .  373 

Das  Redaktionsversehen  im  §  138  a  der  deutschen  Reichsgewerbe- 
ordnung. V^on  M.  VON  SriR'iy.,  Gewerberichter  und  Vor- 
sitzendem des  Ciewerbegerichts  in  lierlin  429 

Die  Fortschritte  der  cugiischen  Gc werk. vereine.  Von  F.  V\'.  G^VLTON 

in  London  449 

QBSBTZOBBUNO. 

RUSSLAND. 

Die  neue  Fabrikgesetzgebung  Rufilands  475 

Wortlaut  des  am  2./ 14.  Juni  1897  bestätigten  Gutachtens  des 
Reichsrats  tiber  die  Länge  und  Verteilung  der  Arbeitszeit  in 
Fabriken,  Hutten  und  Beigwerken  5x2 

NF.U-SEELAND. 

Die  Gesetzgebung  Ncu-Seelands  über  Fabriken,  Läden  und  Dienst- 
boten. Von  The  Hon.  W.  P.  REEVE.S,  Agent  General  for 
NeW'Zealand  in  London  5i6 

VEREINIGTE  STAATEN  VON  AMERIKA. 

Die  gesetsliche  Regelung  der  Rinderarbeit  im  Staate  IlUnois. 

Von  FLORENCB  KELLEV  in  Chicago  530 

Wortlaut  des  Gesetzes  zur  Regelung  der  Kinderarbeit  im  Staate 

Illinois  und  der  Anordnung  seiner  Durchfuhrung  ....  549 

MISZBLLBN. 

Die  Statistik  der  Unfall-,  Alters-  und  Invaliditätsvcrsicherung  im 
Deutschen  Reich  für  das  Jahr  1896.  Von  Dr.  ERNST  LANGE 
in  Berlin  551 

Die  Pflichten  dcrVcrsichcrtcn  in  1)cuts(  bland.  Von  H.  VON  FRANKEN- 
BERG, Stadtrat  in  Braunschweig  573 

LITTERATÜR. 

LoTMAk,  PilH.il'i',  Die  Freiheit  der  Berutswahl.  Besprochen  von 

Prof.  Dr.  Ferdinand  Tönnies  in  Hamburg  5S4 


L^iyiii^uu  Uy  Google 


.^3  isr? 

\ 


Die  Enquete  über  Zustände  der  Arbeit  im  Hamburger 

Hafen. 

Von 

Prof.  Dr.  FERDLMAND  TÖNNIES 

hl  Hunburg. 

♦ 

Die  Erklärung  des  Hamburger  Senats»  nach  Wiederaufiiabme  der 
Arbeit  eine  Enquete  über  die  Zustände  im  H.ifcn  veranlassen  zu  wollen, 
bedeutete  einen  moralischen  Erfolg  des  grofsen  Strikes  von  1 896/97; 
denn  es  war  das  Zugeständnis  darin  enthalten,  dafs  er  nicht  einer 
künstlichen  Aufreizung,  sondern  einer  natürlicli«  ii  rnzufriedenheit 
entsprungen,  und  sogar  die  Aneri<cnnung,  dafs  waiirscheinlich  diese 
Unzufriedenheit  in  Thatsachen  b^riindct  sei,  deren  Druck  und  Pein 
auch  der  Zuscliauer  und  Richter  werde  gelten  lassen  müssen;  selbst 
wenn  er  mit  den  Gewohnheiten  seiner  Empfindung  ganz  und  gar 
auf  jener  Seite  stand,  gegen  die  der  Strike  gerichtet  war;  wie  es 
beinahe  von  jeder  Regierung  erwartet  werden  kann,  für  die 
Oligarchie  einer  groisen  Handelsstadt  aber  noch  in  höherem  Grade 
sich  von  selbst  zu  \crstehen  scheint. 

Auf  der  andern  Seite  aber  durfte  man  hoft'cn,  dafs  diese  Re- 
gierung, einmal  /.u  solcher  Untersuchung  entschlossen  ,  sie  nicht  in 
bureaukratisch-geheimrätlichem  Geiste,  sondern  mit  einer  gewissen 
Weite  und  Freiheil  des  Blickes  führen  werde,  wie  sie  weltkundigen 
Handelsherren  zur  Zierde  gereicht,  und  wohl  auch  mit  einer  Färbung 

'j  Bericht  der  Scnatskonuuis.siou  für  die  i'rüfung  der  Arbeitsverhältnisse  im 
Hmburger  Hafen.  Mit  6  Tafeln,  i  Karte  und  39  Anlagen.  Hamburg  1S9S, 
Lucas  Giaefc  &  SÜlem.  3  Mk. 

Protokone  der  Semtikoiniiiisrioii  Ar  die  PrOfimg  der  Aibeitnrerhlltinsse  im 
AadMuger  IWen  Iber  die  Veraekmoiig  von  Arbeitgebern  und  ArbeitDehmcm. 
lianbmg  1898b  Ebenda.  3  Mk. 

AfdiiT  für  m.  GeKUgcbuiiK  u.  Sutistilt.  XIL  SO 
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des  herkömmlich-patriarchalischen  Geistes,  dessen  sich  naturj^cmäls 
die  Hcrrsscher  einer  kleinen  Republik  zu  beflcifsigcn  pflegen. 

In  dieser  Hoffnung  finden  wir  uns  nicht  betreten.  Die  Ge  werk» 
Schäften  sind  von  dieser  Kommission,  indirekt  also  von  einer 
deutschen  Regierung,  zum  erstenmal  als  legitime  Vertreter  grufser 
Gruppen  von  Ix>hnarbeitern  anerkannt  worden:  dies  ist  die  bedeut- 
same Voraussetzung  des  vorliegenden  Berichts,  der  auch  im  übrigen 
von  der  Bemühung,  ein  sachliches,  unbefangenes  Urteil  zu  gewinnen,, 
erlreuliches  Zeugnis  giebt.  Er  führt  (S.  2 — ^3)  die  cUf  Sektionen 
des  Verbandes  der  Hafenarbeiter  Deutschlands  namentlich  an,  deren 
Vertreter  an  den  Verhandlungen  teilgenommen  haben,  und  fögt 
hinzu :  „Die  von  den  einzelnen  Sektionen  des  Hafenarbeiter-Verbandes 
entsandten  Auskunftspersonen  hatten  sämtlich,  zum  Teil  in  füh- 
render Stellung,  an  dem  Ausstande  teilgenommen."  Diese  Ver- 
tretung mag  für  manche,  unmittelbar  interessierte,  Unternehmer,  die 
ihrerseits  durch  die  zum  Arbeitgeber -Verbände  Hamburg- Altona 
gehörigen  Vereine  repräsentiert  waren,  ein  Aei^rnis  gewesen  sein. 
Sic  haben  durchgesetzt,  dals  „bei  den  grofsen  und  vorzugsweise 
wichtigen  Gruppen  der  Schauerleute  und  Ewerfiihrer"  die  Kommission 
sich  nicht  darauf  beschränkte,  die  organisierten  Arbeiter  zu  ver- 
nehmen, sondern  „auch  einige  Arbeiter  gehört  bat,  die  sich  an> 
Ausstande  nicht  beteiligt  hatten  und  auf  deren  Vernehmung  von 
den  Arbeitgebern  Wert  gel^  wurde"  (ib.). 

In  einem  Falle  ist  sogar  den  „.Arbeitswilligen"  der  Vortritt  ge- 
lassen worden :  die  Verwaltung  der  S  t  a  a  t  s  q  u  a  i  s  hatte,  während 
des  Strikes,  nach  und  nach  ihre  festen  Stellen  mit  neuen  Elementen 
besetzt  und  aus  diesen  auch,  wie  früher,  einen  Arbeiterausschufs 
gebildet,  dieser  ist  nun  zunächst  vernommen  worden,  dann  aber 
wurde  auch  Vertretern  der  in  der  Sektion  „Staatstjuaiarbeiter"  ver- 
einigten. ..anläfslich  des  Ausstandes  aus  dem  Arbeitsverhältnis  aus- 
geschiedenen  Arbeiter  Gelegenheit  zu  einer  Aeufserung  über  dif^ 
einschlägigen  Fragen  gegeben",  „l'ür  die  übrigen  Gruppen",  licilVt 
es  im  Berichte  weiter,  „hat  sich  die  Vernehmung  von  Arbeitern 
neben  den  vom  Hafenarbeiter  -\'erl)ande  benannten  weder  als  not- 
wendig erwiesen.  n()ch  ist  sie  gewünscht  worden." 

Schon  wegen  ihrer  Teilnahme  am  Strike  ist  auch  auf  die 
S  e  c  Ml  a  n  ti  sc  Ii  a f  t  die  l  ntcrsiicluiiiL^'^  ausgedehnt  worden  ;  überdies 
ii.itte  deren  Lohnki >nuni>s;< mi  (lunh  euie  besondere  Hingabe  dem 
Wunsciu  Ausdriirk  gegeben,  ihre  Be>ch\\  erden  vor  der  ivommisäion 
darzulegen  und  zu  begründen  (Protokolle,  Aul.  25). 
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Die  Ergebnisse  der  gesamten  Verhandlungen  sind  mit 
Meifs  und  Sorgfalt  zusammengestellt  worden ;  sie  machen  den  ersten 
Teil  des  Berichtes  aus  (S.  5—91),  während  der  andere  eine  „Arbeits- 
und Lohnstatistik"  enthält,  die  \  om  statistisclicn  Bureau  der  Steuer- 
Deputation  angefertigt  wurde.  Dir  DarsteHung  der  Ergebnisse  ver- 
mögen wir,  aiifser  durch  innere  Kritik  und  durch  anderweitige 
Kennt 'lis  der  Dinge,  auch  durch  Hinsicht  in  die  besonders  hcraus- 
gegcl>enen  Protokolle  zu  prüfen,  die  ohne  Zweifel  das  inter- 
essantere Stück  der  Publikation  ausmachen,  während  der  Bericht  als 
offiziell  geformter  Extrakt  die  gröisere  Bedeutung  nach  aul'sen  hin 
in  Anspruch  nehmen  darf. 

I. 

Diese  Darstellung  des  Berichtes  zerfallt  in  einen  allgemeinen 
Abschnitt  (S.  5 — 39)i  fh^-  1  lafenarbeit  als  <  ian/.e^  —  also  nicht 
die  Zu>tände  der  Seeleute  — .  und  einen  be^omieien  fS.  39 — 91), 
der  die  einzelnen  (iruppcn,  mit  Einschlufs  der  Seeleute,  erörtert. 
Den  ersten  Absclmitt  stelle  ich  als  die  einzelnen  Ermittelun<:en 
zusaniinenfassent  1,  zurui  k,  und  wende  mich  sogleich  zu  den  einzelnen 
Kategorieen,  in  der  Reihenfolge,  die  sie  in  der  Abhandlung  dieses 
.\rchivs  (X.  Band,  2.  Heft)  ')  „Hafenarbeiter  und  Seeleute  in  Ham- 
burg vor  dem  Strike  1896,97"  bekommen  haben,  von  der  auch  die 
des  Berichtes  nicht  sehr  verschieden  ist.  Von  allem,  was  die  dort 
gegebenen  Mitteilungen  lediglich  bestätigt,  werde  ich  dabei  nur 
insoweit  Kenntnis  geben,  als  diese  offizielle  Bestätigung  wichtig  ist, 
dagegen  auf  Ergänzungen  und  Berichtigungen  acht  haben,  soweit 
sie  eiiieblich  genug  scheinen. 

I.  Die  Schauerleute  (F.H.  S.  182 — 195,  CR  S.  39—54). 

Für  die  Beurteilung  des  Strikes  ist  es  —  wie  in  diesem  Archiv 
hervorgehoben  wurde  Band  X,  Heft  5  —  unerläfslich,  die  Erinnerung 
festzuhalten,  dafs  es  sich  zuerst  um  Forderungen  der  Tagelöhner 
oder  Stückgutarfoeiter  gehandelt  hat,  da(s  also  die  Akkordarbetter, 
soweit  sie  von  jenen  geschieden  sind,  wesentlich  um  ihre  Solidarität 
mit  ihnen  zu  bekunden,  in  den  Strike  eintraten,  die  Kohlenschauer- 
leute sogar,  ohne  irgendwelche  Forderungen  zu  stellen.  Es  liegt 
uns  daher  am  nächsten,  jene  Anträge  der  Stückgutarbeiter,  deren 


*)  IMcte  wild  hier,  wie  in  der  Gescbsclite  des  Strikes  (Maiheft  1897),  mit  der 
Chiffre  F.H.  dticit  werde»;  C.B.  Koimnissioiisbericht 
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Scheitern  den  Strike  zum  Ausbruch  brachte,  mit  den  I'"rt;cbn>Nen 
der  Kommission  zu  verj^lciclu  n.  Anträge  und  Ansprüche  in\  (>l\  ieren 
Behauptuiij^eu ;  hal)en  diese  iiehauptun<:jen  vor  dem  i:  ichträghchca 
bchieds<:^aM  iclite  sich  als  wahr  herausgestellt  oder  niclit :  — 

Da  ist  es  die  I."  ii  :i  t  rage,  die  unsere  Aufmerksamkeit  zuerst 
und  am  meisten  aui  sich  zieht.  Verlangt  wurde  rine  Krhöhun.; 
der  Sätze  des  Tagelohns  in  ihren  ein/einen  Stufen  t  I'ages-,  Nacht- 
arbeit, Ueberstunden  ii.  s.  w.).  Wir  köniKii  das  Verlangen  in  zwei 
Behauptungen  auflösen:  I.  die  i)estchenden  Sätze  sind  für  ilie  Hr- 
zielung  eines  Jahreseinkommens,  das  zur  Erhaltung  einer  Familie 
in  Hamburg  ausreichen  soll,  zu  niedrig;  2.  tlie  (iewinne  iler  l  lUer- 
nehmer  sind,  unter  der  liestchcnden  Konjunktur,  hoch  genug,  um 
eine  \'erminderung  zu  gun>tLn  der  Arbeitslöhne  zu  ertragen.  — 
Wenn  auch  die  I'räsimition  in»  allgemeinen,  n.ich  dem  Wesen  der 
bestehenden  V^olkswirtschaft.  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptungen 
ist,  so  erscheinen  sie  doch  hier,  wie  in  jedem  gegebenen  Falle,  in 
einem  besonderen  Lichte.  Die  zweite  Behauptung  ist  von  der 
Kommission  nicht  in  betracht  gezogen  worden.  Was  die  Gewinne 
der  Rheder  ei  anlangt,  so  verweise  ich  auf  meine  frühere  Erorte* 
ruog  des  Gegenstandes  (F.  H.  S.  230 — 233)  und  fuge  nur  hinzu,  dafs 
der  Bericht  der  Handelskammer  zu  Hamburg  auch  fiir  1897  einen 
ganzen  befriedigenden  Verlauf  des  Rhedereigeschafts  konstatiert, 
der  dem  des  Vorjahres  ähnlich  gewesen  sei  In  der  That  kann  die 
Hamburg-.\merika- Linie  auf  ihr  um  15  Millionen  vermehrtes 
Kapital  eine  Dividende  von  6%,  die  südamerikanische  Linie  eine 
solche  von  I2  %,  die  Kingsin  •  Linie  von  6Vs  ^o»  deutsch- 
australische Linie  von  8  %,  die  Kosmos-Iinie  von  7'/^  %  verteilen. 
Wenn  also  die  Schauerleute  auf  eine  Fortdauer  der  günstigen 
Konjunktur  gerechnet  hatten,  so  war  dies  eine  richtige  Rechnung, 
und  es  wäre  —  abgesehen  von  andern  Erwägungen  —  nicht  mehr 
als  billig  gewesen,  dafs  ihnen  ein  Anteil  an  dieser  Besserung  des 
Geschäfts  zugefallen  wäre.  Uebrigens  kommen  ja  als  die  eigent- 
liehen  Unternehmer  der  Hafenarbeit  keineswegs  allein  die  heimiscben 
Rhedereien,  sondern  noch  mehr  die  auswärtigen,  besonders  eng* 
lische,  in  Betracht 

Ueber  die  Gewinne  der  Stauer  ^nd  nur  Schätzungen,  Mei- 
nungen und  Kuriosa  durch  die  Tagespresse  gegangen;  am  meisten 
föllt  von  den  Meinungen  ins  Gewicht  das  sichtlich  von  einem 
führenden  Rheder  ausgegaf^ne  Urteil,  in  einer  Zuschrift  an  den 
„Hamburgtschen  Korrespondenten",  die  inmitten  des  Strikes  zuenst 
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den  Gedanken  dieser  Enquete  laut  werden  licis  (freilich  nni  der 
Zuversicht.  daLs  davon  „nichts  zu  fürchten"  sei),  ihr  aber  die  be- 
sondere Aufgabe  zuwies,  „festzustellen,  inwieweit  etwa  in  der 
Zwischen  band  zwischen  Rheder  und  Arbeiter  eine  zu  hohe 
Belastung  nach  der  einen  oder  andern  Seite  hin  vorhanden  ist,  denn 
in  dieser  Richtung  sind  in  der  That  gewisse  Uebelstände  vor- 
banden  ..."  (Hamb.  Korr.,  la  Dez.  18961  Morgen-Ausg.).  In  der 
öffentlichen  Meinung  gilt  das  Geschäft  des  Stauers  als  ein  bequemer 
Weg  zu  rascher  und  rücksichtsloser  Bereicherung, und  es  scheint 
gewtls,  da(s  die  Einnahmen  dieser  Männer,  gleich  denen  so  mancher 
modemer  Geschäftsleute,  in  einem  starken  MUsverhältnisse  zu  ihrer 
geistigen  und  sittlichen  Kultur  stehen.  Die  entsprechenden  Funktionen 
konnten  ohne  Zweifel  ebensogut  oder  besser  in  beamteten  Stellungen 
geschehen«  deren  Gesamtkosten,  auch  bei  reichlicher  Besoldung,  sich 
als  erheblich  ökonomischer  herausstellen*  würden. 

Die  Behauptung  über  den  Arbeitslohn  ist  ihrer  Natur  nach 
subjektiv:  je  nach  persönlichen  und  sachlichen  Umstanden  wird  ein 
Jahreseinkommen  als  geni^^d  oder  ungenügend  empfunden.  In« 
dessen  giebt  es  doch  anerkannte,  lokal  gültige  Malsstäbe,  und  in 
dieser  Hinsicht  möge  geltend  gemacht  werden,  dafe  das  Mioimal- 
gehalt,  das  der  Hamburgische  Staat  seinen  unteren  Beamten  zahlt, 
seit  geraumer  Zeit  I200  Mk.  betragen  hat,  daGs  er  aber  im  Begriffe 
steht,  dieses  Minimum  auf  1500  Mk.  zu  erhöhen.   Zu  gleicher  Zeit 
i:^  freilich  der  Erwerb  des  Bürgerrechtes  an  das  zuerst  genannte 
Einkommen  geknüpft  worden,  aber  schon  im  April  1894  stellte  eine 
„gemischte  Kommission"  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  för  Reform 
der  Verwaltung  den  (ihrundsatz  auf,  dafs  die  Fähigkeit,  einen  eigenen 
Hausstand  in  dauernd  einigermalsen  gesicherter  Weise  zu  begründen 
und  zu  erhalten,  ein  Jahreseinkommen  von  mindestens  1500  Mk. 
..unter  den  in  Hamburg  malsgebenden  Lebensverhältnissen"  zur  Vor- 
aussetzung habe.  *)  Wenn  wir  nun  annehmen,  dals  ein  Arbeiter  doch 
zum  allermindesten,  um  überhaupt  för  das  Kapital  \  erwenbar  zu 
^e;n.  -g  dieser  Fähigkeit  besitzen  müsse,  so  können  wir  ein  Jahres- 
einkommen von  1000  Mk.  för  Hamburg  als  die  Grenze  setzen, 

"  Ohj»e  Widc-rapradi  wax  schon  vor  dctn  Strike  durch  die  Zt  itung«^  geK"»«««* 
Alf»  einige  Stauer  —  einer  von  di<>s«n  betreibt  freilich  zngkrich  tän  Bagsierge*chäft 
Enk  jmm<-n  von  50—60000  Jttk.  versteaert  haben. 

-»  V^'l    .  VcrhaiMÜM^  nruchoi  Senat  und  bürger^bait  im  jähre  1^9^-' 
Hamborg  1895  ä.  256. 
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unterhalb  deren  das  nackte  Elend  \-orhanden  ist  —  als  das  absolute 

Existenzminimum  einer  Arbeiterfamilie. ') 

Icii  sai^e  nun :  es  ergiebt  sich  aus  dem  Berichte  der  Kommission, 
dafs  die  Behaujnunp,  der  Lohn  der  Stücl^ut-Schauerleute  sei  un- 
zulänglich, richtig  war. 

In  Worten  zwar  giebt  dies  derjenige  Teil  des  Bcricht>,  der 
mehr  offizielle  als  wissenschaftliche  Cieltung  in  .'\nsj)riich  l  imnit, 
und  schon  durch  seine  Stellung  am  Eingänge  eine  Wirkung  auf  die 
öffentliche  Meinung  sich  gesichert  hat ,  nicht  ausdrücklich  zu  ,  ja  er 
cnveckt  dinch  eingehende  KrortrruriL;  der  während  des  Sirike^ 
publizierten  Lohnlisten  und  der  ilagegeii  erhobenen  Einwände, 
den  Schein,  als  solle  jene  Behaui)tung  abgewehrt  werden.  Diese 
Erörterung  wird  al)er  nicht  auf  die  Schauerleute  allein,  »ondern  auf 
die  (iesamtheit  der  Hafenarbeiter  bezogen  und  steht  daher  unter 
„Allgemeines"  S.  7 — 17.  [)ics  ist  ein  Eehler;  es  handelte  sich  um 
den  Lohn  der  Sciiauerleule,  unil  /.war  nicht  der  Akkordarbeiler  unter 
ihnen;  dies,  dafs  der  Lohn  der  Schauerleute  ziniächst  in  Erage  stand, 
wurde,  wenn  auch  ohne  die  wichtige  Luterscheidung,  allgemein  ver- 
standen, i)c>o:iders  auch  bei  den  lebhaften  Bcsjjrechungcii  dcN 
Gegenstandes,  die  im  Deutschen  Reichstage  stattgefunden  haben. 
Den  ll;iu[)tetfekt  machte,  der  Natur  der  Sache  nach,  die  erste  der 
jnibli/icrten  Lohnlisten,  um  so  mehr,  ila  es  die  der  mächtigen 
Hamburg-Amerika-Linie  war.  .Sie  erschien  am  4.  Dezember  1S96  als 
„Lohnliste  ihrer  Kohlenarbeiter  und  Schauerleute  für  das  Jahr  1S95" 
und  bezog  sich  auf  84  Personen.  Der  Bericht  konstatiert  nun  (S.  lO) : 
,^ie  Liste  ist  irrtümlich  als  Liste  der  ,Xohlenarbeiter  und 
Schauerleute''  bezeichnet  worden.  Die  darin  . .  au%efuhrten 
Leute  sind  Amtlich  Kohlenarbetter,  auch  Bunkerarbeiter  genannt 
(im  Unterschiede  von  den  Kohlenschauerleuten  und  den  Kohlen- 
platzarbeitem). . .  Sie  stehen  in  einem  unmittelbaren  Arbeitsverlialtnis 

*)  Es  li^  manches  Material  &br  die  Erkenntnis  des  wirUiehcn  Verbnuiches  der 
Hafenarbeiter  vor,  dessen  Vep»ertunp  ab«T  eine  besondere  .Arbeit  erfordern  würde. 
Die  rohestcn  Daten  kann  man  sich  leicht  bt-rechucn.  Unter  200  Mk.  ist  kaum  eine 
Wohnung;  niofjlicli  rvgl.  F.  H.  S.  281);  i-ine  taf^liche  Kost  (Speise  imd  Tr.uik*  v.m 
50  Pf.  für  dt-n  Kopl  <  rgifbl  nach  Hamburger  l'reiscn  kaum  genügende  l.niuliniuj;, 
macht  aber  b«-i  nur  4kophger  Familie  730  Mk.  im  Jahre.  Dann  bleiben  — 
70  Mk.  für  Kleidung  und  Schabe,  Feuerung  und  Licht,  Versicherung,  Steuern,  FShr> 
g«ld,  Schulgeld,  .SchttlbVdier,  Ant  und  Apotheke  fttr  die  Kinder  n.  s.  w.  bei  vollen 
1000  Mk.  bt  es  möglich?  nein.  Die  Frau  mnfs  anfser  dem  Hanse  Erwerb  suchen, 
oder  —  es  wird  fortsehnngert 
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zur  Hamburg-Amerika-Linie,  während  die  Gesellschaft,  wie  aucli  in 
der  Veröffentlichung  erwähnt  worden, ')  zur  Zeit  des  Ausstnndes, 
und  \  or  demselben.  Schauerleute  nicht  unmittelbar  beschäftigte, 
sondern  das  Eiitlöschen  und  Beladen  ihrer  Dampfer  an  einen  Stauer 
vergeben  hatte."  Was  aber  jene  Kohli  n.irheiter  betrifft,  so  „hat  sich 
herausgestellt",  dafs  der  Einwand  „diQ  in  den  Lohnlisten  auf- 
geführten hoben  Lohnbeträge  seien  vielfach  nicht  von  einem,  sondern 
\(>n  zwei  oder  mehreren  Arbeitern  verdient  worden",  ,.auf  die  Lohn- 
liste der  Hamburg- Amerika-Linie  zutrifft"  iS.  9)  —  der  Bericht 
will  durch  ein  .,nur",  das  er  voransetzt,  die  Bedcutun«,'  dieser  That- 
sachc  abschwächen  und  fiij^jt,  mit  gesperrter  Schrift,  hinzu: 
„Im  übrigen  hat  sich  gezeigt,  dals  die  i[e<^fcn  die  Richtigkeit  der 
veröffentlichten  Lohnlisten  erlmhi-nen  h'.inwcntkniL^i-n  unberechtigt 
waren"  —  ein  Satz,  der,  sicherlich  gegen  df-n  Willen  der  Kommission, 
für  einen  Teil  der  T.igoprose  das  Hauptergebnis  der  Kn<]ucte 
gewortleii  i<t.  l'ebersehen  wird  flabei .  ocU  r  x  ielmehr  mit  Absicht 
unterdruckt,  dais  in  dem  .Sal/e  da^  W«vrt  ..Richtigkeit"  >tark 
betont  /u  denken  ist;  und  dals  d.imit  nur  die  eine  Art  tler  gegen 
die  Lohnlisten  erhobenen  Angrifte  erledigt  werden  soll,  (in  W.ihih<  it 
alx^r  für  den  bedeutentl^ten  Fall  Recht  behält);  andere  Kritik  halte 
sich  gegen  die  Beweiskraft  ^^erichtet ,  und  inbe/ug  darauf  giebt 
<ler  Bericht  sub  3  S.  lo  zu,  dafs  in  einer  Reihe  von  Listen  „auch 
die  Loiuie  der  \'ice  nachgewiesen  werden,  die  wesentlich  höher 
sind,  als  die  der  gewöhnlichen  Schauerleute".  Der  P'inwand  al)er, 
dals  „aus  den  Lolinli.^ten  .  .  nicht  selten  .  .  ein  den  iktrag  \  on  .Mk.  5 
übersteigender  ragc.>durch.^chnitl>lohn  sich  ergebe",  während  doch 
der  selten  überschrittene  l'agelohn  nur  Mk.  4,20  betragen  habe,  wird 
zwar  ganz  richtig  damit  abgethan,  dafs  in  dem  Jahresvertlicnst  .  .  auch 
der  Verdienst  an  Sonntags-,  Nacht-  und  l'eberstundenarbeil  enthalten 
ist  .  .  und  dafs  die  Kohlen-  und  Getreideschauerleute  nicht  zu  dem 
fiir  Stückgut  üblichen  Tagelohn  \*on  Mk.  4,20,  sondern  im  Akkord 
zu  Lohnsätzen  arbeiten,  die  ihnen  einen  wesentlich  höheren  l  ag  es - 
verdienst  sichern".  Hierin  aber,  nämlich  in  dem  letzten  Funkte, 
liegt,  wie  ich  nun  von  neuem  hervorhebe,  die  unwiderlegliche  That- 
sache  einer  Irreführung  der  Urteile,  ob  sie  bewufeterweise 


')  d.  h.  sie  ittj^t:  „die  Löhnung;  d  <- r  j  c  n  i  j^e  n  Scluiurrlrutr  der  Haiiiburg- 
Ainerika*Liiiie,  welche  die  Entlöschung  und  Befrachtung  der  Schiffe  besorgten  . . 
%  fingieit  also,  nacbt  sa  wiaarn,  dafs  nnr  diese  als  Schauerleate  verstanden  werden 
vaA  den  Strike  gemaeht  hatten. 
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«geschehen  ist  oder  nicht:  es  handelte  sich  um  die  I .ohiifunlcrutif^ 
der  Tagelöhner,  und  um  sie  als  unberechtigt  zu  demonstrieren, 
führte  man  Jahreslöhne  (aulser  von  Vicen  und  X'orarbeitern,  haupt- 
sächlich) von  Ak  k  o  r  fl  1  ö  h  n  e  r  n  vor;  soviel   ich  sehe,  hat  nicht 
einmal  die  Arbeiterpresse  dieses  Quid  pro  ijuo  bemerkt,  und  infolge- 
dessen ist  auch  die  Kommission  nicht  darauf  aufmerksam  geworden, 
die  den  l'rsprun^^  der  I Ästenpublikationen  nur  ganz  im  allgemeinen 
au-N  der  Absicht  „mehrerer  hirmen.  nachzuweisen .  dafs  die  Lage 
ilutr  strikenden  Arbeiter  keine   ungünstige  gewesen  sei"  herleitel; 
wenn  aber  die  Lage  etwa  des  durchschnittlichen  Hafenarbeiters  in 
I""rage  stand,  warum  veranlalite  dann  nicht  der  Arbeitgeberverband 
die  Quartiersleute,  die  Kornumstecher-  und  die  Kesselrein^erbaase^ 
ihre  Lohnlisten   bekannt  zu  machen?    Da  von  keinen  anderen 
Löhnen,  als  denen  der  Schauerleute  damals  die  Rede  war»  so  Unit 
die  Senatskommission  allerdings  Unrecht,  die  Lohnlisten,  wenn  sie 
der  Erörterung  wert  schienen  —  sie  sind  sogar  samtlich  in  den 
Anlagen  abgedruckt  —  unter  „Allgemeines"  anstatt  unter  der  Rubrik 
„Schauerleute"  zu  erörtern  und  durch  jenen  gesperrten  Satz  den 
unrichtigen  Schein  zu  erwecken,  als  wolle  sie  die  Kritik,  die  da- 
gegen  gerichtet  wurde,  entwaffnen;  während  sie  vorher  {S.  8)  offen 
genug  eingesteht,  die  von  ihr  geführten  Verhandlungen  seien,  der 
Natur  der  Sache  nach,  wenig  geeignet  gewesen,  die  Angelegenheit 
klar  zu  stellen;  sie  habe  sich  deshalb  zu  dem  einzigen  Wege  ent* 
schlössen,  der  zur  völligen  Aufklärung  zu  (Uhren  versprach,  der 
„statistischen  Aufnahme  Uber  sämtliche  im.  Laufe  eines  bestimmten 
Zeitraumes  von  sämtlichen  Hafenarbeitern  (von  mir  unter- 
strichen) verdienten  Löhnet    Dieser  Entschluls  ist  ihr  Verdienst; 
sie  brauchte  es  nicht  zu  verdifnkeln  durch  scheinbare  Vertekligung 
der  (teilweise  unter  dem  so  anspruchsvollen  als  fälschen  THet 
„Lohnstatistik  fiir  den  Hamburger  FMen"  auftretenden)  Listen.,  die 
zum  Teile  Leute,  die  gar  nicht  strikten,  zu  einem  anderen  Teile 
solche,  die  ohne  jede  Lohnforderung  (Kohlenakkordarbeiter),  zum 
dritten  solche  betrafen,  die  gleichfolls  aus  Sympathie  am  Ausstände 
teilnahmen,  und  nur  pro  forma  auch  ihrerseits  erhöhten  Lohn  \ er- 
langten (Komakkordarbeiter) ; an  Jahreslöhnen,  die  wirkliche 
Stiickguttage löhner  empfangen  haben,  zähle  ich  insgesamt  in 
den  Listen  295,  und  von  dieser  erlesenen  Zahl  sind  nur  172  Jahres- 


*)  Beide  (Gruppen  hatten  ja  kurz  vorher  ciiie  erfolgreicbe  Lolmbew^ung  dnrdi- 
geführt,  vgl.  meine  Geschichte  des  Strikes  in  diesem  Archiv  Bd.  X,  H.  5. 
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löhne,  die  über  9CX)  Mk.  hinnusf^eheii ,  unter  diesen  ist  wieder  eine 
^rhebliclie  Zahl,  die  auf  Grund  eines  Ausnabmelobnsatzes  \on 
Mk.  4,50  erreicht  wurden,  andere  sind  durch  Schwergut  und  {gesund* 
heitsschädliche  Arbeit  verdient  worden,  die  herkömmlicherweise 
ho!icr  bezahlt  werden  (eine  I-.istc  über  57  N'amen  ist  hier,  weil  an- 
erkaiintermaCsen  —  S.  17  —  mit  Irrtümern  behaftet,  unbeachtet 
gelassen:  eine  andere  tritt  m  duph  auf  —  S.  130  und  136  — ,  in 
einer  dritten  —  S.  132  —  sind  8  Xamen  mit  '.^deicher  Anzahl  von 
Tagen  und  gleichem  Jahresverdienst  2  mal  aufgeführt  worden!.  Das 
1 V  t  e  i  1  über  das  Listenmanöver  kann  hiernach  dem  Leser  überlassen 
bleiben, 

Cm  so  \vichti;^aT  ist  nun  die  auf  die  ( ir-^amtlicit  der  I  fafcti- 
aibeitcr  mit  einigen  Auslassungen)  sich  erstreckende  „Arbeits-  und 
r.ohnstatistik"  (2.  Teil  des  Berichts),  deren  Ausarbeitung  dem 
•^tatiNtisrhen  Bureau  der  Steuer(lej)utatir)n  zur  F.hre  gereicht.  Um 
mit  ihrer  Hilfe  zunächst  in  die  Lohnverhältnisse  der  Schaiierleutc 
einzudringen,  ist  es  gcliuten,  die  (Grundlagen  der  Erhebung  hier 
zu  charakterisieren.  Ihr  liegen  ausschliefslich  zugrunde  die  \on  den 
.Arbeitgebern  geführten  I.  o  h  n  b  ü  c  h  e  r  der  Jahre  1895  und  1896 
tur  die  Zwecke  fler  l  iifalK  ri  Sicherung.  Ks  i>t  nicht  ausges(dilosscn 
dais  ein/eine  kleine  Betriebe  ubergangen  wiutien,  die  ermittelten 
Arbeitgeber  sind  bis  auf  einige  wenige  dem  an  sie  gerichteten  Kr- 
suchen  nacligekonnnen  (S.  92).  „Die  Statistik  kann  nicht  mehr 
geben,  als  w.ls  Ihre  (Juellcn  . .  liefern.  Unrichtigkeiten  und  .XuslasMuigen 
der  Lohnbücher  übertragen  sicli  luf  die  Statistik.  Wenn  solche 
auch  natürlicherweise  vorgckonniu  11  Mud,  so  darf  «loch  angenonunen 
wenlen,  dafs  die  Angaben  der  Lohnbüclier  in  Rücksicht  auf  die 
.\nfordcrungcn  der  Berutsgenossenschaftcn  im  ganzen  iichiig  sind" 
(  S.  95  f.).  Dies  Urmatcrial  wurde  auf  Per.sonalblättchen  übertragen. 
Das  umständliche  Verfahren,  wie  diese  Blätter,  um  den  Verdienst 
jedes  einzelnen  Arbeiters  zu  ermitteln  und  Doppelzählungen  aus» 
zuschlielsen,  reduziert  wurden,  zunächst  innerhalb  jeckr  Beni&grupi)e, 
sodann  auch  innerhalb  der  Gesamtheit  —  da  viele  Personen  in 
mehreren  Arbeitszweigen  wiederkehren  —  wird  S.94— 96  geschildert; 
ganz  fehlerlos  konnte  auch  dies  nicht  bleiben,  da  sich  die  Identität, 
selbst  wenn  der  Vorname  angegeben  war,  nicht  immer  feststellen 
liefs.  Die  Personalangaben  selber  waren  nicht  vollständig:  in  fest 
allen  Gruppen  sind  Lohnsummen  übrig  geblieben,  von  denen  ,4n 
den  Lohnbüchern  nur  gesagt  war,  dafe  sie  an  'diverse  Hilfsarbeiter' 
gezahlt  wurden." 
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VV^as  nun  die  Ergebnisse  für  die  Schauerleute  anlangt,  so  stellt 
sich  herau!^,  daüs  in  beiden  Jahren  die  groüse  Mehrzahl  der  a1>  ><  'l  "he 
gerechneten  Personen  »us  Hilfsarbeitern  bestanden  hat.  die 
nur  kurze  Zeit  beschäftigt  waren,  und  ein  Lohneinkommen  erzieiien, 

das  selbst  für  den  jugendlichen  und  ledigen  Mann  nur  einen  L^e- 
ringen  Teil  seiner  Bedürfnisse  decken  konnte.  Wir  betrachten  dies 
Krgcbnis  etwas  näher,  zuerst  inbezui^'  auf  die  „weilsen"  Srhauer- 
leute.  l 'nter-^chieden  sind,  hier  und  nachher,  solche,  die  nur  rage>- 
arheit,  und  solehe,  die  auch  Nachtarbeit  oder  l 'eberstunden  geleistet 
haben;  dabei  ist  eine  Nacht  und  sind  8  l  ehetstmulen.  liei  Hereehi.unj: 
der  Tagewerke,  einem  solchen  gleich  gerechnet  worclen.  Uic  de- 
samtsummen  sind : 

Bf  schäl  t  igte 

nur  in  Tagesarbeit         in  Tagci^*  imd  >k'acbtarbcit  überhaupt 

1895  4556  5271  9827 

1896  6365  6755  13320 

\*on  diesen  hatten  nur  bis  30  Tagewerke  geleistet  (nach  der 

bezeichneten  Rechnung). 

1893    3746  -  S2.2  o  „  31  (.7  -  60,0  "  (,  6913     70,3."  „ 

1896    5703  ^  S^>,R  "  „  4512  =  66,6  «/ft  10215     76,6  «V., 

Mithin  mehr  als  30  Tagewerke. 

1895  8io=i7,S"<,  2104-  40.o"'o  2914  29.7 

1896  86a  =  13,2  «/o  2243  =  33.4  «/o  3»o5^23,4% 

Die  absoluten  Zahlen  zeigen  hier  eine  nicht  auflallende  Ver- 
mehrung; die  viel  stärkere  Vermehrung  in  den  vorhergehenden 
Ziflera  ist  auf  den  Strike  zurückzuführen.  Die  ganze  Menge  dieser 
Hilisarbeiter  kann  aus  der  Betrachtung  ausgeschieden  werden;  wenn 
gleich  auch  sie  an  den  Lohnsätzen  interessiert  waren  und  sind»  so 
gelten  sie  doch,  bis  auf  einen  kleinen  Teil,  bei  dem  besondere  Um- 
stände  vorliegen,  nicht  als  eigentliche  Schauerleute,  sondern  sind 
Gelegenheitsarbeiter,  die  bald  in,  bald  auiser  dem  Hafen  sich  an- 
bieten, und  auf  den  Schiffen  immerhin  einen  höheren  Lohn  ver- 
dienen, als  auf  den  Arbeitsstellen,  die  ihnen  sonst  zur  Verfügung 
stehen.  Dies  gilt  wohl  auch  noch  von  einem  Teile  der  (rund) 
3cxx>  Personen,  die  mehr  als  30  Tagewerke  als  Schauerleute  geleistet 
hatten;  offenbar  wäre  die  Annahme  falsch,  dafs  eine  nennenswerte 
Anzahl  von  diesen  während  des  übrigen  Jahres  müfsig  gewesen  sei. 
Immerhin  ist  zu  bedenken:  I.  Dafs  z.  B.  45  Tagewerke,  sofern  sie 
Nachtarbeiten  und  Ueberstunden  einschliefsen,  leicht  einer  Arbeits- 
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periode  von  60  Ta^en  s^leichkommen,')  und  sich  tliatsächlich,  bei 
Anrechnung  der  arbeitlosen  Tage,  auf  ein  Vicrteljalir  verteilen  mögen. 
2.  Dafs  eine  erliebliche  Zahl  dieser  Arbeiter  in  anderen  Hafcnbe- 
triehen  wiederkehrt,  wo  sie  Arbeiten  vcn  ähnlicher  Art  geleistet 
hal)eii.  Das  Statistische  Bureau  reduzierte  die  Zahl  seiner  Personal-  . 
blättchen,  durch  Zusammenlegung  der  identischen  Personen,  die  in 
vei  scliiedenen  „Berufsgruppen"  vorkommen,  für  189$  von  2Ö406  auf 
23  131,  für  1896  von  35  527  auf  31445  i^-  95);  Ovaren  also  3275 
und  4082,  die  in  mehreren  Kate<;nrieen  vorkamen.  Dabei  muls 
erwähnt  werden,  dafs  die  ..Buiikerarheitcr",  die  ^'ej^^eii  l  ausend  zählen 
niÖLi^cn,  in  dieser  Statistik  «^ar  nicht  verzeichnet  sind,  und  dafs  für 
die  übri;::,'e  Kohlenarbeit  nur  von  3  grofscn  Firmen  die  Lohnbuclicr 
ein^a-fnrdert  wurden  (S.  92);  das  sind  aber  ( iruppen,  denen  die 
Schauerleutc  am  nächsten  stehen.  3.  Dafe  in  der  Statistik  die 
Altonaer  Betriebe  i^:\y  nicht  vnrkonmien,  die  namentlich  für  die 
Schauerleute  nicht  ohne  Bedeulun«^^  sind.  4.  Da£s  fortwährend  ein 
starker  Abgang  durch  Tod,  Unfälle,  Krankheit,  Uebergang  in  den 
Kleinhandel  und  andere  Krwerbszweige,  I'"ortzug,  Auswanderung, 
stattfindet,  starker  Zuzug  durch  N'icflcrlassung  von  .Seck  lUcn,  die 
als  verheiratete  mit  den  kargen  Mi (ual^heuern  kein  .\u>.k(Mnmen 
finden,  oder  des  sauren  Berule>  satt  geworden  sind,  lerner  durch 
gescheiterte  Existenzen  aller  Berufe.  5.  Dals  ilie  Li.sten  unvoll- 
ständig sind;  so  wurden  1895  ^^och  268277  Mk.  1899  gar, 
infolge  des  .Sinke.-,  395  705  Mk.  —  beidemal  \  on  Arbeitgebern 
beider  Abteilungen  der  Schauerleute  —  an  „diver.se  rersonen'* 
gezahlt,  so  dafs  vermutlich  viele  Benannte  mit  einer  zu  geringen 
Zahl  von  Tagewerken  figurieren,  dann  freilich  auch  mit  zu  ge- 
ringen Verdiensten,  6.  endlich  ist  zu  berücksichtigen,  da(s  von 
den  für  1896  gezahlten  Personen  diejenigen,  die  am  21,  November 
in  den  Strüce  eintFaten»  noch  auf  eine  fernere  Summe  von  Tage- 
werken gerechnet  hatten,  wenn  auch  für  die  meisten  die  Chance, 
wie  gewohnlich,  nicht  grofs  gewesen  sein  mag.  —  Nach  diesen  Er- 
wägungen halte  ich  fär  zulässig,  die  Personen,  die  im  Jahre  1896 
mehr  als  30  Tagewerke  im  Löschen  oder  Stauen  von  Schiffen  ge- 
than  hatten,  als  eigentliche  Schauerleute  zu  betrachten,  in  dem 

')  Weil  nämlich  s«'hr  olt,  wt-nn  schon  »Ii«-  Annahme  zur  .Arlniit  stattgefunden 
bat,  ein  zuweilen  a  Tage  <fe$  Wartens  („Ausguck")  auf  «visierte  Schiffe  der  Arbeit 
idber  vtmnsgehen,  Tage,  die  also  eigentlich  vom  „IHcnste''  gehttren,  aber  nidit 
bctahlt  werden.  Die  wirkliche  Arbdtlosigkeit  ist  davon  verschieden. 
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Sinne,  flafs  sie  für  solche  und  alitilirhc  Arbeit  —  abgesehen  von 
tlen  Ab-  und  Y.iu^ä.n^en  —  während  des  ganzen  Jahres  oder  doch 
wäiirend  des  letzten  Halbjahres  resp.  Ouartales,  zur  Verfü«:jung 
standen  und  darin  ^eübt  waren;  daher  für  ihren  und  ilirer  Familie 
Lei)ensunterhalt  das  unmittelbare  und  drini::^ende  Intt  rrs^f  zumeist 
an  ilen  Loiinsätzen  der  Stuck<^ut.n  1  »eil  ^^ehabt  haben,  da>  durch  den 
Strike  zum  Ausdrucke  kamJ)  I  )k  aui^etjebene  Zahl  von  rund  3000 
vermehrt  >ich  durch  die  Kohlensehauerleute-)  noch  imi  776;  auch 
für  diese  Gruppe  werden  dapjegen  1850  Arbeiter  mit  unter  30  Tage- 
weikeii  aufgeführt,  ge^en  12 18  im  Jahre  18Q5.  Jedoch  „sind  auch 
in  der  Gruppe  der  weilsen  Schauerleute  nicht  ganz,  wenige  Arl)eiter 
enthalten,  die  zum  leil  oder  ausschlielslicli  durch  Löschen  von 
Kohlen  ihren  Lohn  erwarben"  (S.  93).  Wenn  nun  eine  Anzahl  \  icen 
und  V^orarbcitcr  abgerechnet,  auch  inbetracht  gezogen  wird,  dafs 
etliche  Hundert  in  beiden  (iruppen  gezählt  sein  werden,  so  er» 
giebt  sich  eine  Gesanitzahl,  die  hinlänghch  genau  durch  die  Ziffer 
der  .^hauerleute"  ausgedrückt  wird,  die  am  38.  November  1896, 
d  h.  am  Ende  der  ersten  Woche  des  Strikes,  nachdem  die  Akkord- 
arbeiter sich  angeschlossen  hatten,  Strikekarten  losten,  nämlich  die 
Ziffer  3758.  Betrachten  wir  nun  die  Lohnstatistik  (Anl.  18)  der 
2884  „weifsen"  Schauerleute,  die  mit  mehr  als  30  Tagewerken  ftir  1896 
verzeichnet  sind,  so  finden  wir,  dafs  nicht  weniger  als  1491,  nur 
100 — 6cx>  Mk.  verdient  hatten:  wo  dieser  Betrag  5CX)  Mk.  überschreitet, 
ist  in  138  Fällen  eine  2^hl  von  mehr  als  90  Tagewerken  geleistet 
worden,  nur  in  4  Fällen  weniger;  bei  10  Akkordarbeitem  ist  die 
Zahl  nicht  ermittelt ;  die  mehr  als  90  Tagewerke  können  wir  einer 
Ve jährigen  Arbeitsperiode  gleichsetzen;  nach  diesem  Mafsstabe 
konnten  folglich  diese  143 1  Personen  »  A9f^%  Gesamtzahl 
nur  wenn  sie  zu  mindestens  gleichen  Lohnsätzen  während  des 
übrigen  Jahres  Arbeit  fauiden,  bei  gleichbleibenden  Chancen,  mehr 
als  1000  Mk.  Jahreslohn  erzielen.  Damit  stimmt  es  überein,  dals 
493  Personen  — »  17,1     mit  Ix>hnen  von  600 — 1000  Mk.  figurieren 


')  Weiterhin  (S.  ^5)  habe  ich  für  die  Gesamtheit  der  Hafenarbeiter  die  Zahl 
der  Strikenden  gewonnen,  indem  ich  die  ZaU  derer,  die  mir  bis  100  nnd  die  HlUle 
derer,  die  100 — aoo  Ifk.  in  den  dafür  »t  Grande  gelegten  Betrieben  verdient  battcn, 
von  der  GcsamtiaU  abiog.  Dieser  Mod»  eiglebt  andi  fHx  die  Sdmwrlevte  fast 
die  gleiche  Zahl,  n&mlich  3973. 

*)  Hier  wie  dort  sind  die  ohne  Tageweike  ai^egebenen,  die  nnler  soo  Mk. 
verdient  hatten,  abgetogen. 
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und  zwar  III  mit  900 — 1000  Mk.  von  denen  nur  25  weniger  als 

180  Tagewerke  geleistet  hatten;  hier  liegt  also  durchweg  eine  ganz- 
jährige Arbeitsperiode  zugrunde,  deren  Chancen  freilich  ohne  den 
Strike  etwas  vermehrt  gewesen  wären;  jedoch  kann  dies  nicht  er- 
heblich ins  Gewicht  fallen,  wie  eine  X'ergleirhung  mit  dem  Jahre 
1895  (Anl.  5)  beweist.    Die  entsprechenden  Zittern  sind  hier: 

Gesamtzahl  Es  erhielten  bis  u.  zw.    von  diesen  es  verdienten    u.  zw.      von  diesen 
mit  über            Mk.           hik.        hatten  Mk.  .Mk.  boUen 

30  1  age-  600      500—600  aber  90  600 — 1000  900—1000  Uber  180 

werken  Tagewerke  Tagewerke 

S914      1382=474%  ao5        164      53«  =  »8.4%     9»  67 

Der  Anteil  derer,  die  mit  weniger  als  lOOO  Mk.  abgeschlossen, 
ist  sogar  mit  65,8  gegen  63,8  "„  etwas  höher,  woraus  hervorgchi, 
dals  das  Jahr  1896  bessere  Arbeitchancen  fOr  die  Scbauerleute 
brachte.    Für  beide  Jahre  addieren  wir  noch  die  Einkommen  von: 
1000— 1 300  Mk.         ifl0O-»i500  Mk.         flbtf  1500  Mk. 

1895  279-9,5";«  366«  12,5%  335  =".5% 

1896  286^9.9%  4o8=l4.i%  »67=  9t«  •/o 

Unter  denen  die  über  I200  Mk.  hinaus  kaiiKii,  mögen  etwa 
100  (für  1896  weniger)  „feste"  Tagelöhner  sein,  die  übrigen  sind 
Akkordarbeiter  und  zwar  aufeer  den  etwa  500  Kornakkord- 
arbeiten und  einigen  Eisenarbeitern,  eine  ungewisse  Zahl  von 
Kohlenschauerleuten:  ,|die  höchsten  för  die  weilsen  Schauerleute  er- 
mittdten  Verdienste  sind  wahrscheinlich  den  schwarzen  zustirechnen" 
(S*  93);  dazu  kommen  dann  Vice  und  Vorarbeiter.  Um  hoch  zu 
rechnen»  nehmen  wir  auch  iiir  1896  die  ZaM  von  100  zu  den  Tage- 
löhnern hinzu,  dann  stellt  sich  för  diese  heraus,  da(s  von 

2310  1924  s  83^% 
auf  ein  Jahreseinkommen  von  weniger  als  lOOO  Mk.  einzuschätzen 
sind,  ein  Verhältnis,  das  auch  anderen,  in  der  Abhandlung  des  Fe- 
bruarhefts 1897  angezeigten  Wahrscheinlichkeiten  entspricht  Er- 
innern wir  uns  dagegen  der  Besprechung  des  Gegenstandes  im 
Deutschen  Reichstage  und  der  Rede  des  Staatssekretärs  von  Bötticher  : 
,Jhrer  Auffiissung  gegenüber  habe  ich  meinerseits  die  Behauptung 
angestellt,  dals  zahllose  deutsche  Arbeiter  sich  glücklich  schätzen 
würden,  wenn  sie  solche  Löhne  zu  verdienen  imstande  wären" 
(Lebhafte  Zustimmung  auf  allen  Seiten)  —  so  heiüst  es  im  steno- 
graphischen Berichte  über  die  Sitzung  des  lO.  Dezember  1896.  Wie 
im  Berichte  selber  über  den  wuidichen  Wert  „solcher  Löhne"  ge- 
urteilt wird,  wollen  wir  später  sehen;  wie  denn  auch  die  Lohn- 
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Statistik  (kr  übrigen  Gruppen  im  zweiten  Teile  dieser  Abhandlung 

erörtert  w  erden  soll. 

Zunächst  komme  ich  auf  die  ül)rigen  F  n  r  d  e  r  ii  ii  e  n  der 
Schauerleule,  deren  flache  Ablehnung  durch  Rheder  und  Stauer 
am  meisten  dazu  beitrug,  den  .Strike  zum  Ausbruch  zu  bringen. 
Ich  iibersetze  aucii  diese  in  Behauj)tungen  :  bie  betreffen  l.die  Arbeits- 
zeit. Die  T.ohnkommissiun  sagte:  es  kommen  nicht  selten  ganz 
überniäfsige  Arbeitszeiten  \"or;  die  \on  uns  l)eantragte  Grenze  von 
36  Stunden  wird  nicht  innegehalten.  Die  Behauptung  wird  tlurch 
den  \'erein  der  Stauer  anerkannt,  indem  er  „die  Erklärung  abge- 
geben hat,  dafs  Arbeitsleistungen  von  mehr  als  36stündiger  Dauer 
(.iurchaus  freiwillige  seien"  (S.  43);  dals  Zwang  stattfinde,  war  nicht 
behauptet  wonlen.  Die  Senatskonimission  i)emerki  dazu  mit  akade- 
mischer Ruhe  (ib.):  „Eine  Arbeitszeit  \on  2  1  agin  und  der  ganzen 
dazwischen  liegentlen  .\acht,  oder  deren  greiserem  I'eil,  mit  nur  kurzen 
Erholungspausen,  stellt  zweifellos  aufscrgewöhnliclie  Anforderungen 
an  die  Arbeitswilligkeit  und  Arbeitsfähigkeit,  und  .sollte  nicht  über- 
schritten werden.  Die  Kommission  hat  deshalb  den  Stauern  dringend 
empfohlen,  der  Forderung  der  Arbeiter  Rechnung  zu  tragen  . .  " 
Dagegen  werden  die  Forderungen  einer  Verkürzung  der  Naditaurbeit 
von  8  auf  7  Stunden,  auf  Einfilhrung  einer  Mitteroachtspause  und 
andere  Regelungen  mit  den  Einreden  der  Stauer  erledigt  Wir  be- 
trachten 2.  was  über  die  Beförderung  an  und  von  Bord  gesagt  wird. 
Die  Schauerleute  behaupteten,  dafs  ihnen  Kosten  daraus  erwachsen. 
Dazu  der  Bericht:  „von  den  vernommenen  Arbeitern  ist  bestätigt 
worden,  dafs  in  den  meisten  Stauereibetrieben  schon  jetzt  der  Arbeit* 
geber  die  Kosten  der  Beförderung  für  die  Hinfahrt  und  die  Rück- 
fohrt  morgens  und  abends  trägt".  Bleiben  jedenfalls  die  Kosten  der 
MittagsCahrten ;  überdies  entspricht  der  Satz  kaum  den  Pirotokollen  ^) 
und  läfst  doch  aufserhalb  der  „meisten"  die  Klage  gelten.  Die 


M  Seite  21  bcliaucrmaun  Düring;  „Auf  deu  meisten  Stellen  befördert  der  Ar- 
bcitg.  her  «nf  seine  Kosten  die  Arbeiter  an  Bord".  Seite  37  der  „Aibeltcwillige** 
Untiedt:  „ein  Arbeiter,  der  mittags  nacb  Hanse  fiUirt,  brancbt  vielfach  40  Pfg. 
Führgeld  den  Tag",  dasdbst  der  „Arbeitswillige**  Jefr:  „Es  ist  oft  sehr  sdiwer 
ron  Bord  za  konunen,  Boote  sind  nicht  da  and  der  JoUenfllbrerdampifer  U&t  warten. 
Kommt  man  morgens  etwas  za  spät  oder  beginnt  die  Arbeit  vor  Beginn  der  Fahrten 
der  JuUctiführfnhinij^fcr,  so  nmfs  man  erhöhte  Kosten  aufwenden  ...  manche  Ar- 
beitgeber befordeni  ihr<  Lciu<'  mit  eigi-nen  Dampfern,  doch  itaben  die  Leote  ancb 
vielfach  jiclbst  Air  ihre  Hefurdcning  zu  sorgen." 
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ühri^'en  sehr  starken  Beschwerden  über  die  ßeförderuii^  im  Ilafcii 
wie  auch  über  die  Arten  der  Arbeitsannalinic  werden  von  allen 
S.-hiilsarbeitern,  nicht  nur  von  den  Schauerleuten,  erhoben,  wir  ver- 
sp.iren  daher  diese  Punkte  mit  dem  Berichte  auf  das  „Allgemeine", 
Dagegen  gehört  wesentlich  hierher  die  horderung  der  Schauerleute, 
es  möge  ein  „Ticketsystem"  für  die  I.ohnauszahlung  eingeführt  werden. 
Behauptung;  die  fast  ohne  Ausnahme  geübte  Zahlung  in  Wirt- 
schaften ist  ungoetzlich  und  für  uns  nachteilig.  Die  Behauptung 
wird  von  der  Kommission  v  ollständig  eingeräumt.  „Die  Ermittlungen 
haben  ergeben,  dafs  im  Staut  rcihcU  iebe  unter  Aufserachtlassung  (!) 
der  X'orschi iltea  ilcr  Reichsgewerbeordnung  tlie  Lühnausz.ihlu:ig  in 
Wirtschaften  in  grorscm  Umfange  st.itlgefuiiden  und  geradezu  die 
Regel  gebildet  hat  ...  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  war  die  Verab- 
folgung der  Löhne  dem  Wirt  übertragen  . . .  die  mit  der  Lohn- 
auszahlung in  Wirtschaften  unvermeidlich  verbundenen  Mifsstände 
blieben  dabei  (bei  Benutzung  eines  Privatzimmers)  bestehen.  Die 
.^belter  mulsten,  wenn  sie  nicht  in  Wind  und  Wetter  stundenlang 
auf  der  Strafse  herumstehen  wollten,  in  der  Wirtschaft  warten,  bis 
sie  in  den  eigentlichen  Zahlraum  hineingerufen  wurden,  und  waren 
auf  diese  Weise  zu  unliebsamen  und  überflüssigen  Ausgaben  ftir 
Speisen  und  Getränke  genötigt.  Besonders  hatten  . . .  hierunter  die 
unständigen  Arbeiter  zu  leiden,  die  am  Ende  der  Woche  wohl  3  oder 
4  Wirtschalten  auüsHuchen  mufsten,  um  in  den  Besitz  ihres  an  ver- 
schiedenen Stellen  verdienten  Lohnes  zu  gelangen.  Der  Wirt  war 
in  der  R^el  darauf  angewiesen,  die  Entschädigung  für  die  Ueber- 
lasAung  des  Zahlraums  und  fiir  seine  Mühewaltung  bei  der  Lohn- 
Zahlung  in  dem  durch  das  Zahlgeschäft  gesteigerten  Besuch  seiner 
Wirtschaft  zu  suchen."  Welch  ein  Büd  des  Arbetterelendesl  Ich 
hatte  es  in  der  früheren  Abhandlung  (F.  H.  S.  185)  eine  „Ein- 
schnürung" und  ein  „verkapptes  Truckwesen"  genannt  Die  Unter- 
nehmer und  ihre  Organe  redeten  während  des  Strikes  nur  von  „et- 
wanigen"  „möglichen"  Milsstanden,  die  der  Verein  der  Rheder 
sinnreich  mit  der  Unvollkommenheit  alles  Irdischen  in  Verbindung 
brachte.  Die  Senatskommission  hat  in  diesem  Punkte  sogar  einen 
Druck  auf  die  Arbeitgeber  ausgeübt  und  schliefst  ihre  Mitteilung 
darüber  mit  dem  Satze:  „Es  steht  hiemach  zu  hofTen,  dafs  dem 
M'hilderten  Unwesen  endgültig  gesteuert  worden  ist"  (S.  24.). 
Dagegen  fertigt  sie  die  sehr  vernünftige  i-^orderung  des  Ticketsystems 
(jetzt  soll  am  Kontor  oder  an  Bord  gezahlt  werden,  wodurch  vielfaches 
langes  Warten  nicht  vermieden  wird)  mit  den  Einreden  der  Stauer 
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ab,  denen  dies  unbefjuem  ist  und  untliunlicli  scheint  (S.  46),  ob- 
wohl es  an  einer  Stelle  seit  t^^^er.uiinL:  Zeit  in  Uebung  ist.  —  Inbctietl 
<ler  A  k  k  o  r  lia  r  b  e  i  t  e  n  mögen  zwei  Tunkte  hier  erwähnt  werden: 
Zuerst  der  \'ersuch  der  Stauer,  den  (ictrcitleakkord  abzusciianen. 
Avas  während  des  Strikes  gelungen  war,  nach  dem  Strike  al>er  nicht 
durchgesetzt  wurde.  Die  \\  ünsclie  der  grolscn  Menge  der  Tage- 
löhner kommen  dem  begreifhcherweise  entgegen.  Auch  die  Akkord- 
arbeiter selbst  sind  im  Prinzip  einverstanden:  nicht  allein  um  Anteil 
an  der  Arbeit  jenen  zu  gönnen,  sondern  auch  weil  ac  die  übliche 
Arbeitsqual  in  dieser  lungenschädlichen  und  durch  die  groise  Hast 
lebensgefihriichen  Thatigkek  als  tibemnaTsig  empfinden.  Der  Be« 
rieht  erwähnt  es  nicht,  dafs  sie  ihren  Widerstand  allein  dadurch 
begründet  haben,  dais  der  Tagelobn  von  5  Nile  für  diese  Arbeit  ein 
ungenügendes  Aequivatent  sei;  einen  höheren  Tagelohn  haben  aber 
die  Stauer  bisher  nicht  angeboten  (vergl  Protokolle  S.  27,  38). 
Interessant  ist  sodann  die  Mitteilung  über  die  zentrale  Zwangskasse, 
durch  die  der  Verein  der  Kohlenimporteure  die  „schwarzen"  Schauer- 
leute gleich  nach  dem  Strike  zu  fesseln  versuchte;  Verhandlungen 
darüber  riefen  damals  starke  Unruhe  hervor.  Die  Absicht  ging 
dahin,  von  jedem  Manne  einen  gewissen  Betrag  seines  Lohnes  (50  Pf. 
bis  I  Mk.  auf  10—15  Mk.  als  Akkordsatz  für  einen  gelöschten 
Dampfer)  „einzubehalten%  bis  zur  Höhe  eines  „Erspamisses**  von 
150  Mk.;  durch  kleine  Zuschüsse  der  Importeure  und  durch  die 
Verwendung  der  Zinsen  sollte  der  Mantel  einer  „Wohl&hrtseinrichtung*' 
darüber  gehangt  werden;  in  Wahrheit  handelt  es  sich  um  Kautionen: 
„bei  unerlaubtem  Fernbleiben  von  der  Arbeit,  bei  Widersetzlichkeit, 
Trunkenheit  und  dergleichen  kann  der  Vorstand  des  Vereins 
beschliefsen,  dafs  das  Guthaben  . . .  der  Kasse  verfällt,  während  es 
sonst  nach  vorheriger  ordnungfsmäfsiger  Kündigung  ausgehändigt 
wird"  (Bericht  S.  52).  Die  zentrale  Einrichtung  ist  zwar  am  Wider- 
stände der  Arbeiter  gescheitert,  dagegen  sind  5  gesonderte  Kasseti 
durchgesetzt:  „die  Arbeiter  haben  inzwischen,  unter  Hinweis  auf  die 
Bestimmungen  der  revidierten  Verordnung  wegen  der  Toteiiladen 
Sterbekassen  und  Krankenladen,  mit  denen  die  Kasseneinriolitur^ 
der  Importeure  nicht  vereinbar  sei,  die  Entscheidung  der  Toten» 
laden-Deputation  angerufen"  (das.).  Auf  den  Ausgang  dieser  prinzipiell 
wichtigen  Kontroverse  darf  man  gespannt  sein;  der  Bericht  entliäli 
sich  des  Urteils.  Es  kann  Wdhi  keinem  juristischen  Zweifel  unter- 
liegen, dafs  die  sinnreiche  Metiiode  der  „Einbehaltung"  jedem  Ar- 
beiter eine  Klage  aus  §  116  bezw.  115  der  Gewerbeordnung  giebt 
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(„die  (iewerbeti eibcnden  '^ind  \erj)flichtet,  die  Löhne...  bar  aus- 
zuzahlen"). —  Ich  gehe  nun  zur  zweiten  Hauptgruppe  über. 

» 

2.  Die  Ewerftihrer. 

Aus  dem  Herichte  und  aus  den  Prutokollen  '^cuimu  ich  nur 
Bestäti^unj^'cn.  dafs  die  Lage  der  irelernten  Kwcrführcr- 1  agclohner 
ganz  übcruicf^cnd  schlecht  ist.  Der  Bericht  findet  es  „aufialloiid", 
dafs  der  I  ohn  hinter  dem  der  Schauerleute  zurückbleibt,  während 
doch  ilirc  Arbeitszeit  um  I ' Stunden  länger  ist  und  Anspruch 
auf  eine  bestiniinte  Mittagspause  nicht  besteht  (S.  57).  Die  sehr 
auslührhch  wiedergegebenen  Rechtfertigungen  der  ]3aase  sind  so 
beschaffen,  dals  dar^ius  die  Konsetjuenz  folgen  würde,  Aufsehern  in 
Museen,  Gefängnissen  u.  s.  w.,  weil  sie  den  grofslen  Teil  des  lages 
„nichts  zu  thun"  iiaben,  fast  gar  keinen  Lohn  zu  geben.  Lhat- 
sächhch  hat  der  Kwcrtuhrer  einen  Dienst  von  13' o  Stunden  für 
4  Mk.  ==  29,6  Pf  pro  Stunde,  nachts  von  9  Stunden  ebenfalls  für 
4  Mk.  44,4  Pf  pro  Sluntle,  aber  „biofse  Nachtwachen"  werden  nur 
mit  2  Mk.  vergütet,  und  die  Nachtzeit  von  7 — 12  als  „Ueberstunden" 
mit  30 — 40  Pf  pro  Stunde.  Die  führenden  Ewerführertirmen  haben 
den  Ehrgeiz,  Rhedern  gleichgeachtet  zu  werden.  In  der  That  reihen 
sich  diese  erbärmlichen  Lohne  den  Lohnen  der  Matrosen  und  Feuer» 
leute  würdig  an.  Dabei  ist  der  Eweifuhrer  für  die  ihm  tiborgebene 
Ware  verantwortlich  gleich  einem  Schiffer;  und  wenn  auch  die  Baase 
diese  Verantwortung  für  „illusorisch"  erklären,  „da  erfiüirutigsgemäfs 
die  Leute  nicht  in  der  Lage  seien  . . .  Ersatz  ta  lebten"  (S.  58), 
so  stehen  doch  Fälle  fest,  und  zwar  aus  jüngster  Zeit,  in  denen 
Ewerführer-Tagelöhner  wegen  verursachten  Schadens  wöchentliche 
Absahlungen  zu  leisten  genötigt  werden. 

Zu  den  übrigen  Beschwerden  der  Ewerftihrer  hat  sich  die 
Kommission  nicht  völlig  unthätig  verhalten.  Der  Unwille  richtet 
sich  hauptsächlich  gegen  das  Meldebureau.  „Von  den  Baasen 
wird  nicht  in  Abrede  gestellt,  dafs  mit  Hilfe  des  Bureaus  auch  solche 
Arbeiter  von  der  Arbeit  ausgeschlossen  bleiben,  deren  Fernhaltung 
den  Arbeitgebern  mit  Rücksicht  auf  ihre  agitatorische  Thätigkeit 
im  Interesse  der  Ordnung  und  der  gedeihlichen  Fortentwickelung 
ihrer  Betriebe  geboten  erscheine"  (S.6q).  Sie  haben  sich  aber  „auf 
Wunsch  der  Kommission  bereit  erklärt,  versuchsweise  mit  der  Aus- 
gabe von  Arbeitsscheinen  von  längerer  Dauer  vorzugehen,  sodafs 
nicht  mehr  die  Neuausstellung  ...  bei  jedem  Wechsel  der  Arbeit 
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erforderlich  sein  wird.  Die  Kommissitm  hat  aufsertleni  dein  X'erein 
der  Baase  nahe^a-let^t,  dafs  das  Bureau  (he  statutefunälsig  iu  erster 
Linie  vorgesehene  Arbeitsvernhttiunc^  sich  lliunhchst  angelegen  sein 
lassen  .  .  .  möge"  (S.  6l ;  in  Wirkhchkeit  findet  diese  fast  gar  nicht 
statt;  dein  Inhaber  eines  Arbeitsclieincs  bleibt  die  Arbeit  zu  suchen 
übrig,  Prot.  S.  105  ). 

Dagegen  hat  die  Konimission  sicii  niclit  überzeugen  können^ 
d.iis  die  Klagen  über  das  L  e  h  r  1  i  n  g  s  w  e  s  e  n  berechtigt  seien  (S.  59I 
Die  Angabe  des  Führers  der  ßaa>e,  dafs  die  Zahl  der  Lehrlinge 
und  jugendüchen  Arbeiter  gegenwärtig  auf  175  bei  etwa  1800  Voll- 
arbeitern sich  belaufe,  hat  sie  sich  einfach  zu  eigen  gemacht,  ob- 
gleich die  Einrede  eines  Arbeitervertreters  (Prot  S.  99),  dafs  es 
aufserdem  eine  grofse  Anzahl  jugendlicher  Arbeiter  ohne  Lehrfcontrakt 
gebe,  höchst  wahrscheinlich  ist')  Unmälmge  Ausnutzung  der  Lehr- 
linge, meint  die  Konnmission  (S.  59),  verbiete  ihr  eigenes  Interesse 
den  Baasen;  diese  haben  aber  nicht  geleugnet,  dals  Lehrlinge  häufig 
zu-  Nachtarbeit  und  Sonntagsarbeit  herangezogen  werden,  auch  zum 
Verlegen  von  Schuten  gegen  den  Strom,  das  seien  aber  nur  die 
kleinen  Schuten  (Bollen):  Prot.  S.  98,  vergl.  S.  92,  93,  wo  die  Baase 
erzählen,  da(s  sie  Nachtwachen  der  Lehrlinge  mit  i  Mk.  20  Pf.  ver- 
güten, dals  Lehrlinge  im  Bedarfeialle  bis  8  Uhr  ohne  weitere  Ver> 
gütung  arbeiten  müssen,  dafs  ihre  Nachtarbeit  von  8  Uhr  an  nttt 
30  Ff.  pro  Stunde  vergütet  wird,  in  anderen  Betrieben  zwar  von 
7  Uhr  an,  aber  nur  mit  20  Pf.  pro  Stunde,  dals  Festtagsarbeit,  die 
nicht  oft  vorkommt,  den  Lehrlingen  nicht  vergütet  wird,  „weil  sie 
Wochenlohn  beziehen'*,  dafs  I^hrlinge  und  jugendliche  Arbeiter  „ver- 
liehen" werden,  wenn  besonders  eilige  Auftrage  einlaufen  (S.  xoo)  u.s.  w. 
Für  eine  „Fachschule"  liegt  nach  Anacht  der  Konmiission  (S.  52) 
kein  Bedürfnis  vor;  fiir  den  eben^ls  gewünschten  Unterricht  in  der 
englischen  Sprache  sei  schon  durch  die  Gewerbeschule,  an  deren 
Fortbildungsunterricht  die  Ewerfuhrerlehrlinge  teilnehmen  können, 
gesorgt,  auch  seien  ja  die  Arbeitgeber  verpflichtet,  jugendlichen 
Arbeitern  die  dazu  erforderliche  Zeit  zu  gewähren  (das.).  Der  Sinn 
jener  Forderungen  wird  damit  nicht  erledigt;  gemeint  ist.  dafe  die 
Baase  ihre  Lehrlinge  anhalten  sollen,  die  für  das  (ie werbe  nötigen 
Kenntnisse  und  darum  auch  die  englische  Sprache,  als  die  auf  den 


*)  Auch  die  Angabe  eines  53jfihngfn  Eworfülinr!.,  der  am  Strike  nicht  teil- 
genommen hat,  frflhi-r  sei  die  Zahl  der  Lchrlin^^'c  im  Vorbftltni«  wesentlich  geringer 
gewesen,  hai  keine  Beachtung  gefunden.   Prot.  S.  273. 
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Schiften  aller  Nationen  verstandene  zu  erlernen/)  dafs  sie  7u  diesem 
Hchufe  sie  von  Uebcrstunden  und  Nachtarbeit  fernhalten  sollen; 
dafs  diese  W^ünsche  durch  die  chronische  ArbeitlosjtTrk'eit  der  älteren 
Arbeiter  in  lioliem  Grade  gerechtfertigt  erscheinen,  hätte  der  Kom- 
mission nicht  entgehen  sollen. 

Andere  Beschwerden  hat  sie  als  nSchon  w^en  ihrer  zum  Teil 
rein  technischen  Natur  zu  einer  Besprechung  ungeei-^ru  t '  nicht  ge- 
prüft, obgleich  man  nicht  einsieht,  warum  z.  B.  die  beklagte  un- 
zureichende Bemannung  der  Kastenschuten,  die  den  Führern  dieser 
Fahrzeuge  Lebensgefahr  bringt,  nicht  einer  speziellen  Untersuchung 
wert  war;  zumal  da  auch  ein  „arbeitswilliger"  Tagelöhner  ausgesagt 
hat,  er  sei  bei  Fahrten  nach  der  Unterclbe  stets  allein  an  Bord 
seines  Kastens  gewesen,  freilich  befinde  sich  ein  Rettungsring  an 
Bord,  der  aber,  wenn  der  Fwerführer  allein  sei  und  ins  Wasser 
falle,  nichts  nützen  könne  (Prot.  S.  276);  ein  Widcrsprucii  dagegen 
ist  nicht  laut  geworden,  obwohl  die  Unternehinerfirnia  mit  N  iiiien 
genannt  ist,  und  auffallenderweise  ist  allen  benaniiteii  I  iniien  (ie- 
legenheit  gegeben  worden,  die  sie  bctreftcMiden  Aussagen  in  A  n  - 
merkungen  der  Pr  o  t  o  k  o  1 1  e  nachträglich  zu  bestreiten.-')  Nicht 
einmal  der  Erwähnunt:  wert  j/elialten  ist  da>  X'erlaiii^en  nacli  Vor- 
schriiten  über  die  rit  fladeliiiie  l  in  der  englischen  I  landelsnuirine 
jetzt  als  Plimsoll  mark  hekainit)  der  Schulen;  die  vielen  Unfälle  in 
der  Ewcrfiihrerei  (I\  H.  S.  197)  werden  zum  Teil  auf  die  -zu  tiefe 
Beladung  zurückgeführt;  nach  dem  neuen  I  lafengesetz  ist  der  Rwer- 
führer  verpflichtet,  seinen  Aufenthalt  auf  dem  hinteren  Teil  der  Schute 


*)  gaitt  nichtigen  Einwand  erhebt  dagegen  der  Ewerfthrerbaas  Granmann; 

er  mafs  »geben,  dafs  bei  Ucbemahme  and  LöMhnng  von  Gfltem  MeimiQgsvetBchiedenp 
hciten  entitehen  nnd  dafs  dem  Ewerftthrer  dann  die  Kenntnis  der  ei^lischen  Sprache 
von  Notsen  sein  möge.  Er  meint  aber:  „mit  demselben  Rechte  könnte  dann  anch 
Unterriehl  in  den  anderen  Sprachen  verlangt  werden."   Prot.  S.  100. 

•)  Ein  gleiches  Rt-cht  ist  angeschuldigten  Arbeitern  keineswegs  eingerilunt 
worden,  und  diese  Unbill if^kcit  macht  sich  besonders  den  EwerfUhrem  gegenüber 
bemerklich;  179  Personen,  die  im  Jahre  1890  auf  eine  «iclnvar/.c  Liste  gesetzt  waren, 
müssen  sii  li  die  Hescliukliyung  des  Baases  (irauiiuiiin  ^clallcn  lassen,  dals  sie  »ich 
vor  1890  Eigentumsvergehen  „oder  Roheiten"  m  huldig  gemacht  haben;  ein  be- 
stimmter Mann,  der  allerdings  3  Jahre  nach  seiner  Mafsregclung  bestraft  worden 
ist,  sei  M<^e  der  Poüisci  weg.  n  seiner  vielen  vor  1890  erlittenen  Bestrafmigen  be- 
kannte PenÖnUehkeit**.  Die  organisierten  Ewerfllhrer  wollen  Beweise  erbringen 
können,  daft  beide  Aassagen  «nwahr  sind. 
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(der  „Flicht")  zu  nehmen,  dadurch  werde  die  Gefahr  noch  vermehrt 
(nach  privaten  Mitteilungen,  vergl.  Prot.  S.  Iii). 

3.  Die  Kohlenarbeiter  (F.H.  1897  S.  198  C.E  S.  70K 

Für  sie  ergiebt  der  Bericht  kaum  etwas  Neues.  Auf  die  hier  relativ 
günstigen  Lohnverhältnisse  kommen  wir  zurück.  Die  allgemeinen 
Uebelstande  sind  dieselben  wie  bei  den  Sctiauerleuten.  Bemerkens- 
wert ist  die  Aeulserung  eines  Unternehmers,  der  sein  Geschäft  seit 
26  Jahren  betreibt:  wie  die  gesamte  Hafenarbeit,  so  sei  auch  die 
der  Kohlenarbeiter  im  Laufe  der  Zeit  eine  immer  hastigere  ge- 
worden (Prot.  S.  315). 

4.  Die  Kesselreiniger  (F. H.  S.  199,  C.B.  S.  79). 

Das  hin  vorhandene  Elend  wird  nicht  ahtrelcugnet.  Die  RaaNC 
haben  zugegeben,  dafs  „ausnahmswci.se"  diese  jugendlichen  Arbeiter 
2  Tage  und  2  Nächte  hintereinander  in  der  Arbeit,  die  der  Beri>'ht 
„eine  schwierige  und  unangenehme'*  nennt  (S.81),  thätigsind:  auch 
dafs  ,.ein  gewisser  Zwang"  zur  Leistung  von  Nachtarbeit  ausgeübt 
werde,  wenn  ilies  einmal  erforderlich  sei;  es  werde  dann  ein  Beirag 
von  I  Mk.  vom  Tagelohn  (d.  h.  die  Hälfte)  „einbehaltcn",  der  als 
Sicherheil  dazu  diene,  dafs  der  Arbeiter  die  übernommene  Nacht- 
arbeit auch  antrete.  Die  Kommi.s.'jion  spricht  ihre  Mifsbiliigung  au.s : 
unter  keinen  l^mständen  .sollten  jugendliche  Arbeiter,  die  bereits 
den  Tag  uljcr  gearbeitet  haben,  auch  noch  während  der  .Nacht  hc- 
schäfiigt  werden.  Hier,  wie  bei  den  folgenden  kleinen  Ciruppen, 
tritt  es  hervor,  dafs  die  Baa.se  selber  noch  kleinen  Handwerkern 
ähnlicher  sehen  als  grofsen  Geschäftsleuten.  Sie  drücken,  weil  sie 
gedrüdct  werden.  Einer  wagt  es  auszusprechen:  „Ich  kann  vor- 
läufig . . .  keine  höheren  Lohne  zahlen,  da  ich  von  den  Rhedereten 
abhängig  bin ;  sonst  würde  ich  dazu  gern  bereit  sein"  (Prot.  S.  305, 
er  erhalte  40—50  Pf.  „Meistergeld"  iUr  jeden  Arbeiter,  habe  daiiir 
nicht  wenige  Unkosten  zu  tragen).  Die  Komnussion  findet  den 
Tagelohn  von  2  Mk.  für  jugendliche  Arbeiter  ausreichend,  hat  aber 
eine  Erhöhung  für  erwachsene  Kesselreiniger  auf  den  ortsüblichen 
Tagelohn  von  3  Mk.  bei  dem  Vereine  de'r  Rheder  befiir- 
wortet;  dieser  Verein  werde  „sich  der  Aufgabe  nicht  entziehen 
können,  hier  eine  Abhilfe  herbeizufuhren"  (S^  81).  Die  Frage,  ob 
in  der  That  eine  ungebührliche  Ausnutzung  der  jugendlichen  Arbeits- 
kräfte  stattfinde,  hält  die  Kommission  wunderbarerweise  noch  für 
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offen  und  will  ihre  Erledigung  dem  (seither  ernannten)  Hafeninspektor 
überlassen  (S.  80). 

5.  Die  Schiffsreiniger  (F.H.  S.  201,  C.B.  S.  77). 

Hier  besonders  klagen  die  Baase  selber.  „Viele  Leute  drängen 
sich  zur  Nachtarbeit,  um  mehr  zu  verdienen"  (Prot.  S.  248).  „Die 
Rheder,  und  namentlich  die  Werftbesitzer,  dringen  darauf,  dals  das 
Schiff  möglichst  bald  wieder  aus  dem  Dock  herauskommt";  so 
werde  Nachtarbeit  und  Sonntagsarbeit  verlangt,  die  Schif&reiniger- 
meister  mtifsten  dem  entsprechen,  wenn  sie  nicht  ihre  Kundschaft 
verlieren  wollten.  Dabei  sei  die  Beleuchtung  in  den  Docks  sehr 
mangelhaft  (das.  S.  251).  Wenn  die  Rheder  und  die  Dockbesitzer 
mehr  bezahlten,  so  könnten  sie  wohl  die  Löhne  autbessem  (S.  253). 
Die  Arbeiter  bemerken,  da&  ein  starker  Kleiderverschleife  stattfinde, 
und  dais  im  Sommer  der  Staub  heftigen  Durst  errege  (das.).  Manch» 
mal  werde  mehrere  Nachte  hintereinander  durchgearbeitet,  z.  B. 
3  Tage  und  2  Nächte  ununterbrochen;  dabei  werde  die  Nachtarbeit 
nicht  einmal  so  rechtzeitig  angekündigt,  dafs  man  sich  dafür  ver» 
proviantieren  könne  (S.  250).  Sie  klagen  über  Herabdrückung  der 
Löhne  durch  Annahme  von  Kesselreinigern  zur  Schiffsreinigerarbeit. 
Die  übrigen  Beschwerden  sind  teils  dieselben  wie  bei  den  Schauer« 
leuten,  teils  vergl.  6. 

6.  Die  Schiffsmaler  (F.H.  S.  201,  CR  S.  74). 

Die  Zustände  siiui  j^mii/.  ähnlich  wie  bei  der  vorigen  Gruppe. 
Ein  Malermeister  konstatiert,  in  den  Kontrakten  werde  die  Zeit 
für  Benutzung  des  Docks  meist  auf  „bis  zu  3  Tagen"  bemessen,  die 
Dockbesitzer  suchen  aber  behufs  besserer  Ausnutzung  der  Docks 
diese  Zeit  möglichst  zu  beschränken,  es  komme  vor,  dafs  das  Schiff 
nur  12  Stunden  im  Dock  bleibe;  die  Arbeit  müsse  also  stark  be- 
schleunigt werden,  vielfache  Nachtarbeit  sei  unvermeidlich,  „kh  habe 
mich  einmal  geweigert,  in  der  Nacht  arbeiten  zu  lassen,  habe  aber 
davon  nur  Unbequemlichkeiten  durch  die  Dockbesitzer  gehabt" 
(Prot.  S.  45).  Ein  Dockmeister  weist  darauf  hin,  dais  die  (von  den 
Rhedem  bezahlten)  Dockpreise  so  niedrig  bemessen  seien,  dafs  die 
gröfete  Zeitausnutzui^  zur  Rentabilität  erforderlich  sei  (das.).  »»^f* 
üaUkr  Aekwf* , . .  dais  die  Winterlöhne  unzurekrhend  sind,  anerkennt 
der  Bericht.  ,JKe  Arbeitgeber  haben  bei  den  mit  ihnen  geführten 
Verhandlungen  die  Erklärung  abgegeben,  dals  in  Zukunft  der  Winter* 
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lohn  auf  einer  I  lölic  von  mindestens  3  Mk.  gehalten  werden  solle"' 
<S.  75).  Dabei  lebensgefährliehe  und  fjcsiindlieitschädigende  Arbeit. 
Da(s  die  Gerüste  —  die  gleicherweise  für  die  Schiffsreinigung 
dienen  —  nicht  taugen,  läfst  der  Bericht  nicht  ausdrücklich  gelten, 
bestätigt  es  aber  indirekt:  „die  gröfscren  Werften  haben  verbesserte 
Einrichtungen  bezüglich  der  Stellagen  (in  den  Docks)  getrofien, 
bei  denen  den  Wünschen  der  Arlx  iter  Rcelinuiig  getragen  worden 
ist"  (S.  76).  Die  Lohnkommission  der  Sciiitlsinalcr  hatte  nach  dem 
Strike  eine  besondere  Eingabe  an  die  Senatskommission  gerichtet 
eXnl.  16  der  Protokolle),  darin  werden  die  äufserst  mangelhaften 
Stellagen  bei  Hlohm  und  X'ofs')  und  auf  der  Reiherstieg- Werft 
nnt  Beigabe  von  Zeichnungen  geschildert:  „besonders  die  ersten 
/.eichnen  sich  durch  Hintansetzung  aller  Sicherheitsvorschriften  aus"; 
.  spt  zicll  am  Bug  und  Heck  des  Schiffes  ist  di»^  Stellage  direkt  lel>ens- 
gelahrlicli,  weil  <lie  Siellage  an  diesen  Stellen  lieim  Betreten  in  seit- 
wärts schaukelnde  Bewegung  sct/t,  so  dafs  seil»!  geübte  Leute  in 
die  Liclahr  (ie.>>  Hinabstürzens  versetzt  sind"...  Hiiiifejjen  wird  «lie 
F^inrichtung  in  einem  anderen  Dock  1  Brandenburg)  in  lobende  Kr- 
wähnung  gebrat  lu  und  als  Muster  empf« )lilen.  In  den  X'erhandkmgen 
bemerkte  der  Duckmeister  der  Firma  Blohm  und  Vofs,  die  \'cr- 
bes^erungen  an  den  Stellagen  seien  lücht  erst  in  Veranlassung  der 
Eingabe,  sondern  schon  früher,  nämlich  Lnde  November  iSgCt,  vor- 
genommen worden  (Prf)t.  S.  86.  Am  25.  November  legten  ilie  Scbifts- 
maler  die  Arbeit  nieder!)  Ein  Arbeiter  wies  auf  ilie  <  lelTihrlielikeit 
der  Nachtarbeit  bei  Petroleunibeleuclitung  „auf  derartigen  Stellagen" 
hin  (das.);  ein  anderer  erwaluite  enies  Docks,  das  bei  den  Schiffs- 
malern den  Beinamen  „.Schlammkiste"  führe,  so  feucht  und  schmutzig 
sei  es  dort  (S.  87).  hi  der  Eingabe  heifst  es  weiter,  auch  die  „Stellings" 
^Gerüste  aufserbords  über  Wasser)  seien  meistens  von  sehr  frag- 
würdiger Beschaffenheit,  und  es  heilsc  geradezu  mit  Menschenleben 
spielen:  „ein  Brett,  oft  nur  '4  ZoU  stark,  bei  einer  Länge  von  6 
bis  8  Füis,  I  Fufs  breit,  an  2  manchmal  nur  fingerdicken  Stricken 
von  unbestimmtem  Alter,  durch  Nässe  und  Farbe  verrottet . . .  darauf 
werden  2  Menschenleben  . . .  ihrem  Schicksale  preisgegeben/'  Dazu 
kommen  die  lebhaftesten  Klagen  über  die  „neuen  Patentfarben": 
auch  hier  spricht  die  Hingabe  sich  noch  deutlicher  aus,  als  die  In 
den  Protokollen  wiedergegebenen  Aussagen.   „Die  Ausdünstungen 


')  Herr  Blohm  ist  der  Vorsitzende  des  Arbeitgcberverbuides  und  war  das 
Haupt  der  Intransigeiiten  wfthrend  des  Strikcs. 
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verschiedener  Patentfarben  sind  tkiart  schädlich,  dafs  Unwohlsein, 
Uebelkeit,  Erbrechen,  Scliwindelan lalle  u.  dergl.  die  gewöhnliche 
Folge  bei  Verarbeitung  dieser  Farbe  ist ;  in  enj^^eren  Räumen  . . . 
sind  sogar  Fälle  von  totaler  Bc\vulstl<»sigkeit  und  Lähmung  .  .  .  vor- 
gekommen.   Auch  Ii  ;!  bei  Verarbeitung  dieser  l-arbe  (Prot.  S.  89 
wird  eine  rote  l-'arbe  besonders  genannt)  eine  hohe  Explosionsgefahr 
nahe,  denn  die  ausströmenden  Gase  sind  so  feuergefährlich,  tlafs  tlcr 
Inhalt  eines  Gefäfses  mit  einem  brennenden  Licht  auf  i  Fufs  Ent- 
fernung entzündet  wird;  trot/dem  müssen  diese  Parbcn  bei  otl'encm 
Liciite  verarbeitet  werden,  da  die  AnschaHung  von  SicherheitsUmpen 
jedenfalls  zu  kostspielig  ist"    Unter  allen  tliesen  Lcbcln  leiden  auch 
die  Schiffsrciniger  mehr  oder  minder  iStellings  und  Stellagen: 
Prot.  S.  283  ff. ;  Farben  S.  286.    I  )ars  manche  der  jetzt  gebrauchten 
Farben  sehr  gesundheitschädlich,  \sii<l  von  den  SchilTsreinigerbaasen 
und  einem  Inspektor  der  I  ianibur^^- Anu  rika-1  .inie  bestätigt,  das.). 
Die  zum  Schitt'smalen  i^ebrauchten  Patentfarben  werden  \-on  den 
Khedern  ;^a'Hefert  und  auf  deren  Verlangen  verwendet  (Prot.  S.  8S  1 ; 
„man   hofft,  dals  ein  einmalii;er  Anstrich  mit  diesen  Farben  so  '^ut 
halten  wird  wie  ein  zwei-  oder  dreniiah;4cr  mit  clcn  }2;ewöhniichen 
Farben"  (das.  S.  2S61.   Infolgedessen  waii<h.e  sich  die  .Senatskommission 
an  den  Worein  Mamburger  Rheder  (Beucht  S.  76),  der  diese  Kla.;cn 
einer  eingehenden  Prüfung  unterworfen  hat.  und  darüber  mitteilt: 
alle  Scliiffsfarben   seien,   weil    mit  einem  schnell  \  crnüciitigenden 
I.<-)sungsmittel    zubereitet,    um    das   durchaus   crforilerhche  rasche 
i  rocknen  zu  ermcijTjiclicn,  „bis  zu  einem  gewissen  Grade"  gesund- 
heitschädlich und  leicht  ent/.undlich.    Die  hiesigen  und  2  auswiirtige 
Fabrikanten    liaben  aber  auf  Befragung  sich  dahin  ausgesprochen, 
dafs  die  \'erwendung  von  Xaph lilafarben  und  der  Gebrauch  \on 
oflfeneui  Licht   in   abgeschlossenen  Räumen   verboten  werden 
sollte;  die  Räume  müfsten  während  der  Arbeit  durch  Ventilatoren 
gehörig  gelüftet  werden.    „Der  X'erein  empfiehlt  den  Erlafs  einer 
derartigen  Verordnung  und  eine  weitere  sachverständige  Prüfung  der 
Angelegenheit  durch  die  beteiligten  Behofden.   Die  Kommission  hat 
<lem  Senate  bereits  dem  entsf^echend  berichtet."  —  Die  Anwendung 
-der  ,^euen  Fatentfarben"  dürfte  kaum  ernstlich  gefährdet  sein. 

7.  Die  Speicherarbeiter  (F.R  S.  202,  CR  S.  67). 

Es  giebt  etwa  80  Firmen  von  (Juartiersleuten  in  Hamburg 
(Prot.  S.  51),  aulserdem  die  Fagerhausgesellschaft  und  einige  andere 
kaufmännische  Firmen  für  den  direkten  I^erbetrieb.    Die  Ver- 
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hältnisse  sind  bei  diesen  Repefirmen  schlechter;  bei  einer,  die  zu- 
gleich Rhederei  ist,  besteht  im  Sommer  eine  listündif^c,  mit  den 
Pausen  I3stündif:^e  Arbeitszeit  (Prot.  S,  53).    Die  Direktoren  können 
nicht  leugnen,  dals  Zwan^  zur  Sonnta^^s-  und  Nachlarlicit  von  unteren 
.\n;^^t'stellten  ausgeübt  wtnlc.   sie   empfehlen  den  Beschwerdeweg 
dagegen;  der  Speicherbetneb  selbst  sei  nicht  an  der  Nachtarbeit 
interessiert,  sondern  nur  die  Kaufleute    Prot.  S.  55).   Auch  wird  die 
l  nregelmärsigkcit  der  Mittagspause  zugegeben  und  von  den  Quarticrs- 
k  ulen,  die  >cll)cr  damit  un/.ulrieden  sind,  gleichfalls  auf  divergierende 
Wünsche  der  Kaufleute  geschoben,  i)ei  denen  meist  bis  I  I  hr  ge- 
arbeitet werde  id;Ls.i.    In  den  Lagerhäusern  dauert  die  Pause  nur 
I  Stunde,  der  X'ertreter  eines  solchen  meint,  sie  genüge,  weil  eine 
Kaffeelialle  ganz  in  der  Nähe  seiner  Speicher  sei.    Dagegen  macht 
ein  Arbeiter  geltend  (in  Lebereinstimmung  mit  den  Arbeitern  aller 
Branchen,   auch   „Arbeitswilligen"),   Preis   und   Ikschatt'enheit  der 
Speisen  sei  dort  nicht  danach,  dafs  man  sie  geniefsen  möge  (Prot. 
S.  54' ;  die  Arbeiter  wünschten  X'orrichtungen  zum  Wärmen  der 
mitgebrai  hten  Speisen,  da  sie  bei  der  grolVen  I£ntfernung  weder  in 
der  1 -age  seien,  mittags  nach  H.uise  zu  gehen,  noch  sich  von  den 
Frauen  das  Essen  bringen  lassen  könnten;  im  Sonimer  müfsten  sie 
sich  mit  mitgebrachten  Spirituskochern  behelfen.  —  Der  Unterschied 
zwischen  gelernten  und  ungelernten  Arbeitern  tritt  hier  stark  hervor 
(Prot.  S.  59).    Auch  jene  treten  für  einheitliche  Lohnsätze  ein.  In 
den  beiden  grofsen  I^erhausbetrieben,  die  von  der  Kommlssioa 
vernommen  wurden,  hat  nach  dem  Ausstande  eine  Lohnerhöhung 
stattgefunden  (C.  B.  S.  69). 

8.  Die  Getreidearbeiter  (F.H.  S.  203,  C.B.  S.  71). 

Auch  hier  sind  die  lx>hnsätze  nach  dem  Strike  etwas  verbessert^ 
aber  die  Unterschiede  zwischen  „geübteren"  und  Gelegenheitsarbeitern 
schärfer  als  bisher  fixiert  worden.  Die  Vertreter  der  Lohnkommission» 
die  einen  Einheitstarif  au%estellt  hatte,  bekämpfen  dies  auch  in  den 
Verhandlungen  und  erklären,  es  würden  zum  Korneinschaufeln  viel* 
&ch  die  billigeren  Gelegenheitsarbeiter  angenommen,  ob  sie  dazu 
tüchtig  seien  oder  nicht;  wenn  es  der  Fall,  so  hätten  sie  Anspruch 
auf  den  gleichen  Lohn,  wenn  aber  untüchtige  angenommen  werden» 
so  falle  die  Last  der  Arbeit  auf  die  geübteren  Mitarbeiter  um  so- 
schwerer  (Prot.  S.  264).  —  Auch  hier  machen  sich  die  Baase  zu 
Trägem  von  Beschwerden.  Die  Absetzung  des  Geschirres  von  den 
Dampfern  sei  oft  gefahrvoll ,  da  diese  sich  mit  gro&er  Rücksichts> 
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losigkeit  in  Bewegung  setzen,  bevor  die  Arbeit  an  Deck  beendi<;t 
sei;  besonders  auf  den  englischen  Schiffen  werde  die  Sichcriieit  der 
Leute  stark  vernachlässigt,  die  Schiffstreppen  im  Hafen  sehr  sehen 
au^ehan^  Prot.  S.  268  .  Die  Arbeiter  bemerken  dazu,  die  Schiffs- 
treppe beiisc  bei  ihnen  die  Herrentreppe,  ihnen  stehe  sie  nie  zur 
V'erfüjjung;  die  Stellagen  (worauf  sich  an  Bord  die  (ietreidewage 
befindet)  werden  von  den  Schauericuten  iiergeslellt,  aber  auf  un- 
genüi^ende  Weise ;  weil  die  Schiffe  kein  Holz  dazu  hergeben ,  so 
seien  sie  oft  lebensgefahrlich  aufgebaut  (das.).  —  Der  Bericht  iat 
auf  diese  üebelstände  nicht  eing^angen. 

9.  Die  Ouaiarbcitcr  (F.  H.  S.  204,  C.B.  S.  61  und  65). 

l)cr  Bericht  ^iel)t  nähere  Mitteilungen  iiber  die  korporative 
Verlassunc^  dei  Staatstjuaiarbeiter  und  über  die  Berechnung  des 
Akkordlohnes.  Knn>taticrt  wird  der  stetige  Rijckgang  des  .\kkord- 
ver<lienstes  von  einem  l  agesdurchschnitt ,  der  Mk.  4,40  betrug  im 
Jahre  1892,  auf  Mk.  4,05  in  1896.  Ursacheti :  i.  die  Kinführung 
einer  Ladcgebuhi  nach  (iewicht,  in  deren  l  ulge  Schwergüter  viel- 
facli  nicht  mehr  über  die  Schu})j)en  gehen,  2.  das  üherinälsige  Hoch- 
sta|)eln  wegen  Mangels  an  Scluippen  nötigt  zu  stärkerer  flcran- 
zieliung  von  Hilfsarbeitern,  ihe  von  den  Akkordlcuten  angcnoiiuneii 
werden.  Das  alte  Arbeitcrkorj» ,  das  in  den  Strike  eintrat,  wolhe 
das  .\kkord>\stem  beseitigt  und  eii  cn  gleichmäfsigen  Tagelohn 
einj/eführt  wissen.  Die  Mits/ÜL-der  sind  tiach  dein  Strike  /u  Hilfs- 
arbcitern  degradiert  worden.  Die  neuen  .\kkortlarbeiter  haben  eine 
Erhöhung  der  .Akkordsätze  verlangt  und  wollen  ihrerseits  dann  die 
Lohne  der  Hilfs-  und  Gelegenheitsarbeiter  verbessern.  .  .  Die  .staatliche 
Deputation  für  Handel  und  Schiffahrt  hat  dem  inbczug  auf  einige 
Satze  des  Akkordtarifs  nachgegeben.  Aus  den  Protokollen  ist  nach- 
zutragen,  dafs  die  „Arbeitswilligen"  über  zu  viele  Nachtarbeit  und 
über  die  Einstellung  jugendlicher  Arbeiter  sogar  als  fester  Arbeiter 
geklagt  haben;  die  Beamten  der  Quaiverwaltung  geben  zu,  dafs 
während  des  Strikes  der  Grundsatz,  Arbeiter  unter  21  Jahren  nicht 
einzustellen,  nicht  sei  festgehalten  worden  (Prot  S.  241,  243  C). 
Unter  den  (besonders  vemonunenen)  durch  den  Strike  ihrer  Stellen 
verlustig  gewordenen  Vertretern  der  Sektion  »^taatsquaiarbeiter" 
des  Hafenarbeiterverbandes  ist  bezeichnenderweise  ein  ehemaliger 
Vorarbeiter,  der  auch  Vorsitzender  des  Arbeiterausschusses  war. 
Diese,  die'  also  wohl  als  die  besser  legitimierten  Vertreter  der  grofsea 
Arbeitergruppe  angesehen  werden  dürfen,  gaben  an,  die  Hilfsarbeiter 
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seien  üIkt  ihre  Zurücksetzung'  im  l.olin  in  holieni  Mafse  erbiitcrt, 
mul  diese  Krhitteruiig  komme  in  fortgesetzten  Reiljereien  untl  Mi!s- 
lielli^keilen  zum  Ausdruck,  wodmch  <.lie  Arbeit  erschwert  uiul  bc- 
einlräclitiüjt  werde  (Prot.  S.  295  .  X'on  der  Nachtarbeit  können  die 
Staats<]uaiarbeiter  >ich  d.uiernci  oder  /eitweise  trei  niaclien;  der  Aii- 
trai;  mufs  aber  mindestens  8  Fage  vor  tlcm  Zeilpunkte,  von  welchem 
nb  die  liefreiun^  ij^ewiinscht  wird ,  irestellt  werden  Prot.  S.  2QJ). 
Die  Beamten  der  CJuai\ erwaltuni;  räumen  ein,  wer  these  Befreiung 
nicht  vorher  nachi^^oucht  habe,  sei  unweii^ferhch  gehaUen ,  auf  \'er- 
laiij^en  Xachtarbcii  zu  leisten:  es  werde  aber  nicht  verlangt,  dals  er 
eine  Reihe  von  Nachten  hintt  reniaialer  arbeite,  „sofern  er  dies  nicht 
etwa  selbst  wünsche"  (das.  S.  2(^91. 

1  )ie  Ouaiarbeiter  der  I  i  a  m  b  u  r  -  A  m  c  r  i  k  a  -  L  i  n  i  e  klai^en 
wiederum  über  häufige  Naeht-  untl  Sonntagsarbeit;  öfter  -^ei  es 
vorgekomiiu  11,  und  zwar  liesondeis  in  der  Nacht  von  Soiniabciici 
auf  .Sonntag,  dafs  die  Arbeit  über  4  Thr  uKjrgens  hinaus,  sogar  nicht 
seilen  bis  9'  .,  l'hr  gedauert  habe.  .Man  wünsche,  weini  es  auch 
nicht  in  jedi-m  halle  möglich  sei,  schon  im  Laufe  des  X'ormittag.s 
zu  erfahren,  (jb  nachts  gearbeitet  wertieii  solle,  da  man  vorher  nach 
Hause  gehen,  Essen  mitbringen  oder  wenigstens  der  l'amilie  mit- 
teilen lassen  möchte,  dals  man  tlie  Nacht  ausbleibe;  dies  sei  in  ilcr 
Abentlbrotpausc  von  6—7  I  hr  kaum  möglich,  zumal  um  6  l'hr 
noch  ein  Appell  abgehalten  werde,  der  sich  mitunter  bis  zu  20  Minuten 
ausdehne,  ürlaubsverweigeningeii ,  wo  Familienfeste  vorlagen,  und 
andere  Härten  im  Betriebe,  werden  auf  die  Zwischeninstanzen, 
namentlich  die  Schuppenvorsteher,  zurückgeführt  Dem  Wunsche, 
dafs  ein  Arbeiterausschufs,  wie  beim  Staatsquai,  errichtet 
werde,  hat  die  Verwaltung-  nicht  stattgeben  wollen. 

Die  HO.)  Hagger-  und  Ballastarbciter  (F.  H.  S.  202)  sind  in  die 
A'erhandlungen  nicht  einbezogen  worden,  wohl  aber 

II,  die  .Maschinisten  (F.  H.  S.  207,  C  B.  S.  81), 

denen  in  einer  besonderen  Sitzung  die  Donkeyleute  und  Kralin- 
fährer  angeschlossen  sind.  Indessen  hat  sich  hier  kaum  etwas  £r> 
hebiiches  ergeben.  Die  Maschinisten  sc^ieinen  zumeist  mit  ihren 
Löhnen  zufrieden  zu  sein.  Geklagt  wird  auch  hier  äber  lange  und 
regellose  Arbeitszeiten,  Sonntagsarbeit,  ferner  über  inhumane  Be- 
handlung, Heranziehung  der  Donkeyleute  zu  Schauermannsarbeiten  u.a. 
Prot.  S.  335  ff.,  340,  344  ff.,  347). 
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Um  so  rrröfsere  Aufmerksamkeit  verdienen  die  Ergebnisse  in 
Bezug  auf  die  letzte  grofse  Gruppe,  die  sich  als  besondere  Ab> 
teilui^  neben  die  Hafenarbeiter  stellt. 

12.  Die  Seeleute  (F.H.  S.  208,  C.B.  S.  82). 

An  der  Spitze  aller  Plagen  dieses  schweren,  von  Gefahren  um- 
gebenen Berufes  steht,  wie  mehr  und  mehr  auch  im  Binnenlande  be- 
kannt geworden,  das  Heuerbaas*,  Runner-  (so  heifsen  die  J^enten 
oder  Schlepper  der  Heuerbaase)  und  Schlafbaaswesen.  Der  Strike 
der  Seemannschaft*)  bedeutete  in  erster  Linie  einen  lauten  Protest 
gegen  diese  seit  vielen  Jahren  vergebens  beklagte  Ausbeutung  einer 
ohnehin  schlecht  gelohnten  Arbeit  Der  Verein  Hamburger  Rheder 
hatte  noch  in  seinem  Jahresberichte  1895  96  erklärt,  ösSs  „betreffe 
des  Heuerbaaswesens  schwere  Mifsstände  in  Hamburg  nicht  bestehen** 
(  I".  H.  S.  228).  Die  Senatskommission  des  Jahres  1897  hat  aus  ihren 
Wrhandlungen  dieUeberzeuguni;  i^^cwonnen.  dafs  die  Ausfiihrunj^cn  der 
Seeleute  —  dahin  zusamiTicn^efafst,  „dafs  das  Heuer-  und  Schlafbaas- 
wesen l:<  T.idezu  ihren  Ruin  bedeute"  —  ...  „im  wesentlichen  den 
Thatsaclicn  entsprechen'*.  ,J)ie  Krblttcrung,  mit  der  diese  Kl.iijcn 
vorgebracht  wurden,  die  volle  lk\stätii,'un<(,  welche  sie  durch  den 
Vertreter  des  Vereins  deutscher  Seesteuerleute  und  den  mit  den 
Verhältnissen  sichtlich  genau  vertrauten  Vertreter  der  Hambur^- 
Amerika-Linie  fanden,  und  endlich  das  persönliche  Auftreten  der 
Vertreter  der  Heuer-  und  Schlafbansc  konnte  diese  Ueberzeu^ung 
nur  befestigen"  (S.  88).  Und  „durch  die  Verhandlungen  der  Kom- 
mission ist  zur  Genüge  erwiesen,  dals  das  Verfahren  der  Anheue- 
rung durch  Heuerbaase  Mifsstände  der  schlimmsten  und 

*>  Herr  Kicbard  Ahrenberg  behauptet  freilich  (jahrbb.  für  Nal.-Ück.  III.  Folge 
XHI,  6  S.  807),  bei  deo  Sedctiten  sei  der  Strike  meitt  „Hwnbug"  gewcten.  Er 
bitte  sieb  Aber  die  Bedcotong  diews  Hnmbiip  aus  Verhandlungen  des  Seeamts  be- 
lehren können,  s.  B.  ans  der  Zengenansiage  des  Kapitins  der  Cm^ba  (Hambaif- 
Sttdamerika)  von  jo.  April  1897:  „Als  die  Cordoba  iriOirend  des  Strikes  Hunbnrg 
vcrlicfs,  war  CS  schwer,  Leute  zu  bekommen,  so  dafs  mehrere  unbefahrene  Mann- 
schaften genommen  werden  mufslcn  .  .  .  dafs  viele  unbefahrene  Heizer  und  Trimmer 
an  Bord  war^n,  merkte  man  sehr  bald,  da  lias  ScliifT  niclit  laufi-n  wolU<- ;  auf  eine 
Frage  an  den  ersten  Ma>chiniston  hat  dersclbf  erwidert,  die  I-'Utc  seim  alle  sec- 
krank und  konnten  keinen  Dampf  halten  .  .  ."  Aehnlicht-  l>inge  sind  aus  privaten 
Ersählungcn  in  sehr  grofscr  Zahl  bekannt.  Vgl.  auch  Prot.  S.  142,  wonadi  eine 
Rhederei  wfluend  der  Sirikoseit  dritte  Steverlente  einstellte  „um  die  betreflRenden 
Schiffe  koroplet  bemannt  sn  haben*' ;  d.  h.  es  fehlte  an  Matrosen. 
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bedenklichsten  Art  {j;czciti<:^t  Iku,  wie  sie  in  solchem  l'iiifange 
bisher  schwerlich  bekannt  gewesen  sind"  (das.».  Schon  auf  dem 
Frankfurter  sozialen  Kongrefs  am  9.  Oktober  1893  hatte  Herr 
J.  Will  das  .System,  wenn  auch  in  selir  p^einäfsigten  Ausdrücken, 
(geschildert  und  die  Sclilulst<)lgerun|T^  gezogen,  dal's  es  ..unbedingt 
beseitigt  werden  müsse",  dafs  die  Seeleute  „von  allen  .Seiten  über- 
vorteilt werden",  und  die  \'ersammlung  ersucht,  ..auszusprechen,  tials 
die  Hamburger  Rheder  sich  dazu  betjuenien  möchten,  die  Heuer- 
baase verschwinden  zu  las.sen  und  selbst  ein  eigenes  N.icliweis- 
bureau  zu  errieliieii".  ')  Jetzt  erst,  nachdem  die  offizielle  Pre-ssion 
erfolgt  ist,  hat  sich  der  V'erein  Hauiburger  Rheder,  „nach  längeren 
Verhandlungen",  ent-schlossen,  eine  Heuerstelle  zu  errichten,  die 
wenigstens  für  eine  grüfsere  Zahl  bedeutender  Rhcdereien  die  An- 
heuerung der  Schififsmannschaften  besorgt  tS.  91);  nachdem  die 
Hamburg-Amerika-Linie,  wie  auch  von  J.  Will  gerühmt  wurde,  schon 
im  Jahre  1888  damit  vorangegangen  war. 

Infolge  des  Strikes  sind  auch  die  Monatsheuem  der  Matrosen  und 
Feuerieute  um  5  Mk.  erhöht  worden.  „Einige  Rhedereien"  aber» 
„welche  die  erhöhten  Heuern  ursprünglich  zugestanden  hatten,  haben 
sich  aus  Konkurrenzrückachten  später  veranlafst  gesehen,  wieder  zu 
den  niedrigeren  Sätzen  zurückzukehren''  (S.  §3).^)  Die  Kommission 
hat  au&er  dem  Heuerwesen  nur  die  Beschwerden  der  Seeleute  über 

')  Vgl.  Arbcilslo&igkcit  und  ArlK-ilbVcrniUÜuiig  (üericbtj.  Berlin,  Lirbiuiiim 
1894  S.  132.  134,  137. 

*i  Die  Grotsrbcdcr  mul'sitcn  von  einem  Heizer  sich  sagen  lassen,  es  sei  un- 
billig, dafs  der  Scludcn,  der  den  Rhedetden  durch  den  Wettbewerb  cnradwe,  dmch 
eine  Herabsetzuig  der  Löhne  aanfeglkben  werden  solle,  da  (Ue  Leistung  ätt  Aibeiter 
doch  immer  die  gleiche  bleibe;  derselbe  Heiter  entgegnet  «nf  die  Bemciknngcn  der 
Rheder,  dafs  anch  bei  einem  niedrigeren  Heocrsatie  genügendes  Angebot  Tmbaiidetk 
gewesen  wäre:  „Wir  halten  es  nicht  fUr  richtig,  dafs  sich  der  /Vrbeitslohn  nach  An« 
gebot  and  Nachfrage  richtet"  iProt.  S.  18).  Der  verderbliche  Einflafs  der  Pro- 
fessoren ist  hier  mit  Händen  /.u  greifen.  Dabei  konstatiert  ein  anderer  Heiler,  ohne 
Witlerspnich  zu  linden,  daü  /..  H.  bei  der  1 1;iniburg-.\nierik.i-Liiiie  iwo  sonst  durch- 
weg die  Zustände  am  besten  siudj  etwa  die  ilülfte  des  1  rimmerpcrsonaU  au&  unbe- 
fahrenen Leuten  bestehe  (^das.  S.  182),  was  fUr  das  professionelle  Heiser«  und 
Trimmerpersonal  grofse  Schädigung  und  als  Mitarbeiter  vermehrte  Arbeitdast  be> 
deute  (das.  vgl.  S.  154).  Die  Lobnkommission  der  Seelente  giebt  noch  hierftr  die 
Hai;^ilschnld  den  Henerbaaacn,  weil  die  Unbefahrenen  resp.  MindertOcfatigen,  dietaa 
„Idchter  and  mehr  opfern  als  die  tüchtigen  vnd  beiahrenen  Sdüffiileale"  (Prot. 
Anl.  as  S.  388). 
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das  „Seemannshaus"  ihrer  Kritik  unterworfen.  In  den  Protokollen 
aber  findet  sich  manches  wichti{xcre  Material.  Aufser  den  Verhand- 
lungen über  das  Heuer-  und  Schlafbaas\ve5;en  (in  3  Sitzunj^^en)  haben 
je  2  Sitzungen  über  die  Zustände  des  Deckpersonals  (Steuerleute 
und  Matrosen)  und  des  Maschinenpersonals  stattgefunden.  Die 
Steuerleute  erheben  Ansprüche  auf  erhöhtes  Gehalt  und  ausgiebigere 
Freizeit  in  den  Häfen  (Prot.  S.  162),  welchen  I-'orderungen  der 
flihrcnde  Rheder  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  absprechen  kann 
i,das.  S.  165;;  die  Matrosen,  zui^lcich  für  das  übrige  Schiffsvolk, 
haben  eine  Punktatitm  von  25  Paragraphen  aufgesetzt  (das.  S.  163, 
165),  welche  Wünsche,  nach  Aussage  desselben  Zeugen,  zum  Peil 
im  Entwürfe  der  neuen  Seeinannsordnung  Herücksichtigung  finden, 
zum  Teil  in  der  Praxis  schon  erfüllt  werden.  Die  Seeleute  fügen 
dann  noch  17  Punkte  hinzu  (Prot.  S.  167 — 169),  darunter  als  einen 
Hauptwunsch,  dafs  analog  den  Gewerbegerichten  Seegerichte  in  der 
Beset/ung  mit  einem  juristischen  \'nrsitzendrn  und  zwei  Beisitzern, 
einem  Kapitän  und  einem  Matrosen  oder  Heizer,  eingerichtet  würden 
und  die  2.  Instanz  gegen  Entscheidungen  des  Seemaniisamtes  bil- 
deten; am  liebsten  würden  sie  auch  diesem  2  Beisitzer  geben.  Diese 
Portierungen  sind  von  der  Koninüssion  nicht  erörtert  worden;  thciiso- 
wcnig  die  auch  für  den  Begrift'  des  Arbeitsv  ertrages  wichtigen  Prägen 
des  W'ache  um-VVachc-Systems,  des  Ueberstundenlohns  während  der 
Fahrt  und  der  sogen.  Tagelöhncrei :  Prot.  S.  135  ff.  Unter  den  Be- 
schwerden des  Maschinenpersonals  ist  am  meisten  von  allgemeinem  In- 
teres.sc  diejenige  über  die  farbigen  Heizer.  Ein  Vertreter  des  Personals 
spricht  seine  Verwunderung  darüber  aus,  dafs  z.  B.  die  Ostafrika- 
Lioie,  die  doch  Subvention  vom  Reiche  erhalte,  viele  schwarze  Ma- 
schinisten beschäftige;  ein  Rheder  giebt  der  Vermutung  Raum,  dals 
diese  Linie  allmählich  zu  der  ausscbliefsUchen  Benutzung  schwarzer 
Feuerleute  übergehen  wolle  (Prot  S.  183  f.).  Gegenüber  der  Be- 
hauptung, dals  die  wdfeen  Feoerleute  in  den  Tropen  nicht  arbeiten 
können,  verweist  ein  Heizer  auf  3  andere  Linien,  die  auch  in  den 
heilsen  Gegenden  stets  Weiise  verwenden:  „die  schwarzen  Feuer- 
leute werden  nur  von  den  Rljfedereien  angenommen,  weil  dies  sich 
billiger  stellt,  obwohl  eine  gröfsere  Zahl  schwarzer  Arbeiter  ver- 
wendet werden  muls."  Voraussichtlich  würde  eine  Erleichterung 
der  Arbeitslast  des  Einzelnen,  durch  vermehrte  Bemannung,  auch 
fiir  weifse  Arbeiter  die  allerdings  (auch  in  aulsertropischem  Klima) 
kaum  glaublichen  Temperaturen  erträglicher  machen,  und  die  Todes- 
fälle (am  Hitzschlage  und  durch  Selbstmord)  vermindern.  Aus 
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welchen  Gründen  aber  aucli,  oder  unter  wel' lien  Vorwänden,  die 
Hinstellun^'  von  Negern  (ncuerdinr^s  .luch  scliun  von  Chinesen)  ge- 
schehe, sie  bleibt  eine  I^rsclieiniui^^,  die  als  Konkurrenz  für  euro- 
päische Arbeiter  die  alierschärfste  Beachtung  und  Kritik  verdient: 
zumal  unter  dem  Lichte  der  Formel  „Schutz  der  nationalen  Arbeit". 

n. 

Die  allgemeinen  Ergebnisse  der  Kn(]uete  sind  teils  von  den 
Beriehtcr >t.ittern  selber  dargestellt  worden,  teils  können  wir  sie  aus 
den  lunzelhciien  des  Berichts  und  aus  den  l'rotoküllen  hcraus- 
schöpfen.  Wir  stellen  hier  die  —  bisher  nur  bei  den  Schauerleuten 
eingehend  betrachtete  —  Lohn  frage  um  so  mehr  voran,  als 
ihrer  Erörterung  die  wertvolle  statistische  Publikation  zur  Hilfe 
kommt.  Diese,  wie  auch  der  allgemeine  Teil  des  Berichts,  erstredct 
sich  auf  die  Seeleute  nicht  Die  Statistik  schlieist  auch  (s.  ob.) 
die  gröisere  Zahl  der  Kohknarbetter  und  der  Maschinisten  aus. 
Ihre  Lohnbücher  haben  zum  Behufe  dieser  Statistik  für  1895  253, 
(ör  1896  248  Unternehmer  eingereicht.  Der  statistische  Bericht- 
eistatter  giebt  viele  interessante,  graphisch  illustrierte,  Einzelheiten 
über  die  Gresamtzahlen  der  von  jeder  Gruppe  geleisteten  Tagewerke, 
über  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  in  jedem  Berufszweige  Beschäftigung 
finden  konnten,  wenn  sich  die  ganze  geleistete  Arbeit  gleich- 
malstg  auf  300  Tage  des  Jahres  verteilen  liefse,  über  die  Gesamt- 
beträge der  gezahlten  Löhne,  und  den  Durchschnittslohn,  der  bei 
300  tagiger  Arbeit  auf  jeden  für  die  Gesamtleistung  erforderlichen 
Arbeiter  ent£Uten  würde;  über  die  Zahlen  der  wirklich  beschaftigtea 
Arbeiter;  über  die  tägliche  Arbeitszeit  und  das  Verhältnis  der  Nacht- 
arbeiten und  Ueberstunden  zu  den  Ts^esarbeiten ;  über  den  durdi* 
schnittlichen  Verdienst  fiir  ein  Tagewerk;  über  die  wirklichen  Jahres- 
arbeitszeiten der  einzelnen  Arbeiter  und  über  den  Anteil  von  jedes- 
mal 3  Gruppen  an  der  Gesamtarbett  jeder  Kategorie:  i.  derer,  die 
I — 105  Tagewerke  leisteten  —  ganz  unständige  Arbeiter  —  2.  derer 
mit  106  -  210  Tagewerken  —  halb  beschäftigte  —  3.  derer  mit 
über  210  Tagewerken  ~  regelmärstg  beschäftigte;  über  die  jähr- 
liche Durchnittszahl  der  täglich  Beschäftigten  —  ein  ,,wichtiges  Er- 
gebnis (ler  Statistik"  S.  II2  — ;  über  die  Schwankungen  und  die 
nur  für  die  Staatsquaiarbeiter  ermittelteti)  Höchst-  und  Mindest- 
zahlen; die  Verhältnisse  der  Srliwankungen  zum  W'cchsel  des  Schi£&- 
bestandes  f„der  tägliche  Bestand  schwankt  zeitlich  nicht  genau  ebenso, 
aber  doch  im  ganzen  ähnlich  wie  der  Schiffsbestand"  S.  115);  tadr 
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lieh  über  die  Jahresverdienste  der  Einzelnen  und  den  Anteil  von 
jedesmal  5  Gruppen  der  aus  der  Hafenarhcit  <^o\vonnencn  l\in- 
koniiiicn  an  detn  <lafür  Ijezahltcii  (Tesamtlohne.  Ich  muls  darauf 
verzichten,  in  eine  Xachprvifun^f  dieser  mit  Scharfsirui  und  kritischer 
( u  iiauii^keit  verfafsten  Arbeit  (S.  97-124  des  Berichts  ,  die  sicher- 
lich einen  der  bedeutendsten  IkMtrc'i^e  zum  sclnvien^'en  Ka])itcl  der 
L<>hnstati>tik  darstellt,  einzutreten.  Der  Statistiker  —  denn  ottenbar 
ist,  dals  dieser  hier  das  Wort  behält  — -  f^ebt  am  Schlüsse  der  Unter- 
suchung^ seni  l  rteil  ab  über  die  „Angemessenheit"  der  Tages- 
verdienste und  der  Jahrescinkcnnmen.  jene  findet  er  j^enügend, 
weil  die  Tagesverdienste  der  ungelernten  und  angelernten  Arbeiter 
in  den  staatlichen  Betrieben  aufserhalb  des  1  iafens  im  Durchschnitt 
nicht  höher,  stellenweise  niedriger  seien  als  diejenigen  der  Hafen- 
arbeiter fdic  Tages\'erdienste  . . .  dei-  1  u  \  k  k  u  r  d  .11  Ix  iteiK  K11  S(diauer- 
leute  seien  sogar  recht  hohe  :  „allerdings  werden  auch  an  die  Kraft 
und  Ausdauer  dieser  Arbeiter  hohe  Anforderungen  gestellt"  S.  I25>. 
Als  zu  niedrig  werden  aber  die  Löhne  der  erwachsenen  Kessel- 
reiniger  und  eines  Teils  der  Schififsmaler  bezeichnet,  da  sie  unter 
dem  Satze  des  in  Hamburg  ortsüblichen  Tagelohnes  ungelernter 
Arbeiter  (Mk.  3)  bleiben.  Die  Kommisaon  ist  hier  für  eine  ent- 
sprechende Erhöhung  des  Lohnes  eingetreten:  S.  90.  Wir  dürfen 
diese  Kritik  dahin  ergänzen,  dafs  jener  ortsübliche  Ta^lohn,  wenn 
er  auf  den  Reallohn  bezogen  wird,  die  Lebenslage  der  grofsen  Masse 
von  Arbeitern  bezeichnet,  die  —  zumal  als  Familtenväter,  und  bei 
der  grofsen  Wahrscheinlichkeit  ungewollter  Arbeitslosigkeit  —  über 
den  Rand  des  chronischen  Elendes  fast  nie  emportauchen.  Be> 
zeichnet  wird  die  Lebenslage  durch  den  Tagesverdienst  so  gut  wie 
gar  nicht,  durch  das  Jahreseinkommen  wenigstens  einigermalsen, 
wenngleich  auch  dieses  erst  als  Durchschnitt  einer  Reihe  von  Jahren 
wirklich  charakteristisch  würde.')  Inbetreif  des  Jahreseinkommens 
sagt  nun  der  Bericht:  „Erwiesen  ist  einerseits,  dafs  durch  die  Hafen- 

'1  Der  Bi-richt  wagt  es,  die  Lohnvcrhältnis.sr  <lcr  Kohlfuschaui-rlcute  ,.ant<"r 
voU«'r  Würdit^uiiK  d<T  schworen  und  anstrenjjendcn  Arbfit"  <~<!)lfi-htliin  als  pnn'itic 
zu  be/«Mchn>  n  iS.  521.  Für  ilie  Jahre  l89^  und  lSo()  m.v^  e>,  w.is  ili-  L-^tt-n  Arli.  itcr 
belrilTt,  gellen,  h  m  Vertreter  auf  der  iiulserordenilii  hm  ( lenerulvcrsamniluiiy  des 
Verboades  der  Hafenarbeiter  Deutschlands  am  6.  Juli  1S97  bat  den  Durchscbnitts- 
lolin  bcrcdmet,  den  9  Gänge  a  6  Mann  wibrend  der  leisten  4  Jobre  hatten.  Es 
«sr:  1893  Mk.  1141,40,  1894  Mk.  916,10,  1895  Mk.  1289.50,  1896  Mk.  i45i,So 
(HambL  Echo  i.  Juli  1897).  Selbst  wenn  man  neb  die  letzte  Summe  noch  auf  1500 
criiöht  denkt,  so  ergiebt  sich  nar  ein  Durchschnitt  von  1211,75 
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arbeit  eine  grofscre  Zahl  von  ausreicliendcn,  zum  Teil  sogar  iti  ht 
erhcbliciicn  P'inkoTiuiieii  erworben  winl,  wälirend  a  n  d  c  r  e  r  s  c  1 1  •> 
viele  u  n  z  u  1  a  n  j4  Ii  c  h  e  J  a  h  r  c  s  \'  e  r  d  i  c  u  s  t  e  e  rm  i  1 1  cl  t   sin  d. 
l'ür  den  grofsen  Teil  derer,  die  nur  Tage  oder  Wochen  im  Halen 
beschäftigt  waren,  müsse  sogar  der  gröfsere  Teil  ihres  Einkommens 
aus  anderer  Arbeit  geflossen  sein  ^)  (d.  h.  es  läfst  sich  deren  wirk- 
liches Einkommen  nur  schätzen;  da  aber  der  ortsübliche  Tagelohn 
niedriger  ist,  als  z.  B.  der  Satz  iiir  Sdiauerieute  und  Ewerlährer,  so 
blieben  sie  vermutlich  unter  dem  Durchschnitte  derer,  die  als  solche 
das  ganze  Jahr  hindurch  Arbdt  suchen).   Ganz  treffend  fuhrt  dann 
der  Berichterstatter  aus,  daCs  man  von  einer  gewissen  Lohnhöhe  an 
dieser  Ergänzung  kein  grofses  Gewicht  beimessen  dürfe.  „Auskünfte 
der  beteiligten  Arbeiter  liefen  erkennen»  daCs  von  einem  einiger» 
mafsen  eingearbeiteten  Hafenarbeiter  Arbeit  aufserhalb  des  Hafens, 
ja  aufserhalb  seines  Berufezweiges  kaum  gesucht  wird.   Auch  ist  die 
Nachfrage  nach  ungelernter  Arbeit  dem  Angebote  gegenüber  viel 
zu  gering,  als  dafs  ein  Hafenarbeiter  ohne  wdteres  anderswo  Be> 
schaftigung  finden  könnte.    Melden  sich  doch  bei  dem  Arbeits- 
nachweb der  Patriotischen  Gesellschaft,  der  vorzug^dse  ungelernte 
Arbeit  vermittelt,  fest  taglich  loo  bis  200  Peisonen  mehr  als  ge-' 
sucht  werden.   Sehr  bezeichnend  ist,  dafs  hier  unter  den  Arbeit* 
suchenden  die  EwerfUhrer,  Scbiffemaler,  Schauerleute,  Speieber- 
arbeiter etc.  fest  gar  nicht  zu  finden  sind,  woraus  gleichfells  hervor- 
gehe dafs  diese  bei  vorübergehender  Arbeitlosigkeit  wenig  geneigt 
sind,  die  niedriger  gelohnte  Arbeit  von  Quaihülfsarbeitem,  Erd- 
arbeitern oder  auch  ländliche  Arbeit  anzunehmen."   Sie  sind  eben 
schon  darum  wenig  geneigt,  weil  sie  durch  solche  Annahme  ihre 
Chancen,  in  den  Hafenbetrieben  beschäftigt  zu  werden,  preisLjel>en 
würden.    Es  wird  dann  ferner  betont,  daü»  das  Leben  in  Hamburg 
auch  für  den  Arbeiter  kostspieliger  ist  als  in  \  ielen  anderen  deutsclien 
Städten,  dalis  daher  Verdienste,  die  anderwärts  ausreichend  wären, 
hier  kaum  den  notwendigsten  Anforderungen  genügen.    Auch  die 
Wohnungsverhältnisse  seien  iiir  die  Hafenarbeiter  ungünstig;  wer  in 
der  Hafengegend  noch  eine  Wohnung  zu  ünden  vermöge,  müsse 
einen  erheblichen  Teil  seines  Einkommens  diesem  Vorzuge  opfern 


Dftbci  wird  allerdiogs  avlser  Acht  felMsen,  daft  hier  die  grofae  Menge  der 
KoUcnaibett  nicht  dnbesogen  wvrde.  Feiner  gehiM  ftr  die  „Gekgenheitau-better** 
auch  die  Arbeit  auf  dm  Wcrftm  war  Arbeit  im  Hafen;  auch  diese  ist  selir  umfang- 
rescb,  flnktoieit  aber  anch  stark. 
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{S.  126).  „Will  der  Arbeiter  darauf  verzichten,  den  Mittag  mit  den 
Seinen  zuzubringen,  so  kann  er  in  den  früheren  Vororten  zwar 
billiger  wohnen ;  er  hat  aber  alsdann  viel  Zeit  und  Mühe  auf  die 
weiten  Wege  nach  und  von  der  Arbeitsstätte  zu  verwenden,  oder 
muls  nicht  unbedeutende  Betrage  an  Fahrgeldern  . . .  aufwenden." 
Es  wird  dann  auch  aus  Vergleichung  der  Tabellen  abgeleitet, 
dais  „trotz  der  im  allgemeinen  ausreichenden  und  selbst  hohen 
Tagesverdienste  doch  eine  beträchtliche  Zahl  unzureichender  Ein* 
kominri  orhanden  sein  mufs".  Dies  also  ist  ein  Haupt- 
ergebnis der  Enqu^e,  und  es  ist  sehr  merkwürdig,  da(s  gerade 
dies  Eri^cbnis  da,  wo  auf  den  ersten  Seiten  unter  „Allgemeines"  vom 
Arbeitslohn  «gehandelt  wird  (S.  7  <f.},  verschwiegen  wurde. 
SiclierHch  hätte  es  dort  einen  passenderen  Platz  i^ehabt,  als  die 
Apologie  der  Lohnlisten,  eine  rein  private  und  ephemere  Ange- 
legenheit. 

Betrachten  wir  nun  nach  eigenen  Gesichtspunkten  diese  Ta- 
bellen (AnL  31  u.  52),  so  scheint  in  erster  Linie  wichtig,  die  Grenze 
zu  bestimmen,  jenseits  deren  ein  Verdienst  aufscrhalb  der  hier  zu- 
grunde gelegten  Betriebe  sehr  unwahrscheinlich  wird.   Nun  mufs 
offenbar  diese  Grenze  weiter  zurückgesetzt  werden,  wenn  es  sich 
um  die  Gesamtheit  der  Hafenarbeiter  handelt,  als  wenn  um  eine 
einzelne,  wenn  auch  die  zahlreichste  Gruppe.    Für  die  Schnurrleute 
habe  ich  die  Grenze  bei  180  Tagewerken  gesetzt,  für  die  Gesamt- 
heit setze  ich  sie  daher  um  cinc  Stufe  —  in  den  Tabellen  sind  die 
Rubriken   mit  je  15  Tagewerken  verzeichnet  —  tiefer,  also  von 
166  an;  für  da.s  Strikejahr  aber  um  noch  eine  Stufe  tiefer,  bei  151. 
Also  habe  ich  für  1895  die  für  mehr  als  166  Tagewerke,  für  1896 
die  für  mehr  als   151  gezahlten  Löhne  herausgezogen,  um  danach 
über  die  Jahreseinkommen  derjenigen  liafcnarbcitrr,  die  während 
des  ganzen  Jahres  al^  solche  zur  W*rfügung  standen,  ( mc  begründete 
Ansicln  zu  gewinnen.    Dabei  ist  aber  folgende  h.rganzunc;  des  liier 
zugrunde  liegenden  Materials  vorgenonunen  wurden:  für  die  Kohlen- 
arbeiter  haben  nur  die  Lohnbücher  dreier  I'irmcn  vorgelegen,  über 
517  Personen   1895,   594  für  189O.    Nun  waren  12—1300  Kohlen- 
arl)eitcr  am  Strike  beteiligt.    Das  Verhältnis  der  Strikendcn  zur  an- 
gciulirten   Gesamtzahl  der   Beschäftigten  ist  aber  ungefähr  dieses, 
dals  man  die  Zahl  der  Sirikerulen  annähernd  gewinnt,  wenn  man 
von  der  Gesamtzahl  diejenigen,  clic  im  J.  1890  nur  bis  lOO  Mk.  und 
die  Hälfte  derer,  die  100—200  Mk.  im  Hafen  verdient  hatten,  sub- 
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trahiert.M  Diese  Rechnung  mache  ich  auch  für  die  „Kohlcnarbeiter 
dreier  Firmen"  in  lieitlen  Jahren  (Anl.  i2  u.  25}  und  denke  die  Zahl 
der  sinkenden  Kolilcnarbeiter  ebenso  verteilt  mit  ihren  verdienten 
Jahreslöhnen,  wie  der  verbleibende  Rest  es  ist,  d.  h.  wie  dericnige 
Teil  jener  in  die  Statistik  Aufgenommenen,  der  mutinälslich  am 
Strike  teilnahm.  Mit  dieser  kleinen  Interpolation,  die  den  höheren 
Löhnen  zu  gute  kommt  (da  die  Kohlcnarbeiter  eine  besser  bezahlte 
Kategorie  sind)  gewinne  ich  folgende  Verteilung: 


Mk. 

1896 

IOC") — 200 

2 

I 

200 — 300 

29 

300 — 400 

JOD— CQO 

68 

500—600 

109 

iSa 

600—700 

136 

391 

700 — 800 

371 

800 — QOO 

406 

483 

900  —  1000 

464 

1000 — 1 100 

534 

663 

UDO — 1200 

748 

1059 

iaoo-~i3oo 

«139 

i5sa 

1300—1400 

1255 

1019 

1400— ISO» 

914 

694 

1500—1600 

450 

39» 

1600—1700 

193 

»5« 

1700—1800 

133 

III 

1800— 1900 

108 

167 

1900— 30Ö0 

46 

83 

über  2000 

140 

»33 

Summa  der  I  Iat«-narbcitfr  mit  mehr 

als  166  rcsp.  151  laycwerkcn    .  7185  7745 


*)  DtT  Bericht  vfrjjlcicht  cbcnfalU  «Ii  -  Zahlen  und  meint;  „Die  Stati>tik  er- 
weist dahi  T,  dafs  viele  Personen  als  Strikciule  aulgetreten  sind,  denen  man  eine  Be- 
rechtigung, sich  als  Hafenarbeiter  za  bezeichnen,  kaum  zusprechen  kann.  Denselben 
Vergleich  kann  man  anch  für  die  Einzclgruppen  machen,  man  erridit  aladami,  dafk 
besonders  bei  den  Schanerlenten  sehr  viele  Strikende  mir  redit  geringe  ArbeitneK 
gehabt  haben  können."  Es  war  für  den  Strike  notwendig,  daft  alle  in  irgend  einer 
Hafenarbeit  Geübten  sich  der  Arbeit  enthielten.  Dafs  in  erheblidier  Zahl  Lcnte  die 
Strikeuntorsttitiung  dem  sonst  möglichen  Arbeitsverdienste  vorgezogen  imd  nur  des- 
halb sich  dem  Strike  anpcschlossen  haben,  ist  nicht  wahrscheinlich  ,  dafs  es  an 
solchen  nicht  gefehlt  hat,  beweist  schon  der  Umstand,  dafs  610  „Schanerlenten"  und 
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Die  beiden  Saulea  sehen  einander  ähnlich,  und  wenn  auch 
keine  Symmetrie  in  ihnen  vorhanden  ist,  so  doch  etwas,  was  an 
S)niimetrie  erinnert.  Die  stärkste  Schwellung  liegt  zwischen  12  bis 
1500,  für  1896  zwischen  II  — 1400  Mk.,  was  wohl  zum  Teil  auf 
den  Strike  als  Ursache  zurückzuführen  ist,  zum  Teil  aber,  sofern 
es  einen  Rücl^ang  des  Verdienstes  bedeutet,  den  Strike  mit- 
verursacht haben  mag.  Die  Verjüngung  ist  aber  in  beiden  Jahren 
viel  stärker  nach  unten,  d.  1k  nach  den  höheren  Einkommen  hin, 
als  imch  oben,  d.  h.  nach  den  unteren  Einkommen:  diese  sind  viel 
breiter  besetzt.  Es  ergiebt  sich,  da(s  von  den  Vollarbeitern  des 
Jahres  (mit  Einrechnung  aller  Vicen  und  Vorarbeiter): 

1895  1525  =  21,22% 

1896  1942^-25,07»,, 

unter  l<X)0  Mk.  Gesamtlohii  blieben,  dazu  im  ersten  Jahre  1282  » 
17.84",,,  im  anderen  1723  =  22,23  " „  zwischen  lOOO — 1200  Mk., 
so  (iafs  unterhalb  dieser  Grenze  39,06  bczw.  47,30^,,  verblieben. 
Wenn  wir  nun  aniiehincn,  dafs  diese  Vollarbeiter  des  zweiten  Jahres 
mit  Ausnahme  von  etwa  300  Höhergelohutcn  am  Strike  teil- 
genommen haben,  so  ergiebt  sich,  dafs  am  7.  Dezember,  als  alle 
diese  Kategorieen  in  den  Strike  eingetreten  wareu,  noch  5354  Per- 

9S  anderen  die  Scrikekuten  entzogen  wurden  (Legten,  der  Strike  S.  te).  Die  Zahl  der 
„Schsnerleate**  viicbs  bis  «un  16.  Deaember  tob  3758  auf  4939,  vm  dann  bis  4450 
vieder  sn  sinken;  der  Znwadis  bestand  meist  ans  ledigen  Leuten«  s.  B.  bis  som  5.  De- 
zember [wuchsen  diese  um  24,9%,  die  Verheirateten  nur  um  14,8%  (die  2^hlen 
habe  ich  aus  handschr.  Quellen);  unter  jenen  mögen  besonders  viele  Bummler  oder 
„LoTven",  wir  sie  Inkul  frenannt  werden,  gewesen  sein.  Wenn  wir  aber  deren  Zahl 
al*.  noih  einmal  so  yrols  sch;it/.«-n,  wie  jene  Zahl  der  Ausgeschiedenen,  so  wird  das 
hociigejjritTen  sein.  Unf;ebilhrlich  auf*,'el)auM:ht  wird  die  Sache  von  Herrn  Richard 
Ehrrnberg  (Conrads  Jalirbb.  III.  F.  13.  Bd.  Ii.  5  u.  6),  indem  er  ausrechnet,  weil  am 
4.  Detember  io8a6,  am  6.  Febiuar  13805  strikcnde  Hafenarbeiter  veneiduiet  werden, 
so  mflsse  die  ZaU  der  ohnehin  BescbUtigungsiosen,  die  sich  als  Striker  einiehreihen 
lieftcn,  gegen  Ende  des  Ansstandes  auf  mehrere  Tausend  sich  belaufen  haben 
(S.  80S).  Er  ttbenieht  dabei  die  Kleinigkeit,  dafs  am  5.-7.  Deaember  1787  Staats» 
qnniaibeitcr  in  den  Strike  eintraten,  uttd  dafs  nach  und  nach  in  Mitleidenüchaft  ge> 
zojjrne  Werft-  und  Fabrikarbeiter,  Baggerer,  Händler  hinzukamen,  deren  Zahl  am 
6.  Februar  454  ausmachte.  Jene  Vermeliruug  wird  durch  diese  Inkrcmcntc  bis  auf 
738  Personen  erklart,  die  ich  ihm  als  ,, ohnehin  Heschattigungslose"  zugebe.  Herr 
Ehrenberg  operiert  aber  ^du/.  ver^'uügt  mit  seineu  „mehreren  Tausend  uhuebm  be- 
schärtigungsloaeu  Hamburger  Gelcgeuheitsarl»dtefn'*  wie  mit  oatir  Hiatsache  (S.  809» 
810).  Die  Darstellung  des  Herrn  Ehrcnbei^  ist  auch  sonst  mit  groben  Fehlem  be- 
haftet. 
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soncn  aufserdem  darin  standen  (denn  die  Gesamtziffer  betruc^  an 
diesem  Tage,  ohne  Seckutt  und  Altonaer  Kwerfülirer ,  12599=^ 
7445 -f"  5354)  <  ^'1^^  weniger  als  150  Tagewerke  im  Hafen 
geleistet  hatten.  Nun  war  nach  der  Tabelle  \  on  297  Personen  mit 
dieser  i^erint^eren  Zahl  von  Tagewerken  mehr  als  ICXX)  Mk.,  ferner 
von  54  l'dsonen  800 — lOOc  Mk.  verdient  worden,  von  diesen 
wollen  wir  annehmen ,  dafs  sie  aufserhalb  der  hier  statistisch  ver- 
werteten Betriebe  ihren  Lohn  noch  bis  über  lOOO  Mk.  zu  ergänzen 
vemiochten,  dann  bleiben  5CX)3,  bei  denen  dies  sehr  unwahrschein- 
lich ist,  so  dals  m  summa  von  jenen  12599  Strikenden  8669  — 
68,80  "  „  sich  ergchen  als  an  dieser  Elendsgrenzc  verharrend.  Nun 
gab  es  unter  den  12599  etwa  43 19  „Ledige";')  wenn  wir  nun  an- 
nehmen ,  dafs  diese  unter  den  unzureichenden  Einkommen  .sehr 
stark  vertreten  waren ,  und  volle  '  jj  ihrer  Zahl  dafiir  setzen 
=  3780,  so  bleiben  iinn\er  4889  Verheiratete  =  59,04  nller  Er- 
heirateten, die  sich  mit  einen;  so  kümmerlichen  Einkommen,  das 
nur  bei  einem  kleinen  Teile  von  ihnen  900  Mk.  überschritten 
haben  wird,  durchschlagen  mufsten!  —  Auf  die  Strikenden  an- 
gewandt, mufs  also  der  Satz  des  Berichts  von  der  „beträchtlichen 
Zahl"  unzureichender  Einlcommen,  gelesen  werden  als  die  „Mehr" 
zahl"  bedeutend.  —  Durch  die  Einzelberichte  geht  aber  hie  und 
da  eine  Fortsetzung  der  Tendenz,  die  sich  in  der  Ai)ulogie  der 
Lohnlisten  kundgab.  Wir  wissen,  dafs  die  unzureichenden  Ein- 
konömen  bei  den  einzelnen  Kat^orieen  ungleich  verteilt  sind. 
Wenn  es  aber  z.  B.  heifst  (S.  71}  unter  der  Ueberschrift  „Kohlen- 
arbeiter": ,J!)er  Jahresverdienst  eines  ständig  beschäftigten  Akkord- 
arbeiters wird  von  den  Arbeitnehmern  auf  Mk.  laoo  bis 
Mk.  1600^  von  den  Arbeitgebern  auf  Mk.  1600  bis  Mk.  2000  und 
mehr  geschätzt  Nach  den  Darlegungen  der  letzteren  und  nach 
dem  Ergebnis  der  Ermittlungen  über  die  Lohnliste  der  Hamburg* 
Amerika-Linie  ist  als  erwiesen  zu  erachten,  dals  der  Verdienst  der 
Kohlenarbeiter  sich  der  Regel  nach  in  den  von  den  Arbeit- 
gebern bezeichneten  Grenzen  bew^"  —  so  vergleichen  wir  damit 

* 

'1  Nach  handscbriflliclu-n  (,>ut  ll«-n  ;  vpl.  die  Tabell«*  hei  l,cgit'i>,  Der  Sinke  u.  s.  w. 
2.  Aull.  S.  81,  wo  die  entsprechenden  Zahlen  für  den  letzten  Tag  dci  Strikcs  ge- 
geben sind.  Aus  einer  „Altersstatistik"  das.  S.  83  gebt  übrigens  bervor,  d«is  jene 
,4'Cdigen"  keineswegs  dnrdiweg  als  junge  Leute  m  denken  sind;  denn  Ton  11951 
(ich  Iwbe  »ndi  hier  die  Seeleute  «.  s.  w.  sahtrahieit)  sind  nur  1455  »  xs,t7%  voter 
s$  Jahren  I  Ohne  Zweifd  sind  nkfat  wenige  Wit«rer,  so  dnfs  anch  von  den  15800 
Kindein  (am  7.  Desember)  ein  Teil  auf  die  Ledigen  entCsUend  sn  denken  ist» 
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die  Tabellen  über  die  „Kcihlcnarbeiler  dreier  Firmen"  (Anl.  12 
und  25;  „von  drei  c^rol^cn,  hauptsächlich  im  Halen  thaiiL^cn  Firmen" 
S.  921.  Für  beide  Jahre  betrachten  wir  die  Jaiireslöhne  für  mehr 
als  180  Ta£^e\verkc:  1895  sind  es  80,  davon  43  unter  1200  Mk. 
'15    unter    1000  Mk.1 ;    1896:    I44,    davon    52    unter    I200  Mk. 

22   unter  looo  Mk.j,  über    1600  iVIk.   stehen    1895:  7  ^  8,7  0/^, 

1896:  6=4.1 

Inbctreti'  der  übrifjen  allgemeinen  Ergebnisse  können  wir  dem 
Berichte  das  Wort  lassen. 

Was  zunächst  die  Arbeitszeit  angeht,  so  wird  haupt- 
sächlich die  Nachtarbeit  erörtert.  Den  Klagen  der  Arbeiter  gegen- 
über wird  die  charakteristische  Bekundung  der  Unternehmer  her- 
vorgehoben und  vertreten:  „meist  werde  die  Nachtarbeit  von  den 
Leuten  nicht  einmal  ungern  gesehen,  da  säe  ihnen  dne  iNrilUcomniene 
Aufbesserung  ihres  Verdienstes  gewähre,  und  es  sei  nicht  selten, 
dafs  sie  aus  diesem  Grunde  ihrer  von  dem  Arbeitgeber  gewünschten 
Ablösung  widersprächen"  (S.  6).  Der  Berichterstatter  findet  aber 
doch,  „dais  in  einzelnen  Arbeitsgruppen  bisweilen  an  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Arbeiters  recht  erhebliche  Anforderungen  gestellt 
werden,  und  es  ist  auch  nachgewiesen  worden,  dals  in  einzelnen 
Fällen  die  geleistete  Ueberstunden-  und  Nachtarbeit  das  zulässige 
Mals  überschritten  hat  Die  Kommission  ist  deshalb  überall  da, 
wo  Klagen  nach  dieser  Richtung  hin  laut  geworden  sind,  dafür 
eii^etreten,  dals  bei  der  Heranziehung  zur  Nachtarbeit  mit  Schonung 
verfahren  und  den  Wünschen  der  Arbeiter,  soweit  thunlich.  Rech- 
nung  getragen  werde  ...  Der  Wunsch  der  Arbeiter,  von  erforder- 
licher Nachtarbeit  möglichst  frühzeitig  verständigt  zu  werden,  mu(s 
als  ein  berechtigter  bezeichnet  werden  und  ist  von  der  Kommission 
den  Arbeitgebern  zu  thunlichster  Berücksichtigung  empfohlen  worden." 
Dals  die  Arbeiter  sich  in  konkreten  Fällen  zur  Nachtarbeit  dräi^n, 
ist  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  natürlich;  umsomehr  hätte 
die  abstrakte  F^insicht  anerkannt  zu  werden  verdient,  die  sich  in 
der  (fVeilich  noch  nicht  ausdrücklich  vertretenen)  Forderur^  eines 
Schichtensystems  kundgiebt,  welche  F"or(lerun<^  in  \'erbindung  mit 
jenen  Klagen  !)ei  dem  intelligenteren  Teil  der  Hafcnarl)eiter  ali- 
gemein umlauft,  allerdings  aber  die  Erreichung  höherer  Lohnsätze 
zur  notwendigen  Voraussetzung  hat.  Für  eine  solche  Erhöhung 
aber  ist  (mit  der  bezeichneten  kleinen  Ausnalmie)  „die  Kommission 
nicht  eingetreten.  Auch  gaben  die  Arbeitgeber  zu  erkennen,  dals 
sie  Lohnerhöhungen,  insofern  sie  etwa  geboten  und  durchführbar 
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seien,  mir  aus  eigener  Kiit^-clilit  fsiing  zugestehen  würden."  D.  h.  dals 
die  Erlu)hung  geboten  isi,  kann  niclit  geleugnet  w  erden :  bei  tler 
grolsen  nioraiisrhen  \iecli  rlagc  aber,  die  man  erlitten  hat,  will  man 
in  diesem  Kern)»unkte  wenigstens  die  physische  L'ebermacht  aus- 
nutzen und  die  hrüchte  des  Sieges  geniefsen. 

Ucbcr  die  Arbeitsvermittlung  wird  in  ausführlicher 
Weise  gehainlclt  (S.  l8— -23).  Der  I  htlcnarbeiici  inufs  in  der  Regel 
mehrmals  wöchentlich,  zuweilen  mehrmals  täglich,  seine  Arbeits- 
kraft aufs  neue  anbieten.  „Für  diese  einen  Abnehmer  zu  finden, 
wird  ihm  aber  durch  die  weite  Ausdehnung  des  Hafengebiets,  sowie 
die  grol'sc  Zahl  und  verstreute  Lage  der  Betriebe  seines  Gewerbes 
oft  recht  schwierig  gemacht  In  früheren  Jahren  waren  diese 
Uebelstände  gciinger/'  Die  allmShliche  Ausdehnung  des  Hafen* 
gebiets  habe  einen  völligen  Umschwui^  in  die  Verhältnisse  ge- 
bracht ,,Auch  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
erfuhren  eine  wesentliche  Veränderung."  Der  „Zwischenmeister^ 
stand  ehemals  „zu  seinen  Leuten  etwa  in  dem  Verhältnis  eines 
Handwerksmeisters  zu  seinen  Grcsellen".  „Als  aber  ...  die  Betriebe 
.  wuchsen,  begannen  die  persönlichen  Berührungspunkte  zu  schwinden. 
In  den  Vicen  und  Vormännern  erstanden  ...  neue  Zwischen* 
personen,  denen  mehr  und  mehr  nicht  nur  die  Leitui^  der  Arbeit 
sondern  auch  die  Annahme  der  Arbeiter  übertragen  wurde."  Dafiir 
haben  mch  drei  Formen  ausgebildet:  i.  die  Umschau,  2.  das  Warten 
auf  der  Strafse,  3.  das  Warten  in  Wirtschaften.  ,,Alle  drei  Formen 
nnd  mit  Uebelstanden  iiir  die  Arbeitsuchenden  verbunden.  Das 
stundenlange  Herumstehen  auf  der  Strafse  ist  bei  dem  rauhen  und 
regnerischen  Klima  nicht  selten  gesundheitschädlich,  es  erweist 
sich  aber  auch  als  eine  sittliche  Gefahr  fiir  den  Aibeiter,  eine  Ver* 
fiihrung  zu  Müssiggang  und  Trunk,  der  schon  manche  anlangs 
tüchtige  und  arbeitsame  Personen  erlegen  sind."  „Besonders  be- 
denklich ist  die  Annahme  in  Wirtschaften,  bei  der  die  Arbeiter, 
wie  sie  selbst  bekundet  haben,  oft  sehr  wider  ihren  Willen,  zu  Geld* 
ausgaben  und  zum  Trinken  veranlafst  werden.  Ks  liegt  nahe;  dafs 
dort,  wo  der  Wirt  in  irgend  einer  Weise  bei  der  Annahme  mit- 
wirkt, derjenige  bevorzugt  wird,  der  am  meisten  verzehrt  hat  Aber 
selbst,  wenn  Wirt  und  Vice  unparteiisch  verfahren ,  wirkt  die 
Nötigung,  in  der  Kneipe  auf  Arbeit  zu  warten,  wirtschaftlich  und 
sittUcli  schädigend  auf  den  Arbeiter."  Alle  drei  Formen  seien  über- 
dies praktisch  äufserst  mangelhaft  1  eher  die  vom  Senate  unter- 
stützten Bemühungen  der  patriotischen  Gesellschaft,  ihren  Arbeits- 
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nachweis  weiter  auszubauen ,  und  die  von  den  Arbcitervertretem 
dazu  gestellten  Bedin^un^^cii  wird  referiert.  Die  Kommission  ist  in 
Verhandlungen  mit  dem  „Arboitfjcbcrverbanfl"  darüber  cin<:jctrctcn. 
„I)ie  Arbeitgeber  erkannten  zwar  die  bestehenden  Mifsstände  und 
<iie  Notwendigkeit  einer  Alihilfe  an,  wollten  aber  von  dem  Kin- 
treten  einer  mit  staatlicher  l'ntersiützuni:;^  arbeitcntlcn  •^emein- 
nütziLjcn  ( lesell.schaft  und  dem  Zusammenwirken  mit  Arbritern  nach 
den  bisher  auf  anderen  <  icbietcn  gemachten  Krfahr  uii^en  eine 
günstige  Wirkung  nicht  erwarten.  Sie  gal)cn  die  Ab^ichl  /.u  er- 
kennen, auf  eigene  Kosten  und  unter  eigener  \'^erwaltung 
Xachwrisc  einzurichten  untl  so  zu  leiten,  dals  sie  allen  l)t  reehtigten 
Anforderungen  der  Behörden  und  der  Arbeiter  selbst  entsjjiachen." 
Den  begritt  „bereclitigt"  zu  inter])retieren ,  wird  der  Arbeitgeber- 
wrband  sich  xorbeliaUt'n.  Die  Kommission  meint,  dals  sich  noch 
nicht  abschen  lasse,  .,ob  und  wann  die  \nn  den  Arbeitgebern  ge- 
planten Hinrichtungen  ausgeführt  und  ob  churh  sie  die  gescMiilderten 
ungünstigen  \'erhiiltnisse  so  v  erbessert  werdi  n ,  dals  ein  knn- 
kurrierendes  Mitwirken  einer  mit  staatlicher  l  'nterstützuug  .11  In  ilenden 
gemeuinui/igen  (iesellschaft  nieht  mehr  erforderlich  wäre."  Sie 
Stehtalsoden  l'uuien  derArbcitgeber  mit  gerechten  Zweifeln  gegenüber. 

Das  „Unwesen"  bei  der  I ,  o  h  n  a  u  s  z  a  h  1  u  n  g  ist  schon  bei 
Besprechung  der  Schauerleute,  die  es  hauptsächlich  betraf,  vorweg- 
genommen worden.  Der  Bericht  fügt  noch  hinzu:  „die  Forderung 
der  Arbeiter,  dafs  die  Lohnauszahlung  sich  ohne  unverhältnis- 
mafsigen  Zeitverlust  iiir  sie  vollziehe,  ist  berechtigt  und  sollte  von 
den  Arbeitgebern  nach  Möglichkeit  erföllt  werden."  Dies  bezieht 
sich  hauptsachlich  auf  Klagen  der  Ewerföhrer,  bei  denen»  wie  ich 
privaten  Mitteilungen  entnehme,  auf  mehreren  größeren  Arbeitsstellen 
sehr  oft,  selbst  wenn  wirklich  um  6*/,  Uhr  abends  mit  der  Aus- 
zahlung begonnen  wird,  die  letzten  erst  um  8— 8V2  Uhr  ihren  ver- 
dienten Lohn  in  der  Tasche  haben,  ja  die  Wartezeit  gehe  oft  noch 
darüber  hinaus.  Es  rührt  daher,  dafs  häufige  Streitigkeiten  über 
die  Lobnfordenii^  wegen  der  Ueberstunden  oder  gemachter  Aus- 
lagen vorkommen.  Den  Ewerfiihrer-Tageldhnem  wird  mit  einem 
MUstrauen  hegtet,  das  gegen  einige  Individuen  begründet,  in 
ungerechter  Weise  verallgemeinert  wird. 

Es  werden  ferner  die  grofsen  Mangel  der  Betriebseinrichtungen 
geschildert,  wegen  deren  die  Kommission  die  Ueberzeugung  ge- 
wonnen hat  —  eine  Ueberzeugung,  die  der  Verband  der  Hafen- 
arbeiter schon  am  lo.  Oktober  1894  durch  Eingabe  an  den  Reichs- 
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kanzlci  vertreten  hatte,  I''.  M.  S.  222  —  „dais  eine  einheitliche  und 
sachvcrstäiuh^e  U  e  h  e  r  w  a  c  h  ii  n  <j[  des  Arl^eit.sbetriebes  im  Hafen 
von  erhcl)hchcin  N'ut/.cn  sein  und  viel  zu  einer  Besserung  der  Arbeits- 
verhältnisse beitrai^en  werde'".  I  )er  H  a  fe  n  i  n  s  p  e  k  t  o  r ,  auf  dessen 
Einset/un;4  der  Senat  seither  (mit  Hrfoljj)  bei  der  Biirj^erscliaft  an- 
getragen hat,  soll  nicht  allein  für  den  Schutz  der  Hafenarbeiter 
gegen  (iefahren  für  deren  Leben  und  Gesundheit  sorgen,  sondern 
soll  auch  bemüht  sein,  zwischen  den  Interessen  der  Arbeitgeber 

und  der  Arbeiter  zu  vermitteln  Insbesontlere  wird  er  mit  Recht 

als  die  Stelle  zu  gelten  haben,  an  die  sich  die  Arbeiter  jederzeit 
vertrauensvoll  mit  ihren  Wünschen  zu  wenden  in  der  Lage  sind."  — 
Ob  aber  der  Hafeiunspektor,  dessen  persönliche  h!igen^chaften  freilich 
in  eister  Linie  wichtig  sind,  als  Beamter  der  lokalen  iNdizeil^ehörde 
die  notwendige  innere  rnal)hängigkcii  dafür  wird  gellend  machen 
können,  möge  die  Erfahrung  lehren. 

Zum  Schlüsse  verbreitet  sich  der  Bericht  noch  über  zwei  An- 
gelegenheiten, deren  Bedeutung  ganz  in  den  speziellen  Bedingungen 
des  Hafens  liegt:  die  Beförderung  zur  Arbeitsstätte  (S.  27 — 35)  und 
den  Bezug  von  Lebensmitteln  im  Hafen  (S.  35—39).  Inbczug  auf 
jene  bemerkt  er  (S.  29):  „Die  von  den  Arbeitern  vorgebrachten 
Wünsche,  welche  zum  größten  Teil  auch  von  den  Arbeitgebern  als 
berechtigt  anerkannt  werden,  beziehen  sich  auf  die  Hohe  der  Fähr- 
preise, femer  auf  die  Beförderungszeiten  und  -Mittel  und  endlich 
auf  die  bauliche  Beschaifenheit  bezw.  Belegenheit  einzelner  Anlage- 
steilen*';  diese  Punkte  werden  ausführlich  erörtert,  besonders  die 
„Unzutrs^lichkeiten"  der  sog.  Paddelboote,  „eines  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  durchaus  nicht  mehr  angebrachten  Beförderungsmittels" 
anerkannt  (S.  32).  Endlich  kommen  noch  die  sc^.  fliegenden  Krüger 
und  die  Volkskaffeehallen  zur  Sprache.  Mit  dem  Essen,  das  in 
diesen  gereicht  wird,  haben  fast  alle  vernommenen  Arbeiter  sich 
unzufrieden  erklart;  die  Kommission  dagegen  „hat  sich  in  unauf* 
fälliger  Weise  personlich  in  mehreren  Volkskaffeehallen  von  der 
schmackhaften  Zubereitung  des  Essens,  seiner  sorgfaltigen  Anrichtung 
und  der  musteiiiaften  . . .  Reinlichkeit  überzeii^". 

Dies  werde  nur  erwähnt,  um  doch  auch  eine  Beschwerde  an» 
zufuhren,  die  von  den  Berichterstattern  für  unbegründet  gehalten 
wird;  dals  aber  den  Arbeitern  eine  Zubereitung  mit  Dampf  und  mit 
„den  gleichen  Kochapparaten,  die  in  allen  Kasernen,  Kranken* 
hausem  etc.  (nämlich  auch  in  allen  Strafanstalten)  in  Gebrauch  sind** 
(S*  37)>  nicht  zusagt,  dafs  ihnen  das  Essen  nicht  schmeckt,  werden 
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auch  Senatoren,  denen  es  bei  ihrem  Zweckbesuche  geschmeckt  hat» 
nicht  widerlegen  können.') 


m. 

Uebrigens  aber  brauchen  wir  nicht  zu  rekapitulieren.  Es  hat 
sich,  was  wir  vorher  wufeten,  durch  diese  Enqu^  aufe  neue  heraus* 
gestellt,  und  der  Bericht  ist  ehrlich  genug,  es  offen  au&udecken: 
dals  nämlich  iast  alle  Zustände  der  Hafenarbeit  mit  schweren  Uebeln^ 
Milsständen,  Mängeln  behaftet  waren  und  im  wesentlichen  noch  sind. 
Der  Bericht  ist  von  Anfang  bis  zu  Ende  eine  moralische  Recht- 
fertigung des  Strikes,  wie  sie  von  offizieller  Seite  in  so 
umlassender,  so  weitgehender  Art  kaum  erwartet  werden  konnte. 
Die  vielen  ungenügenden  Jahreseinkommen,  die  Unstätigkeit  der 
Arbeit,  die  überlangen  Arbeitszeiten,  die  Häufigkeit  der  Nachtarbeit 
und  Ueberstunden,  die  demoralisierenden  Formen  der  Arbeitsannahme, 
das  Unwesen  bei  der  Lohnauszahlung,  die  Mängel  und  Gefahren  der 
Betriebseinrichtungen  und  die  Notwendigkeit  eines  Hafeninspektora^ 
die  Unzuträglichkeiten  und  Teuerung  der  Beförderung  im  Hafen  — 
alle  diese  Thatsachen  auf  der  gesamten  Menge  und  insonderheit  auf 
den  Schauerleuten  lastend,  bei  den  Ewerfuhrern  dann  der  noch  hinter 
jenen  „auffallend  zurückbleibende^  Lohn ;  ein  Kontrollbureau,  das  die 
statutenmäfsig  ihm  obliegende  Arbeitsvermittlung  sich  wirklich  auf- 
gelegen sein  zu  lassen  ersucht  werden  mufs;  der  Rückgang  des 
Akkords  bei  den  Quaiarbeitern,  trotz  steigender  Konjunktur;  bei 
denselben  häufige  Nacht-  und  Sonntagsarl)eit ;  Unrc<:;elmäfsigkeit  der 
Miltagpause  bei  den  Spciciierarbeitcrn ;  gefahrliclie  Stellagen,  giftige 
Farixii  t)r:  <!cn  Schiffsnialcrn  und  Schiffsreinigern;  erzwungene 
Nachtarbeit  ihk!  cr!)ärmliche  Löhne  bei  den  Kesselreinigern;  eben- 
fail.x  klägliche  M(mi  usheuern  bei  den  Seeleuten,  dazu  schHinmste  und 
be  lt  •  kiichste  iMiisstande  des  Heuerbaaswesens  —  das  sind  die  Dinge, 
die  der  Bericht  ausdrücklich,  zumeist  mit  diesen  Worten,  anerkannt 
hat  und  hier  dem  Urteile  der  Welt  vorlegt. 


•)  Der  Frei«  ftlr  das  Mittagessen,  bestehend  aus  %  Liter  Suppe,  durchschnitt- 
lich '  ,  PfVI.  n  i  i  h  (U-milsi^^  und  Kartoffeln  beträgt  40  Pf.  Sehr  komisch  ist  (o\- 
gindrr  Sat/.,  d.-u  »K  r  r.ericht  zum  btstt-n  gi.  I)» ;  Aihoit.-r  Ti<-hm.-n  oftmals,  zumal 

im  Sommer,  nicht  die  zum  MittagcsM-n  peh<irigc-  warme  Suppe,  obwohl  diese 
für  die  Sättigung  ganz  erheblich  ins  Gewicht  fällt  (!!),  soudcrn  essea 
nur  KartolTcln,  Gemüse  und  Fleisch,  und  nehmen  eventuell  noch  gesondert  eine  kalte 
Sappe  fBr  lo  Pf." 
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Der  \  erein  Hamburger  Rheder  hat  es  drif^cgen  unter- 
niiHMucn,  die  Fabel  zu  verteiclij:^cn,  dals  der  Strikc  Irdic^Mich  äufseren 
Kuillüsscn  /u/uschrcibeii  sei.  Der  X'orsUuid  dc^  \  cieitis  erzälilt  in 
seinem  neuesten  Jahresberichte,  wie  ihm  im  August  durch  tlie 
Shipping  Federation,  die  eine  internationale  Verbindung  in  Anre;:;ung 
brachte,  die  internationalen  Pläne  der  englischen  Hafenarbe  iter  >cien 
angezeigt  worden.  „Bei  der  ruhigen  und  zufrieilenen  Haltung  der 
Arbeiter  hielten  wir  eine  Getahr  hier  nicht  lür  vorliegentl ;  l)ald 
aber  traten  die  Wirkungen  der  namentlich  von  Führern  der  st^zial- 
demokratischen  Tai  tri  betriebenen  .Agitation  hi  rv  or."  Ks  wirtl 
dann  der  kleinen  rarliaistrikes  von  .Schauerleuten  gedacht  (Ngl.  meine 
Darstellung  .Archiv,  Mai  1897  S.  674 ff.)  mit  den  Worten:  „Nacii- 
deni  die  (ietreideschauerleute  Forderungen  gestellt  und  zum  Teil 
bewilligt  erhalten  hatten,  legten  plötzlich  die  Kohlenschaucrieute 
die  Arbeit  nieder  u.  s.  w/'  Ich  habe  nachgewiesen  (das.  S.  676) 
daGs  die  Bewegung  unter  den  Kohlenschauerleuten  —  die  immer 
führende  Gruppe  sind  —  im  Jun  i  ihren  Anfang  genommen  hatte,  also 
lange  vor  den  Besprechungen  auf  dem  Londoner  Juli-Kongrefs,  die 
jene  Mitteilung  des  englischen  Rhedervereins  hervorgerufen  Iiaben, 
Der  Jahresbericht  fahrt  fort:  „Diese  leichten  Sttgt  und  ein  starkes, 
aber  schnell  vorübergehendes  Anziehen  der  Frachten,  verbunden  mit 
starkem  Güterandrange,  ermutigte  die  Arbeiter  zu  weiterem  Vor- 
gehen." Dieser  Satz  ist  richtig;  was  aber  das  schnelle  Vorüber- 
gehen betrifft,  so  konstatiert  der  Bericht  der  Handelskammer  für  1897 
den  starken  und  eintraglichen  Verkehr  der  Hamburg-Amerika-Unie, 
femer:  ,Jn  Mittel-  und  Südamerika  lieferte  die  grofse  Kaffee- 
ernte den  Rhedereien  reichliches  Frachtgut  Auch  im  Verkehr  mit 
Ostasien  lagen  die  Frachtverhältnisse  nicht  ungünstig."  Wir  er&liren 
sodann  authentisch,  da(s  die  Rheder  am  1 1.  November  den  Stauern 
nicht  allein  die  Weisung  erteilt  haben,  eine  Zulage  von  30  Pfl  anzu- 
bieten (ob  die  erschwerende  Bedingung  von  den  Stauern  auf  eigene 
Faust  daran  gdcnüpft  wurde,  erfahren  wir  nicht),  sondern  auch  „die 
Forderungen  hinsichtlich  der  Arbeitsbedingungen  abzulehnen".  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafe  jedes  Entgegenkommen  in 
dieser  Hinsicht,  es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dafs  schon  das  Ver- 
sprechen, eine  Untersuchung  anzustellen,  oder  die  Einsetzung  eines 
Hafeninspektors  beantragen  zu  wollen,  genügt  hätte,  den  Strike  der 
Srhaucrlcutc  zu  dampfen.  Wenn  aber  die  Rheder  damals  gewähnt 
haben,  ihre  Arbeiter  seien  im  Grunde  ruhig  und  zufrieden,  und 
hätten  alle  Ursache,  die  Arbeitsbedingungen  gut  zu  finden,  so  haben 
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sie  durch  die  beiden  Versprechungen,  die  der  Strike  ihnen  abnötigte, 
zuerst  sich  selber  ins  Gesicht  f^eschlag^cn  —  sie  sind  dann  aber  durch 
die  Ergebnisse  der  Enquete,  so  sehr  auch  diese  in  einem  für  sie  «^ünstii^en 
Sinne  geführt  wurde,  auf  eine  furchtbare  Weise  verleugnet  worden. 
Sie  kommeii  (in  dem  Jahresberichte)  auch  auf  den  sogen.  Pro- 
fessorcnaufruf  zurück  ')  —  dieser  habe  nur  i^^ezeigt  „wie  vollständig 
diese  Herren  die  Lage  verkannten''  und  liefere  „einen  Wertmesser 
für  die  Bedeutung  ilires  Urteils  über  den  Strike  überhaupt".  Im  neu 
Wertniesser  für  die  Bedeutung,  die  das  Urteil  des  Vereins  Hamburger 
Rheder  in  Anspruch  nehmen  darf,  hat  die  Gegenüberstellung  seiner 
Urteile  über  die  1  .ohnauszahlung  in  Wirtschaften  H.  S.  220)  und 
über  die  Seeniannsordnung  (das.  S.  224),  endlich  —  last  not  least  — 
die  riiatsache  seines  Urteiles  über  das  I  leucrbaaswcsen  (das.  S.  226) 
in  W'ahrheit  geliefert.  Der  Verein  Hamburger  Rheder  hat  Partei 
gent)nunen  für  lias,  was  die  Senatskommission  für  die  Prüfung  der 
Arbeitsverhältnisse  im  Hamburger  Hafen  einen  „schweren  Schaden" 
(S.  24)  und  ein  „Unwesen"  genannt  hat.  Kr  hat  verteidigt,  was 
dieselbe  Kommi.ssion  als  ..Milsstände  der  schlimmsten  und  bedenk- 
lichsten Art"  bezeichnet  hat.  Wenn  wirkhch  die  Urheber  jenes 
Aufrufes  (sie  wollten  nur  eine  gütliche  Verhandkmg  und  Vermitt- 
lung fordern  und  unterstützen)  „die  l^ge  verkannt"  gehabt  hätten, 
so  wäre  dies  durchaus  entschuldbar  gewesen.  Etwas  anderes  ist, 
wenn  man  eine  Lage  so  vollständig  verkennt,  für  die  man  in  einigem 
MaCse  selber  verantwortlich  zu  halten  ist. 

Wenn  wir  mm.  Schlüsse  die  Erfolge,  die  der  grolse  Ausstand 
fiir  die  beteiligten  Arbeiter  gehabt  hat,  in  Kürze  betrachten,  so  darf 
gesagt  werden,  dafe  diese  —  soweit  bis  jetzt  erkennbar  —  in  ma- 
terieller Hinsicht  sehr  gering  gewesen  sind,  in  ideeller  Hin- 
sicht recht  bedeutend.  Der  Ausstand  endete  mit  einer  Niederlage; 
zwar  sind  die  Heuern  der  Seeleute  zum  Teil  etwas  erhöht,  hier  und 
da  sonst  noch  Ideine  Lohnerhöhungen  bewilligt  worden;  iur  andere 
ist  die  Senatskommission  eingetreten,  wir  wissen  noch  nicht  mit 
welcher  Wirkung;  endlich  ist  der  Hafeninspektor  in  seine  Funktionen 


')  Die  fürchterliche  Kntrüstung,  die  dieser  harmlose  Aufruf  für  strikendc  Ar- 
beiter unter  den  Hamburger  Grofshändlern  entzündet  hat,  giebt  einen  lehireichMl 
Beitrag  zur  Vergleichung  mit  Um/>i  passtOi  des  deutschen  Bttrgertnnis.  Am  23.  Hin 
1848  cncliicn  in  den  Hamborger  Zeitungen  ein  Aufruf,  dtn  die  UKesebenslen  Kaaf* 
knie  nuteneidinet  hatten,  aar  Untersttttinng  der  verwaisten  Familien  und  der  Ver- 
wadeten  —  aas  den  Berliner  Banrikadenkimpfcnl 
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eingesetzt  worden.  Der  zuletzt  genannte  ist  zugleich  ein  ideeller 
Erfol«;  der  Arbeiterbewegung,  liin  ideeller  Erfolg  ist  aber  ferner 
die  Kinset/Aing  der  Konunission  und  ist  das  Ergebnis  ihrer  Arbeiten. 
Der  Strike  hat  Licht  gesclialten,  tlas  ist  ein  hoch  zu  schätzender  Ge- 
winn. Unbefangene  wissenschaftliche  Darstellung  gilt,  wenn  sie  der 
Wafirheit  /Ui^Hiiisten  von  Arbeitern  die  Ehre  giebt,  einer  korruin- 
piericn  « »ttVntlichen  .Meinung  fiir  „parteiisch".  Eine  amtliche  Enquete 
könnte,  wenn  überhaupt  in  einem  Verdachte,  nur  im  X'erdachte  der 
Partcihchkeit  zugunsten  der  Unternehmer  stehen.  Diese  wird  in 
der  That  von  einigen  Kategorieen  der  .Arbeiter  behauptet;  ob  .sie 
bewiesen  werden  kann  (aufser  in  Einzelheiten,  wo  wir  selber  sie 
haben  rügen  müssen),  mögen  wir  erwarten.  Die  vorliegende  Dar- 
stellung und  Kritik  hat  sich  streng  an  die  \''oravissetzung  gehalten, 
dafs  die  Untersuchung  im  wesentlichen  ein  unparteiischem  richter- 
liches Urteil  zum  Ziele  gehabt  habe. 

Der  bedeutendste  ideelle  Erfolg  des  Strikes  ist  aber  der  Fort- 
schritt der  Organisation  unter  den  Hafenarbeitern  und  sogar, 
wo  sie  noch  gröfscren  Hemmnissen  begegnet,  unter  den  .Seeleuten. 
Der  .Seemannsverein  hat  sich  als  solcher  am  29.  Jaimar  d.  J.  auf- 
gelöst und  ist  in  eine  Mitgliedschaft  des  deutschen  .Seemannsverbandes 
umgewandelt,  der  im  November  1897  durch  einen  Seemannskongrcfs 
begründet  wurde  und  am  l.  Februar  1898  seine  Thätigkeit  eröffnet 
hat;  bis  zum  4,  Februar  hatte  er  in  Hamburg  125  Mitglieder  ge- 
wonnen. Etn  kleines  Monatsblatt  ,,Der  Seemann"  (Verlag  und  Schrift- 
leitung  A.  Störmer)  erscheint  seit  dem  i.  Oktober  1897  und  wird 
Verbandsorgan.  —  Die  Hamburg  Altonaer  Mitgliedschaften  des  Ver- 
bandes der  Hafenarbeiter  haben  mit  Ausnahme  der  Quaiarbeiter,  die 
am  meisten  unter  der  Niederlage  zu  leiden  haben,  sich  stark  ver- 
mehrt, am  meisten  die  der  Schauerleute.  Die  iiir  die  General- 
kommission  der  Gewerkschaften  bestimmten  Gelder  betrugen  von 
diesen  Mitgliedschaften  in  1896  Mk.  739,95,  för  1897  Mk.  1357,85 
—  da  jedes  Mitglied  pro  Quartal  5  Pf.  abzuführen  hat,  so  ergiebt 
sich  daraus  ein  durchschnittiicher  Bestand  von  3700  in  i8g6,  von 
6789  in  1897;  dabei  hat  aber  der  Strike  mitgewirkt  Im  letzten 
Quartal  1897  war  der  Betrag  Mk.  328,50,  woraus  immer  noch  die 
Zahl  von  6570  zu  erschlielsen  ist ')  —  Einen  Rückgang  bei  etwaiger 
Verschlechterung  des  Verdienstes  aufinihalten,  vdrd  freilich  sehr 
grofse  Anstrenguf^en  erfordern. 

*)  Corretpondcnri)!«!!  fllr  da  Tcrfand  der  Htfcaarbeitcr  Deolidilnidt  April  1897 
und  Jaanar  189S. 
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Um  eine  nachhaltige  X^erbcsserung  der  bestehenden  Zustände 
herbeizuführen,    wird  eine   t;^  rii    d  ä  t  z  1  i  c  h  e    T  m    e  s  t  a  1 1  u  n  g 
der  Arbeitsverhältnisse  anf^a'strebt  werden  iiiu^srn.  Wenn 
wir  so  reden,  werden  wir  entsetzte  Augen  auf  uns  gerichtet  sehen. 
„Hört!  Hört'  er  predigt  den  Umsturz  — "  Gemach.    F.s  sind  Aus- 
drücke der  Kommission  des  hamburgisclR  ii  Senates,  die  wir  zitiert 
haben  (S.  127).    Sie  entwirft  einen  Plan  solcher  Umgestaltung,  dessen 
Idee  dahin  geht,  dals  die  Unternehmerschaft  je  einer  ganzen  Berufs- 
gruppc  kollektiv  eine  grölsere  Zahl  fester  Stellen  einrichten  und 
durch  Abstufung  der   Hilfsarbeiter,  nach  dem  Muster  der  Staats- 
quaiven^'altung,  ein  Emporsteigen  in  jene  regulieren  solle.    Es  liegt 
auf  der  Hand,  wie  dieser  Plan  eine  freie  Vertretung  der  Arbeiter- 
grujipeii  und  einen  kollektiven  Arbeitsvertrag  von  ihrer  Seite,  als 
notwendige  Korrelate  herausfordert.     Die  Schwierigkeiten  dürften 
aber  ebenso  grofs  auf  jener  Seite  sein,  so  lange  als  es  noch  eine 
erhebliche  Zalil  kleiner  Unternehmungen  giebt  und  folglich  die  Kon- 
kurrenz nicht  aufgegeben  wird.    Auffallend  ist,  dafs  die  Kommission 
die  so  naheliegende  hVage  ob  und  wie  sich  etwa  die  Zwischen- 
unternehmung ausschalten  lasse,  und  ob  die  verbreitete  Meinung,  dafs 
dies  erspriefslich  wäre,  richtig  sei,  garnicht  erörtert  hat  Damit 
häagt  es  zusammen,  dafs  sie  auch  an  der  Lohnfrage  sachte  vorüber» 
geht   Sie  meint  hier  am  Schlüsse,  Lohnerhöhungen  könnten  leicht 
durch  einen  vermehrten  Zudrang  zur  Arbeit  wieder  wett  gemacht 
werden,  so  dals  auf  den  einzelnen  unständigen  Arbeiter  eine  kürzere 
Jahresarbeitszeit  entfiele.  Diese  Befiirchtung  hat  keinen  Grund  — 
im  Gegenteil!  Je  höher  der  Lohnsatz,  desto  mehr  werden  die 
Unternehmer  sich  hüten,  ungeeignete  oder  ungeübte  Arbeitskräfte 
einzustellen,  desto  mehr  wird  m.  a.  W.  der  Unterschied  zwischen 
der  Leistung  schlechthin  und  der  zweckmälsigeren,  kondensierten 
Leistung  ins  Bewulstsein  Men.  Die  Lohnerhöhung  bleibt,  auch  um 
die  wilde  Konkurrenz  zwischen  den  Arbeitern  zu  hemmen,  um  die 
so  leicht  einreÜsende,  obgleich  so  übel  rechnende  Gleichgültigkeit 
der  Unternehmer  gegen  die  Qualitäten  des  Arbeiters  zu  bekämpfen, 
nächste  und  dringendste  Forderung.  Ihr  schliefst  sich  die  Regelung 
der  Arbeitszeit  unmittelbar  an;  wo  Tage  und  Nächte  hintereinander 
die  gleiche  Arbeit  fortgesetzt  wird,  ist  die  Sstündige  Schicht  das 
durch  Vernunft  und  Menschlichkeit  gebotene  Mals.   Wenn  es  sich 
aber  herausstellen  sdlte  ^  und  es  wird  sich  sicherlich  herausstellen  — , 
dafs  das  bestehende  Submissionswesen  (denn  darauf  kommt  ja  alle 
„Organisation"  durch  Zwischenuntemehmer  immer  hinaus)  unfähig 


348   Ferd.  Tönnict,  Die  Enqntte  ttber  Zutiilde  der  Arbeit  im  I^bg.  Hafdu 

ist  „besser  geordnete  uiui  stetigere  Arbeitsverhältnisse"  (Bericht 
S.  128  Schlulssatz)  zu  schaffen,  so  wird  jeder  Tag  zu  beklagen  sein, 
der  die  radikale  Beseitigung  dieser  blühenden  Industriezweige  ver- 
zögert. Den  Heuerbaasen  wird  jetzt  endlich  die  Axt  an  die 
Wurzel  gelegt;  die  übrigen  Baase  dürften  kaum  viel  grölsere  Be- 
rechtigung haben»  im  Leben  zu  verharren. 
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Regiernacsrat  in  St  Galleii. 

In  der  Scliwciz  ist  der  Versuch,  die  Eisenbahnen  zu  verstaat- 
lichen, schon  wiederholt  gemacht  worden  und  zwar  bereits  zu  der 
Zeit,  da  man  die  Eisenbahnen  zu  bauen  anfing.  Im  Jahre  1852 
sprach  sich  der  Bundesrat  für  den  Staatsbau  und  -betrieb  der  Eisen- 
bahnen aus»  konnte  aber  dafür  die  Zustimmung  der  Bundes^ 
Versammlung  nicht  finden.  Noch  einige  Jahre  später  besdiÜUgte 
er  sidi  mit  dem  Gedanken,  einen  Fonds  zu  gründen,  um  Eisen« 
bahnaktien  anzukaufen  und  so  allmählich  die  Eisenbahnen  in  die 
Gewalt  des  Bundes  zu  bringen.  Im  An&nge  der  sechziger  Jahre 
befürwortete  Bundesrat  Staempflt  in  einer  Broschüre  den  Ankauf  der 
schweizerischen  Eisenbahnen »  die  damals  die  Ausdehnung  von 
etwa  1000  Kilometern  erlangt  hatten.  1883,  ab  man  das  erstemal 
die  Konzessionen  für  eine  gröfsere  Anzahl  wichtiger  Linien  kundigen 
konnte,  brachte  der  Verfasser  dieser  Skizze  in  der  Bundes 
Versammlung  den  Rückkauf  der  Zentralbahn  in  Vorschlag,  aber  der 
Ständerat  wies  das  Projekt  ohne  weiteres  von  der  Hand  und  der 
Nationalrat  lehnte  es  mit  67  gegen  59  Stimmen  ab.  Dann  ver- 
suchte Bundesrat  Welti,  der  Vorsteher  des  EisenbahndepartementSy 
die  Erwerbung  der  Nordostbahn  auf  dem  Vertragswege,  welcher 
Plan  scheiterte,  und  hoffte,  unterstützt  von  Nationalrat  Marti,  der  das 
meiste  Verdienst  am  Zustandekommen  der  bemischen  Staatsbahnen 
hatte,  die  Jurasimplonbahn  und  die  Zentralbahn  verstaatlichen  zu 
können.  Es  erwarb  der  Bund  vom  Kanton  Bern  30000  Prioritäts- 
aktien der  Jurasimplonbahn,  die  er  seither  bis  auf  77000  vermehrt 
hat,  ohne  jedoch  durch  dieses  System  der  „Penetration"  in  den 
Besitz  der  Bahn  zu  gelangen,  und  mit  Hülfe  eines  Syndikats,  an 
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dessen  Spitze  das  Haus  Goldberger  in  Berlin  stand,  sollte  die 
Zentralbahfi  atq^c^uft  werden,  wogegen  aber  das  Referendam  er- 
griffen worden  ist  In  der  Volksabstimniung  vom  6.  Dezember  1S91 
unterlag  das  Kaufprojekt  mit  nur  130000  gegen  289000  Sdnunen. 
Zum  erstenmal  hatte  sich  nun  das  Schweizervolk  über  die  Eisen- 
bahnrückkauisirage  aussprechen  können ;  das  Resultat  der  Abstimmung 
aber  schien  für  weitere  Unternehmungen  ein  sehr  ungünstiges  zu  sein. 

Es  war  dies  freilich  nicht  in  so  hohem  Mafee,  sobak)  man  naher 
zusah,  welches  die  Gründe  der  Verwerfung  der  Vorlage  sein  mochten. 
Hauptsachlich  ist  gegen  dieselbe  eingewendet  worden,  dals  der 
Kaufpreis  zu  hoch  gestellt  sei.  Aber  auch  andere  Erwägungen 
führten  zur  Ablehnung.  Das  Projekt  hatte  sich  nur  als  ein  ver- 
einzeltes dargeboten,  ohne  dafs  man  über  die  Erwerbung  der  übrigen 
Bahnnetze  unterrichtet  worden  wäre,  so  dafe  manche  von  ihm  eine 
nachteilige  Beeinflussung  der  west-  und  ostschweizerischen  Eisenbahn- 
politik,  mit  ihrer  Ausschau  nach  Alpenbahnen,  zu  gunsten  der 
Gotthardkantone  befürchteten,  und  insbesondere  waren  auch  demo- 
kratische und  föderalistische  Gruppen  nicht  zufrieden  damit,  dafs  in 
dem  Rückkaufsgesetze  keine  Bestimmungen  über  die  Verwaltung 
der  künftigen  Bundesbahnen  zu  finden  seien.  Immerhin  zahlten 
gerade  die  Kantone  zu  den  annehmenden,  die  vorwiegend  in  der 
Zentralbahnzone  gelegen  waren;  das  konnte  ein  Fingerzeig  dafür 
sein,  da(s  der  Gesamtkauf  sich  eher  bewerkstelligen  lasse,  als 
Teilkäufe. 

Die  Anhänger  des  Rückkaufes  zeigten  sich  nicht  entmutigt. 
Le  rachat  est  mort,  vive  le  rachat !  war  ilirc  Parole.  Bald  wurde 
in  der  Bundesversammlung  der  abgerissene  Faden  wiederangeknüpft 
und  durch  die  Motion  Curti  und  Cornaz  der  Bundesrat  zu 
einer  Untersuchung  über  die  Eisenbahn  frage  in  ihrem  ganzen  L'm- 
fange  eingela<len.  Der  Motion  war  der  Entwurf  eines  ausführlichen 
Pirogramnis  für  die  Untersuchung  beigelegt,  welches  die  Zustimmung 
der  radikal-demokratischen  Fraktion  der  Bundesversammlung  ge- 
funden hatte.  Bei  den  Beratungen  der  Fraktion  versprach  sich  I  lerr 
Zschokke  von  dem  Programm  besonders,  daGs  es  zur  Ermittlung 
des  Bau-  und  Ertragswertes  und  damit  des  wirklichen  inneren 
Wertes  der  Aktien  führen  wertle,  und  Herr  Riitiy,  jetzt  Mitglied 
des  Bundesrates,  erklärte,  weil  das  Pro^raiiiin  von  verschiedenen 
Erwerbsarten  rede,  die  Alpenbahnfragc  berühre  und  im  voraus  eine 
Verwaltungsorganisation  fordere,  so  sei  dasselbe  geeignet,  die  Gc^nier 
der  Zeutralbahnvorlage  zu  beruhigen;  die  Waadt  liabe  nur  g^en 
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ein  Ijcstinimtes  Projekt,  nicht  gegen  die  Xationalisation  der  Bahnen 
ülKihaupt  gostiiniTit.  Man  hoffte  die  Angelegenheit  so  zu  fördern, 
dals  der  Bund  bei  der  zweiten  Wiederkehr  der  Künchgungsfrist  für 
z.ihh  eiche  Konzessionen,  am  30.  April  1898,  von  seinem  Rechte  Ge- 
brauch machen  könne. 

Die  Konzessionen  besagen  näniHch,  dafs  im  l'.ille  des  Kiick- 
kaufs  im  30.,  45.  und  60.  Jahre  der  25  fache  Wert  des  durch^rhnitt- 
hclien  Reinertrages  derjenigen  zehn  Jahre,  die  dem  Zeit[)unkte,  in 
welchem  der  Bund  den  Rückkauf  erklärt ,  unmittelbar  vorangehen, 
im  l  alle  des  Rückkaufes  im  75.  Jahre  der  22' «fache  und  im  Falle 
des  Rückkaufes  im  90.  Jahre  der  20 fache  Wert  dieses  Reinertrages 
zu  bezahlen  sei,  immerhin  jedoch  in  der  Meinung  dafs  die  Ent- 
schädigungssumme in  keinem  Falle  weniger  als  das  ursprüngliche 
Anlagekapital  betragen  darf.  V'on  detn  Reinerträge,  welcher  bei 
dieser  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen  ist,  sind  Summen,  die 
auf  Abschreibungsrechnung  getragen  oder  einem  Reservefonds  ein- 
verleibt werden,  in  Abzug  zu  bringen.  Im  FaHe  des  Rückkaufes 
im  99.  Jahre  ist  die  mutmafslidie  Summe,  welche  die  Erstellung 
der  Bahn  und  die  Einrichtung  derselben  zum  Betriebe  in  diesem 
Zeitpunkt  kosten  würde,  als  Entschädigung  zu  bezahlen.  Die  Bahn 
samt  Zubehör  ist  jeweilen,  zu  wekhem  Zeitpunkt  auch  der  Rück« 
kauf  erfolgen  mag,  in  vollkommen  befriedigendem  Zustande  dem 
Bunde  abzutreten. 

Bundesrat  Zemp,  der  mittlerweile  für  den  demissionierenden 
Herrn  Welti  in  den  Bundesrat  gewählt  und  an  die  Spitze  des  Eisen- 
bahnde{»rtements  gestellt  worden  war,  widersetzte  sich  der  Motion 
zwar  nicht,  erklarte  aber  ihre  Annahme  mit  Worten,  welche  ver- 
muten Uelsen,  da£s  er  in  der  Eisenbahnfrage  keinesw^  den  Weg 
der  Verstaatlichung  gehen  wolle.  Als  konservativer  Katholik  und 
Föderalist  hatte  er  noch  eben>  den  Ankauf  der  Zentralbahn  aus 
politischen  und  wirtschaftlichen  Beweggründen  bekämpft,  und  nun 
meinte  er,  es  sollte  die  Frage  des  Rücidcauis  in  den  Hintergrund 
treten,  der  Bund  aber  durch  seine  kräftige  Mitwirkung  den  Bau  der 
Alpenbahnen  im  Westen  und  Osten  fördern.  Mit  Bezug  auf  die 
bestehenden  Bahnen  genüge  es,  eine  Einigung  zur  Herbeiführung 
der  Betriebseinheit  anzustreben  und  für  die  Zukunft  andere  Rück- 
kaufsbedingungen zu  erwirken.  Zu  diesem  Zwecke  allerdings  sei 
eine  Untersuchung  geboten.  Im  X'erlaufe  der  letzteren  aber  ist 
dann  Herr  Zemp  zu  einer  anderen  Ueberzeugui^  gekonunen.  Seine 
Er£ihrungen  im  Departement  haben  ihn  zum  Anhänger  der  Ver- 
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staatlichuii!:^  nremacht;  er  hat  sich  mit  rülimiiclicr  Aufriohtigkcil  als 
solclicn  l)ekaniit  uiui  einen  mannhaft  starken  Willen  in  den  Dienst 
der  j^cwoiinoncn  Ansicht  gestellt. 

Aus  den  wt-ilschichtiq^en  l'ntersuchuntjsarbeiten  des  Departements 
und  seiner  K  x  p  i- r  t  e  n  k o  m  m  i  ss  i  o n  sollen  hier  einige  wenige,  aber 
wichtige  Ergebnisse  hervorgehoben  \vcr<ien.  Fs  herrschte  schlifls- 
Hch  darüber  einerlei  Meinung,  dafs  drr  Rückkauf  auf  ( irundlagc  ilrv 
Konzessionen  vorbert-itct  werden  ii:r>;^rt^;  an  seiner  Stelle  könne  aber, 
wenn  die  Gesellschaften  zu  V  erhandlungen  geneigt  wären  und  diese 
zu  einem  befriedigenden  Resultate  führten,  dem  freihändigen  Kauf 
der  Vorzug  gegeben  werden;  erst  dann,  wenn  keines  dieser  beiden 
Verfehrcn  möglich  schiene,  sollte  der  Bund  von  dem  Rechte  der 
Expropriation  und  zwar  auf  konzessionsmäfeiger  Basis  Gebrauch 
machen.  Die  Gotthardbahn  wollte  man  in  den  Kauf  einbeziehen, 
da  sich  herausgestellt  hatte,  dsSs  die  internationalen  Verträge  dem 
nidit  entgegenstanden.  Die  Alpenbahnen  hätten  besondere  Berück- 
sichtigung zu  erfahren,  über  die  4\o  Millionen  Franken  hinaus, 
welche  jeder,  einer  östlichen  und  einer  westlichen,  als  Bundes- 
unterstützung durch  die  Bundesgesetzgebung  bereits  gesichert  waren. 
Im  G^^nsatze  zu  früheren  Anschauungen  hielten  die  Finanzmänner 
und  Ingenieure  der  Kommission  den  konzessionsgemä(sen  Rückkauf 
für  finanzpolitisch  unbedenklich.  Es  wurde  der  Minderwert,  der 
durch  Abnutzungen  entstanden  ist,  nach  Abzug  des  Wertes  der  alten 
Materialien  auf  150  Millionen  Franken  geschätzt,  was  die  Annahme 
gestattete,  dafs  auch  dann,  wenn  das  Bundesgericht  nicht  diesen 
ganzen  Betrag  als  Minderwert  abrechnen  sollte,  um  die  Forderung 
des  vollkommen  befriedigenden  Zustandes  zu  berücksichtigen,  der 
Kaufjpreis  hinter  den  Aktienkursen  der  Börse  erheblich  zurückbleiben 
werde.  Durch  eine  Revision  des  Ebenbahnrechnungsgesetzes  aber 
wünschte  man  die  richtige  Berechnung  des  Anlagekapitals  und  Rein» 
gewinnes  zu  erleichtern. 

Mit  dem  neuen  Rechnung^esetz  zählen  noch  einige  andere 
Gcsetzeserlasse  zu  den  Vorarbeiten  fiir  den  RückkauC  Mit  allen 
EtsenbahngeseUschaften  gelang  es  Verträge  über  die  Zusammen- 
legung ihrer  Konzessionen  abzuschliefeen,  so  dafs  je  vom 
ganzen  Xetz  das  Anlagekapital  und  <k  r  Reinertrs^  berechnet  werden 
kann  und  alle  Linien  ein  Kaufobjekt  bilden;  nur  mit  der  Nordost- 
bahngesellschaft kam  eine  Vereinbarung  nicht  zustande.  In  der 
IVbereinkunft  mit  den  Vereinigten  Schweizer  Bahnen  wurde  vom 
Bunde  die  VerpfUchtung  eingegangen,   unter  gewissen  Voraus* 
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setzunfi^en  auch  die  T<>i^^'enl)urgcr  liahn  und  eine  noch  zu  erstellende 
Rickcnbahti  zu  vihtiiu  jimen.  l  in  auf  die  Kisenbahngesellscliaftcji 
einen  Kiniluls  des  Slaiks  üben  /u  können,  hat  man  atn  28.  Juni 
1895  das  B  u  n  d  e  e  s  c  t /. ,  betreffend  d  a  s  S  t  i  in  ni  r  ec  h  t  der 
Aktionäre  von  K  i  s  c  n  b  a  h  n  ^  e  s  e  1 1  sc  h  a  f  t  e  n  und  die  Be- 
te i  1  i  i^'  u  n  des  Staates  bei  deren  V  e  r  w  a  1 1  u  n  ^  erlassen, 
welehrs  nur  solchen  Aklioiiaren  in  der  (  ieneiaK  ersanuulun^  einStinini- 
re(  Iii  /iiei  kennt,  deren  Aktien  auf  den  Xanieii  lauten  und  im 
Aklienbuche  seit  weniti^stens  sechs  Monaten  i^xler  dem  Fk-stehen  der 
Gesellschall  eui^etra^a-n  >inil ,  sowie  dem  Bunde^ral  und  den  Kan- 
tonen das  Recht  ^iebt,  zusammen  bis  zu  zwei  Fünftel  der  \'er- 
waltungsratsmitglieder  zu  ernennen.  Das  erwähnte  Bundesgesetz 
über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  vom  27.  März 
1896,  dessen  Zustandekommen  besonders  Marti  betrieben  hat, 
brachte  schärfere  Bestimmungen  über  die  Rechnungsiiihruni;  der 
Eisenbahnverwaltunj^'cn ,  verlangte  insbesondere  die  Anlage  eines 
Eraeuerungsfionds  (Ur  Oberbau.  RoUmaterial,  Mobiliar  und  Gerät' 
Schäften  (Hochbau  und  Tiefbau  wurden  nach  lebhaften  Hatsdebatten 
aus  dem  Entwurf  gestrichen)  und  setzte  iiir  alle  Rückkauisstreiti^- 
keiten,  wo  to  den  Konzessionen  die  schiedsgerichdiche  Erledigung 
vofl^esehen  war,  das  Bundesgericht  als  Instanz  ein.  Es  ist  gegen 
das  Gesetz  das  Referendum  ergriffen  und  damit  ein  Vorgefecht  für 
den  Rückkauf  geliefert  worden;  mit  223  228  gegen  176577  Stimmen 
hat  das  Schweizervolk  das  Rechnungsgesetz  angenommen.  Auch 
das  Bundesgesetz  betreffend  Organisation  der  Eisen- 
bahnabteilung des  Post*  und  Eisenbahndepartements 
vom  27.  März  1897  und  der  Bundesratsbeschlufs  betreffend 
Organisation  und  Geschäftsgang  der  Eisenbahnabtei- 
lung des  Post>  und  Eisenbahndepartements  vom  13.  Juli 
1897  gehören  gewissermafsen  hierher,  da  sie  dem  Departement  seine 
Arbeiten  (ür  den  Rückkauf  rascher  auszuführen  erlaubten.  Endlich 
wurde  ein  Gesetz  in  Aussicht  gestellt,  das  die  Verhältnisse  der 
Nebenbahnen  (und  Kleinbahnen)  eigens  ordnen  sollte,  weil  für  sie 
die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Eisenbahngesetzgebung  nicht 
passen. 

Wohl  mehr  aber  als  diese  gesetzgeberi^ehen  Akte  hat  ein 
Strike  der  Eisenbahnangestcllten  bei  der  Nordost« 
bahn  vom  März  1897  dem  Rückkauf  vorgearbeitet.  Die  Ange- 
stellten der  schweizerischen  Hauptbahnen  \erlan<^ten  Lohnaufbesse- 
rungen und  eine  sie  gegen  willkürliche  MaUregelungen  schützende 
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Form  des  Anstellungsvertrags  („Dienstpragmaiik"),  An  die  Spitze 
der  Bew^rung  stellte  sich  der  Verband  des  Personals  schweizerischer 
Transportanstalten  und  der  eigentliche  Leiter  derselben  war  der 
Generalsekretär  dieses  Verbandes  und  Redakteur  der  «JEisenbahn- 
Zeitung"  Sourbeck,  der  bald  nachher  in  Bern  zum  Nationalrat 
gewählt  wurde.  Die  Eiscnbahnverwaltungen  verstanden  sich  zu 
X'^erliandlungen  mit  dem  Zeiitralkomitö  des  X'erbaiidcs,  worauf  dieser 
W  ert  Icfjte,  weil  es  darin  eine  thatsächliche  Anerkennun';  der  von- 
ihm  vertretenen  Arbciterorg^anisatioti  erlilicktc;  nur  die  Nordostbahn- 
(lircktion  wcijjcrte  sich  anfänglicli.  bestimmte  Abmachungen  mit 
(lein  Koinitc  zu  treffen,  und  während  mit  den  übrigen  Eisenbahn- 
\'cr\\allun;4en  ein  Vergleich  zu  Stantle  kam,  zogen  sich  bei  der 
Xordostbahn  die  \"erhandlungen  in  die  Länge.  Als  l^aMS  der 
Wrsiändigung  war  neben  dem  Wortlaut  des  Anstelluiigs\  er- 
trages  vereinbart  worden,  dafs  das  gesamte  Personal  nu't  Aus- 
nahme der  im  Jahr  1895  neu  Eingetretenen  mit  Wirkung  auf  den 
I.  Januar  1896  um  eine  Gehaltsstufe  aufgebessert  werden  solle; 
Lokomotivführer,  Heizer,  Zugführer,  Kondukteure  hätten  um  zwei- 
Gehaltsstufen  vorzurücken,  Angestellte,  die  seit  zwanzig  Jahren  inv 
Dienst  der  Nordostbahn  durch  Vertrag  stehen,  würden  ebenfalls  um- 
zwei  Stufen  vorrücken  und  Leute  mit  drdfsig  Dienstjahren  um  drei 
Gehaltsstufen;  die  Einreihung  in  die  Stufen  soll  unter  billiger  Be- 
rücksichtigung des  Dienstalters  und  unter  Aufrundung,  wo  es  notig, 
geschehen;  als  Richtschnur  habe  das  (lehaltsschema  der  Zentral- 
bahn zu  dienen:  die  Lohnarbeiter  seien  inbezug  auf  die  Aufbesse- 
rung und  regelmäl'sigc  I.nhnzulagen  wie  die  Angestellten  zu  behandeln 
und  endlich  dürfe  keine  Mafsregelung  wegen  Teilnahme  an  der 
L( )]Hil)e\vr;_ning  erfolgen.  Nun  wurde  der  Xordostltalindirektion  vor- 
gewortcn,  daK  sie  den  Wortlaut  des  Anstellungs\ertragcs  :i!)i;eändert, 
die  Lohnnut  besser uiiL^  nicht  im  ganzen  L'mfange  vorgenommen  und 
MalsicgcluiiL^en  getroh'cn  habe.  Als  damit  der  \'erwaltungsrat  der 
Nordostbahn  einen  Ausschuls  zur  l^ntersucliung  der  Sachlage  ein- 
setzte, dem  auch  als  Arln  iterfrcunde  bekannte  Persönlichkeiten  an- 
gehörten, war  eine  Vermittlung  bereits  unmöglich  geworden,  weil 
die  Eisenbahner-Organisation  zur  Entscheidung  drängte.  Die  Er- 
hitzung führte  zum  Strike,  dieser  aber  dauerte  freilich  nur  zwei  Tage 
(vom  fl.  auf  den  12.  Marz  nachts  12  Uhr  bis  zum  13.  März  nach- 
mittags), da  die  Parteien  Bundesrat  Zemp  als  Schiedsrichter  anriefen, 
welcher  das  Amt  übernahm.  Infolge  der  Lohnbewegung  hat  die  Nord- 
ostbahngesellschaft für  die  Jahre  1896  und  1897  540000  Franken  ver- 
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ausgabt.  Inir  5;amtliche  Bahnen  wird  die  einmalige  Aufbesserung 
aut  rund  3  Millionen  I^Vanken  gescliätzt.  Die  3  Millionen  werden 
aber  auch  die  Budgets  der  folgenden  Jahre  belasten,  da  die  He- 
sulduugen  sich  um  diesen  Betrag  höher  stellen.  Dazu  kommen 
später  die  Aufhesscrungstjuoten  nach  je  zwei  Jahren,  die  vielleicht 
l^U  Millionen  ausmachen. 

In  der  gan/cn  Lohnbewegung  naiim  das  Publikum  für  die 
Forderungen  der  Eisenbahnangestellten  Partei,  die  es  fiir  gerecht» 
fertigt  hielt  Dafs  aber  der  Strike  ausbrechen  konnte,  wurde  als 
eine  Folge  der  von  der  Privatwirtschaft  herbeigeführten  MUsstände 
angesehen  und  eine  Wiederkehr  solcher  Vorgänge  nach  Einfuhrung 
des  Staatsbetriebs  als  au^eschlossen  betrachtet  Bereits  zuvor  hatte 
sich  der  Bund  den  Eisenbahnangestellten  verpflichtet ,  indem  er 
■durch  die  Gesetzgebung  ihre  Htlfekassen  reorganisierte,  wobei  die 
Gesellschaften  etwa  20  Millionen  Franken  einzubczahlcn  hatten,  und 
<Jurcli  das  Rulietagsgesetz  die  Arbeitszeit  erheblich  einschränkte. 
Die  Dazwischenkunft  des  Bundesrats  Zcmj?  war  jetzt  ebenfalls 
geeignet,  das  Ansehen  des  Bundes  in  den  Augen  des  Eisenbahn- 
personals zu  erhöhen  und  es  noch  mehr  zum  Freunde  der  Ver- 
staatlichung zu  machen. 

.\urh  eine  Volksinitiative  \'oii  (irolsrat  (lautschy  in  Basel, 
welrhe  die  H  x  f  >  r  o  pr  i  a  t  i  o  n  fler  Hisenbahnen  anstrebte,  ist  dem 
Rückkauf,  obwohl  sie  zuerst  den  ganzen  Plan  zu  durchkreuzen 
drohte,  schliefslich  zu  statten  gekommen.  Sie  wurde  zum  .Slclieu  ge- 
bracht, hat  aber  in  den  Arbeiterkreisen  und  landwirtschaftlichen 
Vereinen  für  die  Rückkauisidee  proiiagandlstisch  gewirkt 

Am  25.  März  1897  erschien  die  Botschaft  des  Bundes- 
rates „betrefTcnd  den  Rückkauf  der  schweizerischen  Hauptbahnen" 
wie  sie  betitelt  war,  und  suchte  die  Notwendigkeit  des  Ritokkaufs 
zu  begründen,  indem  sie  ausführlich  von  den  wirtschaftlichen 
Vorteilen  sprach,  welche  sich  aus  dem  einheitlichen  und  vom 
Staate  selbst  übernommenen  Betrieb  ergeben  mülsten. 

JEinmal/'  sagte  die  Botschaft  „fallen  die  M<»nente  inbetracht, 
welche  den  einheitlichen  Betrieb  des  gesamten  schweize- 
rischen Bahnnetzes  günstiger  gestalten,  als  der  dermalige  Zustand 
der  Zersplitterung  in  einzelne  Bahnnetze:  es  sind  dieses  die  Vor- 
teile, welche  auch  eine  Fusion  aller  srhweizerisciien  HaujJtbahnen 
in  eine  desellschaft  gewähren  wurde.  Dazu  koinmen  sodann  die 
besondern  Vorzüge,  welche  für  <iie  allgemeuien  Interessen  die  staat- 
liche Verwaltung  gegenüber  dem  Privatbahnsystcni  auszeichnen,  und 
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welche  erf^^ebcn,  dafs  die  X'^ereinigunj^  aller  schwcizcrisciien  Ihhnen 
in  einer  Hand  ni<  lit   einer  grofsen  Aktionär;^cscllsr1inft  uberUissen 
werden  darf,  soininn  vom  Runde  durclif^efülirt  werden  inuf^.  Die 
grundsätzliche  Jii     tiiuhin;^^  des  Vorzuges  der  öflenllichen  \'er\valtung 
der  Kisefil »ahnen  aK  dl  r  I  iauptverkelirsstrafsen  des  Landes  Üc^t  in  der 
\aiur  tler  beiden  Sysienie.  Die  privalcn  Aktiengescllseiiafien  >ind  als 
ha vvcrbs^fcsellscliaflen  darauf  angewiesen,   durch  ihren  Geschäfts- 
betrieb einen  möglichst  grofsen  Gewinn  zu  erzielen.   Dieses  Re- 
sultat wird  aber  nur  dann  erreicht,  wenn  die  Einnahmen  thuntichst 
hoch  und  die  Ausgaben  so  niedrig  als  möglich  gehalten  werden. 
Es  liegt  nun  allerdings  auch  im  Interesse  dieser  Gesellschaften, 
vom  rein  geschäftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  die  Verkehrs- 
interessen  des  Landes  zu  berücksichtigen,  indem  eine  richtige  Ver- 
kchrspoHtik  auch  die  Rentabilität  der  Unternehmung  hebt  Es  darf' 
aber  nicht  aufser  Aclit  gelassen  werden,  dafs  einerseits  eine  bereits 
eingetretene  Zunahme  des  X'erkehrs  eine  Vergröfsernng  der  vor- 
handenen Anlagen  bedingt,  deren  Ausführung  als  unproduktive  Aus- 
gabe  erscheint,    da   der   Nutzen   schon    vorweg   genommen  ist. 
Afulrerseits  tragen  die  zur  Hebung  dc^  Verkehrs  getrotl'enen  Mals- 
nahnien,  wie  X'erbesscrung  dtr  l-ahrpliiiu-,  lirr.ibsct/ung  der  Tarife 
u.  s.  w..  niclit  UTunittflbai'  i'Viirlitc,  sondern  es  i-,t  ein  gewisser  Zeil- 
rauni  erforderlich,  bis  si,  li  der  Xut/en  /itterniälsig  ein>tellt.  Nach 
allen  diesen  Riehtungen  wird  dalu  r  dit-  Pri\  atgesellsrhaft  vorsichtig 
v  orgehen  und  eher  den  be.siehciKlen  Zustand  bctrietligcnder  Rendite 
festhalten .  als  durch  Einfuhrung  von  Verbesserungen ,  die  mit  er- 
heblichen Kosten  verbunden  sind,  auf  eine  Einnahmesteigerung  fiir 
die  Zukunft  spekulieren.    Diese  zögernde  Vorsicht  wird  um  so 
grofser  werden,  je  mehr  der  Aktienbesitz  aus  der  Hand  fester  Eigen- 
tümer an  spekulative  Kreise  übergeht,  denen  nicht  am  Geddhen 
der  Unternehmung  auf  die  Dauer  gelegen  ist,  sondern  an  der  Er- 
zielung hoher  Dindenden  und  damit  an  der  Steigerung  des  Aktien- 
kurses innerhalb  einer  kürzern  Frist.    Es  wird  daher  notwendiger- 
weise das  Finanzei^ebnis  des  Betriebes  in  erster  Linie  von  der 
Pri\'atverwaltung  im  Auge  behalten  werden,  ohne  dafs  derselben 
daraus  ein  begründeter  Vorwurf  gemacht  werden  flarf,  und  zwar 
ein  Finanzergebnis,  das  dem  Aktionär  eine  m(")gliehst  hohe,  den 
landesüblichen  Zinsluis  übersteigende  1  )i\ideiidc  in  Aussicht  stellu 
Der  Staatsbahnbetrieb    kann    sieh    dagegen    begnügen,  wenn  der 
Keingewirni    die    zur  \'er/insung    und   Amortisation   des  Anlage- 
kapitales,  beiithungsweise  des  Ankaufspreises  der  liiihn,  erforder- 


Die  VentaatUchuitg  der  schweizcrisehen  Cisenbahnen. 


357 


liehen  MiLicl  liefert;  die  Differenz  zwischen  diesem  Bedarf  und  dem 
Beiriebsertrag  kann  ohne  finanzielles  Risiko  zu  Verbesserungen  im 
Betriebe  verwendet  werden  und  es  soll  die  Staatsbahnverwaltung 
Ihre  Ueberschüsse  nicht  an  das  allgemeine  Staatsbudget  abliefern^ 
sondern  dieselben  sollen  im  allgemeinen  Verkehrsinteresse  Ver- 
wendung finden." 

Im  einzelnen  wurde  dai^legt,  wie  wenig  einheitlich  der  Betrieb 
da  sei,  wo  liinf  Verwaltungen  denselben  besorgen.  Zu  einem  grolsen 
Teil  werde  die  Arbeitszeit  der  Finanzverwaltung  jedes  Bahnunter- 
nehmens  \  on  den  Abrechnunj^cn  mit  den  andern  Verwaltungen  und 
der  Krledij^iuijT  unzähliger  Anstände  \ erbraucht;  zur  Feststellung 
eines  I  arifs  für  die  ganze  Schwei/,  iiätten  jeweilen  drei  bis  vier 
Tarifbüreaus  miteinander  in  Verbindung  zu  treten  und  in  endlosen 
Schrt  ibereten  sich  zu  ergehen ;  gleiches  sei  der  Ivill  bei  den  Hetriebs- 
kontrollcn  und  die  kleiti.ste  Reklamation  beireffeiul  Meschädip^un»^ 
oder  X'erlust  von  IVansportgütcrn,  Licferfristüberschreituiv^  oder  Tax- 
riickN  cr-i^inunL;  habe  eine  Reihe  \  on  Hiireaus  zu  durchlaufen.  Werde 
der  Betrieb  einlK-itlich,  so  ^enü^ten  statt  der  880  in  der  allgemeinen 
Verwaltung  thäligen  Personen  ungefähr  600  und  es  köiuUe  hier 
eine  Ersparnifs  von  jedenfalls  600 CXX)  Franken  gemacht  werden. 
Ebenso  wären  erhebliche  Erspanüsse  mißlich  beim  Unterhalt  der 
Bahn  und  der  Au&icht  über  sie,  weil  die  Materialanschaffungen  bei 
grofsem  Bedarf  billiger  zu  stehen  kommen,  bei  ausgedehnten  Bauten 
die  tüchtigsten  Unternehmer  sich  mit  Vorliebe  von  durchaus  zah- 
lungsGUiigen  Verwaltungen  gewinnen  lassen  und  für  spezielle  Arbeiten, 
wie  den  Brückenunterhatt,  dann  besondere  Techniker  und  Spezial- 
arbeiter dauernd  in  Dienst  genommen  werden  können.  An  Normalien 
für  den  Oberbau  haben  sich  die  \  ci>cliiedeneti  Bahnuntcrnclmningen 
nicht  halten  wollen,  während  die  einheitliclu-  Staatsbahn  im  Interesse 
des  Betriebs  gleiche  Schienenlängen  untl  Typen  für  Schienenbe- 
festigung besitzen  würde;  auch  lasse  sich  das  Schienenmateri  il  auf 
einem  grofsen  Netze  zweckniäfsiger  ausnutzen  und  köiuie  dadurch 
eine  Ersparnifs  van  I20cxx)  l-"ranken  erreicht  werck-n.  l'erner  ge- 
winnt die  Betriebssicherheit  durch  die  Uebereiiistimnumg  der  mecha- 
nischen Hinrichtungen  und  der  Signale.  Der  k( >>t>i)ieligc  Stations- 
dienst vollends,  dessen  Kosten  ein  N'iertel  aller  Iktricbskosten  aus- 
machen, erfährt  nach  der  Botschaft  insbesondere  auf  den  Bahnhöfen, 
welche  mehrere  Bahngesellschaften  gemeinsam  besitzen,  eine  wcsent-. 
liehe  Verein£a(chung.  Im  Zugsdienst  wird  es  gegenwärtig  von  den, 
Reisenden  unangenehm  empfinden,  daß  das  Zugspersonal  nadi  der 
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Zurückle^aiii^  kleinster  Strecken  wechselt,  was  auf  eirieni  groisen 
Netz  vermieden  werden  kann,  und  im  1  ahrdienst  (Zuglörderung.-«- 
oder  Traktionsdienst)  ist  das  Lokomotivpersonal  noch  \iel  enger 
an  das  Gebiet  der  einzelnen  Bahnen  gebunden  als  beim  Zugsdienst 
„Fremde  Reisende,  welche  im  Auslände  hunderte  \'on  Kilometern 
vom  gleichen  Kondukteur  begleitet  zurückl^n,  dem  sie  die  Fahrt- 
ausweise nur  einmal  vorzulegen  haben,  begreifen  nur  schwer,  dafs 
bei  einer  Fahrt  von  Zürich  nach  Lausanne  hinter  Aarau,  beziehungs> 
weise  Ölten,  zum  zweiten  Male  »und  hinter  Bern  zum  dritten  Male 
das  liillct  vorgewiesen  und  koupiert  werden  mufs,  eine  Unannehm» 
lichkeit,  die  bis  jetzt  nur  für  tlic  Nachtziige  einij^emiafsen  abge- 
schwächt worden  ist.  .  .  Bei  dieser  Fahrt  von  Zürich  nach  l^ausanne 
kommen  vier  Lokomotiven  zur  W  rwendun^,  für  die  Strecken  Zürich- 
Aarau.  Aarau-Ohcn,  (^hcn-Hcrn  und  Brrn-I  .ausannc ;  für  die  \erhäh- 
ni-smälsig  kurze  Strecke  Zürich-St.  Gallen  zwei.  Wenn  nun  nirli 
richtig  ist,  dass  wegeti  der  \erschiedenen  .Sieigungs\ erhältni^  K  r 
Linien  niclit  inuner  die  glciclicn  1  .oktiujotiven  auf  lange  Stic  kcii 
zu  verwenden  sind,  steht  doch  aufser  Zweifel,  dafs  vieles  \erbessert 
werden  könnte  für  .Ausnützunij  .Materials  und  be.ssere  X'erweiulunji 
des  Personals,  falls  nicht  die  engen  Bahngrenzen  hinderlich  wären." 
Dazu  tritt  die  Zersplitterung  nicht  nur  in  der  Verwendung,  sondern 
auch  in  der  zu  groüsen  Mannigfalt^eit  der  Lokomotivtypcn  zutage 
und  ähnlich  verhält  es  sidi  beim  Wagenmaterial.  Ungehinderter 
Uebergang  der  Güterwagen  von  einem  Bahnnetz  auf  das  andere 
und  die  Einsetzung  einer  einzigen  Materialverwaltung  würden  Zu- 
stande beseitigen,  deren  Fehlerhaftigkeit  in  die  Augen  springt. 
Durch  letztere  Einrichtung  wären  etwa  5000CX>  Franken  zu  er- 
sparen. 

in  allen  Dienstzweigen  des  Kisenbahnbetriebs  wird  nach  der 
Botschaft  die  Betriebseinheit  Verbesserungen  zur  Folge  haben. 
Wenn  es  richtig  ist,  dafs  auf  den  Privatbahnen  wichtige  Schnell- 
zugs\  erltindungen  hergestellt  worden  sind ,  so  mufstcn  flieselljen 
ihnen  doch  zum  leil  von  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  auf- 
erlegt werden  und  an  einen  Nachtzug  \  on  der  ( )st-  nach  der  VVest- 
schweiz  hatte  der  Bund  eine  Subvention  zu  leisten.  Auch  .steht  die 
Fahrgesciiwindigkcit  der  schweizerischen  Schnellzüge  (im  Maximum 
75  Kilometer  die  Stunde)  hinter  derjenigen  der  ausländischen  Bahnen 
zurück,  keineswegs  wegen  der  schweizerischen  Terrainverhältnisse, 
sondern  weil  mit  der  Stdgerui^  der  Fahrgeschwindigkeit  die  Be- 
triebskosten erhöht  werden.   Dieselbe  Steigerung  wird  von  den 
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l'rivalgcsellsohaflen  «jefürchtet,  wo  es  sich  um  eine  Verbesserung 
lokaler  \\'rbindun<ien  handelt.  Rcibuncfen  zwischen  dfiti  Postdienst 
des  Bundes  und  dem  Eisciil).ihiulicii-.t  werden  beim  einheitlichen 
und  staatlichen  Betrieb  seltener  sein.  Auch  für  das  Eisenbahn* 
personal  verspricht  ^ch  die  Botschaft  aus  der  Verstaatlichung  Vor- 
teile, da  die  gegenüber  der  Staatsbahnenverwaltung  bestehende  öffent* 
liehe  Kontrolle  am  besten  geeignet  sei,  Milsbräuchen,  so  in  bezug 
auf  die  I^öhnung  und  Arbeitszeit,  entgegenzutreten,  und  die  Bundes- 
verwaltung sich  bemühen  werde,  ähnlich  wie  andere  Staatsbahn* 
Verwaltungen,  m^lichst  viele  Ai^estellte  „aus  dem  beweglichen 
und  unsicheren  Arbeiterverhältnis  in  den  festen  Beamtenstand  über- 
;;ehcn  zu  lassen".  Bezüglich  der  Pensionskassen  werde  der  Bund 
das  lVr>onal  nicht  ungünstiger  stellen,  zugleicli  aber  auch  den 
Krankenkassen  der  Eisenbahnarbeiter  seine  Aufmerksnmkeit  widmen. 

Uebcr  die  Tarife  wird  gesagt,  dafs  die  lieute  bestehenden 
Verschiedenheiten  bei  den  x'erscfiiedcncn  Halmen  nicht  mehr  fort- 
bestehen dürften  „Schon  die  begründete  lorderung  übersichtHcher, 
leicht  verständlicher  und  leicht  zu  handhabender  Tarife  S{>richt  da- 
gegen." Noch  weniger  kümite  es  auf  dem  Staatsbahnnet/  angehen, 
iials  gleiche  Lei.stungen  \er>chieden  be/ahlt  werden  müfsten,  nur 
weil  die  benutzten  Bahnstrecken  ungleiche  Kon/.e.ssionsbedingungen 
hätten.  Taxverschiedenheiten  innerhalb  des  Staatsbahnnetzes  seien 
nur  wegen  besonderer  Betriebsverfaaltnisse,  namentlich  wegen  aus* 
nahmsweise  starker  Steigungen  zu  rechtfertigen,  während  sonst  der 
Grundsatz  der  Glcichbehandlung  gelten  müsse.  Freilich  werde  auch 
die  Staatsbahnverwaltung  genötigt  sein,  ausnahmsweise  Tarifbil- 
dungen in  bedeutendem  Um&nge  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz 
fremder  Bahnen  eintreten  zu  lassen.  Es  wird  berechnet,  dals  trotz 
des  Aus&Ues  in  den  Einnahmen,  der  hierdurch  entstehe,  die  Per* 
sonen  und  GKitertaxen  eine  Heral^setzung  in  dem  Sinne  erfahren 
können,  daCs  sie  künftig  nicht  höher  seien  als  bei  den  jetzigen 
Bahnen,  welche  die  niedrigsten  Tarife  haben.  Damit  sei  aber  nur 
der  Anfang  einer  Farifreform  gemacht,  die.  wenn  auch  mit  Behut- 
samkeit ,  später  lortgesctzt  werden  müsse.  Nach  längerer  Unter- 
suchung glaubt  flie  Hot.schaft  den  Nachweis  erbracht  /.u  haben, 
„dals  der  Staatsbahnbetrieb  für  keinen  Laiide.stcil  eine  \'erschlech- 
terung  der  Bahntarile  nötig  macht,  soiulern  dafs  durch  ihn  mehr- 
fache, ganz  bedeutende  Verbesserungen  im  Tarifwesen  erzielt  werden 
können,  welche  die  Privatbahnen  nicht  zugestejien  werden  und  zu 
denen  sie  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  nicht  ai^ehalten 
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werden  können,  und  dals  deren  Durchführung  ohne  finanzielle  Ge- 
fahren möglich  ist." 

Das  Fernehalten  ausländischer  Einflüsse,  wie  sie  im 
Kampfe  der  Privatbahnen  miteinander  sich  geltend  machten,  die  finan* 
zielle  Selbständigkeit  und  kulturelle  Bedeutung  der 
Staatsbahnverwaltung,  welche  die  Reinertiagnisse  der  Bahnen 
ausschliefslich  fiir  die  Hebung  des  Verkehrs  zu  verwenden  hätte,  und 
die  Möglichkeit  einer  Amortisation  der  Eisenbahnschuld  in 
sechzi«^  Jahren,  waren  weitere  grolse  Vorzüge,  welche  die  Botschaft 
von  der  X^erstaallichunf:^  rühmte.  Diese  letztgenannte  M<^lichkeit 
foU^^erte  sie  aus  der  Annahme,  dais  die  nötigen  Summen  von  der 
Eidgenossenschaft  zu  einem  mäfsigen  Zinsfufse  entlehnt  werden 
konnten  und  der  Kaufpreis  selbst  nicht  so  hoch  sei,  wie  etwa  ein 
Blick  aul  den  Nominalwert  oder  die  Hörsennotierunj^en  der  Aktien 
ihn  erscheinen  lasse.  1  )ie  Kückkaufsentschädigungeii  betragen  in 
runden  Ziffern  zusammen  964384769  I  Vanken  und  zwar:  bei  der 
Jura-Siniplon-Halin  288,  bei  der  Xordostbahn  244,  bei  der  Zentral- 
l)aiin  177,  bei  den  \'ereinij;it  n  Sriiwei/.erbahnen  81  und  bei  der 
Gotthardbahn  172  Mill.  1'' ranken.  Als  wirkliches  Liquidationsbetreff- 
nis  eine  Stammaktie  von  500  Franken  ist  berechnet  :  bei  der 
jura-Simplon-Bahn  120,19,  <Icr  Nordostbahn  338,42,  der  Zentral- 
bahn 543,1,  den  Vereinigten  Schweizerbahnen  315,64  und  der  Gott> 
hardbahn  620^62.  Ueber  die  Verzinsung  und  Amortisation  des 
Rückkaufspreises  hinaus  würde  sich  immer  noch  ein  Ueberschub 
ei^eben:  bei  Annahme  eines  ZinsfuCses  von  4^:50425  Franken, 
von  3V«*o  2108082  Franken  und  von  3%  4437^00  Franken. 
Allerdings  ist  der  Kaufpreis  nicht  bekannt  und  das  Bundesgericht 
hat  erst  zu  sagen,  was  unter  dem  „vollkommen  befriedigenden  Zu« 
stand"  tier  Konzessionen  /u  \  erstehen  ist,  wonach  die  abzurech- 
nenden Minderwerte  sicli  bestunmen,  aber  die  Kotschaft  hat  bei 
ihrer  BercchnunL,f  nur  ein  Minimum  ani^'enoininen :  sie  iiat  blofs  die 
Minderwerte  mit  Bezug  auf  den  Oberbau  unil  da^  Betriebsmaterial 
in  Abzug  gebraelit.  Auch  wurde  die  X'erkehrszunahmc  zu  etwa 
2",,  im  Jahr  aiiL^enonimen,  währenfl  sie  erfahrungsgemäfs  weni'^^stens 
3  "„  ausmacht  und  für  die  schweizerisehen  Hauptbahnen  von  1895 — 9Ö 
sogar  6,6 "j,  betrug.  Beiläufig  bemerkt,  waren  die  X'erkehrsein- 
nahmen  per  Bahnkilometer  in  den  Jahren  1881  (vor  Eröffnung  der 
Gotthardbahn)  und  1894:  bei  der  Zentralbahn  30124  und  46158 
bei  der  Nordostbahn  23678  und  31728  und  bei  den  Vereirngten 
Schweizerbahnen  22*647  und  31  503  Franken,  bei  der  Gotthardbahn 
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l885  38250  und  1894  58276  Franken  und  bei  der  Jura-Siinplon- 
bahn  1890  24733  und '1894  27475  P^ranken. 

Für  die  Organisation  der  Eisenbahnverwaltung^ 
machte  der  Bundesrat  folgende  Vorschläge:  ein  Eisenbahnrat  sollte 
nach'  der  von  ihnen  selbst  festzusetzenden  Wahlart,  von  den 
Kantonen  in  der  Weise  gewählt  werden,  dafs  die  einzelnen  Kantone 
auf  je  50000  Einwohner  ein  Mitglied  zu  bezeichnen  hatten  und 
jede  Bruchzahl  für  volle  50000  gerechnet  würde.  Diesem  Rate, 
der  sich  zweimal  jährlirli  versammeln  müfste,  käme  die  Begut- 
achtung  allrr  dm  Eisenbalinverkehr  betreffenden  Prägen  zu.  Die 
eigentlichen  X'erwaltungsgescliäftc  dagegen,  wie  die  Festsetzung  der 
Fahrplane  und  Tarife,  die  Ratifikation  aller  wichtigen  Verträge  und 
die  Feststellung  der  Dienstorganisation  wünlcn  durch  einen  \'cr- 
waltungsrat  \on  39  Mitgliedern  besorgt,  von  denen  II  tlie  iuiiides- 
\ei>.iiiinilung,  17  der  Bundesrat  und  Ii  der  F.isenbahnrat  ernennte 
und  wiivon  die  vom  Hundesrat  und  tiscnbahtirat  Gewählten  niclu 
Mitglieder  der  Bundesversammlung  sein  dürlten.  Die  (ieneral- 
direktion  in  Bern  —  5  bis  7  Mitglieder  zählend  --  und  drei 
Kreisdirektionen  —  in  I.ausanne,  Luzcrn  und  Zürich  —  je  3  Mit- 
glieder zahlend,  hatte  der  Bundesrat  zu  ernennen. 

Noch  wurde  die  Vorlage  des  Bundesrats  der  Prüfung  durch 
eine  engere  Expertenkommission  unterstellt,  welche  sich 
besonders  mit  ihrem  rechnerischen  Teil  beschäftigen  sollte.  Unter 
den  Experten  befend  sich  Herr  Cramer-Frey,  der  noch  eben 
das  Bankgesetz  bekämpft  hatte,  in  welchem  er  die  Interessen  des 
Handels  und  der  Industrie  nicht  genügend  gewahrt  glaubte,  sich 
aber  zur  Ve!>ia allielumg  der  Eisenbahnen  bekannte.  Der  Bericht 
stimmte  den  Ausführungen  der  Botschaft  in  allem  Wesentlichen 
bei.  Bemerkenswert  ist  darin  vielleicht,  dafs  mit  Rücksicht  auf  die 
Beteiligung  des  schweizerisclien  Kapitals  die  Ausgabe  eines  Titels 
zu  3''.>   fni«dit  zu  einem  niedrigeren  Prozentsatz    empfohlen  wird. 

In  der  I !  u  n  d  e  s  V  e  r  s  a  ni  m  1  u  n  g  gaben  einige  .Artikel  des 
Kntwurfs  und  neue  X'orsclilagc  zu  lebhatten  und  selbst  hartnäckigen 
Debatten  Anlafs;  die  Struktur  des  Gesetzes  ist  aber  dadurch  nicht 
eine  wesentlich  andere  geworden. 

Es  nahm  der  Gesetzentwurf  den  konzessiousjnäfsigcn  Rückkauf 
der  schweizerischen  Hauptbahnen  in  Aussicht,  welche  die  etwas 
über  2800  Kilometer  umfassenden  fünf  grofsen  Eisenbahn- 
netze bilden  (von  Westen  nach  Osten  gezahlt  die  Jura-Simplon- 
Bahn,  die  schweizerische  21entralbahn ,  die  schweizerische  Nordost- 
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bahn,  flif  ( iotthardbahn.  dir  WTeinit^ten  Sclnvci/.nl^ahnen  und  dazu 
die  kleine  Rahnuntcrnchinung  WOlilcii  -  HrcniL^^artcn  im  Kanton 
Aar^au; ;  daneben  wurde  aber  auch  die  Möglichkeit  des  freihändigen 
Kaufes  gelassen  und  zwar  sollte  der  Bundesrat  ermächtigt  sein,  mit 
Zustimmung  der  Bundesversammlung,  also  ohne  jede  einzelne  A^'or* 
läge  dem  Referendum  zu  unterstellen»  die  Erwerbung  der  einzelnen 
Bahnen  vornehmen  können,  „wobei  immerhin  fiir  die  Festsetzung 
des  Rückkaufspreises  die  Bestimmungen  der  Bundesgeset^bung  und 
der  Konzessionen  maßgebend  sind."  Mit  Bezug*  auf  die  Xordostbahn 
ist  eigens  gesagt,  dafs,  wenn  ein  einheitlicher  Rtidckauf  des  ge- 
samten Netzes  nach  den  für  das  Stammnetz  giltigen  Bestimmungen 
nicht  crreichi)ar  sei.  der  Bundesrat  diejenigen  unter  besonderen  Kon> 
Zessionen  stellenden  Linien  von  der  Rückkaufserklärung  ausnehmen 
könne,  deren  Erwerbung  nur  mit  unvcrhältnismäfsigen  Ausgaben 
möglicli  wäre  und  deren  Besitz  nicht  zu  einem  rationellen  Betrieb 
der  Bundesbahnen  unentbehrlich  sei. 

Zweitens  wurde  während  der  Debatten  die  Alperibahnfrage  /u 
einem  Norliiufigen  Abschiufs  zu  bringen  gesucht,  indem  ein  Geset7.e>- 
artikel  den  l^und  ver] »flirluete .  als  Rechtsnachfolger  der  Jura- 
Siniplonbahr,  eine  I'jsenb.ilin  liuroh  denSinn)lun  von  der  sclnvcizerisch- 
italicnischcn  Grenze  bis  Isellc  zu  bauen,  sofern  die  durch  den  Staats- 
vertrag zwischen  der  Schweiz  und  Italien  geforderten  Subventionen 
geleistet  würden,  und  in  gleichem  Ma&e  auch  die  Bestrebungen  für 
den  Bau  einer  Alpenbahn  im  Osten  der  Schweiz  zu  fördern.  Die 
Kosten  fiir  den  Simplontunnel  wurden  auf  75  Millionen  Franken  ver- 
anschlagt, von  denen  20  durch  Subventionen  aufzubringen  sind. 

Eine  dritte  Art  von  Eisenbahnen,  welche  in  den  Bereich  des 
Kaufes  gezogen  wurde,  waren  die  Nebenbahnen,  unter  denen  man 
Bahnen  zu  verstehen  hat,  die  wie  die  Hauptbahnen  normalspurig 
sind  und  sich  von  diesen  nur  dadurch  unterscheiden,  dafs  sie 
kleineren  Gesellschaften  gehören  und  nicht  Teile  grofser  Netze 
bilden.  Viel  zu  lange  hat  man  in  tler  Hundcsx  ersammlung  darüber 
gestritten,  ob  man  diese  Nebenbahnen  in  tlie  Vorlage  einbeziehen 
wolle  oder  nicht.  Dafs  es  schlielslich  geschah,  war  deshalb  gerecht- 
fertigt, weil  sie  ganz  gleiche  wirtschattliche  !•  unktionen  ertlillen,  wie 
die  Haujitbahncn .  oft  mit  grolsen  ( )j)fern  der  Gemeiiuien  und 
Kantone  erbaut  wunlen,  und  weil  es  l)los  zufällig  ist,  wenn  sie 
nicht,  wie  andere  konzessionierte  Linien,  die  man  zu  Netzen  ver- 
einigte, zu  Teilstücken  solcher  geworden  sind.  Angesichts  der  mehr 
als  1000  Millionen  Franken,  welche  die  Veislaatlichung  der  Haupt> 
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balinen  und  der  Bau  des  Siniplon  kostet,  war  es  zu  an^'.stlich,  die 
Xcl)enbahnen  l)eiseilf  lassen  zu  wollen,  deren  Aiilns^akapital  im 
ganzen  nur  etwa  60  Millionen  bclia;^  und  die  im  heiluiudigcii 
Kauf  wohl  für  die  30  Millionen  Franken  erworben  werden  können, 
welche  ae  nach  ihrem  Ertrage  wert  sind.  Weil  der  kon- 
zessionsmäisige  Rückkauf  hier  zu  teuer  wäre,  sieht  nämlich  der 
Entwurf  nur  vor,  dala  der  Bundesrat  mit  Zustimmung  der  Bundes- 
versammlung ermächtigt  sei,  „auch  andere  dermalen  bestehende 
Bahnen"  um  ihrer  volkswirtschaftlichen  oder  militärischen  Bedeutung 
willen  zu  erwerben  oder  ihren  Betrieb  zu  übernehmen. 

In  den  Debatten  des  Nationalrats  spielten  besonders  zwei 
Nebenbahnen  der  Westschweiz:  der  Jura  neuchätelois  und  Votlandes 
Annemasse  eine  Rolle,  deren  militärische  Wichtigkeit  betont  worden 
ist  und  deren  Ankauf  Neuenburger  und  Genfer  Abgeordnete  befiir- 
werteten,  sowie  die  Rickenbahn.  Es  hat  der  Bund  die  Rickenbahn 
zu  übernehmen,  wenn  <iie  Gesellschaft  der  Vereinigten  Schweizer- 
bahnen sie  vor  dem  Rückkaufstermin  im  Jahre  1903  zu  bauen  be- 
ginnt, und  vom  Gesetze  ist  noch  weiter  festgesetzt  worden,  dafe  fiir 
den  Bund  diese  Vcrhin{llichkeit  auch  dann  fortbestehe,  wenn  die 
X'ereinij^en  Schweizerbalmen  vor  dem  jjenannten  Rückkaufstermine 
durch  freihändifjen  Kauf  ati  ihn  ilbepjljehen  sollten.  Sobald  man 
einmal  gewillt  war,  tlic  \i-t)enhaluien  zu  berürksiclitij^en,  durfte  ilie 
Rickenbahn  eine  besundcre  He<leutung  beansin  uclien  :  nel)en  der 
Kisenbahnverbiiuluuj^r  zwischen  der  Inner-  urul  dir  Xordostschweiz 
über  Zürich  stellt  sie  eine  zweite  strategi.sciie  Linie  her,  und  wenn 
sie  für  den  Kanton  St.  Gallen  insoferne  politisch  wichtig  ist,  als  sie 
das  entfernte  Linthgebiet  der  Haupt^adt  nähert,  so  fallt  ihr  zugleich 
die  volkswirtschaftliche  Aufgabe  zu,  för  eine  ganze  Anzahl  von 
Nebenbahnen  (die  Tc^genburgerbahn ,  die  Tölsthalbahn,  die  Linie 
Wald-Rüti  und  die  Südostbahn)  das  Mittelstück  und  der  Tragbalken 
zu  sein,  der  sie  alle  zu  einem  System  verbindet. 

Viertens  wird  bestimmt,  da(s  noch  andere  Bahnen  als  die  be- 
zeichneten vom  Bunde  erworben  und  neue  Linien  gebaut  werden 
können,  in  diesen  zwei  Fällen  aber  ein  Gesetz  zu  erlassen,  also  die 
Zustimmung  des  Volkes  vorbehalten  ist. 

Einige  der  wichtigsten  Artikel  des  Entwurfs  ordnen  die 
Finanzierung  des  Unternehmens,  die  Amortisation  und  das  Rech- 
nungswesen : 

„Die  für  die  Erwerbung,  den  Bau  und  den  Betrieb  der  Bahnen 


364 


Theodor  Cnrti, 


crfonlei  liehen  Geldmittel  sind  diireh  iLiniision  von  Anleihen  niitteUt 
Ausgabe  von  Obligationen  oder  Rententiteln  zu  beschafTen." 

,J)ie  bezüglichen  Anleihen  sind  nach  einem  festen  Amortisatioas- 
plane  längstens  binnen  60  Jahren  zu  amortisieren.  Auf  dem  \\  cL^e 
der  freien  Verständigung  mit  den  Eigentümern  der  Bahnen  und 
unter  Festhaltung  des  Grundsatzes  der  Schuldenamortisation  binnen 
läi^tens  60  Jahren  kann  auch  eine  andere  Zahlungsmodalität  (bei 
dieser  Fassung  dachte  man  an  Annuitäten)  für  die  Erwerbung  der 
Bahnen  gewählt  werden.** 

,JDie  Genehm ic^uin«^;  der  Anleihensoperationen  und  des  Amorti- 
sationsplancs  iileibt  der  Bundesversammlung  vorbehalten." 

„Das  Rechnungswesen  der  Bundesbahnen  ist  vom  übrigen 
Rechnungswesen  des  Bundes  getrennt  zu  halten  und  so  zu  ge- 
stalten, dai's  iiire  Finanzlage  jederzeit  mit  Sicherheit  festgestellt 
werden  kann." 

..Der  Reinertrag  des  Betriebes  der  Bundesbalinen  ist  zunächst 
für  die  X'erzinsung  und  Amortisation  der  Eiscnbahnschuld  be- 
stimmt." 

„\  011  den  weiteren  I  Jebcrschüssen  .sind  2o  "  „  solange  in  einen 
von  den  übrigen  Aktiven  der  Hundesbalinen  gesondert  zu  ver- 
waltenden Reservefonds  zu  legen,  bis  derselbe,  Zinsaufrechnui^  in* 
begriffen,  50  Millionen  Franken  erreicht  haben  wird.  Die  übrigen 
80%  sind  im  Interesse  der  Bundesbahnen  zur  Hebung  und  Er- 
leichterung des  Verkehrs,  insbesondere  zur  Herabsetzung  der  Per- 
sonen- und  Grütertarife  und  zur  Erweiterung  des  schweizerischen 
Eisenbahnnetzes»  vorzugsweise  desjenigen  der  Nebenbahnen  zu  ver- 
wenden." 

iJleichen  die  onlenllirlir;:  l":;inahmen,  mit  InbegrilT  der  nicht 
verwendbaren  Gewinnsaldovorträi^o .  zur  Deckung  der  Betriebs- 
ausgaben, zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals  und  zur  Amortisation 
nicht  aus,  so  ist  ein  entsprechender  Betrag  dem  Reservefonds  zu 
entnehmen." 

Diese  Bestimmungen  haben  vor  allem  den  Zweck,  zu  verlmteii, 
dafs  die  Betriebsüberschü.sse  tler  Bundesbahnen  für  beliel)i<::e  Aus- 
«jaljen  des  Bundes  verwendet  werden  und  im  Eisenb.Uunvesen 
der  I-adLienos.senschaft  Zustande  eintreten  könnten,  wie  mau 
.sie  in  anderen  Staaten,  welche  Staatsbahnen  besitzen,  als  die  üble 
Kehrseite  eines  sonst  erfolgreichen  Staatsbetriebes  wahrnimmt.  Die 
Schddung  der  Eisenbahneinnahmen  vom  Fiskus  soll  die  Amortisation 
sichern  und  jeden  über  die  Verzinsung  der  Schuld  und  die 
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Aiiiorlisation  hinaus  cr/icltcn  (lewinn  einzip^  einer  zivilisat« >i  i>chca 
Aufjjabe,  der  Verbesserung  des  Eisenbahnwesens  selbst,  zu  gute 
kommen  lassen. 

Bestrittener  als  diese  Bestimmungen  des  Entwürfe  war  sein 
Abschnitt  über  die  Organisation  der  Verwaltung. 

Der  Standerat  wünschte  eine  mehr  dezentralisierte  Verwaltung, 
die  er  allerdings  schon  darin  erblickte,  dafs  Kreiseisenbahnrate  dn> 
gesetzt  werden  sollten,  welchen  so  dürftige  Befugnisse  zugeteilt 
wurden,  dals  Nationalrat  Schobinger,  ein  Föderalist,  »e  mit  denen 
eines  Kegelklubs  verglich ,  welcher  einzig  das  Recht  habe,  seinen 
Präsidenten  zu  wählen.  Sie  können  die  Frage  des  Eisenbahnwesens 
nur  begutachten  und  Kredite  biszyr  Summe  von  100000  I'ranken  be- 
willigen. Diese  Kreiseisenbahnräte  sind  darauf  vom  Nationalrat 
festgehalten  worden ,  und  es  hat  dieser  Rat  den  Antrag  abgelehnt, 
dafs  sie  die  Kreisdircktionen  sollen  ernennen  tlürfen.  Kbcnso  sind 
im  Xatiniialrat  Anträge,  wcirhc  .uif  die  F\ntsenduiig  von  25  Ab- 
ge'>rdnrtcn  der  Bcrufsverhätuii-  —  1  landels-  uiul  lii(histi ii-\'crcin, 
liaiHTin  crl)and,  Arbeiterbund  u.  s.  w.,  ><)\vio  des  I-jM-iil)alui]>«'rs(nials 
—  zum  I-.iseul)ahn\ eru  altuugsrate  ab/ieUen,  zwar  zuerst  gutgeheii.scn, 
nachher  aber  die  Beschlüsse  wieder  zurückgenoiumcn  worden,  und 
auch  der  Antrag,  da&  solchen  Interessevertretem  wenigstens  be- 
ratende Stimme  zukommen  soll,  fand  keine  Berücksichtigung.  Man 
bestimmte  über  die  Organe  der  Verwaltung  folgendes:  Der  Ver- 
waltungsrat setzt  sich  aus  55  Mitgliedern  zusammen,  von  welchen 
der  Bundesrat  35,  die  Kantone  und  Halbkantone  ebenfalls  25  (jeder 
eines)  und  die  5  Kreisdsenbahnräte  aus  ihrer  Mitte  5  Mitglieder  zu 
ernennen  haben.  Die  Kreiseisenbahnrate  werden  aus  je  15  bis  20 
"Mir  diedem  gebildet,  von  denen  der  Bundesrat  4,  die  Kantnnc  und 
Haibkantone,  welche  zu  dem  Kreise  gehören,  11  bis  16  .Mitglieder 
zu  wählen  haben.  Die  (^leneraldirektion  und  die  Kreisdirektionen, 
die  ihrerseits  alle  Angestellten  ernennen ,  werden  vom  Bundesrat 
ernaruit.  Wie  man  sieht,  sind  hierdurch  dem  Hundesrat  sehr  grolse 
b<-fugnis.se  gegeben,  ist  <lie  Zentralgcwalt  aulserordentlioli  gestärkt 
wonlen.  Wohl  berief  man  sich  ,  um  diese  strafte  Zentralisation  zu 
rechtfertigen,  auf  das  technische  licflürfnis,  während  auch  fach- 
männische Stimmen  die  Dezenlralisatioii  etnjifohlen  hatten,  uiul  die 
Interessenvertretung  ist  nachträglich  aus  kunstitutioiicllen  (irunden 
wieder  beseitigt  worden.  Indessen  wenn  einige  sich  durch 
Gründe  dieser  Art  bestimmen  Helsen,  wslt  es  doch  mehr  die  Ab- 
sicht, im  Bunde  die  Stellung  der  in  der  Bundesversammlung  herr- 
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sehenden  Partei  noch  mehr  zu  befestigen,  was  hier  den  Ausschlag 
gab.  Man  wollte  den  konservativen  Föderalisten  und  den  demo- 
kratischen Gruppen  —  „gewissen  Elementen",  wie  ein  Redner  sieb 
in  einer  Kommissionssitzung  ausdrückte  nur  den  denkbar  ge- 
ringsten Anteil  an  dem  neuen  gro&en  Zwdge  der  Bundesverwaltung 
gewähren. 

Die  Annahme  des  Gesetzes  erfolgte  im  Ständerat  mit  25  gegen 

T  7  Stimmen,  im  Nationalrat  mit  98  ^ej^en  29  Stimmen.  Unter  den 
Annehmenden  befanden  sich  auch  die  Demokraten  und  Sozial- 
tiemokratcn ,  welche  den  Abschnitt  über  die  Verwahung  bekämpft 
hatten,  die  wirtschaftliche  Xeuerunpf,  die  das  Gesetz  bringt,  aber 
fiir  eine  zu  grofsartige  ansalicn ,  um  nicht  für  sie  einzutreten.  Die 
Minderheit  rekrutierte  sich  vorwiegend  aus  iler  katholischen  Rechten, 
von  welcher  immerhin  einige  Mitglieder  unter  der  Führung  des 
St.  (lallcrs  Keel  sich  lostrennten  und  der  Politik  Zemps  anschlössen 
oder  der  Stimmabg.ihe  sicli  enthielten. 

Als  das  Gesetz  lUni  Referendum  unterstellt  wurde,  konnte 
man  eine  Zeit  lang  beinahe  glauben,  es  finde  dasselbe  keine  An- 
fechtung. Von  Seiten  der  Rttekkau&gcgner  bedurfte  es  besonderer 
Anstrengung,  um  eine  Unterschriftensammlung  in  Gang  zu  bringen; 
doch  kamen  nun  in  kurzer  Zeit  86000  Unterschriften  zusammen 
und  die  Vorlage  galt  deshalb  als  emstlich  bedroht,  zumal  Waadt» 
welchen  Kanton  man  durch  das  Versprechen  des  Simpkmdurch- 
stiches  gewonnen  zu  haben  hoffte,  in  jener  Ziffer  mit  mehr  als 
II 000  Unterschriften  vertreten  war.  Auch  erschien  es  nichl  un- 
gefährlich, dafs  Alt-Ruiidesrat  Droz,  der  Direktor  des  internationalen 
Bureaus  für  den  Kisenbahnfrachtverkehr,  an  die  SjMtzc  der  Gegner 
des  Gesetzes  trat,  mit  Wort  und  Schrift  kämpfte  und  seine  be- 
sonders in  der  welschct\  Schweiz  nicht  geringe  Popularität  gegen 
dasselbe  ausspielte.  Persönliche  .\ngrit1e  sind  infolgedessen  gegen 
Herrn  Droz  gerichtet  worden;  jnan  beschuldigte  ihn  der  Apostasic, 
und  in  der  That  nuilste  es  auff^illen,  dafs  der  Mann,  der  im  Bund 
die  rascheste  Karriere  gemacht .  als  Mitglied  des  Bundesrats  die 
Rückkaufsx  ersuclu-  W'clti  s  nicht  zu  vcrhintlern  gesucht  und  in  i mt  ni 
von  ihm  vcrfafstcn  Unterrichtsbuche  den  Uebergang  der  Ki.>cn- 
bahnen  an  den  Staat  als  wahrscheinlich  bezeichnet  hatte,  jeut  gegen 
den  Bundesrat  und  die  herrschende  Partei  der  Bundesversammlung 
eine  feindselige  tkltung  einnahm.  Dennoch  ist  zu  sagen,  dafs 
Herr  Droz  offenbar  einer  Grundstimmung  folgte:  seiner  Antipathie 
gegen  den  Staatssozialismus,  welche  er  früher,  während  er  dem 
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Bundesrat  angehörte,  wohl  nur  ungern  gemalsigt  hat  Dafs  ein  ent- 
sdliedener  Anhänger  der  alten  (Uconoillisdien  Lehre  nu  Kampfe 
gegen  die  Eisen  bahn  Verstaatlichung  voranstand,  verlieh  diesem  Kampfe 
seinen  wahren  Charakter. 

„Das  Sch!a}:;^\vort,"  sclirieb  Herr  Droz  in  einer  Broschüre,  „mit 
welchem  man  sich  bemüht,  die  (leistcr  zu  erutlaininen ,  ist  ver- 
führerisch genug:  Die  Schweizerbahnen  dem  Schwcizcr\olk.  Dies 
ist  anscheinend  die  X'^orstellung  einer  Befreiung;  es  gilt  das  Joch, 
insbesondere  des  fremden  Kapitalisten,  dieses  nuHicrnen  Gelslers, 
welcher  an  der  Börse  seinen  Sitz  hat,  abzuwerfen.  Aber  wenn 
man  sieghalt  den  Rückkauf  erklärt  haben  wird,  so  braucht  es  Geld, 
um  die  Eisenbahnen  zu  bezalilen»  jedoch  nicht  zu  den  durch  will- 
kürliche Schätzui^  des  Kaufers,  sondern  zu  den  gütlich  oder  redit- 
lich  fes^estelltcn  Preisen.  Wo  wird  man  dieses  Geld  finden?  In 
denselben  Taschen,  welche  es  bisher  geliefert  haben.  Nur  wird 
das  Risiko  der  Darlehen  durch  dasjenige  der  Bundeskasse  ersetzt 
sein.  Aktionare  und  Obligationäre  werden  sich  in  Glaubiger  der 
Ei^^nossenschaft  verwandeln  und  dann  wird  die  schone  Devise: 
Die  Schweizerbahnen  dem  Schweizervolk,  ihre  notwendige  Ergänzung 
in  derjenigen  finden,  welche  lautet:  Die  Schweizerschuld  dem 
Schweizervolk".  Herr  Dioz  bestritt  die  Richtigkeit  der  Rechnui^n 
des  Departements,  stellte  die  Verhältnisse  der  Staatsbahnen  anderer 
Staaten  als  keineswegs  nachahmenswert  dar  und  beliauptete,  dafs 
die  Eisenba Imschuki  weder  amortisiert  werden  könne,  noch  dafs 
Verkehrserleirhterungen  zu  erlangen  seien.  „Man  muls  sich  in  Acht 
nehmen,  sein  einäugiges  Rofs  an  ein  blindes  zu  vertausclien.  .  .  .  Die 
schöne  und  grofse  Politik  der  Zukunft  iK-steht  darin,  zu  sorgen,  dafs 
unser  Ei.scnbahiinctz  sicii  vergröfserc  und  vervollständige.  Wir 
haben  noch  zwei  groise  Alpenübergänge,  verschiedene  Eisenbahn- 
anschlüsse, zahlreidie  Lokalbahnen  zu  erstellen.  Die  Gesamtheit 
der  dafür  erforderlichen  Sunmien  steigt  gegen  die  400  Millionen 
an.  Die  Zeit  marschiert  schnell,  die  Elektrizität  schickt  sich  an^ 
den  Betrieb  der  Eisenbahnen  zu  revolutionieren,  neue  Systeme 
sind  im  B^iff,  die  Wohlthaten  des  schnellen  Verinhrs  in  die  ent* 
l^ensten  Gegenden  zu  tragen.  Wenn  wir  auf  der  Höhe  der  Zeit 
bleiben  w^oUen,  so  müssen  wir  uns  hüten,  unsere  Kräfte  in  einem 
unfruchtbaren  Rückkauf  lahm  zu  l^n,  welcher  alle  neuen  Unter* 
nehmungen  ersticken  wird,  die  zu  ihrer  Entwicklung  das  Ver- 
trauen auf  eine  günstige  Gesetzgebung  bedürfen.  Die  Eisenbahnen 
in  der  Hand  des  Staates  —  das  ist  in  diesem  Augenblick  der  Ruin 
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aller  HoflTnungen.  Entreilisen  wir  nicht  der  Initiative  der  Inter- 
essenten die  (Ur  die  Vollendung  des  angefangenen  Werkes  nötigen 
Kapitalien!  Der  Staat  soll  sich  in  seiner  Rolle  als  R^fulator  und 
Anreger  aller  Kräfte  halten.  Dies  wird  der  nationalen  Wohlfahrt 
unendlich  mehr  nützen,  als  die  Schaffung  einer  Schuld  und  einer 
Bureaukratie,  die  ein  bleierner  Mantel  sein  werden,  von  dem  das 
Land  sich  nicht  mehr  losmachen  kann. . . .  Wir  sind  nicht  für  den 
Status  {]vio.  Wir  wollen  den  reifen  und  klun^en  Fortschritt,  welcher 
nur  durch  zum  voraus  erwogene  Mafsnahmen  sich  erzielen  läfst. 
Bevor  man  die  Gesellschaften  mit  ihrem  für  die  öffentlichen  Inter- 
essen so  kostl)arcn  (iarantiekapitnl  ersetzt,  mufs  man  gewifs  sein, 
besseres  l)ictcii  zu  können.  Bis  dahin  wollen  wir  sie  behalten  und, 
sei  es  durch  Gesetz  oder  «ifiitliche  Wrständif:^unt^.  fiir  das  Publikum 
grüfsere  Vorteile  und  zum  Beispiel  auch  eine  stufeinvcise  Amorti- 
sation ihres  Anlagekapitals  erhältlich  machen.  M.m  k.iiin  noch 
andere  Roinhiiiationen  finden.  .  .  .  Wenn  man  uns  noch  sagen 
würde,  dals  der  Rückkauf  ein  nötiges  Opfer  bedeute,  so  würde  unser 
Patriotismus  sich  fragen  müssen,  welche  Hnt.schliefsungen  zu  fassen 
wären.  Aber  man  stellt  ihn  nur  als  an  gutes,  manche  sogar  als 
ein  glänzendes  Geschäft  hin.  Das  ist  vom  Uebel." 

Hier  erinnert  Herr  Droz  an  das  Schicksal  der  Nationalbahn 
(eine  projektierte  kürzeste  Linie  von  Konstanz  nach  Genf),  die  unter 
den  Hammer  kam,  und  schlie(^ich  sagte  er:  „Die  Eisenbahnen 
werden  nicht  davon  laufen  und  der  Bund  ist  stark  genug,  um  zu 
verlangen,  d  ifs  sie  gut  betrieben  werden.  Das  Schweizervolk  kann 
daher  ohne  jedes  Risiko  Nein  sagen,  indem  es  freie  Hand  be- 
halt für  die  Zukunft.  Aber  sein  Ja  ist  unwiderruflich  und  niemand 
ist's,  der  die  Folgen  beschworen  könnte." 

Bundesrat  Zemp  trat  solchen  Anschauungen  in  einer  Rede  ent- 
gegen, welche  er,  wie  seinerzeit  für  das  Rechnungsgesetz .  wietler 
in  Entlibuch,  iti  seniem  Heiinatkantoii  I.u/.ern  hielt,  wo  die  Führer 
der  konsenativen  Partei  ihm  diesmal  ilie  I Teerfolge  verweigerten. 
„Meine  Thätigkeit  im  Kisenbahndcp.irtciiu  nl  w.ihi  t  nd  sieben  Jahren", 
sagte  er,  „neben  der  Ihätigkcit  speziell  m  iler  Rüokkauhlrage 
während  vier  Jahren,  das  waren  fiir  mich  Vorgänge,  die  mich  zu 
einer  anderen  Ansicht  in  Eisenbahnsachen  gebracht  haben.  Erst 
mit  Widerstreben  fo^e  ich  dem  Gedanken,  es  könne  doch  anders 
sein.  Nach  und  nach  gab  ich  auch  diesen  Gedanken  auf,  und  ich 
habe  es  erklärt  in  den  Raten:  Bei  nur  besteht  eine  vollkommen 
klare,  feste  Uebeizeugung,  dahin  gehend,  dals  die  Erwerbung  der 
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fünf  Hauptbahnen  in  dcv  Hand  der  Eidgenossenschaft  und  die  Ein- 
heit eines  staatlichen  Iktrieljes  und  der  Verwaltungen  in  hohem 
Grade  im  dringlichen  hiteresse  des  Landes  liegen." 

Wa-s  die  Schuld  und  Anleihe  betrefTc,  fugte  er  hinzu,  biete  die 
Üebernahme  der  Obligationen  ja  krunn  Schwierigkeiten,  die  340 
Millionen  Aktienkapital  aber  würden  el)enlall.s  aufgebracht  werden 
können,  denn  schon  jetzt  hätten  sich  die  kreditfähigsten  Kantonal- 
bnnkcn  zur  L'ebcrnahiue  <ler  auszugebenden  Staatsobligationcn  er- 
klart und  ebenso  seien  OlTcrten  vom  Auslantl,  selbst  über  den 
nötigen  Betrag  hinaus,  zu  sehr  günstigen  Bedingungen  gemacht 
worden.  „In  60  Jahren  wird  die  Schuld  getilgt  sdn . . . ,  Das 
ist  die  Amortisation,  die  so  fest  begründet  ist,  wie  dieser  Saal 
(in  welchem  der  Redner  sprach)  heute  dasteht  Und  so  gut 
die  Bahnen  und  besser-  zu  betreiben,  als  sie  heute  betrieben 
werden,  das  können  wir  auch.  Darum  sollen  und  wollen  wir 
amortisieren.  Wer  Schulden  hat,  ökonomisiert  am  besten,  wenn 
er  sie  bezahlt . . . 

Ks  ist  ein  Hauptzvveck  der  Verstaatlichung,  dais  wir  imstande 
sind,  die  Bahnen  von  den  Schulden  zu  entlasten,  und  zwar  in  ver- 
hältnismäfsig  kurzer  Zeit.  Ist  das  nun  ein  frevelhafter  Gedanke,  dafs 
wir  in  der  Schweiz  dieses  eminente  Verkehrsmittel  betriebstüchtig' 
zu  machen  suchen  zum  Nutzen  des  Landes  und  nicht  mehr  zum 
Nutzen  des  Aktionärs-  Das  ist  ein  eidgenössischer  Gedanke,  das 
ist  nicht  ein  parteipoliuscher  (iedankc.  Man  sollte  nicht  immer 
fragen,  wie  wird  sich  die  Sache  anschicken  aus  j)artei[>(4iti>ciien 
Gesichtsi)unkten ;  keine  politische  Partei  sollte  zurückweichen  vor 
dem  Gedanken,  auf  dem  klcitien  schweizerischen  Gebiete  allgemein 
nützliche  Einrichtungen  zu  schaffen.  ...  Es  handelt  sich  darum,  fest 
einzustehen  für  die  richtige  Organisierung  unserer  wirtsdiaftlichen 
Verhaltnisse.  Die  gute  wirtschaftliche  Situation  eines  Landes  ist 
die  beste  Gexirahr  für  seine  politische  Selbständigkeit  Wo  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  verlottern,  da  ist  der  erste  und  zweite 
Schritt  gethan  zur  politischen  Verlottening.^ 

Mehrere  Wochen  dauerte  der  Meinungskampf  ungcschwacht  fort 
und  mit  grofser  Spannung  sah  jedermann  dem  .\bstimmun|^;tage 
«ntgegen.  Kine  Menge  Versammlungen  wurden  abgehalten,  zumeist 
von  den  Anhängern  des  Gesetzes,  währ- dir  Gegner  hauptsach- 
lich die  Flugblätterlitteratur  pflegten.  Aulrufe,  Gedichte  und  dgl. 
ergossen  sich  über  das  Land,  hisbcsondere  war  es  die  „Milliarden- 
^buld"  und  die  „Schuldknechtschaft",  in  welche  das  Schwcizervolk 
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durch  diese  Schuld  gerate,  womit  che  Rückkaufsgeg^ner  Stimmung 
zu  machen  suchten.  Sie  versprachen  sich  hierxun  so  grofsen  Er- 
folg, da(s  sie  weit  weniger  von  der  büreaukratischen  Gefahr  redeten«. 
Gegen  ihr  Erwarten  verfing  dies  aber  in  den  breiten  Volkssdiichten 
nicht  Man  fand  einen  Widerspruch  darin,  dals  das  Geschäft,  welche» 
die  Aktienbesitzer  nicht  anheben  wollten,  als  ein  schlechtes  dar^ 
gestellt  wurde,  und  hielt  es  umsomehr  fUr  ein  gutes,  als  die  Börsen» 
kurse  selbst  die  Parteinahme  des  Großkapitals  gegen  das  Gesetz, 
offenbarten.  An  andere  Lösungen  aber  als  den  konzessionsgemälsen 
Rückkauf  glaubte  man  nicht  mehr.  Die  einfachen  und  entscheidenden 
Gesichtspunkte  traten  hcrv^or;  dafs  die  F,iscnl)ahnen  von  rcclit'^wcgcn 
dem  Staate  orehörcn,  dafs  sich  das  Privatbahnsystem  überlebt  habe 
und  tlals  die  l  ilijuii^f  der  Eisenbahnschulden  eine  der  gröfsten  wirt- 
schaftlichen I'^rruiigenschaftcn  sein  werde.  So  xerlanixtc  ein  Aufruf 
der  demokratischen  Partei  St.  liallciis,  dals  auch  die  Schienenwege, 
diese  eisernen  Strafsen,  dem  Staate  <:(ehürca  sollten.  ,,I)ie  Schuld- 
kncclitschaft"  —  heiCst  es  in  der  Kundgebung  —  „welche  die  Gegner 
der  X'orlage  als  (iesj)cnst  umgehen  lassen,  ja,  sie  ist  niclir  als  ein 
(lespenst,  sie  ist  ein  leibhaftiges  Wesen,  —  sie  besteht  1  Sie  besteht 
gegenwärtig  und  seit  langem.  Das  verkehrtreibende  Publikum  ist 
^  —  und  wer  gehört  nicht  zu  demselben?  — ,  welches  die  Zinsea 
der  Eisenbahnschulden  in  den  Personentaxen  und  Frachtgebühren 
entrichtet,  die  zu  den  höchsten  zahlen,  die  es  in  Europa  giebt  Diese 
„Schuldknechtschaft"  wird  aber  schwinden  in  dem  Mafse,  wie  der 
Bund,  einmal  Eigentümer  der  Bahnen,  mittels  der  Einnahmenüber- 
Schüsse  die  Abtragung  der  Eisenbahnschuld  vornimmt,  das  Eisen- 
bahnnetz ausbaut  und  die  Taxen  ermäfsigt.  Was  man  als  National- 
schuld verpönt,  wird  auf  diese  Weise  Nationahermögen  werden,, 
ein  verlorenes  grofses  Gut,  das  wir  uns  und  den  Nachkommen  2U- 
riicker werben. . . .  Sind  die  l*ri\  atbahnen  zu  Bundesbahnen  geworden, 
so  haben  wir  Schweizer  nicht  mehr  das  Geld  zu  erarbeiten,  welches 
man  an  ausländischen  Börsen  mit  unscrn  Eisenbahnpapieren  verdient. 
Der  kleine  .schweizerische  Aktionär  besitzt  »lann  an  Stelle  der  Ver- 
luste, ilie  ihm  das  Börseiisj^icl  zufügt,  eitie  solide  ( )l)ligation  der 
KidL;ennssenschatt.  Mit  grofsen  Opfern  wurden  einst  die  Zehnten 
abgelöst ,  die  Stralsen  von  den  Kantonen  ül)crnommen  und  die 
Binnenzölle  aufgehoben.  Die  Eisenbahnverstaatlichung  ist  ein  gleiches. 
Werk;  aber  dieses  heischt  kein  Opfer  von  uns.  Ernster  dünkt  uns 
freilich  der  Einwand,  dafs  die  Eisenbahnverstaatlichung  mit  dea 
Verwaltungsbehörden,  wie  das  Gesetz  sie  vorsieht,  die  eidgenössische 
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Bürcaukratic  x  crinchrc.  ( )hnc  Zweifel  lirdarf  der  I^uiul  liir  die 
neuen  Autj^aben ,  w  eiche  ihm  das  Zeill)eiiui  hiis  und  insbcMjndere 
die  V'erkehrsentwicklung  zu  übernehmen  gebieten,  auch  einer  \'er- 
mehruiig  seiner  Beamten  und  Angestellten;  aber  zu  sehr  wird  . 
durch  das  Gesetz  die  Zentralgewalt  auf  Kosten  einer  volkstüm- 
lichen Einrichtung  der  Bahnverwaltung  gestärkt  Doch  wir  sagen 
uns  eben,  dals  die  Kündigungsfrist,  welche  wir  jetzt  benutzen 
können,  fiin&ehn  Jahre  lang  nicht  wiederkehrt.  Wir  müßtten  als* 
■dann  w^n  der  Verkehrszunahme  teurer  kaufen,  und  es  wurden 
uns  iiir  lange  Jahre  die  wirtschaftlichen  Vorteile  verloren  gehen,  die 
wir  durch  die  Annahme  des  Gesetzes  uns  unmittelbar  verschaffen 
können.  Ist  einmal  die  langersehnte  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen eine  Thatsache  ^^eworden,  dann  werden  alle  demokratischen 
Parteigruppen  die  Reform  im  Bunde  anstreben  müssen ,  welche 
längst  not  thut.  Zu  dieser  Stunde  fien  Eisenbahnrückkauf  ab- 
lehnen, um  der  Bürcaukratic  vor/ulieugen,  hielse  nur  den  Gegnern 
der  Süziairefonn  einen  Dienst  erweisen.  Es  würden  tliese  die  Ver- 
werfung des  Geset/es  als  einen  Sieg  der  Privatwirtschaft  und  des 
Gehenlassens  in  wirtschaftlichen  Dingen  feiern  können." 

Bei  ungewöhnlich  grolser  Beteiligung  —  es  gingen  über  78 
•der  Stimmberechtigten  zur  Urne  —  ist  das  Gesetz  am  20.  P>bruar 
1898  vom  Schweizervolke  mit  385792  gegen  181 721  Stimmen, 
also  mit  einer  Mehrheit  von  über  200 000  Stimmen  angenommen 
worden. 

Das  Resultat  übertraf  die  kühnsten  Hoffnungen  der  Rück- 
kauisfreunde,  von  derjenigen  Presse  aber,  welche  die  Vorlage  be- 
kämpft hatte,  wurde  es  fest  allgemein  mit  Fassung  aufgenommen 

und  mit  .Achtung  gewürdigt,  weil  man  in  ihm  eine  ganz  unzwei- 
•deutige  Willenserklärung  des  Volkes  erblicken  könne,  das  nun  mit 
vollem  Bewufstücin  die  ganze  Verantwortlichkeit  auf  sich  genommen 
habe.  Mit  Ja  stimmten  die  Radikalen  der  deutschen  Schweiz  und 
des  Kantons  Tcssin,  die  Demokraten  und  Arbeiter,  worunter  das 
Eisenbahnpersonal,  ein  Feil  der  Liberalen  der  deutschen  Schweiz 
und  der  welschen  Radikalen,  sowie  etwa  30000  konservative 
Katholiken;  mit  Nein  stimmten  etwa  dreiviertel  der  konservativen 
Katholiken,  die  konservativen  Protestanten  mit  der  bernischen 
Volkspartei,  dazu  eine  Anzahl  deutscher  Liberaler  uml  welscher 
Radikaler.  Den  Ausschlag  gab  der  Bauer,  der  kleine  Mann,  dessen 
«Gesiniiung  man  bisher  nicht  kannte;  auch  in  manchen  Gebirgs- 
kantonen,  wo  am  Abstimmungstage  fufehoher  Schnee  lag,  legte  die 


Thcod.  Curti,  Die  VcrsUatlicbung  der  schweizerischen  EL>enbalmeu. 


bäuerliche  Bevölkenii^  die  Zettel  fiir  die  Verstaatlichung  in  die 
Stimmume.  Man  konnte  an  das  Wort  Rankes  denken,  dafs  in  der 

ricschichte  die  Ideen  das  Wirksame  seien  und  in  bestimmten 
Zeiten  alles  einer  gewissen  Tendenz  folge.  Resigniert  sprach  die 
Gazette  de  Lausanne  den  Wunsch  aus,  die  ,,  ozialistische"  Schweiz 
möge  so  glücklich  sein,  wie  es  die  Jiberale"  gewesen. 


Die  Erwerbsthätigkeit  schulpflichtiger  Kinder  im 

Deutschen  Reich. 


Von 

KOXRAD  AGAHD, 
Lehrer  in  Riadorf^Berlin. 

Nicmaiul  wird  bestreiten  wollen,  dafs  das  Kind  dem  Hause,  der 
Schule  und  der  frischen  Luft  tj^eh«He,  aber  NOt,  Eigennutz  und  Wett- 
bewerb sind  niäciitiger  gewesen  wie  wahre  Menschlichkeit.  An- 
gesichts dieser  I  hatsachc  hielt  sich  der  Staat  zu  Mafsregeln  ver- 
pflichtet, die  im  Wesentlichen  auf  das  Verbot  der  Kinderarbeit 
4in  Fabriken  hinauslaufen.  Zum  ersten  Mal  ist  jetzt  durch  die 
Berufsstatistik,  wenn  auch  kein  genügendes,  so  doch  immerhin  ein 
beweiskraftiges  amtliches  Material  Über  die  Beschäftigung  der  auCser- 
halb  des  Arbeiterschutzgesetzes  stehenden  Kinder  herbeigeschafft 
und  damit  bereits  die  Notwendigkeit  eines  weiteren  Ausbaues  der 
Gesets^ebuf^  anerkannt  worden.  Daneben  haben  besonders  in  den 
letzten  Jahren  die  Berichte  der  Gewerbetnspektoren  eine  Fülle 
dankenswerten  Einzelmaterials  gebracht;  Mittellungen,  welche  ge- 
eignet erscheinen,  den  toten  Zahlen  der  Berufsstatistik  Leben 
einzuhauchen.  Bringen  wir  zunächst  die  wichtigsten  Angaben  der 
letzteren,  um  den  ümiang  der  Erwerbstliätigkeit  der  Kinder  dar- 
zulegen. ^) 

Es  handelt  sich  um  214954  Kinder,  darunter  40499  unter 
12  Jahren. 


•1  V^fl.  ViortclialirslicCtc  /.ur  Statistik  «i..s  Dfutsrlun  Ki-irhs.  Herausgegeben 
TOin  Kaiserlichen  btatisti&cben  Amt.  trganzungen  mm  Li.  Heft.  Berlin,  l^ictkamer 
nad  Mfihlbreeht  1897. 
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B  <•  r  11  f  s  ;i  1)  t  e  i  1  u  n  g  e  n 

Kinder  unter  14  Jaliren 

tii:ui:ilich 

weiblich 

zusammen 

A.  Landwirtschaft  

94  lai 

41  004 

135  125 

30618 

7649  ! 

3Sa67 

3506 

1 790 

325 

-  ' 

. 

F.         Soutiger  fifleadidicr  Dienst  md  frde  Be- 

Hicrani : 

867 

1 

86  ; 

9S3 

84S 

32  <>53 

33  SO* 

|i3Pa8s  )  84669  il  ai49S4 


„Die  Lan(l\virtscliaft  bietet  eben",  so  hcifst  es,  dazu  in  dem 
offiziellen  Korntiieiitar  ')  „eine  Reihe  leichter  Verrichtunj^en  iz.  H.  da:s 
Hüten  des  Viehes),  welche  sich  für  Kinder  besonders  eignen".  Hinter 
diesen  Satz  woHeii  wir  vorlauüg  ein  grolses  Fragezeichen  setzen. 

Die  Fischerei  übergehend»  finden  wir  die  Industrie  mit  x6i 
Beru£»rten  wie  folgt  verzeichnet:  (man  achte  auf  die  von  uns  an- 
geordnete  Dnidcweisel) 


Nr.  des 
Be- 
richts 

Berufsarten 

Kinder  unter  14  Jahren 

iiKiiiiüich    weiblich  zu:iauimcii 

1  il 

B.  1. 

114 

81 

1 

US 

2. 

21! 

30 

241 

3- 

1 1 

I 

ta 

4- 

212 

«2    II  «74 

5- 

:{s 

14  * 

52 

6. 

462 

28 

400 

7. 

258 

44 

302 

24 

I 

«5 

9. 

Kies,  Sand,  Zement,  Gips  

67 

10 

77 

M- 

177 

23 

200 

»5- 

214 

120 

334 

16. 

225 

4« 

271 

17. 

60 

*3 

«3 

18. 

52 

42 

94 

>9- 

Spielwaren  (Glas  etc.)  

4 

7 

1 1 

30.  21. 

Verarbeitung  edler  Metalle    .  . 

244 

220 

.  464 

12. 

92 

t 

94 

83. 

3^ 

36 

>)  a.  a.  O.  pag.  14. 
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Nr.  des 

Kinder  unter  14  jaliren 

Be- 

Berufsarten 

f 

rich  LS 

iii.-iiinÜrh 

B.  96. 

Venubeitmig  UMdler  Metalle  .... 

66 

17 

1  *3 

«8. 

46 

6  ! 

5» 

29. 

59 

32 

9' 

30- 

181 

15 

i  19» 

32. 

51a 

5 

S«7 

33- 

59 

16 

75 

39- 

Sensen-Messerschmiede  .... 

119 

12 

'  13« 

40. 

Sch ec r en - Sc h 1 c i  f  f  r  ...... 

40 

« 

46 

45- 

Maschinenapparate  etc.  .... 

457 

35 

402 

47. 

337 

S 

340 

SO.  $1. 

49 

49 

52- 

153 

25 

178 

53-  54 

73 

20 

93 

58. 

47 

18 

1  «5 

59- 

39 

3 

3» 

60. 

44 

5 

49 

61. 

45 

25 

70 

65. 

6 

7 

<7.  6S. 

25 

«S 

74. 

988 

4M 

76. 

61 

«5 

86 

78. 

59 

124 

1  183 

81. 

io8 

124 

1  23a 

83- 

267 

105 

37a 

«5. 

I4S 

,0 

15« 

88. 

Gammiwaren  

*J4 

ft 

3,1 

90. 

Riemererei,  Sattlerei  

447 

II 

458 

92. 

190 

4 

»94 

93- 

148 

27 

»75 

96- 

BfitfecfacKi   . 

»48 

a 

3  SO 

97- 

172 

20 

192 

98. 

Sonstige  Flechtcrcien  von  Holz  etc.     .  . 

27 

26 

43 

99- 

184 

6 

190 

400. 

Dreh-,  Schnit»*  und 

101. 

99 

35 

137 

103. 

96 

45 

141 

105. 

84 

4 

88 

106. 

871 

14 

8SS 

11$. 

IM 

10 

tl6. 

Branntweinbrennerei  

S4 

8 

42 

119. 

m 

459 

792 

123. 

i 

70 

■•4. 

4 

»9  1 

33 
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Nr.  des 
richu 

Ber tt  f sart  en 

Kinder  unter  14  JaiuMa 

luiitmlicL  ^  weiblicli  ^  ^iisammt'n 

B.  14t. 

6«» 

»  1 

1  t» 

142 

142 

142 

S  t  u  b  c  II  111  a  1 1-  r  

H!« 

145- 

:  19 

119 

146. 

45 

3 

47 

■49' 

69 

«9 

150. 

42 

42 

153. 

4m 

2»   i  m 

Im  Bericht  selbst  findet  steh  eine  Tabelle,  in  der  der  Um&ng 
der  Kinderarbeit  besonders  zum  Ausdruck  kommt: 


Bernfsart 

Ziegelei  

Scbmiederei  

Schlosserei  ....... 

Spinnerei  ........ 

Weberei  

StdAmm  

Stickerei  

Posamenten  

Papier-  und  Pappefabrikation  . 

Tischlerei  

Bickerei  

Fleischerei  

Tahakfablik  

Näherei  

Scboeiderci  

Schnbmadierei  

Maarer  


Zttwwipfn  nlnnlich  |  veiblidi 


i  575 
•8« 

im 

988 

188 
7 

2075 

2088 

13 

1 148 

459 

68» 

2  im  1 

1057 

1142 

426 

143 

988 

ite 

888 

»83 

59 

124 

232 

108 

124 

2107 

2  07N 

29 

191t 

1808 

SI6 

988 

8t? 

41 

792 

333 

459 

I  223 

122s 

215« 

1720 

4»7 

2086 

1868 

64 

8873 

8  IBS 

198 

Da  haben  wir  ani  Ausgange  des  19.  Jahiliuiiderts  ein  fiir  einen 
Kulturstaat  überaus  unerfreuliches  Hild.  I'inclcn  wii  docli  eine  An- 
zahl von  Beschäftigungsarten  aufgelülut,  die  sich  in  gar  keiner  Weise 
(ur  die  m  der  Entwicklung  befindlichen  Kinder  eij^nen.  Mädchen 
sind  sogar  als  Maurer,  Schuhmaciier,  Schlosser,  Zicgler,  Schmiede, 
Branntweinbrenner,  Steinsetzer,  Müller^  Eiseng^ieGser,  Töpfer,  Stein* 
metze  und  Arbeiterinnen  auf  Gummiwaren  bezeichnet  Anstatt  die 
Kinder  mindestens  bis  zum  14.  Lebensjahre  in  der  Volksschule  zu 
belassen,  die  doch  selbst  unter  normalen  Verhaltnissen  nur  ein  bc- 


i^iyuu-cd  by  Google 
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scheidenes  Mals  von  Kenntnissen  ihren  Zöglingen  übennitteln  kann, 
wird  eine  grolse  Zahl  vor  Ablauf  der  Schulzeit  dispensiert  Dies 
beweist  besonders  der  Umstand,  dafs  nicht  wen^er  als  3449  Knaben 
unter  14  Jahren  als  Handwerkslehrlinge  angeführt  sind.  Au%e&llen 
sind  uns  daneben  die  fast  verschwindenden  21ahlen  vieler  Berufs- 
arten hinsichtlich  der  „Arbeiter  bei  Hausindustriellen",  die  in 
Wirldichkeit  viel  grolser  sind,  wie  zu  ermitteln  möglich  war.  Das 
wird  um  so  klarer,  wenn  man  den  Umfang  der  Hausindustrie  zum 
Vergleich  licranzicht.  Der  Bericht  hebt  denn  auch  hervor,  dafs  die 
mitgeteilten  Zahlen  „nur  die  Bedeutung  von  Minimalzahlen" 
haben.  Ks  darf  ihnen  diese  auch  aus  dem  (irimde  beigelegt 
werden,  weil  es  sich  ausschlieislich  um  lirwerbsüiätigkeit  im  Haupt- 
beruf handelt. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  daneben  noch  einer  Reihe  nach 
Zahl  oder  Art  auffallender  Beschäftigungsweisen  aus  Handel, 
Verkehr,  .Staats-  und  Creme!  n  dedienst,  Schaustell- 
ungen, Musik  und  Theater  erwähnt. 


Xr.  des 

Be- 
richts 


B  ernf sartcn 


Kinder  nnter  14  Jahren 


männlidi '  weiblich  " 


I 


Ii 


C.  I. 

5- 
7. 

9- 
I  ] . 
12. 

»5- 
17*  18. 

30. 
31. 
E.  3. 

E.  7, 
E.  8. 


Waron-  und  I'roduktcnLandel 
G<'l(i-  unil  Krtdifli.unlfl 
Zcitungsverlag  uiul  -.'Spedition 

ffandelsrennitteloiq;  

Wrsteigcmng,  StcUcnvconittelung 
Post-  und  Tclrgraphenbetrieb  . 
Eiseubalmbelricb  .... 
Fracht-  und  RoUfulirwerk  . 

Schif&brt  

Dienstmänner,  BoteDgSnger 
Lficlu-nhfstattung 
Staat»-  und  Gcnieindcdicn&t 
PriviUiekretire,  Sduciber  . 
Mnsik,  Theater,  SchmutcUtiagen 


3051 
22 

25 
«3 
7 
3 
24 
53 
119 

»5 

2 

367 
467 


705 
2 
II 
I 


5 
6 

% 
8 


i 


63 


2756 

24 
36 

14 

7 

3 
29 

59 

131 

SJ 
3 
368 

»s 

S*9 


Zu  C.  5  und  20  wollen  wir  bemerken,  dafs  es  Hunderttausende  von  Kindern 
gicbt  Id  C  15  bcMbIftigt  ata  lie  Mdi  TaMcadeo.  In  B.  8  wird  dai  „hül^ie 
Interesse**  oft  nun  Vonrand  genontnen.  C.  11,  13,  E.  3.  war  vns  neu. 


')  VgL  Berufs-  und  Gewerbcsählung  vooi  14.  Juni  1895.  DL  TdL  Bd.  to6 
fni;.  657—696  (cf.  die  Endiammeni)  and  Vierteljahrsbeite  a.  a.  O.  pag.  13  oben. 
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Welches  Bild  entwerfen  die  Bcrichlc  tkr  Fabiikinspcktoreii'i  von 
der  Kinderarbeit:  —  Zunächst  beweisen  sie  schla^'ciid ,  dafs  die 
Beschäftigung  der  Kinder  in  Fabriken  seit  1890  stetig  abgenommen 
hat,  dals  aber  in  den  meisten  Fallen  der  Kinderarbeit  nur  ein  anderes 
Feld  —  die  Hausindustrie  —  angewiesen  worden  ist*)  Das  be* 
leuchten  folgende  Zahlen: 

In  Fabriken  beschäftigte  Kinder  gab  es: 


Nach  der  Berufszählung  vorn  14.  Juni  1885  waren  crwerbs- 
thätig  in  der  Industrie  30618  Knaben  unter  14  Jaiiren  und  7649 
Mädchen  unter  14  Jahren,  das  sind  zusammen  38267  Kinder  unter 
14  Jahren.  Somit  bleiben  nach  Abzug  von  4327  der  in  Fabriken 
Beschäftigten  33940  in  der  Industrie  anderweitig  beschäftigte  Kinder 
übr^.  Das  sind  eben  in  der  Hausindustrie  arbeitende.  Dabei  ist 
die  Zahl  der  noch  in  Fabriken  arbeitenden  Kinder  viel  zu  niedrig 
angegeben.  So  schreibt  der  Amsberger  Grewerberat  Schüler  im 
preußischen  Inspektorenbericht  für  1896:  „Eine  stadtische  Polizei» 
Verwaltung  stellte  im  Laufe  des  Jahres  allein  377  Kindern  unter 
14  Jahren  Arbeitsbücher  aus.  In  den  sämtlichen  Betrieben  der  zu- 
ständigen Inspektion  sind  aber  nur  12  Kinder  als  in  Fabriken  be- 
schäftigt nachgewiesen  .  .  .  Man  wird  die  meisten  Kinder  kurz  iiach 
Ostern  in  l'abrikcn  antretfen  können ;  die  Ortspolizei  sammelt  aber 
die  statistischen  Unterlagen  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres,  also 
zu  einer  Zeit,  wo  die  Kinder  das  14.  Lebensjahr  bereits  voik'ixlct 
haben,  so  dafs  die  Angaben  nur  einen  V  e  r  g  1  e  i  c  h  s  w  c  r  t 
haben  können."  Das  wird  auch  in  anderen  inspckiionsbc/irken 
der  Fall  sein. 

Fast  hat  es  den  Anschein,  als  ob  mit  der  Beseitigung  der 
Kinderarbeit  in  Fabriken  überhaupt  kein  wesentlicher  Fortschritt  er- 
zielt worden  ist.  So  heilst  es  über  die  in  der  Textilindustrie  häus- 
lieh  beschäftigten  Kinder:*)   ,iDie  regeknäfeige  Arbeitszeit  wird 

*  )  Vgl.  Jahresberichte  der  KüaigL  Prettfsischen  Regiemngs«  und  Gewerberäte  etc. 
für  1890.    (Berlin  1897.) 

«)  Vgl.  Jabrestberichte  «.».O.  pag.  316,  317,  384,  437. 
■)  Vgl.  JahKsbeiicbte  a.  a.  O.  pac.  58$. 


1886 
188S 

1890 
1802 

1895 
1896 


a«oS3 
SS  913 

27  485 


n  212 
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wie  folgt  angegeben :  Mosens  vor  der  Schule  von  6*/«  bis  ^  Uhr,  Mittags 
von  12  bis  12  Vs  Nachmittags  von  47i  bis  9  Uhr,  mit  einer  Vt 
stündigen  Pause.  Uebersch reitungen  dieser  Arbeitszeit  gehören 
bei  flottem  Geschäftsgange  nicht  zu  den  Seltenheiten."  Die 
Schulzeit  „dauert  von  8 — Ii  Ihr  Vormittags,  2  Mal  in  der  Woche 
bis  12  Uhr  und  Xachmittags  mit  Ausnahme  des  Mittwochs  und 
Sa!ii--t.ic;'<  \  on  2 — 4  Uhr."  Kinder  in  Barmen  sind  auf  Stückpreise 
bei  t  rem  den  Arbeitgebern  vor  Beginn  des  l'ntcrrichts,  zwischen 
den  Pausen  und  nach  dtni  l'nterricht  beschäftigt.  \\\\  Bericht  für  den 
Kc;^Merungsbezirk  Arnsberg  heilst  es'):  „den  Kindern  wird  fast  <;ar  keine 
Ireie  Zeit  zum  S|)ielcn  und  zur  Krholung  in  freier  Luft  gegönnt,  ihre 
Schularbeiten  müssen  sie  in  der  Werkstatt  machen."  Hin  Bescheid 
des  Kultusministers  Be)sse  weist  denn  auch  darauf  hin,  dals  bei  einem 
späteren  Beginn  der  Scliulpflicht  die  Kinder  nocli  mehr  wie  bisher 
in  den  engen  Räumen  hausindustriell  beschäftigt  werden  würden  und 
der  Aufenthalt  in  den  Schulgebäuden  durchaus  vorteilhafter  seL^ 
Im  Einzelnen  wäre  aus  dem  letzten  preufsischen  Grewerbe- 
inspektorenbericht,  er  zeichnet  sich  durch,  umfangreichere  Behand- 
lung dieser  Frage  vor  den  früheren  sehr  vorteilhaft  aus,  noch 
folgendes  zu  bemerken.  5  Verlagsanstalten  in  Bunzlau  beschäftigten 
69  Schulkinder  im  Alter  von  9*— 14  Jahren In  einer  Glashütte 
des  Bezirks  Könitz  wurden  infolge  Denunziation  Mifsstäntle  aufge- 
deckt. Dort  versahen  jüngere  (ieschwister  der  jugendhchen  Arbeiter 
aushülfsweisc  deren  Dienst,  während  letztere  andere  kleine  Arbeiten 
verrichten  oder  ihre  .Mahlzeiten  einnehmen.  „Die  X^erwaltung  schien 
sich  über  das  Unzulässige  und  Strafbare  ihrer  HantUungsweise  nicht 
klar  j^eworden  zu  sein."  ')  Kegii  rungs-  un<i  Ciewcrl)erat  Dr.  von 
Rüdiger-I'otsdani  sclireil)t,  dafs  es  weder  den  (iewerbeauf^ichtsbeamten 
noch  den  (iendarinen  möglich  war,  die  Verwendung  von  Kindern 
auch  nur  cuuiäla  i  lul  im  wirklielien  Umfange  zu  ermitteln.  „Die  von 
dem  Herrn  Regierungspräsidenten  dui  ch  die  Schulaufsichts- 
behörden Vera nlafsten  Erheb u  ngen  haben  selbst  weit- 
gehende Annahmen  übertroffen."  Im  Schulbezirk  Zehdenick 
wurden  in  17  Ziegeleien  96,  in  Alt-Landsberg  120  Schulkinder  in 
16  Ziegeleien  beschäftigt'"^)  Der  Gewerbeinspektor  für  Frankfurt  a..'0. 

')  \^\-  T.Uir.-!('ri<litf  a.a.O.  pap.  317. 

Vgl.  Blätter  liir  soz.  Praxis  1S97. 
*)  Vgl.  Jahresbericbtc  für  1896  pag.  131. 

a.ft.  O.  pag.  15. 
*)  a.  a.  O.  pag.  36. 
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erwähnt  elf  in  einer  (ilashütte  arlK-itende  Kinder  unter  I4  Jahren, 
der  für  Posen  20  im  Torf>tich  besclKift  ij^^'-te.  '  :  ( iev,  ri  hrrat  Haej^erniaim- 
Kreslau  berichtet,  ilafs  die  Zunahme  iler  in  i  abriken  beschält iL;len 
Kinder  ausschliefslich  auf  den  Textil-  und  Metallverarbeitungszweig 
falle.  Daneben  sei  aber  die  2^1  thatsächlich  grofser,  denn  allein 
die  Gewerbeinspektion  Breslau  weise  40  (+  30  gegen  das  Vorjaiir) 
äut  Eine  Beschäftigung  Schulpflichtiger  ist  besonders  bei  den 
aufeerhalb  der  Ortschaften  betriebenen  Industriezweigen,  z.  R  ZiegC' 
leien  ermittelt  worden ;  sie  wird  in  den  Ziegeleien  immer  wiederkehren, 
weil  die  Eltern  die  Kinder  der  besseren  Beaufeichtigung  wegen  bei  sich 
zu  haben  wünschen  und  sie  dann  „naturgemäß"  (!)  gern  zur  Arbeit 
heranziehen,  was  namentlich  dort  stattfindet,  „wo  alle  Arbeiten  im 
Akkord  vergeben  werden"  und  sicli  der  Zieglermeister  um  das  Thun 
und  Treiben  der  Arbeiter  wenig  kümitiert.  Kinder  fanden  auch 
Beschäftigung  in  den  Steinbnichen  des  Striegauer  Kreises  und  denen 
am  Zohtenberge ,  und  \  er(lieiiten  hier  täghch  28  bis  4^  Pfci'.üiije. 
Wenn  der  Aufsirhtsbeamte  schreibt,-)  dals  (heser  X'erdienst  ,,rieilsi^'er" 
Kinder  es  war  also  der  Höchstlohn  I)  für  die  Eltern  eine  bedeutende 
Unterstüt/iuiL,'  i^ewesen  ist.  so  lälst  tlis  auf  jannner\olle  I.ohn\er- 
hältnisse  ui^erhaupt  schlielsen.  (iewerberat  Hirseii  teilt  19  W-rstöfse 
gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  mit.  \"om  (iewerbeinspektor 
in  Mühlhausen  wird  insbesondere  die  ausgedehnte  und  andauernde 
Verwendung  \-on  Kindern  zum  Garnspulen  in  der  Hausindustrie  des 
Eichsfeldes  beklagt.*)  In  der  Hausindustrie  zu  Iserlohn  sind  646 
schulpflichtige  Kinder  allein  mit  dem  Au&chnüren  der  Nadeln  und 
in  Aachen-Burtscheid  (nach  den  Erhebungen  des  Vereins  für  Volks- 
und Jugendspiele)  etwa  2000  Kinder,  „unter  denen  „viele"  noch 
nicht  6  Jahre  alt  sind",  zum  Aufnahen  von  Haken,  Oesen  u.  dgl., 
im  Sortieren  und  Aufstecken  von  Nadeln,  mit  der  Anfertigung  von 
Pappschachteln  u.s.  w.  beschäftigt.  Solchen  Zalilen  gegenüber  können, 
wie  gesagt,  die  .Angaben  der  Inspektorenberichte  nicht  beweisen, 
dals  die  Kinderarbeit  an  sich  geringer  geworden  ist;  wohl  aber  ist 
ein  Rückgang  der  Kinderarbeit  in  Fabriken  seit  Krlais  des  Arbeiter- 
schut/gesetzes  un\  erkemibar. 

Wir  bringen  hier  sch]iel>lic]i  noch  eine  he/iigliche  Zusammen- 
stellung der  .Angaben  aus  den  Bezirken  MüIl^{er,  Minden  und  Aachen, 
die  z.  T.  auch  das  Wachstum  bis  1890  erkennen  läist. 

')  a.  a.  O.  paß.  lOO. 
•1  a.  a.  O.  pag.  121. 
*)  «.  a.  O.  pag.  19t. 
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Ks  waren  Kinder  unter  14  Jahren  in  Isibriken  thätig: 


Im  Jahre 

Bezirk  Münster. 

Bezirk  Minden. 

Bezirk  Aachen. 

■04. 

S  WA 

t^w 

1886 

HC 

I8S8 

i6a 

1889 

1S4 

1890 

169 

»797 

1891 

«93 

1883 

1893 

3» 

524 

4« 

1893 

4« 

67 

13 

1894 

37 

16 

30 

1895 

50 

s 

5S 

1896 

47 

II 

4» 

Nun  lachet!  aber  die  Hcrufssiatistik  sowohl,  wie  die  Gewerbe- 
inspektorcMil)crichtc  kein  Bild  über  den  wirklichen  Umfang 
derKinderarbeit,  denn  es  ist  eine  ^Mofse  Zahl  von  Ijcschäftij^fungs- 
arten  überhaupt  nicht  anj^ctuhn  und  andere  sind  in  der  Berufsstatistik 
summarisch  bciiandelu  Daneben  hat  des  Alters,  der  Arbeitsleistung, 
Kot-  oder  Nichttiotwendigkeit  der  Beschäftigung,  ihres  Einflusses 
auf  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  Schulleben  nur  in  knappen  Umrissen 
Erwähnung  gcthan  werden  können.  Das  Detailstudium  der  Materie 
ist  aber  durchaus  notwendig,  um  den  auf  diesem  Gebiete  bestehenden 
Müsstanden  energisch  en^egentreten  zu  können. 

Die  ersten  umiiassenderen  Erhebungen  sind  unseres  Wissens  in 
Hamburg  gemacht  worden.  Sie  waren  aber  sehr  allgemein  gehalten 
und  brachten  nur  den  Beweis,  dafs  der  Prozentsatz  erwerbender 
Schulkinder  ungeheuer  grofs  war.  Dann  folgte  Altenburg  i.  S.,  wo 
festgestellt  werden  konnte ,  dafs  gerade  das  weibliche  Geschlecht 
unverhältnismäfsig  .stark  mit  Nebenerwerb  belastet  wurde,  --^us  dem 
Umstand,  dafs  in  Leipzig  „nur  18  Kinder"  dergestalt  arbeiten  mufsten, 
dafs  ihnen  die  Thätis^kcit  verboten  werden  sollte,  glaube  ich  heute 
zu  dem  Schlüsse  berechtigt  /u  sein,  dafs  man  der  Sache  nicht  genug 
auf  den  (iruiul  ging.  X'oUkommeneres  Material  brachte  Stettin. 
L>  kam  mir  erst  zu  Gesicht,  als  ich  bereits  tlas  M.iterial  von  3267 
schulpflichtigen  Knaben  in  Rixdorf  zu  bearbeiten  begonnen  hatte. 
Ich  ging  von  dem  Gedanken  aus,  dafe  Durchschnittszahlen  oder 
Erhebungen  an  einzelnen  Klassen  kein  zutreffendes  Bild  bestehender 
Müsstände  würden  geben  können,  und  entwarf  deshalb  einen  sofg- 
faltig  spezialisierten  Fragebogen,  der  nut  einigen  wörtlichen 
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Abänderungen  oder  Unterfiagen  auch  von  der  Behörde  benutzt 
worden  ist  Dieser  Fragebogen  diente,  den  jeweiligen  besonderen 
ortlichen  Verhältnissen  angepalst,  einer  grolsen  Zahl  von  VolkS" 

schullehrern  zur  Aufnahme  vorbereitender  Klassenerhebungen  und 
1^  auch  dem  geschäftsführenden  Ausschufs  des  deutschen  Lehrer- 
verbandes ')  nach  zweckmälsiger  einheitlicher  Umgestaltung  für  Stadt 
und  Land  in  folgender  Form  vor: 

Fragen  zur  Festatellung  der  erwerbsmäfsigen  Kinderarbeit  (Sudt). 

.  .  .  Schule.    Klasse  (Knaben,  Mädchen)  .  .  .  Ttg  der  Aufnahme  .  .  . 

1.    Schülerzahl  der  Klasse  • 

S.   Zahl  der  zu  den  Zwecken  des  Erwerbes  beschiftigten  Kinder 


3.  Arten  der  Nebcnb<riM:häftig\mg  nebst  Zahl  und  Alter  der  in  jeder  Art  be- 
schäaigtcn  Kinder  (mit  Angabe  4«t  dnrcluchmttUchen  Lohnes  pro  Arbste* 
stunde  in  jcdo-  Beschiftigangsait: 

(Beispiel  FrttbstBckstfSger:  3  im  Alter  von  s  sn  le  n.  1  an  ii  Jahr  —  5  Pf.^ 


I.auflmrschcn : 
Kcgclauiäctzer : 
Hiadler: 
Wagenanbeher: 
Kindel  waiLiiug: 
Aufwartung : 
Verschiedenes : 

(Hi<-ninter  mufs  auf  Formularen  viel  Raum  gelassen  werden  II)  Siehe 
Weiteres  unter  Anmerkungen. 


4.    Wieviel  davon  .sind 

a)  bei  fremden  Aibei^hem  anlserhalb  des  elterUebcs  Hauses: 

b)  fllr  einen  fremden  Aibeitgeber  imerbslb  des  elterUeben  Hauses: 

c)  im  Hause  ttx  die  Eltern: 
tax  Erwerhszwecke  bescbftftigL 


In  Anbetmcbt  der  Wichtigkeit  dieser  Frage  hat  der  geaannte  Anschafs  d«a 
Landes»,  Prorioml*  und  EinzelverUnden  das  Thema  zur  Berattmg  gestellt:  la 
welchem  Umfangie  und  in  welcher  Richtung  wird  die  Jugcndcnidiung  dnidi  ge- 
werbliche und  landwirtschaftliche  Kinderaibcit  geichidigtY 


a)  überhaupt ; 

b)  in  l'rozcnteii  von  der  Schitlerzalil  der  Klasse  ; 


Frühstück: 

Milch : 


Die  Erwerbsthltigkdt  lehnlpiflichtiger  Kinder  im  Deutschen  Reich. 


5».  Wiedel  Kinder  sind  tä$:1irb  nur  einmal  u.  wieviel  »ind  mebmuüs  beschäftigt? 

cinnuil  zweimal  dreimal  

5b.  Wie\iel  Kinder  sind  auf  zwei*  oder  mehrfsicbe  Weise  beschäftigt? 

6.  Wieviel  Kinder  sind  vor  Beginn  des  Unterricht»  am  Morgen  beschiftigt? 
(Anzugeben  der  Beginn  der  Arbeit,  die  Arbcitsdnner  n.  das  Alter  des  Kindes) 
(Beispiel  i  FrObstäckstiiger  von  4.-7  Uhr,  alt  10  Jahr. 

1  ZcitungstrSger  von  5    7 '    {In,  alt  1 1  Jahr  n.  s.  w.) 
Hi«T  bleibt  Irfior  Kaum  für  weitere  Eintrui^im^M  n  ' 

7.  Wieviel  Kinder  sind  nach  den  l'nterricht.s.stundcn  beM:bäftigt  und  wieviel 
Stunden  in  jedem  Falle  V    (Alter  des  Kindes.) 

Anm.  Zu  beantworten  nach  Beispiel  zn  6. 

9.  Wievid  Stunden  betrtgt  die  gesamte  tiglidie  Arbdtsseit  bei  den  Kindeni 
nntcr  Fnge  7«  die  nodi  nach  8  Uhr  abends  besehiftigt  sind?  (bis  wann? 
Alter)  /..  B.  I  Kcf^cljonge  von  6— II  Uhr,  alt  10  Jilir,  arl>eitet  LHgl.  7  Sid. 

•9a.  Wieviel  Kinder  sind  I,  2  u.  s.  w.  Taj^e  in  der  Woche  beschäftigt? 

I    Ta^i  ....  2  Tage  ....  3   läge  ....  4  Tage  ....  5  Tage  ...» 
6  i  agc  ....    7   Tage  .... 
9b. Wieviele  Soontagü?  (davon  länger  als  sonst): 

10.  Wieviel  Stunden  ist  jedes  der  bisher  erwBhnten  Kinder  inder  Wocbebe- 
sehlftigt?  (3&isa«unenstellnng  I) 

11.  Bei  wieviel  von  den  beschäftigten  Kindern  ist  folgendes  festgestellt  worden? 

a)  Beurlaulmngen  für  Arbeitszwecke: 

Anzugeben,  wie  langet) 

b)  L'nregelinäfsigcr  .Schulbesuch; 

c)  Unregelm&fsiges  Kommen: 

d)  UnregeümSfsige  Versetrong: 

e)  Der  hSualidie  Fleifs  ist  bei  ...  .  gnt,  bei  ...  .  genflgcnd,  bei  .  . 

weniger  als  genügend,  bei  ...  .  nicht  genügend. 

f)  Die  Beteiligung  ( Autmerksamkeit)  am  Unterricht   ist  V>ci  ....  gut« 
bei  ....  genügend,  bei  ....  weniger  als  genügend,  bei  

nicht  genügend. 

g)  Die  Leistungen  sind  bei  ...  .  gut,  bei  ...  .  genügend,  bei  ...  . 
weniger  als  genttgend,  bei  ...  .  nicht  gcnttgend, 

12.  b  wieviel  Flllen  glaubt  der  Lehrer  thatsächlich  hervoitretende  gcsundlieit» 

liehe  und  sittliche  Schädigungen  auf  die  Kinderarbeit  zurückrühren  zu  konnenf 

13.  In  welchen   Umständen  liegen,  bei   den  einzelnen  Arbeitsarten   Gefahren  fllr 
die  gesundheitliche  und  sittliche  Kntwicklung  der  Kinder  ? 

14.  In  wieviel  Fällen  ist  im  Hinblick  auf  die  Verhältnisse  der  Eltern  die  Not- 
wendigkeit des  Erwerbes  seitens  der  Kinder 

a)  in  Abrede  sn  stellen? 

b)  nicht  abzuweisen? 

c)  nicht  M  entscheiden? 

15.  Wieviel  beschäftigte  Kinder 

2.)  haben  Eltern  ? 

Archiv  für  so«.  (leMUgebung  u.  Statistik.  XU.  23 
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b)  sind  Halbwaisen  (eingeschlossen  Kinder  von  Elieveilasscnen)? 

c)  sind  GanzwaiBen? 

i6.   Annslinuig  besonders  dtarakteristischer  FUle: 

AnnerknngeD  iwd  Briluteraagtn  su  vorstobendm  Fragen. 

7a  Frage  3.   Ab  Erwetbsaibeitea  sind  «mosdicn 

A)  Arbeiten,  welche  bei  einem  fremden  Arbeitgeber  gegen  Lohn 
(Geld,  Kleiduig,  Nabrung  usw.)  aufführt  werden, 

B)  Arbeiten  im  oltcrliclien  Hanse, 

a")  welche  Tür  fremde  kt-chnunjj  ausgcfElli rt  werden. 

b)  durcli  welche  Gegenstände  fUr  den  Verkauf  gewerbmäfsig  hergestellt 
werden. 

c)  fUr  welche  wegen  ihrer  langen  Dauer  od«  ihrer  Schwere  «ad  d«r> 
gleichen  unter  ordnangsmSfsigen  Verhältnissen  eine  besondre  Hil&kraft 
notwendig  irib«. 

Nicht  zu  berück>ichtipen  sind  gelegentliche  Mithilfe  bei  der  f  >\\  erhs.irbdt 
der  F.lteni,  sowie  die  Uebcnialiiuc  solcher  Arbeiten,  die  Kdi^dich  dem  elter- 
lichen Haushalt  dienen,  wie  Besorgung  von  hati^wirtschattlichcu  IMHchtcu  usw. 
Zu  Frage  3  \\iX).  Kür  die  Bearbeitung  des  .Materials  wirtl  es  als  zweckdienlich 
erachtet«  die  Arten  der  Nebenbeschäftigung  muglich>t  zu  gruppieren. 
Hauptzosammenstellang  (Ar  eine  Schule;  filr  den  Oft): 

T.    Land  w  i  r  t  äC  h  a  f  1 1  i  c  he  Arbeiten: 

i.  HUlcdicnsl, 
%,  Kartoffelernte, 

3.  Rübenbau, 

4.  Getreideernte, 

5.  Tabakbau, 

6.  Forstkultur. 

7.  Torfgräberei, 

S.  Zicjjclarl)«iten  usw. 

II.  .Arbeiten  in  der  I  u  <1  u  s  t  r  i  e  ; 

1.  Textilnidustne :  Spulen,  Weben,  Tüchcrknupfen  usw. 

2.  Bddeidungsindnstrie:  Nihen,  Stricken,  Häkeln,  Klöppeln  usw. 

3.  Tabaksindttstiie:  Cigarrcnwidcelmacfaen  usw. 

4.  Kun*  und  Galanteriewaren-Industrie:  Knöpfemachen,  Perlenaufnfthen  nsw> 

5.  Pa])icrindustrie :  '1  ütcnkleben,  Kartonarbeiten,  Kolorieren  ttsw. 

6.  M'  t..l1indu.strie:  l'olieren,  .Vufnähen  von  tbken  imd  Osen,  Sortieren  und 

.\ufsteckeii  von  N.i<irln  (i>w. 

7.  Mi>belin(iu>trie .  I'oIkicii  u>w. 

S.  Spielwaren-  und  leichte  llulzvraren4ndn»trie:  Schnitzen,  Bemalen,  Zasam- 

mcnsetzen,  Verpacken  osw. 
9.  Arbeiten  in  Beigwerken,  Steinbrttchen,  Salinen. 


4  k. 


Die  Erweibstliltigkeit  sdmlpflkfatiger  Kinder  im  Dcutsehen  Reich. 


III.    Andere  Arbeiten. 

1.  llandelsgcwerbc     Vtrkaul  von  Blurnrn,  .Str»>ichhöl2em,  Backwaren,  Apfel- 
sinen, Spirhvanii,  W  riliiuu  ht-artikeh»  usw.  |Stial^t  nhani!>-l  und  Hausieren). 

2.  Hilieleibtung  im  kautmammchen  Gewerbe:  Sortieren  und  Einpackea  von 

sowie  ihalidie  Aibelten  bei  Kaafleaten  usw. 

3.  Begleiten  von  GeschSftswagen  osw. 

4.  Gastvirtageweibe:  KegeknfseUen ,  FluchenspiOen,  Bierabsiebcn,  Gliser* 

reinigen,  fi esch i rrabtmgett  u<.w. 

5.  Botendienste   Anstraffen  TOD  Frühstück,  Milch,  Zeitungen  usw.,  Beschäfti' 
gun^  als  Laufbursrlir 

6.  Bchchattigung  in  'Ibeatcm  und  bei  ofTentlichen  Auttuhiuugen. 

7.  Venchiedenei:  KanMtelkchieben ,  Lompensammeln,   Beschäftigung  anf 
Schie&Btinden,  Orgeldrehen  usw. 

8.  Bewhifkigiing  in  fremden  Hansbalten:  Anfwartestellcn,  BeufsichtigvDg 
von  Kindern  usw. 

Zu  Erage  3  (I.ohni.  ße/ahlung>>weisen,  bei  denen  eine  Umrectmtmg  in  Geld  nicht 

Iriclit  möglich  i-^t,  kennen  hrs<in(!er^  anff^<'fiihrt  werden. 
Zu  Iragc  4  b.    Hierbei  kunmicn  auch  die  l-ällc  in  Betracht,  in  denen  der  Lohn  von 

dem  fremden  Arbeiti>gcber  nicht  direkt  an  das  Kind,  sondern  an  den  Vater 

geaahlt  vird  (cf.  Anmerkimg  xn  3  A.)* 
Zn  Frage  5  b.   Ein  Kind,  dos  frUh  und  abends  Zeitungen  aostifigt,  gehört  nater 

5  a  sn  den  zweimal  tSgl.  BcMhäftigtcn ;  ist  aber  unter  5  b  nicht  zu  xihlen, 

weil  CS  nur  in  einer  BeschÜUgongsart  thätig  ist. 

Hinweis:  Fttr  das  Land  ist  ein  einheitlicher  Fragebogen  unter  Bcrücksich« 

tigung  der  am  häuriffslcn  vorkomnifnd<-n  .\rb<'iten  (vgl.  3  oboiii  gleich  diesem 
Fragebogen  auf7.u>tilhn.  Iii.-  Aiij^ahrn  sind  liir  das  Sniiiiiifrlialhialir  zu  machen. 
Die  Lohnfrage  kann  nidit  /.jtiUumalsig  Übersichtlich  dargestellt  werden.  Einzelne 
Fragen  werden  wegfallen. 


Schon  eine  flüchtige  Durchsicht  dieses  Fragebogens  ergiebt, 
(lafs  er  für  rein  päda^rogischc  Zwecke  zugeschnitten  i.st.  Dem  Lehrer 
kann  es  an  und  für  sicii  gleichgihi<^  sein,  ob  ein  Arbeitgeber  l 
oder  30  Kinder  !)e.schäftigt,  ob  das  Kind  im  i^u  nste  i-iiies  fremden 
.■Xrbeit^ehei ^  odci  den  Kitern  übermäfsi£^  beschäftigt  wird,  ob 

es  einem  Iliu>lialie  ani^eliört ,  in  dem  noch  nu  hr  (ieschwister 
crwerbsthaii^  .-,iiul  oder  >c'n\  müssen,  und  welcher  Art  der  Haus- 
haltungsvorstand ist  —  1*  ragen  die  bei  der  rein  sozialen  Beleuchtung 
der  Materie  und  besonders  der  Frs^e  der  zu  empfehlenden  Mals- 
regeln von  grofsem  Werte  sind.  Es  lann  der  Schule  auch  genügen, 
wenn  die  Lohnverhältnisse  der  Kinder  nur  übersichtlich  dargestellt 
werden,  während  der  Gesetzgeber  zur  Feststellung  der  Notwendig- 
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kcit  oder  Nicht  not  wondij^keit  der  Bescliaftijrunj^'  des  Kindes  die 
Höhe  des  Verdienstes  auch  der  Kltcrii  mit  in  Envä^ain*;  /iclien 
nnils.  Solche  Krgebnisse  können  nur  auf  Zählkaiicn  h(  rhci|;cluhrt 
werden,  die  auszufüllen  Aufgabe  der  Lehrer,  und  /u  cr^'änzen  Ar- 
beit der  Steuer-  und  eventuell  ArnRnl)eh('H de  sein  winde. 

Das  Verdienst,  auf  dem  Gebiet  weiteren  Kinderscl)utzes  bahn- 
brechend gewirkt  zu  haben,  darf  die  Lehrerschaft  in  Rixdurf, 
einem  Berliner  Vorort  mit  starker  Arbeito:bev51kerung,  in  Anspruch 
nehmen.  Es  gelang  mir,  die  dortigen  Lehrer  für  die  Frage  zu 
interessieren  und  konnte  ich  nach  drei  Monaten  folgendes  fest- 
stellen: Unter  3267  Knaben  verdienten  600  durch  regelmäJsige 
Arbeit  Geld;  davon  arbeiteten  12 1  als  Austräger  von  Backwaren, 
63  als  iSeitungsjungen,  104  als  Kegelaufsetzer  (eine  grolse  Zahl  in 
Berlin),  62  als  Laufburschen,  24  in  Fabriken  und  Werkstätten 
{Schlächter,  Tabakspiiiner,  Knopf-,  Peit.sclicn-,  Federarbeiter),  56  als 
Tücherknüpfer.  170  als  Polierer.  \\  el)er,  Zinn-  und  Lumpensammler, 
Karussellschieber,  Kellner,  Bierabzicher,  Milchtrager,  Hausierer. 


Nach  Klaisen  geordnet: 

Oberklasse    Mittelklasse  Unterklasse 


67 

4" 

13 

18 

«7 

18 

43 

3S 

23(0 

33 

3» 

7 

Fabrik  und  Werkstatt 

8 

it 

5 

20 

»3 

»3 

33 

84 

56 

Es  waren  beschiftigt  in 

I. 

Klassen 

von 

357  Kindern  104  =  29,13». 

n      n              n  tt 

n. 

•• 

II 

405 

II 

108  =  26.66  ., 

♦1       »1               1»  ♦» 

in. 

!• 

(yoo 

II 

131  =  21,83  .. 

II       II               II  II 

IV. 

II 

11 

II 

123  —  21,03  „ 

»»        M                  »»  »» 

V, 

It 

1« 

664 

II 

t»9=  «7.9a  » 

»t        M                 »♦  »» 

VI. 

II 

II 

661 

16  »  a.43 

mitbin  in  den  Oberklasscn  27,82 
„      „     „    Mittelklassen  21,44  „ 
„      „    „   Unterklassen  10,17  n 
Von  600  NebenbeschSftigten  waren  Waisen     7  s  iV«% 

Halbwaisen   68  ^   1 1 '  \,  „ 

Dagegen  lebten  die  Eltern  hei     ...         525      87 '/j  „ 
Leber  dem  Durchschnittsalter  ihrer  Kla.ssc  ^uadcu  in 

IL   76  von  108  Nebcnbesdiiftigten  =  70,37  % 

in  u.  IV.  113  „  35s         „  =uM„ 

V.    U.    \1.       50      „  „  37,03  „ 

mitbin  .standen  48,18  \  der  au  II. — VI.  Nebenbescbäftigteo  über  dem  Durch* 
schnittaalter. 


Die  ErwerbcthitiiMt  wbnlpflicbtifer  Kinder  im  Dentsdien  Reidi. 


Die  Backwarcnträj^er  arbeiteten  im  Sommer  an  Wochentagen 
von  3'.,  bis  6'.,  I  hr  früh  f<^esrhieht  aiuh  im  Wintor!;.  SomUa^^s 
wimlc  ilie  Arbeitszeit  ziun  Teil  bis  zu  5  Stuntlcii  ausgedehnt  ;]ilcchc- 
put/.en  etc.),  Zcitun;4>tr  a;^fer  arbeiteten  bis  4  Stunden  tätlich  (Mon- 
tags kürzer!);  Kegeljungen  bis  10  und  12  Uhr  des  Nachts,  aus- 
nahmsweise bis  3  Uhr  morgens.  Tiicherknüpfer  wurden  in  der 
Saison  besonders  übcrmäTsig  beschäftigt.  Blumenverkaufer,  Brezel- 
jungen, Scheibenzeiger,  Kellner  arbeiten  noch  um  Mitternacht  Die 
Arbeitszeit  der  in  Fabriken  Beschäftigten  wurde  nicht  immer  inne- 
gehalten. —  Der  Lohn  schwankt  bei  den  Backwarenträgern  zwischen 
2 — 6  Mk.  monatlich  nebst  Frühstück.  Zeitungsjungen  sind  zum 
Teil  Arbeits^ehilfen  der  Eltern,  sonst  betragt  ihr  Lohn  4^4,50  Mk. 
durclischnitthcii.  für  Milchträi^er  2 — 3  Mk.,  für  Kegeljungen  0,20  Mk. 
stüncUich,  dazu  Irinkgeld  oder  für  die  „Neun"  5  rfcnni<Tc  „extra". 
Tiicherknüpfer  erhalten  j>er  Dut/end  Tücher  nacli  tirölse  0,30 — 0,8o 
bis  1.50  Mk.  =  6  Pfennige  die  Stunde.  Besonders  gut  wurde  im 
Blunicnhandel  \xr(Ui  iii.  ') 

l  ober  die  iiifoli^u  meiner  W'rotleiulichunf^  von  der  Kr>niL^lichen 
Ret,n<Tun;^'  zu  Potsdam  an<[estellten  Krhebunt^^en  ist  (icnauerts  nicht 
bckaimi  ^cwonlcn.  Hätte  sich  irt^'endwo  ein  Zweifel  ikIi'I  eine  Un- 
ricliti^^kcil  meiner  .Arbeit  herausf^e.stellt,  so  wäre  eine  amiliehe  He- 
richti},'ung  nicht  ausgeblieben.  Es  erfolgte  aber  vielmehr  als  Bestätigung 
eine  Prasidialverfügung  an  die  Landräte,  Kommunen  und  Kreisschul- 
inspektoren, die  wichtig'  gcnu<;  erscheint,  hier  teilweise  wieder^^a-geben 
zu  werden.   Es  heifst  darin: 

„In  einigen  Vororten  Berlins  waren,  bei  einer  Schülerzahl  von 
II 440,  1013  Kinder,  also  £»t  9%  gewerblich  nebenbeschaftigt. 
Von  diese^n  1013  Kindern  arbeiteten  langer  als  vier  Stunden 
täglich  898,  vor  6  Uhr  früh  283,  nach  9  Uhr  Abemls  305,  auch  an 
Sonnta^'en  642.  Als  Hauptbeschäftigun;^'sarten  wurden  fest<^'estellt: 
für  Knaben:  Austra<^fen  von  Waren  und  Zcitun^aMi,  Ke^elaufset/.en, 
Karussellschieben,  .Schufsanzcij^en,  Bhmicn-  und  .Streichhölzerhandel, 
Spulen,  StuhlflechtiMi.  Zi^arrenmaclien.  Ikirf b( »Mi-iikolorieren  u.  a.; 
für  Mädi  hcfi  :  Aufwartunj^j,  Kin(lerwartlUl;^^  Hlumcninachen,  1  ücher- 
knü|»len.  S{)ulen,  Mäntehiiiht  n,  i'u]  1] h  iiscliuhnähcn.  1  ütenkleben, 
Blumen-  und  \\areti\ erkauf  u,  a.  h-ine  gesunde  nicht  zu  lan^^e  an- 
dauernde Nebenbeschäftigung,  nanientlich  wo  damit  Aufenthall  an 

>)  Vgl.  A^^ahd.  Eine  ^oüal-pädagogi»cUc  Studie.  Päd.  Zeitung  Nr.  4;  jatirg. 
1&94.   Vcilag  VV.  und  S.  Löwenthal.  Berlin. 
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I  rcicii  verbunclcii  wird,  ist  für  die  Kinder  erspricislich.  Sic  wcrtlcn 
tladurch  frühzeitig  an  eine  rc^cliiuifsi^e  Thäti^keit  ;^euöliiu.  \or 
Müfsiggan^'  und  den  sich  daraus  ergebenden  Lastern  bewahrt;  ihr 
Enverbs-  und  Sparsinn  wird  geweckt  und  den  Eltern  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Notlage  eine  Erleichterung  verschafft.  Andererseits  er 
scheint  die  Nebenbeschäftigung,  sobald  sie  früh  beginnt,  lange  an- 
dauert, sich  womöglich  bis  tief  in  die  Nacht  hinein  erstreckt,  in 
ungesunden  Räumen  stattfindet,  in  hohem  Mafse  geeignet,  die  korper* 
liehe  wie  geistige  Ausbildung  der  Kinder  zu  beeinträchtigen  und 
femer  auch  ihre  Sittlichkeit  zu  gefährden.  Derartigen  Aus- 
wüchsen der  Kinderarbeit  mufs  mit  allen  gesetzlichen 
Mitteln  entgegengetreten  werden.  In  erster  Linie  werden 
die  Si  liiilbehördcn  tier  Sache  fortgesetzte  Aiifni'  rksamkeit  zuzu- 
wenden haben.  Die  Lehrer  niiissen  auf  den  Lehrerkonferenzen  mit 
der  Frage  grüiullich  bekannt  gemacht  und  dafür  interessiert  werden ; 
gerade  sie  werden  hänfiL!^  in  der  Lage  sein,  durch  xernünftige  Rück- 
sprache mit  den  l-.ltcrn  und  I\rzic'hem,  in  geeigneten  I*'ällen  durch 
Henachrichtigung  des  \'<>rnnindsrhaftsgerichts  l 'ebel>täiuie  abzustellen. 
Ferner  darf  den  nebenl)eschaftigten  Kindern  in  keiner  I-nini  «>in 
NachlalN  \utn  Schulbesuch  gewährt  werden.  \V(^  schulpfliciitigc 
Kinder  den  X'orschriften  der  Reichsgewerbeordnung  zuwider  in 
Fabriken  oder  diesen  gleichgestellten  Werkstatten  beschäftigt  werden, 
ist  ein  strafrechtliches  und  polizeiliches  Einschreiten  ermöglicht. 
Die  Polizeibehörden  werden  im  Verein  mit  den  Gewerbeaufsichts- 
beamten diesem  Punkt  fortgesetzt  ihre  schärfiste  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden  haben.  Endlich  wird  bei  vorhandenem  dringenden  Be- 
dürfnis auf  die  Einschränkung  der  gewerblichen  Kinderarbeit  durch 
Erlafs  von  Polizeiverordnungen  Bedacht  zu  nehmen  ^n.  Insbesondere 
aber  wird  es  sich  zur  Abwehr  der  der  Gesundheit  und  Sittlichkeit 
der  Schulkinder  drohenden  Gefahren  empfehlen,  entweder  gnnz  zu 
verbieten  oder  zu  beschränken  :  die  X'erwendung  von  schulpflichtigen 
Kindern  zum  Austragen  von  hackwaren  in  früher  Morgenstunde, 
zum  Kegelaufset/en.  zur  Hedienung  oder  Aufwartung  in  W'irtshäu^ern, 
die  Veral)reichung  geistiger  Getränke  an  derart  be^chäftiuTte  Kinder, 
das  Feilbieten  und  der  Wrkauf  von  Waren,  sowie  das  gewi.ii)S- 
mälsige  Musikmachen  und  Darbieten  von  Schau'^lcllungen  auf  <  >hent- 
lichen  Stralsen  und  Plätzen,  Hausfluren.  Treppen,  Möfen.  Scli.uik- 
lokalen.  Konililureien  durch  Schulkuitler.  \'on  diesem  Rundschreiben 
sollen  die  Kreisschulinspektoren  Abschrift  erhalten,  während  die 
AufsichtsAiehorden  vom  Regierungspräsidenten  ersucht  werden,  der 
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Fra'^'c  einer  wirls^ainm  Hckcimi ifiiiv^  <lcr  ;^^e\verl)liclR*n  Xel)oiil)f>chäf- 
tigLint;  \oii  Schulkiiiilcni  t<  »rtj^av-^c t/t  ihr  Iiilfrcssc  zuzuueiulcn." ') 

Durch  foiigcsetztc  Ann  l^uii^ch  in  der  pädagogischen  Presse 
sind  dann  weitere  Erhebun^an  in  einer  Reihe  von  Städten  und 
Landbezirken  herbeigeführt  worden,  die .  ich  mit  den  mir  zuge- 
j^angenen  Ergänzungen  in  folgender  Tabelle  bringe.-) 
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Konrad  Agahd, 


Dafs  diese  Zahlen  als  „L'ebersiclit"  einwandfrei  wären,  soll  nicht 
behauptet  werden.  Sind  docii  z.  B.  unter  5  und  18  nur  Knaben, 
unter  4  nicht  alle  X'ororte  und  doch  wieder  auch  solche  mit  land- 
lichen X'erhältnissen,  unter  l  und  II  summarisch,  unter  14,  15  und 
17  einzelne  Schulen  «gezählt.  Ziemlich  feststehend  scheint  für  die 
Grolsstiidte  /.u  sein  ein  Satz,  von  lO — 13  Prozent  erwerl)sthati}^cr 
Knaben  und  6 — 8  IVo/lüI  erwerb.sthäti^'cr  Mädchen.  FMliebungen, 
die  zu  gleicher  Zeit  und  von  einheitlichen  Gesichlspunkten  aus 
gremacht  sind,  haben  es  nachgewiesen.  In  Orten  mit  hausindustrieller 
Beschäftigung  werden  die  Kinder  durchw^  stärker  herangezogen, 
die  Mädchen  meist  stärker;  wie  denn  auch  die  Madchenleistungeti 
in  allen  Orten  vom  la  Lebensjahre  an  stärker  zu  werden 
scheinen  wie  die  der  Knaben,  da  jene  infolge  der  Aufwartedienste 
besonders  am  Sonntage  stärker  belastet  werden. 

Wir  werden  nun  die  bis  jetzt  genauesten  Erhebungen  über 
den  wirklichen  Stand  dar  Kinderarbeit  im  Einzdnen  nach  den  be- 
reits erwähnten  Gesichtspunkten  zu  beleuchten  haben.  Dabei 
werden  die  Angaben  aus  Charlottenburg, wo  bereits  zweimal  ge« 
zahlt  worden  ist,  in  den  Vordergrund  treten,  und  die  Erhebungen 
der  anderen  Orte  zum  Vei^leich  herangezc^en  werden. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  der  folgenden  Seite.) 

In  Charlottenburg  sind  1026  Kinder  gezahlt  worden,  die  im 
Winterhalbjahr  1895/96  erwerbsthätig  waren,  das  sind  8,77%  unter 
II  701.  Gegen  die  Vorzahlung  ist  die  Zahl  der  Knaben  relativ  zurück» 
gegangen  (von  12,13  iJ,6o"„),  die  der  Mädchen  gestiegen  (von 
5,59  auf  5,84"  ,,).  Dazu  wollen  wir  bemerken,  dafs  die  Zahlen  über- 
haupt schwankend  sind.  Es  richtet  sich  nämlich  die  Beschäftigung 
auch  nach  der  Jahreszeit,  und  zwar  ist  sie  im  Sommer  stärker 
bei  den  Kegeljungen ,  KarussellschieberTi ,  Scheibenanzeigern  und 
Gehilfen  im  Gastwirts;^cwerbe.  Wir  halten  den  Umstand  der 
stärkeren  Heranziehuni^^  der  Knaben  im  Sommer  insofern  für  bedeut- 
sam, als  zu  dieser  Zeit  weniger  Eltern  arbeitslos  sind  als  im  Winter. 
Die  Steigerung  der  Mädchen  um  0,25",,  könnte  auf  stärkere  1  leran- 
ziehiMii;  zur  Winterhausarbeit  schliefsen  lassen.  Jedenfalls  sind  aber 
mehrmalige  Auhiahmen  von  grofsem  Werte  und  das  Urteil  ist  nicht 
abschliersend. 


')  Vgl.  Lamlsbrrg,  Dr.  phil.  Erwcrbsthätijjkeit  >c!uili)flirlitiger  Kinder  in 

Charlotteoburg.    Beriebt  an  die  Scbuldcputatiou.    (Im  Bucbbondel  nicbt  erbälütch.) 
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.Aulfallcnd  ist  es,  dals  die  2.  Klassen  am  .stärksten  behustet  sind. 
Dasselbe  Bild  hat  sich  auch  u.  a.  fiir  Rixdorf,  Manoover,  Stolp  in 
Pommern  und  Halle  a.  S.  ergeben,  während  an  anderen  Orten  die 
Zahlen  fest  gleich  sind.  Dr.  I^ndsberg  kommt  zu  dem  Schlüsse: 
„Es  würde  also  die  (oben  ausgeführte)  Vermutung  besagen,  dals  die 
besseren  Schüler  in  geringerem  Grade  erwerbsthätig  sind  als  die 
schlechteren.')  Nach  dem  Urteil  einer  nicht  unbedeutenden  Zahl  von 

*)  Xr.  502.— 1893. 


Konrad  Agahd, 

Pädagogen,  die  sich  mit  der  Frage  ciagehcnd  beschäftigt  haben,  und 
unserer  Erfahrung  glauben  wir  behaupten  zu  dürfen,  daSs  die  Er- 
werbsthätigkeit  die  geistige  Ausbildung  einer  grofsen  Zahl  ^-on 
Kindern  in  dem  Mafse  hindert,  dafs  sie  allen&Us  noch  bis  zur 
II.  Klasse  geschoben  werden.  Standen  doch  nach  unseren  Er- 
hebungen in  Rixdorf  über  dem  Durchschnittsalter  ihrer  Klasse  \*on 
600  Kindern  239  <—  39.83^/o'  d.  h.  339  waren  mindestens  einmal 
sitzen  geblieben.  Auch  Gera  weist  fast  die  gleiche  Zahl  auf  mit 
38,22%  (43.95"«  Knaben  33.85"  o  Mädchen).  Mühlhauscn  49»;,; 
davon  waren  9  der  V.  Klasse  (2.  Schuljahr)  mehrere  mal  nicht  \  cr- 
sctzt  und  CS  kann  nicht  Zufall  sein,  dafe  die  bemoosten  Häupter 
der  iMhclisten,  soweit  nicht  Idioten  inbetraclit  kommen,  fast  innner 
noch  crwerbsthätig  sind  oder  doch  waren.  i--s  ist  bczcichnriid  l^c- 
nut;^,  dafs  nach  einer  \'iiiia;^^c  Uir  die  Berliner  Stadt\ erordnclen- 
Wrsannnlung  nur  58  l'ro/.ent  das  eigentliche  Lehr/iel  erreichten, 
30  Prozent  nur  zum  Teil  und  12  Prozent  sogar  nur  zur  Hälfte; 
tlabei  darf  liet  lin  inuner  noch  aut  seine  \  olksschulen  stolz  >cni. 
Dals  auch  hier  die  Erwerbsthätigkcit  ein  Hauptgrund  ist,  tlürftc 
umsomehr  mit  Recht  anzunehmen  sein,  als  alle  anderen  Verhältnisse, 
die  eine  unregelmäisige  Versetzung  herbeifiihren,  für  alle  Kinder  in 
gleicher  Weise  inbetracht  kommen.  Stehen  doch  auch  nach  unseren 
Erhebungen  in  Rixdorf  gegenüber 

in  Klane        II  70%  niditvcnetzter  BescfaSftigter  |  35%  «bei^ 
III  und  IV  50,,         .,  „  SbraptNicht- 

V   .,    VI  37  „  >.         )  vcrs<-t7.tcr 

mit  anderen  Worten:  Es  sind  fast  3  bezw.  2  bezw.  l'/,  soxi  l  '  ■- 
schäftigte  Kinder  sitzen  gel)liebeii  wie  vmter  normalen  \  cr- 
hältnissen  sitzen  bleiben  dürfen  (25"(,i.  1  )abci  ist  noch  zu  Ijcachten. 
•  dafs  dieser  Prozentsatz  hoch  genommen  wurde  und  sehr  häufig  nur 
10%  Nichlbeschäftigter  sitzen  blieben. 

Die  Nichtberücksichtigung  der  geistigen  Entwicklung  des 
Kindes  bei  tler  Aufstellung  xon  l-.rhelnnigen.  welche  durch  die  An- 
gabe der  Schulklasse,  in  welcher  das  Kind  sitzt,  zum  Ausdruck 
konuut,  muls  als  Mangel  bezeichnet  werden,  denn  es  ist  ein  wesent- 
licher Unterschied,  ob  ein  elfjähriges  Kind  der  II.  oder  ein  solches 
der  V.  Klasse  erwerfasthätig  ist  Unzweifelhaft  etg^ebt  sich  dne  viel 
gleichmäfsigere  Skala,  wenn  man  die  Kinder  ein&ch  nach  dem 
.^Iter  gruppiert,  wie  das  in  Charlottenbui^  geschehen  ist;  aber  das 

*)  Vgl.  E.  Hirschberg,  Dr.  Die  sotiale  Lage  der  arbeitenden  Klanen  in  Berlin. 
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Alter  allein  ist  eben  nicht  ausschla^i^a-hcnd  für  die  Beurteilung. 
Eine  fin«^icrte  1  ai)elle  wie  die  folgende  dürfte  sich  daher  bei  neuen 
Erhebungen  empfehlen : 
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Eine  Aufstellung  dieser  Art  fehlt  bisher  überhaupt  —  Standen 
weiter  100  erwerbsthatigen  Knaben  überhaupt  gegenüber  49  Proz. 
Mädchen,  so  verschiebt  sich  das  Bild  bei  der  Hinzuziehung  des 
Alters;  denn: 

anf  too  Knaben  im  Alter  von  14  Jahren  kamen  37  MBdchen  gleichen  Alten 


w     t»       tt  »I     »♦  »»    '3     »•  »♦     4'  »»  '»  " 

II     II       tt  •»  it    "     ti  II     47  »»  II  »I 

»I     tt       II  »1     ti  tt   "  tt  tt     S»  t,  »t  tt 

'I     »•       tt  II     tt  tt    10     t»  M     47  tt  II  11 

tt     «       tt  II     tt  t«     '*     <i  tt     36  tt  II 

lt       ti          11  'I       •'  ^       M  n        87  n  ti 

tt     II       II  •!     'I  »I     7     II  1»     47  tt  lt  II 

tl         tt             tt  tf         t|  II         ^  »1  tt  I«  H 

Es  hörten  also  die  Mädchen  in  früherem  Alter  auf,  wie  sie 

auch  erst  später  zur  Arbeit  herangezogen  wurden  —  so  folgert 


Dr.  Landsberg  a.  a.  O.  —  Sollte  der  erstere  Umstand  wirklich  auf 
die  Mithilfe  in  der  Hauswirtschaft  der  Eltern  zurückgeführt  werden 
dürfen,  so  wäre  das  erfreulich.  In  hausindustriellen  Gegenden 
werden  dagegen  mehr  Madchen  als  Knaben  im  frühen  Alter  ein* 
gestellt  und  zwar  u.  a.  in  Gera  etwa  viermal  soviel  (677 — 1,62%). 

In  SchmöUn^Thüringen  wurden  hausindustriell  (zum  Knöpfe- 
aufnahen)  verwendet 

28  Knaben  von    7  Jahren 
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mithin  247,  cirka  73,5%  aller  Erwerbsthätigen,  unter  denen  noch 
Sohlennagler,  Bürstenmacher,  Tabakripper  und  Filzschuhnäher  ge- 
nannt werden  müssen.  —  Für  die  Mädchen  von  7  Jahren  fehlen  leider 
die  Angaben.   Sonst  werden  in  derselben  Weise  beschäftigt: 

48  Mädchen  von    8  Jahren 
39  .1  9 
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mithin  247,  zirka  70,6*/«  aller  Erwerbslahigen,  unter  denen  noch  das 

Schnalleneinziehen  und  Sohlennagcln  als  Hcscliäftl-^ungsart  auffallt. ') 

Wir  bringen  nun  eine  Tal^Ue  für  Charlottenburg;^,  welche  das 

Alter  zur  Zeit  der  Krhebungen  mit  der  Dauer     r  Heschäftigung 

an  den  Woclicnta^cn  in  Verbindunj:^  .setzt.    Die  X'ormitta'^sbcschaf- 

tigung  ist  gleichbedeutend  mit  Arbeit  vor  Beginn  des  Unterrichts. 
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Die  Erwcrbstbltigkcit  sdudpfliditiger  Kinder  im  Deutschen  RctdL 


Da/u  sei  fol<:jendcs  hcincrkt :  Zur  Nachmitt.ij^sbcsch.ifti-^MinjT  ist 
hier  auch  die  nach  7  l  lir  und  nach  Mitternacht  stalttiiuicnde  ge- 
rechnet, welche  beMtmleis  behandeh  werdt  ii  soll,  wie  die  Arbeit 
der  hier  nicht  mitj^a/ahlten  am  Vor-  und  Nachmittag 
Nachts)  Beschäftigten.  Aus  einer  weiteren  Tabelle  ergiebt  sich 
(diese  zieht  V•f*^^'Beschäftigung  mit  heran),  dafs  die  am  Nach- 
mittag beschäftigten  Kinder  älter  waren  als  die  am  Vormittag 
arbeitenden»  und  die  doppelt  beschäftigten  noch  jünger  als  die  Vor- 
mittags, mithin  hatten  die  jüngsten  Kinder  die  längste  Arbeits- 
zeit  Fugen  wir  hinzu,  dafs  vor  dem  Unterricht 

3  %  unter      1       Std.  i  ^  „  ,  ^  . 

,    .  I  davon  xjti^^witex  10  Jahren 

J*  n  I—»  I 

43  „  2—3         1.  H     Ilt6„    „     10  „ 

20,4  „  3—4         „  \ 

0,6  „  4  und  mehr  „  }     "            "     "     '**  '* 

arbeiteten,  so  ergiebt  sirli  wiederum  ein  Bild,  dafs  umgekehrt 
iKTiiialer  wäre,  denn  es  hatten  mehr  unter  10  Jahren  stehende 
Kuuier  ^  l»is  4  und  mehr  als  4  Stunden  xor  Unterricht  zu  ari)citen 
als  -.(Ifichaltcrige  eine  kürzere  Zeit  vun  2 — 3  Siuiukii.  r)al)ei  wolle 
ni  iii  nicht  vergessen,  dafs  (lie  Angaben  fiir  das  Wititrrh.ilhiahr  gc- 
ni  icht  sind.  Der  Menschheit  Jammer  falst  uns  an,  wenn  wir  lesen, 
dals  z.  B.  als  Frühstückslrä'/er  in  (Jharlottenburg  arbeiteten: 


und  begannen  iwiachen 
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4  L'lir  früh 
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4  und 

VtS  Ubr 
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•1 

to 

II 

VtS 

5  .. 

65 

»♦ 

tl 
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«4 
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später  „ 

50 

»» 

23 

•1 

349 

79 

erwarben  Brot  zu  einer  Zeit,  wo  Krwachscnc  im  süfsen  Halb- 
schluinmer  liegen.  147  dieser  Kinder  siaiulen  im  Alter  \un  lO  -12 
Jahren,  104  waren  noch  nicht  lü  Jahre  alt.  —  Brandenburg  a.  H. 
erwähnt  79  Semmclträger  von  4  7'  ._,  Uhr  arbeitend;  Braunschweig 
267  vor  6  Uhr  fHih  Beschäftigte.  Dais  diese  überhaupt  vielfodi 
im  zartesten  Alter  stehen,  ergaben  bereits  mdne  Erhebungen. 
(Rixdorf  unter  600  noch  135  Kinder  =  23,5*70  der  Unterstufe.) 
Zur  Ergänzung:  Hannover  243  der  V.— VII.  Klasse. ')  Stolp  12,12%. 
Altenburg  an  einer  Mädchenschule  bis  33%  ^  untersten  Klassen.*) 

'J  ^'gl-  Agahd  ;i.  a.  O.,  p«g.  40— 46. 
*)  Ebd.  pag.  29. 
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Halle  mit  40^/«  unter  10  Jahren,  bei  der  Hausindustrie  sogar  56**/,.') 
Charlottenbuig  weist  470. auf  die  im  Alter  von  5 — 10  Jahren  an- 
gefangen hatten,  Geld  zu  verdienen,  ein  Knabe  sogar  mit  4  Jahren. 
Werden  nun  schon,  wie  viel&ch  bewiesen,  die  widerstandslähigeren, 
älteren  Kinder  geschädigt,  um  wie  \  iclniehr  diese  Kleinen. 

Kann  bei  der  Behandlung  unseres  Thenias  von  einem  Lichtblick 
überhaupt  die  Rede  sein .  so  fänden  wir  ihn  in  der  Nachniittags- 
beschäftigung.  In  Cliariottenburg  hatten  die  ällcie:i  Knaben  auch 
die  längste  Arheitsdaiier.  Wenn  aber  72,1"  ,,  selbst  der  i  2 — 14jährigen 
6  und  mehr  Stunden  arbeiteten,  so  ist  da>  eiL^cntlich  wieilcr  umso- 
weniger  normal,  als  bei  einer  Anzahl  die  Beschaitigungszeit  zwischen 
8  Uhr  abends  bis  nach  Mitternacht  liegt,  (cf.  Tabelle.)  In  Hravin- 
schweig  *)  arbeiteten  nach  dem  Unterricht  1625  =^  88  da\  on  noch 
abends  8— lO  Uhr  436=27",,  und  bei  Iii  Kindern  =  7  dehnt 
sich  die  Arbeit  über  10  Uhr  aus.  Besonders  sind  die  Kegcljungen 
nachtlich  beschäftigt;  so  in  Mühlhausen ^)  nach  10  Uhr  noch  13; 
weitere  3  arbeiten  bis  12  Uhr  und  darüber  hinaus  und  Charlotten« 
bürg  9  nach  Mitternacht,  9  von  10 — 12  Uhr;  es  waren  also  von 
21  Kegeljungen  überhaupt  96  \  nach  10  Uhr  beschäftigt  und  wenn» 
wie  man  wohl  mit  Recht  annehmen  kann ,  die  Zeit  der  Beschaftigui^ 
dieser  Kinder  überall  die  gleiche  oder  eine  ähnliche  ist,  so  würde 
in  Rimlorf,  in  dem  s.  Z.  loi  Kegeljungen  (23  der  Unterstufe )  gezählt 
wurden,  noch  86  nach  lO  Uhr  gearbeitet  haben,  von  denen  ein 
nicht  geringer  Teil  in  Berlin  beschäftigt  ist  und  nach  Mitternacht 
heimtrollt  

Nicht  minder  beklagenswert  ist  eine  grofse  Zahl  jener  Kinder, 
die  ain  X'or-  und  Nachmittag  arl)eiten.  Gera  hat  in  dieser  Beziehung 
10  tv  pisciie  Kmzelfälle  angetuhrl.  Halle  erwähnt  64  zwei-  und 
melirfach  beschäftigte  (9,36",,  der  (iesamtheit) ,  in  Berlin  wurden 
an  einer  Schule  21  „  festgestellt,  in  Charlottenburg  130  ^  fast  19"  ,, 
der  Knaben  und  52=15'  ,",,  der  Mädchen.  Die  betr.  Tabelle  ist 
so  interessant  und  für  weitere  Urliebungen  .so  nmstcrgiltig,  dafe  wir 
sie  bringen  müssen,  umsoniehr  als  sie  auch  Au&chlüsse  über  die 
Sofinta^isarbeit  giebt   Bemerkt  sei,  dafs 


»)  Ebd.  pa«.  39. 
•)  Ebd.  pa«.  31. 
*)  Ebd.  pag.  46. 
*)  Ebd.  pog.  35 
Ebd.  p««.  38. 


Die  Emcrbstbätigkcit  i>chulpilichiigcr  Kinder  im  Deutfdi«n  Reich.  yyj 

vormitUgs  beschäftigte  Knaben  und  zwar 

3,1  %  unter      i  Stande 

53»'  ''0     "     '    ^  »» 
33,1         „     2—3  Stunden 

»o,8         „    3—4  „ 

weiter  arbciicu  mufsteti  naclimittags  und  abends 
zu  12.3  *' (sämtlicher)  uutcr  1  Stunde 
4Jii  "  0      '  Stunden 
«8.5      a-3  .. 

4.6  %  3-4  „ 

2.3  "Jo  4-5  » 
3,1  %  5-6 

5.4  %  6—7  „ 
I  Kind  8^9  „ 

(Siebe  die  Tabette  auf  der  mdisten  Seite.) 

Gehen  wir  kurz  auf  die  Sonntagsarbeit  ein.  Mehr  noch  als 
der  Erwachsene,  hat  das  Kind  ein  Recht  auf  Sonntagsruhe.  Dem 
Eingeweihten  ist  es  aber  kein  Geheimnis,  dafe  Kinder  (besonders 
Frühstückträger  und  Kindermädchen)  von  den  Arbeitgebern  am 
Sonntage  mehr  zur  Arbeit  herangezogen  werden  wie  wochentäglich 
und  das  ist  um  so  beklagenswerter  als  z.  B.  in  Hannover  550,  in 
Charlottenburg  864  «»  82,85  %  Sonnts^  arbeiten.  Wo  bleibt  ftir  die 
Kinder  der  Au^leich  des  bis  zum  Ende  der  Woche  zunehmenden 
Kraftverlustes,  der  ohnehin  grofs  genug  ist,  da  bei  vielen  Kindern 
eine  regelmäfsiv;!  Kiir/ung  der  Nachtruhe  eintritt  —  Nach  Key  ') 
sollen  Kinder  in  Schule  und  Haus  arbeiten 

im  Alter  von  7  Jahren  a— 3  Stunden 

8  ..  3—4 

9  4-S 

10— II  6  „ 

la— 13     ,.  7 
14  8 

Hier  finden  wir  eine  {^rofsc  Zahl ,  die  bereits  \  or  Beginn  des  . 
l'ntorrichts  bis  zur  körperlichen  Erschlaffung  arbeitet  und  dann 
geistig  3-  5  Stunden  cin-^espannt  wird;  nicht  wenige  werden  zwischen 
dem  Vor-  und  Xachniittagsunii n ichi  und  endlich  am  Nachmittag  und 
bis  in  die  tiefe  Nacht  zum  (ielderwcrb  herangezogen.  Wir  werden 
angesichts  dieser  Verhältnisse  jederzeit  für  einen  besonderen  Schul- 

*)  VgL  Kc]r,  Sdrallijrgieniscbe  Untersuclinngen,  pag.  169.   Hamburg  1889. 
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beginn,  Art  und  Dauer  der  täglichen  Beschäftigung. 
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Die  Erwerbctbätigkeit  scbulpflicbtiger  Kiodcr  im  Deotscben  Reich. 

arzl  eintreten,  wenn  wir  uiin  init  (lie>er  I-Ortlerunii^  auch  in  Cie^en- 
satz  -icUcii  zu  einer  ^roisen  Zahl  von  Amt-sj^enusscn,  die  allerdiiij^s 
insofern  im  Rechte  sind,  als  viele  Aerzte  mit  spezieller  Schulhyj^nciic 
wenig  vertraut  sind.  Sollten  dnmal  umfessende  Ergebnisse  der 
ärztlichen  Untersuchungen  erwerbsthätiger  Kinder  verofTentlicht 
werden  können,  so  würde  man  vor  unerwartetes  Material  gestellt 
werden.  Wird  dem  Bedarf  an  Schlaf  nicht  in  vollem  Mafse  Genüge 
gethan,  so  muls  die  £ntwickelung  leiden ;  die  Widerstandskraft  gegen 
krank  machende  Einflüsse  wird  geringer,  neue  Krankheitsanlagen 
entstehen,  oder  eretbte  gedeihen  leichter;  unter  allen  Umständen 
aber,  auch  wenn  bestimmte  Krankheiten  nicht  eintreten,  ist  der  Orga« 
ntsmus  schwächer  ab  er  sonst  sein  mülste. 

Ueber  die  Arbeitszeit  pro  Woche  giebt  eine  Reihe  von  Er- 
hebungen  Aufechluls.    In  Halle  waren  8  Kinder  wöchcntli  li  45  -50 

Stunden,  5  so^ar  50— 60  beschäftigt.  Kin  Knalle  tru^  tätlich  8 — 9 
Stunden  Brötchen,  5  Kinder  fcrti«;tcn  etwa  50  Stunden  Papierblumen, 
ein  neunjähriges  klel)t  36  Stunden  Etiketten,  ein  anderes  strickte 
35  Stunden.  In  liraunschwri^  näht  ein  achtjähriujei  RiuiIjc  30 
Stunden,  ein  Matlciieii  13  J.iine)  II  — 13  Stunden  tätlich,  also 
mindestes  66  Stunilen  Jutesäcke.    In  Charlottenburg  arbeiteten; 

&Iidchen  48  (  8  ArbeitageUlfeii  der  Eltem)  20—30  Stunden 
„      33  (  I  ..  ^0  -40 

•«      61  (—  „  .,      „    ,  40—50 

M  «4   (   «t  H  II      )   5<*~-^  I» 

„        4  ( —  „  „      „    )  60  Standen  und  mehr!  (darunter  I 

mit  73  Stunden  I) 

Knaben  165  (  16  ,1  II      ».   )  20 — 30  Stunden 

ti       55  (  3  ff  f.      "    )  30-40 

ff       44  (  3  f.  )  40—50 

ff       »5  (—  II  ff      ff  )  50~^  >» 

,1       4  ( —  11  „      ff  )  60  nnd  nebr  Stunden. 

rrn  weitere  Schlüsse  ziehen  zu  komu-n,  fiij^eii  wir  die  bis 
20  Stunden  Beächäftigten  hinzu,  in  Klaiiunern  die  Arbeitägehilfeu 
der  Eltern: 

Itttdchen:  13  (2)  unt'-r        5  Stunden       Knaben:    10   ^2)  unter       5  Standen 

„         47  (251    „      5—10        „  „  Sq  (19)    .,  5—10 

.1       94  (30J        »o— 20      „  „       297  {il}    u     I0-2O  „ 


')  V^l.  Ncumami,  Dr.  H     >  Lulhjgicne.   VII.  Hand  des  Wey IscUen  Handbuchs 
der  Hygiene.    Jena  1895,  F*^-  '^47- 

Ardiiv  (iir  aox.  Geactagabmif  «.  Slalutik.  XII.  ^ 
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Wir  finden,  dals  von  89  mehr  als  40  Stunden  wöchentlich  beschäf* 
tigten  Mädchen  und  19  mehr  als  50  Stunden  wöchentlich  beschäf* 

tigten  Knaben  kein  einziges  Kind  Arbeitsgehilfe  der  Eltern  ist,  sondern 
diese  108  am  längsten  arbeitenden  Kinder  frohnden  bei  fremden 
Arljeit^ebern.  Und  je  niedriger  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  wird, 
desto  gröfser  wird  die  Zahl  der  bei  den  Fltcrn  beschäf- 
tigten, abgesehen  allerdings  von  den  bis  zu  nur  10  Stunden  wöehent- 
lich  beschäftigten  Kindern.  Ks  würde  das  also  besagen  iund  wir 
wundern  uns,  weswegen  Dr.  I.andsberg  nicht  darauf  hingewiesen 
hat),  dafs  die  heitern  ilirc  Kinder  in  einem  verhältnisniälsig  geringen 
(irade  in  Anspruch  nehmen  und  der  fremde  Arbeitgeber  für  sein 
( tcld  enorme  Leistungen  verlangt.  Nicht  ohne  Grund  gaben  wir  ein- 
gangs dieses  Abschnitts  Einzelbilder.  Zahlen  lassen  kalt,  aber  die 
folgenden,  denke  ich,  sollen  der  Kindemot  helfende  Freunde  er> 
wecken.   Man  denke: 

60  Stunden  körperliche  Arbeit 
32     II      gciitige  Atbeif  in  der  Sdnik 
8     „         „        „    (hSiisUche  Vorbereitung) 

Summa  100  Standen  wöcfaentlielie  Beadiiltignng, 

Mrihen  68  „  d.  h.  kaum  lo  Stunden  zum  Schlafen  und  lassen;  ftr 
50  Stunden  iröchentlich  Beschäftigte  —  Ii  Stunden  täglich. 

Dagegen  klingt  allerdings  das  Wort  S  Stunden  Arbeit,  8  Stunden 
Erholung,  8  Stunden  Schlaf,  wie  der  reine  Hohn. 

Ehe  wir  nun  zur  Beleuchtung  der  in  soadaler  Beziehung  wich- 
t^en  I-ohnverhältnisse  übergehen,  seien  noch  die  in  der  Kinder- 
wartung und  in  häuslichen  Diensten  beschäftigten 
M  ä  (1  e  h  e  n  besonders  hervorgehoben.  Hirschberg')  stellt  fest,  dafs 
die  Bevölkerung  Berlins  von  1882  bis  1895  um  3,96*',,,  die  Zahl 
der  Dienstboten  aber  nur  um  1,56",,  zugenommen  hat.  Die  Zahl 
der  I  lanshaltungen  mit  Dienstboten  wäre  darnarh  im  Rückgange 
befindlicii.  Wir  glauben,  dafs  man  in  einer  groi.^eii  Zahl  \  on  hallen 
jetzt  die  Kinder  zu  Dienstbotenlcistungea  heran/.ielu  und  durch 
Kinderarbeit  ersetzt.  Wie  wenig  die  Zahlen  den  wirklichen  Th.it- 
Sachen  entsprechen,  beweist  u.  a.  tlie  Angabe,  dais  tür  Berlin  in  der 
Berufsstatistik  nur  56  Kinder  zwischen  12  und  14,  und  4  unter  12 
Jahren  als  Dienstmädchen  aufgeführt  sind,  während  das  ca.  5mal 
kleinere  Charlottenburg  allein  fiir  „häudiche  Dienste''  143  aufweist, 
wovon  nur  mutmalslich  3  Arbeitsgehilfen  der  Eltern  sind  und  16 

a.  ft.  O.  png.  1$. 
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20—30,  24  30 — 40,  53  40  -50,  22  50—60,  2  60  und  mehr  Stunden 
wöchendich  beschäftigt  ^nd,  mithin  ohne  weiteres  als  „Dienstmädchen" 
bezeichnet  werden  können,  wie  es  denn  überhaupt  scheint,  als  ob 
•die  Hausfrauen  bei  dem  hervortretenden  Mangel  an  Dienstboten  zu 
•dem  System  der  „Aufwärterinnen'*  (ohne  Kost  und  Wohnung)  und 
JKinderwartung"  (auf  Stunden)  üb«gehen.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse, 
zu  erfahren,  in  welchem  Alter  (die  fremden  Kanderl)  stehen,  welchen 
man  die  Rchütung  anderer  Kinder  anvertraut.  Soweit  es  möglich 
war,  wurde  festgestellt,  dal's  in  Charlottenburg  i  Kind  mit  8,  5  mit 
9,  9  mit  IG,  ^\  Tnit  II,  27  mit  12,  16  mit  13  Jahren  begonnen 
hatten,  bei  fremden  Arbeit j^abern  als  Kindermädchen  zu  dienen, 
und  zur  Zeit  der  Krhebuiit^en  standen  etwa  54*'o  über  12  und  46",, 
unter  12  Jahren,  da\on  20  Kinder  8 — 10  Jahren  alt.  Für  Halle 
werden  49  Kinder  mit  Kinderwart  mit;  ani^c^t  ben. 

Weil  l)i>licr  in  keinem  Orte  aulscr  (  harlottenburj/  eine  ciii- 
sprechende  Tabelle  auf  ( nund  \<>ii  h.rhebun^eii  durch  Fragebogen 
hat  hergestellt  werden  können,  so  bringen  wir  beifolgende 


Uebersicht  über  das  Alter  der  Kinder,  in  welchem  sie  die 
Beschäftigung  begannen. 
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Mädchen 
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Wie  steht  es  nun  um  den  Lohn  der  Kinder?  —  Der  Herr 
Reichskanzler  hat  in  einem  Erlafs  an  die  Regierungen  der  unsere 
Frs^e  ebenfalls  behandelt  und  auf  den  wir  weiter  unten  eingehender 
zurückkommen  werden,  darüber  gesagt:  ,Jlücksichten  auf  den  Ver- 
dienst und  die  Unterstützung  der  Eltern  in  der  Bestreitung  der 
Kosten  des  Haushaltes  werden  nur  in  besonderen  AusnahmefiiUen 
eine  gewerbliche  Beschäfti^nintr  rechtfertigen,  zumal  deren  Verdienst 
nur  gering  sein  und  zu  den  l  iizuirä^dichktiten  einer  ausgiebigen 
AiKPutzuni;  ihrer  geringen  Arbeitskraft  nicht  in  richtigem  V^er« 
hähnis  steilen  kann.'*  Leider  sind  aber  viele  Eltern  nicht  nur  mit 
cleni  Lohn  zufrieden,  sondern  viele  Arbeitgel)er  meinen  auch  die 
Kinder  „liöchst  anständiL;"  zu  bezahlen.  Des  Wertes  der  <  lesund- 
erhaltuii!.^  und  besserei  l-.r/iehnuir  der  Kinder  sind  sicli  weder  jene 
nocii  diese  in  ihrei  \  ollkuunnenen  Iragweite  bewulst.  Ist  es  auf 
der  einen  .Seite  der  Kampf  um  das  Dasein  oder  Egoismus  oder 
Gleichgiltigkeil.  so  auf  der  anderen  der  Profit  das  lreil>enile  Motiv, 
In  den  Vororten  Berlins  liegen  die  Luhnverhältnisse  ziemlich  gleich. 
Wir  heben  aus  der  Charlottenburger  Statistik  hervor:  82  Knaben  ohne 
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Ent'^'cld  (79  Arbeitsgeh.  d.  Eltern),  II  mit  I — Z  Mk.,  29  mit  2  bis 

3  M.,  60  mit  3—4  Mk.,  224  mit  4—5  Mk.,  207  mit  5-10  Mk., 
49  mit  10—15  Mk.,  13  mit  15 — 20  Mk.,  6  mit  20  und  mein  Mk. 
Mädchen:  ohne  Knti^tld  82  (70  Arbeitsvieh,  d.  Kitern),  3  unter  1  Mk., 
9  mit  1—2  Mk.,  14  mit  2-3  Mk..  81  mit  3—4  Mk.,  71  mit  4  bis 
5  .Mk.,  6c)  mit  5  —  10  Mk.,  3  mit  10—15  Mk.  als  Höchstlohn. 
Darnach  würden  also  etwa  36 '7„  O — 4  .Mk.  niouailich  erhalten, 
nämlich  184  Knaben  und  180  Mädchen,  durchschnittlich  per  Tao^ 
also  13 '  s  Ff.  —  Um  aber  ein  richtiges  iiild  von  der  Lohnhuhe  zu 
erhalten,  ist  es  notwendig,  die  Arbeitsleistung  heranzuziehen.  Wenn 
man  nämlich  bedenkt,  dafs  nach  einer  früheren  Statistik z.  B. 
von  Semmel*  und  Zeitungstragern  zu  ersteigen  waren  im  Zeitraum 
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-wenn  man  weiter  bedenkt,  dafs  in  2  Fällen  in  3  V«  Stunden  39 
bezw.  54  Treppen,  in  i  Falle  in  4  Stunden  (3  V»  Uhr  bis  7  Uhr 

morgens  ohne  L-nterlTn  chuntj  I)  56  Treppen  und  4000  m  Wejj^strecke 
zurucki:,'elej:ft  werden,  dann  haben  die  195  Knaben  und  22  Mädchen 
mit  4—5  Mk.  und  die  137  Knaben  und  35  Mädchen  mit  5  — loMk. 
(wieviele  mehr  als  6  .Mk.  verdienen,  ist  leider  nicht  angegeben,  aber 
das  sind  sehr  wenige  nach  meiner  Kriahrung)  wahrhaft  i^enug  ge- 
arbeitet für  17  bezw.  35  Pf.  täglich.  Die  noch  aufgeführten  5 
Knaben  mit  lO — 15  Mk.  und  I  mit  15 — 20  .Mk.  pro  -Monat  gestalten 
das  Bild  nicht  lichtvoller,  deim  überall  hat  sich  herausge.stellt,  ilafs 
bei  den  relativ  am  besten  bezahlten  Kindern  auch  die  .schwer.>.len 
Schädigungen  eintreten.  Besonders  ist  das  bei  den  Kegcljungen 
konstatiert  (vgl  Erhebungen  Rixdorf,  Hannover,  Königsberg  i.  Ostpr., 
Mühlhausen,  Gera").   Charlottenburg  weist  9  mit  lO — 15  Mk.,  i 


')  Ebenda,  pag.  49,  40^  47,  46,  3$. 
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mit  bis  20  Mk.  und  6  mit  20  und  mehr  Mk.  Monat.sxerdienst  auL 
Wir  fra^'cn  uns  aber ,  ob  dieser  für  ein  Kind  ^ewifs  hohe  Lohn  in 
rechtem  W'rhältnis  zu  der  eben  von  einem  Kinde  vcrlan<;tcn  Nacht- 
arbeit stellt  ro  \  7  rhr  abends  ab,  9  bis  lo  — 12  L'hr,  9  bis 
12  rhr  und  >|)atert.  l  in  einen  Kinzelfall  anzufiihren :  Kin  Knal)e 
erzählte,  daü  er  von  9  I  hr  abends  bis  '  ,4  I  hr  morgens  ohne 
Lntcil)rechunj^  Kegel  aufgesi  tzt  und  dafür  2  Mk.  erhalten  habe. 

l'ebersichtHches  Material  tus  die  l.cilnitVage  hat  (larl)c'';  flir 
Hannover  veröffentlicht.  Darnach  verdienen  die  Erwerbsschüler 
monatlich  (Mädchen): 

KI.XSS0   I    1728,20  M.    ( ;,oS,oo  M.i 
II    1535.60  „     (444.70  „  ) 

„  m  it3S.6o  „  (4031^  t, ) 

„   IV    7oa,ao  „    (159,80  „) 

V     367.30  .,    h  77.00  ) 
.,    VI      152,30  „     (  70,20  „  ) 

 y_VII    _  ao,8o  «.    (   3.«>  »  ) 

Samma    3635^  M.  (1566,50  M.) 
jlhrlich(?)  67620.00  M.(  18798,00  M.) 
Summa  „    (?)  86418^  M  ;  i  Schul.  :  im  Durchichnitt  62.00  M. 

1  Schülerin        „  35>93 

Vorausgesetzt,  dafs  die  Kinder  das  ganze  Jahr  hindurch  in 
demselben  Arbeitsverhältnis  standen  und  stets  den  gleichen  Lohn 
erhielten»  ist  das  Bild  richtig.  Jedenfalls  beweist  es,  dais  immer- 
hin  eine  nicht  unbedeutende  Summe  von  Kindern  verdient  wird, 
aber  es  klebt  der  Schweifs  \  on  1620  Schulpflichtigen  an  der  Summe 
von  86418,00  Mk.  —  Für  Charlottenburg  ist  die  Lohnsumme  nicht 
angegeben,  wenn  wir  aber  sagen,  dafe  bei  ca.  1000  beschäftigten 
Kinilern  für  17  Zwangserziehung  empfohlen  wurde  und  hinzufügen, 
dafs  nach  einem  Ephoralbericht  Berlin  in  Plötzensee  im  Jahre 
1895  unter  je  lOO  jugi  tulliclK  ii  ( iefangenen  immer  70  während 
der  Schulzeit  erwt  rl)sthätig  waren  -1,  dann  kann  man  hier  mit 
Recht  \  on  „fre.s^cnden  Kapitalien"  spnciieii.  O!  es  ist  schmerzlich, 
zu  sehen,  wie  eine  grofsc-  Zahl  xmi  Kindern  unter  den  schädlichsten 
Kintlüssen  aufwachsen  nuil>.  wie  es  der  Natur  oder  dem  ZufaU 
überlassen  bleibt,  ob  sie  verkommen,  oder  ob  es  der  Schule  noch 
gelingt,  die  üblen  Einflüsse  unschädlich  zu  machen. 

'j  VgL  HanaoTcnchc  Scbukeitung  Nr.  43—45*  XXXII.  Jalirg.  llelwiiig* Verlag. 
Uannovt-r. 

*i  Vgl.  Pädag.  Zeitung.    Berlin  1S97,  pag.  254. 
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Siiul  denn  die  Flterii  auf  tlcii  X'erdienst  der  Kinder  anf^je- 
wiesen  r  —  Sichere  Zahlen  liefen  noch  nicht  vor.  In  der  (irofs- 
stadt  hat  der  Lehrer  in  vielen  Fällen  keinen  Linlilick  in  die  häus- 
lichen Verhältnisse  der  Kinder.  Wir  haben  diese  I  ra^c  bei  unserer 
ersten  Erhebung  durch  Auskunftsforderung  über  Waisen ,  I  lalb- 
waisai.  Eheverlassene  wenigstens  berühren  woHen.  In  Hannover 
waren  von  den  qu.  Knaben  (Madchen)  vaterlos,  bezw.  Ganzwaise 
9^0  in  Rbcdorf  llVs7o  Halb-,  i,  12%  Ganzwaisen;  in 

Braunschweig  Halbwaisen  16%  (einschlielslich  der  der  Ehever- 
lassenen) und  Ganzwaisen  2%. 

Weiter  stellte  sich  in  Charlottenburg  heraus,  da(s  Kinder  aus 
Haushaltui^n  mit  alleinstehender  erwerbsthatiger  Frau  hinsichtlich 
der  Arbeitsdauer  günstiger  standen,  also  nicht  so  angestrengt  wurden 
wie  dort,  wo  beide  Eltern  lebten  und  beide  erwerbsthät^  waren. 
Ohne  Zweifel  steht  aber  jene  Haushaltung  wirtschaftlich  schlechter 
da,  wie  diese,  und  das  Resultat  ist  daher  überraschend.  Sollte  es 
sich  wiederholen,  so  wäre  damit  bewiesen,  dafs  nicht  immer  die 
Not  der  zwingende  Grund  der  Bcschäftigun<^' der  Kinder  ist.  Kinder 
mit  Stiefmüttern  und  die  Pflegekinder  „scheinen"  schärfer  heran- 
gezogen zu  werden.  .M)schlie[send  kann  das  IVtcil  natürlich  nicht 
sein,  da  das  Material  noch  zu  gerin^'  ist.  Für  die  Zukunft  liefse  es 
sich  (hurh  die  Berufsstatistik  leicht  hcrheischaffen.  Ks  wäre  damit 
ein  nicht  unwesentlicher  Hcitr;i;^  /ur  sozialtii  I-aj^^e  der  arbeitenden 
Klassen  überhaupt  <>:]^c^cbcn.  Die  Berufsstati>tik  zei;.;t  UI1^,  dals  mit 
der  Stei'^'erunj^  des  W'uhlstancU  s  die  Zunahme  der  erwerbsthätigen 
I'iauen  ^deichen  Scliritt  gehalten  hat.  Es  wäre  eine  dankbare  .Auf- 
gabe, festzustellen,  in  wie  vielen  Fällen  neben  der  initerwerbsthätigen 
verheirateten  Frau  auch  das  Kind  dem  wirklichen  Ernährer,  dem 
Manne,  die  Familie  erhalten  hilft 

Nun  waren  erwerbsfähig  1895 

im  Alter  von  unter       30  Jthitn  222  706  vcrbcintete  Frauen 

II     M      "  30  '''^  «"t'T  50     «»     573  11  i> 

„     „       „  50  und  mehr       „      249808        „  „ 

Sa.  I  046  381         „  „ 
gegen  1882  Sa.     697639         „  „ 

mehr    348742        „  Ml 

Vielleicht  fuhrt  eine  weitere  Steigerung  der  Mitarbeit  dieser 
Mütter  zur  Entlastung  der  Kinder,  vielleicht  führt  sie  (wir  bei  der 
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Hausindustrie)  zur  stärkeren  Hcranzich^ln<^  lünc  Zusammenstellung 
der  Haushaltungen,  in  denen  Kinder  überhaupt  beschäfligt 
werden,  wäre  nach  den  angedeuteten  üruj){)ieruiigen  durcliaus 
^vü^schen^\vert.  Da  sie  auch  aus  dem  Material  über  (  harlottenburg 
^ich  nicht  ohne  langwierige  Zusammenstellungen  ergiebt,  bringen 
wir  sie  unter  Zugrundelegung  desselben: 


»    Art  der  Msiushaltuiig 

w  ^ 

^  ■f. 

II 
U 

I  Kind 

Davon  beschättigtcii : 
a  Kioder  3  Kinder 
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d  ~^ 
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werbathfit^  Frau 
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3" 
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I 
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c)  Mann  allein  (Witwer 

rtc.) 
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39 

39 

d)  Fiwi  «Uehi  (Witwe. 

Ehcmlaucnc) 

»37 

iia 

ai 

4 

166 

Summa 

«44 

687 

V  I 

133 

V  2 

23 

■'^  3 

■ 

X4 

1036 

also     6187     ^     266  69     ;  4 

1026  Kinder 

In  einer  Rohe  von  Erhebungen  sind  weiter  auch  genaue  An- 
gaben über  die  Verwendung  des  (ieldes  gemacht Wir  erwähnen 
Mühlhausen,  wo  28"/,,  sparen;  in  Langensalza  sind  es  66*/.,**„ ,  in 
Posen  war  bei  24  'Z^"  „  der  Falle  im  Hinblick  auf  die  WrlKiltnisse 
der  Eltern  die  Notwendigkeit  des  Erwerbes  seitens  der  Kinder  in 
Abrede  zu  stellen,  in  26' 2" „  nicht  abzuweisen.  Auffallend  ist,  dafs 
im  allgemeinen  Miidchen  mehr  sparen  als  die  Knaben.  \\\  Char- 
lottenburg wurde  der  X'ertlienst  \erwendet  (Mädchen  in  Klammer) 

53''  **u  154-5  °  <.'      der  Familie, 
„  16,1  %  li4.S"  o)  Kleidung, 
>i    6.3  '  0   (8,9  %)       Einsegnung  gespart, 
„  ao,4%  (17.0%)  sonst  gespart, 
3,8  %  (o,9%)  teilweiM  gespart. 

Näheres  ergiebt  die  unten  folgende  Tabelle.  Hingewiesen  sei  u.  a. 
darauf,  dafe  in  Posen  20  Kinder,  welche  eine  Bürgerschule  besuchten 
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(Schul*^eld»,  zum  Unterhalt  der  I'^amilic  und  zur  völligen  Bcschaflun^ 
des  Schulj^eldes  lohnptliclui;^^  arlieiteten.  Es  sind  hier  auch  dein 
Umfanf:^c  nacli  die  Schulen  des  ärmeren  Stadtviertels 
weniger  l)etcili<^t  (26",,  hezw.  i3''4*'/o  ^egen  29  bezw.  16 '^,,). 

Alles  in  Allem  würde  also  auf  tler  einen  Seite  festgestellt  sein, 
dals  die  Noiwtiuligkeit  zur  Hei .ui/.icliung  der  Kinder  nicht  \»tn  der 
Ilantl  zu  weisen  ist,  andererseits  jedoch  eine  \ erhältnismäfsig  nicht 
unbedeutende  Zahl  von  Eltern  ein  Sparsystem  eingeführt  haben, 
das  durchaus  verwerflich  ist,  wenn  Leib  und  Seele  Schaden  nehmen. 
Kinderkraft  ist  nicht  da,  um  einige  Mark  (scheinbar)  zu  ertibr^n, 
sondern  sie  selbst  muis  gespart,  angesammelt  werden  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  wo  es  Pflicht  der  Kinder  wird,  körperlich  zu  arbeiten. 
Ueberdies  besteht  die  körperliche  Arbeit  heute  (und  in  der  Zukunft 
noch  mehr)  nicht  nur  in  der  mechanischen  Bethät^ng  rein 
physischer  Kräfte,  sondern  der  Handwerker  und  Arbeiter  darf 
der  Ueberlegung,  der  Intelligenz,  der  Kenntnisse  nicht  \öllig  bar 
sein:  jener  Kenntnisse,  zu  deren  Erreichung  unsere  heutige  Volks- 
schulbildung doch  nur  allcnf.ills  den  (irund  legen  kann.  Sagt  man 
uns,  daf«  aber  doch  ein  guter  Teil  der  erwerbsthätigen  Kinder  das 
Ziel  der  \'oIksscliulc  erreiche,  und  müssen  wir  das  zuL^ebcn,  so 
wissen  wir  auch,  dafs  alle  diese  ungleich  mehr  gelernt  haben  würden, 
wenn  sie  ihre  Kintlheit  als  Kind  durchlebt  hätten. 

Zur  Beurteilung  unseres  Gegenstandes  bedarf  e>  auch  der  ge- 
naucrcd  Darlegung  der  X'ertcilung  der  Arbeitskräfte  auf  die  Arbeit- 
geber. Statistisch  verwertbar  sind  hier  nur  die  Angaben  für 
Charlottenburg.  Dr.  Landsberg  teilt  u.  a.  die  Arbeitgeber  der  Fruh- 
stücktrager  in  folgende  Klassen:  L  Selbststiuidige  Backer,  IL  Back- 
warenhändler, JSL  Mikhhandler,  IV.  Vorkost-,  Griinkramhandler  etc. 
Unter  Berücksichtigung  samtlicher  Fälle  (443)  kamen 

Mf  1—301  Fllle  (  3  Arbeit^ehilfcB  der  EUem)  I 
„  a— 27     „    (  I         „  „  ) 

•t  3—72  '27         „  „     „    I  III 

5      „     (helfen  der  Mutter) 
I      „     (olme  Angabe). 

Nach  Abzug  der  Arbeitsgehitfen  der  Eltern  ergab  sich,  dafs  bei 

n.  den  BackwarenhMndlem  (26  Kinder)  auf  17  Arbeitgeber  entfielen 

(ti  mit  1  Kind 
4  „  3  Kinder 

I  3 

I  •>  4    «.  ) 
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nL  den  MilcbbSadlcm  (45  Kinder)  auf  34  Arbeitgeber  entfielen 

(35  mit  I  Kind 
7  „   2  Kinder 

2      H       3  M  ) 

VL  den  VorkosthSndleni  (22  Kindt-r)  auf  19  Arbeitgeber  entfielen 

(16  mit  I  Kind 
I   „   a  Kinder 
I   n   4     n  } 

L  den  Bickenneistem  (398  Kinder)  anf  106  Aibei^ber  entfielen 

(39  mit  1  Kind 
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Darin  sind  alli  rdiii.ys  J2  Fälle  {■iitlialtfii,  die  zur  Zeit  der  h.r- 
liebungen  ihre  rk->ciuilliyuii^eti  aul-^e^^rbcn  hatten,  aber  die  unter 
Bcrücksiciitigun^  dieser  Thatsache  aufgeführte  neue  Tabelle  beweist 
ebenfalls  schlagend,  dafs  manche  Arbeitgeber  einen  niclit  zu  kleinen 
Theekessel  warmen  Wassers  mit  Kaffee  aufbrühen  müssen,  wenn 
sie  die  Kinder  mit  warmen  Frühtnink  in  den  kalten  Wintermorgen, 
allenfalls  mit  einem  Bund  Hausschlüssel,  einer  Laterne  und  selbst- 
redend mit  der  Backware  versehen,  hinausschicken  wollen,  was 
wenigstens  nicht  immer  vor  B^inn  der  Arbeit  geschieht 

Der  betreffende  Bericht  giebt  über  die  Arbeitgeber  der  Zeituni^- 
träger  die  gröfsten  Zahlen  mit  14,  16.  19,  21,  28  und  37  gleich» 
zeitiL^  bei  einem  Herrn  beschäftigten  Kinder  an.  9  Kinder  hatten 
die  Beschäftigung  aufgegeben.  Warum?  Als  Laufbursche  war 
am  Schlufs  des  Semesters  fast  durchgängig  bei  jedem  Arbeitgeber 
ein  Kiiul  thätig. 

\'(>n   grölsereni  Interesse  sind  wieder  tlie  Arbeiti^cl  ler  der  154 
.MiuKiien  mit  „hauslichen  Diensten",  därtner  1,  Töpfer  l,  Si  hl'>>srr4 
(darunter  2  Meister),  Mechnnikcr  2,  Instruincntcnmachcr  1,  Maschinen- 
arbeiter I,  .\})otIicl<cr  I,  Duieiil.ibrikam  i,  .^aUlerincister  l,  Drechsler- 
nicister  1,  Tischler  3  (i  Meisterj,  Bäckermeister  4,  Näherinnen  4t 
Schneidermeister  I,  Barbier  i,  Maurer  2,  Zimmermeistcr  1,  Zimmer- 
leute  2,  Maler  i,  Glaser  l,  Bauarbeiter  I,  Porzcllanmaler  und 
Zeichner  3,  selbständige  Kaufleute  9,  kaufmännische  Angestellte  8, 
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Kauflcutc  olint-  AuL^abr  20.  A<:fcntcii  l.  Hausdiener  2,  Fuhrherren  l, 
Kutscli*  '-  2,  I-.iscnbalui-  und  rosthcnnitc  6  idaruiitcr  4  rutcrbeanitc!, 
(i  i-^tuiiU- o,  Arbeiter  l.  Artist  i,  liölicrc  Ix-lirer  3,  ( niiuiiulelehrer  6, 
MuMkU  liK  T  2,  Scliuldiencr  I,  Schreiber  3,  Subaltcrnbeanitc  dos  ( ic- 
riclits  uiul  der  \'er\valtunrr  15,  l 'iiierbeamie  2,  Rentiers  lO  dar- 
unter 8  weiblicliej,  Tensionäre  3  oime  Beruf  und  ohne  Angabe 
16  (10). 

Einer  Beschäfti^'un^  der  Mädchen  in  häuslichen  Diensten  könnte 
man  zustimmen»  denn  es  ist  selbstredend,  dafs  der  Einflufs  pflicht- 
bewufster  Arbeitgeber  bezw.  ihrer  Frauen  in  vielen  Fällen  ein 
günstiger  sein  wird,  sofern  es  sich  gewissermafsen  um  eine  Ein- 
fuhrung in  die  Hauswirtschaft  handelt,  andererseits  aber  ist  uns 
doch  die  Thatsache  auffallend  genug,  dafs  24  dieser  Kinder  30 — 40 
Stunden,  53  tnit  40 — 50^  22  mit  50— 60  und  2  sogar  mit  mehr 
als  60  Stunden  Arbeit  erwähnt  werden.  — 

Welcher  Art  endlich  war  der  Einflufs,  den  die  Lohnarbelt  auf 
die  Leistungen  der  Srluile  ausübte?  Einige  Angaben  sind  bereits 
gebracht.  In  Kixdort  stellten  wir  s.  Z.  8'  Knaben  mit  iinregel- 
niäfsigeni  Schulbesuch  fest.  Von  41/)  der  aus  Klasse  II  bis  \'I  be- 
schäftigten waren  über  50",,  unregelinälsig  versetzt.  In  Hannover 
ist  „fast  die  Hälfte  der  Erwerbssc  liiiU  r  unter  normal"  um\  bei  den 
Mädclien  ist  der  Prozentsatz  nocli  höher.  In  (  iera  ')  sind  von 
248  Knaben  78  einmal,  27  zwei-,  und  4  dreiin al  sitzen  geblieben. 
Mädchen  82  liczw.  26  bezw.  2.  Stettin :  ■)  „Erfreulicherweise"  " 
„zeigte  sich  bei  241  — »=  55,28"  ,,  kein  nachteiliger  EinfluCs."  Mithin 
ist  bei  44,72*' „  ein  solcher  fes^;estellt  und  zwar:  Mattigkeit,  Be- 
einträchtigung des  häuslichen  Fleifses,  Un Pünktlichkeit,  unregel- 
mäCiiger  Schulbesuch,  auch  Verschlechterung  des  Betragens,  nach* 
teiliger  Einflufs  auf  die  Gesundheit.  In  Charlottenbui^  hatten 
durchschnittlich  gefehlt  84,8%  der  beschäftigten  Knaben  und  85,7 
der  Mädchen,  über  dem  Durchschnitt  standen  die  Kegeljui^en 
(lOO  Prozent),  die  Doppeltbeschäftigten  und  Zeitungsträger.  Diese 
fehlten  die  längste  Zeit,  dann  die  Kegeljungen,  die  doppeltbeschäf- 
tigten Knaben,  die  r)iens(!nädchen  und  Näherinnen.  .Xufi'allend  i.st 
es,  dafs  dei  dem  weibliciien  Geschlecht  die  Dienstmädchen  am 
häufigsten  unentM-huldigt  fehlen.  Als  Fntsehuldigungsgrund  wiicl 
überall  häufig  „Krankheit"  \  (>rgeschol)en.  Kontrollieren  lälst  sich  das 
nicht. . . .  Hier  folgende  Charlottenburger  Zahlen: 

'i  Vj;l.  Schulbcricht  l896/97- 

*)  Vgl.  Backhaus,  Pommencbc  Blätter  1893. 
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Nor  durdi  „Krank-    Oboe  aagcgebe- 
Ueberhanpt       beit"  entachuldigt       neu  Grand 
Knalx-n  Mädcbcn   Knaben  Mädchen   Knaben  Mädchen 
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gungen  genügend  nachgewiesen,  die  in  allen  Fällen  ungünstig  stehen. 
Dasselbe  ist  bei  den  Kcgcljungen  der  Fall  und  scheint  es  auch  bei 
den  Laufburschen  zu  sein,  bei  welchen  beiden  vermutlich  die  hohen 
Lohne  instiesondere  zum  Fernbleiben  von  der  Schule  besonders 
anregen  können.''  D^^en  unterschreiben  wir  nicht  den  Satz,  dals 
„bei  den  männlichen  Zeitungsträgem  und  weiblichen  Dienstboten 
eine  Benachteiligung  nicht  nachweisbar''  sei.  Dagegen  spricht 
offenbar  das  beleuchtete  Einzelmaterial,  sowie  der  Umstand  dafs 
sie  1120  (1330)  Tage  die  Schule  versäumten  und  emlhch  die  Er- 
fahrung des  Erziehers.  —  Bestrafungen  waren  bei  48  i  i7,6j%,  am 
meisten  wieder  bei  den  Doppeltbeschäftigten  (714  bezw.  27,3"/«) 
nötig.  10  Kinder  waren  gerichthcli  bestraft;  zwei  in  Vorunter- 
suchung. Wegen  I  üge  sind  am  meisten  die  weibUchen  Zeitungs- 
träger, die  Kegeljuiigeii ,  Bierabzieher  und  bei  Kauf  leuten  Be- 
schäftigten notiert,  'j  ,,Frülu;  Kinderarbeit  sehätligt"  —  so  sagt 
Jacobi  treffend:-';  „die  Schull)ildung  urifl  Erziehung.  Kiiulerarbeit 
bedeutet  l'nwissenheit .  Unwissenheit  bedeutet  Hilf  k>sigkeit  und 
Acrnilichkcit,  Acrmlichkeit  bedeutet  oder  kann  bedeuten  und  be- 
deutet thatsachlich  hunderttausendmal  Unterstützungsbedürftigkeit 
und  Arbeitshaus,  Verbrechen  und  Gefängnis.  Darum  schützt  sich 
die  menschliche  Gesellschaft  und  sichert  sich  der  Staat,  wenn  sie 
^ch  g^en  vorzeitige  Kinderarbeit  wenden." 


')  Weiteres  Agahd  a.n.0.,  pag.  16— 18. 

■)  Anf  dem  7.  Intern.  Kongr.  f.  Hyg.  nnd  Demogr.  1891,  Sekt.  IV. 
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Ks  würde  sich  nun  um  tlic  licicuchiuii^  der  Kinderarbeit  in 
landwirtschaftlichen  Betrieben,  einschlie(slich  der  in  agrar-industriellen 
handeln. 

Der  Herr  Reichskanzler  hat  nach  dem  erwähnten  Dezember- 
erlafs  1897  von  den  Regierungen  die  Beantwortung  der  Fragen 
derart  gewünscht,  dals  gewerblich  thätig  alle  Kinder  zu  zählen" 
wären»  „die  eine  auf  Erwerb  gerichtete  Thätigkeit  ausüben,  sofern 
es  sich  nicht  um  eine  Beschäftigung  in  der  Landwirtschaft,  dem 
Garten-,  Obst-,  und  Weinbau,  oder  im  Gesindedienst  handelt" 
Damit  sind  allgemeine  Erhebungen  über  diese  Art  der  Kinderarbeit 
ausgeschlossen,  wenigstens  für  absehbare  Zeit,  l'nd  doch  li^^n 
auch  liier  Mifsstäiule  klar  zutage,  über  welche  wir  bei  einer  an- 
nähenid  \  ollständigen  Darstellung  nicht  hinweggehen  dürfen.  Xach 
der  Bcnifszälilung  entfallen  (iiauptberuf:)  auf  die  I^ndwirtschaft 

a)  Kinder  unter  I3  Jahren 

Knaben  24 164 
Maiichcu  6440 

Summa  30604 

b)  Kinder  von  12 — 14  Jahren 

Knaben  69957 
Mädchen       34  564 

Summa  104521 

Hauptsumme  133125  Kinder  unter  14  Jahren. 

Das  wären  reichlich  3'/,  mal  soviel  wie  die  in  der  Industrie 
gezählten  382671.  Schon  aus  dem  grofsen  Tnifang  läfst  sich 
schlielsen  dafs  da  „Verschiedenes  vorkommt".  Unzweifelhaft  wird 
jeder  Unparteiische  den  Satz  des  Erlafses  unterschreiben:  ..h'erncr 
ist  schon  aus  ("resundheitsrürksichtcn  eine  V^crwenduni^  der  Kinder 
zu  leichten  .\rbeiten  in  der  I  .aiidwirtschaft  und  (iärtnerei,  wo  sie  in 
freier  Luft  in  einer  dem  jugetitllichen  Körper  angemessenen  Weise 
Bewegung  und  Ikthätigung  ihrer  Kräfte  finden,  nicht  nur  zulässig, 
sondern  sogar  nützlich  und  enipfehleuswert",  aber  wir  müssen  doch 
darauf  hinweisen,  dafs  der  Herr  Regierungspräsident  von  Schlesien 
eine  Verfügung  für  notwendig  erachtete,  in  der  es  u.  a.  hiels,  daCs 
man  zwar  (bei  dem  Rübenbau)  „im  Interesse  der  heimischen 
Landwirtschaft,  soweit  dies  irgend  mit  den  unerläfs- 
liehen  Anforderungen  der  Schule  zu  vereinbaren  ist, 
wohlwollendes  Entgegenkommen'*  zeigen  wolle,  es  müsse 
aber  vorausgesetzt  werden,  dals  mit  der  Verwendung  von  SchuU 


Die  Krwerbäthäiigkeii  schulptlicbtigcr  Kinder  im  Dcatscben  Reich. 


kindem  zu  dem  vorgenannten  Zwecke  kein  Mi fs brauch  ge- 
trieben würde.  Unbedingt  erforderlich  sei  eine  solche  Beauf- 
sichtigung der  Schulkinder,  dafs  sittliche  Gefahren  von  ihnen  fem 
gehalten  werden.  Sonntagsarbeit  der  Schulkinder  und  Verab- 
reichung von  Branntwein  an  sie  müsse  unter  allen  Umständen  aus- 
geschlossen bleiben.  ,  Sollten  nach  diesen  oder  anderen  Seiten 
Ausschreitungen  oder  MiCsbräuclic  wahrgenommen  werden,  so  würde 
die  Regierung  zu  ihrem  lebhaften  Bedauern  sich  genötigt  sehen, 
ihr  wohlwolle  tu  its  Entgegenkommen  wesentlich  einzuschränken 
oder  darauf  völlig  zu  verzichten.  Die  I Torren  I .andräte 
ersuche  icii  daher,  im  hitercsse  der  Landwirtschalt  uii«!  der  Schule 
den  etwa  wahrgenommenen  Uebelständcn  beizeiten  ernstlich 
entgegenzutreten  und  für  deren  Abstellung  Sorge  zu 
t  ragen." 

Aulscrdem  giebt  es  keine  Regierung,  welche  nicht  die  Mifs- 
stäudc  des  llülewesens  auf  ein  möglichstes  Mindestmals  durch  be- 
sondere Verfügungen  zu  beschränken  sich  hätte  angelegen  sein  las.sen. 
Bekanntlich  werden  aber  Verfügungen  dieser  Art  immer  erst  erlassen, 
wenn  zwingende  Notwendigkeit  vorliegt.  ^)  Und  sie  liegt  vor,  im 
Osten  wie  im  Süden  des  deutschen  Vaterlandes»  wohin  mit  Hilfe 
eines  besonderen  Vereins  („Hütddnderverein  T3a'ol")  im  vergangenen 
Jahre  290  Kinder  Mbefordert"  worden  sind.  Wegen  34  fl.  durch- 
schnittlich entrils  man  sie  ihren  Familien  und  schickte  sie  von  T}rrol 
nach  Baden;  ja  —  man  fuhrt  Klage  darüber,  dals  sie  hier  dem 
—  Schulzvvange  unterliegen.  -) 

Hütekindervereine  giebt  es  bei  uns  nicht,  aber  schlimm  genug 
sieht  es  bei  uns  stellenweise  auch  aus.  Besonders  schlimm  scheint 
es  in  der  Provinz  Tosen  zu  stehen.  So  wurde  auf  der  Provinzial- 
Lehrerversammlung  v.  j.  u.  a.  mitgeteilt,  dafs  die  Schule  zu  Pomy- 
kowo,  Krei>  Lissa  65  Schüler  zähle,  wovon  32  bei  den  Kitern,  12 
bei  fremden  Arbeitgebern  beschäftiget  seien.  Die  anderen  21  seien  zum 
Arhciicii  noch  zu  klein.  3.S  Kinder,  darunter  13  Mädchen  hüteten 
das  Vieh,  die  anderen  verrichteten  i*'eldarljejten  von  morgens  4  Uhr 
bis  zur  Schulzeit,  gingen  dann  zur  Schule  und  arbeiteten  dann 
weiter  bis  zur  Dunkelheit  An  Lohn  erhielten  die  Hütekinder  nur  Be- 


*)  Verf.  der  Kgl.  Regierung  zu  Gumbinnen  9.  März  1853,  ebenda  23.  März 
1878,  ebendB,  a.  November,  1869.  D«iMg  32.  April  1893  (in  Ergänzung  der  Verfüg, 
vom  8.  MBn  1873  und  33.  Mai  1877). 

*}  VgL  Freie  Lehrentmune.  Wien  Nr.  as,  1897. 
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kleidung,  die  anderen  15 — 20  Mk.  (ur  das  Jahr.  —  Auf  dem 
Dominium  zu  Gurschno  erhalten  die  Kinder  fitr  die  Arbeit  von 
6 — 10  Uhr  am  Vormittag  und  weiter  2  Uhr  bis  zum  Abend 
25 — 40  Pfennige  pro  Tag.  —  Aus  einer  Klasse  mit  55  Schuleni 
verrichten  nur  2  keine  landwirtschaftlichen  Arbeiten.  20  sind  bei 
Fremden  beschäftigt  und  haben  das  eherliche  Haus  x  crlassen  mit 
6  Jahren  (I)  2,  mit  7  Jahren  r,  mit  8  Jahren  2,  mit  9  Jahren  3, 
die  anderen  mit  10  Jaliren  und  darüber. 

Mit  solchen  Thatsaclicn  vergleiche  man  die  vorhin  zitierten 
Worte  des  Herrn  Reichskanzlers.  Nein  unil  abermals  Nein,  's  sieht 
traurig  aus  um  die  geistige  und  sittliche  F.ntwicklung  solcher  Land- 
kinflcr  in  den  Agrarge;j,<  !i<icii,  doch  din  lVii  wir  auch  mit  Freuden 
lestslcllen,  dals  sich,  besondc  i  >  im  1  laniKn  crx  hcn,  die  Verhältni«sc 
dank  Kingreifeiis  der  .Schulaufsichtsbehr>t(!en  bereits  gebessert  haben. 
Die  gröfsteii  Schätligungen  bringt  das  Hülewescn  mit  sich.  Zahlen- 
mafsig  dargelegt  worden  ist  das  besonders  von  der  pommersclien 
Lehrerschaft,  wo  58  Referenten  des  Themas  ,J.andwirt»^aftliche 
Kinderarbeit"  feststellten,  dals  von  3275  Kindern  2310  sittlichen 
Gefahren  ausgesetzt  waren,  wahrend  man  in  312  Fällen  zweifel- 
hafter Meinung  war  und  für  weitere  653  sie  in  Abrede  stellte, 
daneben  wurden  für  1382  Kinder  gesundheitliche  Gefahren  be- 
fürchtet. Man  hat  uns  vor  Jahren  vorgeworfen,  wir  sahen  zu 
schwarz  — •  die  Erhebungen  in  den  Städten  haben  uns  recht  ge- 
geben :  man  wird  uns  den  Vorwurf  \  ielleicht  wieder  machen,  aber 
ein  Ueberblick  über  die  weiteren  Krhebungen  aus  i^dbezirken 
dürfte  aucli  diesen  V'orwurf  entkräften.  *) 

Des  weiteren  würde  es  sich  nun  darum  handeln,  welche  Stellung 
die  gesetzgebenden  Ktnpersrliaften,  die  Behörden,  Kommunen,  Kon- 
gresse und  interessii  rte  X'ereinc,  ineht  /ul'  l/.t  auch  fremde  Arbeit- 
geber und  die  Litern  der  betr.  Kinder  selbst  /.u  der  Erwerbsthätig- 
keit  schulpniehtiger  Kinder  einnahmen  oder  noch  eimichmen. 

Weil  die  Krfahrung  es  bestätigt,  dals  die  liebe  Gewohnheit  Zu- 
stände übersieht,  die  nach  Abhilfe  schreien,  so  nahm  es  uns  nicht 
wunder,  dafs  ein  Zufall  einst  den  Anstofs  gab  zur  Arbeit  auf  dem 
Gebiete  gesetzgeberischer  Thätigkeit  zum  Schutze  der  Kinder  iiber- 
haui)t.     Anton  *)    beleuchtet   diese  Thatsache   „nach  amtlichen 

')  .\u5.lulirliriirs  Maitrial  Ajjalnl  a.a.O.  ^ku^.  17— 21,  54—57  und  in  „ÜfuUcbe 
Schule"  IVhruarheft  1898.    Klinkhardl,  Berlin. 

-')  V^l.  Anton.  Gcfcbtcbte  der  pKofsischen  Fabrikgefetigdiung.  Ldpäg 
Duncker  &  Hamblot. 
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Ovicllen"  in  ciiicni  besonderen  Kaj>itcl.  Hin  rheinischer  Biir-^aT- 
meister  hatte  nämlich  eine  habriksrhule  ^fcgründet,  (he  in  einem 
Bericht  der  1  )u>->i.  l(lorfer  Rerfierun^  rühmlicli  erwähnt  winde,  >o  dais 
Köni*^  l'Viedrieh  W'iUu'hn  III.  von  Trenlscn  dem  I-ahrikanlen  tlurch  eine 
Kabinctsordre  seine  Zufriedenheit  ausdrücken  licls.  Die  Retjierun^ 
brachte  jenes  Schriftstück  im  Amtsblatt  zur  Kenntnis  und  —  bald 
nachher  stellte  sich  der  überaus  unbequeme  Sachverlialt  iieraus,  dafs 
in  zwei  Spinnereien  des  belobten  Mannes  eine  Menge  Kinder  zu  elf- 
stündigernächtlicher  (I)  Arbeit  angehalten  wurde»  darunter  solche  von  6 
Jahren.  In  der  einen  arbeiteten  nach  dem  Bericht  der  Königlichen 
Regierung  (Düsseldorf,  21.  TL  1823)  am  Tage  96,  bei  Nacht  65,  und  in 
der  anderen  95  bei  Tage  und  80  bei  Nacht  Die  Nachtarbeit  begann 
im  Sommer  abends  8  Uhr  und  währte  bis  7  Uhr  früh,  im  Winter 
lag  sie  von  9  Uhr  abends  bis  8  Uhr  früh.  Wir  hätten  dieser  un- 
mensclilichen  Zahlen  nicht  Erwähnung  gethan,  wenn  wir  nicht  zu 
der  Annahme  berechtigt  wären,  dafs  auch  heute  noch  in  der  Haus- 
industrie die  Kinder  entsetzlich  ausgebeutet  würden.  Ist  uns  doch 
ein  Fall  bekannt,  dafs  ein  Jnni;e  von  12  Jahren  nach  5  stündigem 
Ujiterricht  bis  l  L'hr  mit  kurzer  X'esperpausc  von  '.,2  l  hr  nach- 
mittags bis  nach  l  Uhr  nachts  mit  hiechlen  der  Rohrstühle  be- 
schäftigt wurde;  sind  doch  ähnliche  l-".inzelfälle  auch  aus  einer  Reihe 
an<icrcr  Statlte  l)ekannt  geworden  und  berichtet  doch  der  (rewerbe- 
insj)cktor  für  M.-(  dadl)ach ,  daf:s  ein  technischer  Leiter  noch  heute 
Jungen,  „welche  da:»  14.  Lebensjahr  kaum  überschritten  hatten,  von 
morgens  7  Uhr  bis  5  '/^  Uhr  des  anderen  Moigens  mit  Ideinen 
Untert»echungen"  heranzog. ')  Doch  das  nebenbei.  Jedenfalls  be« 
urteilte  der  damalige  Kultusminister  von  Altenstein  die  Verhältnisse 
sehr  gut  und  sie  brachten  ihn  dermalsen  in  Harnisch,  dals  er  mit 
den  schärfeten  Worten  das  Verhalten  der  Regierung,  welche  „nur 
auf  indirektem  Wege  zur  Kenntnis  der  traurigen  Verhältnisse  vor 
geschritten  war,  wie  sie  auch  nur  auf  indirektem  Wege  die  Ab- 
stellung versucht  hatte",  tadelte,  und  in  anbetracht  „so  unverant- 
wortlicher Mifshandlung  unmündiger  Kinder"  die  Nachtarbeit 
sofort  verbot.  Es  geschah  das  im  Einvernehmen  mit  dem  Handels- 
minister  von  Bülow  trotz  eines  Berichtes  eines  Geh.  Oberfinanzrates, 
dessen  Xamen  wir  leider  nicht  kennen,  <ier  aber  berichtet  liatte,  dafs 
die  nachtarbeitenden  Kinder  sich  von  den  bleichen  Berlinern  durch 


'i  Vfjl.  Inspckloratshericlitc  für  1896  pag.  383. 
'J  Vgl.  Neumann  ;i.  .1.  O.  pag.  655. 
Archiv  iur  sol  Gctetigcbuiig  o.  Slathtik  XII.  2J 
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kraftiges  und  blühendes  Aussehen  unterscheiden  und  die  Nacht- 
arbeit  so  wenig  angiifie,  daGs  sie  auf  dem  Heimwege  Mutwillen 
trieben  u.  s.  w. 

Der  nach  wiederholten  Erinnerungen  des  Ministers  eingehende 
„direkte"  Bescheid  bestätigte  die  „indirekten"  Angaben  und  als  Er- 
gänzung kann  man  höchstens  die  Angaben  über  die  Ursache  der 
Kinderbeschäftigung  ansehen.  Brachten  doch  Eltern  aus  entlep^enen 
Ortschaften  ihre  Kinder  bei  armen  Leuten  in  Fabrikdörfern  in  Pflege 
und  Kost  und  erzielten  dann  nach  Abzug  der  Unkosten  nocli  6  bis 
8  Pf.  täglichen  (iewinn.  Uns  ist  diese  Mitteilung  besonders  von 
Interesse,  als  auch  heule  eine  Anzahl  von  Kitern  auf  die  Mithilfe 
der  Kinder  niclit  angewiesen  ist,  und  nach  dem  letzten  um!  den 
früheren  Jahresberichten  die  Einstellung  der  Kindel  in  Fabriken  „nur 
auf  dringendes  Bitten  ')  der  Eltern  geschieht".  —  Dem  Unterrichts- 
miniater  von  Altenstein  drängte  sich  nunmehr  die  Ueberzeugung 
auf,  dals  gesetzliches  Einschreiten  notwendig  sei  und  er  führte 
abermals  im  Einvernehmen  mit  dem  Handeisminister  eine  Be- 
schaffung geeigneten  Materials  herbeL  Die  von  ihm  unter  dem 
26.  II.  1824  erlassene  Zirkularveriiigung  an  die  Regierungen  in 
Aachen,  Trier,  Köln,  Koblenz,  Düsseldorf,  Münster,  Minden,  Breslau 
und  Liegnitz  zeichnet  sich  durch  Aufstellung  10  präziser  Fragen 
aus,  die  Alter,  Gesundheit,  Sittlichkeit,  Unterricht,  Art  und  Dauer 
der  Arbeit  anbetrafen.  Bei  der  damals  sehr  unvollkommenen  ZUM' 
technik  ist  trotzdem  ein  vorzügliches  Material  zutage  gekommen. 
Es  ist  in  seiner  Einfachheit  (besonders  das  Arnsbergische)  geradezu 
erdrückend.  Wir  müssen  an  dieser  Stelle  darauf  hinweisen,  dafs 
die  P^rliebungen  durch  die  Landräte  und  Konimunalbehörden  ge- 
schahen, die  sich  dann  vorzugsweise  an  die  l  abrikanten  wandten, 
so  d.iis  die  Regierung  zu  Düsseldorf  selbst  zugiebt,  tiais  die  Kinder 
bei  (ici  Befragung  „zu  kurz  gekommen  seien". 

Die  Berichte  aus  einer  Reihe  von  Provinzen  liefen  dann  auch 
ein.  Manche  Bezirke  stellten  gesundheitliche  und  sittliche  Schä- 
digungen direkt  in  Abrede,  in  anderen  wiederholte  sich  das  „Jammer* 
bild"  von  Arnsberg.  Der  Magistrat  zu  Luckenwalde  gab  fönendes 
charakteristische  Urteil  ab:  Sie  (Kinder  in  Tuchfabriken)  wachsen 
auf  in  sittlichem  Verderben.  ...  So  wird  der  Staat  und  seine  Mit- 
glieder solcher  Bürger  und  Bürgerinnen,  deren  junge  Seelen  in 
Fabriken  verdorben  wurden,  deren  Geist  in  der  Kindheit  schon 


*)  Vgl.  lupcktoraUberiehte  Jahrgang  1893,  1894  mb  Ldpiig. 
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ciiiiuckl,  deren  bes.sci'cr  Sinn  schon  erstickt,  ilcren  sittliches  inul 
religiöses  Geiiihl  schon  im  Keim  vergiftet  wurde,  sich  schwerlich 
zu  erfreuen  haben. .  .  .  Der  gute  Wille  und  die  Kraft  eines  einzelnen 
Staates  werden  freilich  zur  Abhilfe  nicht  ausreichen;  aber  die  Nach- 
welt wird  seu&en  über  die  Generation,  die  den  Grund  zu  ihrem 
Verderben  I^^,  und  die  Reichtümer  der  Fabriken  werden  am 
Ende  zur  Unterhaltung  der  erforderlichen  Zuchthauser,  Galgen  und 
RStdet  kaum  zureichen.')  Altensteins  Bemühungen  scheiterten  am 
Widerstände  von  Schuckntianns,  des  Vorstandes  der  Handelsab- 
teilung: Die  gesetzliche  Regelung  unterblieb,  doch  erliefs  er  unter 
dem  27.  April  1827  eine  Zirkular\erfügung,  „die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  Schulbesuch  als  Arbeiterschutzbestimmungen  zu 
handliaben".  Strenge  Durchführung  sollte  den  „gröbsten  Mifs- 
bräuclun"  begegnen  und  „gewissenlosen  Kitern  und  fij^^'fnniit/.i'^'cn 
l'abrikanten"  Schranken  ziehen.*)  Da  erhielt  Altenstein  unerwarlete 
Hilfe  <kirch  einen  Bericht  iles  ( ieneralleutnants  von  Horn,  der  an 
den  Könii^r  berichtete,  dals  die  Fabrikgegenden  ihr  Kontingent  zum 
i'.isalz  der  Armee  nicht  mehr  vollständig  stellten. Eine  Ordre 
des  Königs  veranlafste  die  Abstellung  der  „Mifsstände"  (nächtliche 
Arbeit).  Schuckmann  trieb  indessen  weitere  Verzögerungspulitik, 
V.  Altenstein  schien  abermals  lahmgelegt,  bis  endlich  durch  Ein* 
greifen  des  Oberprimdenten  von  Bodelschwingh  nach  langen  Aus- 
einandersetzungen  im  Ministerium  ein  ,J(egulativ  über  die  Beschäf- 
tigung jugendlicher  Arbeiter  in  Fabriken"  (1839)  herauskam  (Alters- 
grenze: 9.  Lebensjahr.  Forderung:  Geläufiges  Ixsen  und  An&ng 
im  Schreiben.  Nachtarbeit  vor  5  Uhr  und  nach  9  Uhr,  Sonntags- 
arbeit verboten),  rnzulänglich  an  sich,  wurdi-  das  Regulativ  nicht 
strenge  genug  durchgeführt  und  man  sah  sich  abermals  endlich  (1853) 
zur  Vorlage  eines  (lesetzentwurfe  genötigt  (Arbeitsbuch.  Alters- 
grenze 12  Jahre.  12 — 14jährige  dürfen  nur  7  Stunden  arbeiten. 
3  stündiger  täglicher  l  'nterricht  Bedingung.  Im  Redürfnisfalle  Heauf- 
sichtigung.)  Das  waren  wesentliche  I-.rweiterun^'cn  des  Kiinler- 
schulzes.  Ja,  man  nahm  das  (iesetz  mit  östündi^'er  Arheitsdauer 
der  betr.  Kinder  an.  Hier  war  es,  wu  Degenkolb  und  von  X'incke, 
welche  der  „Humanitrit"  der  Arbeitgeber,  Kinder,  Ernährer  armer 
Witwen  etwas  verdienen  zu  lassen",  Steinbeck,  Reichensperger  und 


')  Vgl.  .\nton  a.a.O.,  pag.  22. 

*)  Vgl  da£U  Gesetz  äber  das  Volksschnlweaen  in  Lugknd  15.  August  1896. 
')  Vgl.  daxa  Gewcrbcberidit  1894.  Textilindustrie  Reichcnbach.  Ba.  Breslan, 
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besonders  Olfcrs  scharf  und  mit  Wärme  widersprachen.  Dank  den 
Aiisfiihruni^en  des  Nachfolgers  v.  d.  Heydt  und  der  Laulieit  der 
^:ei^tlichen  Schulaufsichtsbehörden  stand  das  Gesetz  leider  nur  auf 
dem  Papier  und  es  ist  bezeichnend  genug,  dafs  ein  wirklich  humaner 
Fabrikinspektor  einen  elf  Jahre  langen  Kampf  bis  zur  körperlichen 
Erschöpfung  mit  inhumanen  Fabrikanten  und  ^indolenten''  Geist» 
liehen  führen  mufste  (Piper-Aachen).  Der  Reichstagsabgeordnete 
Weifs-Nürnberg  schreibt  dazu'):  Der  Vermerk,  der  im  Ministerium 
am  Rande  des  Piperschen  Berichtes  für  1865  gemacht  wurde, 
charakterisiert  die  Sachlage  am  trefflichsten:  ,JDie  Dummheit  kon- 
veriiert  tlcn  in  Aachen  herrschenden  I  cndenzen  allerdings  mehr  als 
die  Bildung."  Bayern  l)Iieb  in  seiner  Verordnung  \*on  1854,  wie 
auch  Baden,  hinter  Prcufsen  zurück. 

Nach  der  Aufnahme  der  genannten  Bestiinmunf^cn  in  die  Reichs- 
j^ewerbeordtuui;^^  he^.um  der  Kampf  um  weiti  ic  Heschiankun;^  bezw. 
um  das  Verben  der  Kinderarbeit  in  Fabriketi  iiberliaiii)t.  Die  Re- 
gründun«^,  welche  tler  Abj^eordnete  Hertling  seinem  bezü*;]ichen 
Anlrai^e  xom  14.  I.  1885  folgen  liefs,  erinnert  lebhaft  «m  tlen  Aus- 
sprucli  iler  Kr)tuL,dichen  Rc^nerung  zu  iViiMlam  \-om  31.  Januar  182S. 
„Die  Menschenkultur  ist  auf  jeden  Fall  noch  wichtiger  und  not- 
wendiger, ja  auch  dem  Staate  noch  erspriefslicher,  als  selbst  die 
Erhöhung  der  Industrie  und  des  ÄoCseren  Wohlstandes,  weldie  noch 
dazu  nur  durch  jene  wahrhaft  und  dauernd  gesichert  werden  kann/' 
Der  Antrag,  einer  Kommission  tiberwiesen,  wurde  mit  einer  Reihe 
von  Abanderungsanträgen  zur  Beratung  gestellt  Dieselben  sind 
insofern  von  Wichtigkeit,  als  sie  Fingerzeige  fiir  die  jetzt  höchst 
notwendig  gewordene  Beschränkung  der  Kinderarbeit 
in  der  Hausindustrie  geben.  Wir  erwähnen  nur  die  Namen: 
Kroi)ntscheck  (Verbot  mit  Ausnahmen,  die  der  Rundesrat  bestimmt), 
Lieber  (Verbot  der  Kinderarbeit  in  Fabriken),  ürillenberger  (Verbot 
der  gewerbsmäfsigen  Beschäftigung  unter  14  Jahren),  Hertling  (Kiii- 
schränkung  der  Kinder-  und  Frauenarbeit  in  I'aiiriken) ,  Buhl  (Kr- 
hebungen,  nl)  bei  der  Kinderarbeit  L  nzuträgliehkeiten  /ut.tv^a-  t^etreten 
seien  und  inwieweit  tlen-n  Arbeitszeit  mit  Rücksicht  aul  allgenu  nie 
Er\verbs\erhälttns>-e  eiir^axiniinkt  werden  könne),  Halben  (X'erboi 
in  1-abrikeii  oder  Werk-tiitten  1  Resultat  ;^deirli  Null.  —  1S86 
brachten  Halben  und  Hitze  die  Anträge  in  veränderter  hassung  ein. 


')  Vgl.    Woi-is.     Kindc-rarbcii.     DcuUche  Schule.    M.u-    und  Seplemberhcfl. 
Berlin  1897.  Klinkbardt. 
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Die  Kommission  nahm  in  der  i.  Lesung  folj^^cnde  Anträge  an: 
io6a:  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  flogen  Lohn  nicht  beschäfti«^ 
werden,  135:  Kindt-r  unter  14  Jahren  dürfen  in  I\abriken  ni-ht 
beschäfti^n  wcnkn.  Resolution,  die  verbündeten  Regierungen  zu 
ersuchen,  einen  ( rcset/.enlwurf  \  or/.ulegcn  ,  (Kirch  welchen  die  Be- 
schäftifiuni:  \"oii  Kindern  im  (iewerhe  .uiKerhalb  der  Fabriken  unter 
der  nötigen  Rücksichtnahme  auf  die  ki^rperlichc ,  sittliche  und 
intellektuelle  Entwicklung  der  Kinder  geregelt  werde. 

Aber  erst  1887/88  wurde  der  Kinderschutz,  genannte  Kommission 
schaltete  Ifan  wieder  aus»  gleichieitig  mit  den  bekannteii  Besümmungen 
über  Frauenarbeit  angenommen.  Aus  den  Vorberatungen  der  Kommis- 
»on  ist  hervorzuheben,  dais  man  Beliirchtui^en  hegte,  die  leider  in  vollem 
Um£uige  sich  bestätigt  haben,  „ein  Abströmen  der  Kinder  in  die  Hau»- 
induatrie  und  damit  eine  bedeutende  Verschlechterung  info^  des  gänzr 
liehen  Mangels  an  Au&icht  und  Schutz  gegen  Ausbeutung."  Eän  Antrag 
aufUntersagung  jeglicher  gewerbsmäfe^n  Beschäftigung  wurde  bei  fast* 
allgeincinem  Widerspruch  zurückgezogen,  ein  anderer  auf  „V  erbot  der 
Beschäftigung  gegen  Lohn"  als  zu  weitgehend  abgelehnt.  Der  mit 
erhöhter  Altersgrenze  für  Fabrikkinder  und  Verbot  der  Beschäftigung 
von  Kindern  in  Bergwerken  unter  Tage  itn  Plenum ,  wie  erwähnt, 
angenonmn  ne  Kntwurf,  wurde  aber  \om  Bundesrat  abgelehnt,  weil 
er  sirli  mein  die  l 'el)er/eugung  \  au  der  NotwendiLjkeit  einer  weiteren 
gesetzhchen  Einschränkung  der  brauen-  und  Kinderarbeit  \  erschat1en 
konnte  und  sie  im  hiteresse  der  Industrie  und  Arljciter  für  unent- 
behrlich hielt.  Dann  kamen  die  h'cbruarerlasse  und  die  Ver- 
abschiedung Bismarcks.  Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  wurde 
nach  langen  Beratungen  am  i.  Juni  1891  publiciert  Der  §  135, 
nach  welchem  Kinder  unter  13  Jahren  (vorher:  I2  Jahren)  in  Fabriken 
nicht  mehr  beschäftigt  werden  dürfen,  und  Kinder  über  13  Jahren 
nur  nach  erfolgter  Dispensation  vom  Schulunterricht,  bezw.  nach 
Beendigung  der  Schulzeit  (Bayern  13  Jahre),  er  hat  der  Kinderarbeit 
in  Fabriken  den  Todesstols  versetzt  — 

Mit  dem  i.  Januar  1897  sind  nun  auch  die  Uebergangsbestim- 
mungen  hinfällig  geworden.  Weitere  Einschränkung  ist  durch  An 
nähme  des  Antrags  Lenzniann  (Verbot  des  Hausierhandels  durch 
Kinder.  Erlafs  beziigl.  Polizeiverordnungen)  herbeigeführt.  Ge- 
legentlich der  Beratung  desselben  l)efürwortete  der  Rcichstagsabge- 
ordnete  Weifs,  von  unseren  Arbeiten  angeregt,  durch  Schulbeh(">rden 
zuverkissige  Untersuchungen  über  die  „Nebciil)eschärtigung"  der 
Kinder  anstellen  zu  la.ssen,  und  das  Vorgehen  des  bayrischen  Staats- 
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ministeriums  —  in  einer  Reilic  von  Städten  sind  umfassende  Erhe» 
bungen  'gemacht  —  utid  endlich  der  Erlafs  des  Reichskanzlers  be- 
weisen ,  dafs  die  Re'^ficrnn^en  sich  tlen  Bestrebungen  weiterer  fcin- 
SchränkuHL,^  ^a";^fcnül)cr  nicht  nblchnend  verhalten. 

\un  glauben  wir  nicht  fefilzurjehen,  wenn  wir  der  Arbeit  der 
deutschen  Lehrerschaft  auf  diesem  Gebiet  ein  ^rofses  \'erdienst 
zusciueiben.  Sie  hat  sich  für  die  Frage  sehr  interessiert,  weil  sie 
selbst  daran  interessiert  ist. 

Sie  zeigte,  dafs  der  Umfang  der  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen iQnderarbeit  einen  bedenklichen  Grad  erreicht  hat,  und 
bewies,  dafs  Kinderarbeit  grofse  Gehren  birgt,  wenn  die  Beschäf- 
tigung a)  der  kindlichen  Kraft  nicht  entsprach  oder  überhaupt  in  zu 
frühem  Alter  begann;  b)  durch  zu  lange  Dauer  dem  Kinde  regel- 
matsig  die  Nacht-  und  Sonntagsrahe,  sowie  die  Spielzeit  kürzte; 
c)  die  Kinder  den  Unbilden  der  Witterung  aussetzte;  d)  (zu  a  u.  b) 
noch  besonders  in  geschlossenen  Räumen  stattfand.  (Körperliche 
Schädigung.)  —  Sie  stellte  fest,  dafs  arge  sittliche  Schädigungen 
nahe  liegen  und  vielfach  vorhanden  sind  bei :  a)  Hütekindern,  Kegel- 
jungen und  -Mädchen,  Hausierern  in  Lokalen  und  auf  Strafsen, 
Schlächtern,  Halletmädchen  u.  dgl;  b)  aufserdeni,  wenn  die  Arbeit 
geschah  I.  ohne  verständige  Aufsicht,  2.  ohne  genügende  Trennung 
der  (leschlechter;  3.  ohne  Kmitrolle  des  Lohnes  durch  die  Kitern; 
4.  bei  vollständiger  Flintanset/.ung  des  Anstandes  in  Gespräch  und 
Handlung  seitens  der  Erwachsenen:  c»  wenn  Hütekinder  mit  dem 
(iesindc  vereint  nächtigen  mufsten  u.  dgl.,  Schädigungen  dieser  Art 
äulserten  sich  häufig  in  Mangel  an  Autorität,  den  Gefahren  der  Früh- 
reife, in  Genufssucht,  Rohhdt.  Die  Lehierachaft  legte  auch  die 
direkten  Schädigungen  für  das  Schulleben  dar.  Kinderarbeit  dieser 
Art  hält  sie  für  verwerflich,  wie  sie  andreiseits  vernünftiger  Beschäf- 
tigung durchaus  freundlich  gegenübersteht 

In  einer  Reihe  von  Kommunen  ist  man  denn  auch  bestrebt  ge- 
wesen, wenigstens  den  gröbsten  Milsbräuchen  durch  Verordnui^n 
zuleibe  zu  gehen.  Solche  sind  erfassen  in  Mainz,  Stettin,  (Hausier- 
handel, Benutzung  von  Kindern  7x1  theatralischen  Vorstellungen  und 
öffentlichen  Schaustellungen),  Hambuig.  Für  dessen  Gebiet  lautet 
die  Verordnung  folgendermafsen : 

•  I  .  In  Gast-  uikI  Schankwirtschaften  dürfen  Kinck-r  unter  12  Jalircn  nicht  nach 
8  I  hr  ahrnds  und  schulpflichtige  Kindt^r,  die  d;»«^  12.  1  .flx-Tisjulir  voll.MuIct  habi-n.  nicht 
nach  9  l'hr  hcsrhSftigt  wi'rdrn.  2.  lh\>  Ko^'clautsctztn  durch  Mädchen  und  die  Ver- 
abreichung geistiger  üetränki-  an  die  in  (.«ast-  und  Scbankwirt:>chaften  beschäftigten 
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idiidpfliditigai  Kinder  kt  verboten.  3.  Für  die  Befolgung  dicter  Vonduiften  iat 
der  Wirt,  retp.  desMtt  Sldlveiticter,  gemU*  $  i$i  der  Gewerbe-Ordnung  TeranU 
«ortUdi.  Zuwideriumdlungca  werden  all  Geldstrafe  bis  ra  36  M.  und  in  Unver* 
mfigeufiüle  mit  vcrbUtniadUidger  Haft  gcalmdeL« 

Weiter  sind  Verordnungen  erlassen  für  Gleisen  (Verbot  des  Auf- 
setzens der  Kegel),  Berlin  (dasselbe  nach  to  Uhr  abends),  Leipzig 
(Recht  des  Verbots  der  Beschäftigung  durch  Leiter  der  SichulenX 
Luckenwalde,  Reinickendorf  u.  a.  Der  Gewert)einspektorenbericht 
für  1896  druckt  die  am  weitesten  gehende  Verordnung  ftir  Spandau 
ab.  Sie  lautet: 

Auf  Grand  der  89  5  «id  6  de*  Gesetiet  vom  II.  MKn  iSSs  (Gcsetauaunlung 
Seite  365)  und  der  §§  143  und  144  des  Geselses  Ober  die  aUgemdne  Laadesver- 

•waltunf;  vom  30.  Juli  1883  (Gesetzsammlung  Seit«*  195)  wird  nach  Beratung  und  mit 
Zustimmung  iKh  Magistrats  fUr  den  PoUxeibexirk  der  Stadt  Spandau  folgende  Polizei« 
Verordnung  erlassen: 

§  1- 

Sdmlpflidilige  Kinder  dlbCtt  in  der  Zeit  von  7  Uhr  oadwdttafi  bi»  7  Ulir 
vormittags  nicht  anm  Austragen  von  Backwaren,  Hüch,  Zeitungen  oder  anderen  Gegen* 
itfnden,  nm  Kegehuiftetaen  oder  an  aonatigeB  Verrtdrtnngen  in  Schaahwirtadiaftea, 
warn  Aufwarten  oder  anm  Handel  mit  Blumen  oder  anderen  Gegcnstinden  verwandt 
werden. 

Uebcrtrctungcn  dieser  Polizei- Verurduuüg  werden  bei  tllern  ixler  deren  gcsetz- 
lidien  Vertreteni  und  Personen,  welche  schulpflichtige  Kinder,  entgegen  der  Be- 
stimmung des  S  t  verwenden,  mit  Geldstrafe  bis  an  30  Mark  und  im  Falle  des  Un< 
vermügena  mit  veriiSltnlamifsiger  Haft  bestraft. 

§  3. 

Diese  Poliiei-VeiDrdnung  tritt  am  t.  Okbdbvr  1896  in  Kraft. 
Spandau,  den  11.  Juni  1896. 

Naclnichlcii  über  (lic  W'irkun«;:^  solcher  N'crordnunjTjen  sind  bisher 
nicht  bekannt  geworden.  Der  \  erordnungswep^  bürgt  auch  nicht 
für  eine  durchfjrci  feiidc  Iksscrunj^  der  Zustände. 

Unter  einer  Anzalil  von  sozialpolitischen  und  sonstic^en  Vereinen 
sei  auf  die  Arbeit  des  „Vereins  zur  <^csuiKlheitsmäfsigeii  Krziehung 
der  Kinder"  (Berlin)  hingewiesen,  wo  die  PVage  der  weiteren  Ein- 
schrftnktti^  in  dem  Stadtverordneten  Pktjfessor  Schwalbe  einen 
^nso  warmen  als  mit  den  in  Betracht  kommenden  Detailverhalt- 
niasen  vertrauten  Befürworter  erhielt  Auch  die  Berliner  Aerzte 
bringen  dem  G^nstande  weiteres  Interesse  entgegen.  Dr.  Kalischer, 
Dr.  MoU»  Dr.  Neumann  und  Dr.  Teichmann  heben  in  dem  Bericht 
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Über  die  Untersuchungen  von  Kindern  in  lo  Gemeindeschulen 
hiervon  ^)  daüs  unter  den  äufseren  Umstanden,  welche  ein  Zurück- 
bleiben der  Kinder  ihren  Altergenossen  g^enüber  zur  Folge  hätten, 

die  häusliche  oder  ^gewerbliche  Nelienbeschäftigung,  die  vielfach  die 
Kräfte  der  Kinder  übersteige,  nicln  in  letzter  Linie  stäixle.  Darunter 
Jitten  besonders  die  normalbegat  tcTi  Kinder,  da  solche  mit  nus- 
i^cprägtercm  Schwachsinn  ihrer  l'iiheliolfcnheit  wegen  zur  Neben- 
beschäftigung von  \ornhcrein  untauglich  wären. 

Was  tlie  Stellung  der  Arbeitgeher  anbelangt,    so   ist   sie  ini 
allgemeinen   bereits   angedeutet    worden.     berliner  Häckernuister 
sind   dem  Gedanken    näher   getreten,    die  Backwaren  nur  durch 
Krwachsene  austragen  zu  lassen  und  dafür  von  ihren  Kunden  ein 
kleines  wöchentliches  Aufgeld  /u  verlangen  —  es  ist  aber  unseres 
.Wissens  bei   dem  Gedanken   \erblieben.    Die  Spandauer  haben 
protestiert  —  vergeblich.  Wir  glauben,  dals  äch  genug  Erwachsene 
zum  Frühstücktragen  finden;  beschäftigen  doch  auch  Zeitungs- 
spediteure bereits  neben  Kindern  eine  Anzahl  Frauen.  Die  Inhaber 
'von  Kegelbahnen  hängen  an  ihren  „Jungen"  mit  zäher  Liebe.  Ver- 
ordnungen scheinen  für  sie  nicht  zu  gelten.  —  Verstölse  gegen  die 
Bestimmungen  des  Gewerbeschutzgesetzes  sind  immer  noch  häufig, 
werden  doch  im  Gewerbebericht  allein  für  Arnsberg  48  Fälle  der 
Ueberschreitung  der  zulässigen  Arbeit.sdauer  .festgestellt.    \\*ie  das 
Gesetz  umgangen  wird,  z( '-t  f(  ilrr^.|i(]er  {«'all:"';   Tu  einer  Druckerei 
wurden  25  schulpflichtige  Kinder  mit  dem  Falzen  der  Zeitungen 
beschäftigt.    Die  T« )lizeidirektion  wurde  ersucht,  das  Strafverfahren 
gegen  den  BetrirbNunternehnier.  der  zugleich  Kürgervorsteher  war. 
einzuleiten.     Nacli    längerer   Zeit   erwiderte   sie.  (.lals   ilie  Kinder 
während  des  hal/ens  nicht  mehr  in  iler  b'abrik  beschäftigt  wünlen, 
damit  aber  ieder  Zweifel  darüber  behoben  werde,  dafs  ein  l'nbrik- 
belrieb  nichl  mehr  \orliege,  sei  ein  Buchbinder  engagiert,  tler  für 
seine  Rechnung  in  einem  Hause  des  Druckers  das  Falzen  von  den 
Kindern  besQfgen  lasse!   Es  muls  hier  auch  darauf  hingewiesen 
•werden,  dafs  es  Werkstätten  giebt,  in  denen  die  Kinder  nicht  bei 
dem  Fabrikbesitzer,  sondern  bei  einem  älteren  Arbeiter  in  Lohn 
-stehen.  Der  in  solchem  Falle  vom  Gewerberat  Schüler  gestellte 
•Strafantrag  wurde  von  der  Staatsanwaltschaft  abgelehnt,  „weil  sie 
•nicht  als  erwiesen  annahm,  da(s  der  Fabrikbesitzer  von  der  Kinder- 


>)  Vgl  Deutwhe  Median.  Wocfaensdurift  Nr.  i.  189S. 
*)  Vgl.  Inspcktoiatsberichte  flir  1896.  sab  Dttueldoif. 
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bcschäflij^'ung  Kenntnis  j^chal)t  habe";  den  enlluimcnden  Arbeiter 
aber  konnte  man  nicht  bestrafen,  „weil  das  Gesetz  nur  Arbeitgeber 
mit  Strafe  bedrohe". 

Auch  die  Landwirte  halten  als  Arbeitgeber  Kinderarbeit  für 
notwendig.  So  iuhrte  Herr  von  Kries*Traulcwitz  auf  der  vor- 
jährigen Frühjahrs -Plenarsitzung  der  westpreu&ischen  Ijuidwirt- 
schaibkammer  aus;  daTs  der  Anbau  von  Oelfrüchten  gänzlich  in 
Frage  gestellt  würde,  wenn  den  Schulkmdem  nicht  gestattet  werde, 
auch  während  der  Unterrichtszeit  zu  helfen.  Es  würden  —  früher 
sei  das  anders  gewesen  —  überhaupt  durch  strenge  Durch- 
fuhrung der  Schulpflicht  die  Kinder  der  I^ndwirtschaft  entfremdet 
Es  läge  auch  im  Interesse  der  Kinder,  Oelfrüchte  nacluusanimeln 
und  Rüben  zu  verziehen.  Dazu  müsse  die  Schule  die  Zeit  her- 
geben. Ein  bezügUrhcr  Antrag  wurde  angenommen,  trotz  Min- 
si)rurh  des  \'or>it/t  iidcii.  l  'iul  in  eim-in  Rfu  iiiischen  liauern-X'erein 
( A'orstaiids-  uikI  .AusschulNsit/ung;  ist  \c>ii  \Lisciiietienen  Seiten 
betont  Morden,  dafs  die  I  >k  ii>ibt)teii  im  landwirtschatthchen  lie- 
triebe  überbildel  M-icn.  bn  Alter  von  12  Jahren  sei  die  .Schul- 
bildung SU  weil  vorgeseiirittei),  dals  der  .Schüler  lesen  un<l  schreiben 
könne  und  auch  seinen  Katechismus  kenne,  und  das  genüge  für 
das  praktische  Leben!  Im,  landwirtschaftlichen  Zentralverein  fUr 
Anh^t  besprach  Oekonomierat  Kraaz  eine  von  der  Anhaltischen 
Regierung  erlassene  Verfugung  gegen  die  milsbräuchliche  Benutzung 
der  Kinder  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  und  zeigte  die  Schädi- 
gungen, welche  den  Landwirten  daraus  erwüchsen.  Nun  ist 
aber  diese  Verfugui^^  mit  Recht  als  das  „Mindestmaß"  von  Kinder- 
schutz zu  bezeichnen,  denn  es  helfet  dort:  „Nur  mindestens 
Achtjährige  dürfen  zu  ganzen  Tagesleistungen  herangezogen 
werden,  noch  jüngere  sollen  nur  die  Hälfte  oder  zwei 
Drittel  der  Zeit  b  c  s  c  h  ä  f  t  i  t  werden  dürfen.  Sobald  die 
Anzahl  der  Arbeitenden  25  übersteigt,  sind  die  (ieschlechter 
getrennt  unter  Aufsicht  zur  Arbeitsstätte  zu  l>cfördern ;  hier  sollen 
sie,  wenn  möglich,  nach  Alter  und  Geschlecht  getrennt  frohnen. 
Die  Arbeitszeit  ist  von  6  I  hr  morgens  bis  6  Uhr  abends 
mit  einer  /  w  e  i  s  t  ü  n  d  i  g  e  n  M  i  1 1  a  g  s  p  a  u  s e  festgesetzt .  Ist  nach 
-dieser  Leistung  noch  ein  Fufsmarsch  n«jtig,  S(»  soll  d;Ls  Lndc  der 
Arbeitszeit  so  gelegt  werden,  daü  die  1  leimkehr  spätestens  bis 
8  Uhr  erfolgt  sein  kann.  Beim  Transport  mittels  \\  agcn  ist  Ueber- 
iällung  und  ein  Herausfallen  der  Kinder  zu  verhüten. 
-Vor  dem  Frühunterricht  hat  keine  Beschäftigung  zu  erfolgen.  An 
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hcifsen  Tagen  ist  seitens  der  Arbeitgeber  für  genügendes 
Getränk  zu  soi^en.  Die  Uebertreter  dieser  Bestimmungen  werden 
mit  einer  Strafe  bis  1$  Mk.  bedroht/'  Und  gegen  die  Beseitigung 
der  Milsstände,  welche  diese  Verfügung  notwendig  machte,  tritt 
man  auf?  Und  wenn  sie  schon  einen  Schutz  bedeutet,  so  darf  maii 
wohl  fragen:  Welche  Zustände  mögen  dort  vor  ihrem  Erla(s  ge* 
herrscht  haben  oder  nodi  herrschen? 

Der  Vernunft  und  der  natürlichen  Liebe  der  Eltern  darf  nicht 
zuviel  augetraut  werden.  „Unkultur,  Lebensnot,  natürliche  Roheit 
lassen  sie  über  die  selbst\  erständliclisten  Bedürfnisse  der  Jugend 
hinwegsehen".  Aber  wir  können  aus  der  Erfahrung  heraus  be- 
stätigen, dafe  eine  personliche  Rücksprache  der  Lehrer  oft  von 
guten  Folgen  gewesen  ist,  wie  denn  auch  die  Presse  der  ver- 
schiedensten Parteien  einen  Notstand  nicht  ableugnet  und  auf- 
klärend gewirkt  hat.  Was  ist  /u  thun?  Ks  kann  keinen^  Zweifel 
unterliegen,  dals  aus  sozialpolitische!^.  h\  L^n(>ni-,chcn  und  er/.iehlichen 
Gründen  gewisse  K 1 1  e  r  n  r  c  c  h  t  e  b  e  s  c  Ii  r  ä  n  k  t  werden  dürfen. 
Das  ist  schon  gcschclicn  und  mufs  weiter  geschehen.  l  erner  ist 
die  Ausdehnung  der  Gewerbeaufsicht  auf  die  Haus- 
industrie unerläfslich.  Sie  hat  auch  unzweifelhaft  s.  Z.  im 
Sinne  der  Gesetzgebung  gelegen;  heilst  es  doch  zur  Begründung 
der  Notwendigkeit  einer  Ermächtigung  zur  Ausdehnung  der  Fabrik- 
gesetzgebung auf  andere  Werkstätten  u.  a.  in  der  Begründung  der 
Novelle  von  1891: 

„Die  Notwendigkeit  dieser  Ausdehnung  liegt  namentlich  bei 
denjenigen  Zweigen  der  Hausindustrie  vor,  weldie  mit  dem  Fabrik-^ 
betriebe  konkurrieren,  da  in  ihnen  die  Beschäftigung  von  Kindern 
am  weitesten  verbreitet  und  die  Gefiahr  einer  übermäfsigen  An- 
strengung der  Kinder  am  größten  ist«  diese  Gefahr  aber  noch 
erheblich  erhöht  werden  würde,  wenn  die  weitere  Beschränkung 
der  Kinderarbeit  in  f-abrikcn  ins  Leben  treten  sollte,  ohne  dals 
gleichzeitig  die  Kindeiarbcit  in  der  Hausindustrie  einer  Regelung 
unter/ogen  würde.  Diese  Rct^u  hnvT  unmittelbar  in  dem  \  orliegenden 
(lesetzentwurfe  zu  treften,  ist  nicht  \\oh\  möglich,  weil  sie  nur  auf 
Gniiul  eingehender  Krmittelungcn  erfoigen  kann,  die  \or  Kin- 
bringung  dieses  Gesetzentwurfes  nicht  mehr  vorgenommen  werilen 
konnten  und  bei  ihrem  erheblichen  Umfange  auch  nur  nach  und 
nach  vorgenommen  werden  können/' 

Wir  glauben,  deti  Beweis  erbracht  zu  haben,  dals  es  auf  die 
Dauer  unmöglich  ist,  die  Beschäftigung  der  Kinder  seitens  der 
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Eltern  ohne  gesetzlichen  Schutz  zu  lassen,  zumal  Kinderarbeit  die 
Löhne  drückt.  M  Eine  fortschreitende  Beschränkung;^  der  Kinder- 
arbeit dürfte  dage^'cn  günstige  Folgen  auf  die  Steigerung  der  Lohne 
haben,  somit  im  Literesse  der  grolsten  Zahl  der  betr.  Eltern  liegen 
und  die  Kinderarbeit  überflüssig  machen.  Wirft  man  ein,  da(s 
dieser  aber  doch  ethischer  Wert  und  («dagogische  Bedeutung  bei* 
zumessen  sei,  so  unterschreiben  wir  das  för  eine  Reihe  von  Be- 
schäftigungsarten überhaupt  nicht,  und  för  andere  nur  mit  der 
Einschränkung,  dafs  es  sich  dabei  um  solche  dem  kindlichen  Alter 
angemessene  handeln  müsse.  W'cifs  bemerkt  sehr  treffend:*)  „Es 
ist  noch  keinem  vernünftig  Denkenden  innerhall»  (ki  besitzenden 
Klasse  eingefallen,  seine  eigenen  Kinder  der  Krzieiiung  iialber  der 
Hausindustrie  auszuliefern",  und  wir  fugen  hinzu  —  sie  den  Gast- 
wirten als  Kegelaufsetzer,  den  Kxpeditionen  als  Zeilungsträger,  den 
Bäckermeistern  als  Frühst üoksträger  und  den  Spediteuren  als  „Roll- 
möpse" zur  \'^erfugung  zu  stellen. 

Die  Regierungen  haben  nunmehr  in  Anerkennung  vorhandener 
Mifsstände  den  ersten  Schritt  gethan,  eine  Besserung  der  Verhält- 
ius>c  herbeiführen  /.u  helfen ;  Sic  haben  Krhebungcn  aiigestellt 
Hier  das  überaus  einfache  i'orniular  der  Frhebung,  deren  Ziel  nacli 
den  „allgemeinen  V^orschriftcn"  der  „Anleitung"  ist:  „Die  Ermitte- 
lung des  Umfanges  und  des  Grades  gewerblicher 
Thätigkeit,  zu  welcher  Schulkinder  herangezogen  werden." 


')  Vjjl.  Hirsohhcrg.  Di--  I  nlnif  der  nicdripst  stehenden  Arbciterklaasrn  für 
PrrulVcn  iu  den  Conradschea  Jahrbüchern  l'Ur  Nationalökonomie  und  älatistik  Band  X 
1895. 

*)  a.  a.  O.  sub  54, 
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Künifreich  Preuftm. 

Fragebogen 
fiber  die  gewerbliche  Beschiftiguut;  von  Schnlkiiideni 
im  Monat  Februar  1898. 

(Stadtgemeindc :   ) 
Landgemeinde   (bezw.  Gute  >  im  Kreise:  
bezirk) :   J 

2.  Bczeiclinung  der  Schul«- :  

3.  Zahl  der  aufsteigenden  Klassen  dieser  Schule:  

„      „   Unterrichtiiklassen  „   

4.  Klasse,  für  welche  die  Angaben  hier  gemacht  sind  (bei  einklassigcn  Schulen 

i<t  ledigUdb  Schule  einzatragen) :  

5.  Zahl  der  Knaben  ,  Mfidchcn  der  zn  Nr.  4  genannten  Klasse. 

6.  Wieviele  Kinder  der  Klasse  zu  Nr.  4  worden  im  Monat  Februar  1898  gewerb> 


lieh  beschäftigt  und  zwar: 


In  d»-r   f,'t  n;iu  .mm- 
gcbendcn  1  ^fwi-rblicbcn 

Tliiiiii'l^. -t: 

übcrhaopt 

Knu-  M-u]- 

•.II      .  I.-  'i 

«l.ivon  nifhr 
ids  3  Stundi  n 
um  Tage 

Kna-  Mäd- 

i'i-ti  «•l)i-n 

an  wie  viel  Tagen  in  der 
Woche  melir  als 
3  Stunden 

Knallen  -^.-n 

1. 

3.  (bis  15). 

• 

Ort  und  Dattnn. 

iVr  |Khi>?.cn-)l.chrer  (Lehrerin) 
L'nterscbrift :  

Die  Anleitung  auf  der  RQdcseite  ist  genau  zu  beachten! 


Die  EnrerbatbätiglMit  schalpfliclitiger  Kinder  im  Deutschen  Ketcb. 


Die  Kiiok^eitc  enthalt  citic  Atileituii'^,  nacli  welcher  i  wir  über- 
gehen Erläuterung  I — 4)  v.u  Tunkt  5  hervorzuheben  ist,  dals»  „auch 
die  etwa  von  der  Aufsichtsbehörde  oder  mit  deren  Genehmigung 
vom  Unterrichte  dispensierten  Kinder"  mitzuzählen  sind.  Das  ist 
dankenswert;  es  wäre  aber  notwendig  gewesen,  durch  eine  Frage 
sogleich  festzustellen,  wie  viele  beschäftigte  Kinder  bereits  dispen- 
siert waren«  Es  würde  dadurch  nämlich  die  traurige  wirtschaftliche 
Lage  einer  gewiss  nicht  unbedeutenden  Zahl  \'on  Ernährern  der 
dispensierten  Kinder  festgestellt  worden  sein,  insofern  nämlich  in 
den  meisten  Fällen  die  Kinder  dispensiert  wurden,  um  Geld,  z.  B. 
für  den  Konfinuationsanzug,  herbeizuschaffen. 

Zu  Frage  f>  heisst  es:  „Als  gewerbliche  Keschäftigung  ist  nicht 
anzusehen:  die  Thätigkeit  in  der  Landwirtschaft,  im  Obstbau, 
Gartenbau,  Weinbau,  ferner  nicht  die  Thätigkeit  im  (le^ifuie- 
dieii'^te  (Hütokitiii*  r ,  Kiiidcrmädchcn  ,  Mädchen  für  hausliche  Hilfe- 
leistiuigcn.  Antwarlciiiätl<  hen!.  D.i'^^t  l;«  n  ist  alle  in  '^M-\vcrbliciien, 
Handels-  und  X'erkchr.slhätigkeitcn  \ orkonuiicnde  Bcsciüiltigung  zu 
berücksichti''cn,  t;leichviel,  fib  diese  bei  fremden  Arl>eitt£ebern  eei/en 
baren  txicr  Naturallohn  uder  unentgeltlich,  oder  ob  sie  bei  den 
eigenen  Kltcra,  rflcgeeltcrn,  X'erwandten,  \  urmündern  u.  dergl.  statt- 
findet; insbesondere  sind  auch  mit  zu  erfassen  die  gewerblichen 
Hilfeleistungen  von  Kindern  Hausindustrieller,  \'on  Kindern,  welche 
Vater  oder  Mutter  oder  ältere  Geschwister  beim  Zeitungsaustn^en 
u.  s.  w.  begleiten  u.  dei^gl.  Es  soll  ohne  alle  weiteren  Rücksichten 
lediglich  die  Thatsache  der  gewerblichen  Beschäftigung  verzeichnet 
werden."  —  Nun  ist  ein  Unterschied  zu  machen  zwischen  „Erwerbs- 
thätigkeit  überhaupt"  und  „gewerblicher  Beschäftigung".  Zu  jener 
rechnen  auch  die  soeben  aufgezählten,  bei  den  Erhebungen  aber 
ausgeschlossenen  Beschäftigungsarten.  \\'  i  r  e  r  h  a  1 1  e  n  a  1  s  o  d  u  r  c  h 
die  Zählung  nicht  Material  über  sämtliche  Kinder- 
arbeit,  sondern  nur  über  den  Umfang  eines  beschei- 
denen Bruchteils,  vielleicht  eines  X  ierteN.  Wie  stark 
die  I  aiidwirtschaft  partizipiert,  ist  bereit^  gezeigt;  Mädchenlehrer 
der  (jrol-vstadt  schätzen  (\ev.  Ausfall  überhaupt  erwerbsthätiger 
Mädchen  ihres  \\  irkuiigxtrtcb  aut  nnndestens  40",,,  tla  hier  sehr 
viele  Kinder  (cf.  Charloltcnburg  obenj  als  Kinder-  und  Aufwarle- 
mädchen dem  Erwerb  nachgehen. 

Hinsichtlich  der  Ermittelung  des  Grades  der  Beschäft^ng 
jenes  Bruchteils  emi'erbsthätiger  Kinder  ist  folgendes  zu  sagen: 
Nicht  ermittelt  wird  (auch  dem  Umfange  nach  nicht)  die  überaus 


^3    K..  Aga  hü,  Die  üwcrbsthätigkt-u  »chulpflichtiger  Kinder  im  DeuUdicn  Kcicb. 


schädliche  Doppelbeschäftigung,  z.  B.  als  Zeitungsträger  am  Morgen 
und  Laufbursche  am  Nachmittage  u.  dergl.  Es  heilst  nämlich: 
„Ist  ein  und  dasselbe  Kind  in  mehreren  Arten  gewerblicher  Thatig* 
kdt  beschäftigt,  so  ist  es  nur  einmal  und  zwar  bei  der  haupt« 

sächlichsten  (d.  h.  derjenigen ,  auf  welche  der  gröfste  Teil  der 
Arbeitszeit  entfällt)  aufzuführen".  Ferner  wird  bei  den  der  Fraise 
fernstehenden  der  Eindruck  hervorgerufen,  dals  das  Mafs  von  drei 
Stunden  täglicher  Arbeitsdaucr  ein  i^cwisscrmafsen  noch  zu  erlau- 
bendes sei;  umsomehr  wäre  deshalb  für  die  Ermittelung  des  (rraties 
der  AnstrcniTung  zweckdienlich  »^'cwesen,  eine  Frage  nacii  dem  Be- 
ginn auch  einer  nur  dreistündigen  oder  noch  kürzeren  Hcscliäftigung, 
/.  B.  als  Backwarenträger  im  Winter  vor  Anfang  des  Schulunter- 
richts. Wir  waren  des  Glaubens,  die  M  i  Isstände  sollten 
tl  u  r  c  ii  tl  i  e  Statistik  hervorgehoben  werden.  Das  ge- 
.schieht  aber  auf  diesem  Wege  nicht,  denn  l.  werden  nur  die  bis  3 
Stunden  incl.  täglich  beschäftigten  Kinder  im  haupt^hlichen  Beruf 
angeführt,  es  wird  also  entweder  nur  die  Dauer  einer  Beschäftigung 
angegeben,  oder  aber  der  Lehrer  giebt  die  Dauer  zweier  Be> 
schäftigungsarten  für  eine  an  und  dann  ist  das  Bild  &lach.  Daneben 
werden  2.  alle  (gleichviel  welcher  Art,  Zeit  etc.)  unter  drei  und  drei 
Stunden  währenden  Besdiäftigungsarten  nicht  mehr  berücksiditigt, 
sondern  nur  „überhaupt"  gezähiL  3.  wird  nicht  ersichtlich  ge* 
nuM^,  wie  lange  denn  nun  eigentlich  die  länger  als  drei  Stunden 
arbeitenden  Kinder  beschäftigt  sind  (wöchentliche  Arbeitsdauer), 
und  4.  fehlt  die  Frage  nach  der  bei  Kcgeljungen  und  in  der  Haus> 
industhe  häufig  vorlamusenden  Nachtarbeit. 

*  * 

Scharf  ist  die  Schneide  ^cset/liclier  Regelung;  aber  der  Arzt 
darf  den  Schnitt  nicht  scheuen,  wenn  ein  Geschwür  tlas  Leben  be- 
liroht.  In  dieser  l'Vage  müssen  Armen-,  Schul-  und  Genicinile- 
behörden  Hand  in  Hand  gehen.  Man  möge  wieder,  wie  bei  Erlafs 
des  Gewerbeschutzgesetzes,  erleichternde  Uebergangsbestimmuf^en 
schaffen,  die  Auswüchse  der  Kinderarbeit  aber  sofort  durch  energische 
Mafsnahmen  beseitigen. 


Das  Redaktionsveisehen  im  §  138  a  der  deutschen 
ReichsgewerbecMrdnung. 

Von 

M.  VON  SCHULZ, 
Gcwerberiditer  und  VoraitieBdcni  des  Gewerbef  criehti  n  Berlin. 

Das  Reichsgesctzblatt  von  1898  Nr.  7  Seite  33  enthält  folgende 
Veröffentlichung:*) 

Bertcbtigttug. 

„In  dem  in  Nr.  i8  des  Reidugesetsblattes  Ittr  1891  (S.  261  ff.)  ab> 

Retlruckt^n  Gesetz,  betreffend  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom  I .  Juni 
1891  sind  Seite  283  im  l<t/.ten  Absatz  des  ^  138a  infolge  eines  V-  r- 
«i  e  h  e  n  s  die  Worte :  „ZUTcr  2  und  3"  au  btellc  der  Worte :  ,^if[et  3  und  4" 
gesetzt  worden. 

Der  leiste  Absatz  des  §  138a  hat  richtig,  wie  folgt,  zu  lauten: 
„Die  untere  Verwaltni^abeltftrde  kann  die  Be«diiftigimg  von  Arbeite- 
rinnen  über  sechszehn  Jabre,  weldie  kein  Hauswesen  zu  besorgen  haben 

und  eine  Fortbildungsschule  nicht  besuchen,  bei  den  im  §  105  c  Abs.  l 
unter  /.iflcr  3  und  4  bezeichneten  Arbeiten  an  Sonnabenden  und  Vor» 
abcnden  von  Festtagen  Nachmittags  nach  5'  j  Uhr,  jerl«n  h  nicht  über 
S'.'t  L'hr  Abends  hirxaus,  gestatten.  Die  Erlaubnis  ist  schriftlich  zu  er- 
teilen und  vom  Arbeitgeber  zu  verwahren." 

In  vcrschieilenen  Ta«^cs/cituii;^eii  ist  die  ^csctzliclic  Gülti^^keit 
ilcr  ,, Berichtigung"  angezweifelt  worden.  Auch  tlen  Reichstag  be- 
schäftigt diese  .Angelegenheit.  Zufolge  eines  Antrages  des  .Ab- 
geortlneten  Auer  uiul  (reiiussen  wird  der  Reichstag  gebeten,  den 
Reichskanzler  zu  ersuchen  „dafür  Sorge  zu  tragen,  dals  die  in  Nr.  7 
des  Reichsgesetzblattes  von  1898  als  „Berichtigung"  bezeichnete  Ver» 
öffentlichung  als  rechtsungültig  im  Reichsgesetzblatt  bezeichnet 

')  Stehe  noch  den  „Dentachen  Reidmaaeiger"  von  10.  Mira  diesea  Jähret. 
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werde."')  1  )ci  Aucrsche  Antraj^^  zciliglc  den  Aiiiraj^'  des  Abj^cord- 
neicM  \on  Stuintn :  „Der  Reichstag  wolle  beschliessen  unter  Ab- 
lehnung des  Antrages  Auer  und  Genossen  nachträglich  seine 
Zustimmung  zu  der  im  Reichsgesetzblatt  von  1898  Nr.  7  Seite  33 
veröffentlichten  Richtigstellung  des  letzten  Absatzes  des  §  X38a  der 
Gewerbeordnung  zu  erteilen.'")  Auf  die  durch  diese  Anträge  her- 
vorgerufene Debatte  werden  wir  im  Laufe  dieser  Abhandlung  mehr- 
fach zurückzukommen  Gelegenheit  haben. 

Der  Reichstag  beschlofs  auf  Veranlassung  des  Abgeordneten 
Spahn  die  Anträge  der  Flerren  Auer  und  v.  Stumm  an  die  Ge- 
schäftsordnunt,'skonitnission  zur  Beratung  zu  überweisen.^) 

Es  ist  einleuchtend,  dals  che  Kntsclicidung,  ob  die  im  Reichs- 
gesetzblatt \ eröfTentlirhten  Gesetze  formlos  „berichtigt"  werden 
können,  \pn  '^nofscr  Wichtigkeit  über  den  einzelnen  hinaus  ist. 
Denn  es  kann  e\  entuell .  was  heute  erlaubt  ist ,  \  ii-llcichi  morgen 
strafbar  ^ein.  liier  an^'cwandt ,  wäre  es  dcnkb.ir,  dals  die  untere 
\'erwaltunL;sbehi)i(le  einem  Arl)eitgel>er  tlic  Resrhäftii^uni^  \on 
ArbeiteriiHien  am  .Sonnabend  nach  5'j  L'hr  auf  (iruiul  der  .\r.  2 
des  S  105  c  zuläfst,  das  (lericht  aber  ihn  bestraft,  weil  die  „Be- 
richtigung" die  Ausnahme  nur  in  den  Fällen  der  Nr.  3  und  4  des 
§  105  c  gestattet.   (§  149  Absatz  l  Nr.  7  der  Gewerbeordnung.) 

Was  soll  man  femer  dazu  sagen,  wenn  die  in  Betracht  kommen- 
den Kreise  über  die  Notwendigkeit  einer  Berichtigung  sich  irren? 
Danach  würde  durch  eine  Notiz  im  Reichsgesetzblatt  das  ebendort 
gültig  publizierte  Gesetz  ohne  jeden  von  den  Organen  der  Gesetz- 
gebung begai^enen  Fehler  abgeändert  sein. 

Unter  diesen  Umständen  und  da  die  hier  vorgetragene  Be- 
richtigung die  Interessen  einer  ganzen  Reihe  von  Industrieen  und 
einer  zahlreichen  Schar  von  Arbeiterinnen  berührt ,  wollen  wir  es 
versuchen,  zur  Klarstellung  der  Streitfrage  beizutragen.  Unsere 
nächste  Aufgabe  ist,  zu  ermitteln,  ob  der  §  138a  a.a.O.  wirklich 
den  mitgeteilten  heiiier  aufweist.  \Kdann  haben  wir  zu  piüfen,  ob 
das  amtlich  einges(  lija;^^eiie  X'erfaluen  der  „Berichtigung"  sich  mit 
den  Gesetzeti  im  I\inklang  befindet.  Für  den  I^all  der  Verneinung 
haben  wir  festzustellen,  wie  dem  etwa  vorgekommenen  Versehen 
abzuhelten  ist. 


Reich ^tuR,  72.  Sitzung  von  1S9S  .S.  iSüj 
*)  Reidibiag,  72.  Sittung  von  1898  S.  1867  (C). 
*)  Reichstag,  jz.  Sitnmg  von  1898  S.  1873  (C). 


Das  Redaktionsversebeii  im  §  138  a  der  deutscben  Keicbsgewerbeordnting. 


Zunächst  ist  es  notwendig,  den  W'cidcj^an«,'  tler  hier  maß- 
gebenden Stellen  des  §  138  a  und  des  mit  ihm  verknüpften  §  105  c 
der  Reichsgewerbeordnung  sich  vor  Augen  zu  fuhren. 

L 

Der  unter  dem  6.  Mai  1890  an  den  Reichstag  übersandte 
(iesetzcntwurf  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung 
nebst  Begründung  hat  im  §  l3Sa  letzten  Absatz  folgenden  Inhalt: 

„Die  untere  Verwaltiui^sbfhurdc  kana  die  Bc;>chälüguug  voo  Arbeite* 
rinnai  Uber  irrhwhit  Jahre,  wdcbe  kein  HaanraaeB  m  bcM^en  haben 
und  som  Benidi  einer  Fortbildongsadmle  nidit  verpflkbtet  sind,  bei  den 
im  9  1050  Abt.  1  vnter  ZUEer  a  und  3  bewiduieten  Arbeiten  Sonnabend 
Nadhmtttagi  nacb  5V«  Übt  geHatten.  Die  Erlanbni«  ist  idifüUicb  sn  er- 
teilen." 

Der  im  §  138a  angezogene  g  105  c  Abs.  i  Ziffer  2  und  3 
lautet: 

««Die  Batimmoogen  des  §  10$  b  finden  keine  Anwenduqg 
i)  etc. 

a)  auf  Arbeiten  aar  Reinigung  and  Initandhaltaiig,  darch  welche  der 
regelmifsige  Fort|^u|g  des  eigenen  oder  fremden  Betriebes  bedingt 
ist,  sowie  auf  Arbeiten,  von  welchen  die  Wiederaufnahme  des 
vollen  wi  rktüfjlirhfii  l'.otricbcs  abhänjjif;  ist ,  solt  m  nicht  diese 
Arh<  it<  n  an  \\  rrkt.i^,'«  n  vorgenommen  werden  können. 

3)  aul  Arbeiten,  welclie  zur  Verhütung  des  Verderbens  von  Kulistotien 
oder  des  Mitslingcns  von  ArbeitaeTMOgniisen  erforderlidi  sind, 
sofern  nicht  diese  Arbeiten  «n  Werktagen  vvMgenommea  weiden 
k»mien.">) 

Der  ticscl/cntwurf  betrc'tfend  Abändrrunj:;  der  Gcwcrhcordiiuti«; 
(No.  4  der  Ürucksachcn)  wurde  einer  Kommission  zur  X'orbt-ralunL^ 
über\vicsen.  Von  der  Konunission  wurde  in  zwei  i.c>un<^cii  ver- 
handelt. In  der  zweiten  Lesung  wurde  die  Fassunj,^  des  §  138  a 
letzter  Absatz  im  wesentlichen  so  beschlossen,  wie  wir  dieselbe  in 
der  Reichsgewerbeordnung  vorfinden.  Der  Reichstag  wählte  nur 
anstatt  der  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  Worte:  i,zum 
Besuch  einer  Fortbildungsschule  nicht  verpflichtet  sind"  die  Worte: 
„eine  Fortbildungsschule  nicht  besuchen**. 

Was  den  §  105  c  anlangt,  so  entschloß  sich  die  Kommission 


1)  Nr.  4  Reichstag  8.  Legishtnrpcriode  1.  Session  1890  S.  18  and  S.  4. 
Arclüv  fUr  M«.  GcMUgcbaag  it.  Suüitik.  XU.  a8 
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bereits  in  der  ersten  Lesung  auf  Antrag  „fiir  die  Arbeiten  zur 
Durchfuhrung  jeder  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inventur"  einen 
Sonntag  freizugeben  und  fiigte  deshalb  hinter  der  hier  nicht  inter- 
essierenden Ziffer  I  des  §  105c  unter  Ziffer  la  eine  bezügliche 
Vorschrift  ein.  Hei  der  zweiten  Lesung  der  Kommission  wurde  die 
Reihenfolge  der  Ziffern  (l,  in,  2,  3  und  41  bcilH-linhen.  Xur 
begann  man  einem  Antrage  zufolge  unter  Zitier  2  mit  den  Worten: 
..auf  die  H«  \vachung  der  Hetriebsanlagcn"  und  änderte  den  „werk- 
tägiiclicn  lietricb"  der  X'orlage  in  .,\vcrkthätigcn  Betrieb". ')  Darauf 
beantragte  die  Koniinission  unter  tlem  17.  Januar  1891  bei  dem 
Reichstage,  dem  (iesetzentwurf  betreffend  die  Abäiulerung  d;'r  Gc- 
werbeordnung  in  der  dun  Ii  die  zweite  Lesung  iler  Kommi>,siun 
geschaffenen  Fassung  die  \ crfiLssungMnälkige  Genehmigung 
zu  erteilen.*) 

Der  Reichstag  kam  in  seiner  zweiten  Beratung  den  Vorschl^en 
der  Kommission  nach  und  geneiimigte  unter  Vornahme  weniger 
Aenderungen  die  ihm  überreichte  Fassung  des  Gesetzentwurfs.  Ins- 
besondere wurden  gegen  die  von  der  Kommission  Itir  den  §  105  c 
vorgesehene  Zifiemfolge  (l,  la»  2,  3  und  4)  Einwendungen  nicht 
erhoben.*)  Die  dritte  Beratung,  welche  vom  4.  I^s  6.  Mai  1891 
dauerte,  brachte  hinsichtlich  der  liir  uns  hier  in  Betracht  konmienden 
Sätze  der  §§  105c  und  §  138a  nichts  Neues.*)  Dennocli  ist  in 
dem  gedruckten  „Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Abänderung 
der  Gewerbeortlnung  fnach  den  Beschlüssen  des  Reichs- 
tages in  dritter  Bera tun g  "  die  beschlossene  Fassung  be/iiglicli 
der  Zittern  des  §  105  c  nicht  aufrecht  erhallen.  l'"ür  die  Ziffer  la 
setzte  man  die  Zitier  2  und  liels  alsdaiui  für  liie  Ziffern  2.  3,  4  die 
Ziffern  3,  4  und  5  folgen  ''}.    Die  Bestimmungen,  welche  früher  die 


In  der  Raiebagewerbrardnung  findet  sich  der  Ausdruck  „werktägiger  Betrieb^*. 
.  *)  Nr.  190  Reidhtlag  S.  Legwbtnrpcriode  i.  Session  1890/9!  B«ridit  der  VIII 
Komjnisrion  Aber  den  derselben  zax  VoibenAag  Ofaenriesenen  Geaetzentmirf  be- 

trofTmit  Abänderung  der  Gewerbeordnang  —  ad  igo  ^Cuwuiiniciistclliing.  «l«*»  F-nt- 
wurls  t'ines  (ifsrt/cs  brtrrtTcnd  Abänderung  der  Gfwcrbcordnung  mit  der  tlcwcilx-- 
ordnun;::  it'ir  das  Deutsche  Reich,  den  Ab&ndcningxantragea  und  den  BeschliUsea  der 
Vlll.  Kommission. 

*)  Nr.  304  Kcichstag  8.  Legislaturperiode   I.  Session  1890,91.  ZuiMmmen> 
stelluog  des  Entworfes  eines  Geseties  betreflcnd  Abindcmng  der  Gewerbeordnniic 
Xr.  4  der  Dncksachen  —  mit  dm  BescblÜssen  des  Reidutages  in  «weiter  Bemtnng. 
*)  Reichstag  —  1 14  bis  116.  Sibmng  S.  2739—2809. 

*)  Nr.  479  Rclciistag  8w  Legislaturperiode  1.  Sessiim  1890/91.  Entwurf  eines 
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Ziffern  2  und  3  enthielten,  hatte  man  nuninciir  unter  den  Ziffern 
3  und  4  zu  suchen. 

Durcli  diese  willkürliche  AetuleruniT  <ler  Ziffern  im  gedruckten 
Kntwurf  ist  an  und  für  sieh  tlie  l*\'Ls.sung  des  i;  105  c  verbessert 
worden  und  es  würde  schwerlich  jetnals  zu  einer  Rü£jc  des  den 
Keschlüsöcn  des  Reiclistagcs  entgegengesetzten  X'erfahren.s  gekommen 
sein,  wenn  man  nicht  vergessen  hätte,  der  Verschiebung  der  Zahlen 
des  §  105  c  auch  im  letzten  Absatz  des  §  138  a,  dem  man  bd 
der  Bezugnahme  auf  §  105  c  die  „Ziffer  2  und  beEefs,  Rechnung 
zu  tragen. 

Am  8.  Mai  189t  wurde  die  Gesamtabstinmiung  über  dea< 
Gesetzentwurf  vorgenommen.*)  Vor  der  Abstimmung  teilte  def* 
Präsident  noch  mit,  dafs  im  Artikel  2  vor  dem  letzten  Worte  im' 
ersten  Absatz  des  §  55a  ein  Komma  steht,  welches  be- 
seitigt werden  mütste.  Der  Präsident  stellte  fest»  dafs  mit 
der  Entfernung  des  Komma  das  Haus  einverstanden  war.  Ks  er- 
klärte der  Präsident  alsdann,  dafs  die  (iesamtabstiinmung  auf  Ghiind 
der  in  dritter  lieratuii'^^  jjjefalsten  Beschlüsse  (\  r.  4J()  der  Druck- 
sache 11)  vor  si(-h  Ljehe.  In  «greiser  Mehrlieit  geneiiniij^te  hierauf 
der  Reichstag  d  e  n  K  11 1  w  u  r  f  eines  Gesetzes  betreffend  die  Ab- 
änderung der  (iewerheufdnung. 

Der  Hunde.srat  erieiile  hierauf  die  Sanktion.  Nach  der  demnächst 
im  „Reichs-Cicselzblatf  publizierten  hassuiig  des  §  138a  letzter  Ab- 
satz der  Novelle  von  1891  dürfen  also  mit  Erlaubnis  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  Arbeiterinnen  über  16  Jahre,  welche  kein  Hatis*^ 
Wesen  zu  besorgen  haben  und  eine  Fortbildungsschule  nicht  besuchen» 
gemäfe Ziffer  2  des  §  105c  für  einen  Sonntag  mit  Arbeiten  zur 
Durchführung  einer  gesetzlich  votgeschriebenen  Inventur  sowie  zu  den 
unter  Ziffer  3  desselben  Paragraphen  genannten  Zwecken  an  Sonn- 
abenden und  an  Vorabenden  von  Festtagen  nachmittags  nach 
5^/,  Uhr,  jedoch  nicht  über  8','»  Uhr  abends  hinaus  beschäftigt 
werden  (i;  i3Sa  Al)s.  5).  Nach  der  Berichtigung''  des  Reichs- 
gesei/.l)lattes  wäre  fortan  <li(  Durchführung  einer  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Inventur  durch  die  getlachlen  Personen  (lir  einen 
Sonntaj^'  itn  Jahre  nicht  mehr  erlaubt.  Dagegen  soll  es  nunmehr 
den  Arbeitgebern  gestattet  werden  können,  auch  zur  Verhütung 


ütx  t/A  s  lutrcfTctul  Abänderung  <]or  (  It  wcrh»  Ordnung,  Nach  den  Beschlüssen  det 
Kcichstag«-  in  ilrittrr  I'.i-ratung.  —  IVrlin.  den  6.  Mai  189I. 

•)  Reichstag  —  117.  Sitzung,  irtitag  den  8.  Mai  189;  S.  2813. 
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des  X'crdcrbcns  \on  Rolistofieii  oder  des  MiisliivaMis  von  Arbeits- 
cr/.cut^tiis-sen  {i?  1050  Ziffer  4)  die  über  16  Jahre  allen  pp.  Arbeiter- 
innen an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  i-eiertaijen  länger  als  bis 
5'/.,  Uhr  und  sj)ätestcns  bis  8',.,  l'iir  Abends  arbeiten  zu  lassen. 
Die  „Berichtigung"  entspricht  sicherlich  der  ursprünglich  gehegten 
Abdcht  des  Reichstages  und  des  Bundesrats,  wenn  man  den  Wort- 
laut der  hier  malsgebenden  Stellen  des  Entwurfes  der  Novelle  von 
1891,  sowie  des  diesen  Entwurf  behandelnden  Kommissionsberichtes, 
in  welchem  speziell  die  Arbeiten  zur  Verhütung  des  Verderbens 
von  Rohstoffen  u.  s.  w.  genannt  sind^)  und  die  drei  Beratungen 
des  Reichstages  in  Betracht  zieht  Von  diesem  Standpunkte  aus 
bildet  deswegen  die  anscheinende  Verbesserung  bezüglich  der 
Zahlen  des  §  105  c  im  Hinblick  auf  die  Unterlassung  der  Aenderung 
der  Ziffern  2  und  3  im  letzten  Absatz  des  §  1383  in  die  Ziffern 
3  und  4  eine  X'erschleclitcrung. 

Zu  dem  dem  gesetzgeberischen  Willen  widersprechenden  Zu- 
stande hat  die  Reichsregierung  auffallend  lange  gesclnvie-^M-n,  obwohl 
bereits  seit  1892  auf  denselben  seitens  mehrerer  Koninientatoretj 
der  (iewerbct^rdnung  hingewiesen  ist  und  auch  das  Königlich 
Sächsische  Ministerium  des  Innern  durch  die  X'crordnung  vom 
30.  Mai  1893  über  das  irrtümliche  Belassen  der  ZitTern  2  und  3  im 
§  105  c  sich  ausgesprochen  hal.-j  Jet/t  euillich  ist  das  Bedürfnis, 
eingetreten  „im  Interesse  der  Sonntagsruhe  der  Ar- 
beiterinnen"  von  der  Ausmerzung  des  Redaktionsfehlers  nicht 
abzusehen.")  Danach  ist  die  Sorge  der  Behörde  um  die  Sonntags- 
ruhe der  Arbeiterinnen  das  alleinige  Leitmotiv  zu  dem  jüngsten 
Voi^rehen  derselben  gewesen. 

')  Nr.  190  KetchstaR  8.  Legislaturperiodo  l.  Session  189091  S.  98  (Ueber- 
stunden  an  il<  n  \'>)rab<-nrli-n  dor  Sonn-  und  Festtage)  und  die  Zusammenstellaag  tu 
liO  der  l)nuk>.n  lu  ll  von  iS(X)  9l  S.  9. 

*)  von  Schicker  1892  S.  359;  Joel,  das  Arboiterschutzgeselz  1893  S.  205  unter 
B.  I;  Schenkel  1894  Note  lO  nun  §  138a  S.  494;  von  Landmann  Note  10  vom 
§  ijSa  S.  3.  Siebe  auch  den  ScUufs  des  Artikels  aber  §  138  a  der  Gewerbeordnung 
im  „Vorwiits"  Tom  16.  Mftrz  dieses  Jahres  (Hanptblatt)  n.  Reichstag,  78.  Sitxong 
von  1898  S.  1865  (ß)  a.  E.  (C)  (D),  S.  1866  (A)  (B)  S.  1870  (B)S.  1871  (D)S.  1873  (B). 
Hier  wird  der  Kall,  dafs  der  Reichstag  das  zwischen  zweiter  und  dritter  Lesung  be- 
gangene k>'il.»ktionsvcrsih.n  im  §  1 24  Nr.  5  der  keichsgeworheordnung  eines  An- 
trages ungeachtet  i\i  berichtigen  sich  nicht  cntschliefsen  konnte,  in  Ernägung 
gezogen. 

^  Norddeutsche  Allg.  Zeitung  vom  13.  MSrz  1898  Nr.  61  Hauptblatt  Spalte  i. 
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Wir  glaubcit  indessen  an  dieser  Stelle  den  I  linweis  darauf  nicht 
unterlassen  zu  müssen»  dafs  die  .Berichtigung"  unter  dem  9.  März 
er.  im  Reichsgcsetzblatt  verofTentlicht  ist  und  dals  unter  dem 
12.  März  er.')  die  Bekanntmachung,  betreffend  die  Besehaftigung  von 
Arbeiterinnen  in  Konservenfabriken  vom  11.  Mars  1898  erlassen  ist 
Naeh  dieser  dürfen  vom  i.  Mai  d.  J.  an  bis  zum  3a  April  190S, 
also  zehn  Jahre  lang,  die  über  16  Jahre  alten  Arbeiterinnen  an  den 
Werktagen  mit  Ausnahme  der  Sonnabende  taglich  13  Stunden  lang 
in  den  Zeiten  des  Jahres,  in  denen  ein  \erniehrtes  Arbeitsbedürfhis 
eintritt,  beschäftigt  werden.  Daneben  bestimmt  dann  noch  dte 
Verordnung  unter  II,  dafs  die  Befugnis  der  unteren  \'envaltungs- 
behörde  nacli  Malsgal)e  des  4<  138  a  Absatz  5  der  Gewerbeordnung 
Teherarbcit  zu  gestatten,  für  die  Sonnabende  unberührt  l)leibt. 
Die  A  u  >ii  a  Ii  III  e  h  e  s  t  i  ni  ni  u  n  g  tles  4;  138a  Absatz  5  hat 
somit  für  die  K  < >  n  s e r  v e n f a b r i  k e n  nach  wie  v < >  r  ( i  ü  1 1  i g - 
kcit.  So  ungerechtfertii^t  ist  es  daher  nicht,  wenn  eine  Tages- 
zeitung schreibt:  ,,I)ie  Koii.^ervenfabrikanten  kl.agen,  ilals  sie  mit 
tlcr  gesetzlich  fotgestellten  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  nicht  aus- 
kommen. Die  Schwierigkeit  liegt  in  der  Saisonarbeit  und  in  der 
Verarbeitung  von  Gemüsen  u.  s.  w.,  die  verderben,  wenn  sie  nicht  sofort 
verarbeitet  werden.  Der  Bundesrat  hat  nun  neue  Bestimmungen  be- 
schlossen. Leider  ist  die  Furcht  berechtigt,  dafs  die 
Fürsorge  für  die  Arbeiterinnen  der  Fürsorge  für  die 
Unternehmer  wird  weichen  müssen."*) 

Ks  kann  keinem  Zweifel  unterii^en,  dais  infolge  der  durch 
die  ,3crichtigung"  geschaffenen  teitweisen  Aenderung  der  bisherigen 
Vorschriften  die  I^e  der  Arbeiterinnen  gegen  früher  sich  ver« 
schlimmem  wird.  Anstatt  eines  einzigen  Falles  der  Beschäftigung 

im  Jahre  würde  infolge  der  „Berichtigung"  die  fortlaufende  Gelegen* 
heit  zur  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  gegeben  sein.  Denn  der  zu- 
lässigen Sonntagsarbeit  unbeschadet,  liegt  es  sehr  woiil  im  Bereiche 
der  Möglichkeit,  tlafs  die  untere  Verwaltungsbehörde  die  Konserven- 
fabrikanten auf  deren  jedesmalige  Anträge  fiir  befugt  erklärt,  die 
über  16  Jahre  alten  Arbeiterinnen,  welche  kein  Hauswesen  haben 


'  K(  i>  )i>^'.  sct/.blatt  Nr.  8.  Ausgegeben  den  la.  März  —  und  Deutscher 
Keichsaruri^^cr  von  <lcms<  Iben  raK**. 

')  bitfbc  aucU  Soziale  Praxis.  C«iitr.ili)lat(  lür  Su/.i^lpolilik  VII,  Jabrgaug 
No.  24  Spalte  6ao  o.  6at  u.  Reichstag,  72.  SiUung  Di<;niUg  den  29.  Min  189S 
.S.  1867  (A). 
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.lind  eine  Fortbildungsschule  nicht  besuchen,  an/uhalten,  Sonnabends 
bis  8V«  Uhr  Abends  zu  arbeiten.  Der  Wunsch  des  Gesetz«- 
gebers  war  freilich,  die  Arbeiterinnen  von  der  Sonntagsarbeit  zu 
entlasten.  Der  Vorlage  des  Gesetzentwurfes  schien  es  besser,  wenn 
4lte  Arbeiterinnen  ausnahmsweise  am  Sonnabend  einige  Zeit  länger 
arbeiten,  als  wenn  Sonntags  gearbeitet  wird.  ^)  Die  in  Ziffer  4 
§  105  c  genannten  Arbeiten  sind  auch  nur  dann  am  Sonntage  er- 
laubt, wenn,  wie  die  Motive  hervorheben,  „ihre  Vornahme  an  Werk- 
tagen ohne  unverhältnisitjäfsi'^e  Opfer  nicht  möglich  ist". 
Wohl  rnit  Rücksicht  hierauf  schreibt  <ler  Offiziosus  der  Nord- 
deutschen Allgemeinen  Zeitung-):  „Arbeiterinnen  dürfen  nämlich 
nach  §  105  c  a.  a.  O.  zu  Arbeiten,  die  zur  Verhütun«^  des  Ver- 
derbens oder  Mifslin^a-ns  erforderlich  sind,  aucli  Sonntaf^^s  heran- 
gezogen werden,  soweit  diese  Arbeiten  nicht  an  Sonn- 
abenden im  \\'cf,'e  der  Ueberarbcit  <;e  leistet  werden 
können.^)  Der  hall  i>t  nicht  selten,  dafs  Arbeiten,  welche  eine 
Unterbrecluiii^  vom  Soiu^alHiid  bis  zum  Montag  nicht  zula.-sen,  in 
der  im  Vergleich  zu  anderen  Wochentagen  kürzeren  Arbeitszeit  an 
Sonnabenden  bis  s'  j  Uhr  nicht  beendet  werden  können,  während 
ihre  Beendigung  bis  8Va  Uhr  abends  möglich  ist  Nach  der  bis- 
herigen unrichtigen  Fassung  des  §  138  a  Absatz  5  gehörten  die  in 
Ziffer  4  (§  105  c)  bezeichneten  dringenden  Arbeiten  nicht  zu  den- 
jenigen, für  welche  Ueberarbeit  am  Sonnabend  gestattet  werden 
konnte.  Es  blieb  also  nur  übrig,  sie  auf  den  Sonntag  zu  vertuen. 
Und  dadurch  den  Arbeiterinnen  die  Sonntagsruhe  zu  verkümmern. 
Dies  entspricht  nicht  der  Absicht  des  (iesetzgebcrs. " 

Wir  wollen  abwaiien,  ob  lu  i  rechtsb^tändiger  Berichtigung 
des  I3&a  die  Beschäftigung  der  Arbeiterinnen  an  den  Sonn<'  und 
Festtagen  \'ertnieden  werden  wird, 

Exentuell  wird  mati  die  l 'eberzeugung  gewinnen  von  der  Nütz- 
lichkeit einer  Scluit/\  or>chrift ,  dafs  Arbeiterinnen  im  Alter  von 
mehr  als  16  Jahren,  welche  SonnaI)ends  über  5'  .  Ihr  hinaus 
arbeiten  müssen,  nicht  auch  Sonntags  beschättigl  werden  dürfen. 

»)  Nr.  4  Kt-icliNtap  S.  Lc>;islalurperiodc  J.  Session  iSyo  S.  53  und  Nr.  190 
Keichi^tag  1.  Session  jSqoyl  S.  98. 

')  Nr.  61  vom  13.  .M.Tr/  1898. 

L  unchun-  ZiiYcr  4  des  g  105  c  enthält  .«m  Schlofs  die  Wort«:  „sofern  nicirt 
Äese  AcbeUrtt  an  Werktagen  voisenoinmen  werden  können'».  Voo  Arbeiten  „an 
Sonnabenden  im  Wege  der  Ueberarbeit"  ist  im  Gcset«  keine  Rede. 


Du  Redoktionsvcnelieii  im  §  138«  der  deotacliea  Rckhagewerbeoffdintng.  ^^y. 


Es  ist  nun  die  Frage  aufiEuwerfen,  welche  Bedeutung  die  „Be- 
richtigung" im  Reichsgesetzblatt  för  die  zukünftige  Anwendung  des 
%  138  a  Absatz  5  hat  und  ob  diese  Berichtigung  den  Gesetzen 

cnts{)richt. 

Die  Norddeutsche  AUgemeine  Zeitung  erklärt  in  ihrem  Artikel,') 
dal's  nach  dem  Vorj^ange  der  im  Reichsgesetzblatte  von  1873  S.  138 
veröffentlichten  Berichti^'un^f  d(  <  §  95  des  Militär  stniftresetzbuciies 
für  das  Dcutsclie  Reich  iiacli  l'.Miliülunu;  der  Zusiinununi^'  des  Prä- 
sidcr.ten  des  iveichsLii^^es  sowie  der  ZustininiuiiL;  des  l'lundesrateü 
der  \Ve^  der  „Ikrichtigun^"  im  Reichsj^eselzbiatt  «^H  waiilt  wurde. 

Beide  „Berichtiiifunt^en"  weisen,  wie  wir  vorwfi^  bemerken 
wollen,  eine  \amcn>unlerschrift  nicht  auf.  Ueber  die  iKrichti;^^unL; 
Ue.s  -Militärstrafgescl/buches  finden  wir  bei  Laband  -)  foljrendes  unter 
Bezugnahme  auf  Binding,  Grundrüs  des  Strafrechts  i;  19  (3.  Autl, 
S.  53)  ausgeführt:  „Im  §  95  des  Militärstra%esetzbuchs  sind  im 
ersten  Absatz  die  Worte  „bis  zu  fänf  Jahren,  im  Felde  Gefängnis 
oder  Festungshaft*'  bei  dem  dem  Reichstag  zum  Beschluis  unter- 
breiteten Wortlaut  aus  Versehen  for^eblieben  und  der  Reichstag 
hgt  den  Paragraphen  in  dieser  fehlerhaften  Fassung  angenommen. 
(Vgl.  Drucksachen  des  Reichstags  von  1872  Nr.  122.)  In  derselben 
Fassung  ist  der  Entwurf  Gesetz  geworden  und  im  Reichs^Tset/.blatt 
1872  S.  191  verkündet  worden.  Es  lag  also  ein  Redaktions- 
verschcn  vor.  hii  Reichsc];cset/.blatt  von  1873,  S.  138  ist  aber 
unter  der  Ueberschrift  „Berichtigung"  eine  anonyme  Erklärung  ab- 
gedruckt, wonach  angeblich  diese  Worte  .infolge  eines  Druckerei- 
\  rr-M  hens"  aus'j^'elassen  worden  seien  untl  denniach  4;  95  Abs.  i.  wie 
folgt,  /u  lauten  habe.       Dieses  Verfahren  ist  keine  i>ruckfehler- 


*)  Ausgab« ■  \i>iiL  13.  Mär/  180S  Nr.  (m,  H;uii>tl)l;Ut  .spalte  l. 

•)  Laband,   Das  .StaaUrocbt  Ucul.'>chi-u  Reich»:»  Hd.  I        537,  .Nolc  3. 

m.  .\ufkg«  . 

*;  Laband  meint  damit  oiTenbar  folgenden  Wortlaut: 

„Wird  eine  der  in  dem  §  94  bezeichneten  Handlungen  vor  versammelter 
Maumchaft  ud<T  gegen  den  Hef(>Iil,  unter  da.N  (  «ewclir  zu  tretm,  cMKr  unter 
dem  Gewehr  bej^nnf^en ,  so  tritt  Gefängnis  odt-r  Festunj,'>halt  bi>  xu 
fünf  Jahren,  im  Felde  Gefängnis  oder  Kcstung»hait  nicht 
unt«*r  einem  Jahre  ein", 
l'ebrigens  auch  das  Krankenveisicbcnmgigefetz  in  der  Fasiung  der  Novelle 
vom  lo.  April  1892  hat  seinen  Redaktionsfeliler  (s.  §  t  a.a.O.  die  Worte:  „»it 
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berichtigung,  sondern  eine  Gesetzesverbesserung,  die  eine 
nicht  ganz  wegzuleugnende  Aehnlichkeit  mit  einer  bona  mente  ver> 
übten  Gesetzesfalschung  hat"')  Ebenso  liegt  die  Sache  bei  der 
^Berichtigung"  der  Reichsgewerbeordnung.  Dieselbe  behauptet,  dals 
in  dem  in  Nr.  i8  des  Reichsgesetzblattes  iur  1891  abgedruckten 
Gesetz,  betreffend  Abanderuug  der  Geweibeordnung  vom  i.  Juni 
1891  im  letzten  Absatz  des  §  138  a  infolge  eines  Versehens  die 
Worte:  „Ziffer  2  und  3"  ati  Stelle  der  Worte  „Ziffer  3  und  4'  l^c- 
setzt  worden  seit  n,  während,  wenn  von  einer  Nachlässigkeit  die 
Rede  sein  darf,  diese  bereits  in  dem  kurz  vor  der  Gesamtabstim- 
mung bewirkten  Neudruck  des  Gesetzentwurfes  erfolgt  ist. 

Ks  crsclu  int  übrigens  nicht  erklärlich,  weshalb  die  Zustimmung 
des  Präsidenten  des  Reirlistages  eingeholt  ist,  da  diesem  eine  \'cr- 
tretungsbefugnis  des  Reichstags  in  Gesctz^'cbungsfragen  nicht  ein- 
geräumt ist.  üie  Funktionen  des  Präsidenten  sind  in  der  Geschäfts- 
ordnung des  Reichstages  bestimmt.  -) 

Bei  der  Eiuiiolung  der  Zustiinnuing  des  Rundesrats  hat  man 
wahrscheinlich  an  Artikel  7  Ziffer  3  der  Rcichsverfassung  gedacht. 
Artikel  7  lautet: 

Der  Hundesrat  beschliefst: 

1.  über  die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen  und  die 
vun  demselben  gefalstcn  HcschKisse ; 

2.  über  die  zur  .Ausführung  der  Rcich>;4esctze  erforderlichen 
allgemeinen  Verwaltungsvorschriftt-n ,  sofern  nicht  durch 
Kcichsgesetz  etwas  anderes  bestiiinni  i>i , 

3.  über  .Mängel,  welche  bei  der  Ausführung  der 


Ausnahme  der  im  {{  a  anter  Ziffer  3— -6  aufgeführten  Penonen"  nnd  dazu  §  2  da- 
selbst, ferner  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Abindentng  des  Gesetzes  betreffend 
die  Krankenversichenmg  der  Arbeiter  vom  15.  Jmii  1883  mit  Begründmig.)  (Ans 
dein  Reichs-  und  Staatsanzeiger  mit  Gendmiigung  abgedradct.)  Berlin,  Carl  Hejrmaims 

Verlag-  iSfX)  S.  51  u.  S.  4. 

l.iullir}i  sei  noch  auf  di.-  in  il.  n  ifi*  85  und  88  dts  Reich sstraf^'.'setzbuches 
vorgekonitncni-n  Rcdaklionsvi  isi  lu-n  hin«;cdeutet.  Vgl.  hierüber  SouUig:  Die  l-'r>tungs> 
haft.    Leipzig  and  Hcidclbcri;  1872  S.  139  und  Note  8  daselbsL 

^)  Vgl.  hierzu  die  den  Fall  betreffenden  Auslassungen  des  Regienugnvrtretas 
—  Reicbstag  72.  Sttantg  von  1898  &  1868  (C)  (D). 

*)  GeschSfksordmmg  Ar  den  Reichstag,  Berlhi,  gedruckt  bd  Jalins  SittcnfeM 
fi§  13«  I4t  35f  37<  5>»  61,  63  u.  64.  Siehe  dazu  ReicfastagsTerhaadlnng  vom 
09.  mtz  ca.  S.  1868  (B)  letster  Absatz  vnd  (C)  a.  A.  S.  1870  (C)  a.  A.  nnd  (D). 
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R  c  i  c  h  s  }^  c  s  e  t  z  e  oder  der  \  c>  r  s  t  c  h  c  n  d  e  r  w  ä  h  n  t  e  n 
Vorschriften  oder  Einrichtungen  hervortreten 

u.  s.  \v. 

l^iband  ')  saj^t  niil  Hfzu'^^  auf  Artikel  7  Ziffer  3:  „Werden  die 
Mängel  hcreorf^erufcn  (hirrh  ein  Reichs^esetz  selbst,  indem  sich  hei 
richtij^er  Anwendung'  dcsüelhcn  /ch^l,  dafs  es  auf  die  thatsächlich 
bestehenden  Lebens\  erhältnisse  nicht  pafst,  so  kann  nicht  anders 
abgeholfen  werden  als  durch  eine  Abänderung  des  Ge- 
setzes, zu  welcher  die  Genehmigung  des  Reichstages  erforderlich 
ist.  •  Inhalt  des  Bundesratsbeschlusses  ist  demnach  in  diesem  Falle 
eine  dem  Reichst^  zu  machende  Vorlage  und  ein  solcher  Beschluß 
ßUt  mithin  unter  die  erste  Kategorie  des  Artikel  7."  Hiemach  kann 
die  erfolgte  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  der  ,3crichtigung"  als 
verfassungsmäfsig  nicht  bezeichnet  werden.  AuCserdem  gelten  Reichs- 
gesetze nach  allgemeinen  Grundsätzen  bis  zu  demjenigen  Zeitpunkte, 
in  welchem  sie  in  verfassungsmäfsigcr  Form  wieder  aufscr  Wirkung 
gesetzt  werden.  -)  Dafs  aber  die  NVn  elle  von  1891  im  vollen  Um- 
fange Reichsgesetz  geworden  ist,  ist  nicht  zu  bestreiten. 

Die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  meint  zwar:  „Wenn  bei 
der  erfolgten  Al)stimiming  das  Versehen  unbemerkt  blieb,  so  konnte 
dadurch  bei  der  rein  formellen  Natur  dieser  Absiirnnning, 
eine  der  klaren  Absicht  des  Reichstags  zuwiderlaufende  Aenderung 
der  in  dritter  Lesung  gefaisten  Beschlüsse  nicht  bewirkt  werden,  viel- 
mehr ist  das  l^rgebnis  letliglich  als  eine  unrichtige  Beur- 
kundung des  wirklich  gefafsten  Beschlusses  anzusehen. 
Da  ferner  auch  die  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  dem  Gesetz- 
entwürfe sich  nur  auf  den  vom  Reichstage  sachlich  gefoJsten  Bc- 
schlufs  und  nicht  auf  dessen  unrichtige  Wiedergabe  beziehen  konnte, 
so  entsprach  der  im  Reichsgesetzblatt  verkündete  Text  in  dem  frag- 
lichen Punkte  nicht  dem  Gesetze,  wie  es  von  den  geset^ebenden 
Faktoren  angenommen  war.*'  Dieser  Auslassung  hält  mit  Recht 
die  „V^osslsche  Zeitung*'  •)  entgegen :  „Ob  einzelne  Abgeordnete  und 
wieviele  das  Versehen  vor  der  Endabstimmung  bemerkt  und  das 


')  Labund  a.  a.  O.  S.  22$  untf  r  2. 

/orii,  Das  Stuat-' -«  ht  il.  s  r)out'-<  lu  ii  R.  ii  lu-^  l'..!.  I,  2.  Aufl.  S.  423  unter  2. 
Sit'lu'  audi  I  iiilfitim^;  /uni  rrnifs.    \!l;j.-nii'iiii  ii  1  ,.inflr>  < iit      5'j  uiul  I  )>'nil)ur[,',  Die 
allgcnieinrn  Lchn  ii  und  das  Sachcartchl  dc!>  l'nvatr«il»t>  I  rculM-Qs  und  des  Reich». 
V*  Aufl.  1894,  §  30  S.  58  ff.  und  Laband  «.a.0.  S.  546  §  57  aater  I. 
*)  Nr.  ia$  Morgonaubgabc  vom  16.  SHifz  dieses  Jalires. 
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(iesetz  in  der  einen  oder  der  anderen  I*"orm  gewollt  haben,  lälsi 
sich  nicht  fc.sLstellen.  L  nbedin<;t  aus-fochlosscn  wäre  die  Mötjhch- 
keit  nicht,  dals  die  Mehrheit  bcwulsi  der  aus  einem  X'ersehen 
hervorgegangenen  Fassung  zustimmen  wollte."  Wir  fügen  hinzu: 
Denkbar  wäre  auch,  dafs  die  Mehrheit  des  Reichstages  die  ganze 
Vorlage  bei  der  Abstimmung  abgelehnt  hatte.  Wenn  die  Nord- 
deutsche Allgemeine  Zeitung  Recht  hätte,  so  würde  der  Reichstag 
an  seine  Beschlüsse  in  der  dritten  Beratung  .standig  gebunden 
sein  und  w$re  nicht  befugt  gewesen,  den  Entwurf  der  No\*eUe 
^zulehnen.  Die  Gcsamtabstiinniung  wäre  alsdann  eine  ganz 
überflüssige  AeufserUchkeit.  Dafs  dem  aber  nicht  so  ist,  ergiebt 
schon  der  Umstand,  dais  den  Abgeordneten  zum  Zwecke  der 
spateren  Endabstimmung  ein  Neudruck  des  Kntwurfs  ausgehändigt 
ist.  Xach  der  Geschäftsordnung  des  Reichstages  wird  zwar  gc- 
wöhiiHch  am  Schlüsse  der  dritten  Rerntuiit{  über  (He  Annahme 
und  Ahlelinuii'^r  eines  (Tesct/.entwurle>  aK><^reNtininit.  Sinrl  \'er- 
besserungsantragc,  wie  in  dem  uns  hier  be.^ehdfli^enden  I"alle,  an- 
genommen wonicn,  so  wird  die  Schlulsabstinnnung  ausgesetzt,  bis 
das  Bureau  die  lie.schlüsse  zusiuinnengestellt  hat.  Durch  die  l-Drm 
der  Endabstimmung  soll  eben  festgestellt  werden  die  Thatsachc 
der  Annahme  oder  AUehnut^  nner  ganzen  Vorl^fc  Fcmer  er> 
erwähnte  der  Präsident  des  Reichstages  kurz  vor  der  Abstimmung, 
dafs  auf  Grund  des  den  Abgeordneten  zugestellten  Neudrucks 
des  Entwurfs  diese  Handlung  vorgenommen  werde.  Es  war 
jjles  seine  bestunmte  Ansicht,  denn  sonst  würde  er  nicht  die  Ge- 
nehmigung  zur  Entfernung  eines  Kommas  aas  dem  Neudruck  ein- 
geholt haben.  Die  stattgefundene  Endabstinnnung  ist  daher 
.weder  ,/ein  formeller  Xatur"  noch  „eine  unrichtige  Beurkunduiig 
des  wirklich  gefaisten  Beschlusses".  Selbst  wenn  die  Mehrzahl  der 
Abgeordneten  —  eine  Minderheit  verhielt  s  i  c  Ii  ab- 
lehnend —  über  tlie  Fassung  des  Neudrucks  sich  im  Irrtum  be- 
funden hat,  sie  geneiiniigte  durch  ihre  .\bstimmung,  d.ils  der 
ihnen  narli  der  dritten  Beratung  \orgelegle  Entwurf  (reset/  werde. 
Mit  der  .Saelihu^e  mufs  der  Bundesrai  einverstanden  '^a-we^en  seiti, 
da  er  den  \ » »m  Reichstage  g  u  t  g  e  h  c  i  1  >  e  n  e  n  Eniwurl  dem  deut- 
schen Kaiser  zur  Ausfertigung  und  X'erkündigung  (Art.  17  der  Ver- 
fassung des  deutschen  Reichs)  überrekhte.   Um  die  Beschlüsse  der 


>)  Siehe  $  20  daselbst  und  Reiclistat:,  73-  i>iuung  von  1898  S.  1863  iiiittfr(B). 
*)  Siehe  S.  433  Note  t  unter  I  dieser  Abhandlimi;. 
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dritten  Beratung,  welche  ihm  als  Entwurf  ^lc^  (T«  >ei/.cs  nicht  über- 
saiidt  sind,  hatte  der  Bundesrat  sich  zu  kuninicrn  keine  \'eran- 
la.ssuuL;.  Der  im  Reichst,'estt/l)latl  \erkuii<lcte  Text  der  Xoxelle 
von  1891  entsprach  also  dem  (Icsetze,  welches  dti  Hundesrat  durch 
die  Weitergabe  des  von  ihm  und  dem  Reichstage  beschlossenen 
Inhaltes  des  Entwurfes  an  den  deutschen  Kaiser  schuf.')  Dem- 
nächst ist  die  vcriassungsmaCsige  Promalgation  und  Publikation  der 
Novelle  durch  den  deutschen  Kaiser  erfolgt  Damit  wurde  das 
Gesetz  rechtsverisindlich.*) 

Trotzdem  behauptete  der  Vertreter  der  Reichsregierung,  da(s 
das  von  derselben  innegehaltene  Verfahren  nicht  anfechtbar  sei, 
umsoweniger,  als  dasselbe  schon  lange  unbeanstandet  in  Preulsen 
und  im  Reich  gehandhabt  wäre.  Er  führte  an,  dafs  man  zwar  an- 
fangs, als  der  Irrtum  im  ij  138a  bemerkt  worden  wäre,  davon  ab- 
gesehen hätte,  eine  Berichtigung  eintreten  zu  lassen,  weil  Schwierig- 
keiten sich  nicht  ergeben.  Der  Regierungsvertreter  hielt  aulserdeni 
die  X'erkiindung  der  „Berichtigung"  ohne  rnterschrift  für  zulässig 
und  «^^chciligt  flurch  eine  lange  Praxis  der  X'orwaltiing  in  IVeulsen 
und  im  Reich.  Zur  Rechtfertigung  der  Reichsbehörde  berief  er 
sich  vorneliinlich  noch  auf  citu'  Hrric^hligung  des  sogen.  Depot- 
gesetzes und  auf  eine  die  Hericliiigung  berührende,  in  neuester  Zeil 
ergangene  Reichsgericht^entscheidung.  ^)  Wir  müs.sen  deswegen  auf 
das  Gesetz  betreffend  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung; 
fremder  Wertpapiere  vom  5.  Juli  1896  (Reichsgesetzblatt  Nr.  19 
von  1896)  näher  eingehen,  um  uns  zu  vergewissem,  ob  das  sogen. 
Depotgesetz  einen  Druckfehler,  wie  der  Abgeordnete  Stadthagen 
behauptete,^)  oder  ein  Redaktioosversehen  zu  verzeichnen  hat 
Wenn  das  erstere  zutrilit,  würde  hier  dn  unpassendes  Beispiel  ge- 
wählt worden  sein. 

§  I  des  im  Reichsgesetzblatt  abgedruckten  Gesetzes,  um  den 

'1  \^^lk^v.•rtretun{»  hat  nur  tla>  kroht  ticr  MitwirkiiriL'  >>'*i  1  .  ^iNt-'Hun^  il'-* 

Gfseuinhahfä,  knn.-rlri  Mttwirkungsrcchl  b«i  Lrteilung  dt-s  üescUcsbcfchls  (.^ankUon).'* 
Zonj  a.  a.  .S.  4«  1  tf.,  Labauil  a.  a.  O.  538  ff. 

Ueber  die  Sanktion  und  Ausfertigung  der  Gesattc,  siehe  noch  Max  Flekcbnuiw: 
Der  Weg  der  OeMb^bimg  in  Preofgen.  Bresko,  Verlaf  v«ni  M.  und  H.  Marens 
-1898  S.  54  ff. 

-)  Art.  2  der  Reichsverfassung.  Siehe  jodoch  die  Ausfu!minf.'fn  dos  Kegierang»« 
■»ertretrtcr*  —  Reichstag,  72.  Sitzung  S.  iS(>7  Leiter  .M>sat/,  und  S.  1S68  (A>. 
*t  R<-irb<;tuR.  72.  Sitzung,'  von  1898  S.  iHbj  ff.  und  S.  1S72  (B>  (C^,  (D). 
*)  ki-ichstug,  72.  bitzuDi;  von  1898  S.  1872  [A,.  •  ' 
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es  sich  hier  handelt,  enthält  den  Wortlaut  des  4j  i  des  Entwurfes  *) 
zu  diesem  Gesetze,  obgleich  die  IX.  Kommission  des  Reichstages^ 
beschlossen  hatte,  im  Absatz  i  des  §  i  hinter  ^Banknoten"  „und 
Papiergeld"  einzufügen,  ferner  im  letzten  Absatz  des  §  die  Worte: 
,JHis  Recht  und  die  Pflicht"  in  die  Worte:  „Etwaige  Rechte  und 
Pflichten"  zu  verwandeln,  endlich  sinngemäfs  an  Stelle  des  Wortes 
„wird"  der  letzten  Zeile  des  §  „werden"  zu  setzen.  Der  Reichstag  hat 
den  §  I  des  Depotgesetzes  nach  den  Kommissionsbeschlüssen  ange- 
nommen und  zwar  in  II.  wie  in  HI.  Beratung;  und  in  der  Gesamt* 
abstimmung.  *)  Der  Bundesrat  mufs  diese  Beschlüsse  gebilligt  haben, 
denn  das  fragliche  (iesetz  ist  nicht  nochmals  zur  Verhandlung  vor 
den  Reichstag  gebracht.  Der  Entwurf  des  (iesetzes  nach  den  Vor- 
schlägen der  IX,  Kommission  ist  also  Gesetz  geworden ,  so  dals 
sich  die  Berichtigung*)  des  4*  i  a.  a.  O.  als  eine  Druck  fehl  cr- 
bcrichtigung  kennzeichnet.  Die  Form  der  Berichtigung  ist  aller- 
dings eine  unzulässige,  da  sie  von  dem  Reichskanzler  resp.  seinem 
Stellvertreter  nicht  unterzeichnet  ist.  Auch  für  das  (jebiet  der 
Frculsischen  X'erfassung^urkundc  'j  sind  l'nier.schrifien  bei  Druck- 
fehlerberichtigungen notwendig.     Max  Fleischniann  sagt  hierzu:*) 

1)  Nr.  14  Reichstag  9.  I^gifllatnrperiode  IV.  Session  1895/86  S.  60. 

-j  Stfno<;rapiii^ctK*r  Bericht  illx-r  dir  Verhandlung«!!  des  Reicbstages  9.  Legis- 
kilttrprriode  IV.      ssion  189596  III.  .Xnhigrbanil  Nr.  342  S.  1767  fr  11.  1772. 

^)  R.  i(  hsta^:,  107.  .^itzun^i  MiUwuch  «l«  n  17.  Juni  iSq6  S,  2()S:  k  20S5  (A  |  ;  B). 

*)  K<-ichsg«-s«  ublaU  Xr.  20  von  1896  .S.  194.  —  lUrichliyungcn  von  Kcdaktions- 
vcnehea,  weldie  beim  Reichstage  vorgekommen  sind,  mag  man  sie  Bddinmgcn 
(Abgeordnete  Spalm)  oder  sonst  wie  nennen,  gehören  nicht  in  das  Reichiigesetxblaltt 
denn  die  Verordnong  betr.  die  EinfOhrung  des  Bnndesgesetsblnttes  fltr  den  Nord* 
il<ut>cheii  Band  vom  26.  Juli  1867  bestimmt,  da^  in  dem  Grsctzblatte  sämtliche 
Hundcspcsct  zc  und  .\nordnungen  und  Verfügungen  des  Bundespräsidiums 
vcrkiSnd'  t  \vf  rd'^n  sollen.  I  )ie  Hi-riclitigung  des  4j  I,>8a  (».(>.  ist,  wi<  schon  aus  der 
äufiK-rcn  Form  diesor  Hmchtigung  irlielU,  kein  (irsrtz,  aber  cbon.sowcnig  eine  An« 
Ordnung  oder  Verfügung  dch  BundcspHUidiums,  da  zugestandenermafscn  die  ABOid« 
nong  der  Berichtigung  dnrch  einen  Ressortchef  erfolgt  ist.  Reidistag,  Ji,  Sltnng 
von  1898  S.  1868  (B). 

*)  Labnnd  a.a.O.  §  55  S.  537,  Note  3.  Max  Fleischmann:  Der  Weg  der 
Gravtsgebung  in  Prcufsen.  Breslau  1898  S.  99  und  Note  227.  Hierzu  siehe  die 
Berichtigungen  ric..  t/sanmilung  für  die  K'.nifjlirh  rreursischen  Staaten  1877  (lirono- 
•Jogische  IVbcfsicht  dis  Jahrganges  XXlll,  1895  Chronologische  lebersicht  dieses 
Jahrganges  XXXVI  am  .Scliluis.  l>agegcu  lindct  sich  in  der  genannten  Gcseta» 
Sammlung  von  1877  S.  213  eine  Bckanntnwchnng  des  iKünistcrs  der  geistlichen, 
Unterricht»-  and  Mcdidnabngclegenbeiten  betr.  die  Beiiehtigni^  mehrerer  beim  Ab« 
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,J>ie  Berichtigung  muls  natürlich,  wenn  und  da  sie  Gesetz  sein  soll, 
in  dem  Text  einer  Xummer  der  Gesetzsammlung  erscheinen,  und 

es  ist  gar  nicht  abzusehen,  weshalb  für  diesen  verspätet  abge- 
druckten Bestandteil  eines  Gesetzes  die  durch  Gegen  zeich« 
nung  begründete  X'crantwortlichkeit  eines  M i  n  1  s t er s  nicht  ebenso 
erforderlicli  sein  sollte,  wie  bei  dem  früher  abgedruckten  Teile". 
„Wenn  die  Behörde  bei  der  Ausführung  irrt,  so  hat  sie,  ohne  einen 
Befehl  des  Königs  ein/uholcn ,  den  Mangel  wieder  gut  zu  machen, 
und  zwar  so  schnell  als  möglich". 

Hiermit  stimmt  Laband ')  überein.  Kr  erklärt,  dal>.  ila  jede 
Druc  k  f  c  h  1  er  berichtigung  im  Reichsgesctzblatt  eine  amtliche 
Handlung  des  Reichskanzlers  ist,  diese  von  ihm  oder  einem  zu- 
ständigen Stellvertreter  goKichnet  sein  mufs. 

Wenn  auch  bei  der  im  Depotgesetz  vorgenommenen  Druck- 
feh lerberichtigung  diese  Form  verabsäumt  worden  ist  und  die 
Berichtigui^  daher  keine  unbedenkliche  ist,  so  ist  die  in  dem  Pro- 
zefe  vor  dem  Reichsgericht  angegriffene  gesetzliche  Bestimmung 
des  §  I  a.  a.  O.  durch  den  Druckfehler  nicht  um-erbindlich  ge« 
worden.  Das  Reichsgericht  brauchte  somit  an  dem  Druckfehler 
und  an  der  Drurkfchlcrberichtigung  keinen  .\nstols  ZU  nehmen. 

Wir  lassen  die  in  der  Reichstagsvcrhandlung  vom  29.  März 
d.  J.  in  Bezug  genommene  Reichsgerichtsentscheidung  zur  Be- 
kräftigung unserer  Ansicht  nunmelir  folgen  i'*) 

„Die  Klägerin  glaubt  zunächst  die  Gttltigkeit  des  in  der  Nr.  19  «^«^ 
Rcichsgcscizblat'.»'^  von  1S96  vf rkün.|.-t'«n  f^Notios  vom  5.  Juli  1896 
halb  bczwcilVln  /\i  k  »nnen,  »«•il  in  r  Nr  20  .  inc  drei  kichtiij^tf'Ibiii^ -ii 
des  ( jeioticstextcs  cnthalu-udc ,  aU-r  k<in>-  Lntcrscbritt  aufwfi>fndi-  ,,Bc- 
richtiguu^*'  «nehienen  ijit.  Indes  mit  Unrecht.  Die  drei  Richtigstellungen 
dieser  Bcricbttgmig  sind  von  keiner  tnchlichen  Bedentung.  Die 
erste  bringt  etwas  zum  Ausdrodc,  was  sicli  ohneliin  von  selbst  verstehen 
wQrde,  die  tweite  nimmt  eine  lediglich  spracliliche  Aenderung  vor,  und  die 


druck  der  in  Nr.  17  diese«  JahrKimges  publizi- rf  n  !^irclK-ng<-ni<  in(ii-  und  Synodal- 
Ordnung  filr  die  «-vanpclisclK-u  (jcnn-indm  im  .\Milsl)r/.irk<-.  d>-s  KonsiMoriums  zu 
Wiesbaden  vorj^ekommenen  I)  r  ii c  k  t  e  Ii  1  e  r.  (ADni  25.  luli  1S77.)  I,s  wird  bi-ni'Tkt, 
dal's  diese  Ilckaontnuichung  mit  der  Nr.  8515  versehen  ist.  Alle  sunstigen  licrichti- 
gungcQ,  weldie  wir  «1  sehen  bdcommen  haben,  haben  keine  Nummer  und  sind  in 
der  dironologischen  L'ebersicht  und  im  Sachregister  nicht  geflthrt. 
^)  Laband  a.  a.  O.  §  55  S.  537  unter  3  und  Note  3. 

*i  Abgedruckt  in  der  Juristischen  Wochenschrift  von  1898  Nr.  25  und  36 
&  330  Spalte  a. 
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dritte  berichtigt  einen  oflienbturen  Schreib-  oder  Druckfehler.  Wenn 
nun  auch  ausweislich  der  Drucksachen  des  Reichstages  9.  Legishttur- 
Periode  IV.  Session  1895/96  allerdings  der  Gesetsestext,  der  die  Zn> 

Stimmung  des  Kcichstp.gi-s  tjcfuiulen  bat»  in  den  (Jri  i  von  der  ..nericliiigun«*' 
l  'r  •ff.  ;«.  II  r  inktt-n  s<>  l.uiCrt ,  wie  er  nach  der  bcrichti^uu;;  lauten  soll, 
i;ini  li-rii.-r  aii/uiirlun-  n  i--t .  dafs  fin  si»  lautender  ("ieset/,<•^text  auch  <lif 
/.usiiinniung  und  Sanktion  des  Hundesrats  erhalten  hat,  so  steht  danach 
doch  fest,  dafs  im  wesentlichen  das  Gesetz  so  verkündet  ist,  wie  es 
von  den  gesetxgebenden  Organen  beschlossen  worden  war.  Seine  Oiiltic- 
keit  und  vollends  die  Gttltigkeit  seiner  im  vorliegenden  PVdl  inbetracht 
kommenden  Bestinminngen  hnun  daher  nut  Grand  Biobt  mZweifd  gezogen 
werden." 

Diese  Reichsgerichtscntschciduni:^  und  tlie  Berichlij^un^  der 
Druckfehler  ini  ij  l  des  so^en.  Dejx)tL,a-set7.es  sind,  wie  wir  selirn, 
nicht  geeignet,  ilcn  \<)n  der  RcichsriL^ierim^  c  iii^u  schla^ciieti  W  c^ 
!>ezii<:,dich  der  IkM  ichti^^iin^  tlcs  R  c  d  a  k  t  i  o  n  s  xcrsehens  im  ^  13Sa 
Reichsj^cwerbcordiiuii^  als  einen  erlaubten  hinzustellen. 

l'ür  die  Reichsregierung  ist  schlielslich  kiiinswe<^s  datimch, 
dals  von  kunipclenter  Seite  bislang  noch  niemals  ein  \'cto  erhoben 
ist,  ein  Präjudiz  fiir  die  Gültigkeit  der  stattgefundenen  „Iferichügungen" 
vorhanden.  Der  Reichstag  ist  augenscheinlich  erst  jetzt  auf  die 
Vorgänge  bei  „Berichtigungen"  aufmerksam  gemacht  worden.  Es 
bedarf  aufserdem  keiner  Begründung,  da(s  der  Reichstag  durch  sein 
Schweigen  ein  Recht  des  Bundesrats  oder  der  Reichsbehöiden  zat 
Vomahnie  von  „Berichtigungen**  nicht  erzeugen  konnte. 

Uebrigens  war  man  in  der  mehrerwähnten  Reichstagssitzung 
allerseits  darüber  einii^,  dafs  die  bei  der  „Berichtigung"  des  138  a 
Gewerbeordnung  beteiligten  Personen  mindestens  sich  eine  Inkorrekt- 
heit haben  zu  Sclmldon  kommen  lassen.  Bei  dieser  Sachlage  war  es 
keineswegs  Nortrüliaft,  wenn  man  den  im  Reichstage  gestellten  An- 
tragen gegenüber  sich  mit  der  in  rreulscn  und  im  Reiche  be- 
nbnchtetcii  lä>si<^an  l>bung,  welche  bei  den  „Berichtigungen"  ge- 
herrscht hat,  \erteidigte. 

Die  oben  angegebenen,  zu  (iunsten  der  „l^erichtigung"  des 
§  138a  gemachten  Ausführungen,  durften  sich  nach  alledem  kaum 
Freunde  erwerben. 

In  der  Reichstagsdebatte  wurde  erwogen,  ob  die  Richter  an 
die  erfolgte  „Berichtigung"  des  ^  i3Sa  gebunden  seien. 

Die  Prüfung,  zu  welcher  die  Richter,  sowie  alle  übrigen  Per- 
sonen  hinsichtlich  der  Existenz  der  Reichsgesetze  verpflichtet  sind, 
ist  auf  die  äulsere  Form  des  Gesetzes  zu  richten,  so  daia  man  nur 


Das  Redaktionsversehen  im  ^  13811  der  deutsdien  Reichigewerbcordnung. 


festzustellen  hat,  ob  ein  Reichsf^esetz  in  dem  Reichsgesetzblälte  in 
der  den  Art  17  der  Reichsverfassung  entsprechenden  Art  und 

Weise  abgedruckt  und  mit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers 
versehen  ist.  Ebensowenig  wie  In  Preul'sen  die  Richter  und  sämt- 
liche Staatsbürger  die  Riclitigkeit  des  Inhahes  eines  Gesetzes  nach^ 
zuprüfen  haben  (Art.  106  Abs.  2  der  Preufsischen  Verfassungs- 
nrkiHidc^  steht  es  den  genannten  /.u ,  Rcichsj:,a'set7.e ,  welche  \  on 
dein  Kaiser  vor  ilcr  Ausfertii^un;^^  zu  prvifen  siiul,  einer  Nach- 
prüfung zu  unterziehen. ')  Schon  infolgedessen  ist  es  den  Richtern 
geratlezu  verboten,  neben  der  Crewerbeordnung  noch  auf  (he  ..Be- 
rirhtigung"  des  138a  Rücksicht  /n  nehmen,  ganz  aligesehen  davon, 
dais  ilie  „Berichtigung"  garniclit  auf  verfa^sungsulälsigeIU  Wege  als 
Gesetz  beschlossen  ist. 

Der  Regierimgsvertreter  hat  selbst  vorgeschlagen,  „wenn  der 
Reichstag  bindende  Mafsregeln  vorsehen  wolle,  die  auch  den  Ge« 
richten  g^nüber  eine  Textberichtigung  als  entscheidend  hinstellen, 
den  Weg  eines  neuen  Gesetzes  zu  wählen".  Er  meinte  jedoch,  „die 
vorli^ende  Sache  sei  auf  der  einen  Seite  zu  klar,  auf  der  anderen 
zu  unbedeutend,  als  dafs  man  den  Weg  der  Geaet^ebung  dafür 
hätte  in  Anspruch  nehmen  dürfen".*) 

Das  Resultat  der  Reichstagsdebattc  dürfte  den  Angaben  des 
Regierungsvertreters  Unrecht  geben.  Ueberdies  dürfte  diese  Art 
und  Weise  der  „Berichtigung"  für  die  Reichsregierung  nicht  sö 
wertlos  sein.  Denn  in  Ermangelung  eines  (iesetzcs  über  die 
Berichtigung  des  138a  lauft  dii!  Reirhsregierung  Gefahr,  tlafs 
alle  von  ihr  auf  ( irund  des  berichtigten  l  extes  des  i;  138  a  er- 
las>enen  X'erfüguiigen  im  Rechtswege  für  ungiltig  erklcärt  werden. 
Ist  es  dann  wirklich  ein  so  unbescheidner  Wunsch,  dais  hinsiciitlich 
des  letzten  .Absatz  ties  I3^'a  für  alle,  <lic  ihn  anzuwenden  oder 
zu  befolgen  haben,  ein  berichtigendes  Gesetz  erlassen  werde  r  Jahx^ 
hindurch  ist  tmch  dem  im  Reiefasgesetzblatt  abgedruckten  Wortlaut 
des  Gesetzes  seitens  der  BehSrden  verfögt  worden.  Erst  jetzt  geht 
man  von  d^sem  Verfohren  ab.  Man  vergesse  auch  nicht  die  viden 
Arbeiterinnen,  denen  durch  die  Aehderung  des  §  138a  die  freie 
Zeit  erheblich  geschmälert  wird.    Sie  alle  haben  ein  groises  Inter- 

*)  Labuid  «.     O.  §  $S      533;  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  ( ivUsachm 
ftd.  IX  S.  235  ff. ;  Zorn  a.  a.  O.  S.  418  Abs.  3.    Siehe  aber  rv  rnburt;  a.  a.  ( ).       I9i  37» 
pnd  besonder»  ÜMoei,  Studien  zum  deutsches  Staatsrecht  Bd.  1  S.  263  ff. 
.  *>  Rdchstj«,  73.  SitMing  S.  1878. 
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esse  daran,  da&  über  die  etwaige  Ausdehnung  ihrer  Arbeitszeit 
streng  nach  den  Bestimmungen  der  Reichsveriassung  befunden 
werde. 

Die  Reichsregierung  wird  infolgedessen  nicht  umhin  können 
eine  Gesetzesvorlage  einzubringen.  Es  steht  nicht  zu  erwarten,  dais 
die  Geschäftsordnungskommission  den  Antrag  Auer  oder  den  An- 
trag V.  Stumm  dem  Reichstag  zur  Annahme  empfehlen  wird. 

Hinsichtlich  des  Antrages  Auer  erklarte  schon  der  Abgeordnete 
V.  Bennigsen')  zutreffend,  dafs  der  Antr<i^,  wenn  er  angenonunen 
würde,  nur  ein  ^an/  unvollständiges  Ergebnis  herbeiführen  könnte. 
Denn,  wenn  nach  (kinselhen  die  Berichtigung  fiir  ungilti'^-^  erklärt 
würde,  sei  damit  der  Irrtum  noch  garnicht  beseitigt.  Darauf 
würde  es  aber  wesentlich  ankoiniiicii ,  wenn  ein  bTtuni  ancrkaiml 
werden  müsse,  dats  man  für  die  ikriciitigung  desselben  auch  Sorge 
trage. 

Krgeht  dcnicnlsprochcnd  im  Sinne  der  „Berichtigunj:,'"  des 
§  138  a  ein  Gesetz,  so  ist  damit  die  „Bericiitigung"  bei  Seite  ge- 
schafft. 

Was  den  Antrag  des  Herrn  v.  Stumm  anlangt,  dafs  der  Reichs- 
tag nachträglich  seine  Zustimmung  zu  der  ,36richtigung"  geben 
soUe,  so  halten  wir  denselben  ebenfalls  fiir  nicht  annehmbar.  Cranz 
abgesehen  von  den  verlassungsmalsfgen  Gesichtspunkten,  welche 
dem  Stummschen  Antrage  entgegenstehen,  ist  nicht  aufser  Acht  zu 
lassen,  dals  mit  der  Annahme  des  Antrages  stillschweigend  die  ein- 
seitige „Berichtigung"  der  Reichsregierung  gutgeheifsen  wird.^ 

Der  Abgeordnete  v.  Bennigsen  hat  bereits  in  der  Reichstags- 
sitzung vom  29.  März  dieses  Jahres  betont,  dafs  alle  solche  Be- 
richtigungen, wie  die  hier  in  Frage  kommende,  immer  eine  Ver- 
änderung eines  formell  publizierten  Gesetzes  enthalten.  Aus  dem 
Angeführten  ziehen  wir  not'^'^edrungen  den  Schluls,  d  ifs  eine  .Ab- 
änderung der  Novelle  von  1891,  insbesondere  des  §  138a  Abs.  5 
nur  im  Wege  der  Cicsetzgebun^  zulässi<r  ist,  ilafs  aber  einer  „Be- 
richtigung" des  genannten  Paragraphen  jede  bindende  Kraft  felilt.  ^) 


')  Reichstag;,  72.  Sitzun},'  S.  1871. 

*)  .Siebe  bienu  die  Krklärungeu  des  Abgeordneten  Spabn.  KcicbsUg,  73.  Sitzung 

1873- 

■\i  M<-lirfrc  Zeitungen  bcjceichnclcn  die  ,,HcrichtiKung"  als  aulheniiscbc  lutef- 
preution.  Kine  autbentiscbe  hiterpretation  des  §  i^Sa  Abs.  5  kann  jedoch  die  „Be- 
richtigung" nicht  genannt  werden,  da  ja  der  9  138a  Abs.  5  Gewerbeordnuag  in 
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¥,s  bedarf  nicht  der  wcitcrcii  AusiüliruiiL;.  tiais  auch  der  Vorsclila^,^) 
bei  der  Ainvcmlun^^  des  138a  Abs.  5  an  Stelle  der  im  105  c  Abs.  I 
Ziller  2  bezeiclmeten  die  im  §  105C  Abs.  1  Ziffer  4  erwähnten  Ver- 
richtungen zu  gestatten,  mit  der  Gesetzesnatur  der  soeben  an- 
gegebenen Bestimmungen  unvereinbar  und  daher  nicht  ausfcttutiar 
ist  Man  berichtet,  daCs,  als  der  Fehler  im  §  138  a  entdeckt  wurde, 
eine  Behörde  bdm  Reichsamt  des  Innern  angeregt  habe,  bei  der 
Anwendung  der  Gewerbeordnung  der  Auflassung,  wie  sie  Schenkel 
in  seinem  Kommentar  zum  Ausdruck  gebracht  hat,  beizutreten, 
dafs  sich  jedoch  das  Amt  nicht  dazu  verstehen  konnte  und  dais 
es  nach  dieser  Richtung  hin  von  seinem  Justitiar,  dem  Reichs* 
justizamt,  unterstützt  worden  ist.^) 

Der  Richter  hat  nicht  die  Befugnis,  zu  erklären,  dafs,  wie  eine 
Zeitung;  sich  drastisch  ausdrückt,  drei  vier  sein  solle.  Er  steht  in 
dieser  Beziehung  mit  allen  übrigen  Beamten  und  den  Trivatpersonen 
hinsichtlich  der  Anwendung  der  Gesetze  auf  gleicher  Stufe.  Nach 
allen  unseren  Krörteningen  kann  man  die  von  dem  Abgeordneten 
Spahn  in  der  Reichstagsverhandlung  vom  2g.  Mär/,  d.  J.  mitgeteilte 
der  unserigen  entgegengesetzte  An>icl)t  \  «>n  Sont.ag,  ^)  dafs  der 
Richter  unbedingt  den  auf  RedaktitJusfc^hlern  beriilienden  (resetzes- 
text  dem  gesetzgebcrisciu  n  ( iedanken  gcnuils  berichtigi'n  darf,  nicht 
teilen,  (iaii/  al:)ge^ehcn  thuon  ist  auch  nicht  klar  nachweisbar,  ob, 
wie  ol)en  her\orgehol)en,  nicht  etwa  tlie  Mehrheit  des  Reichstages 
das  Redaktionsversehen,  welches  sich  in  den  138  a  des  .Neudrucks 
des  Entwurfes  der  Reichsgewcrbeordnung  eingeschlichen  hat,  zum 
Gesetze  vorzuschlagen  die  feste  .Absicht  hatte.*) 

Zum  .Schlufs  mag  noch  erwähnt  wenlen ,  dafs  bereits  vor  der 
Veröffentlichung  der  ,3erichligung"  im  Reich^eset/.blatt  einzelne 

Verbindwig  mit  §  105  c  m. «.  O.  einen  änrcbans  dendkhen  GeseUestext  cnthUt. 
Anficrdem  ist  die  anthentiscbe  Interpretation  aussehliefsliches  Recht  der  Gesetz- 

grlmng.  Siehe  lüi-rzu  von  Riinn«-,  Staatsrecht  der  Prenfsischi-n  Moiuirchi«-,  l.  Bd. 
4.  .Xui  lat;«-  S.  »2  T  nlnirul  .1.  a.  O.  S.  617  Note  4,  Zorn  a.  a.  O.  S.  425  und  Deroburg 

a.  a.  i).  S.  33  j;  17  uiiit r  1. 

'1  Sclirnkt-1,  Kommentar  zur  Gewerbeordnung  2.  AuH.  1^94  Nute  10  zum 

g  ijSa  s.  404  »r. 

H<-rlin<  r  Taj:<l>latt,  M«)r;.:>  ?i.ui^j;,iIm-  \r.  142  vom  19.  März  1898. 

^)  Sontaß .  die  Kr<hiktionsver><'h«  n  d.  s  (jistUgebers  insbc^oudorr  aof  straf- 
rechtlichem Licbict.  Frriburj;  i.  Br.  1S74  S.  33. 

*)  Siehe  S.  439  Tcxl  iut  Notf  3. 
Archiv  täi  «ot.  Ge«Mi«ebuac  «■  Siatittik.  XII.  29 
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Hcrausj^cbcr  der  Gc\vorl)cordnuni(  den  §  138a  vorahnend,  so  wie 
jüngst  geschehen,  „berichtigt"  haben. ') 

')  Siehe  imter  anderen  anch  die  Geweifaeogdnimgtaaigabe  der  Roiabcrgadien 
Hofbachhandlang  m  Ldjuig.  Ein  erst  nach  der  eiscfaienenen  „Berichtigaas**  be- 
rididgender  HenuMgeber  ist  Solms,  Straf  recht  und  Stnifpn»e&  fitr  Heer  and  Marine, 

Berlin  1883  S.  95.  Es  bandelt  sich  mn  den  oben  im  Text  S.  437  citiciten  §  95 
des  Keichsroiiitärstia^eaetzbiiches. 
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Die  Fortsdiritte  der  engliachen  Qewerkvereine. 

Von 

h\  W\  GALTON, 
in  I-tOndon* 

Eine  genaue  statistische  Rechenschaft  über  den  Stand  der  Gre- 
wericvereinsbewegung  in  Grrolsbritannien  ist  eine  aulserordentlich 
schwierige  Au%abe.  Es  liegt  dies  daran,  dafs  keine  2^ntralsteUe 
existiert,  an  welche  samtliche  Gewerkvereine  zu  berichten  hätten. 
Zwar  bringen  die  Berichte  des  Oberregisteriiihrers  für  die  Friendly 
Societies  Mitteilungen  über  die  eingetragenen  Gewerkvereine,  doch 
machen  diese  nur  etwa  die  Hälfte  aller  bekannten  derartigen  Organi- 
sationen aus  mit  nicht  mehr  als  zwei  Dritteln  der  Gesamtmit- 
gliederzahl.  Die  Arbeitsabteilung  des  I  landelsniinisteriums  femer 
glebt  wohl  in  ihren  Jahresberichten  über  die  Gewerkvereine  aufser 
den  Daten  über  sämtliche  eingetragene  Vereine  auch  solche  über 
eine  ganze  An/ahl  nichteingetragener.  Al)er  auch  diese  Angaben 
sind  weit  davon  entfernt,  vollständig  zu  sein,  und  dann  erscheint 
keiner  dieser  Berichte  früher  als  ein  oder  zwei  Jahre  nach  der  Zeit, 
über  welche  er  ^^'tteilungen  macht.  So  betreffen  die  IctztveröflTent- 
lichtcn  Herichtf  erst  das  Jahr  1895.')  Neben  diesen  anitliciicn  Publi- 
kationen kommt  noch  der  Jahresbericht  des  Gewerkx  ereins-Kon- 
gresses  inbetracht,  welche  so  ziemlich  alle  greisen  Gewerkvereine 
berücksichtigt.  Der  Bericht  für  1S96  ist  bereits  erschienen,  *)  und 
seine  Angaben  sind  die  neuesten,  welche  uns  zu  Gebot  stehen,  doch 

')  Vgl.  „Report  of  the  Cbief  Rcgistnur  of  Friendly  Societies  for  the  year  1895. 
Pwt  C.  Appendix  M.  (C.  1896.  94^11),"  und  „EiRhth  Report  of  the  Clilef  Laboiir 
Conespondmt  on  Trade  UiiionH.  1894  and  1895.    (C.  8232.  1896.)" 

^)  Report  of  tbe  Twenty^ninth  Anoual  Trade«  Unions  Congrelii,  held  in  . .  • 
Edinburgh,  1896. 
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sind  sie,  wie  es  niclu  aiulcrs  inoi^lirh,  sehr  U!i\ ollstiiiuliL^.  Ich  werde 
daher  im  Xachslchcndcii  zuvörderst  ihc  ZilVern  der  ani;efuhrtcn  \'cr- 
öficnthcluin;^eii  brinj^en,  und  alsdann  eine  eigene  statistische  Wür- 
digung der  gegenwärtigen  numerisdien  und  finanziellen  Verhältnisse 
der  Gewerkvereinsbevvegung  versuchen. 

Nach  dem  Jahresberichte  des  Obem^isterfuhrers  iiir  die 
Friendly  Societies  für  1895  waren  am  Ende  dieses  Jahres  ins- 
gesamt  660  Vereine  auf  Grund  der  Gewerkverein^esetze  im  Ver- 
einigten Königreiche  eingetr^;en.  Von  diesen  waren  24  jedoch 
keine  Vereine  von  Arbeitern,  sondern  von  Fabrikanten  oder  Kauf- 
ieuten,  welche  sich  der  Bequemlichkeit  halber  auf  Cirund  der 
Gewerk\'ereinsgeset7:c  eintragen  lielsen.  Von  den  übrigen  636  \'er- 
elncn  versäumten  ni(  Iii  weniger  als  72,  ihre  jährlichen  Rechcn- 
schaft>l><'i  irlitc  an  den  Oberrcf^isterführer  einzusenden.  Die  nach- 
stehende L'cljcrsicht  bringt  die  Anzahl  und  Mitgliederzahl  der 
eingetragenen  X'ereine,  nach  ihrer  \'«  rteilung  auf  die  drei  König- 
reiche. Aus  der  Tabelle  ist  ersichtlu  h,  dafs  sehr  wenig  Berichte 
von  den  \  creinen  Irlands  eingingen,  wo  man  e-^  hiernach  bisher 
noch  nicht  unternommen  hat,  den  gesetzlichen  V'ursciinften  Geltung 
zu  verschaffen.  ') 

l'ebersicht  der  in  jetlem  der  drei  Königreiche  eingetragenen 
Vereine,  der  Anzahl  der  berichterstattenden  und  deren  Mitglieder- 
zahl am  Ende  des  Jahres  1895. 

Anzahl  ilrr  ein-  Aiuabl  der  beriebt-  Mitgliederzalil  der 

Köntfcrvich         gctragi-aen  erstattenden  berichterstattendcn 

Vereine  Vereine  Vereine 

1.  Kngland  52 1  494  1018054 

2.  SchoUland  3S  37  46895 

3-  Wand  77  33  7  49«   

insgeaunt   630  564  1072440*) 

'1  Nach  <licsen  Vur-'cliriftrn  ist  jciKr  l  inf^'truf^i-nr  Vi-rcin  gchaUfii,  <l<-ni  {">bfr- 
rpfjistt-rfiilir.  r  l  inr  Ja]ir>-.(ul-.t' llvmg  si-in<  r  l.inn;iliin<  n  und  Au-.^Ml»  n  i  in/urciclu-n. 
ludcsisen  koiunit  eine  bt-irachtlicbc  Anzahl  die!>eQ  Anforderungen  nicht  nach,  und  es 
ist  bisher  nicht  vid  geschehen,  um  diese  xnr  Erfllllnng  Ihrer  gesctdichen  Verpflich- 
tung xa  zwingen,  wenn  auch  von  geriditlicfacn  Bestnfongen  detnitigcr  liniger  Ver» 
eine  in  den  leisten  beiden  Jahren  6lter  berichtet  worde. 

'-)  Diese  Uebersichl  ist  nach  dem  B<Tichte  de;.  Oberregisti-rnihrers  für  die 
Krii  iiilly  Socioties  für  1895  zusatnm<-nppst<'nt.  Die  ZifTeni  il- "  Miti,'li!  rlt  r/.ahl  sind 
in»(>i.  rii  «  iwas  un>;<-nati,  als  \'' n  im-  <Liniiit<  r  zweimal  inl)cj;nli«  n  sind,  das 

eine  Mal  unter  üircni  eigenen  Namen,  das  antiere  in  Verbänden,  zu  denen  sie  ge- 
hören. In  rander  Snnune  sind  mf  diese  Weise  ungefähr  50  000  Mitglieder  doppelt  gezählt 
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Sind  nun  die  obigen  Ziffern  auch  hinsichtlich  der  eiti^rctragenen 
Vereine  ganz  vollständig,  so  können  sie  uns  doch  nicht  als  Unter- 
lage einer  zutreffenden  W'ürdirmng  des  llmfangs  der  (icwerkvereins- 
bewegung  dienen.  \'ernuitlicli  zwei  Drittel  aller  ( iewerkvereine  im 
Königreich  sind  noch  nicht  eingetragen,  und  zu  diesen  zwei  Dritteln 
gehören  einige  der  gröfsten  und  hedeuteiulsten  der  Grubenarl^eiter- 
und  der  Textilarbeiterecreine.  Wir  sind  dalier  L:enöti<Tt,  uns  wc^en 
dieser  nichteingetragenen  X'ereine  an  den  Hericlil  der  Oberarbeits- 
korrespondenten des  Handelsministeriums  zu  halten. 

Sein  achter  Jahre^ridit  über  die  Gewerkvereine  iUr  das  Jahr 
1895  ')  enthält  Rechenschaftsberichte  von  1250  verschiedenen  Ver-> 
einen  im  ganzen  Königreich  mit  einer  Gesamtmitgliederzahl  von 
1 330 104.  Diese  Ziffern  bedeuten  gegenüber  irgend  einem  früheren 
J^r  eine  sehr  starke  Zunahme  sowohl  in  der  Zahl  der  Vereine, 
als  der  Mi^lieder.  Indessen  ist  diese  Zunahme  nicht  auf  ein  plötz> 
liches  Anwachsen  der  Geweikvereine  zurückzuiiihren,  sondern  allein 
auf  die  grölsere  Vollständigkeit  der  Berichterstattung,  welche  wir 
den  gesteigerten  Bemühungen  der  Arbeitsahteilung  /.u  \erdanken 
haben.  Folgende  Uebersicht  sieigt  die  X'erteilung  dieser  Vereine 
auf  die  drei  Königreiche,  sowie  üire  Mitgliederzahl. 

l^cbcrsicht  der  beri(  bu  rstattenden  X'ereine  in  jedem  der  drei 
Königreiche  und  ihrer  am  Ende  des  Jahres  1895  angegebenen  Ge- 
samtmitgliederzahl. 

Anzahl  d-  r  licrirht-  Gcsamt/^hl  «Irr  an{j>- 

Kontprficli  cr:iUUeOilea  Vereine  geb«-nen  Mitf;licclcr 

I.  England  und  Wales  960  1 218359 

s.  Schottknd  190  94269 

3.  Irlft&d  100  17476 

insgenint         1250  1330104*) 

Aber  auch  diese  Ziffern,  so  grols  sie  erscheinen  mögen,  sind 
noch  lange  nicht  vollständig.  Verschiedene  Grubenarbeitervereiiie 
und  eine  ganze  Anzahl  der  kleineren  Vereine  weigern  sich  noch 
immer,  der  Arbeitsabteilung  Rechenschaftsberichte  einzureichen. 
Indessen  ist  die  Furcht  vor  der  Oeffentlicbkeit,  welche  dieser  Weige- 
rung hauptsächlich  zu  gründe  liegt,  im  raschen  Schwinden  begriffen, 
wie  das  schnelle  Anwachsen  in  der  Zahl  der  berichterstattenden 


*)  I.  C.  8132.  1896. 

*)  Zusammengestellt  nach  dem  achten  Bericht  des  ObemibeitBkorrespondenteii 
Uber  die  Gewerkvereinc  fllr  1895  (C  8232.  1896). 
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\'creine  von  687  im  Jahre  1893  auf  832  im  Jahre  1894  und  auf 
1250  im  Jahre  1895  beweist.  Meines  Erachtens  dürfen  wir  mit 
Sicherheit  darauf  rechnen,  dals  in  einem  oder  zwei  Jaluen  die  Be- 
richte der  Arbeitsabteilung  die  gesamten  bestehenden  Gewcrkvcrcine 
umfassen  werden. ') 

Was  nun  das  Jahr  1896  anianj^i,  scj  iial>cii  wir  hierfür  ledij^hch 
die  Gesamtziffern,  welche  uns  der  Bericht  des  Gewerkvereins- 
kongresses  liefert*  Auf  dem  Kongresse  waren  nur  145  Vereine  oder 
Vereinsverbände  vertreten«  welche  indessen  fast  die  gesamten  groliseren 
Vereine  in  England  und  Schottland  umfaGsten  und  in  folgender  Weise 
verteilt  waren. 

Uebersicht  der  auf  dem  Gewerkvereinskongrefs  1896  vertretenen 
Anzahl  der  Vereine  und  ihrer  Mitglieder  in  jedem  der  drei  König- 
reiche. 

Anzahl  der  vertretenen         Anuhl  der  vertretenen 
Koni};reich  Vereine  Mitglieder 

I.  England  J30  98 1  250 

3.  Schottland  I4  46354 

3.  Irland  i  600*) 

insgesamt      145  1 028 104 

I  rotz  des  Ausbleibens  der  irischen  \  ereinc  erreichte  die  Anzahl 
der  auf  dem  Gewerkvereinskongrefs  von  1896  vertretenen  \'ereine 

Es  is(  hierbei  zu  bemerken,  dafs  ein  '/jtnag  zur  Berichterstattung  nur  für 

die  cingetrapenpn  Vereine  besteht.  \Vi>'  b  r.  it-  ■  rvväbnt.  können  die  eingrtragenen 
Vereine  gcsctzlicl»  zur  Einreichiin«^  ialirli<  ht  r  Kcchenscliaftfn  an  iIcti  <  tbcrro^i^ttT- 
tühn-r  gezwungen  werden,  hinsichtlich  <l<  r  vil>rifipn  jcdtich  ist  cl.is  1  l;indflsnnni>terium 
Ix-huls  Erlangung  von  Au:>künften  allein  auf  den  guten  Willen  der  Vereine  und  das 
Entgegenkommen  ihrer  SdcretSre  «ogewiesen. 

")  Seit  1894  venastalten  die  irisdien  Gewerkvereine  dnen  Sonderlroogrefs,  haapt- 
sicfalidi  weil  die  kleineren  und  IrmcNn  Vereine  Irlands  selten  imstande  sind,  Ver- 
treter zum  engU^chen  Kongresse  zu  entsenden.  Die  dritte  Jahresversammlung  irischer 
Gewcrkvcreinr  f;ind  im  Mai  1896  in  Lim>'rick  statt;  es  wiinn  in  ihr  50000  Mit- 
glieder vertreten.  (Vgl.  den  Bericht  über  tk  11  iSyber  iri-elu-n  ( iew>  rkvereinskongrefs, 
sowie  die  Labour  Gazelte,  Juni  1S96,  S.  177.)  Zum  englischen  Kongrei's  em:>andte 
nur  ein  einxiger  irischer  Verein  einen  Delegierten,  und  dieser  Abgeordnete  hatte  eine 
Beschwerde  g^*en  einen  cngUsdien  Verein  vonobriogen,  welcher  er  dnrdi  den  Kon- 
grefs  abgeholfen  haben  wollte. 

Ein  älmlicher  Sfmderkungrefs  der  .schottischen  Vereine  fand  erstmals  statt  im 
März  1807  <  ;lasgow,  wobei  38  Vereine  mit  4locx>  Mitgliedern  vertreten  waren. 
(Report  ot  thc  First  Annual  Scottisb  Trades  Union  Congrefs  beld  io  . . .  Glasgow, 
March  1897-) 
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und  ihrer  Mitglieder  ^ui  den  Durclischnitt  der  früheren  Jahre,  wie 
die  folgende  Ucl)ersii  ht  /.ciL;!.  Jedenfalls  bieten  diese  Ziffern  keinen 
Anhalt  für  die  Aniialnne,  dals  die  Stärke  der  Gewerkvereinsbewegung 
irgendwie  nachgela.s.Nen. 

Ucbersicht  der  Zahl  der  auf  den  einzelnen  Gewerkvereins- 
kongrcsscn  \  ertretencn  Vereine  und  ihrer  Mitglieder  in  jedem  der 
Jahre  1892— 1896.  0 

Ort  de*  Auahl  der  vertretenen      Antahl  der  vertretenen 

Jalir         Kongresses  Vereine  Mitglieder 

1893  Glasgow  2>i  1155448 

1893  Bclfa&t  730873 

1894  Norwich  165  1 014  607 

1895  Cardifr  154  9^931 

1896  Cdinbargb  145  ioa8i04 

Vergleichen  wir  die  obigen  Ziffern  mit  denen  tler  vorstehenden 
Uebcrsichtcn,  so  erhellt,  dafs  lediglich  die  gröfstcn  und  cinflufs- 
reichsten  Vereine  auf  den  alljährlichen  Kongressen  vertreten  waren. 
Wir  dürfen  daher  ohne  weiteres  annehmen,  daCs  mindestens  halb- 
soviet  Gewerkvereinler  nicht  imstande  waren,  Dele^erte  zu  diesen 
VersammluT^n  zu  entsenden.  Diese  Annahme  wurde  eine  Gc- 
samtmi^^liederzahl  von  ungefähr  ein  und  einer  halben  Million  im 
ganzen  Königreiche  bedeuten,  eine  Ziffer,  die,  wie  wir  sehen  werden, 
durchaus  nicht  zu  hoch  gegriffen  ist 

Zur  besseren  Feststellung  indessen  des  g^nwartigen  Standes 
der  Bewegung  und  ihrer  Entwiddung  in  den  letzten  zwei  oder  drei 
Jahren  müssen  wir  mehr  auf  Einzelheiten  eii^ehen.    Zu  Ende  des 

Jahres  1892  unternahmen  Herr  und  Frau  Webh  eine  erschöpfende 
Aufstellung  sänitli  her  Gewerkvereine.  Diese  Aufstellung  ergab  die 
Zahl  von  ungefähr  einer  und  einer  halben  Million  (rewerkvereinler 
in  ungefähr  tausend  Vereinen  und  Verbänden,  die  sich  auf  die 
Hauptindustriegruppen  verteilten.  Die  nach.stehende  l'i  bcrsichl  l)ringt 
ihn-  Ziffern,  daneben  die  ebenso  verteilten  des  ( iewerkvcrcin.s- 
koiigresses,  woraus  die  Entwicklung;  der  Gcwerkxcreine  innerhalb 
der  Jalire  1892 — 1896  im  grolsen  Ganzen  ersichtlich  wird. 


*)  Vgl.  die  Zifiem  im  „Annnal  Report  of  Ute  Laboor  Department,  1895—96"- 

Die  „Trades-rouncils"  unt]  ihre  Mitglicderzahl  habe  ich  weggelassen,  <1a  nach  der 
neuen  d  srhäftsordnung  des  Kongrcssn«  di.-s»-  Körperschaften  von  den  Versamnüungcn 
der  Jaluc  1895  und  1896  ausgeschlossen  waren. 
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■  Ucbcrsicht  der  (icsamtzahl  der  (Hewcrkxcrciiibjnitj^liedcr  im 
Jalirc  1892,  und  tlcrcn  auf  dem  Konj^acs^o  \on  1896  \  eitreleneii 
Anzahl  nach  den  8  Hauptgiuppeu  der  Industrie  f;^cordnet. 


Anzahl  di  rdcw-  rk- 

ATizahl  ih'T  auf  dr-m 

• 

vcrciiismilgUedcr  am 

1896  er  Kongresse 

• 

ladaBtricgruppe 

Ende  des  Jahres 

vertretenen  Gewerk* 

I092 

vereinsnti^licder 

1. 

Maachinenban,  Metallindiiatrie,  SdiiiT- 

2S7OOO 

218330 

2. 

Baugcwcrbe,  Mobclinduslric  u.  s.  w.  . 

I4H0OO 

12573S 

3- 

Gtabenindntrie,  Stenrimichbetridje  etc. 

347000 

«44953 

4- 

aooooo 

«45  «57 

5- 

Bekleitlimgs-  und  Lfdorinduslric    .  . 

90000 

70975 

6. 

Papierindu> t  ri  0 ,  B  m  1 1  d  ruckerdf  ewerbe, 

46000 

38348 

7- 

V«ndued«iie  Gewerbe  (meisteiis  Idefaie 

SBooo 

aSsii 

8.  Handarbeiter,  Timasportgeverben. B.w. 

335«» 

155992 

ioagesamt 

1 511000*) 

1028104*) 

Man  wird  in  der  Zusammenstellung  bemerken,  dafs  —  scheidet 
man  die  verschiedenen  Gruppen  aus,  «reiche  hauptsächlich  aus 
kleineren  Vereinen  bestehen,  die  aus  pekuniären  Gründen  selten 
auf  dem  Kongresse  vertreten  sind,  —  die  Differenz  der  beiden 
Gesamtziffem  zum  grofsen  Teile  auf  die  Abnahme  der  Ziffern  fUr 
die  Gruppen  der  Gruben-,  Hand-  und  Transportarbeiter  zurückzu- 
fuhren ist  Bei  anderen  Gruppen  lassen  »ch  derartige  Unterschiede 
durch  das  W'egblcibcn  der  kleineren  Gewerkvereine  vom  Kongrefe 
erklären.  Dieser  Grund  erscheint  indessen  nicht  genügend  zur  Er^ 
klärung  der  grofsen  Verminderung  in  den  erwähnten  beiden  Gruppen. 
Ks  ist  zweifellos,  dafs  wenn  überhaiii)t  eine  Stärkeabnahme  der 
Gewerkvcrfin^hfwcgung  seit  dem  Jahre  1892  vorbanden  i'^t  , 
sich  auf  jene  beiden  (irii[)pen  ziirückTühreii  läfst.  was  eine  weitere 
Untcrsuchuni;  Ix-stätigcn  wird.  Am  deutlichsten  erhellt  dies  aus 
einer  Gegemiberstellung  der  Mitgliederzahl  der  gröfsten  X'ereine 
jeder  Gruppe  im  Jahre  1892  und  jetzt.  Nehmen  wir  zuerst  die 
Maschinenbauer,  so  liefern  uns  deren  neun  gröfste  Vereine  folgende 
Resultate : 


^>  Vgl  Sidney  und  BeaSrioe  \Vd>b,  History  of  Trade  Uidfliy«n,  S.  415. 
*)  ZMammengerteUt  nadi  dem  Berichte  des  GewerlrrereinskoagreKies  1896. 
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Gruppe  M  a ü  c  Ii  i  n  e  n  b  a  u  u.  \v. 

MiltJ  Vu-dc  r/iihl       Mitg  1  i  >  •(  J rza  Iii 


Nanu-  des  Vereine  1S92  1896 

l.  Verrinijjti-  Ma-ichincnbauer  (.Xmalgamatcd  Society 

Ol  KiiKiiucrs)  70909  83980 

a.   Verciniiilc  Ke&äclächmiede  und  Schifl  baocr  (Lnited 

Society  of  Boilennakefs  &  Iroindiipbiiildcn)    .    39  OOO  39  300 

3.  UntcfstOtzangsTereiii  der  Eisengiefser  (Friciidly  So- 

ciety of  Inmfottiiders)  15  190  ^$7^ 

4.  Verein  der  Scbiflsdmincrleiite  (Associated  Society 

of  Shipwrights)  »1  937  14OOO 

5.  Verein  der  Danipfmaschinenbaucr  i.Sloani  cnginc 

Makers  Society  1   6  100  7  70O 

6.  Verein  der  Eisenformer,   SehutÜand  (iVssociated 

Sodety  of  Iran  Moolden)   6  345  6  $75 

7.  Verein  d«r  Eisen-  md  Stahlarbeiter  (Iroa  &  Sied« 

wocken  Association)   7^ 

S.  Verein   der   Hocliofenaibeiter  (BUstfomacemea's 

United  Society  1   $  744  5 

9.  Verein  der  Me'.vinjinrbeiter  | Anialgamated  Society 

of  Brassworkcrsi   6458  6000 


insgesamt    1 69  4S3  1 84  655  ') 

Wir  seilen  hier,  dals  nur  bei  den  kleineren  X'ereinen  die  Mil- 
{Tlicflerzalil  ahiiiniiiit,  und  dals  diese  Verminderung^  fast  ledi}^licli  ört- 
lichen Gründen  zuzuschreiben  ist.  Samtliche  j^rolse  nationalen  X'ereine 
zeigen  beträchtliche  Zunahmen,  und  die  gesamte  Gruppe  ist  um 
mehr  als  15000  Mitglieder  seit  1892  gewachsen. 

Wenden  wir  uns  zum  liaugewerbe,  so  zeigt  sicii  uns  ein  ähn- 
liches Resultati  und  zwar  noch  schlagender.  Aus  der  folgenden 
Uebersicht  ersehen  wir  die  Veränderungen,  welche  in  den  vier 
Jahren  1893 — 1896  in  den  sechs  bedeutendsten  Vereinen  des  Ge- 
werbes platzgegrifTen. 


'  Die  ZilTeni  tler  obijjen  l'.  bersicbt  und  der  siebt n  f,  >!;;■  lül.  ii  >itid.  wenn 
niclit  anderes  bemerkt,  den  Jalire-,l>c-riclilcn  der  W  reine  füt  1S92  und  ihren  Berichten 
an  den  1896  er  CiewcrkA-erciDskongrels  für  dic!.es  Jahr  entnommen. 


Digitized  by  Google 


456  W.  Galton, 

Gruppe  Baugewerbe. 

Mitglicderzabl  Mitglicdcrzahl 

Name  des  Vereins  1892  1896 

1.  Vereinif^  Zimmerleate  und  Tisdüer  (Amalgamatcd 

Sociiiy  ijf  Carpcntcrs  &  JoiiK-rs    37  S^^  44000 

2.  \'er<  in  d<  r  Maurer  l  OjK-rativc  Bricklaytrs  Society)  2%VJO  25^7^^) 

3.  Verein  der  Steinmetzen  (Friendly  Society  of  Ope- 

ntive  Stonemoioiu)   16238  16174 

4.  Natioittlverem  der  Stokateare  (Natiotial  Assodatkni 

of  Operative  Plastcn-rs)   6  935  9  234 

5.  Verein  dff  Gas-  und  Wassrrlritr.ni^sarbeitcr  (United 

Operative  Plumbers  Associationj   6177  8447 

6.  NadonalToreia  der  Hinser-  und  Sdilffinaler  (Na- 

tional  Amalgamated  Society  of  Honse  &  SMp 

Painters)   4194  7000 

insgesamt  93  392  1 10  725 

Iii  (licser  (iru])pe  hnlien  die  gesamten  au%e(uhrten  Vereine, 
mit  der  t  in/.i;^t  ii  AuMuiluue  einer  unbedeuienden  Abnahme  bei  den 
Steinmetzen,  eine  ganz  erhebliche  Zunahme  seit  1892  zu  ver- 
zeichnen. Diese  Zunahme  der  gesamten  Gruppe  beaffert  sich 
auf  über  17000  Mitglieder. 

In  der  Textilindustrie  ist  die  Zunahme  weder  so  allgemein, 
noch  so  bedeutend,  hauptsächlich  wegen  der  Geschaftskrise,  die  so 
lange  Zeit  auf  der  BaumwoUindustrie  lastete.  Es  wird  dies  schlagend 
bewiesen  durch  die  Ziffern  der  „Cotton  Spinners  Association",  welcher 
thatsächlich  jeder  Arbeiter  der  Branche  angehört.  Trotzdem  wird 
für  diesen  Verein  ein  Verlust  von  fast  200  Mitgliedern  in  den  vier 
Jahren  berichtet.  Die  nachstehende  Uebersicht  zeigt  die  Veränder« 
uf^en  in  den  sieben  gröCsten  Vereinen. 

Gruppe  T  c  X  t  i  l  g  e  \v  e  r  b  e. 

Mitglicdcrzahl  Mitglicderzabl 
Name  des  Vereins  1892  1896 

j.  Verein  der  mechanischen  Weber  in  den  nördUcben 
Grafschaften  (Northern  COontie*  Amalgamated 

A.ss(Tciation  of  Power  l.oom  Wfaversl  ....     TiVlO  ^33^5 
2.   Vifrin  d«'r  Kardätschen-  und  Schlagraumarbcitfr 
lAmalgamatcd  Aiisociation  of  Card  \  Bluwing 

Room  operattves)   .    30800  HS*» 

Uebertrac  102000  107825 

*)  Dem  Monatsbericht  des  N  cn-ins  für  November  1896  cntnoninieu.  Der  Verein 
urar  auf  dem  1896  er  Gcirerkvereinskongrefs  nidit  vertreten. 
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Mitglii-derzahl  MitgliederzAbl 

Name  des  Vereins                             1892  1896 

T^an^p>>r(    i02  000  107  825 

3.  Vrrrin  der  Huuni Wollspinner  ( Ainalj^amated  Asso- 

ciation of  «.Operative  rotton!.pinncrs)    ....     18  303  18131 

4.  Verband  der  Strumpfwirker  (Hosiery  Workers  Fe» 

dentioB)  .                                                  4S50  5 150 

5.  Verein  der  Posamcntienurbeiter  (Amalgamated  So- 

ciety of  Lace  imktfs)                                     3  390  3  540 

6.  Verein  der  Ma«chinf  nwrhstuhl-Beaufsiclitiger  (United 

Association  of  Power  Looni  ovrrlookersi  .    .    .       3  750  3  7*' 

7.  Verein  der  Zieher,  Zwimer  und  Strecker  (.\malga- 

aist«dAssodationofBeamcrs,Twi»ters\-Drawersj      2875  3856 

insgesamt    135168  142223 

Dni(t'i,'cn  cilicllt  aus  tlcr  folt^cndcn  l'cl>cr->i«  !u  <lcr  fünf  be- 
tlcutentLsicn  X'ereine  im  Buclidruckcrci-  und  Buchbiiidcieiiit'ucibe 
eine  beträchtliche  Zunahme  der  Mitgliederzahl  in  jedem  einzelnen 
dieser  Vereine. 


Gruiipc  Buchdruck  u.  s.  w. 

Mitgliederzabi  Mitgliederzabl 
Xame  de»  Vereins  1892  1896 

1.    \'rrcin  der  Uuchdrucki-r  i'l')  pugrajtliical  A>.>oci.vti(iii|      11313  '3  7**0 

3.  Verein  Lundüucr  Selicr  (London  Society  of  Com- 

positort)   9798  10543 

3.  Schottischer   Badidmckerrereiii   (Sootttsh  Typo- 

graphical  Association)   3  934                3  354 

4.  Verein  der  Buchbinde-rge?,ollen  (Consolidated  So- 

ciety of  J<  Unwillen  Bookbinders f   2  9^7  344^ 

5.  Verein  di  r  .St<  mdrucker  i  Amalgamatfd  Society  of 

Lithographie  Printers)   2  502                   2  896 

insgesamt    29  454  33  Ö39 

In  tlcr  (iruijpc  „\  crschiedcnc  (iewcrhc",  der  letzten,  welche 
eine  Zunahme  aufweist,  /.ei^t  die  Eiilwicklunj^',  wenn  auch  keine 
bedeutende,  so  doch  immerhin  fortschreitende  Tendenz,  wie  aus 
der  folgenden  Zusammenstellung  ersichtlich. 
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Gruppe  „\  c  r  s  c  h  i  e  d  e  n  e  ( i  c  w  e  r  h  e". 


Mitglicderzahl 

Mitgliedcrzahl 

Name  des  Vereins 

1893 

1896 

1, 

Verein  der  Bidcerarbelter  (Anmlfunated  Society 

4618 

$000 

j  — 

a. 

Schottischer  \'.  ri  iii   di-r   l^;ick<  rarbcitcr  (Scottish 

Amalgamuted  Society  of  Journeymen  Bakers  i 

2239 

2750 

3- 

UnterstUtzungsverein  der  Böttcher  ^Coopcrs  Mutiuil 

4900 

4683 

4- 

Verein  der  Wagner  (United  Society  of  ( *oachmakers) 

5464 

59J8 

5- 

Verband  der  Salzsieder  o.  s.  w.  (Fedeistion  of  Stdt- 

1  950 

180S 

6. 

Verein  der  Flintglasrondier  (Flint  Glaas  makets 

ai3j 

3300 

insgesamt 

31 314 

33478 

Wie  aus  den  vorstehenden  Zusatninenstellungeii  crsidulich, 
zeij^eti  die  stärksten  und  bctlcutciulstcn  Vereine  von  fünf  der  acht 
Gruppen,  zu  welchen  ausschlielsnch  gelernte  Arbeiter  und  Fabrik- 
arbeiter gehören,  im  grofsen  dan/.en  eine  beträchtliche  Erhöhung 
ihres  Bestandes  seit  1892.  Die  ül)rigen  drei  Gru[)pen  haben  sämt- 
lich Abiiahuic  zu  \  er/eichnen ,  welche  von  einer  sehr  geringen 
Minderung  im  Bekleitlungsgewerbe  bis  zu  einer  sehr  starken  der 
Handarbeitergruppe  variiert.  Die  Schwankungen  in  den  fünf  be- 
deutendsten Vereinen  der  Beldeidungsindustrie  sind  aus  der  nach- 
stehenden Tabelle  ersichtlich. 

Gruppe  Bekleidungs-  und  Lederindustrie. 


Mitgttedcnabl 

MitgUedenaU 

Name  des  Vereins 

189s 

1896 

I. 

Nationalverein  der  Sohiihmacher  (National  Union 

of  Boot      Slioe  ( )|H'rativt  >i  

43524 

41000 

2. 

Verein  der  Schneider  (Amalgaraatiil   i>ociety  ol 

1673a 

15005 

3- 

Vereinigte  Schuh-  und  Stiefdarbeiter  (Amalgamatcd 

Boot  &  Shoe  makcfNi  

4590 

5000 

4- 

V^erein    schottischer    Schnc-iderarln-itcr  ^Scottihh 

3  959 

5000 

5- 

Verein  der  Filzhatmacber  (Fdt  Ilatters  Amalga- 

3119 

3155 

Isflgesamt 

709*4 

69  160 

liier  ist  die  Abnahme  eine  sehr  geringe  und  hauptsächlich  auf 
die  Verminderung  der  Mitgliederzahl  der  National  Union  of  Boot 


Digitized  by  Google 


I>ie  Fortachritte  der  engliscben  Gewerkvereine. 


4S9 


and  Shoc  Operativ  es  (V' erein  der  Alaschinenarbciterj  /.urückzufuhren, 
welche  sich  kaum  schon  von  den  Folgen  ihres  grofeen  Strikes  und 
der  damit  verbundenen  Aussperrung  im  Jahre  1894  erholt  hat, 
während  die  Schneider,  welche  nie  gehörig  organisiert  waren,  an- 
scheinend  auch  an  Boden  verlieren  in  ihrem  Kampfe  mit  den 
wechselnden  Arbeitsmethoden  ihres  Gewerbes.  Es  entwickelt  sich 
dies  rasch  zu  einer  Fabrik-  und  Maschinenindustrie,  und  es  erstehen 
bereits  Vereine  von  Arbeitern  der  grofsen  Kleiderfetbriken  im  Norden 
und  Westen  Englands. 

In  der  Gruppe  der  Grubenarbeitervereine  tritt  die  Abnahnie 
der  Mitgliederzahl  weit  augenfälliger  zu  Tage,  wie  die  folgende 
Uebersicht  beweist 

Gruitpc  Grubenarbeiter. 


.Mitglit'dcrzalil 

Mitgliedemhl 

Name  des  Vereins  189a 

1896 

1. 

Grof»britannii>cher  Grubcnarbeiter>-erband  (Miners 

154000 

a. 

Vereta    der  GmbeutrbeHer  Durbams  (Dttrhun 

S6000 

3- 

Vi  r<  in  dl  r  r,riibiii:irb<  iter  Xorthumberlands  (Nort- 

17  36Ö 

insgcsamt  a6o  759 

327366 

Iii  dieser  Gru|)j)c  fällt  trotz  der  Zunahme  bei  <leii  beide» 
grolsen  \'ereinen  Durhams  uiid  Noitluiniljerlands.  welche  sich  noch 
immer  vom  (iriibenarbeitLr\ rrljand  j^csonckrt  h.iiuti,  eine  X'erniin- 
derun^  von  über  3000O  Mitghedern  aul,  welche  ihren  Grund  m 
einem  grofsen  Abfall  der  Mitglieder^ahl  der  zur  l-ederation  ge- 
hörender Vereine  hat.  Die  Federation  hatte  1893  bekanntlich  unter 
Strike  und  Atisspeming  zu  leiden,  wovon  sie  sich  nur  ganz  all- 
mählich erholt  Aber  dies  Schwinden  würde  noch  grötser  werden, 
wenn  man  ihm  die  Ziffern  der  South  Wales  und  Scottish  Miners 
Unions  hinzufugen  konnte,  welche  sicherlich  verhaltnismäfsig  min- 
destens ebenso  starke  Einbulse  hatten,  als  die  Federation. 

Eine  verhältnismälsig  noch  stärkere  Abnahme  zeigt  die  folgende 
Uebersicht  der  letzten  Vereinsgruppe  der  Handarbeiter,  Arbeiter  im 
Verkehrsgewerbe  u.  s.  w. 
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Gruppe  Handarbeiter,   i  r  a  11  s  [)  0  r  l  a  r  h  e  i  t  c  r 

11.  >.  \v. 

Mitgli<*ilfr2ahl 

MiteliederMhl 

Name  des  Vereins. 

loy« 

1896 

I. 

Verein  der  Eisenfaalinange&tellten  (Amalgamated 

30  Ol  I 

40018 

9.  Vernn  der  Gasaibeiter  und  Handarbeiter  (Gas* 

wKrls^  r  vS:  General  Labourers  Union  1  .... 

36  108 

24000 

3- 

Nationalvrrt  in  ih  r  Flock-  u.  s.  w.  Arbeiter  (National 

L'ninn  0I  Dork,  kiverside  etc.  Workers)   .  . 

22913 

lOOOO 

4- 

Natioimlcr    Arbeiterverein    (National    L'nion  of 

«3804 

16913 

5- 

NitionalTeieiii  der  Matroica  and  Heiser  (Nrntional 

90850 

15000 

6. 

Verein   der  Eisenb»bn»rbett«r  (Genend  Railwajr 

Sjoo 

4000 

fasgesamt 

109  931 

Trotz  des  starken  Anwacli.scns  der  a 

Iten  und  so 

liden  .Anial- 

gamated  Society  of  Railway  Ser\'ants,  welche  eine  groCse  Kategorie 
gelernter  und  halbgelernter  Arbeiter  umfälst,  erscheint  in  dieser 
Gruppe  ein  XettO'Ab^  ui^  von  über  30000  Mitgliedern  bei  den 
sechs  Vereinen.  Es  giebt  im  gamsen  Vereinten  Königreich  keinen 
Verein  ungelernter  Handarbeiter,  der  seit  1892  an  Mitgliedern  nicht 
beträchtlich  verloren  hatte.  Alle  litten  gleichmäßig  unter  den 
Wirkui^en  der  fieberhaften  Entwicklung  des  Vereinswesens,  welche 
die  Jahre  1889 — 1892  kennzeichnet  Aber  es  ist  nicht  allein  dies. 
Abgesehen  von  der  .\bnahnie  bei  den  nocli  eidstierenden  Vereinen, 
sind  viele  Handarbeitervereiiic  überhaupt  eingegangen.  5>ämtliche 
bedeutenden  Vereine  ländlicher  Arbeiter  .sind  zerfallen.  Die  National 
A^nVuliural  I^abourers  Unfon  (mit  I50CX3  Mitg;lic<lcrn  im  Jahre  1892), 
die  Ka.stcrn  Counties  Labour  I'ederation  (mit  17000  Mitgliedern  im 
Jahre  1892),  und  die  London  und  Counties  Labour  League  (mit 
10900  MitL^liedern  im  Jahre  1892)  —  alle  sind  \erschwunden,  und 
wiederum  entbelnen  die  Landarbeiter  jeder  Organisation,  .sieht  man 
von  ein  paar  winzigen  Ortsvercinen  in  zerstreuten  ländHchen  Orten 
ab.  (ileichcrwcise  ver.schwuiuleii  >iiid  ferner  \  ielc  \'ereine  unge- 
lernter städtischer  Arbeiter,  so  die  Amalgamaied  Carters  Association 
(2  375  MitgHcder  1892)  und  die  National  BuUders  Labourers  Union 
(2050  Mitglieder  1892). 

Nach  den  Resultaten  obigen  Versuchs  einer  statistischen 
Schätzung  der  Gewerkvereinsbewegung  hätte  ach  also  die  Gesamt* 
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zahl  von  I  500000  Mitgliedern,  utlchc  Herr  uiul  Frau  Wehb 
für  1892  fcstjT^estellt  haben,  zu  Knde  des  Jalircs  1S96  etwas  ver- 
mindert. Diese  Abnahme  ist  ausschlielslich  der  Einbufse  bezw.  dem 
thatsächlichen  Verschwinden  vieler  Vereine  der  Grubenarbeiter  und 
ungelernten  Handarbeiter  zuzusdireiben.  Einige  von  diesen  hatten, 
da  nur  von  sehr  geringen  Beiträgen  erhalten  und  unzulänglich 
organisiert»  jeden&Ils  nie  irgendwelche  Aussicht,  Zeiten  geschäftlicher 
Stockung  zu  überleben.  Alle  ferner  verdankten  ihre  Starke  im 
Jahre  1892  grofsenteils  der  damals  herrschenden  Begeisterung  (lir 
die  Gewerkvereine,  welche  notgedrungen  früher  oder  später  eine 
Reaktion  zeitigen  mulste.  Die  Verringerung  in  der  Zahl  der 
Grewerkverdnler  bei  diesen  beiden  Gruppen  dürfte  sich  auf  100000 
oder  gar  I2OO0O  Mitglieder  belaufen.  Andererseits  sehen  wir,  dals 
die  lang  bestehenden  Vereine  gelernter  Arbeiter  und  Fabrikarbeiter 
mit  hohen  Beiträgen  und  fester  Organisation  ilire  Mitgliederzahl 
zumeist  vcrgröfsert  haben.  Diese  Vermehrung  dürfte  für  die  letzten 
vier  Jahre  mindestens  50000 — 70000  Mitglieder  hetrac^en.  ITieniac^h 
hätten  <iie  Ciewerkvereine  zu  Ende  des  Jahres  1896  eine  Gesamt- 
zahl v  on  ungefähr  l  450  OOO  Mitgliedern  gehabt. 

Seitdem  hat  sich  in  der  (Tcwcrkvcreinsbcwcgiing  eine  stark 
henortretende  Neigung  /.u  iernerem  Anwachsen  der  Mitgliederzahl 
geltend  gemacht.  Kine  Gegcniiher-^tellung  der  Ziffern  des  Jahres 
1897  mit  den  obigen  IJcbersichtcn  wird  voraussichtlicii  zeigen, 
dafs  bei  sämtlichen  X'ereinen  gelernter  Arbeiter  die  Mitgliedcr- 
zahl  jene  irgend  eines  früheren  Jahres  beträchtlich  übersteigt, 
während  alle  Anzeichen  auf  nachhaltiges  Streben  nach  Neuorgani- 
sationen unter  den  Handarbeitervereinen  hinweisen  dürften.  Es 
um&lst  also  die  Gewerkvereinsbewegung  zur  Zeit  sowohl  eine 
grö&ere  Anzahl,  als  einen  grö&eren  Prozentsatz  der  Arbeiter  des 
Vereinten  Königreichs,  als  je  zuvor.  Den  gelernten  Arbeitern 
erscheint  sie  allerwärts  wertvoller,  als  je.  Desgleichen  sind  auch 
die  Handarbeiter  von  ihrer  Bedeutung  überzeugt,  nur  ist  ihnen  bis> 
her  die  Jjosung  des  Problems  nicht  gelungen,  niedrige  Beiträge  und 
weitgehende  Bestrebungen  mit  einer  soliden  Organisation  zu  vereinen.') 


*)  Wu  die  TultA  der  tretblichen  Gcwerkvereioler  des  K^oigKidis  betrifft, 

M>  ist  leider  die  Angabe  beitiiiiinter  ZifTom  unmö(;:lich.  Die  meisten  von  ihnen 
gehören  <!t  n  .^rbcite^^•ereinen  an,  und  fiir  diese  existier<  n  keine  Ziffern  hin>iichtlich 
dfs  f'.esclili  rhtrs  der  Mitglieder.  I '-  r  ISericht  d<'s  Arl)(  it>korrrspondcnt<  n  lilr  1S95 
vcRtcichnei  nur  18  Arbcitcrinncnvcreine  mit  einer  Mitglicdschatt  von  5689;  von 
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Nachdem  wir  in  Vorstehendem  uns  mit  dem  Umiai^c  der  Ge- 

vverkvereinsbowc^ningj  beschäftigt  haben,  wollen  wir  nunnielw  in 
Folgendem  ihre  Leistun^^en  einer  Betrachtuf^  unterziehen.  Diese 
Leistui^n  lassen  sich  am  besten  unter  zwei  Rvihriken  sondern, 
unter  jene  der  gcgcnseitiffen  Versicherung  oder  der  Heschafiunjj  von 
l'iiterstüt/iini^t'n  und  unter  jene  •^^etneinsamen  wirtschaftliclien  Han- 
delns. Man  k(")niite  diesen  beiden  Rubriken  iiocli  die  dritte  poli- 
tischen Wirkens  liiii/.uiuj^fcn.  Doch  liej^t  dieses  1  hutij^keits^ebiet 
abseits  von  den  antleren  der  ( lewerkvcreine  untl  wird  daher  am 
l)esten  für  sich  behandelt.  Denn  obwohl  eine  gewisse  Anzahl 
X'ereine  sich  ihre  besonderen  |)olili>chen  Ziele  t^esetzt  haben,  ent- 
behrt doch  die  (lewcrk\ erein.Nbeue^uuj^r  als  lianzo  eines  politischen 
Pn^ramms  oder  einer  politischen  Organisation,  abgesehen  von  jenen 
der  Gewcrkvereinsverbande  und  des  Gewerkvereinskongrcsse:>,  mit 
denen  wir  uns  hier  nicht  zu  befinaen  haben. 

Wenden  wir  uns  nun  zuvörderst  zu  den  Leistungen  der  Ge- 
werkvereine auf  dem  Gebiete  der  gegenseitigen  Versidierung,  so 
finden  wir,  dafs  das  Jahr  1895,  auch  hier  das  letzte,  Itir  welches 
Statistiken  vorliegen,  finanziell  ein  sehr  gutes  war.  Nach  dem 
Berichte  des  Oberregisteriuhrers  för  dieses  Jahr  schlössen  die  564 
berichterstattenden  Vereine  fiir  1894  mit  einem  Haben  von  £  1 614 198 
ab.  Ihre  Hinnahmen  im  Jahre  1895  beliefen  sich  auf  j£  1650360 
und  ihre  Ausgaben  auf  nur  £  1 48$  334,  sodais  ihnen  am  Pjule 
des  Jahres  ein  Haben  von  £  i  779224,  oder  ein  Jahresiiberschuls 
von  /  165,000  blieb.  Fast  dieselben  Ziffern  zeigt  der  Bericht  des 
(  )heratb(  itskc)rresi)ondenteii  über  die  ( iewcrkvereine  flir  l8y5,  obwohl 
sich  tlic  scinigen  nur  aul  die  lOO  grul'sten  Vereine  des  Königreichs 

ilicscn  waren  nur  dr<  i  mit  700  Mitylicdem  auf  Ui  ii>  t  u  wi-rkvcremskongressc  vun 
1896  vcfftpeten.  Herr  und  Frau  Wcbb  ermilleUen  1892  ungefiUir  tOOOOO  Gcwcrk> 
wrvmleriimen  (vgL  libtory  of  Trade  Uniooism  p.  415)1  von  denen  etwm  80000  il«n 
vcfxliicdensn  TcxtU-Gcwcrlnrereliwn  angehörten.  Dagegen  soll  es  nach  dem  Ober- 
orbeitskorrcspondcntm  Ende  1895  eine  Gtfsamtsabl  von  nicht  Ober  63000  Grwork- 
v«  r<  inU  rinn«  n  grgoben  haben.  (Vgl.  Eighth  Report  on  I  rad«  l'nions,  1895,  }i.  XXI.) 
Ich  wii(>tf  jidorh  nicht,  warum  ihrr  7nh1  -.rit,i.-m  so  »i.irk  .ibt;'  iinnimrti  luilvn  sollt«-. 
1  >ir  ;;ro(M-  Mass»-  d«T  Voninc,  (Ini.n  1.^  Arln-itcriiiiiiri  liauplsivchlicli  angolxiron. 
iialx-n  ihren  Mit|;lied<Tbrstau(l  seit  1892  .iulftcht<;rhullcn  und  »ogar  vcrgrolsert.  und 
VC  ist  nicht  aaanehmen,  dafs  grufsere  Vcrinderungen  in  dem  VerhJUtnis  der  weib- 
Kdien  wr  gesamten  3fttgliederadwft  eingetreten  sind.  Idi  möchte  daher  behaaptOH 
dals  r%  noch  immer  migeilhr  looooo  weibliche  GewcrkvereinsmitgUeder  im  König- 
reich  giebt. 
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beziehen. Die  foigende  Uebersicht  bringt  die  Angaben  der  Ein- 
nahmen, der  Ausgaben  und  des  Vermögensbestandes  am  £nde  eines 
jeden  der  Jahre  1892 — 1895  dieser  100  grölsten  Vereine,  deren 
Mitgliederzahl  sich  1895  auf  911866  belief. 

Uebersicht  der  Einnahmen,  der  Ausgaben  und  des  Vermögens- 
bestandes von  100  der  grölsten  Gewerkvereine  in  jedem  der  Jahre 
1892,  1895,  1894  und  1895. 


Gesamt- 

Gesamt- 

Gesamtvermögett  an 

Jahr 

eimaliiiicii 

angaben 

Schlosse  des  Jahres 

£ 

{ 

£ 

1S92 

1  452886 

1416637 

1 583  828 

»893 

1618728 

1845387 

1 351 406 

1894 

1436893 

1551093 

1895 

'553705 

1400336 

1706517 

Wir  t  rsclien  also  aus  dem  beschränkten  Hüde  dieser  lOO  X'ereine, 
die  allerdin«^s  ungefähr  zwei  Drittel  sämtlicher  Ciewci  k\ereinler  des 
Königreiches  umfassen,  dafs  im  Jahre  1895  von  diesen  eine  Kr- 
sparnis  von  über  £  150000  erzielt  wurde.  Eine  Durchsicht  der 
einzelnen  Ausgabeposten  belehrt  uns,  dafs  diese  grofse  Ersparnis 
hauptsächlich  in  der  bedeutenden  Verringerung  der  Strikegelder 
und  Arbeitslosenunterstützungen  im  Vergleich  zum  Jahre  1894  be- 
gründet ist,  während  dies  letztere  Jahr  in  diesen  beiden  Posten 
dem  vorhergehenden  Jahre  g^;enüber  eine  noch  gröisere  Abnahme 
zeigte. 

Uebersicht  der  Beträge,  welche  seitens  XOO  der  grölsten  Ge- 
werkvereine an  verschiedenen  Unterstützungen  u.  s.  w.  1894  und 
1895  gezahlt  wurden. 


Betrag  der  Ausgaben     Betrag  der  Ansgaben    Mehr  (-(-)  oder 


Art  der  Betrage 

1894 

««95 

weii^er(— )  1895 

£ 

£ 

Arbeitslosengelder  .  . 

461 961 

435996 

—  35965 

Strilcef^der  .... 

340841 

311654 

—  39187 

Krankengelder  «    .  . 

S08817 

337801 

+  28984 

riif.il!-.-ld.-r  .... 

20529 

26064 

+  5  535 

AUcr!>unlerätützungcn  . 

1200S4 

129915 

+  9*31 

Begribniagelder .   .  . 

69440 

+  6337 

Aadere  UnterstQtsongen 

35707 

37036 

—  8671 

Betriobskosti-n    .    .  . 

278913 

  256193  

—  33730 

Grsamtausgaben 

143689a 

1400336 

—  36556 

*)  Die  Mheren  Berichte  des  OberarbeitskiMTespoiidenten  bringen  eine  svmma- 
risdie  Uebenkbt  der  Einnahmen,  Ausgaben  u.  s.  w.  aimtlicber  berichtenden  Vereine. 
Archiv  für  im.  G«ieUgebaBK  n.  Statiatik.  XU.  30 
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Von  dem  ungeheuren  Umfange  der  UnterstUtzungsthätigkeit  der 
Gewerkvereine  ist  man  wenig  unterrichtet,  nicht  einmal  in  England 
hat  man  in  weiteren  Kreisen  eine  richt^e  Vorstellung  hiervon.  Die. 
hohen  Summen,  welche  alljährlich  den  Arbeitslosen,  den  Kranken 
und  als  Begräbni^lder  gezahlt  werden,  repräsentieren  eine  au(ser* 
ordendich  «^rofse  Beisteuer  der  Arbeiter  selbst  zur  Linderun«j  der 
Not  uikI  des  Elends  in  ihrer  eigenen  Klasse.  Ganz  hesondt  rs  <^\\t 
dies  von  der  Arbeitslosenunterstützung,  welche  bisher  keine  andere 
Organisation  zu  ermöglichen  wu&te.  Zwar  könnte  der  Arbeiter  zum 
Zwecke  der  Krlanfrung  von  Kranken-  und  Begräbnis^reldern  ebenso 
gut  einer  der  ^aofscn  I^riendly  Societies  .in<^'ehören,  als  seinem  ( icu  erk- 
verein.  Im  I'utikle  der  Versicherung  get^cn  die  L  ebel  der  Be^chäf- 
ti^'un«(slf)si<^fkeit  indessen  ist  er  ledip^lich  .uii^ewiesen  entweder  aul  >eine 
j>ri\aten  l-.rs|)arnissc  oder  aul  seinen  X'erein,  fla  man  es  allein  in 
dieser  Orgatiisation  unternommen  hat,  jenen  Milsstäiuli-n  /u  begegnen. 

Eine  Angabe  genauerer  Ziffern  für  1896  ist  bis  jetzt  nicht 
möglich,  doch  dürfte  dies  Jahr  finanziell  für  die  X'ereine  ein  noch 
besseres  gewesen  sein  als  1894  oder  1895.  Die  Streitigkeiten 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  erreichten  im  Jahre  1896  bei 
weitem  nicht  den  Umfang,  den  sie  in  irgend  einem  der  vorher- 
gehenden Jahre  angenommen,  weshalb  auch  die  durch  sie  ver- 
anlalsten  Ausgaben  sich  erheblich  vermindert  haben  müssen.  Femer 
mufe  die  grofse  Zahl  der  im  Laufe  des  Jahres  hinzi^koromenen 
Mitglieder  die  Einnahmen  der  Vereine  durch  Eintrittsgelder  u.  s.  w. 
wesentlich  gesteigert  haben.  Kndlich  ergeben  die  Monatsberichte 
der  \  (Tschiedenen  X'ereine,  welche  die  Labour  Gazette  zusammen- 
stellt,  dals  die  Anzahl  der  Arbeitslosenunterstützung  empfangenden 
Mitglieiler  kleiner  war,  als  in  irgend  einem  der  früheren  Jahre  seit 
2890.  ^)    X'ermutlicli  war  diese  Abnahme  Strike-  und  Arbeitslosen- 

Es  war  jedoch  iinmöf^lich,  diese  «Ugemcincn  Ziffern  m  Vergletdunreckcn  so  benataeo, 
da  die  YjM  der  beriditendeii  Vereine  von  Jabr  zn  Jahr  m  -»elir  schwankte.  Ans 
diesem  Grunde  wurden  im  let/tni  Bericht  nor  dir  Einzelheiten  der  loo  gr5fsten 
Vereine  mitg«t<>ilt,  w:i<  nunmi-hr  i-inc  genau«-  Oegrnübf rstellung  rrmdglicht. 

'  I>ii  ("olfjciulf  Zusaninienstellun};,  wi-lchc  sich  auf  tlcn  vierten  Jalirfsbrricht 
iibi  r  liu  Verandrruugcn  in  dm  Lohnen  und  der  Arl  <  ii-izcii  im  Vercini^jtcn  Königreich 
ßlr  1896  (C.  8444.  IÖ97)  >,lüUl,  gicbt  den  Durchsclinilt-rrozcut^aU  arbeitsloser  Mit- 
glieder in  den  Gewerkrereinen  an,  welche  in  den  Jahren  1887—1896  am  Ende  eines 
jeden  Monates  Bericht  erstatteten. 

j.tl  r  1887     1888    1889    1890    1891     1892    1893     1894    1895  1896 

l'rozeut&au  ü. 

Arbeitslosen       8,2      4,9     2,1      3,1      3,5      6,3      7,5     6,9      St*  3i4 
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gelder  empfangender  Mitglieder  begleitet  von  einer  ähnlichen  Ver- 
riiigci  un<:^  im  Betrage  der  gezahlten  Kranken-  und  anderen  Unter- 
stützungen. ')  In  Zeiten  schlechten  Geschäftsganges  oder  grofser 
Strikes  wachsen  diese  beiden  Kosten  fast  stets,  und  zwar  durch  die 
Kosten  der  Unterhaltung  von  Mitgliedern,  deren  Gesundheit  durch 
den  Mai^el  genügender  Nahrung  und  Kleidung  leidet  Unter  Be- 
rücksichtigung aller  dieser  Kosten  dürften  am  Ende  des  Jahres  1896 
die  100  grölsten  Vereine  mit  einem  Vermögensbestand  von  ungeiahr 
£  200Ö000  abgesclilossen  haben,  während  der  sämtlicher  Gewerk- 
vereine des  Königreichs  kaum  weniger  als  £  2500000  betragen 
haben  kann. 

Betrachten  wir  nunmehr  das  kollektive  X'orgelien  der  (icwcrk- 
vereine  in  \'erfechtung  ihrer  hitcressen,  so  zei^'l  sich,  dals  das  Jalir 
1896,  das  Irtztc,  für  welches  Statistiken  \t )rlie;;in,  ein  unL^cwöhnlich 
lebhaftes  und  erfolgreiches  war.  Wie  bereits  bemerkt,  zeichnete 
sich  das  Jahr  durch  rege  ( ieschäftsthätigkeit  aus,  und  blieb  während 
dessen  die  Zahl  der  Ari)eilsl(isen  eine  weit  geringere  als  sonst.  .So 
kam  es,  dals  in  tlem  Jahre  die  Lohne  cijic  steigende  l  entlen/  be- 
kundeten, trotzdem  die  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  einen  geringeren  Um(ang  annahmen,  als  in  früheren  Jahren. 
Im  Laufe  des  Jahres  wurden  der  Arbeitsabteilung  nicht  weniger  als 
1607  Veränderungen  in  den  Lohnsätzen  berichtet,  die  insgesamt 
607654  Personen  angingen.*)  Von  dieser  Gesamtzahl  haben  nicht 
weniger  als  582225  erhöhte  Löhne  erhalten,  g<^n  167357,  deren 
Löhne  sich  verringerten.*)  Als  Xettoresultat  aller  Veriuiderungen 
ergab  sich  eine  Vermehrung  der  Löhne  von  £  26592  pro  Woche, 
gegen  eine  Nettoabnahme  von  über  £  28ocx>  im  Jahre  1895  und 
von  S  45000  im  Jahre  1894.  Aufscrdem  wurden  in  demselben 
Jahre  weit  mehr  Veränderungen  der  .Arbeitszeit  gemeldet,  als  in 
irgend  einem  anderen  Jahre,  mit  .-Xusnahme  von  1894,  in  welchem 
ilie  Achtund\  icrzi;7stundenworhc  in  den  Staatsbetrieben  ein<:efiihrt 
wurde.  Die  berichteten  \  eränderungen  in  der  Arlieitszeit  Ijetiafen 
insgesamt   108271   Tcräonen.     \'on    diesen  erfuhren  73616  eine 

*)  „Andere**  Untenttttenngen  bedeuten  haoptsächlich  freiiöllige  BcUtcnem  an 

in  Not  fjrratcnr  Mi(j;lio<l.:r. 

-')  Fourtli  Anoual  Kepoit  on  Cbanges  in  Wagcs  and  Hoora  of  Labour,  1896 

8444.  18971. 

Die  Lolmc  vmi  58072  Personen  <  rlulir».-!!  w:ilir*  iul  iKs  Jal>r<:>  \'«  räiiiJcruuf;cn 
«mohl  nach  oben  als»  nach  unten,  da  hie  zu  Ende  drs  Jahres  ebensoviel  betrugen, 
als  cn  An^Mig  desselben. 
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durchsrhniulirhc  \'erläii;j;;criin^  ihrer  Arhcits/eit  um  0,24  Stunden 
wöclicntliiMi,  währnul  sich  che  Arbeits/.eit  xon  34655  um  einen  Durch- 
sclinitt  \  011  2,77  Stuiuicn  pro  Woche  verriii^'crtc.  Das  Xcttoresuliat 
der  (iesamtveränderungen  in  der  Arbeitszeit  war  eine  X'erringerung 
von  0,73  Stunden  pro  Woche,  trotzdem  die  grölsere  Anzahl  der 
betroffenen  Personen  eine  Verlängeruf^r  ihrer  Arbdtszdt  erfuhr.') 
Es  erhielt  sich  somit  die  in  den  letzten  Jahren  so  stark  hervor« 
getretene  allgemeine  Tendenz  einer  Verringerung  der  Arbeitszeit  im 
Vereinigten  Königreich. 

Weitaus  die  gröfste  Anzahl  und  die  bedeutsamsten  dieser  Ver- 
änderungen wurden  bewirkt  durch  kollektive  Abmachungen  zwischen 
den  Vereinen  und  den  Unternehmern,  oder  durch  das  Mittel  freund- 
schaftlicher Verhandlungen,  gemeinsamer  Konferenzen  oder  Aus- 
schüsse, Einigungsamter  oder  durch  Inanspruchnahme  des  Schieds- 
verfahrens, oder  auch  durch  gleitende  Lohnskalen.  So  erfolgten  die 
Verändcrun;^cn  der  Löline  von  551933  oder  90,8'V,,  der  607654 
Personen,  die  insgesamt  in  ihren  Löhnen  nach  den  Berichten  \'er- 
änderungen  erfuhren,  ohne  irgend  welche  Arbeitseinstellung^,  während 
nur  bei  den  übrigen  55721  oder  9,2*',,  die  Veränderungen  der 
Löhne  erst  nach  vorliergehenden  Ausständen  oder  Aussperrungen 
eintraten. ') 

Nach  dem  Berichte  ferner  über  die  Arbeitsstreitigkeiten  für  das 
Jaiir  1896'')  war  dasselbe  im  ganzen  ein  sehr  friedliches.  Wenn 
auch  die  Gesamtzahl  der  berichteten  Streitfälle  jene  des  vorher- 
gehenden Jahres  weit  überstieg,  so  blieb  doch  ihr  I  nifang,  sowohl 
was  die  Zahl  der  lieteiligten  Personen  als  den  durch  sie  herbei- 
geführten Zeitverlust  anlangt,  sehr  hinter  jenem  der  Streitigkeiten 
in  irgend  euiem  der  letzten  \ier  Jahre  zurück,  wie  die  folgende 
Uebersicht  beweist. 


•)  Von  den  73  616  Pcnoncn,  deren  Arbeilszoit  eine  WrlänRcrunp  erfuhr,  ge- 
hörten 69830  dem  Londoner  Baugewerbe  an,  bei  welchem  die  Neuregelung  der 
Arbeitsbedingungen  im  Jahre  1896  eine  sehr  geringe  Erhöhung  ihrer  UgUchen  Ar* 

beits/.eit  zur  Folge  hatte. 

'1  Fuurtli  Kcpurt  on  Changei»  in  Wage»  and  Ilour.s  ul  Labour,  1896  (C.  S444. 
1897)  p.  X\. 

*)  Report  ot  thc  Chief  Labour  Corrcapondeni  ou  ihc  Surikes  and  Lockouts  of 
1896.   (C.  8643.  1897.) 
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Uebersicht  der  in  jedem  der  Jahre  1893 — 1896  berichteten 
StreitßUle,  der  Anzahl  der  beteiligten  Personen  und  der  hierbei  ins^ 
gesamt  verlorenen  Arbeitstage.') 

Zalil  d«r  berichteten      Zäbi  der  beteiligten     Geaamttahl  der  durch  die 


Jahr  StreitflUe  Personen  StreitOUe  verlorenen 

1803  783  636  3S6  31205062 

1894  100 1  344^45  9322096 

1895  876  263758  5S436SS 

1896  102t  198687  3748525 


Jeder  einzelne  Bericht  über  Strikes  und  Aussperrungen  hat 
l)islKr  dar-cllian,  dafs  die  meisten  dieser  Zwiste  \ve<^eii  I.ohnfragen 
enlstclicii,  untl  von  dieser  Re^^l  macht  auch  der  Ikricht  für  1896 
keine  Ausnahme.  Von  insgesamt  lo2i  für  1896  berichteten  Streit- 
fallen drehten  sich  573  oder  55,8" <,»  welche  58,3%  aller  an  jenen 
beteiligten  Personen  betrafen,  um  Lohnfragen.  Streitigkeiten  um  die 
ArbeitSKeit  sind  dagegen  ziemlich  selten;  im  Jahre  1896  waren  sie 
durchaus  unbedeutend  und  zogen  lediglich  3658  Personen  in  Mit- 
leidenschaft. 

Was  die  Resultate  dieser  Streitfälle  betrifft,  so  war  das  Jahr 
1896  jedenfalls  für  die  Arbeiter  eines  der  erfolgreichsten.  Vollen 
Erfolg  für  sie  hatten  39,5*.o  der  in^esamt  beteiligten  Personen  um- 
fassende Streitfälle,  27,1%  endigten  mit  Vergleichen,  während 
33»4"o  fiir       Unternehmer  günstig  verliefen. 

l/chcr  die  l'rsacheii  und  Resultate  sämtlicher  1896  1)l  1  icliicten 
Streitfiille  belehrt  uns  tlie  folgctulc  Zusammenslcllung,  welche  die 
Gcsamtzilfern  des  Jahres  mit  deüen  für  1894  und  1895  ver-^lcicht. 
Man  ersieht  hieraus,  tlals  der  l'i ozcritsatz  der  für  die  Arbeiter  erfolg- 
reich vcrlaufeiulen  Difü  reiizcn  weit  grölscr  ist,  als  in  irgend  einem 

der  beiden  früheren  Jahre. 

(Siebe  die  rabelle  auf  der  folgenden  S«te.) 

Die  beträchtliche  Steigerung  in  den  Erfolgen  der  Arbeiter  war 
nach  den  besseren  Verhältnissen  des  Arbeitsmarktes  zu  erwarten. 
Wie  wir  sahen,  betrug  der  Prozentsatz  arbeitsloser  Mitglieder  der 
verschiedenen  berichtenden  Vereine  1896  nur  3,4%  gegen  5,8*'/»  im 
Jahre  1895  und  6jg^%  im  Jahre  1894;  seit  1890  war  er  der  niedrigste. 
Auf  die  besseren  Verhältnisse  des  Arbeltsmarktes  lassen  sich  auch 
die  Resultate  der  zahlreichen  berichteten  Veränderungen  in  Löhnen 


*)  VgjL  Reports  on  the  strikes  and  lockonts  of  1896,  p.  X. 
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Zusainm<ii>tcllun<,'   i  r  Anzahl  uiul  I  r^aclion  »amtlicher  1896  vorjjekomniener 
Streitfälle  mit  ihren  K.-snhaten  und  drn  ( je»;untzifTem  für  die 
Jahre  1S94  und  1895.'' 


"   

Hauptsächliche  L rauchen 
StreitflUle 

1896 

1  'rozentaate  der  Personen,  welche 

Ansahl 
der 

An/.ulil 
der 
peisjoncii 

an  Streiti^'koitcn  beteiligt 
waren,  die  verliefen 

Streitfälle 
1896 

iSUgUtUtCQ 

der 

mit  einem 
\  erjjleich 
oderimeni- 

schieden 

zu};unstea 
der  Unter- 

Arbeiter 

nehmer 

570 

I  ]  5  S 1 7 

39.3 

a3.3 

37.4 

Arbeitszeit  

26 

42.1 

'2.5 

45.4 

Bctriebsiinordnimjjen     .  . 

164 

33  121 

38,9 

38,9 

22,2 

Abgrenzung  der  Arbcitcrkate- 

goriecn  und  deren  Nicbt- 

53 

7478 

30,7 

33.0 

Gcwcrk\erein>.l»evp«gBBg    .  " 

»03 

1 2  03 1 

72.S 

»1.9 

«5.3 

Andere  Lr^chcu  

»05  , 

26  582 

28.2 

36,3 

35.5 

1021 

19S  6S7 

3f»-5 

27.« 

1895  

876 

263  75S 

24.1 

48,0 

27,9 

1894  

1061 

324  245 

22,1 

35.8 

42,1 

und  Arbeitszeit  zurückfuhren,  welche  1896  ohne  Streitigkeiten  ein- 
traten. Bei  weitem  die  Mehrzahl  dieser  Veränderungen  resultierten 
in  günstigeren  Bedingungen  fär  die  Arbeiter,  während  die  Jahre 
1894  und  1895  genau  das  Gegenteil  zeigten.  Das  Gesamtbild 
dieser  verschiedenen  Ziflfern  föhrt  uns  zu  dem  Schlüsse,  daTs  Streitig- 
keiten am  häufigsten  in  2^iten  industrieller  Uebergänge  eintreten. 
Sind  die  Uebergänge  abgeschlossen  und  hat  sich  die  von  ihnen 
angebahnte  Richtung  klar  entwickelt,  so  sind  die  Konflikte  weit 
weniger  zahlreich  und  scharf;  die  Unternehmer  machen  in  guten 
Geschäftszeiten  friedfertige  Konzessionen,  während  die  Arbeiter  bei 
industrirlleii  Stockungen  dasselbe  thun. 

Ais  Sclilufs  dieser  P>örterungcii  möge  nunmehr  noch  eine 
kurze  Darlegung  der  l'rsachen  und  Resultate  einiger  der  haupt- 
sächlichsten und  ty|)ischestcn  StreitnUlc  des  Jahres  i^gb  folgen. 

Nur  drei  Streitfalle  zogen  im  Laufe  des  Jahren  eine  Personen- 
7ahl  von  5000  und  darul)rr  in  Mitleidenschaft.  Ks  waren  dies 
1.  der  Konflikt  im  Maschinenbaugewerbe  in  Belfast  und  am  Clydc, 

')  Nacli  dem  Repurl  <>n  Sirikc»  and  Li>ckoui>  ot  JS9Ö. 
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2.  der  Streit  im  londoner  Baugewerbe  und  3.  jener  im  Dubltner 
Baugewerbe. 

Der  Ausstand  der  Maschinenbauer  zu  Belfast  und  ani  ("Ivde 
boL:ann  im  OktolM-r  1H95,  als  die  Belfaster  Arbeiter,  durch  den 
besseren  tieschäft^^Mii^  veranlafst,  eine  Steigerung  ihres  Wochen - 
lohnes  um  2  Sh.  forderten,  um  welche  ihr  I-ohn  in  den  srhlerlneti 
Zeiten  des  Jahres  1893  <:,fekürzt  worden  war.  Nach  cini^a^ni  Vci- 
handeln  weigerten  sich  die  Unternehmer,  die  Erhöhunj^  /.u  bewillij^cii, 
und  am  II.  Oktober  stellten  die  Maschinenbauer  ihre  Arbeit  ein. 
Da  nach  Verlauf  eines  Monates  eine  Beilegung  des  Konflikts  nicht 
erreicht  war,  machten  die  Unternehmer  am  Clyde  infolge  eines 
mit  den  Belfaster  Unternehmern  getrofiSenen  Abkonunens  bekannt, 
dafe  sie  ihre  sämtlichen  Arbeiter,  und  zwar  wöchentlich  je  25  \, 
entlassen  würden.  Es  geschah  dies,  um  die  Unterstützung  der 
Bel&ster  Ausstandigen  durch  die  Beitrl^  der  Arbeiter  am  Clyde 
zu  verhindern.  Alle  Bemühungen  zur  Beseitigung  der  Differenz 
waren  umsonst,  obwohl  mehrere  X'^ersammlungen  von  Unternehmern 
und  Arbeitervertretern  stattfanden.  Am  13.  Dezember  waren  4526 
Arbeiter  ausständig  oder  ausgesperrt,  und  zwar  1326  in  Belfast  uad 
3200  am  Clyde.  Aufserdem  schätzte  man  die  Anzahl  der  anderen 
Arbeiter,  die  infol-^'e  der  Einstellung  der  Betriebe  bcschäfti^ain«^slos 
geworden,  auf  mindestens  6500.M  Wie  iiirlit  anders  /u  erwarten, 
ereigneten  sieh  weder  Kuliestörungen  noch  l  ngesetzlichkeiten. 
Unterdessen  bemühten  sich  der  Uord  Provost  von  ( jlasL,^ow,  sowie 
<ler  Lord  Mayor  von  Belfast  fortgesetzt  um  Herbeiführung  eines 
Ausgleiches,  und  es  fand  schliefslich  eine  weitere  Versammlung  \'on 
Unternehmern  und  Arbeitern  statt  unter  dem  Vorsitze  des  Lord 
James  von  Hereford,  eines  bedeutenden  Juristen  und  er&hrenen 
Vermittlers  in  industriellen  Streitfallen.  Nach  verschiedenen  Weite- 
rungen kam  endlu:h  folgende  Ueberdnkunft  zustande: 

I.  Die  Unternduner  erUlren  üeh.  bereit,  von  jetzt  ab  für  die  Aibeit,  welche 
^leiducitig  in  den  Betrieben  der  vefeinten  Unteraebmer  des  oberen  und  unteren  Be- 
xiiln  «n  Oyde  mid  in  Belfast  aufgenommen  wird,  folgende  Lolmerhöbungen  ein- 
treten zu  lassen: 

1.  Für  dio  Ik'lfastcr  Arbeiter  i  Sb.  wöcbentUcb. 

2.  Für  die  .\rbciter  am  (  lydo : 

a)  Fiiic  Erliubuui;  vun  \^  d.  pro  Stunde,  die  Allen  zuteil  werden  :>oll, 
welche  vor  der  Arbeitseinstellung  weniger  als  7  d.  pro  Stunde  er- 
hielten; und 

')  Vgl.  die  Labour  Gazette,  Dezember  1895,  S.  369. 
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b)  eine  weit>  ro  Frliohunf»  von   '  ,  d.  pro  Stiiinl«'  für  sämtlirln"  Arbeiter. 
i].  h.         «  in.   I- rill  iliunj,'  von       «1.   j'r<i  Stuml«-  für  alle  hislior  unter 
7  d.,  und  von  '  4  d.  für  alle  mit  7  d.  und  darüber  bezahlte, 
s.  Der  Lobnaatz  soll  anvcfindett  in  Knft  bleiben  itir  tmt  Zeit  sechs 
Monaten  vom  11.  Deaember  1895  bis  tl.  Juni  1896.  Wird  nach  dem  u.  Mai  1896 
eine  Veifademng  gcwOnscbt,  10  kann  dieses  Abkommen  mit  Monatsfrist  gekfindigt 
werden,  während  diTi-n  es  in  Kraft  bleibt. 

3.  Der  AiiHilruck  .. Arbeiter"  1  „Operative^"')  soll  die  foljjondcti  Kn'et'nrieen  von 
ArlH-itsleut' II  um  Clvi!'-  iiiui  in  I'.ell.iM  umfassen:  Monteure,  Zurichter,  Dreher,  Hublor, 
Stanzer,  liohrer.  iJcsyleichen,  soweit  Ik-Iliul  inbetracht  kommt,  alle  Motlellriire, 
Schmiede  and  Messingpolierer,  die  dem  Verein  der  Maschinenbauer  (Amalganiateil 
Society  of  Engineers)  angehören. 

Anmerkung.  Die  Unteraebmer  und  Arbeiter  werden  rar  Heraleiltmg  eines 
vollkommenen  Einvemdimens,  —  wenn  die*  ancb  akbt  in  obigem  Abluwnnen  com 
förmlicbctt  Atndnick  gebradit  ist,  —  ihr  Möglichstes  thmi,  die  Beschiftigmig  in  der- 
selben Weise  wie<Icr  aufzunehmen,  wie  vor  dem  Ausstand  und  der  Aussperrung; 
ferner  werden  sie  beNtrebt  sein,  wegen  dessen,  was  vosgefaUen,  keinerlei  UebelwoUcn 
an  den  Tag  zu  legen. '  j 

Am  Tage  nach  der  l^ileraeichnun^^  dieser  rebereinkunft  wurde 
sie  den  Mitj^liedern  der  Amalgamatcd  Society  of  Enjjineers  zu  Helfast 
und  am  Clyde  zur  Abstimmung  darüber  unter!  ncitet  Am  Clydc 
waren  die  .Arbeiter  in  grofser  Alehrzahl  fiir  das  Abkommen;  1729 
stimmten  dafür  und  nur  465  dage^'en.  In  Helfast  jedoch  waren  die 
Arbeiter  mit  der  ihnen  darin  bewilli'^'len  1  .olnierhöhuiii^  nii^ht  /.u- 
friedcn,  und  es  wurde  \on  ihnen  mit  644  i^'e^en  147  Stiniuieti  ab- 
gelehnt. Eine  Woche  darauf  indessen  jj^elan-^^  es,  die  Hellastcr 
Arbeiter  ziu"  Annahme  der  l 'cbcrcinkunft  zu  Ijcwe^en.  worauf  die 
Arbeit  nach  einer  in  Helfast  flinfzehn  und  am  Clyde  z\vi>lt  W  ochen 
dauernden  Hetriebseinstellung  an  beiden  Urtcn  am  27.  Januar  wieder 
aufgenommen  wurde. 

Ein  weiterer  grolser  Streit  nahm  am  i.  Mai  1896  seinen  An- 
fang im  Londoner  Baugewerbe.  Für  die  Zeit  vom  Mai  1892  bis 
dahin  1895  waren  die  Lohnsatze  und  Arbeitsbedingungen  sämt- 
lieber  Arbeiterkategorieen  des  Baugewerbes  durch  eine  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  1892  aulgestellte  und  gutgeheifsene  Ab- 
machung geregelt  gewesen.  Nachdem  die  Zeit  der  Gültigkeit  dieses 
Abkommens  im  Mai  1895  abgelaufen,  kam  ein  neues  nicht  zu- 
stande, und  zwar  hauptsächlich  der  tbltung  der  Unternehmer 
wegen,  welche  die  Einschaltung  einer  neuen  Klausel  des  Inhalts 
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\vün>clitcti ,  dals  die  Mitglieder  von  Ge\verk\  crciiu'n  unter  keinen 
l'iii>täiKlen  sich  weigern  dürften ,  mit  N'ichtgcwi  rk\  ereinlern  zu- 
sammenzuarbeiten. Diese  Klau>el  wurde  von  den  Arbeitern  abge- 
lehnt; infolgedessen  bestanden  keine  festgesetzten  Arbcitsregeln 
mehr,  obwohl  thatsädiHch  die  früheren  von  1892 — 1895  eingehalten 
wurden.  Im  November  kündigten  sämtliche  Arbeiterkategorieen  mit 
Ausnahme  allein  der  Steimnetzen  an,  dafs  sie  nach  Ablauf  von 
sechs  Monaten  eine  Lohnerhöhung  von  V«  <1*  pro  Stunde  und  neue 
Arbeitsregeln  wünschten.  Bis  3a  April  war  keine  Einigung  zu- 
Stande  gekommen.  An  diesem  Tage  erlangten  die  Maurer  von  den 
Unternehmern  die  geforderte  Lohnerhöhung  von  '/«  d.  fwo  Stunde 
nebst  einigen  weiteren  Aenderungen  der  bisherigen  Arbeitsbeding- 
ungen,  wogegen  die  Unternehmer  hinsichtlich  der  Nich^rewerkver- 
einler  folgende  Klausel  durchsetzten: 

„Regel  10.  Sollte  seitens  des  ZeatralanasdiDsses  der  Operative  Bricklayeis 
Sodtty  an  einen  Unternehmer  das  Anshmen  gestellt  werden,  einen  Arbi>it<  r  xu  ent- 
lassen, weil  er  Ati^f'ifv  -  rrrr»...  im«!  ilrr  rntemehtner  weigert  sich  dem  nacli/.ukommen, 
so  >nll  flohalb  k.  in  AlI^•«l;UKl  j^ul  j:i  li«  ilVcii  \vor(J<-n.  sondern  es  ist  viclmihr  alsdann 
die  Angelegenheit  vor  das  Eiuigungsajnt  im  briu^^cu.  Es  darf  jedoch  ein  derartiges 
Ansinnen  nidit  ans  dem  Grunde  gestellt  werden,  weil  der  beanstandete  Arbeiter  etwa 
irgend  einem  Gwerkverein  angehört  besw.  nicht  angehört."*) 

Nach  vergeblichen  X'erhandlun^en  mit  anderen  Arbcitcr- 
kaiegorieen  stellten  am  i.  Mai  1 500  Stuckarbeiter  und  6150  Hand- 
langer die  Arbeit  ein,  welchen  am  18.  Mai  6000  Zimmerleute 
und  Tischler  folgten.  Ende  Mai  indessen  nahmen  die  Zimmer- 
leute  nach  Bewilligung  einer  Lohnerhöhung  von  Y«  ^ 
Stunde  die  Arbeit  wieder  auf,  ebenso  die  Gas*  und  Wasser- 
anlagenarbeiter, denen  die  gleiche  Erhöhung  nebst  neuen  Arbeits- 
bedingungen, ähnlich  den  oben  erwähnten  der  Maurer,  zugestanden 
wurde.  Anfang  Juni  wurde  den  Stuckarbeitern  die  gewünschte  Er- 
höhung bewilligt,  worauf  auch  sie  die  Arbeit  wieder  aufnahmen. 
Den  Handlangern  offerierten  die  Unternehmer  eine  Lohnerhöhung 
von  \  tl.  pro  Stunde  und  Arbeitsbedingungen,  welche  die  oben 
angeführte  Klausel  enthielten.  Dieser  Klausel  lialber  lehnten  die 
Handlanger  die  gesamten  vorgeschlagenen  Arbeitsbedingimgcn  ab 
und  nahmen  die  Arlieit  ohne  LohiiLrliohung  und  ohne  I'cstsetzung 
\ un  ArbeitsbcdingiHigen  wieder  auf,  so  dafs  sie  also  noc  h  unter  den 
alten  Regeln  von   1S92  fortarbeiten.     Später  nahmen  auch  die 
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KlcinpiKi  und  die  Monteure  nebst  den  Brettschneidern  die  Arbeit 
nach  Erlangung  einer  Lohnerhöhung  und  neuer  Arbeitsbedingungen 
•wieder  auf,  und  im  Oktober  erreichten  die  Steinmetzen  dasselbe. 
Man  ersieht  hieraus»  da(s  sämtliche  gelernten  und  gutoiganisierteo 
Arbeiter  des  Baugewerbes  ihre  Forderungen  durchsetzten.  Nur  die 
Anstreicher  und  Handlanger,  welche  schlecht  organisiert  sind  und 
deren  schwache  Vereine  nicht  die  Hälfte  der  Arbeiter  ihres  Berufes 
umfessen,  erreichten  gar  nichts.  Die  neuen  Arbeitsbedingungen 
sahen  überall  ein  Einigungsamt  zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten 
vor;  es  wurde  in  dieser  Hinsicht  bestimmt,  dafs  das  Amt  aus  je 
drei  Vertretern  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  bestehen  solle, 
welchen  die  Befugnis  erteilt  wurde,  unter  ihnen  geeignet  erschei- 
nenden Umständen  einen  unabhängiji^en  Schiedsrichter  zu  ernennen. 

Der  Lohnsatz  im  Londoner  Baugewerbe  war  noch  nie  so  hoch, 
uiul  die  Arbeitszeit  noch  nie  so  kurz  als  jetzt.  Die  W-rhältnissc 
im  Bau<;e\verbe  la^a-ii  allerdiiij^s  in  den  letzten  zwei  oder  drei 
Jahren  im  <;anzen  Koiiigreicli  aulserordcntlich  <^ünstif:j,  und  andrer- 
seits sind  die  Arbeiter  gröfstcntcils  jetzt  sehr  o^ut  organisiert,  woraus 
sich  erklärt,  dafs  ihre  Löhne  zur-  Zeit  allerwärts  in  ( irolsbritannien 
vermutlich  besser  sind,  als  je  zuvor.  Nachstehend  eine  Uebersicht 
des  Lohnsatzes  und  der  Arbeitszeit  sämtlicher  Baugewerbe  in  London, 
wie  sie  am  Ende  des  Ausstandes,  seit  welcher  Zeit  keine  weiteren 
Aenderungen  eini^ctreten  mnd,  festgesetzt  und  anerkannt  wurden. 

Lebersicht  der  Stundenlohnsätze  und  der  wöchentlichen  Arbeits- 
stunden in  jedem  der  Londoner  Baugewerbe. ') 

Wöchentliche  .\rbcitsrcit. 
Gewerbe  Stundenlohii     Im  Sommer  Im  Winter 

in  ^Wochen  in6Woeiien  inSWochen 


Maurer  (BrieUajen)    .    .  . 

tod. 

50 

47 

44Vs 

Stfinmi't/.rn  

lO  „ 

SO 

47 

44V« 

Zitumerlcutc  uad  Ti&chlcr.  . 

lO  „ 

50 

47 

44V. 

Gas«  o.  WasKraalageiiarbeiter 

»I 

47 

44*1 

42 

lO., 

50 

47 

44V, 

Anstreicher  und  Zimroennaler  8*/t — 9'/t^' 

50 

47 

44';« 

Klempner  und  Monteure  .  . 

lo  d. 

50 

47 

44V« 

lO  „ 

50 

47 

44V« 

Handlanger  imd  Hilfaarbeilei' 

in  der  Gaa-  und  Waaser« 

anlagcnbranche  .... 

6V.d, 

50 

47 

44S 

')  .Nach  den  von  Lnlcrneliniern  uiul  Arl>«'it»rn  unerkannten  und  von  den  Ge- 
werkvereinen  veröffieotlichten  ArbeitsbediD^ung<-n. 
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Kineii  älmlirhen  X'crl.iLif  nahm  tlcr  ilrittc  der  ijröf>ercn  Strikes, 
der  im  DuIjüium  BaunjewcrbL-,  welcher  atn  i.  Februar  1896  bc^atiti. 

Die  Arbeiter  forderten  eine  I  .ohnt'rlirihuiiL;  und  ;^a"\\i-,se  \'er- 
bes.seriui'^en  der  Arbeitsbeditv^un^en.  1  ).i  keine  Kini^^in;^  hieriil)er 
zustande  kam,  strikten  am  1.  Mai  un^etiihr  4500  Arbeiter.  Der 
Ausstand  dauerte  eine  «^feraume  Zeit,  und  erst  im  Au^ajst  bewiUi^ten 
die  Unternehmer  die  Lohnerhöhung^  von  '  g  d.  den  Zinmierleuten, 
welche  hierauf  die  Arbeit  wieder  aufnahmen.  Was  die  übrigen 
Arbciterkategorieen  des  Baugewerbes  betraf,  so  wurden  Versuche 
gemacht,  den  Zwist  durch  ein  Schiedsgericht  beizulegen;  es  kam 
sodann  eine  Versammlung  von  Unternehmern  und  Arbeitern  zustande, 
auf  welcher  man  beiderseits  den  Erzbischof  von  Dublin'  als  Vor- 
'  sitzenden  anerkannte.  Es  fiinden  hierauf  noch  verschiedene  andere 
Zusammenkünfte  statt»  denen  der  Erzbischof  präsidierte,  und 
schliefslich  gestanden  die  Unternehmer  den  Arbeitern  ilire  sämt- 
lichen Forderungen  zu,  nur  den  Handlangern  nicht ,  welche  wo^tl 
oder  übel  die  Arbeit  zu  denselben  Bedingungen  wieder  aufnehmen 
mulsten,  unter  denen  sie  dieselben  niedergelegt  hatten. 

Die  vorstehend  geschilderten  drei  Strikes  sind  die  bedeutendsten 

des  Jahres,  doch  verdient  noch  ein  weiterer. erwähnt  zu  werden,  da 
er  gleichfalls  einen  ziemlich  grofsen  Umfang  erreichte.  Im  Mai 
1896  strikten  die  Maschinenbauer  der  Nordwestküste,  ungefähr  lOOO, 
W^en  einer  Lohnerhöluing  von  I  Sh.  jiro  Woche,  welche  ihnen 
die  nnternehiiier  \uv  einiger  Zeit  vcrsprociien  hatten.  Die  Arbeiter 
hatten  im  Mär/,  eine  Lohnerhöhung  verlangt,  worauf  nach  einigem 
Hin-  und  Herverhandeln  zwischen  der  Km|>Iovers  .\s>ociatii»n  und 
der  Amalgamated  Society  of  Knginecrs  folgende  Abmachung  zu- 
stande kam : 

1.  Ks  wird  vcn  inli.ul,  cLiN  kriiu-  ;illjjcm<-in<-  AendiTunp  in  den  Lnlii»i-n  vor 
Ablauf  von  srclis  KaKiul«  rmonuti-ti  x-it  il-ni  Taj^'-  d>T  l<  t7,t<"n  .Xfiulorung  ciuUcten 
soll,  und  auch  dann  nur  nach  der  lu-rkommlichcn  munatliclion  Kundiyunj;. 

2.  Unter  dieser  Bedingung  erklären  sich  die  Unternebmer  bereit  zu  tolgonden 
Lohnerhöhmigea : 

5%  auf  StUddohn,  1  Sh.  pro  Woche  auf  Zeitlohn,  welche  SSUe  bei  der 
ersten  vollen  Lohnzahlung  im  April  1896  in  Kraft  treten  soll  n:  femer 

I  Sh.  pro  Woche  auf  Ziitlohn,  welcher  Satz,  boi  der  ersten  voUon  Lohn» 
/.ahlunjr  im  N-ptembrr  in  Kraft  treten  soll.  Hierdurch  sind  »lie  I.ohue 
endgültig  biä  zur  eraten  vollen  Lohnzahlung  itn  März  1897  geregelt."') 
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Im  April  indessen  entstanden  Streitigkeiten  darüber,  für  welche 
Arbeiterkategorieen  die  verbrochene  Lohnerhöhung  gelten  solle.  IXe 
Arbeiter  behaupteten,  dafs  sämtliche  Arbeiter  in  den  Werkstatten 
sie  zu  beanspruchen  hatten,  während  die  Unternehmer  die  Masdiinen* 
warter  und  andere  weniger  gelernte  Arbeiter  als  ihrer  Meinung 
nach  von  der  Abmachung  nicht  mit  betroffen,  ausgeschlossen  wissen 
wollten.  Da  eine  Einigung  hierüber  nicht  erzielt  wurde,  traten  die 
Arbeiter  in  den  Ausstand  ein,  mit  der  Erklärung,  die  Unternehmer 
hätten  ihre  Abmachung  nicht  eingehalten.  Nach  zweiwöchentlichem 
Stillstand  der  Arbeit  indessen  gaben  die  Unlernchmcr  nach  und 
gestanden  die  Lohnerhöhung  ihren  sämtlichen  Arbeitern  zu,  worauf 
die  Arbeit  sofort  wieder  aufgenommen  wurde.  — 

Im  Jahre  1897  hatte  die  (Tewerkvercinsbewegung  mit  mancherlei  • 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Der  grofse  Strike  der  Maschinenbauer 
hat  einen  für  die  Arbeiter  ungünstigen  Abschhifs  gefunden.')  Dessen- 
ungeachtet dijrficn  die  zu  erwartenden  Statistiken  dieses  Jahres  aller 
W'ahr.schcinlichkeit  nach  beweisen,  dals  während  des.»<ell)cii  die  Ge- 
\\  (  i  k\  ereine  ihre  Stellung  in  jeder  Beziehung,  mit  .Ausnahme  der 
tiiiaii/.ielleii,  wictierum  erheblich  gefestigt  haben.  Kine  nahezu  zwei- 
hundertjährige Erfahrung  lehrt  die  arbeitenden  Klassen  die  grölsten 
Opfer  zur  Erhaltung  und  Stärkui^  dieser  Organisationen  bringen. 
Sie  wissen  sehr  genau,  was  ihnen  die  Gewerkvereinsbewegung  ist; 
sie  schätzen  nicht  nur  die  Vorteile  der  gegenseitigen  Versicherung» 
sondern  würdigen  vor  allem  den  vermehrten  Schutz,  den  sie  ihrer 
Lebenshaltung  dadurch  gewährt,  dafs  »e  in  dem  Kampfe  um  Löhne, 
.Vbeitszeit  und  alle  übrigen  Verhältnisse  ihres  wirtschaftlichen  Lebens 
den  Einzelnen  durch  die  Gesamtheit  ersetzt.  Die  Statistik  des  grofsen 
Umfanges,  der  hohen  Einkünfte,  und  der  beträchtlichen  Ililfsfiuellen 
der  Gewerkvereine  mufs  uns  überzeugen,  dafs  die  Arbeiter  auch  unter 
allen  zukünftigen  Veränderungen  der  Wirtschaft  liehen  (Organisation 
an  ihren  Vereinen  festhalten  und  keinerlei  Beschränkung  ihrer  Wirk- 
samkeit ohne  äufsersten  Widerstand  zulassen  werden. 

M  l''in<-  n-ArvtcUung  dc!>  Maächinenbau«;r:>trikcs  wird  im  nächsten  Hefte  diese» 
Archiv.«*  «rrschi-incn. 
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Die  neue  Fabrikgesetzgebung  Rulslands.') 

L  Einleitendes. 

Allmählich,  aber  in  immer  stci^ciulcin  Malsc  verfällt  da<  rus- 
sische Reich  der  wirtschaftlichen  F.uronäisieruri>^f  und  wird  somit 
zu  einem  kapii.ili-^tisrhen  Staate.  Die  I^ntfaltuii^  der  Industrie  und 
zwar  der  ( irolsindustrie  in  unserem  Lande  seit  l86l,  dem  Jahre 
der  Hauernemanzipation,  ist  absolui  unil  relativ  U\.  h.  im  \'erliallnis 
zu  den  vorangegangenen  rcriodcn)  geradezu  grolsartig.  Man  ersieht 
dies  aus  folgenden  statistischen  Angaben,  weldie  ich  einer  aus- 
gezeichneten Arbeit  von  Tugan  Baranowsky  entnehme. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  in  den  einer  Verbrauchssteuer  nicht 
üoterworfenen  Fabriken  hat  sich  im  Zeiträume  von  1863  bis  1893  von 
358000  auf  860000  erhöht,  das  heifst  sie  ist  um  57^/«  gewachsen.  Die 
russische  Roheisenproduiction  ist  im  Zeiträume  von  1886  bis  1895 
von  32  Millionen  Füd  auf  89,  d.  h.  um  i78*Vo  gewachsen,  hat  somit 
die  ungarisch-österreichische  beträchtlich  überflügelt  und  ist  im  Be- 
griffe, die  franzosische  zu  überholen.    Die  Konzentration  der  Be- 


')  Die  vorlicgettde  Arbeit  hat  einen  hervorraiimdcn,  in  seinem  Viterlande  wie 
im  Anilande  aneikumtcn  nmiicbett  KatimMli&ODOmen  »un  Verfuicr.  Obwdil  die 
Erüftemne  nixgends  aus  dem  Rahmen  einer  streng  wissenscbaAUdicn  Kritik  herawtritt, 
könnte      bei  <Icn  Zuständen,  unter  denen  auch  die  irissenschaftliche  Litteratur  in 

Rnfsland  K-idct,  drnnocli  geschehen,  dixfs  der  Autor  iwijnen  Freimut  durch  persönlich«- 
\'ertolfjunfjeTi  /.u  büfx-n  hätte.  Deshalb  halten  wir  uns  vcr|)flichtct,  (h-n  AufsatS 
entgegen  der  im  Archiv  hcrrM:hcndcn  Kegel  anonym  z\x  vcruffcntiichcn.    D.  Ked. 
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triebe*)  ist  aus  folgender  Statistik  der  Baumwollindustrie  zu  er- 
sehen : 

I'  abriken  nacli  GrubciiklasscMi  i  Zalil  der  Arbeiter  auf  je  eine  I-  abrikj. 


Jahre 

5  und  aber  Von  i  bis  ,  Von  500     Von  100  | 

5000      j      ;ooo         bis  1000       bis  (;oo    ■    4  tl«, 
Arbeiter   |    Arbeiter        Arbeiter       Arbeiter  [ 

—  'C^w    -nX     —  ^    — X 

•5'Si-5*£  I-S-Si  •S'S  -S-rt  •S'fi  i-5«  -5"^  -S-^ 

Im  gmoBen 

"O  .s 

—  '^^  — .  !f 

1866 
1879 
1894 

—  '   —  36 
1  '  8946  t  40 
8  '54981 1  60 

40 8481  37    18 059'  IIS  23097  439  .13  562 
83       44  3»  59»!  « 18  |a8       374 1  9  359 
1 19013'  48  3S4fiS'  <o8  ;37  050  370 1  7  545 
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Der  gewerblichen  Entfaltung  in  kapitalistischer  Richtung,  welche 
untrennbar  verbunden  ist  mit  den  der  büi^rlichen  Gesellschafts- 
ordnur^  eigenen  Klassengliederung  (Aussonderung  des  industriellen 
Proletariates)  und  Klassenkämpfen  entsprang  die  russische  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung. Ihre  Wurzeln  sind  dreifacher  Natur.  Die 
erste  und  die  wichtigste  ist  die  spontane,  im  Laufe  der  Zeit  aber 
immer  mehr  und  mehr  an  Selbstbewufstsein  gewinnende  Arbeiter- 
bewegung —f  als  Reaktion  der  Arbeiterklasst  i;c^en  den  Kapitalis* 
mus  in  seinen  Auswvchscn  und  in  seinem  Wesen.  In  zweiter 
Linie  kommt  inbctracht  das  Bestreben  der  Regierung^,  dieser  die 
Grundlagen  des  absolutistisch-büreaukratischen  Staatswesens  gefähr- 
denden und  densellicn  toto  coelo  widersprechenden  Bcwcgiini;  jcg- 
iichen  BtnicTi  zu  entziehen.  Polizeiliche  Kücksichltn,  wt-lrlie  iihi  iLicus 
auf  den  ol)c-ii  kun>iatierten  latenten  oder  offenkundigen  Klas>enkan)pl 
hinwei.sen,  waren  bei  den  wichtigsten  Arbeiterschutznialsregeln  der 


')  Es  sei  hier  hervorgehoben,  dafs  die  von  v.  Scbnltze-Givenits  in  seinen  in 
allgemeinen  verdienstlichen  Anftätzen  über  die  Moskau -Wladimirsche  Baumwoll- 
indttstrie  <Sdiniollers  Jahrbucb  XX)  konstatierte  Gröfsenabnabme  der  Betriebe  in  der 

russischen  Haamwollindustrie  als  auf  einer  Zosammeustcllung  unvergleichbarer  Daten 
l>eruhcnd  völlig  fal<ich  ist.  Di«-  j^leichlauteiidtn  f'rgfbnis-r  dc>.  l'rof.  Karyschcff,  auf 
w«  l<  h<-  -.icli  V.  S;huh^>-  ImtuU,  sind  horr>  ivli-n  -l.iii--tis(  1  i  liU  rn  rntspruntjen. 
Du-  Arbrit  von  1  uj,'ati  Haranowsky  ist  in  »kn  Arlir  it>ii  dir  l  rt-i«:n  <  »ckonomischen 
Gfstllsthaft  ,l&9i,  I;  publiziert  und  bildet  cm  Kapitt-l  au.s  seiner  dcmnächiit  er- 
scheinenden Schrift  Uber  die  Vergani^cnheit  und  Gegenwart  der  russischen  Fabrik- 
indotrie. 
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rus^schen  Regierung  von  mafsgebendem  Einfluis. Drittens 
greift  in  diese  Entwicklung  der  Konkurrenzkampf  zwischen  den 
Vertretern  verschiedener,  geographisch  geschiedener  industrieller 
Gebiete,  ein.  In  diesem  Kampfe  sind  die  Petersbui^er  und  pol- 
nischen Industriellen  als  Träger  des  sozialpolitischen  Fortschrittes, 
die  Moskau-Wladimtrschen  —  im  grofsen  und  ganzen  —  als  kon- 
servative  Macht  au%etreten.  *) 

Dil'scr  Sachverhalt  tritt  l)<>onders  markant  hervor  in  di-n  Antworten  einiger 
Mo-kauer  Fabrikanten  auf  die  von  der  Sektion  für  Spinnerei  und  W  eberei  der  Mos- 
kauer Ge!>cUscha(t  für  Forderung  und  \  crbesserung  der  Textilindustrie  verau!>taltete 
i^ntte.  Diese  Antwivteii  konstatieren  ohne  Umsdiweire  und  mitunter  in  gereistem 
Ton,  dafa  das  Lodzer  Projekt  derR^lmig  der  Arbeitsieit  Konknrrenzmotiven 
entspnugen  ist.  Chuakteristiscb  ist  die  Aosiage  des  Viaedirdctors  des  Departements 
för  Handel  und  Manufakturen  in  der  Kommission  für  die  Ausaibeitun;;  di  s  (icsetics 
üVtcr  den  Maximalarbeitsta;; :  ,,r>i<-  l*etcrsburj;er  Fabrikanten  —  sagte  dieser  Herr  — 
schlugen  vor.  dafs  kein«-  Fabrik  in  Kufsland  mehr  als  It  Stunden  arbeiten  s<dl,  aber 
wir  antworteten  ihnen  darauf;  wenn  Ihr  so  sprechet,  so  werdet  ihr  ausschiicislich 
durch  Eure  eigenen  InteresKn  geleitet.  Und,  in  der  'l'bat,  wenn  wir  die  I^istongen 
unserer  Fabriken  suaammenxShlen,  so  sehen  wir,  daft  wisere  Spindehii  and  WebstOhle 
im  Durcktdinitt  ungefUir  l8  innerhalb  34  Stunden  im  Gange  sind  and  bei  dieser 
Arbeit  Waren  fttr  350  MUI.  Rubel  prodarieren.  Wenn  wir  alle  Fabriken  xar  Ii« 
vtiindigen  Arbeit  zwingen  würden,  so  wird  das  g<samt<-  Warenquantom  am  den 
Wert  von  135  Mill.  Kübel  v.  riMiini-  rt  ;  wenn  wir  den»  Markt-  ^  ili  hes  tluanium  ent- 
-dehrn ,  so  werden  die  Wart-npreisc  unvermeidlich  in  die  Hohe  gehen;  wer  wird 
davon  einen  Gewinn  haben.''  Die  Petersburger  Fabrikanten,  —  weil  sie  es  sind, 
die  rasdier  and  mit  weniger  Kosteoanfwsnd  sich  den  neuen  Bedingungen  anpassen 
werden:  ihnen  koannen  die  Maschinen  billiger,  wegen  der  geringen  Entfemong  von 
der  Grenxe  nnd  überhaupt  können  sie  aus  dieser  VerkOizung  grofsen  Vorteil  sidien. 
Und  was  wird  mit  den  Moskauer  Fabriken?  Sie  arbeiten  jetzt  1 8 - 34  Stunden ; 
wenn  wir  sie  zu  II  stündiger  !'.<  triebszeit  zwingen,  so  werden  viele  von  ihnen  zweifels- 
t>hne  j,'i--clilo*sen  werdtii  nui>'Mii."  Der  Kedner  suchte  des  weiteren  nachzuweisen, 
daü  die  Verkürzung  der  betrieb-»zeit  auf  1 1  Stunden  die  Entlassung  und  Arbeits- 
losigkeit von  ca.  50000  Arbeitern  nach  sich  ziehen  wttrde.  Anstandshalber  dürfen 
ja  die  Arbetterinteressen  nicht  anberficksichtigt  bleiben  1 

Dieser  Gesichtsponkt  wurde  von  dem  Vorsitsendcn  der  Kommission  fllr  die 
Ansarbeitung  des  Gesetses  vom  S./14.  Juni  1897  scharf  hervorgehoben.  Er  trat  dem 
Vorschlage,  nur  die  Maximalnorro  im  Gesetze  festSUSetZcn  und  den  administrativen 
Faktoren  zu  überlassen  Abweichungen  vom  Maximum  zu  gestatten  (solchen  Inhalt  hat 
das  (li  st  t/  bt /riclint-iulerwei-'-  atirli  erhalten,  unten),  mit  folgenden  .\uslührungen 
entgegen:  „Ist  es  denn  möglich,  in  emer  so  hochwichtigen  Frage  eines  leitenden 
Priuiips  <tt  entbehrend  ist  es  möglich,  im  Gesetze  selbst  die  Grundnonnen  und  die 
leitenden' Prinsipien  fltr  weitere  Erm&fsignng  dieser  Nonnen  nicht  xu  bestimmend 
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II.   (i  c s c t z  1  i c h  c   H e s c h  r ä n k u n c II   der  A r b e  1 1 s 7. c  i  t  er- 
wachsener Arbeiter  vor  dem  (iesetz  v.  2.  14.  Juni  1 897. 

\'or  dem  Gesetze  vom  2.  14.  Jutii  1897  waren  in  Rulsland 
folgende  Beschränkungen  der  Arbeitszeit  der  erwachsenen  Arbeiter 

B<  i  uu^  beruft  man  sich  häufig  auf  das  Beispiel  von  Westeuropa,  aber  ilort  ist  die 
l'raxis  «iiio  g.iiiz  umicre  als  b»-i  uns;  dort  haVit-n  die  Arbeiter  für  Verkürzung  der 
Arbeitsieit  niii  solobeu  Mitteln  m  kämpfen,  welche  nacli  unseren  GcsetKU  uuzuUu^i^ 
sind  und  gegen  welche  auch  der  Erlafs  des  von  un&  projektierten  Gesetzes  geriditot 
ist;  du  Gesetz  toll  bestimmt,  klaruidl  fOr  den  Atbdter  vetsliiidlidi  sem,  damit  er  weift, 
dft(s  «die  seine  Fordenngen  iabesug  aof  eine  Uber  die  von  der  Regienme  festgestdlle 
Norm  lunmusfehende  Verlcttrsong  der  Arbeitsseit  migesetilich  sein  werden.  Uarch  Eure 
Fragestellung  treibt  Ihr,  wie  es  scheint,  den  Arbeiter  auf  die  falsche  und  geflUirlicbe 
Bahn,  welche  wir  ihm  zu  verrammeln  l>e>trebt  sind.  In  der  That,  welche  Garantien 
könnt  ihr  un>  bieten  dafür,  ilafs  lii.-  Arhi  iier  keine  Wrsuch«'  machen  werden,  durch 
Au»Atande  einen  Druck  aut  administrative  haktoren  auszuüben  £uni  Zwecke  der 
wdUMi  Emdlftigung  der  Norm  «of  Grand  des  jenen  Faktoren  knl  Enmn  Vonddige 
«ingeitnmien  Redites  solcbe  Enniftignnf  voramehmen?  Ich  gbnbc,  dnls  im  Gesetie 
eine  allgemeine  Norm  beieicimet  weiden  mnlsi  Ton  weicher  in  denudben  Gesetie 
'Abwddnmgcli  nur  in  ganz  bestimmten  Fällen  gestattet  werden  sollen."  Diese  Aus» 
flihrungen,  wclrli.  ein  eigenartiges  I.icht  auf  das  unten  zu  besprechende  Gesetz 
werfen,  lassen  g&nt  klar  das  polizeiliche  Motiv  des  rassischen  Arbeiterschutzes  durch- 
blicken. Eine  pessimistischere  Prognose  inbetretT  des  polizeilichen  KfTektes  des  Ge- 
sctses  machte  Pobedonessew.  Bei  der  Vorberatuug  der  Sache  in  einem  ad  hoc  koa* 
stituiexten  Komitee  aus  4  Ministem  (siehe  darSber  muten)  spmA  er  nck  folgender- 
mafscn  aus:  „Die  Frage  der  KonDierang  der  Arbeitsieit  ist  nidit  ▼Ollig  riditig  ge» 
stellt  worden  und  llberhaapt  maü  man  dieselbe  vom  einfacheren  (? !  l  Standponkle 

betrachten  Wenn  die  Regierung  rechtzeitig  den  Petitionen  der  F'abrikanten 

(über  Verkürzunj!  d<  i  Arbeitszeit  1  entf;cgeugekomnien  wäre,  so  würde  die  ganze  Frage 
weder  den  Initan^  noch  ilie  Beleuchtung,  welche  ihr  jetzt  zu  teil  wird,  bekommen 

 Wozu  ist  das  Gesetz  »elbst  notwendig?    Natürlich  kann  man  nicht 

erwarten,  dafs  mit  seinem  Erlasse  die  Unruhen,  welche  sich  immer 
mehr  verbreiten,  aufhören.  —  Das  Gesetz  ist  notwendig,  weil  es  dnrch  mo> 
nUsche  Motive  nahegelegt  wird  durch  Menschenliebe,  BumheftiglKit,  Ffiraofge 
für  die  Schwachen.  Den  BeHirchtungen  bezttglich  der  Konsequenzen  des  Gesetses 
darf  man  keine  Bedeutung  beilegen.  Es  wird  darauf  hingewiesen,  dafs  dies  (lesetx 
die  Arbeiter  nicht  beruhigen  wird,  dafs  sie  ihre  Forderungen  noch  wcit.  r  ^|>Linnen 
werden.  Ja,  der  Achtstundentag,  der  l.  Mai  und  vieles  andere  ist  der  Abgruud,  wo- 
Un  die  Mensdüieit  ddi  selbst  hineinzieht.  Aber  bei  uns  ist  alles  dies  <—  etwas 
Fremdes,  auf  der  Obetüldie  haftendes  und  sfriegelt  dch  eigeiuuttig  wieder.  Bei  ob 
existieren  nicht  die  weslauropiischen  Verliiltnisse;  bis  jetrt  fanlien  wir  die  patriai^ 
chaltsehen  Verhftltniase  iwischcn  den  Fabrikanten  und  den  Aibeitem,  vÜ  ist  das 
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in  Geltung.  (Dieselben  sind  auch  durch  das  genannte  Gesetz  nicht 
aufschoben  wonten).  Erstens  besteht  für  das  Handwerk  nominell 
der  to stündige  Arbeitstag  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Jahre  ijSs^ 
Dieses .  Gesetz  wird  im  allgemeinen  nicht  befolgt,  doch  haben 
mehrmals  die  jüdischen  Handwerker  der  westrussischen  Städte 
durch  Ausstände  die  Einhaltung  des  Normalarbeitstages  er- 
zwungen. Ferner  ist  in  den  Betrieben  des  Kriegsministeriums  auf 
administrativem  Wege  der  lo  stündige  Maximalarbeitstag  eingeführt. 
Desgleichen  wird  in  diesen  Betrieben  an  52  Sonntagen  und  36 
Feiertagen  nicht  gearbeitet.  Inwieweit  der  Maximalarbeitst^  hier 
•  wirklich  eingehalten  wird,  ist  mir  im  allgemeinen  unbekannt.  Doch 
wurde  mir  von  kompetenter  Seite  mitgeteilt,  dafs  er  in  Petersburg 
zum  tjuten  Teil  durch  Ueberstunden  ilhisoriscli  gemacht  wird.  Mit 
Hinweis  auf  den  licrcits  in  den  Bctrirbcn  des  Kricgsmuiistcriunis 
l)estehcnden  und  bedeutend  niedriger  bemessenen  Maxiinalarbeitstag 
hat  dieses  Ministerium  die  Nichtunterwerfung  seiner  Betriebe  unter 
das  neue  Ciesetz  verlangt  und  durchgesetzt. 

lU.  Zur  Vorgeschichte  des  Gesetzes  v.  2./I4.  Juni  1897. 

Die  Idee  eines  Maximalarbeitstages  fUr  alle  in  der  Grofs- 
Industrie  beschäftigten  erwachsenen  Personen  hat  auch  auf  rus- 
sischem Boden  eine  namentlich  in  soziologischer  Beziehung  interes- 
sante Geschichte. 

Als  Pioniere  der  gesetzlirhen  Beschränkung  der  Arbeitszeit  sind 
zuerst  die  vorgeschrittenen  Maschinenbauindustriellen  St.  Petersburgs 
aufgetreten.  Auf  einem  Kongrefs  der  Maschinenbauunternehmer 
Rulslands  votierten  sie  schon  1875  den  zchnstüiuii<;('n  Maximal- 
arbeitstag. Dann  wurde  diese  sozialpolitische  Malsrcgcl  und  zwar  in 

Band,  welches  den  .-\rboiter  mit  «lern  Boden  vereinigt,  nicht  abgerissen.  Andrcrseit» 
sind  unsere  Arbeiter  zum  gruf^len  Teil  eine  ungebildete  Masse,  welche  fähig  ist, 

Irrlehren  jeder  Art,  ob  religiöse  oder  ökoDomiscbe,  in  sich  anfmncbmen  

Zweifellos  wird  der  Erlafs  des  Gesetzes  einen  Teil  der  Arbeiter  gletcbgültig  lusen, 
denn  dieser  Teil  geht  flberall  dortbin,  wobin  er  von  den  Fflbrem  —  wie  entgegen- 
gesctit  ibre  Zwecke  den  Arbeitcrintcressen  auch  sein  mögen  -  geführt  wird ;  tolche 
Arbeiter  können  durch  nichts  .'ufricden  gchtt  llt  werden  und  für  dieselben  ist  es  ganz 
gleichgültig,  ob  ein  Gesetz  über  Verkürzung  ihri-r  Arbi  it>zrit  erlassen  sein  wird  oder 
nicht.'  Diese  in  ihrer  Art  beredte  Tirade  macht  tindnick  eben  durch  die  eigen- 
artige Mischimg  von  Zuversicht  (man  möchte  sagen:  Dreistigkeit)  und  tiefen  Pessi- 
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der  höchst  zweckmaGsigen  Verbindung  mit  einem  wei^ehenden  Ver- 
bot der  Nachtarbeit  von  den  St  Petersbuiger  TextiUabrikanten  ver- 
langt.    Erst   später  (1894)    gesellten  sich   zu  den  Petersburger 

Industriellen  die  polnischen  und  namentlich  die  fnirist  deutschen) 
Lodzer  Fabrikanten.  Die  Vertretung  derselben,  die  Lodzer  Sektion 
der  Gesellschaft  für  die  Förderung  der  russischen  Industrie  ufid  des 
Handels,  hat  den  oben  liereits  envähnten  und  sehr  gut  begriindcten 
Gesetzentwurf  in  diesem  Sinne  ausgearbeitet ,  der  auch  von  der 
Petersl)ur;^'cr  Zcnirale  *^ul<:,fehei(sen  und  an;^'enoiiimcn  worden  ist- 
in letzter  Reihe  traten  die  Moskauer  Industriellen  der  hinge  näher 
und  zwar  unterzog  (lie  Moskauer  (Tesellsciiaft  für  h'örderung  und 
Verbesserung  der  rextilindustric  dieselbe  einer  eingt  In  nden  Prüfung, 
tlcren  Lrgcbnis  in  einem  Hcselilusse  zu  gunsteii  tlcs  /wcjlfsiuiuligen 
Maxinialarbeitstagcs  und  des  Verbotes  der  Nachtarbeit  gipfelte. 
Diese  Resolution,  die  freilich  von  den  getnldeteren  und  weiter* 
schauenden  Moskauer  Industriellen  durchgesetzt  wurde  und  keines- 
wegs den  Geist  des  Gros  derselben  'atmete,  sollte  dem  Kongrefs 
iUr  Fragen  der  Gewerbe  und  des  Handeb,  der  aus  Anlals  der 
Landesausstellung  von  Nischni- Nowgorod  daselbst  1896  zusammen- 
trat, zur  Beratung  und  event.  Annahme  vorgelegt  werden.  Doch 
trat  dazwischen  das  epechemachende  Ereignis  —  der  grolse  Strike 
der  Petersburger  Baumwollarbeiter,  welche  die  Forderung  des 
Normalarbeitstages  zu  der  ihrigen  machten.  Dieser  Ausstand  hat 
zwar  fast  jede  öffentliche  Diskussion  der  Arbeit erschutzmafsregeln 
unmöglich  gemacht  —  die  Frage  des  Maximalarbeitstages  wurde 
von  der  Tagesordnung  des  gewerblichen  Kongresses  in  Xischni- 
Nowgorod  aljgesrtzt  unrl  alle  sogeii.  zensurfreieii  Blätter  erhielten 
die  Weisung,  keine  Artikel  und  Notizen  über  Arbeiterverhältnisse  etc. 
/u  \  erölfentlichen.  Gleichzeitig  hat  aber  tlas  Eingreifen  der 
Petersburger  Arbeiter,  welche  eine  bisher  ungeahnte  relative  Reife 
und  Thatkraft  an  den  Tag  legten,  der  ganzen  Angelegenheit  der 
geseulichen  Regelung  der  Arbeitszeit  einen  gewaltigen  und  heil- 
samen Stöfs  versetzt,  den  Stein  ins  Rollen  gebracht  Die  Regierung 
und  namentlich  das  Fuianzministerium ,  welchem  die  Mehrzahl 
der  gewerblichen  Etablissements  untersteht,  und  welches  früher  der 
Idee  eines  gesetzlichen  Maximalarbeitstages  g^enüber  sich  höchst 


*)  Der  KoBCrefs  war  in  rccbt  bllreniIntiKher  Weise  onganiiiert  and  gdeiM, 
yn»  keinesweg«  rtXlig  den  gegvniber  der  hemdicnden  Wirtsebafb-  und  Finuu- 
poKtik  der  Regicrang  opporitiaiiellen  Geift  ms  dta$m  Beiatnngen  entTenicn  komHe. 
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reserviert  verhalten  hatte,  sah  sich  nunmehr  vor  die  unabweisbare 
Notwendigkeit  gestellt,  in  irgend  einer  Weise  jene  Idee  der  Ver- 
wirklichung entgegenzufuhren.  Ende  1896  und  Aniang  1897 
waren  der  Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes  gewidmet.  Zur  Be* 
ratung  der  Frage  wurde  vom  Kaispr  dn  besonderes  höheres 
Komitee  unter  dem  Vorsitze  des  I'rokurators  der  Heiligen  S\'iuhIc 
Pobcdonoszew ,  aus  den  Ministern  des  Innern,  der  Justiz  und  der 
Finanzen  gebildet.  Im  Departement  für  Handel  und  Manufakturen 
fanden  zum  Teil  unter  Hinzuziehung  von  32  ( irofsindustricllen  vor- 
läufp^a-  Besprechungen  der  (irewerbeaufsichtsbeamten  über  das 
Prinzip  und  die  Einzelheiten  des  (iesetzes  statt.  Später  erfolgte 
auf  \'orschlag  des  genannten  liöheren  Komitees  und  auf  direkten 
Befehl  tles  Kaisers  hin  die  I'Jnsetzung  einer  speziellen  Konniiission 
für  die  Ausarbeitung  des  einschlägigen  (iesetzes.  Die  Kommi.s-sion 
w  urde  unter  X'orsitz  des  Departements  -  Direktors  Kowalewski  aus 
Vertretern  folgender  Ressorts  zusiuiujiengesetzt :  l.  Verwaltung  der 
russisch -orthodoxen  Kirche  (1),  Ministerium  des  kaiserlichen  Hofes  (2), 
Kriegsroinisterium  (i),  Marineministerium  (i),  Ministerium  des  In» 
nem  (2),  Justizministerium  (2),  Verkehrsministerium  (2),  Ackerbau 
und  Domanenministerium  (1)»  Finanzministerium  (19^  mit  dem  Vor- 
sitzenden 20).  Die  Kommission  teilte  sich  in  7  Subkommissionen 
und  die  Anzahl  der  als  Sachverständige  in  die  Kommission  und  die 
Subkommissionen  eingeladenen  Grofsindustriellen  betrug  200  — 
sehr  viele  derselben  sind  aber  nicht  erschienen.  Somit  konnte  in 
den  \''orarbeiten  zum  Gesetz  der  Unternehmerstandpunkt  mit  vollem 
N  icli druck  geltend  gemacht  werden,  was  auch  in  der  That  ge- 
schehen isL  Kein  einziger  Arbeiter  oder  Arbeiter- 
vcrtreter  wurde  befragt.  Thatsächlich  lag  die  Wahrung  der 
Arbeiterintcressen  in  den  Händen  der  Vertreter  einzelner  Ressorts 
der  Staatsv  erwakung  und  ein/einer  Sachverstäntliger,  utiter  welchen 
sicii  vibrigens  kein  einziger  Nationalökonom  und  Sozial- 
politiker befand. 


IV.  Die  ersten  Entwürfe. 

Die  Hauptgrundzüge  des  von  der  kaiserlichen  Kommission  aus- 
gearbeiteten fintwurfes  waren  folgende.  Die  Dauer  der  taglichen 
Arbeit  (von  5  Uhr  morgens  bis  9  Uhr  abends)  wurde  auf  11,  an 
Sonn-  und  Feierabenden  auf  lO  Stunden  festgesetzt.  Bei  1 8  stündiger 
Schichtarbeit  kann  die  .Arbeitszeit  auf  12  innerhalb  24  Stunden  er- 

31* 
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höht  werden ,  doch  darf  dieselbe  im  14  tägigen  Durchschnitt  nicht 
9  innerhalb  24  Stunden  übersteigen.  Die  Dauer  der  nächtlichen 
Arbeit  sollte  nicht  9  Stunden  übersteigen,  wobei  bei  Betrieben» 
welche  iSstühdige  Schichtenarbeit  benutzen»  als  Nachtzeit  der  Zeit- 
raum von  4  Uhr  morgens  bis  lO  Uhr  abends  angenommen  wurde. 
Bei  Schichtenarbeit  darf  kein  Arbeiter  mehr  als  för  14  Ta^e  in  der 
Nachtschicht  belassen  werden.  Die  Ueberzeitarbeit  soll  flir  den 
Arbeiter  nur  dann  obl^torisch  sein,  wenn  sie  /.ufälHgen  technisclicn 
Betriebsstörungen  entspringt,  sonst  müssen  die  Ueberstunden  jedes- 
mal in  einem  besonderen  Vertrage  stipuliert  werden;  die  Gesarot- 
zahl der  Ueberstunden  im  Jahre  darf  120  nicht  übersteigen.  Der 
Entwurf  sprach  auch  das  bis  dahin  fclilcndc  nll<j[cme;iie  X'crbot  der 
Nachtarbeit  für  Frauen  und  june^c  l.cuto  aus.  l'erucr  iordert  der 
Entwurf  obligatorische  Soiuitagsruhe  und  14  Feiertage  im  Jahre. 
Dieser  Entwurf  weicht  insofern  von  den  in  den  vorläufiii^en  Dezcmbcr- 
konfcrcn/cn  (1896)  der  Vertreter  der  Gcwerbcverwaltung  und  der 
GroiMiuiustricllcn  festgesetzten  Normeii  .ib.  als  in  tiiesen  —  analog 
dem  l.odzer  Projekte  —  eine  dilTerentielle  Nonnierung  der  Arbeits- 
zeit angenommen  wurde:  für  metallurgische  Gewerbe  10'  »  Stunden» 
fiir  Spinnerei  und  Weberei  und  (tir   sonstige  Branchen 

12  Stunden. 


W.  Aus  den  \' erhandlungcn  der  Kommission. 

In  den  Verhandtungen  der  Kommission  trat  von  Anfang  an 
ein  ziemlich  schroffer,  bedeutsamer  und  für  russische  Verhältnisse 

höchst  bezeichnender  Gegensatz  hcr\or.  Arbeitervertrctcr  waren 
nicht  anwesend;  die  Interessen  und  Forderungen  der  Arbeiterschaft 
konnten  somit  nicht  zum  .Ausdruck  gelangen.  .Aber  es  waren  In- 
der Kommission  \'ertreter  des  schlechthin  polizeilichen  Standpunktes 
anwesend  und  diese  Ijcstandcn  aus  Rücksichten  fler  Aufrecht- 
crhaltung  der  Ruhe  und  der  <:;uten  (iesinnuni^f  unter  den  Arbeitern 
auf  fler  \(  >t\vendi*,^keit,  möglichst  weitgehende  Konzessionen  an 
dieselben  zu  maclien. 

Die  V'erlreter  des  Miru.steriuuis  des  Innern,  da.-^  bei  uns  wie 
überall  in  erster  Linie  als  Polizeiministerium  funktioniert,  sprachen 
ihre  Besorgnis  aus  über  die  als  Folge  der  Arbeitszeitregelung  mög- 
liche Senkung  der  Arbeitslöhne,  welche  —  wenn  sie  wirklich  ein> 
treten  würde  —  unvermeidlich  auf  die  Arbeiter  erbitternd  wirken 
würde.  Die  Ausführungen  des  Vizedirektors  im  Wirtschaftsdeparte* 
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nicnt  des  Ministeriums  tlcs  Innern  Sclitscliej^lowitow  sind  so  be- 
zeichnend, dafs  ich  sie  /.um  Teil  in  extenso  anführen  wertle : 

„Raiui  ilas  I"inaii/.inini>l<Tinin,  ^a^'te  der  orenainitc  Herr,  iiielit 
Mafsre^eln  erj^reifen,  dal>  bei  dem  hikrafttrctcn  des  neuen  (ie.^el/,es 
keine  V'erkürzunj^  des  Arbeitslohnes  zugelassen  werde?    Wenn  diese 
Forderung  in  das  Gesetz  selbst  nicht  dtigesdialtet  werden  kann,  so 
können  wahrscheinlich  zu  diesem  Zwecke  Malsnahmen  im  Wege  der 
Verwaltung  ins  Werk  gesetzt  werden.  Das  Ministerium  des  Innern 
ist  im  höchsten  Grade  daran  interessiert,  weil  das  zwischen  den 
Arbeitern  und  den  Fabrikanten  bestehende  Verhältnis  Anlafe  zu 
fortwährenden  Unruhen  giebt,  welche  mit  der  Verschärfung  der 
gegenseitigen  Verhältnisse  sich  immer  intensiver  gestalten  können. 
.  Die  Arbeiterfrage  ist  bei  uns  eigentlich  nur  in  Entstehung  begriHfen, 
aber  die  Entfaltung  der  Industrie,  welche  in  der  ric>,aMnvart ,  auf 
ürund  des  ihr  zu  teil  werdenden  Schutzes  sie!)  k;:iid  thul,  die 
!  lineinzichun;:^  eines  immer  wachsenden  Teiles  der  Arbeiter  in  die 
Fabrikindustrie   beschleunigten    die  Kntwicklunj^^   der  Arbeiterfrage 
und  dieselbe  <te\vinnt   immer  mehr  und  mehr  an  l-.rn>t   und  wird 
sogar  zu  einer  Itrennemlen ;   dabei   kaini  die   Ke^^ierung  ihre^^eits 
nur  darauf  betlacht  sein,  dals  aueii  die  l'abrikariieiler .   wie  es  bei 
dem  Laneivolke  der  {''all  ist ,  in  ilu'  eine  beständige  Beschützerin, 
eine  gerechte  und  milde  (loiuierin  erblicken.    Bis  jetzt  griff  die 
Regierung  wenig  in  diese  F'raj^e  ein,  weil  diesell)e  keine  besoiulerc 
Aufmerksamkeit  auf  sich  zog,  aber  gegenwärtig  wird  die  Arbeiter- 
frage mit  wachsendem  Nachdruck  in  den  Vordergrund  gerückt. 
Deshalb  halte  ich  es  (Ur  notwendig  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
daCs  wenn  nadi  dem  Erlafs  des  neuen  Gesetzes  eine  Verkürzung 
des  Arbeitslohnes  zu  gewärtigen  ist  (und  dieselbe  kann  überall 
«intreten»  denn  es  genügt,  dafs  ein  Fabrikant  die  Löhne  herabsetzt, 
damit  die  anderen  nachfolgen),  so  muls  dagegen  in  einer  oder 
anderen  Weise  eingeschritten  werden.  Abgesehen  davon,  dafs  die 
Regierung  an  der  X'erhütung  und  Ausrottung  der  Unruhen  inter- 
essiert ist,  hält  sie  es  für  notwendig,  auch  für  die  Hebung;  der  Lage 
der  Arbeiter  zu  sorgen ;  aber  in  diesen  Tabellen ,  welche  uns  ver- 
teilt wurden,  sehe  ich  keine  Beweise  dafür,  «lafs  unsere  Fabrikanten 
ihren  Arbeitern  tiiehr  zaiilen  als  zur  I-ristung  der  Existenz  eben 
notwendi,f  i<t.     l'nsere  .\rl)cilslöhne  sind  iiberhau|)t  sehr  niedrig 
und,  tr"l/ilrm  die  habrikiiidustrie,  insbesondere  in  der  letzten  Zeit, 
bedeutende  X'ergünstigungeii  erhalten  hat,  ist  der  Arheilsluhn  gar- 
nichl  gestiegen.    Dies  zeugt  tla\on,  dafs  die  Fabrikanten  ott'enbar 
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für  d\v  \'crbcsserung  der  Lage  der  Arbeiter  keine  Sorge  tragen 
uikI  diese  Sorge  der  Regierung  iil^erlassen ;  unti  liie  Regierung  wird 
dieselbe  übernehmen  müssen.  Ich  begreife,  dals  eine  direkte  FAn- 
mischung  der  Regierung  in  diese  Seite  des  Arbcits\crhältnisbe6 
nicht  opportun  wäre,  aber  andrerseits  kann  ich  nicht  den  Wunsch 
unterdrücken,  daTs  bei  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  der  be- 
stehende Arbeitslohn  kein^  Verkürzung  erllihre/' 

Ein  begeisterter  und  hoffnungsfreudiger  Sozialdemokrat  konnte 
kaum  die  weittragende  Bedeutung  der  aufkeimenden  Arbeiter» 
bewegung  in  sachlich  mehr  überzeugender  Weise  darthun,  als 
dies  durch  die  eben  zitierten  Ausfiihningen  eines  Regierungsver* 
treters  geschehen  ist.  .An  dieselben  knüpfte  sich  eine  höchst  lehr» 
reiche  Debatte  über  die  Frage  des  Lohnminimums.  Die  Vertreter 
des  Fiiian/.ministeriums,  d.  h.  der  zentralen  und  lokalen  Gewerbe- 
aufsicht, erklärten  sich  gan7.  entschieden,  sowohl  aus  theoretischen 
als  auch  aus  praktischen  (Gründen,  gegen  diese  Idee. 

Der  .\rbcitslolin  sei  nach  Direktor  Kowalewsky  „ein  solches 
(rebiet  der  wirtschaftlichen  X'erhältnisse,  welches  weniger  als  irgend 
ein  andcro  der  Einwirkung  des  ("teset7.cs  /u  unterhegen  habe".  Der 
habrikinspckt«  >r  des  ( louvernements  Kslland ,  W'arzar,  j)rute6tiertc 
noch  entschiedener  gegen  tlic  Normierung  des  Arbeit.slohiies.  „W  cna 
wir  diesen  Weg  betreten  werden,  .so  werden  wir  die  fundamentalsten 
Prinzipien  der  Produktion  verletzen.  Wenn  wir  im  Gesetz  fixieren, 
dafs  der  Arbeiter,  welches  seine  Arbeitsleistung  auch  sei,  seine 
50  Kopeken  immer  erhalte,  so  werden  wir  die  Produktion  in  ihrer 
Grundlage  vemtehten.  Die  Produktion  gründet  sich  darauf,  dais 
die  Entlohnung  der  Arbeit  sich  nach  der  Produktivität  dereelben 
richtet" 

Trotzdem  bestand  der  Vizedirektor  aus  dem  Ministerium  des 
Innern  darauf,  daCs  „wir  entweder  uns  gestehen  müssen,  da&  wir 
nichts  für  die  Arbeiter  thun  können  und  der  Einsicht  der  Fabrikanten 
es  anheimgeben,  zukünftige  I  nrulien  zu  verhüten,  indem  sie  den 
Arbeitern  ermöglichen,  während  der  mmmehr  festgesetzten  Arbeits- 
zeit denselben  Lohn  wie  früher  zu  erh.üten,  oder  wir  müssen  etwas 
unternehmen,  damit  den  .\rbeitern  der  frühere  Lohn  erhalten  bleibe.'" 
Und  ferner :  „Wenn  die  Arbeiter  sich  überzeugen,  dafs  die  Regierung 
durch  den  Erlafs  des  (le^etzes  günstige  Resultate  für  die  Arbeiter 
erzielte,  so  werden  sie  die  Regierung  als  ihre  ik ^chützerin  und 
tiönnerin  ansehen,  aber  wenn  das  neue  Gesetz  diesen  Eindruck 
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nicht  licrvorrufen  wird,  so  wcnlcn  die  Arbeiter  sich  den  antigouver- 
nemcntalcn  Einflüsterungen  geneigter  erweisen." 

Der  Vertreter  des  Justizministeriums  sprach  sicii  aucii  sehr 
skeptiscli  über  den  W  ert  des  vorgelegten  Lniwurfes  aus.  und  mals 
der  möglichen  \'erkürzung  der  Arbeitslöhne  grofsc  Bedeutung  beL 
,J>as  Gesetz  —  führte  Herr  Kossenko  aus  -~  sanktioniere  ein^sich 
alles  das,  was  jetzt  bei  uns  existiert;  wenn  die  Dinge  so  hegen, 
wozu  hat  man  dann  eine  eigene  Kommission  zur  Ausarbeitung  des 
Gesetzes  konstituiert"  Der  Redner  erklärt  sich  für  die  Festsetzung 
eines  Normal-,  nidit  Maximalarbeitstages.  Die  Norm  solle  weder 
äber-  noch  unterschnitten  werden. 

Der  Vorsitzende  Direktor  Kowalewsky  trat  der  Behauptung 
entgegen,  dafs  der  Gesetzentwurf  einfach  die  bestehenden  Verhält- 
nisse r^striere  und  berief  sich  auf  den  Petersburger  Strike  und 
die  daliei  \'on  den  Arbeitern  aufgestellten  borderungen. 

Der  Vertreter  der  Justizverwaltung  hielt  dennoch  seine  An- 
siclit  aufrecht.  „Solange  wir  die  Frage  des  Lohnes  unentschieden 
lassen,  können  wir  auch  die  Arbeitszeit  nicht  normieren  und  des- 
halb nicht  nur  k.mn  diese  Frage  in  dem  Gesetze,  sie  niuss 
auch  in  ihm  entschieden  werden.  Alles  was  von  den  I'abrik- 
inspektoren  hier  vorgebracht  wurde,  reduzierte  sich  darauf,  dals  der 
Arbeil>lolni  walirscheinlicli  nielit  fallen  wird,  alxr  iiei  Plrlafs  eines 
(ieset/.es  k.inii  nun  nicht  auf  simple  W.ihr.seheinlichkeit  bauen. 
Zur  Bekräftigung  dieser  Annahme  wurde  der  Hinweis  ange- 
führt, dafs  jetzt  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeit  die  Fsd^rikanten  die 
früheren!  Löhne  belassen;  aber  wenn  dies  sich  jetzt  als  möglich 
erweist,  so  sehe  ich  keine  Hindernisse,  diese  Forderung  direkt  in 
das  Gesetz  einzuschalten.  Es  wird  gesagt,  dais  dies  dem  Einflüsse 
des  Fabrikinspektors  bei  der  Bestätigung  der  Lohntarife  anheim- 
gestellt werden  kann,  aber  die  Autorität  des  Fabrikinspektors  ist 
bei  weitem  nicht  gleichzustellen  der  Autorität  des  Gesetzes  und 
deshalb  scheint  es  mir  im  Interesse  der  Sache  viel  wichtiger,  jene 
Forderung  in  das  (iesetz  selbst  aufiEunehmen."  Di^  \ndeutung,  die 
der  Vertreter  des  Justizministeriums  am  Schlüsse  der  eben  zitierten 
Bemerkung  machte,  galt  dem  höchst  bezeichnenden  Vorschlag  des 
Vertreters  der  politischen  Polizei  in  der  Konnnission, 

Der  stellvertretende  X'i/.edirektor  itn  Pi )lizcidej»arteincni  des 
Minisuriuins  des  TntuMn  griff  tlie  \on  senieni  Re>>orlk<)llegen  \'cr- 
lochleiic  Idee  des  l.nlnnninimunis  insofern  auf,  al>  er  dem  babrik- 
inspektor  das  Recht  der  Bestätigung  resp.  Niciitbestätigung  der  m 
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den  einzelnen  Fabriken  geltenden  Lobntarife  eingeräumt  wissen 
wollte.  Somit  konnte  der  Fabrikinspektor  einem  Lohntarife,  der 
den  Arbeitslohn  gegen  das  Vorjahr  um  Bedeutendes,  etwa  um 
2$ — 30%,  vermindert,  sein  Veto  entgegenstellen.') 

Die  Vertreter  des  Finanzministeriums,  wekhe  das  Lohnminimum 
als  unausführbar  und  die  Industrieentwicklung  hemmend  venii'arfen, 
hatten  entschieden  Recht.  Freilich  nicht  in  dem  Sinne,  dals  die 
Festsetzung  eines  Minimal-  oder  Normallohnes  mit  der  kapita- 
listischen oder  überhaupt  einer  der  Weiterentwicklung  und  Pro- 
duktioiisstci^^erung  lahigen  Arbeitsordnung  absolut  unvereinbar  wäre. 
Die  „Standard  Rate"  der  englischen  Gewerk\ereine  beweist  das 
Gegenteil.-}  Aber  es  ist  absolut  verkehrt  und  praktisch  unnKv^lich, 
eine  Regelung  des  Arbeitslohnes  in  der  kapitalistischen  (irois- 
industrie  auf  dem  biireaukratischen  Wege  des  administrativen  Er- 
messens durchzufuhren. 

Diese  Regelung  wird  in  Wirklichkeit  entweder  das  Kipital 
noch  mehr  begünstigen  —  obgleich  dies  bei  den  in  Rulsland  herr- 
scheiulcii  Lohnverhältnissen  als  nalie/u  unmöglich  erscheinen  kann  — 
oder  sie  wird  ein  toter  Hurhstal)e  bleiben. 

Auch  das  Schlimmste  ist  nicht  ausgeschlossen:  die  Bofu-^tiis 
der  Fabrikinspektoren,  über  die  Li)hnhöhe  zu  entsciiciden,  kann  zu 
Milsbräuchen  und  unlauteren  Praktiken  führen. 

hür  uns  kommt  hinzu  ein  weiterer  politischer  (iesichtsinmkt. 
Bei  den  gei^a'benen  politischen  Verhältnissen,  bei  dem  Mani^fcl  an 
Selbstachtung  und  Selbstvertrauen,  welcher  die  russische  Aibciter- 
masse  leider  als  historisches  lüb^tück  belastet,  kann  eine  Bevor- 
mundung seitens  der  aflmini^lrau\ eii  (lew  allen  auf  die  Arbeiter 
direkt  politisch  demoralisierend  und  .il)>iunij)fend  wirken.  Ks  ist 
wenig  damit  gewonnen,  wenn  ein  leil  der  Autorität  des  Unter- 
nehmers auf  einen  durch  und  durch  abhängigen  Regierungsbeauiten, 
wie  es  die  Fabrikinspektoren  sind,  übergeht.  Eine  höhere  Lebens- 
haltung hat  zu  ihrer  Voraussetzung  und  ihrer  notwendigen  Begleit- 
erscheinung europaische  Gesinnung  und  zwar  in  erster  Linie  völlige 


')  Nach  dem  geUcndi-n  (jcsttzc  müssen  die  Lohuturifc  dem  Fabrikinspektor 
tat  Kenntnis  gebracht  und  von  ihm  mit  seiner  Unterschrift  versehen  werden.  Die 
Gröfse  des  I..ohnes  kann  aber  der  Fabrüdnspektor  nicht  beanstanden. 

^'s\-  i^^^^  bidiicy  und  Beatrioe  Webb,  Industrial  Democracy,  II,  379  o.  £ 
London  iftg/J. 
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geistige  rnabhäii^i^keit  sowohl  dem  Unteraehmer,  als  auch  der 
RegiermiL,^  <:;;c<^a'niiber.') 

Ks  cntsj)ann  sicli  in  der  Kommission  eine  lan^e  Debatte  darüber, 
ob  die  Ilandwebereien  der  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitszeit 
unterworfen  werden  sollen  oder  nicht  Die  Moskauer  Industriellen, 
namentlich  diejenigen,  welche  viele  Handweber  beschäftigten,  er« 
klarten  su:h  für  die  letztere  Entscheidung.^  Hinter  der  speziellen 
Frage  über  die  Handwebereien  stand  die  allgemeine  Frage  über  die 
Bedeutung  der  Arbeitszeitregulierung  fUr  die  kleinen,  kapitals- 
schwachen, zur  Hälfte  noch  dem  Kleingewerbe  angehörenden  Unter« 
nehmungen.  Zwei  Moskauer  Großindustrielle  und  Verleger,  welche 
überhaupt  im  Grunde  der  ganzen  Sache  des  Maximalarbeitstages  sehr 
wenig  Sympathie  entgegenbrachten  und  offenbar  nur  des  Anstandes 
-wegen  sich  nicht  direkt  negativ  verhielten,  traten  als  VerlcidiL^er 
der  unbeschränk-ten  Ausbeutung  der  Arbeiter  durch  „den  kleinen 
Mann"  auf.  Die  Debatte  verbreitete  Licht  auf  gewi.sse  interessante 
und  zum  Teil  wenig  bekannte  Zustände  unil  Kntwirklungen.  Es 
stellte  sich  heraus,  dafs  in  HandwcberoitMi  und  iihcrhauiJt  in  den 
nach  der  klassischen  Marxischen  rernunologie  nuuuifakturmälsigen 
Betrieben,  welche  auf  dem  Lande  ihren  Sil/  haben,  eine  weitgehende 
Regellosigkeit  der  Arbeit  und  damit  parallellaufende  schraiikeuli  »se 
Ausnützung  der  Arbeitskräfte  stattfindet.  Nicht  selten  kommen  die 
Arbeiter  und  verlassen  die  Werkstatt,  wann  es  ihnen  beliebt  und 
wann  z.  B.  die  ländlichen  Arbeiten  es  ihnen  erlauben.  Noch  charak- 
teiistisclier  für  solche  handwerksmäßige  Betriebe  ist  die  lange  Arbeits- 
zeit, welche,  ihre  Erklärung  sehr  leicht  darin  findet,  dafs  wir  hier 
und  namentlich  m  der  Weberei  eine  auf  dem  Zwischenmeisten^tem 
gegründete  Verlagsindustrie  vor  uns  haben.  Der  Moskauer  Fabrik- 
inspektor Fedorow  betonte  in  der  Kommission,  daß  in  diesen 
Webereien  die  „reine"  Arbeit  17  Stunden  täglich  erreicht  Die 
Moskauer  Handweberei  —  führte  er  aus  —  befindet  sich  in  einem 
Zustande  des  Verüadls  und  die  Arbeiter  wollen  die  ungünstigen 


*}  Die  Geschichte  der  steAtlichen  Lohnregulienmg  der  Fabrikbörigea  «uf  sog. 
Possessionsfabriken  zu  Zeiten  der  Hörigikeit  beweist  zur  GenOge,  d«fs  die  Arbeiter 
dabei  immer  den  Kttrseren  gezogen  haben. 

-)  In  diesem  Sinn  hat  auch  die  Moskauer  Abteilung  di-s  Rat<-s  für  Handel 
und  Manufakturen  petitioniert.  Auch  der  Kntwurf  der  Moskauer  Gesellschaft  für 
'IV-xtilindustrie  nahm  die  I  iandwehereicn,  welche  weniger  als  50  Personen  beschäftigen, 
vua  der  Wirktmg  des  Gei»cizcs  au^. 
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Verhältnisse  tler  Industrie  durch  die  äulserstc  Anspannung  ilurcr 
Arbeitskraft  wctt  machen  —  dalier  die  übermälsige  Arbeitsdauer. 
,3olange  die  Verlangening  der  Arbeitszeit"  —  schloß  Herr  Fedorow 
seine  Ausfühningen  —  „proportioneU  der  Herabeetziing  des  Lobn- 
tarifes  vor  sich  geht,  kann  ae  noch  geduldet  werden,  aber  wenn 
die  Veriängerung  der  Arbeitszeit  die  Herabsetzung  des  Lohntarifes 
noch  überholt,  so  kann  jene  kaum  für  zulaGsig  erachtet  werden.** 
Und  sokhe  Zustande  wollten  die  Moskauer  Sektion  des  Handels- 
und Manu&kturrates  und  deren  Vertreter  in  der  Kommission  im 
Interesse  der  Arbeiter  konservieren!  In  Wirklichkeit  wurde  hier 
das  Verlegerintcresse  verteidigt. 

Der  Fahnkinsj)cktor  l  eiiorow  teilte  unter  anderein  die  interessante 
auch  in  Deutschland  mehrfach  beobachtete  Thatsache  mit,  dafs  die 
Vorschriften  der  Arbeiterschutzgesetzj^ebung  in  gewissem  Sinne  de- 
zentralisierend auf  die  Industrie  gewirkt  haben.  Die  Festsetzung 
von  Restiniiiuiiigcn  für  \'crla;j;sgeschäfte  der  «^aofsen  X'crlegcr  ver- 
anlalste  clicsell)cn  zur  Vermittlung  der  Zwischenmeistcr  zu  greifen. 
Ati  Stelle  des  {lirekten  X'erhältnisses  des  Verlegers  zum  I  laus- 
iiulu^triellen  trat  ein  mehr  kompliziertes:  N'erleger  —  Zwischen- 
iiici>lcr  iMasterok)  —  Heimarbeiter,  Diese  Dezentralisation  und 
Zersplitterung  ist  aber  teilweise '  eine  Zentralisation  und  Konzen- 
tration gewesen,  insofern  der  frühere  Heimarbeiter  seine  Arbeit  in 
die  Werkstatt  des  Zwischenmeisters  verlegt  hat  oder,  richtiger  ge- 
sagt, die  Zahl  der  in  Werkstatten  arbeitenden  Weber  auf  Kosten 
der  Heimarbeiter  zugenommen  hat  Diese  ganze  Entwicklung  ist, 
wie  gesagt,  unmittelbar  durch  die  Abneigung  der  greisen  Verleger 
gegen  das  jetzt  ger^relte  direkte  Verhältnis  zu  den  Heimarbeitern 
verursacht  worden.  Wenn  nun  die  Weilcstätten  der  ZiKoschenmeister 
der  Arbcitszeitregelung  unterworfen  werden,  .so  wird  nach  Fedorow 
die  voraussichtliche  Folge  davon  sein,  dafs  der  Weber  seine  Arbeit 
wiede^rum  in  sein  Heim,  wo  er  völlig  frei  von  den  beschränkenden 
Vorschriften  des  ( ieset/es  walten  kann,  verlegt.  In  dem  Arbeits- 
verhältnisse fallt  dann  ein  (rlied  der  Zwischcnrncister  —  aus. 
Sofern  flieses  Resultat  sicher  zu  erwarten  wäre,  könnte  die  ganze 
Frage,  ob  tlie  I  landw  fhcreieii  der  Arbeit^/filregelung  zu  unterwerfen 
sind,  vom  praktischen  so/ialpolitiselicn  ."Standpunkt  belanglos  er- 
scheinen. Da  aber  jene  von  l'edorow  \  orgezeichnete  Kntwicklung 
zwar  möglich  und  sogar  lu)cll^t  wahrscheinlich  ist,  aber  dennoch 
keinesfalls  als  un\ermeidlich  gelten  kann  —  es  ist  z.  B.  nicht  ab- 
zusehen, warum  die  Handweberei  durch  die  Regelung  der  Arbeits- 
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zeit  niclit  ciiifa»:h  aus  der  Welt  i^^schafift  wird,  und  je  früher 
dies  «^c<cliiolit,  desto  besser  —  so  könnte  die  privile^jierte  Stellung 
der  sänitürlien  Handwebereien  inbezui,'  auf  die  Arbeitszeit  nur 
eine  nichts  weniger  als  verdiente  Piauue  zugunsten  der  rück- 
ständigen Technik  und  der  Aussiiugung  der  Arbeiter  bedeuten. 

Die  Subkommi^oa  und  die  Kommis^on  verwarf  diese  Forde- 
rung der  Moskauer  Fabrikanten,  aber  tn  den  Ausftihrungsbestimmungen 
zum  Gesetze  und  zwar  in  der  Instruktion  des  Finaozministers  an 
die  FabrikinspdctiMren  hat  dieselbe,  wie  wir  weiter  erfahren  werden, 
teilweise  eine  Auferstehung  gefeiert 

Aus  weiteren  Debatten  der  Kommission  werden  wir  nur  noch 
diejenige  Ober  die  Feiertage  herausgreifen,  da  die  inbezug  auf 
andere  Fragen  in  der  Kommission  au%etauchten  Differenzen  und 
Meinungen  besser  erst  im  Anschluss  an  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes und  der  Ausfülirungsregulative  besprochen  werden  können. 
Die  Debatte  über  die  Feiertage  bot  eine  interessante  Illustration 
dafür,  wie  religiöse  Bedürfnisse  und  l'llichten  —  denn  xon  diesem 
Siaiulpunkte  betrachteten  die  meisten  Mitglieiler  (Ur  Koininission 
die  FVat^e  der  Ari)cit>ruhe  —  auch  in  den  Kreis  des  kapitalistischen 
Kalküls  gc/,o<_r(M>  und  vom  Stan(-lj)unkt  der  Plusmachcrei  beurteilt 
werden.  l)cr  Sii  cit  ^alt  nicht  der  I"  ra<^'c .  wieviel  Ruhetage  der 
Arbeiter  iiabcii  soll,  >oiulern  ob  die  rieset/gcbuii,^  nicht  mit  Rück- 
sicht auf  Konkurrenzverhältnisse  vollkommene  Unifor- 
mität  in  dieser  Beziehung  für  konfessionell  verschiedene  Arbeiter- 
giu]>pen  erzwingen  soll. 

Nicht  hy  gienische  und  humanitäre  Gesichtspunkte  standen  im 
Mittelpunkte  der  Debatte,  sondern  der  Profit  und  die  Konkurrenz. 
Die  Moskauer  Fabrikanten  bestanden  darauf,  dass  nicht  orthodoxe 
Arbeiter  verhalten  werden,  alle  14  Festts^e  der  orthodoxen  Kirche 
zu  feiern,  weil  sonst  die  Konkurrenzverhaltnisse  eine  Verschiebung 
zugunsten  der  andersgläubigen  Landesteile  erleiden  werden.  Bal- 
tische und  St.  Petersburger  Industrielle  protestierten  gegen  diese 
Forderung  und  drangen  mit  ihrem  Proteste  durch  (§  6  Anm.  2  des 
Gesetzes).  Die  Moskauer  stockorthodoxen  Fabrikanten  waren  be- 
reit, sich  auf  den  hygienischen  Standpunkt  zu  stellen,  weil  dies  für 
sie  eben  vorteilhaft  war.  Sie  schlugen  vor,  die  Bezeichnung  Feier- 
tage fallen  zu  lassen  und  von  den  Ruhetagen  zu  sprechen. 
„Unser  Wunsch  —  sagte  einer  von  ihnen,  Kresiownikow  -  geht 
dahin:  um  die  Arbeitszeit  der  ()rthodf>xen  uml  der  l.utiierischen 
richtig  zu  normieren,  soll  man  entweder  die  Zaiil  der  Ruhetage  für 
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Lutherische  oder  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  für  Orthodoxe  er- 
höhen." 1  licr  tritt  das  wahre  Motiv  oline  hygienische  Verbräniungcn 
ganz  nackt  henror.  Der  bekannte  Dn  Dementjcw,')  jeut  Fabrik- 
revisor im  Finanzministerium,  sprach  sich  aus  wirldich  hygienischen 
Gründen  fiir  den  obligatorischen  Charakter  der  den  russischen  Feier- 
tagen entsprechenden  Ruhetage  aus,  worauf  der  Vizedirektor  im 
Departement  (tir  Handel  und  Manufakturen  und  ehemalige  Professor 
der  Technologie,  Herr  Langowoi,  ihm  mit  der  aufiallenden  Bemerkung 
antwortete,  es  erscheine  unangebracht,  bei  der  Loseng  der  reli- 
giösen Frage  der  Sonntags-  und  Feiertagsruhe  sich  auf  Hj^iene  zu 
berufen ! 

VI.  Das  Gesetz  und  die  Ausführungsbestimmungen. 

Wir  gehen  jetzt  zum  Gesetze  selbst  und  zu  den  „in  Entwicklung 
desselben"  erlassenen  Ausfiihrungsbcstimmungen  über.  Fürs  erste 
sei  als  fiir  russische  Verhältnisse  höchst  bezeichnend  hervoi^ehoben, 
dass  das  wichtigste  in  dem  Gesetze  selbst  nicht  enthalten  ist,  und 
dem  administrativen  Ermessen  übertragen  wurde.  Das  Gresetz  stellt, 
zwar  das  Maximum  von  1 1  '  ^  Stunden  auf,  aber  es  überlässt  die 
Normierung  der  Ueberstunden,  Abweichungen  von  dem  Gesetze  u.  s.  w*. 
den  von  tlen  kompetenten  Ministern  im  Einverständnis  mit  dem 
Minister  des  huiern  zu  erlassenden  Regehi  und  Instruktionen.  Solche 
sind  auch  von  dem  Ilnanzminister  und  dem  Ackerbau-  und  Domänen- 
minister am  20.  Oktober  rcs|).  8.  Dezember  1897  bestätigt  und  publi- 
ziert worden,  und  dic>c  adniiiiistnitiven  Vorschriften  sind  eigentlich 
die  wirkHclien  Rcclitsnc )rnicii  iubezug  auf  Arbcil.->zt'it  in  rus>ischen 
habrikeii.  Hutten  und  Ik-rgvverken.-)  Der  (jcsetzcntwurf  de:  Kom- 
mission enthielt  die  .\<irmiorung  (icr  Mchrzalil  der  Verhähni>->e.  die 
von  den  Regulativen  und  der  bistruktioii  geregelt  sind.  Das  höhere 
Komitee  der  vier  Minister  entschied  sich  aber  für  die  adnünislrativc 
Regelung  der  wichtigsten  praktischen  Fragen  (ur  den  Zeitraum  von 
drei  Jahren.  Nach  diesen  Probejahren  sollen  diejenigen  Bestimmungen, 
die  sich  bewährt  haben  werden,  in  das  Gesetz  selbst  übernommen 


*)  Vgl.  die  Arbeiten  von  Dementjeir  Uber  die  Lage  der  Fabrikarbetier  in  Zentral* 
rnfsland  in  dit-scm  Archiv,  Bd.  II,  S.  553  fr.  und  Uber  die  nusiscbe  Fabrikgesctc* 
gebung  clx-nda.  Bd.  III,  S.  285  (T. 

')  ]  >as  lio>ftz  ir-t  am  Schhifs  tli<'^t's  Aiil^at^fs  ahgi  ilruckt.  Den  Inhalt  der 
AusRihruiipsl)<-siimmun>;cn  ik<-^'rlii  und  In-truktinncu)  in  die  Darstellung  zu  vcr- 
llrchtfii,  erschien  mit  KUck^icht  uul  Raum  ratsam. 
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weicicn.  Dies  ist  in  demjenigen  Teil  des  Gesetzes  (Abschnitt  III)^ 
der  gewiss  aus  politisch«!  Rücksichten  nicht  verölTentUcht  worden 
Ist,  direkt  ausge:»prochen.  Ks  unterli^  fiir  uns  keinem  Zweifel«  dass 
der  Zweck  dieser  Geheimhaltung  darin  besteht,  bei  den  Arbeitern 
keine  HoflTnungen  und  Erwartungen  inbezug  auf  weiterie  Arbeiter 
schutzmalsregeln  wachzurufen.  Die  geheime  Klausel  zeugt  davon» 
dals  man  sehr  viel  Wert  darauf  legt,  mc^lichst  wenig  Konzessionen 
an  die  Arbeiter  zu  machen. 

Das  Maximum  von  1 1  '/^  Stunden  ist  in  folgender  Weise  ent- 
standen. Die  vorläufigen  Dczcmberbesprecliunf^cn  halten  für  die 
Textilindustrie  die  Norm  von  II  '  5  erj^cbcn,  die  Kommission,  welche 
aus  Opportunitätsrücksichten  die  ditiferen/iflk-  Normierung  verwarf, ') 
stellte  die  allgemeine  Norm  von  1 1  Stunden  auf,  und  endiieli 
der  Finanzminister  stellte  die  frühere  II  '  .  siündige  Xorm  für  Textil- 
industrie wieder  her,  indem  er  sie  zur  .iII«^feineiiuMi  erliob. 

ts  steht  fest,  dass  das  Ii'.,  stuiulige  Maximum  sich  für  die 
Regierung  auch  aus  politisch-polizeilichen  Motiven  emj)fahl.  Da 
man  von  einer  bedeutenderen  Verkürzung  der  Arbeitszeil  Sinken 
des  Arbeit>verilien>tes  untl  grofse  Lohnkämiife  erwartete,  so  war 
man  peinlich  darauf  betlaclit,  einem  solchen  Sinken  der  Löhne  vor- 
zubeugen, •  denn  das  Lohnminimum  erschien  andrerseits  für  die  mafs^ 
gebenden  Faktoren  völlig  unannehmbar.  In  dem  Resumi^  der  Ver> 
handlungen  des  Komitees  der  vier  Minister  ist  dieser  Gedankengang 
ganz  klar  ausgesprochen:  „Staatssekretär  Witte  gewann  nach  sorg- 
faltigen Erwägungen  aller  Seiten  der  Frage  die  Ueberzeugung,  dass 
die  staatliche  Regelung  der  Arbeitszeit  erwünscht  erscheine,  aber 
nur  unter  der  unbedingten  Voraussetzung,  dals  durch  solche  Regelung 
keine  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  entsprechende  X'crminderung 
des  Arbeitsverdienstes  verursacht  werde.  Widrigenfalls  wäre  die 
Festsetzung  der  Maximalarbeits/cit  eine  höchst  schädliche  Mafsregel, 
denn  die  Unzufriedenheit  der  Arbeiter,  welche  in  der  Torderung  der 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  sich  kund  ihut,  würde  auf  ein  anderes 
Gebiet  hinübergreifen:  die  Arbeiter  würden  Lohnerhöhunj^-^eii  an- 
streben. Den  Weg  einer  Nurniieruni;  des  Lohnes  wird  unsere 
Regierung  freilich  nie  sich  entschlielsen  /.u  betreten,  denn  dies  würde 
ein  Rütteln  an  den  wesentlichsten  Grundlagen  unseres  bürgerlichen 
und  industriellen  Lebens  bedeuten. 

')  Als  Grund  hierfür  wurde  angrfUhrt,  dafs  den  Arluntcrn  c'mr  unti-rschicdlirlir 
Hi-handlung  der  Industriexwcigc  auverständlich  sein  und  als  Ungerechtigkeit  empfanden 
werden  wird. 
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Dies  ist  der  Grund,  warum  in  dem  vorgelegten  Entwürfe, 
welcher  für  alle  Produktionszwdge  und  für  alle  sehr  verschieden 
ausgestatteten  Fabriken  Greltung  hat,  die  Maximalnorm  von  1 1 
Stunden  gewählt  worden  ist,  trotz  der  Erklärungen  einiger  Fabri- 
kanten, dals  man  Ins  auf  ii  Stunden  hinabgehen  könne.  Es  war 
notwendig,  sich  fiir  jene  Norm  zu  entscheiden,  um  die  Grenzen 
nicht  zu  überschreiten,  aufserhalb  welcher  bei  der  gegebenen  Aus« 
stnttung  der  Fabriken  der  Intcnsitätszuwachs  der  Arbeit  als  Folge 
der  Verkürzunj^  ihrer  Dauer  der  Verrinrrerung  der  Produktion, 
welche  durch  die  Arbeitszeitverkürzung  bedingt  wird,  das  Gleich- 
gewicht zu  lialtcn  aufliört."  Andrerseits  erschien  es  gefaiirlich, 
über  1 1  ' .,  Stunden  liiiiauszugchcn.  denn  (\\c<c  Arbritsdauer  haben 
sich  die  PctiTsbur;:^cr  ßaumwoliarbcitcr  durcli  Käiii[>rc  errungen  — 
eine  <^csclzli' hc  l  ostlc;:jun<:;;  der  1 2 stündigen  Maxim. ilzcit  könnte  für 
die  l'abnkantcn  das  Sit^nal  zur  Wiederherstellung  früherer  Zustände 
geben,  und  somit  nt  uc  soziale  Kämpfe  in  der  Residenzstadt  herauf- 
beschuörcn.    l  nd  tl.iü  wollte  man  auf  jeden  ball  vermeiden. 

Aus  der  Debatte  über  das  Arbeitsniaximum  möchte  ich  uur 
zwei  Aussagen  hervorheben.  Der  Hygieniker  Dr.  Leo  Bertenson 
trat  aus  gesundheitlichen  Gründen  entschieden  fiir  lo  oder  loV« 
Stunden  ein  und  emp&hl,  dals  man  die  allmäliche  AnnSherut^  an 
den  8-Stundentag  immer  im  Auge  behalten  solle.  Der  Petersburger 
Druckereibesitzer  Golidce  trat  gegen  lo'/«  Stunden  als  zu  hohes 
Maximum  für  pol)^aphische  Gewerbe auf  und  that  die  bemerkens* 
werte  Aeu&erung:  „Diejenigen  Besitzer  der  polygraphischen  Unter- 
nehmui^en,  welche  ihrer  Sache  Aufmerksamkeit  schenken,  haben 
schon  seit  zwei  Jahren  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dafs  der 
lO-Stundenta-  \  üllig  dazu  ausreiche,  dafs  sie  selt>st  keinen  Schaden 
leiden  und  die  Arbeit  deti  Kräften  der  Arbeiter  entspreche.  Ins- 
besondere gilt  dies  für  die  Setzer.  Wenn  wir  jetzt  nun  statt  der 
erwarteten  XCrkair/uiii^^  der  Arbeitszeit  eine  Krhöhung  derselben  auf 
eine  hall>e  Stunilc  täglich  einführen  werden,  so  wird  dies  auf  unsere 
Arbeiter,  unter  welchen  sieh  ziemlich  intelligente  Leute  befinden, 
die  die  Kntwickluiu'^  der  \rl)eiterfraifc  nicht  nur  in  Rulsland,  sondern 
auch  im  Auslande  \crfolgcn,  einen  im  höchsten  Grade  ungünstigen 
Eindruck  machen."  Der  Redner  wies  ferner  darauf  hin,  dafs  man 
nicht  Versteckens  spielen  soll,  da  es  ja  klar  sei,  dafs  die  geschieht- 
liehe  Entwicklung  die  Industrie  dem  allgemeinen  8*Stundentag  ent> 
gegenfiihre. 

')  Ich  erinnere  daran,  dafs  das  ursprüngliche  Projekt  mehrere  Maxima  aufstellte. 
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Das  ziemlich  hohe  Maximum  von  1 1  \  Stunden,  dessen  Fcst- 
sel/.un^  im  Gesetze  in  Ici/tcr  histan/.  eine  Konzession  an  die 
Müskau-Wladimirische  Industrie  und  ihre  mächtigen  Interessenten 
bedeutete,  tritt  vor  einer  anderen  und.  wichtigeren  zurück:  der« 
dals  das  Gesetz  nach  wie  vor  die  Nachtarbeit  bestehen  lä&t,  und 
dies  trotzdem  der  Begriff  der  Nachtarbeit,  welche  för  Kinder  in  allen 
Branchen,  für  Frauen  und  junge  Leute  in  der  Textilindustrie  verboten 
ist,  bei  tS  stündigem  ununterbrochenem  Betriebe,  welcher  namentlich 
in  der  Textilindustrie  üblich  ist,  nur  auf  den  kurzen  6  stündigen 
2Mtraum  von  lO  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens  beschränkt  ist 

Dem  NichtVerbot  der  Nachtarbeit  liegen,  wie  gesagt,  Rück- 
siditen  auf  die  Interessen  eines  Teiles  der  Moskau- Wladiminschen 
TextUiabrikanten  zugrunde.  Man  ersieht  dies  aus  folgenden  stati* 
stischen  Daten ,  die  sich  auf  die  hauptsachlichsten  Gebiete  der 
russischen  Textilindustrie  beziehen: 


Ofluvcfnennit 
Modtto. 


Gonvrmrmcnt 

Pctrikau 
(Rnss.  Polen) 


Baum  w  oll  fabriken. 


I.  Betriebe  mit  einer 

Arbeitsschicht 
(anr  Tagesarbeit) 


Dauer  der  Arbeit 

der  Fabriken  in 
Stunden  mit  Absng 
der  Pausen. 
10— la 

12—  13 

13— I4 
Ueber  14 


n.  Betriebe  mit  swei 

Arbeitssrhichten 
(Tages-  n.  Nachtarbeit) 


10 

it— » 
Ueber  la 


n. 


Zahl  der  Arbeiter 

in  %  der 
Gemmtmbl 

1.5 

14*3 
4iO 


31 


100 

3.« 
64 

12,8 

80 


100 


Goarememciitf  ^' 
St  Petefs*  { IL 
barg.  I 


12 — 14 


»3 
17 

100 
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Diese  Daten')  beweisen,  daXs  an  der  Nachtarbeit  die  St  Peters- 
burger und  die  polnische  Textilindustrie  sehr  schwach,  die  Moskauer 
aber  im  hohen  Grade  interessiert  ist  Das  Gesetz  von  2.;  14.  Juni 
begünstigt  die  Fabriken  mit  doppelten  Arbeitsschichten  und  langer 
Betriebszeit  und  setzt  diejenigen  Fabriken  in  Nachteil,  welche  nur 
eine  Arbeitsschicht  beschäftigen  und  somit  notwendige  kurze,  im 
Maximum  ll'/s  stündige  Betriebsdauer  haben. 

Insbesondere  werden  durch  das  neue  Gesetz  und  die  oben 
erwähnten  Bestimmungen  *)  die  Fabriken  mit  18  stündiger  Betriebs« 
zeit  und  doppelten  9  stündigen  Arbeiterschichten  begünstigt.  Diese 

Tendenz  des  (Gesetzes  ist  entschieden  rückschrittlich  zu  nennen. 
Denn  einerseits  ist  die  dadurch  etwa  zu  erreichende  Aufhebung  der 
Nachtarbeit  nur  imaginär  zu  nennen:  es  wiederspricht  sowohl  dem 
jjesunden  Menschenverstände  als  den  hygienischen  (Grundsätzen  den 
Bc^^iff  der  Nachtzeit  auf  den  kurzen  6  stündigen  Zeitraum  von 

10  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens  zu  beschränken.^) 

Andererseits  wird  durch  jene  Begünstigung  die  technische 
Rückständigkeit  gefordert  und  verewigt.  Der  in  technisclion  Fragen 
offenbar  sehr  sachkundige  Verfasser  einer  Artikelserie  über  das  Gc- 
setz  in  „Now«je  Wremja"  (1897.  7652,  7656,  7660)  hebt  hervor, 
dafs  durch  dasselbe  die  Konkurrcnzveriiältnisse  niclit  in  ungünstigem 
Sinn  für  dicjeiMgoii  I'abrikanten ,  welche  dank  der  besseren  Aus- 
stattung ihrer  I-.tbnken  bei  kürzerer  Arbeits/t  it  protluzierten  ver- 
äiuicrt  wurden.  Dieses  Resultat  der  Arbeitzcilsrcgclung  könne 
den  Uebergang  einiger  Fabriken  mit  einer  Arbeitsschicht  zu  doppelt- 
schichtiger  Arbeit  von  13  und  14  zu  18  und  2 1^«  stündigem  Be- 
trieb veranlassen.   Henr  Langowoi  sagt  es  auch  ganz  unumwunden,. 


')  Sicht»  die  Bra»chUrc  von  N.  Langowoi  über  die  „Normierung  der  Arbeitszeit 
io  TcxtUfobriken**  St.  Petersburg  1897  (Amtlkhe  Pablikattoo). 

*)  Kinder  im  AUer  von  is— 'I5  Jabneii  känneu  9  (statt  8)  Standen  bcsehlftict 
werden.  Die  Nachtieit,  innerhalb  welcher  Kinder,  jonge  Leute  von  !$-*-<  7  Jakran 
mid  Personen  weiblichen  Geschlechts  nicht  besdiSfUgt  werden  dürfen,  wird  nm  a 
Stunden  vermindert  and  somit  «uf  den  Zeitraum  von  10  Uhr  abends  bis  4  Uhr 
morgens  beschränkt  (§5;  109,  1 10.  123  rlrr  (i  n  ) 

Die  Kommission  (l»-r  ni>si' rlit- n  rii-N<-lKrlKift  liir  Volksg«'suTi(lli<-i(spflrgc,  wclchi* 
untff  Vorsitz  dfs  bekannicn  Ilygicnikcrs  Dr.  Wircuius  die  FraKc  dt-s  .\!a.vimalarbriis- 
tages  beriet,  .stellte  folgende  These  auf  :  Als  Nachtzeit  soll  der  Zeitraum  von  min- 
destens 10  Stunden,  entweder  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens,  oder  von  ^ 
Uhr  abends  bis  7  Uhr  morgess  gelten. 
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<iafs  der  Arbeitsbetrieb  mit  zwei  Schichten  durch  die  veraltete 
Technik  bedingt  ist:  technisch  rückständige  Fabriken  müssen 
wegen  der  <^erin^en  Produktivität  und  langen  Amortisationsdauer 
ihrer  Maschinen';  mit  zwei  Schichten  arbeiten. 

Ks  ist  übri^^ciis  \on  \ornhcrein  klar,  dafs  die  Dinge  nicht  an- 
ders beschaffen  sein  können.  Wir  erinnern  die  Leser  nur  an  die 
licht\ollen  Ausführungen  über  die  wirtschaftHchen  licthngungen  der 
Verkürzung  der  Arbeits/eit  in  der  Textilindustrie,  welche  in  diesem 
Archiv  R.  Martin  gegeben  hat.  *) 

Was  speziell  das  Maximum  von  ii^j  Stunden  betrifft,  so  hat 
Langowoi  wiederum  ganz  Idar  ausgesprochen,  dafs  dieses  Maximum 
<die  Grenze  der  lohnenden  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  bilde.  ,^es 
vorgeschlagene  Maximum  —  Ii  Vt  innerhalb  24  Stunden,  —  bestimmt 
nach  unserem  Dafürhalten  die  Grenze  aulserhalb  welcher  die  Ex* 
plottation  der  Arbeitskraft  des  Arbeiters  für  den  Fabrikanten  hutz- 
los ist"») 

Trotz  der  weitesmehenden  Berücksichtigung  der  Unternehmer- 
Interessen  trat  Langowoi,  von  welchem  wohl  die  wichtigsten  Vor- 
arbeiten zum  Gesetze  herrühren,  für  völhges  Verbot  der  Nachtarbeit 
innerlialb  des  Zeitraumes  10  Uhr  abends  bis  4  L^hr  morgens  ein. 

Und  nt)ch  bezeichnender;  die  Vereinigung  der  MoskauAVladi- 
mirschen  Industriellen  und  Fabrikchefs,  die  (iescllschaft  für  Förde- 
rung und  \'erl)esserung  der  Textilindustrie,  in  .Moskau  hat  auf  ihrer 
<jrcncraKcrsan\i:ilun;^f  1896  einstimmig  ein  solches  Verbot  \-otiert. 

Dies  bewe^^l,  dals  das  Verbot  der  Nachtarbeit  iniiL-rhalb  der 
bezeichnenden  (trenzen  vom  Staiulpunkt  der  l  iUernehnierkla>se 
im  rückständigsten  Lanilesleile  technisch  und  wirtschaftlich  nicht 
nur  möglich,  sondern  auch  zeitgemäls  und  erwünscht  erscheint. 
Wenn  nun  demgegenüber  das  Gesetz  vom  2./14.  Juni  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  von  10  Uhr  abends  bis  4  Uhr  motgens  nicht  ausge- 
sprochen hat,  so  ist  dieses  Verfahren  nur  im  Zusammenhang  mit 
•der  spezifisch  bureaukratischen  Art  und  Weise,  in  welcher  in  Rufs- 
land  Gesetze  gemacht  werden,  zu  erklSren.  In  einem  westeuro- 
p&ischen  Bouigeoisstaate  könnte  eine  solche  Konzession  an  ein- 
zelne technisch  rückständige  Fabriken  und  sozialpolitische  reaktio- 
näre Fabrikanten  kaum  statt  haben.   Man  konnte  sich  dort  den 


*)  Sidie  die  abea  citierte  BroicliflK.  S.  ao. 

*)  Vgl.  .^rchhr  fllr  sodaie  Gesetiiibg.  u.  SCat.  1895,  Bd.  Vm,  S.  340-S9». 

'1  Vgl.  Langowoi  1.  c.  25. 
Archiv  für  tot.  Geseugebunc  u*  SutUtik.  XII.  3^ 
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Luxus  eines  solcluii  rcbcrmuts  nicht  erlauben.  Anders  als 
hurcaukratischer  Ucbeiinut  kann  ja  dieses  rücksichtslose  Sich- 
hinwegsetzen  über  ilie  zahlreichen  und  /.war  speziell  in  der  russi- 
schen Textilindustrie  gesammelten  Erfahrungen')  und  über  die  För- 
derungen der  Hygiene  ^)  nicht  genannt  werden.  Es  wird  in 
St  Petersburg  erzählt,  dafe  die  ganze  Kommissionsberatung  über- 
haupt eine  pure  Komödie  war  und  das  Gesetz  nicht  aus  den  Ver* 
handlungen  der  Kommission,  sondern  aus  den  Besprechungen  äber 
die  Frage  zwischen  dem  Finanzminister  und  2 — 3  Moskauer  Grols- 
industriellen  hervorgegangen  ist  In  der  Sache  trifft  dies  un- 
streitig  zu.  — 

Das  Gesetz  selbst  schweigt  sich  über  die  Dauer  der  Arbeits- 
ruhe an  Sonn-  und  Feiertagen  aus,  die  Regulative  setzen  dieselbe 
auf  mindestens  24  Stunden  fest,  welche  Dauer  unstreitig  zu  niedrig 
ist.  Es  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dals  auf  dem  gewerblichen 
Kongrels  zu  Nischni-NowgorcKl  (1896)  Fabrikinspektor  Bykow  sehr 
gut  ilie  Notwendigkeit  und  M()glirhkeit  36  stündiger  Sonntagsruhe 
nachgewiesen  hat.  Die  Regierung  hat  aber  auch  liier  vorgezogen 
so  wenig  nur  möglich  liir  die  .Arbeiter  zu  thun.  Demnach 
bleiben  die  X'orschriften  des  (iesetz-es  ganz  bedeutend  hinter  den 
für  die  terlinischen  Anstallen  des  Kriegsministeriums  geltenden 
Hcstimmungen  zurück. 

Die  Arbeitspausen  sind  nicht  in  dem  Gesetze,  sondern  in  den 
Regulativen  und  in  den  Instruktionen  geregelt:  sie  werden  in  die 
Arbeitszeit  nicht  eingerechnet  Bei  mehr  als  tostünd^r  Arbeits- 
zeit muCs  mindestens  eine  Arbeitspause  von  wenigstens  i  stündiger 
Dauer  festgesetzt  werden.  Dem  Departement  für  (^uidel  und 
Manufekturen  ist  aber  anheimgestellt ,  auch  von  dieser  Mindest- 
forderung abzusehen.  Femer  muls  dem  Arbeiter  die  MögUcbkeit 
gegeben  werden,  nicht  seltener  als  alle  sechs  Stunden  Nahrung  zu 
sich  zu  nehmen.  Wenn  die  Arbeitsdauer  zwischen  zwei  Arbeits- 
pausen 6  Stunden  übersteigt,  so  mufs  es  dem  Arbeiter  ermöglicht 
werden  die  Xahnmg  während  der  Arbeitszeit  einzunchme«  und  die 
Arbeitsordnung  soll  den  hierzu  bestimmten  Platz  bezeichnen. 

^)  Vgl.  z.  B.  die  bduumte  Schrift  Dememtjeffit  ttbcr  die  nusischen  Fabrikrer- 
hUtniss«,  die  jdngsten  Berichte  der  Fabrikiaspcktoren  ttber  Arbeitslöhne  und  Aibeits- 
seit  und  insbesondere  die  Knqotte  der  Sektion  fttr  Spinnerei  und  \V<-beret  der  Mot^ 
kauer  Gesellschaft  ftlr  Ffirdcrung  und  Vcrlic^-  ninj;  d>  r  Toxtil Industrie. 

Nfinrdings  lH-st>n<i<Ts  «■in<lriTi<j1ich  brtonl  vun  l'rol'.  Dr.  Crisnuuui  in  seinen 
auf  dem  Züricher  ArbciterscbuUkongrcsM-  gehaltenen  Kcierate. 
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Für  die  UaternchnuinE^cn  mit  unutitcrbrochcncin  I3ctriebe 
werden  in  den  Regulativen  und  tlcr  Instruktion  wcitpfehende  Ab- 
weirluingen  von  den  allgeineiiitn  X'orschriften  zugelassen.  Als 
Maxunalarbeitszcit  innerhalb  48  Stunden  werden  im  allgemeinen  24, 
an  dem  Tage  des  Schichtweciisels  30  Stunden  festgesetzt.  Die 
Nachtarbeit  wird  hierbei  der  T^esaii>eit  —  dem  allgemeinen  Prinzip 
des  Gesetzes  entgegen  —  gleichgesetzt  und  es  gilt  somit  (tir  die  in 
Rede  stehenden  Unternehmungen  ein  Maximalarbeitstag,  respu  eine 
Maximalarbdtsnacht,  von  12  Stunden.  Dieses  Maximum  winl  aber 
in  der  Instruktion  ganz  offen  nur  als  ein  Durchschnitt  bezeichnet 
und  zwar  kann  nicht  nur  bei  Sdiichtenwechsel  die  Arbeitsdauer 
18  Stunden  erreichen,  sondern  die  Instruktion  gestattet  es  ohne 
weiteres,  daSs  die  Arbeitswoche  derart  eingeteilt  wird,  dafis  jede 
Arbeitsschicht  heute  16,  morgen  8  Stunden  beschäftigt  ist  Die 
Gesundheitswidrigkeit  solcher  „PVeiheit  in  der  \'erteilung  der  Arbeits- 
zdt**,  wie  sich  die  Instruktion  euphemistisch  ausdrückt,  fällt  in  die 
Augen.  16  stündige  Arbeit  bedeutet  auch  bei  12  stündiger  Durch- 
schiiittsarbeit  eine  Schädigung  der  körperlichen  Gesundheit  und  der 
geisti'j;rii  I'Vische  <les  Arbeiters.  Kein  anderer  als  der  l'abrikrevisor 
des  Departements  für  Handel  urifl  Manufakturen  Med.  Dr,  Demcnt- 
jew  hat  den  mörderischen  Einflufs  der  willkürlichen  Einteilung  des 
wöchentliclien  Arbeitspen>ums  schlagend  nachgewiesen.')  Aber  die 
Gewerbebehörde  scheint  sich  herzlich  wenig  um  die  Aussagen  ihrer  ' 
eigenen  Sachverständigen  zu  kümmern,  sofern  dieselben  zugunsten 
der  Arbeiter  lauten. 

Den  Arbeitern  der  Unternehmungen  mit  ununterbrochenem 
Gewerbebetriebe  wird  auch  die  Sonntagsruhe  beschnitten,  insofern 
die  34stündtge  Arbeitsruhe  för  sie  bd  durchschnittlicher  Tages- 
arbeit von  8  Stunden  nur  dreimal  monatlich  obligatorisch  ist  Aber 
auch  diese  Forderung  kann  von  den  Fabrikinspdctoren  au%egeben 
werden  —  „in  Fällen  wo  es  den  Unternehmern  äuiaerst  schwierig 
ist,  Ersatzarbcitcr  zu  finden." 

Durch  die  „Freiheit  in  der  V^erteilung  der  Arbeitszeit"  wird 
das  Wesen  des  Maximalarbeitstages  als  einer  sozialhygienischen  In- 
stitution verunstaltet  und  untergraben.  Sowohl  die  Vertreter  des 
Justizministeriums  und  des  Ministeriums  des  Inneren,  als  auch  der 
Ilygieniker  Dr.  Leo  Bertenson  haben  dies  in  der  Kommission  auf 


'i  In  seinem  ausgcseicbneten  Buche  ttber  die  raHischen  Fabrikverh&lUiiss«' 
(a,  Aufl.  Muskau  1897). 
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das  Nachdrücklichste  IjcIoiU.  Der  Vi/.cdirektor  im  Poli/cidcj^arte- 
nient  Senij.ikin  liat  Iretlcnd  hervorgehoben,  dafs  „wenn  die  un- 
unterbrochenen Betriebe  die  festgestellten  Normen  für  sich  un- 
bequem erachten,  so  sollen  sie  die  Arbeit  in  drei  Schichten  vot' 
nehmen  und  meiner  Ansicht  nach"  —  setzte  der  genannte  Herr 
hinzu  —  „sollte  dies,  d.  h.  dafs  die  ununterbrochenen  Betriebe  in  3 
Schichten  arbeiten  sollen,  in  dem  Gesetze  selbst  ausgesfHochen 
werden".  Trotzdem  sind  in  den  Regulativen  und  der  Instruktion 
inbezug  auf  den  ununterbrochenen  Betrieb  nur  Konsessionen  an 
Unternehmer  enthalten. 

Als  Beilage  zur  Instruktion  erscheint  ein  Verzeichnis  der  Pro- 
duktionsprozesse,  „für  welche  in  Fällen  wirklich  vorliegender  Not- 
wendi^'kcit  Abweichungen  von  den  Grundnormen  gemäüs  dem  §  13 
der  R^ulativc  zugelassen  werden  können",  d.  h.  der  ununterbrochenen 
Prozesse  und  Betriebe.  Inbezug  auf  die  gesundheitgefährlichen 
Betriebe  giebt  die  Instruktion  den  Fabrikinspektoren  den  Auftrag, 
Vorstellunj^'cn  und  (rutachten  ül>cr  die  tje<^cnüber  solchen  Betrieben 
aufzustellenden  Fordcrun^fcn  dem  Departement  für  Handel  und 
Manufakturen  einzureichen.  Nach  §  9  des  Cie.setzes  können  ja  die 
kompetenten  Minister  im  Kim  1 1 nehmen  mit  dem  Minister  des 
Inneren  in  Regulativen  und  Instruktionen  Abweichungen  von  dem 
Gesetze  auch  im, Sinne  der  Verschärfung  seiner  Forderungen  ver- 
'ordnen.  Die  bis  jetzt  erlassenen  Regulative  und  Instruktionen 
haben  aber  in  dieser  Richtung  gamtchts  gethan,  obgleich  in  der 
Kommission  Dr.  Berfeenson  mit  entschieden  anzuerkennender  Scharfe 
die  Notwendigkeit  eines  besonderen  Arbeitszeitmaximums  und  zwar 
des  Achtstundentages  iUr  gesundheitschädliche  Crewerbe  vertrat. 
Er  hielt  »^le  Ueberlassung  dieser  Sache  dem  Ermessen  zweier 
Minister,  welche  dazu  noch  in  so  platonischer  Form  ausgedrückt 
ist,  für  unzulänglich". 

Die  „Freiheit  in  der  Verteilung  der  Arbeitszeit"  bleibt  nicht 
allein  auf  den  ununterbrochenen  Gewerbebetrieb  beschränkt.  Bei 
18  stündiger  Arbeit  mit  zwei  Schichten  kann  überhaupt  die  Arbeits- 
zeit einer  jeden  Schicht  an  einzelnen  Tagen  bis  auf  12  Stunden  er- 
höht werden,  doch  mufs  die  Arbeitszeit  im  Durchschnitte  für  14 
Tage  niclit  9  Stunden  übersteigen.  Einige  Mitghcder  der  Kom- 
mission —  und  dieses  war  auch  die  ursprüngliche  i'assung  des 
Entwurfes  —  wollten  die  I  reihcit  in  der  X'^erteilung  der  Arbeitszeit 
inneriialb  I4  Tage  nicht  nur  auf  diejeiügen  Unternehmungen, 
welche  in  zwei  Schichten  18  Stunden  arbeiten  -und  auf  den  un- 
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unterbrochenen  Betrieb  beschränken,  sondern  aucli  unterschiedslos 
auf  alle  Fabriken  und  Werkstätten  ausdehnen.  Dies  wurde  in  der 
Kommission  abj^elehnt,  aber  in  der  Instruktion  ist  auch  für  diese 
Durchbrechung  des  Gesetzes  eine  Handhabe  geboten.  Die  In- 
struktion sieht  nämlich  die  Möglichkeit  solcher  Abweichungen  auch 
bei  anderar  Aibdtsetnteiluf^  vor  und  giebt  den  Fabrildtispektoren 
die  Vollmacht,  derartige  Arbeitsordnungen  provisorisdi  zu  be- 
stätigen; die  endgültige  Entscheidung  bleibt  dem  Departement  vor- 
behalten. 

§  14  des  Regulativs  nimmt  die  Arbeiter,  welche  Hil&arbeiten 
(Reparaturarbeiten,  Kessel-,  Motoren-,  Transmissionsbedienung, 
Heizung,  Wasserversorgung,  Beleuchtung  etc.  etc.)  und  derartige 
Ar!>eiten  \  errichten,  ohne  wcl<  he  der  Grewerbebetrieb  nicht  recht- 
zeitig in  Gang  gesetzt  werden  kann,  oder  welche  nach  der  Ein- 
stellung des  Betriebes  notwendig  fortgesetzt  werden  müssen,  von 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  resp.  der  Regulative  aus.  Be- 
kanntlich besteht  eine  analoge  Ausnahme  auch  in  dem  schweize- 
rischen und  dein  (isterreichischen  (iesctzc.  Die  Deutung  aber, 
welche  diese  .Ausnahme  in  dvr  russischen  Instruktion  erfährt,  ist 
für  unsere  Verhältnisse  höchst  cliarakteristisch.  Nach  den  ein- 
schlägigen schweizerischen  und  österreichischen  X'orsrhriften  wird 
tlie  Xusiialnnestellung  der  Hilfsarbeiter,  soweit  eben  dci"  Begriff  der 
Hilf>arbeit  und  des  Hilfs;irbeiters  reicht,  bedingungslos  aufgefafst 
und  kann  durch  administratives  Ermessen  nicht  geändert  werden. 
Anders  wird  die  Sache  in  der  russischen  Instruktion  au%e&(sL 
Hier  wird  den  Fabrüdnspektoren  bedeutet,  dals  sie  nicht  nur  freie 
Hand  in  der  Bestimmung  des  Begriffes  „Hilfsarbeitei*'  haben,  sondern 
dafs  die  Stellung  der  Hilfisarbeiter  inbezt^  auf  Arbeitszeit  in  ein- 
zelnen Unternehmungen  auch  vom  administrativen  Ermessen  der 
Inspektion  abhängt  Diese  Au&ssung  wird  durch  folgendes  Bei- 
spiel illustriert.  Für  kleinkapitalistische  Betriebe  dürfte  es  schwierig 
sein,  genügend  Heizer  zu  halten,  um  die  Arbeitszeit  derselben  auf 
Il'/j  Stunden  zu  beschränken.  Somit  soll  man  inbezug  auf  solche 
Betriebe  von  der  Regelung  der  Arbeitszeit  der  Hilfsarbeiter  völlig 
absehen.  Im  (jegenteil  dazu  müssen  grofse  Unternehmungen,  welche 
eine  bedeutende  .Anzahl  \  '>ii  Heizern  bescliäftii^^n ,  sich  die  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  (ierselben  gefallen  lassen.  Somit  spricht 
die  Instruktion  nichts  anderes  als  das  Privileg  der  kleinkapitalisti- 
schen Unternehmungen  auf  unbeschränkte  Ausbeutung  der  Hilfs- 
arbeiter aus. 
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Höchst  unklar  sind  die  Bestimmungen  der  Refrulativc  uml  .K  r 
Instruktion  über  die  XichtanwenduiiL,'^  der  Arbeits/.eitbeschränkun;^' 
im{  Fälle  „höherer  Gewalt".  I  Her  werden  erstens  Fälle  vor-u-sehen, 
wo  bei  plötzlicher  He>chädi^ain^  der  Kessel,  Motoren,  Transinis>i<»neii 
und  überhaupt  bei  unvor^esehenen  Störuiv^a-n  in  Maschinen-  uiul 
Arbeitsvcrrichtunj^en ,  Ausbesserungen  notwendij^r  «^r^ -^vorden  >lm\. 
Diese  FäUe  wären  aber  auch  ohne  ausdrückliche  Erwähnung'  im 
Gesetz  aufserhalb  der  Wirkungskraft  desselben  geblieben,  denn 
sie  sind  entweder  gamicht  als  Fabrikarbeit  zu  qualifizieren  oder 
fallen  gänzlich  unter  den  Begriff  der  HUfsarbeit  Zweitens  sind  in 
den  Regulativen  FäUe  vorgesehen  von  temporären  Arbeiten  in  ein- 
zelnen Abteilungen  des  gewerblichen  Etablissements,  welche  für 
den  vollen  Gang  der  übrigen  Abteilungen  notwendig  sind  und  jc> 
weils  dadurch  veranlafst  werden,  dafs  infolge  von  Feuer,  Störungen 
etc.  der  Betrieb  in  den  betreffenden  Abteilungen  für  gewisse  2Jeit 
ATrmindert  oder  eingestellt  worden  ist  Wenn  die  ErA\'ähnung  jenes 
•ersten  Falles  der  forcc  majeure  (janz  unnötig  war,  so  ist  die  Trag- 
weite des  zweiten  höchst  unklar.  Wahrscheinlich  hat  den  Wr- 
fassern  der  russischen  Regulative  tler  betreffende  Passus  im  >J  96  a 
<ler  österreichischen  ( rewerbeordnurv^  vor'^n-scluvebt.  .  Wenn  X.itur- 
creignis.se  oder  l'nfälle  den  rcgelmälsigeii  Hctnel)  uiiterhrociu-n  lial>eii, 
oder  wenn  ein  vermehrtes  .\rbeitsl)edürfnis  eingetreten  ist,  kann  die 
Gewerbebehörde  erster  Instanz  einzelnen  (iewerbeiniternehmungen 
eine  zeitweilige  Verlängerung  flcr  .\rbcitszeit,  iedoch  längsten^  für 
4ie  Dauer  von  ilrei  Wochen,  bcw  illigi  n' .  Der  Feiter  der  ( icw  <.  1  i)e- 
anstalt  kann  die  obenerwähnten  /Vrbciten  unverzüglich  in  .\ngriti' 
nehmen,  doch  mufs  er  am  selben  Tage  eine  Anmeldung  an  den 
Fabrikinspektor  gelangen  lassen;  der  Fabrikinspektor  bewilligt  die 
Vornahme  der  Arbeiten  falls  er  die  Grunde  hierfür  filr  stichhaltig 
erachtet 

In  der  Instruktion  begegnen  wir  folgenden  etwas  orakelhaften 
Ausführungen:  „Der  %  2  des  Gesetzes  vom  2^14.  Juni  1897,  welcher 
die  Arbeitszeit  als  Vertragsobjekt  qualifiziert,  deutet  schon  darauf 

hin,  dafs  alle  Normen  inbezug  auf  lünge  und  Verteilung  der 
Arbeitszeit,  welche  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  aufgestellt 
Avcrden,  keine  Geltung  haben  für  FäUe,  wo  die  .\rbcitszeit  weder 
in  offener  noch  in  versteckter  Form  ein  (Objekt  des  V'crtrages  ist. 
Mit  anderen  Worten,  dieses  (iesetz  kann  keine  .\n Wendung  finden 
•aul  alle  Fälle,  wo  weder  durch  den  X'ertrag  noch  durch  die  Arbeits- 
ordnung zwischen  dem  Betriebsinhaber  und  dem  Arbeiter  weder 
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direkt  nocli  imlirckt  dioieni^^c  Zeit  vereinbart  ist,  wrlclu'  der 
Arbeiter  aut  (iic  Arbeit  verwenden  soll,  oder  während  welcher  er 
im  gewerblichen  Etablissement  sich  zu  befinden  verpflichtet  ist. 
Somit  entzieht  der  §  2  der  Wirkung  des  Gesetzes  vom  2Jl4.Juni  1897 
eine  ganze  Reihe  von  gewerblichen  Etablissements  und  Arbeiten, 
vro  der  Arbeiter  nicht  als  eine  gedungene,  sondern  als  eine  Be- 
stellung entgegennehmende  Person  auftritt  Diese  Ausföhrungien 
müssen  auf  den  ersten  Blick  völlig  unverstandlich  bezw.  überflüssig 
erscheinen.  Dafs  die  Arbeitszeit  der  Helmarbeiter  (und  ebenso 
der  Handwerker  resp.  ihrer  Gesellen)  durch  das  Cresetz  vom 
2./14.  Juni  nicht  geregelt  wird,*)  ist  von  vomlierein  klar  und  be- 
darf keiner  weiteren  Ausltihrung.  Andererseits  stellt  die  Instruktion, 
bevor  sie  zu  den  oben  citierten  Ausführungen  übergeht,  folgendes 
Grundprinzip  der  Arbeitszeitregelung  auf:  „Die  Arbeitszeit  wird 
nur  insoweit  normiert,  soweit  dieselbe  als  (Objekt  des  Lühn\  ertrages 
oder  genauer  desjenigen  Teiles  des  Lohnvertrages,  welche  nach 
V-^-  7  ^37  "J*^''  ^it^'werbeordnun.^,  ArbeitsordinniL,'  ( habrikorilnung, 
prawila  wnutrennjago  ralsporjadka)  benannt  ist."  Das  Ungereimte 
dieser  und  jener  Xusführungen  wird  sofort  klar,  wenn  man  sich  er- 
innert, dafs  die  Iksunimung  der  Arbeitszeit  und  zwar  des  Anfanges 
und  des  Schlusses  der  Arbeit  nach  142  tler  ( lewerljeordnung 
—  ein  notwendiges  Re<iuisit  jeder  Arbeitsordnung  i.sl.  l-.ine  Arbeits- 
ordnung kann  sich  also  —  soll  sie  den  gesetzlichen  Anforderungen 
entsprechen  —  über  die  Lange  der  Arbeitszeit  nicht  ausschweigen. 
Die  Ausführungen  der  Instruktion  gehen  daher  von  dem  Gesetze 
direkt  widersprechenden  Voraussetzungen  aus.  Dals  hier  eine  ge- 
wisse Absicht  waltet  und  welches  diese  Abgeht  ist,  darüber  gehen 
uns  die  Augen  sofort  auf,  wenn  wir  uns  daran  erinnern,  wie  die 
Moskauer  Industriellen  bemüht  waren,  die  Handwebereien  von  der 
Arbeitszeitregelung  auszunehmen  und  auf  welchen  thatsachlichcn 
Verhältnissen  diese  Forderung  beruhte.  Die  abstrakt  und  orakelhaft 
gehaltenen  Ausfuhrungen  als  Instruktion  gewinnen  fiir  uns  konkreten 
Sinn  in  dem  Augenblick,  wo  wir  sie  als  auf  die  eigenartigen  Ver- 
haltnisse der  Moskau-VV'ladimirschen  Handwebereien  gemünzt  be- 
trachten. Es  wird  den  Fabrikinspektoren  freigegeben,  die  Hatui- 
webereien  von  den  Arbeitsordnungen  ganz  zu  verschonen  oder  für 


*)  Wenn  uiul  in>or  ni  ilic  spe/.icll  liir  dii*  Gri>fsiniliistri<-  [jülti^jcn  Norme»  im 
Vcrw  iiUuiigswegc  auf  handwcrksmärsigc  Betrii'l>e  nicht  ausgcdcbat  worden  sind,  Vfotu 
der  §  156  der  Gewerbeordnung  die  Handhabe  bietet. 
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diese  Betriebe  lückenhafte  (NR  ungesetzliche)  Arbeitsordnungen 
zuzulassen. 

,Wir  kommen  jetzt  zu  dem  wichtigsten  Puilkte  des  Grcsetzes 
und  der  Regulative,  den  Ueberstunden. 

Die  Vorschriften  über  die  Ueberzeitarbeit  geben  dem  russischen 
Gesetze  über  die  Maximalarbeitszeit  ein  ganz  eigentümliches  Gepräge. 

Weder  das  schweizerische  noch  das  österreichische  Gesetz 
kennt  die  Verlängerung  des  allgemeinen  Maximums,  ohne  spezielle 
Erlaubnis  der  administrativen  Faktoren,  ein&ch  auf  Grund  eines 
rcbereinkommens  zwis(  lu  n  dem  Unternehmer  und  dem  einzelnen 
Arbeiter.  Die  legale  Möglichkeit  -  im  r  ^f:)lchen  autonomen  Ver- 
längerung des  Arbeitsmaxinnmis  durch  die  vertragschliefsenden 
Parteien  ist  die  wenig  vorteilhafte  Signatur  des  russischen  Gesetzes. 

Das  Finanzministerium  stellte  es  in  den  Motiven  zu  dem 
( resct/cutwurf  als  die  Aufgabe  dieses  (icset/gebungswerkcs  hin  — 
„die  Arl)eitszeit  zu  vermindern  ohne  jegliche  X'erkürzung  der  Be- 
wegungsfreihrit  der  Industrie,  d.  h.  ohne  den  b'abrikanten  der  Mög- 
lichkeit zu  iKrmibcn,  ununterbrochen  seinen  Betrieb  fortzuführen 
und  ohne  dein  Ai  beiter  zu  verbieten,  zu  jeder  Zeil  des  i  ages  und 
der  Xacht  zu  arbeiten."  Diesem  Gedanken  entsprang  die  „liberale" 
Behandlung  der  Ueberzeit  im  russischen  Gesetze. 

Dieselbe  Stiels  in  der  Kommission  auf  heftigen  Widerspruch 
seitens  einiger  Regierungsvertreter  aus  anderen  Ressorts.  Anderer« 
seits  sträubten  sich  die  Unternehmer  dagegen»  dafs  för  die  nicht- 
obligatorischen  Ueberstunden  ein  ad  hoc  geschlossener  Vertrag  ge- 
.ford^rt  wird.  Sie  sprachen  die  Befürchtung  aus,  dals  die  Arbeiter 
diesen  Umstand  in  Fällen,  wo  bedeutendes  Arbeitsbedürfnis  \or- 
liegen  wird,  milsbrauchen ,  d.  h.  dem  Unternehmer  unerfüllbare 
Lohnforderungen  en^egenstcllen  werden.  Der  Grrofsindustrielle 
Krestownikow,  der  geschickteste  Wortführer  der  Unternehmer  Zentral- 
rufslands,  sprach  sogar  sein  ))athetisch  von  „der  demoralisierenden 
Wirkung"  der  Möglichkeit,  dafs  die  Arbeiter  mit  dem  l'nternchmer 
im  geschäflHch  entscheidenden  Momente  markten.  In  einer  der  I^orm 
nach  nobleren,  aber  dem  Wesen  nach  völlig  identischen  Weise 
sjirach  sich  der  liekannte  Xaphla-  und  Maschinenbauunternehmer 
Xobel  .uis.  Diesem  Herrn  wurde  von  k  1  e  r  i  k  a  1  e  r  Seite  ordentlich 
zuü'esetzt.  Ein  X'ertreter  der  herrschenden  Is-iiciie  in  der  Rom- 
mission,  der  Direl<tor  der  St.  Petersburger  Druckerei  der  heiligen 
Synode,  Gawrilow,  wies  sehr  treflend  die  Befiirchtungen  der  Unter- 
nehmer zurück.    Mit  einer  entschieden  zu  lobenden  Offenheit  be* 
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tonte  der  Delegierte  des  Herrn  Pobedonoszew,  dafs  „die  russische 
Gfsrliichtc  das  gemeine  Volk  zu  solcher  Unterwürfigkeit  wenn 
nicht  Kriecherei  erzogen  hat",  dafs  es  lächerlich  erscheine,  den  rus- 
sischen Arbeiter  als  Ausbund  des  Uebermuts  hinzustellen.  „Der 
rnternehmer  hat  zu  seiner  X'eHiigung  Mittel  und  Organe,  gegen 
welche  der  Arbeiter  sich  nicht  den  leisesten  Protest  erlauben  kann 
und  sollte  er  sich  zum  W  iderspruche  erdreisten ,  so  kann  der 
Unternehmer  ihn  in  jeder  Weise  ialim  legen.  Noch  mehr ,  man 
wird  ihn  kaum  2 — 3  Tage  in  der  Fabrik  halten  und  zum  VV'eg- 
gehen  zwingen.  Bei  solcher  Sachlage  mfissen  wir  bei  Ab&ssuiig 
dieses  Gesetzes  die  Interessen  nicht  nur  der  Fabrikanten,  sondern 
auch  der  Arbeiter  berücksichtigen.  Bei  Erwägung  des  Entwurfes 
betrachten  die  Fabrikanten  die  Fn^  naturlich  vom  Standpunkte 
ihrer  Interessen,  aber  für  die  gerechte  Losung  derselben 
wäre  es  nicht  überflüssig  die  Arbeiter  zu  befragen 
(gesperrt  von  uns).  Und  wenn  hier  keine  Arbeiter  anwesend  sind, 
so  müssen  wir  selbst  ihre  Interessen  berücksichtigen  und  für  ge- 
rechte Wahrung  derselben  Sorge  tragen." 

Die  l'nmoglichkeit,  die  Arbeiter  im  allgemeinen  Arbeitsvertrage 
zur  Ucberzeitarbeit  ohne  weiteres  zu  verpflichten,  wie  dies  die  Unter- 
neluner  haben  wollten,  wurde  \ojii  \'crtreter  des  Justizministeriums 
in  (!<r  Kommissit)!!  sehr  gut  nachgewiesen:  ,,P!s  wäre  \  i>m  juristischen 
Siaiidijunkte  unmogHch,  die  Ueberzeitarbeit  für  die  Arbeiter  obli- 
gatorisch zu  machen.    Nach  dem  desetze  fordert  ein  jctlcr  X'^ertrag 
oder  setzt  derselbe  notwendig  voraus  die  beiderseitige  F.inwilligung 
der  vertragschlier>entlea  Pateien;  diese  grundsätzliche  1- orderung  ist 
für  den  I.ohn\  ertrag  wie  für  alle  andere  gleich  notwendig.    Wie  ist 
es  möglich,  den  Arbeiter  zu  einer  Ixistung  zu  verpflichten,  in  welche 
er  nicht  eingewilligt  hat?    Ein  Uebereinkommen  zwischen  den 
Arbeitern  und  dem  Fabrikanten  inbezug  auf  die  Ueberstunden  im 
Augenblick  des  Abschlusses  des  Arbeitsvertrages  ist  unmöglich,  denn 
man  kann  nicht  im  voraus  die  Bedingungen  kennen  und  festsetzen, 
unter  welchen  die  Ueberzeitarbeit  geleistet  werden  wird  und  wenn 
dies  unmöglich  ist,  wie  wollt  Ihr  den  Arbeiter  zu  solchen  Arbeiten 
verpflichten,  deren  Bedii^ngen  ihm  unbekannt  sind  und  in  deren 
Verrichtung  er  unter  diesen  unl)ekanntcn  Bedingungen  nicht  ein- 
gewilligt hat  und  auch  nicht  einwilligen  koimte." 

Die  Ueberstunden  ^v^^den  von  dem  (icsetze  (siehe  oben  8) 
in  obligatorische  und  nicht  obligatorische-  v:*'tei\t.  Die  Bcslmmnu\g 
des  Gesetzes,  dais  nur  erstere  in  den  Arbeitsvertrag  aufgenommen 
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werden  dürfen,  ist  —  die  Instruktion  schweigt  sich  Uber  diesen  Punkt 
aus  —  nur  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dafe  die  nidit  obligatorische 
Ueberzeitarbeit  in  einem  separaten  ad  hoc  geschlossenen  Vertrage 
stipuliert  werden  soll  Der  obligatorische  Charakter  der  speziell  als 
„obligatorisch"  bezeichneten  Ueberstunden  kann  vernünftigerweise  nur 
in  dem  Sinne  aufgeialst  werden,  dafs  die  Verpflichtung,  solche  Ar« 
beiten  not^en&lls  zu  verrichten,  aus  dem  Arbeitsvertrage  ipso  facto 
hervorstehe  —  was  in  dem  ordentliclien  Arbeitsvertrage  der  freien 
Vereinbarung  der  !)eicien  Parteien  anheimgestellt  ist,  das  sind  die 
Bedingungen  der  Ueberzeitarbeit  (Pintlohmin^^  etc.;.  Es  unterlieL^l 
also  keinem  Zweifel,  dafs  der  Begriff  der  obligatori.schen  l'eberzcit- 
arbeit  vom  Standpunkte  der  juristischen  Logik  mit  dem  allgemeineren 
(irundsatz  der  freien  X'ertragsschliefsung  auf  keine  Weise  in  Kinkhuig 
gebracht  werden  kann  —  und  dies  wurde  von  den  \'ertretern  des 
Justizministeriums  in  der  Kommission  klipj)  und  klar  ausgesj»roehen. 

Der  Begriff  der  teehnLsch  notwendigen  Arbeit,  welche  in  l'eber- 
Stundeii  obligatorisch  geleistet  werden  soll,  wird  in  dem  Regulativ 
in  folgender  Weise  näher  definiert: 

„Als  technisch  notwendig  werden  nur  diejenigen  Arbeiten  an- 
erkannt, welche  ausschlielslich  durch  zufällige  und  dabei  dem  Wesen 
des  betreffenden  Produktionsprozesses  selbst  entsprii^nde  Störungen 
seines  normalen  Verlaufes  hervorgerufen  werden.  Sie  können  fur 
den  Arbeiter  nur  dann  obl^torisch  anerkannt  werden,  wenn  in  der 
Arbeitsordnung  die  Fälle,  in  welchen  solche  Arbeiten  stattfinden 
sollen  und  in  den  Lohnlisten  und  -Tarifen  die  übrigen  Bedingungen 
ihrer  Vornahme  bestimmt  sind." 

§  18  .setzt  das  Maximum  der  Ueberstunden  im  Jahre  auf  I20 
fest,  wdbei  aber  in  dieser  Zahl  weder  die  technisch  notwendigen 
im  allgemeinen  Arbeitsvertrag  zu  bestimmenden,  noch  die  durch 
das  Eintreten  der  höheren  Gewalt  bedingten  Ueberstunden  enthalten 
sintl.  Diese  zwei  letzteren  Arten  der  L'el)erstundcn  sind  keiner 
Normierung  unterworfen.  W'as  die  Berechnungsweise  der  Ueber- 
stunden betrifft,  .so  wird  in  (kr  Instruktion  auf  (irund  des  8  des 
(lesetzes  und  lies  17  (ie>  Rc^uLiti\s  folgendes  Prinzip  aufgestellt: 
„als  L'eberzeit  wiixl  der  Uebcr.schufs  über  die  in  der  Arljeitsordnung 
bestimmte  Arbeitszeit  bezeichnet,  auch  wenn  die  k-tztere  nicht  das 
in  dem  Gesetze  resp.  in  den  Regulativen  aufgestellte  Maximum 
fibersteigt." 

Diese  Regel  scheint  für  die  Arbeiter  günstig  zu  sein,  ist  aber  in  Wirk- 
lichkeit im  hohen  Mafse  ungünst^.   Die  in  der  Arbeitsordnung  be- 
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Stimmte  Arbeitszeit  kann  in  14  Tagen  fKündi-^ningslrisi  bei  unbefristetem 
T.ohnvertrag  naeh  i;  104  der  Gewerbeortlnung)  beliebij^^  his  /.um  zu- 
lässigen Maximum  erliölit  werden,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dal> 
die  in  der  Instruktion  verordnete  Berechnungsweise  der  Ueberstunden 
die  Mehrzahl  der  Unternehmer  dazu  verleiten  wird,  die  ordentliche 
Arbeitszdt  auf  der  Maximalhöhe  zu  halten.  Denn  die  nichtobliga- 
torischen Ueberstunden  sind  fiir  die  Unternehmungen  mit  8— 9  Stunden 
und  ftir  diejenigen  mit  iiV«  Stunden  gleich  bemessen.  Das  Gesetz 
hat  somit  inbezug  auf  Ausnützung  der  Ueberstunden  eine  direkte 
Prämie  zugunsten  der  langen  Arbeitszeit  gesetzt. 
Und  dies  wurde  sans  phrases  von  dem  Mitglied  des  Bergrates, 
Ingenieur  Stof  und  Dr.  Dementjew  in  der  Konunission  nachgewiesen. 
Die  im  Gesetze  akzeptierte  Berechnungsweise  ist  also  von  dem 
Finanzministerium  im  vollen  Bewufstsein  ihrer  sozialpolitischen 
Tragweite  gewählt  worden.  Geradezu  empörend  durch  ihre  W'ill- 
kürlichkeit  ist  die  konkrete  Drutung  des  BegriftV"^  dt  r  technisch 
notwendigen  l'cberzcitarbt  it  in  der  Instruktion.  Tnter  t  ec  h  n  i  sch 
n(»twendigen ,  also  obligatorischen  l  eberzeitarbeiten  werden  in  der 
Instruktion  und  zwar  beispielsweise  'sicl)  sul)summiert : 

1)  die  Saisonarl)eitcn ,  „Ix'i  welchen"  wir  gelten  den  Wort- 
laut wieder  —  „e>  fiir  den  Retriebsinhaber  unmöglich  oder  schwierig 
erscheint,  die  Zahl  der  Arbeiter  zu  vermehren"  und 

2)  die  pressanten  Druckarbeiteii ,  welche  dem  Bedarf  der  Ge- 
sellschaft an  periodischen  Prcfserzeugnisscn  genügen  wollen.  Es 
braucht  kaum  gesagt  werden,  dafe  solche  Deutung  dem  Text  des 
Gesetzes  und  des  Regulativs,  den  Motiven  zum  Gesetze  und  den 
Verhandlungen  der  Kommission  gänzlich  widerspricht,  und  es  bleibt 
nur  die  Fr^^  übrig,  welchen  Wert  Gesetze  bei  solcher  „freien" 
Deutung  haben. 

Man  konnte  in  Versuchung  kommen,  diese  unwichtige  und  will* 
küriiche  Deutung  des  Gesetzes  durch  die  Nachlässigkeit  und  —  sit 
venia  verbo  —  lüdcrüche  Arbeitsweise  der  betreffenden  Behörde  zu 
erklären,  umaomehr  als  die  betreffenden  Stellen  der  Instruktion  aus 
den  Motiven  zum  Gesetze  herausgerissen  und  ganz  mechanisch  zu- 
sammengestellt sind.  Leider  bewei.st  das  jüngst  verörientlichte 
Zirkular  des  Finanzministers  vom  5.  Januar  1898  Nr.  119  f.SaiTim- 
luiig  der  (ie^etze  und  der  Regierungsxerordnungen  Xr.  23)  an  die 
h'abrikinsjtektDi  en ,  dafs  diese  Erklärung  nicht  zutreffend  ist.  Das 
Zirkular,  welches  sich  al«;  eine  .Antwort  auf  hragen  und  Hedenken 
der  l'abrikinspektorcn  gicbt,  vermehrt  um  etliche  die  Zahl  der  un- 
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unterbrochenen  Produktionsprozesse  resp.  Gewerbe,  wobei  z.  R  das 
Backergewerbe  als  solches  bezeichnet  wird  und  demselben  ,,unbe- 
schränkte  Zahl  der  Ueberstunden"  bewilligt  wird.  Femer  ^icht 
sich  das  Zirkular  Uber  Dnickereiarbeiten  in  sehr  cbarakterisüsdier 

und  man  möchte  sagen  unj^enierter  Weise  aus:  „obgleich  die  Ueber- 
zeiUrbeiten  in  Druckereien  bei  Herstellung  \'on  p>ertodischen  Preis' 
erzeu<^nissen  —  nach  dem  <^enauen  Sinne  des  §  17  und  Anm.  des 
Regulati\'s  —  dem  Be^'rift'c  der  obligatorischen  Ueberzeitarbeitcn 
nicht  entsprechen ,  sind  dieselben  nichtsdestoweniger  für  die  Be- 
friedigung der  gesellschaftliclu  ri  Bedürfnisse  unvermeidlich  und  des- 
halb können  inbezug  auf  sie.  Luit  Abschn.  V  der  Instruktion,  die 
für  die  obligatorischen  Ueberzeitarljciten  gültigen  Regeln  Anwendung 
finden."  Nicht  minder  bezeichnend  ist  die  im  Zirkular  über  einige 
Arbeiten  im  Bitrhr.iugewerbe  gemachte  Aeufserung:  dieselben 
„können  nicht  als  obligatorisch  anerk.iiiiu  w  erden,  aber  die  Zahl  der 
bei  diesen  Arbeiten  geleisteten  Leberstunden  wird  durch  keine 
Norm  beschrankt"  Somit  fiibrt  das  Zirkular  einen  ganz  neuen  Be- 
griff  der  nichtobligatorischen  unbegrenzten  Arbeit  ein.  Die 
Herren  Minister  betrachten  in  der  That  das  Gesetz  wie  Kautschuk, 
schaffen  neue  juristische  Begriffej  heben  eingestandenennalsen  den 
»genauen  Sinn"  der  Gesetzübereinstimmungen  auf»  schalten  und 
walten  überhaupt  ganz  frei.  Dais  der  Kautschuk  nicht  ein  einziges 
Misd  zugunsten  der  Arbeiter  gedehnt  wird,  ist  nicht  zu  verwundem. 

Es  sei  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Gestattung  der  indivi- 
duellen Ueber/.eitarbeit  im  höchsten  Grade  die  Vollzugs- 
kontrolle erschwert.  Der  Inspektor  wird  nicht  die  Arbeitszeit 
der  ganzen  Unternehmungen,  sondern  der  unzähligen  einzelnen  Ar- 
l)eiter  feststellen  und  prüfen  müssen  und  hierbei  sehr  oft  mit  un- 
überwindlichen Scluvierigkeiten  zu  kämjjfen  liaben. 

Ferner  haben  die  Bestimmungen  über  die  l 'ebcrzcitarbeit  eine 
empfindliche  Lücke;  es  ist  nicht  bezeichnet,  innerhalb  welchen 
Zeitraumes  die  I20  Stunden  nichtobligatorischer  l  ebcrzcitarbeit 
ausgenützt  werden  können.  Die  Unternehmer  können  sie  auf 
einen  kurzen  Zeitraum  zusanmiendrängen ,  untl  nach  Ausnützung 
der  vollen  Stundenzahl  die  abgenützten  Arbeiter  einfach  absto&en 
d  h.  entlassen  und  neue  einstellen  u.  s.  C  Es  kann  in  diesem 
Punkte  auch  eine  andere  Gefahr,  die  mit  der  Schwierigkeit  der 
Kontrolle  im  Zusammenhang  steht,  entstehen.  Die  meisten  Lohn- 
verträge sind  in  Rubland  unbefristet  Sie  können  deshalb  mit  Ein- 
haltung der  Kündigungsfrist  beliebig  oft  gelöst  und  durch  neue  er* 
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setzt  werden.  Wird  diese  Möglichkeit  nicht  benützt  werden  — 
zum  Zwecke  der  mehrmaligen  Ausnutzung  der  vollen  120  Stunden» 
zahl  der  Ueberzeitarbeit?  Hier  liegt  ein  aufserlich  legaler  Weg 
zur  Umgehung  des  Gesetzes  von 

Das  Gesetz  vom  2^14.  Juni  enthalt  keine  einzige  Strafbestimmung. 
Diese  Lücke  ist  nicht  zufällig.  Der  Vertreter  des  Justizministeriums 
hat  in  der  Kommission  darauf  hingewiesen  und  erhielt  vom  Vor- 
sitzenden  die  Antwort,  daCs  die  Stiafbestimmungen  vom  Finanz- 
ministerium werden  ausgeaxbeitet  und  den  anderen  Ressorts  zur 
Prüfung  mitgeteilt  werden.  Dies  unterblieb  jedoch  —  zweifellos 
auf  direkte  Anordnung  des  Finanzministers  hin,  und  gemäfs  der 
Meinung  des  Komitees  der  4  Minister,  welche  offenbar  die  Autorität 
der  Unternehmer  durch  Strafbestimmungen  nicht  gefährden  wollten. 
Trotzdem  fallen  meiner  Meinung  nach  die  Uebertretungen  des  (Ge- 
setzes vom  2.  14.  Juni  unter  den  29  tles  Strafgesetzbuches  für 
Frirdfusricliter,  welche  sozusagen  in  l)lanco  die  Verlet/.unj^  der 
„geset/.liclicn  Anordnungen  und  obrigkeitlichen  Hefohk"  —  die  (ic- 
setzmäfsigkeit  derselben  vorausgesetzt  —  mit  (icldsirafc  bis  50  Rubel 
ahndet.  Es  ist  aber  höchst  fraglich,  ob  die  Fabrikinspektoren  das 
üincn  zustehende  Recht  der  .Strafverfolgung  in  diesem  Falle  be- 
nützen werden :  ihre  Initiative  ist  ja  gänzlich  von  den  Ansichten  der 
höheren  Amtsstellen  abhängig. 

VII.  Zur  Würdigung  des  Gesetzes. 

Zur  Würdi'amg  des  Gesct/.cs  müssen  wir  einen  Blick  auf  die 
thatsächlichcn  .'Xrbeitszeitverhältnisse  werfen.  Die  von  der  babrik- 
inspektion  in  den  achtziger  Jahren  gesammelten  Daten  ergaben 
folgendes : 

20^;q  der  Betriebe  hatten  mehr  als  20 stündige  Arbeitszeit, 
8o*'  o  12  stündige  und  darunter,  12  Stunden  hatten  davon  36,8%, 
II  Stunden  20,8  \,  10  Stunden  18,1  '^/o,  9  Stunden  2,1  8  Stunden 
1,6%,  7  Stunden  04%  und  6  Stunden  0,2%.') 

1894 — 1895  wurde  die  Arbeitszeit  von  635952  Arbeitern  in 
9  verschiedenen  Produktionszweigen  ermittelt;  davon  arbeiteten 
35,73 */o  nicht  mehr  als  11  Stunden,  46,46%  niehr  als  Ii  Stunden, 
aber  wen^er  als  12  und  19,46  %  mehr  als  12  Stunden.*) 

')  Vgl.  das  amtlirhc  Sammelwerk  über  (li<-  russix  hc  Industrie  für  die  Cbikagoer 
Weltau.v.tcUung  (u^  existieren  2  riissisrhr  und  eine  ruglische  .\usgabe). 
*)  Den  Russkija  Wedomosti,  1897  N.  215  (Leitartikel)  entnoinineiL 


Digitized  by  Google 


5o8 


GeseUgcbting :  RufsUnd. 


P'iir  3  industriell  entwickelte  Gouvernements  wurden  1896  von 
den  Fabrildnspektoren  f » 1  - 1  n  de  Daten  ermittel  t. ' ) 

GOOT.  Livland.  Gouv.  St.  IV-tcrsburg.  Gouv.  Moskau. 

E«  arbeiteten  E»  arbeiteten  Es  arbeiteten 

SL     Arbeiter    %  St    Arbeiter  %  St     Aibeücr  •« 

10  11486SS  46  Unter  iiV«')  35890  =  44  Unter  tiV«  701833532,7 

1 1  9 7 16  s=  38,8  Ueber  1 1  Vt  45  ^  »  5^  Ueber  l  l'i^ ^  1443^  67,3 
tan.  13  3781  —  151« 

24983  =s  100  81 580  s=.  loo  215  570  SS  100 

Im  allgemeinen  beträgt  nach  den  vom  Departement  für  Handel 
durch  die  Fabrikinspektoren  1896  gemachten  Erhebungen  die  Aiiietts- 
zdt  in  den  20  industriell  am  meisten  entwickelten  Gouvernements 
des  europäischen  Rufslands  11—13  Stunden  innerhalb  24.*) 

Detaillierte  Daten  geben  die  jüngsten  Erhebungen  über  die 
Arbeitszeit  in  einzelnen  Produkttonszweigen  resp.  Gouvernements. 
Die  Textilindustrie  beschäftigt  ihre  Arbeiter  entweder  in  einer 
oder  in  zwei  Schiebten.  Nun  haben  wir  Daten  über  die  Arbeits* 
daucr  der  Spindein  resp.  der  Webstühle.  Die  Arbeitsdauer  der 
Spindeln  resp.  Wehstühle  der  einschichtigen  Betriebe  ist  ohne 
weiteres  der  .Arbeitszeit  des  Arbeiters  gleichzusetzen,  für  die  zwei- 
schichtigen Betriebe  braucht  man  nur  jene  Arbeitsdauer  durch  2  zu 
dividieren  (und  den  Umstand  zu  berücksichtigen,  dafs  für  Nachtarbeit 
10  Stunden  da.«;  .Maximum  ausmachen),  um  die  effektive  Arbeitszeit 
des  Arbeiters  zu  erhalten. 


*}  Wir  benntxen  liicrbei  die  Zasammenstdlung  von  Aanen&ky  (Kusskuje  Bo- 
Katstwo  1897,  N.  10.) 

«)  Davon  5527  =  6,8%  —  13—14  St;  13606  =  i6,7*y,  —  IsVi— >4  St; 

12944  ^  IS**/«)  —  IS— 13  nnd  10826  =  13,3",,  —  12  Stunden.    (Diese  Anfabco 

xengen  davon,  wie  vage  und  unpräzis  die  mit},'<  tt-ilt«  n  Daton  sind). 

^)  Davon  arbeiten  am  Tage;  50037  —  23.3",,  —  12-13     ■ :  30080  =  14" o 
—  13—14  bt.;  10464  —  4i9%  ~  "ber  14  Stunden  und  zwar  1708  —  15 — 
Stunden. 

*)  Es  rnnfs  ilberbanpt  bemerkt  werden^  dafs  die  oben  angeflUirten  Angaben 
Aber  die  ArbeitiMit  nidits  weniger  als  etmrandfrei  sind.   Sie  besieben  sieb  eigent> 

lieh  nicht  direlct  auf  die  Arbeiter,  sondern  auf  die  Unternehmungen,  wo  verschiedene 
Arbeiterkategorieen  auch  in  flczug  auf  Arbeitszeit  keineswegs  gleichgestelh  sind. 
Es  sind  also  Durchschnittszahlen  der  täglichen  Arheitssfunden,  die  hier  angefj.bcn 
werden,  und  ob  diese  Durchschnitte  iuöi  Teil  wenigstens  ntcht  tiktiv  sind,  entzieht 
sich  jeder  Beurteilung.  Im  allgemeinen  aber  dürften  die  vorgeführten  Angaben  ei^ 
satreffendes  Bild  der  Wirklielikelt  geben. 
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ts  cnitallen  Spindeln  resp.  Webstühle  auf  die  Betriebe: 

welche  ihre  ^'Vrbeiter  weiche  ihre  Arbeiter 

Uber  1 1  Vt  Stunden  unter  1 1  Stunden 

besdiißifen:  betcfalftigen: 

In  der  BnamwoUspinnerei ....  84*3  15,7 

In  (Irr  Wolbpionerei    .....  87,1  13,9 

In  (Irr  I.einpnspinnerci   77,6  22.4 

In  «l<  r  H:»ximw(jllwrbcrci    ....  69,8  jo,2 

In  der  Wollweberei   65,8  34,2 

In  der  Leinenveberei   57,7  43,3 

Speziell  für  das  Gouvernement  Moskau  haben  che  Russkija 
WVdomosti  für  1896  von  den  oben  mitgeteilten  etwas  abweichende 
Daten,  deren  Quelle  mir  unbekannt  ist,  mitgeteilt.  Dieselben  er- 
geben, dafs  der  Maxinialarbcitstag  vim  1 1 '  Stunden  für  25",,  der 
Arbeiter  de-^  genannten  ( rouverneinents  bedeutungslos  ist,  da  sie 
ohnedies  kürzere  Arbeitszeiten  haben,  für  23** „  wird  er  die  Arbi  ils- 
dauer  höchstens  auf  ' Stunde  ennälsigcn  und  für  52",,  vvinl  er 
eine  grölsere  Ermälsigung  der  täglichen  Arbeitszeit  bedeuten. 

.-Mle  diese  Daten  ergeben  ganz  zweifellos,  dafe,  wenn  das  Ge- 
setz vom  2.,  14.  Juni  1897  wirtdich  eingehalten  werden  wird,  es  för 
die  Arbeiter  der  wirtschaftlich  und  sozialpolitisch  zurückgebliebenen 
Gebiete  und  Industrieen  des  Landes  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Arbeitszeiternialsigung  mit  sich  bringen  wird.  Insbesondere  gilt 
dies  Air  die  Textilindustrie.  Die  Metallbearbeitung  im  weitesten 
Sinne  bleibt  durch  das  Gesetz  fast  gänzlich  unberührt 

Andererseits  wird  das  Gesetz,  indem  es  den  zweischichtigen 
Betrieb  begünstigt,  in  der  Textilindustrie  die  Ausdehnung  der  Be- 
triebszeit der  Fabriken  und  zwar  speziell  des  iSstünfligen  Betriebes 
bewirken  und  somit  thatsächlich  die  Nachtarbeit  liegünstigen, 
oligleich  die  18 stündige  Betriebsdauer  aufserhalb  der  gesetz- 
lichen Xaclitzeit  (\on  lO  l'hr  abends  bis  4  l'hr  morgens)  fallt. 
Solehe  Resultate  des  Gesetzes  werden  auch  srlion  aus  dem  Zentrum 
der  W'ladiniirisehen  Baumwollin<lustrie  Swanowt)-\\'oznesensk  ge- 
meldet. Sic  werfen  auf  die  günstigen  Wirkungen  desselben  ihren 
Schatten. 

Für  tlie  allgemeine  W  indigung  des  Gesetzes  sind  die  Worte 
des  Vertreters  des  Justizministeriunis  in  der  Kommission  charakteri- 
stisch. Liegt  denn  ein  Bedürfnis  vor,  irgendwelche  Normen  auf- 
zustellen, wenn  man  durch  administrative  Verfügungen  die  Wirkung 
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des  Gesetzes  aufheben  kann?"  Diese  l^Vage  inufs  sich  jeder  vor- 
legen, welcher  unsere  Ausföhningen  aufmerksam  verfolgt  hat,  und 
in  ihr  liegt  das  gerechte  UrteU  über  diese  bureaukratische  Ge> 
setzesmachereL 

Je  unbestimmter  das  Gesetz,  je  dehnbarer  die  im  Verordnungs- 
wege erlassenen  Normen,  je  größer  das  Ermessen  der  höheren  uiid 
niederen  Verwaltungsbehörden,  desto  grö(ser  die  Bedeutung  des 
Selbstschutzes  der  Arbeiter,  Der  Erläfs  eines  Gesetzes  über  den 
Maximalarbeitstag  bedeutet  einen  grofeen  moralischen  Sieg  der 
russischen  Arbeiterschaft  X>al}s  dieser  moralische  Sieg  sich  in  reelle 
Errungensc haften  übersetzt,  hängt  in  erster  Linie  von  dem  Selbst- 
schutz der  Arbeiter  ab.  Durch  die  herrschenden  Rechtszuständc, 
{Koahtionsvcrbot,  harte  Bestrafung  wegen  Strikes,  Verfolgung  aller 
selbständigen  Regungen  der  Arljciter),  wird  ein  solcher  Selbstschutz, 
im  iiöchsten  Grade  erschwert,  oft  unmöglich  gemacht.  Dies  ist 
einer  der  dem  Poli/.cistaat  eigenen  Widersprüche.  Der  i^olizeistaat 
kann  sich  der  kapitah>tischen  .Ausbeulung  tier  .Arbeiter  gegenüber 
nicht  gleichgültig  hcnelnneii ;  t  r  mufs  im  Sell)slerhaltungsinteresse 
rcgehid  in  das  moderne  Arbeitsverhältnis  eingreifen.  Sind  seine 
Eingriffe  nichtig,  können  sie  dem  Uebel  nicht  steuern,  so  bleibt  die 
akute  Unzufriedenheit  des  Arbeiters  unbehoben.  Snd  jene  EingrifTe 
wirksam,  wird  der  Arbeiter  durch  sie  gehoben,  so  wächst  bei  ihm 
der  Drang  nach  Selbstbethätigung,  er  wird  Mb^hrlicher",  und 
empfindet  die  bestehenden  RechtszustSnde  als  Fessel  einer  Ent- 
Wickelung.  Die  Theorie  der  patriarchalischen  Arbeiterschutzgesetz- 
gebui^,  welche  die  Rolle  des  Beschützers  der  Arbdter  vom  Unter- 
nehmer  auf  den  Staat  übertragen  und  den  Selbstschutz  der  Arbeiter* 
klasse  ausschliefsen  will,  gipfelt  in  einem  grofsartigen  historischen 
Widerspruche.  Wird  der  Arbeiter  auf  ein  höheres  Lebensniveau 
wirklich  erhoben,  so  mufs  er  gegen  die  patriarchalichen  Formen 
des  staatlichen  .\rht  iterschutzes,  implizite  also  gegen  die  gesamte 
auf  Rechtslosigkeit  der  X'olksmassen  gegründete  Rechtsordjumg  >^irh 
wenden.  Indem  der  Polizeistaai  .  lor  Xot  gehorchend  nicht  dem 
eigenen  I  riehp"  eine  mehr  oder  mnulcr  wirksame  Arbeiterschut/- 
gesetzgebung  >chatVt ,  untergräbt  er  selbst  seine  eigenen  Existenz- 
bedingungen, denn  eine  aufsteigende  Arbeitcrkl;i.ssc  wird  und  mufs 
den  ihr  vom  Polizeistaat  gezogenen  Rechtsrahmen  durchbrechen. 

Sic  vos  non  vobis! 
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Nachdem  unser  Aufsatz  berrits  iert^estellt  und  der  Redaktion 
zugesandt  worden  war,  gelangten  zwei  wichtige  Verordnungen  zur 
VerÖflentUchung.  Es  sind  dies  zwei  Zirkulare  des  Finanzministers» 
herausgegeben  im  Einverständnis  mit  dem  Minister  des  Innern:  vom 
^s/m!!™"  ""^  vom  ]l  1898  (Sammlung  der  Gesetze  und  Re- 
gierungsverordnungen Nr.  29  und  34).  Das  erste  Zirkular  erweitert 
den  Krds  der  ununteibrochenen  Prozesse  und  Betriebe  auf  fast 
sämtliche  Operationen  in  der  Zudcerraffinerie  und  auf  die  Odscfalagcrci, 
und  nebt  f&r  die  ununterbrochenen  Betriebe,  welche  3  Arbeiter- 
schichten  zu  je  8  Stunden  beschäftigen,  von  der  Mindestforderung 
von  3X24  Stunden  Arbeitsruhe  im  Monate  ab.  Es  kann  den  Arbeitern 
in  solchen  Betrieben  demnach  die  Sonntagsruhe  völlig  vorenthalten 
bleiben. 

Das  zweite  Zirkular  nimmt  eine  noch  radikalere  Aenderung  vor :  e  s 
hebt  die  Normierung  der  nichtobligatorischen  Ueber- 
zeitarbeiten  durch  das  Maximum  von  120  Stunden  auf 

und  läfst  somit  das  Prinzip  des  Maximalarbeitstages  in  Wirklichkeit 
fallen.  Der  Unterschied  von  obligatorischen  und  nichtobligatorischen 
l-ebcrstunden  wird  sonst  in  der  neuen  Redaktion  der  entsprechen- 
den Artikel  des  Regulative  (übrigens  ist  von  selten  des  Ackerbau- 
ministers  eine  derartige  Aenderung  noch  nicht  veröffentlicht)  auf- 
rerbterhalten.  W'jis  die  Aufliebung  der  Normierung  der  Ueberzcit- 
arbcit  bedeutet,  kann  durch  folgende  zwei  konkrete  Beispiele  erläutert 
werden.  Mehr  als  50  "„  der  Maschinenbauer  der  grölstcn  russischer» 
Etablissements  dieser  Branche,  der  Fabrik  der  F-irma  Struve  in 
Kolonina  (Gouv.  Moskau,  Aktiengesellschaft)  haben  —  nach  Dr. 
Dementjew  ausgedehnte  Uebcrzeitarbeit  und  zwar  zum  Teil  Naciit- 
arbcit  zu  leisten.  Diese  Ucberzeitarbeit  wird  i,  2,  3  mal  in  der 
Woche  gefordert  und  beträgt  jedesmal  3,  5,  8,  seltener  10  Stunden 
innerhalb  24.  Wenn  wir  nun  annehmen,  dafs  im  Durchschnitt  der 
Arbeiter  nur  i  mal  wöchentlich  5  Stunden  Ueberzeitarbeit  hat,  so 
macht  dies  (ur  das  ganze  Jahr  2<So  Stunden,  d.  h.  mehr  als  das 
Doppelte  des  nach  dem  früheren  Regulativ  zulässigen  Maximums 
aus.  Ein  zweites  Beispiel  ist  der  industriellen  IVaxis  der  Ostsee- 
provinzen entnommen.  Der  Oberiiü)rikinspektor  des  Gouv.  Livland 
sagt  (in  der  oben  benutzten  Sammlung  der  Berichte  der  Oberfabrik- 
inspektoren  über  die  Arbeitszeit  und  die  Arbeitslöhne  iti  den  20 
industricreichsten  Gouvernements  des  europäischen  Rullslands,  1896), 
dafs   auf  vielen  Fabriken  des   ihm   unterstellten  Gouvernements 
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„die  Arbeiter  Ueberzeitarbeit  leisten  —  angeblich  auf  Grrund  eines 
besonderen  Einverständnisses»  welches  sehr  ein&ch  erzielt  wird»  denn 

der  Arbeiter,  welcher  in  die  Verlängerung  der  Arbeitssdt  nicht  ein- 
willigt, wird  unter  Einhaltung  der  Kündigungsfrist  von  I4  Tagen 
entlassen.  So  z.  H.  in  Riga  in  der  Guminiwarenfabrik  <lcr  Finna 
JProwoflnik",  wo  die  durcli  die  Fabrikordnung  bestimmte  Arbeitszeit 
nur  10'  .  Stunden  beträgt,  in  Wirklichkeit  aber  häu%  bis  zu 
15  Stunden  verlängert  wird". 

Wir  sehen  also,  dafs  die  i^ostinimungen  des  Gesetzes  nicht  nur 
durch  eine  Menge  Ausnahmen,  Ai)wcichungen  und  X'erklausulicrungen 
entstellt  werden,  sondern  dals  auch  das  Wenige,  was  im  umsetze 
und  den  Ausfuhrungsbestinmiungen  von  normati\'cr  Bcilculuiig  war, 
kurz  nachdem  Inkrafttreten^)  „auf (jrund  von  Petitionen  der  Fabri- 
kanten" (wie  in  den  Zirkularen  ausdrucklich  gesagt  wird)  prei^^eben 
wird  Jede  Kritik  solcher  Arbeitergesetzgebung  und  a%emdner  ge- 
sprochen solcher  Verwaltungspraxis  erübrigt  sich. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Text  des  besprochenen  Gesetzes  folgen ; 

Allerhöchst  am  a.^i4.  Jum  i6g7  besültigtes  Gutachten  des  Reichsrates  Uber  die 
XJBf»  und  V«t«Oii»g  d«r  ArMtasoit  In  Pabrfkmi,  Httttm  «od  Bei^erimi.") 

Der  kcichsrat  in  den  vereinigten  >itzuiigrn  der  Sektionen  lür  Staat&ökonomie, 
fitr  Gcselse  und  ttt  Zivil*  und  geistliche  Angelegenheiten  imd  in  den  FkoMsitnuigea, 
nach  Prüf  mg  der  Vorlage  des  Fouamniniste»  fiber  die  LSage  and  Verteilung  der 
ArbdtMeit  in  Fabriken,  Hfltlen  and  Bergwerlnn  hat  fttr  got  befunden: 

I  Zur  Aenderang  und  Eijgtaismg  der  einsAligigen  Getesetiesbwtimmwngien 
XU  bcschlicfsen : 

I.  Die  Fabrikunti  nidimnnficTi,  auf  welche  die  Wirkung  der  §§  128 — 156  der 
Gewerbeordnung  (ücsctzcüiammlang,  Band  XI,  Teil  Ii,  Ausgabe  1893)  sich  erstreckt, 


')  Das  Regulativ  und  die  lu.sUuktiun  sind  mit  dem  I.,i3.  Januar  1898  in 
Knft  getreten. 

")  Gleichseitig  mit  der  VerSATcndiclinng  des  Gesetzes  Uber  die  Liage  and  Vcr- 
teilong  der  Arbeitsseit  erfolgte  die  Ansdefanmi^  des  Gesetzes  v.  J.  1886  Aber  die 

Fabrikinspektion  und  über  die  gegenseitigen  Verhältnisse  der  Fabrikanten  und 
Arboitrr  auf  weiti-rc  u  CTnuvcmemcnts.  Somit  gilt  seit  dem  I.  13.  Juli  l8«)7  ftir 
alle  60  ( 7i)u\  (•niemt  iits  do  Europäischen  Kufslands  gleiches  Arbeitcrschutzrecht  und 
gleiche  Fabrikaulsicht.  Zu  bemerken  ist,  dais  auch  auf  die  26  Gouvernements,  in 
welchen  schon  vor  d.  J.  1897  das  gesamte  ArbcitcrschutzgeseLe  in  Geltung  war,  das- 
selbe nur  schrittweise  snsgedehnt  wurde,  wobei  die  Aibeifteinanilie&  d.  h.  die  S{KM1- 
taaea  Arbeiterbewcgoagen  das  entscheidende  Moment  bildeten.  Die  Zahl  der  Fabrik- 
Inspektoren  bctrSgt  nunmehr  171. 
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■di«  Bog«  und  Httteawerke,  Gold*  und  Pklindiiger,  die  BwnliahnweAimten  und  die 
Fabrikmilenieltniiinccn,  welche  dem  Kalniiet  Semer  IbjeMit  de»  Kaisen,  dem  Apa^ 

nagcnamte,  dem  ?~iskns  und  den  Regicnui^nstittitionen  gehören,  sind  inbenig  nof 
4iic  Länge  und  Verteilung  der  Arbc-itszcil  folgenden  Regeln  unterworfen. 

Anm»'rkung.  Tcchimche  Anstalten,  welche  zu  dem  Ressort  des  Krieg»-  re- 
spektive (1.  ^  Marineministeriums  gehören,  sind  den  bc!>oQderen,  für  diese  Kessorts 
gültigen  Ordnungen  und  Regeln,  untenrorfeB. 

3.  Ab  Arbettsseit  oder  ab  Arbettsstunden  innerhalb  der  24  Stunden  wird  die* 
jenlce  Zeit  fereduMt,  im  Laufe  wddier  der  Arbeiter  dem  Arbeitarcrtiagc  femi& 
iSÜ  9h  1031  '34i  137  I4>  der  GewerbeordboBg)  in  (l^r  gewerblichen^l'nter* 
nehmimg  und  zur  Verfügung  des  Leiters  dciseU}e&  mm  Zwecke  der  Verrichtung  der 
Arbeit  anwesend  zu  sein  verpflichtet  ist. 

Anmerkung.  Bei  Ikrgwerksarbciteu  wird  die  Zeit,  welche  der  Arbeiter  für 
•die  Einfahrt  in  und  die  Anfahrt  aas  dem  Bergwerke  gebraucht,  als  Arbeitszeit  ge> 
rechnet. 

3.  Ab  Nacbtadt  wird  ferechnet:  bei  einichiditicer  Arbeit  —  die  Zeit  swiiefaen 
-9  Uhr  abends  md  5  Uhr  morgens,  und  bei  der  Arbeit  in  swei  und  mdir  Schichten 
— »  die  Zeit  zwischen  10  llir  abends  und  4  LTir  mt)rf,"  n< 

Anmerkung.  Auf  die  privaten  Gold-  und  Platinaluger  findet  Anwendung  des 
%  29  der  Anlage  ^um  §  661  der  Ikrgordnong  (Gesetzessammlung,  Band  VII,  nach 
4er  Fortsetzung  von  1 895) 

4.  Für  die  Arbeiter,  welche  amschliefilich  nr  Tageneit  bcadiEfligt  nnd,  darf 
4ie  Aibeitneit  nicht  11%  inneihalb  84  Stamden  uid  Sonnabends  imd  an  den  Vor* 
lagen  der  im  §  6  beaeidmeten  grofscn  Feiertage  —  nicht  10  ttbeiatcigcn.  An  dem 
Vortage  des  Cfaristigebnrtstages  sollen  die  Arbeiten  nicht  qiiter  ab  mittags  lieettdigt 
-werden. 

5.  l'ür  Arbeiter,  welche  wenn  auch  teilweise  zur  Nachtzeit  beschäftigt  sind,  darf 
•die  Arbeitszeit  nicht  10  innerhalb  24  Stunden  übersteigen. 

6.  In  das  Verzeichnis»  der  Feiertage,  au  welchen  keine  Arbeit  stattfindet  (Ptmkt  a 
•de»  §  14a  der  GO.),  werden  obligalorisdi  alle  Sonntage  nnd  fblgende  Festtage 
•eingetragen:  der  l.  und  der  6.  Janoar,  der  35.  lOn,  der  6,  and  1$.  Angust,  der 
S.  September,  der  35.  nnd  36.  Dezember,  Karfreitag  md  Kanonnabend,  der  tlontag 
nnd  der  Dienstag  der  Ostcrwoche,  der  Christihimmdfahrtstag  nnd  Pfingstmontag. 

Anmerkung  l.  In  das  Verzeichnis  der  Tage,  in  welchen  Kinder  und  jugend- 
liche Arbeiter  nicht  Ixschättigt  wcrdtn  dürfen  (§  142  iler  Gü.),  ^olhn  alle  Sonn- 
und  Feiertage  eingetragen  werden,  an  welchen  die  Arbeit  der  Erwachsenen  nicht 
gestattet  ist 

Anmerkung  3.  Inbezug  auf  nidit  zmn  orthodoxen  Glanb»  ^cfa  bdcennenden 
Arbeiter  ist  es  gestattet,  die  in  diesem  §  ^  beseichneten  Festtage,  welche  von  den 
TCsp^liven  Kirchen  nicht  gefeiert  werden,  in  das  Verseiehnb  der  Feiertage  nicht 

*)  Die  Nachtzeit  umfafst  für  die  Quid-  und  f l-atinalagcr  im  Frühling  und 
Sommer  den  Zeitraum  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens,  im  Herbst  nnd  Winter 
-von  6  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens. 
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emgcira^cu.  Für  die  nicbtchristlichen  Arbeiter  ist  es  gestattet  in  das  Verzeicbms 
der  Feiertage  anstatt  der  Sonotage  andere  Tage  der  Woche  der  resp.  Rdigioonütr 
gem&fs  eiiiMtvagea;  die  Eintragung  der  Übrigen  in  dleiem  §  (6)  erwifanlen  Feier» 
tage  ist  nidit  obligatorisch. 

Anmerkang  3.  Inbeiug  auf  die  privaten  Gold-  und  natinalager  findet  der 
§  28  der  Anlage  zam  5}  661  der  Herpordnung  Anwendung.*) 

7.  Auf  grund  der  gegenseitigen  Verabredung  des  Leiters  der  l  ntemelimunj;  und 
der  Arbeiter  können  die  letzteren  in  Abweichung  von  dem  Kuhctagcvcrzcichnissc 
des  $  6  an  Sonnugen  statt  der  W^klage  beschäftigt  werden.  Ueber  die  stattgehabte 
Verabredung  sollen  die  kompetenten  Beamten,  weldien  die  Aufsicht  tlber  die  Aas- 
fldmmg  dieses  Geseties  (g  to)  anvertmot  ist,  onveRllgtich  in  Kenntnis  gesetit  «ctden. 

8.  Als  Uebeneftarbeit  wird  diejenige  Arbeit  angesehen,  weldie  tob  dem  Arbeiter 
in  dem  Gewerbebetrieb  zu  solcher  Zeit,  wo  laut  den  Bestimmungen  der  Arbeitsordnung 
(Jl  J42  GO.)  der  Arbeiter  frei  ist,  verrichtet  wird.  In  den  Arbeitsvertrag  können 
nur  solche  L'cberzeitarbciten ,  welche  sich  als  durcli  technische  Produktionsbe-^ 
dingungen  notwendig  bedingt  erweisen,  eingeschlossen  werden. 

9.  Den  kompetenten  Ministem  ist  es  im  Einrerstlndnis  mit  dem  Ministerimn 
des  Innem  anheimgestdlt:  i)  in  EntwidMlong  dieses  Geseties  ansflÜuUche  Regulative 
nnd  Instruktionen  Aber  die  Verteilnng  der  Arbeitsaeit  im  allgemefaMn  nnd  flir  einselne 
Industriezweige  im  Speziellen  ffÜttr  Dauer  der  Arbeit^  über  Schichtwechsel,  Iber 
Schichtenz;i)il,  tiber  Arbeitspausen  u.  s.  w.),  dcsgleicln  n  über  Vornahme,  Verteilung 
und  Berechnung  der  Ueber/.eitarbeiten  herauszugeben;  2)  in  I'älleü,  wo  «üf-s  wegen 
der  Natur  des  Produktionsprozesses  (ununterbrochener  Betrieb)  otler  wegen  des 
Charakters  der  Arbeit  (Dampfkesselbedienung,  Transmissionenbedienung ,  laofende 
und  «nfserordentUche  Repamturarbeit  u.  s.  w.)  und  in  anderen  besonders  widitigen 
AusnahmeflQlen  fttr  nötig  erachtet  werden  wird«  Abweichungen  von  den  Forderangen 
dieses  Gesetzes  im  Sinne  der  Verschärfung  resp.  der  AbschwKchang  derselben  ittr 
einzelne  Produktionszweige  oder  einzelne  Unternehmungen  und  Arbeiterklassen  ni 
g<  >.t.nten,  desgleichen  Regeln  her.uis/uc;eb'-n .  hri  deren  Einhaltung  solche  A'r>- 
weichvmgen  zulässig  sind,  und  3)  Regulative  über  die  Länge  und  Verteilung;  der 
Arl>eit.szcit  in  Betrieben  und  Arbeitszweigen,  welche  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
besonders  gcllhrlich  sind  unter  Verminderung  der  in  4  und  5  festgesetsten 
Maximalarbdtsaeit  mit  RUcksicht  auf  die  soldien  Betrieben  nnd  Aibeitasweigen  eigenen 
Schäden  und  die  sur  Abadiwfichung  dieser  Schäden  ergrilTcnen  Voraichtsmafsregeln 
herausrageben. 

Anmerkung.  Die  in  diesem  19;  erwähnten  Br>;timmnngen  und  Regulative 
werden  für  diejenigen  Gewcrbcuntcmebmungen,  welche  dem  Kabinct  Seiner  Kaiser- 

*)  Nach  diesem  |  ist  die  Zahl  der  Feiertage  flIr  die  Gold*  nnd  Fiatinalager* 
arbeiter  im  SEeitranm  vom  t.  Oktober  bis  snm  1.  April  bedeutend  gtöütr  ab  die 

in  dem  (^icsetae  vom  2.14.  Juni  1897  vorgeschriebene.  Während  der  .Saison  (vom 
I.  April  bis  zum  I.  <  »ktoheri  haben  aber  jene  Arbeiter  nur  2  Tage  im  Monate  frei 
and  sind  in  Nntffdl'-u  vcrptbchlet,  auch  an  diesen  freien  Tagen  zu  arbeiten.  (An- 
merkung de»  Vcrtasscrs  der  Kinleitung.) 


Allerb.  Gutachten  des  Reicharates  ftber  d.  Linge  n.  Verteilnng  d.  Arbeitueit  etc.    j  i  j 


liehen  Majestät,  dem  Apanapenamtc ,  dem  Fiäkos  und  den  Kc^'i<*ruii^'sinstitutiouen 
gehören,  von  den  kompetenten  Ministem  ohne  vorheriges  Kiuverstäuduis  mit  dem 
MinisteriioB  des  Innern  herausgegeben. 

lo.  Die  Anftidit  Aber  die  Autfilhning  dieses  Gcseties  md  der  anf  gmnd  des  vorher^ 
febenden  §  (9)  hening^ebeiien  Regidative  wird  in  den  pitvntcn  Geweibeimtcniehnraiigcn 
md  Gold-  und  Platinalagern  den  Beamten  der  Fabrik  resp.  der  Bergwerks-,  resp.  der 
staatlichen  Eisenbahninspektion  auferlept,  mid  in  den  L'nteniclimungen,  welche  dem 
Kabinet  Seiner  Kaiserlichen]  Majestät ,  dem  Apanafjciuiniti-,  dem  Fiskus  oder  dt-n 
Regierungsinstitution»-n  gehören,  wir»!  diese  Aufsicht  von  denjenigen  Hcamten,  wt  lcli<-n 
die  Leitung  dieser  Untemebmungen  anvertraut  ist  und  von  der  Obrigkeit  dicbt-r  Be- 
amten ausgeübt 

n.  Das  vorstehende  Gesets  tritt  vom  1.  Junar  189S  in  Kraft,  wobei  den 
kompetenten  Ministem  im  EinvewWildnJs  mk  dem  Uinister  des  bmem  anheimgestdlt 
ist,  dassdbe  in  einzelnen  Landesteilen,  Produktionssweigen  md  Unteroehmmgen  auch 

vor  diesem  Termin  in  Wirkung  treten  zu  lassen. 

III.  Es  wird  dem  F  i  n  a  n  zm  i  n  i  s  i  <•  r  an  he  i  m  ^' e  g  e  b  en,  n  i  c  h  t  später 
als  nach  drei  Jahren  nach  Erlalh  des»  vorstcheud'-u  Gesetze:»  im  üb- 
lichen Wege  eine  Vorlage  einanbringen  snr  Ergänzung  dieses  Ge- 
«etses  durch  die  auf  grund  des  §  9  Abschn.  I  herausgegebenen  Re- 
gulative, welche  in  der  Praxis  sich  als  iweekmifsig  und  sugleich 
einer  legislativen  HckräTtigung  bedürftig  erweisen  werden. 

IV.  Die  in  dem  vorhergehenden  Abschnitte  ausgesprochene  lie- 
st immnng  soll  für  die  allgemeine  Kenntnis  nicht  publiziert  werden. 
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Die  Gesetzgebung  Neu-Sedands  über  Fabriken, 
Läden  und  Dienstboten. 

Von 

The  Hon.  W.  1'.  RhL\'hS, 
Agent-GcDcnil  for  New  Zealand  in  London. 

Neu^Seeland  hat  ungefähr  30  Gesetze,  die  die  Beziehungen 
zwischen  Unternelimem  und  Arbeitern  regeln.  Das  interessanteste 
dieser  Gesetze ,  das  die  obligatorischen  Schiedsgerichte  betrifft ,  ist 
schon  in  einem  früheren  Artikel  behandelt  worden  {vgl.  dieses  Archiv 
Bd.  XI  S.  635  fg.).  Es  sollen  jetzt  drei  andere  erörtert  werden,  die 
sich  auf  die  I'\il)riken,  die  Detailgcschäfte  und  den  Mietsxertrag  der 
Dienstboten  beziehen.  Die  ersten  beulen  liedcuten,  wenn  wir  nur 
ihren  allgemeinen  Inhalt  betrachten,  keine  so  entschiedene  Neuerung 
wie  das  Gesetz  über  die  obligatorischen  .Schiedsgerichte.  Gehen 
wir  aber  näher  auf  ihre  Einzelheiten  ein,  so  ergeben  sich  uns  viele 
neue  und  eigentümliche  Gesichtspunkte.  Die  drei  Gesetze  sind  seit 
einigen  Jahren  unter  der  wachsamen  Verwaltung  des  staatlichen 
Arbeitsamtes  zur  Anwendung  gekommen.  Die  Resultate  ihrer  An- 
wendung werden  von  diesem  Amte  tabdlarisdi  geordnet  und  in 
jährlichen  Berichten  verzeichnet»  die  durch  das  Londoner  Bureau 
der  Xeu-Seeländischen  Regierung  zu  erhalten  sind.  Es  wird  dadurch 
jeder  Forscher  in  die  Lage  versetzt,  die  in  diesem  Artikel  gemachten 
Angaben  mit  den  amtlich  beglaubigten  Thatsachen  und  Zahlen  zu 
vergleichen.  Da  ich  selbst  für  die  Abfassung  und  die  Annahme 
dieser  Gesetze  die  Haupt\erantwortung  trage,  dürfte  man  leicht  in 
meiner  Beurteilung  derselben  eine  ;_{ewisse  V'orcingenonmienheit 
voraussetzen.  Um  einem  solchen  XOrw  urf  /.u  ent^^ehen,  werde  ich 
mich  in  der  folgenden  Erörterung  der  sorgfältigsten  Genauigkeit 
beficifsigcn. 
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Die  ZaM  der  Personen  beiderlei  Geschlechts  und  jedes  Lebens- 
alters, die  in  den  Fabriken  Neu-Seelands  beschäftigt  sind,  beträgt 
ungefähr  590CX>;  die  Zahl  der  Dienstboten  iSocxx  Der  Laden- 
Inhaber  und  ihrer  Angestellten  giebt  es  ungefiUir  2000a  Rechnet 
man  die  TÜhl  der  Angehörigen,  die  von  diesen  Personen  abhängen, 
noch  hinzu,  so  mufs  man  ohne  Weiteres  zugeben,  dafs  die  in  Frage 
stehenden  Gesetze  einen  grofsen  Teil  der  Bevölkerung  Xeu-Seelands 
betrifft,  deren  Gesamtzahl  sich  auf  kaum  775 000  beläuft.  Die 
hauptsächlichen  Fahrikindustrien  sind :  die  Tuchweberei,  das  Beklei- 
dungsgewerbe, die  Gerberei,  Sattlerei,  Schuhmacherei,  Streichhölzer- 
fabrikation,  Bauholz-  und  Möbeltischlerei,  Buchdruckerci ,  Brauerei, 
Eisen^nelserei,  /ie;^elei,  die  Fleisclikoiiserx  lerung,  die  Herstellung 
von  Gai;  uiul  i  K  ktri.scheiii  L-icht,  Maschinenbau,  WLschereien.  Sämt- 
liche zu  diesen  Gewerben  gehörende  I'abrikcn  fallen  unter  das  k'abrik- 
gesetz.  Die  Zahl  der  in  den  kabriken  bcscluiitigtcn  I  Vauen  ist  nicht 
so  groCs  wie  die  der  Männer,  aber  von  17  Dienstboten  der  Kolonie 
gehören  16  dem  weiblichen  Gesdilecht  an.  Der  grölste  Teil  der 
I^adeninhaber  ist  männlichen  Geschlechts,  doch  ist  das  weibliche 
unter  ihren  bezahlten  und  unbezahlten  Angestellten  stark  vertreten, 
Die  drei  Gesetze  berühren  daher  die  Interessen  der  Arbeiterinnen 
sehr  nahe  und  verdienen  ihre  volle  Aufmerksamkeit  Es  ist  das  ein 
Umstand,  der  besonders  bemerkenswert  ist  In  Neu-SeeUnd  beatut 
jede  Frau,  die  das  21.  Jahr  erreicht  hat,  das  Wahlrecht,  von  dem 
die  meisten  auch  wirklich  Gebrauch  machen. 

Das  wichtigste  Fabrikgesetz  der  Kolonie  wurde  im  Jahre 
1894  erlassen.  Nach  einer  geringen  Verbesserung  im  Jahre  1896  um- 
ialste  es  sämtliche,  die  Fabriken  betreffende  Vorschriften. 

Das  Falirikgesetz  enthält  indessen  nur  einen  Teil  der  Vor- 
schriften, die  sich  auf  die  Inspektion,  Sciiutzmalsregeln  und  den 
Beii  ieh  der  Elektrizitäts-  und  Dam pfnuisch inen  beziehen.  Fs  fniden 
sich  diese  zum  gröfsten  Teil  in  dem  Gesetze  über  die  Inspektion 
der  Maschinen  aus  dem  Jahr  1882  und  den  tla/.u  gehörigen  Amen- 
dements aus  den  J.iiuen  iI^S^,  1894  und  1896.  Diese  Vorschriften 
regeln  die  Beaufsichtigung  der  Dampfkessel  und  Maschinen.  Die 
Inspektoren  haben  für  ihre  zweckmälsige  Ueberwachung  zu  sorgen 
und  zu  verhindern,  da&  sie  von  Personen,  die  das  18.  Jalir  noch 
nicht  erreicht  haben,  bedient  werden  oder  von  Personen  unter 
15  Jahren  während  des  Betriebes  gereinigt  werden.  Das  Fabrik- 
gesetz verhängt  eine  Strafe  von  £  100  über  den  Unternehmer,  wenn 
einer  seiner  Arbeiter  durch  eine  BAaschine,  die  nicht  sicher  ein* 
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gez-äunt  ist,  ob;.chon  der  Inspektor  die  Liiizauiiung  angeordnet  hat, 
getötet  wird.  Alle  emstlichen  Unialle  müssen  umgehend  tlen 
Inspektoren  angezeigt  werden,  die  eine  Unterstichut^  ihrer  Ursachen 
veranlassen. 

Schon  in  den  dnleitenden  Bestimmungen  des  Fabrikgesetzes 
zeigt  sich  eine  seiner  besonderen  E^entünilichkeiten.  Es  um&sft 
ein  sehr  weites  Gebiet  Jede  Werkstätte,  in  welcher  zwei  oder 
mehrere  Personen  mit  einer  gewerblichen  Arbeit,  oder  mit  der 
Herstellung  von  Handelsartikeln  beschäftigt  sind,  wird  als  Fabrik 
bezeichnet  und  ist  damit,  wenn  sie  nicht  besonders  ausgenommen 
ist,  sämtlichen  X^orschriften  des  Gesetzes  unterworfen.  Es  wird 
dabei  der  Unternehmer  selbst  als  Arbeiter  mitgerechnet.  Es  fällt 
also  jede  Werkstätte,  in  welcher  ein  Arbeitsgeber  mit  einem  Arliciter 
beschäftigt  ist,  als  I'abrik  unter  das  ( iesetz,  und  es  wird  dadurch 
den  verschiedenen  S\-stenicn  der  Heimarbeit  der  Boden  entzoi^en. 
Es  enthält  allerdings  kein  direktes  Verbot  ilcr  Heimarbeit,  aber  es 
stellt  die  Heimwerkstätte,  wenn  darin  zwei  oder  mehrere  Personen 
arbeiten,  unter  Aufsicht  und  unter  eine  reichhaltige  Samtnlung  \t>n 
Vorschriften,  die  die  Arbeitszeit,  das  Arbcitsaltcr  und  die  sanitären 
Einrichtungen  regeln.  Doch  bleibt  das  durchgreifende  Gesetz  hierbei 
nicht  stehen.  Giebt  eine  Fabrik  Arbeit  aus,  wodurch  die  Arbeiter 
in  ihren  Wohnungen  beschäftigt  werden,  so  muls  über  diese  Arbeit 
und  die  daftir  gezahlten  Lohnsätze  in  eingehender  Weise  Buch  ge- 
führt werden.  Für  das  Bekleidui^;sgewerbe  ist  noch  besonders 
bestimmt  worden,  dafs  sämtliche  Artikel,  die  aufserhalb  der  Fabrik 
für  den  Verkauf  angefertigt  werden,  mit  dem  Zeichen  „home-made" 
(Heimarbeit)  versehen  werden.  Wenn  sie  in  einem  Laden  oder 
sonst  wo  zum  Verkauf  angeboten  werden,  so  müssen  sie  dies 
Zeichen  tragen.  Diese  Bestimmung  und  der  weite  Umfang,  der 
dem  Begriff  „Fabrik"  gegeben  wurde,  haben  bewirkt,  dalis  in  der 
Kolonie  die  Heimarbeit  in  der  Bekleidungsindustrie  fast  ganz  wr* 
schwunden  ist.  Diejenigen,  die  sie  noch  betreiben,  sind  zum  gröfsten 
Teil  schwächliche  oder  kränkliche  Personen,  deren  Kraft  für  die 
Fabrikarbeit  nicht  ausreicht.  In  solchen  Notfällen  steht  den  Fabrik- 
inspektoren das  Recht  zu,  \on  <lcni  sie  auch  ticbrauch  macheu, 
Ausnahmen  von  den  X'orschriften  des  (lesetzes  zu  gestatten. 

In  betreff  der  Ventilation,  des  Kubikraumes  und  der  sanitären 
Verhähnisse  gestattet  (la>  deset/.  dem  .Arbeitsamt  enien  weiten 
Spielraum,  um  das  in  dem  einzelnen  Falle  gebotene  durchzusetzen. 
Von  jedem  beabsichtigten  Bau  müssen  den  Inspektoren  die  Plane 
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unterbreitet  werden.  Das  Gesetz  enthält  keine  bestimmte  Angabe 
des  lür  jeden  Arbeiter  erforderlichen  Kubikraumes,  sondern  überlälst 
es  <ler  \'er\valtung ,  eine  Skala  aufzustellen  und  zu  veröffentlichen, 
^'cinais  welcher  sie  den  nach  ihrer  Ansicht  notwendigen  Raum  vor- 
schreiben kann.  Lbenso  steht  es  ganz  im  Belieben  der  Inspektoren 
in  betreff  der  Reinlichkeit  und  der  Ventilation  die  Durchfuhrung 
der  für  die  Gesundheit  notwendigen  Bedingungen  zu  verlangen. 
Wenn  ein  Unternehmer  sich  weigert,  den  Forderungen  des  Inspektors 
in  dieser  Beziehung  zu  genügen,  so  wird  er  zur  Verantwortung  ge- 
zogen, und  darf  er  keiner  grolsen  Schonung  gewärtig  sein.  Während 
die  Beamten  Neu-Sedands  geneigt  and,  bei  Ueberschreituogen  der 
vorgeschriebenen  Arbeitszeit  oder  bei  Nichteinhaltung  der  gesetz- 
lichen Feiertage  den  Unternehmer  mit  Nachsicht  zu  behandeln, 
bestehen  die  Gerichte  auf  rücksichtsloser  Durchführung  der  sanitären 
Gesetze.  Die  Strafen  bestehen  gröfstenteils  in  Geldstrafen,  die  j6'  io 
nicht  überschreiten  dürfen.  Doch  wird  der  l^nternehmer  für  jeden 
Tag,  an  dem  er  fortfährt  das  Gesetz  trotz  vorhergehender  Wamui^ 
zu  verletzen,  mit       i  bestraft. 

In  Fabriken,  die  mehr  als  5  Personen  beschäftigen,  nuils  cw) 
besonderes  Speisezimmer  für  ilie  Mahlzeiten  der  Arbeiter  eingerichtet 
werden.  In  diesem  Falle  dürfen  sie  ihre  Mahlzeiten  nicht  in  den 
gewöhnlichen  Arbeitsräumen  einnehmen,  und  dürfen  sie  im  Speise- 
zimmer nicht  arbeiten.  I-Vauen  und  Hursciien  unter  1 8  Jahren  dürfen 
nicht  länger  als  4'/^  Stunden  ununterbrochen  arbeiten,  ohne  dafs 
ihnen  emt  Fause  von  wenigstens  einer  halben  Stunde  zum  Essen 
gestattet  wird.  Jungen  Personen  nnd  die  folgenden  geföhrlichen 
Gewerbe  verboten:  die  HersteUung  von  Bleiweifs,  die  Quecksilber- 
arbeit an  Spiegeln  und  das  Schmelzen  des  Glases.  Mädchen  unter 
16  Jahren  dürfen  nicht  in  Ziegeleien,  in  Salzwerken  und  beim  Ein- 
tauchen der  Streichhölzer  beschäftigt  werden.  Frauen  dürfen  einen 
Monat  nach  ihrer  Entbindung  nicht  in  der  Fabrik  arbeiten.  Bei 
dem  Bau  von  Fabriken  müssen  gewisse  Einrichtungen  getroffen 
werden,  um  dem  Anstands-  und  Schamgefühl  der  Frauen  zu  genügen. 
Es  wird  gleichfalls  verlangt,  dafs  die  Unternehmer  immer  reichlich 
für  frisches  Wasser  sorgen.  Mit  gewissen  in  den  Gesetzen  auf- 
gezählten Ausnahmen  müssen  die  Fabriken  zu  bestimmten  Zeiten 
gestrichen  und  geweifst  werden.  Besondere  sanitäre  Vorschriften 
j^^eltcn  für  die  Bäckereien.  Wenn  die  Bäcker<^esellen  in  den  Bäckereien 
schlafen,  so  müssen  die  .Schlafräuine  den  Anforderungen  des  Inspektors 
genügen.  Ein  besonderer  Abschmtt  des  Gesetzes  betrifft  die  Wandcr- 
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truppcn  der  Scherer,  die  uälirend  der  Sommermonate  in  den 
Weidedistrikten  Xeu-Scclands  sich  von  Schäferei  zu  Scliäferei  be- 
;^'chcn ,  um  die  ^rofsen  Schafherden  zu  scheren.  Ks  sind  gewöhn- 
lich sclir  geschickte  und  kräftige  Leute,  die  einen  hohen  Loiin  ver- 
dienen. Die  Schafzüchtcr  müssen  ihnen  ein  Unterkommen  wäJircnd 
der  Scherzeit  gewähren.  Diese  Räumlichkeiteii  waren  früher  oft 
sehr  dürftij^  und  ungesund  Das  Gesetz  ermächt^  deshalb  die 
Gewerbeinspektoren  bessere  Wohnungsverhaltnisse  zu  besorgen.  Die 
grölseren  Fabrikgebäude  müssen  mit  Feuerleitern  versehen  werden 
und  die  Thuren  müssen  nach  aulsen  au%ehen.  Während  der  Arbeits- 
zeit dürfen  sie  nicht  geschlossen  sein.  Die  staatlichen  Inspektoren 
haben  das  Recht  zu  jeder  Tages-  oder  Nachtzeit  Einlds  zu  ver- 
langen. Der  Versuch,  sie  daran  zu  hindern  oder  ihnen  den  Eintritt 
zu  verbieten,  würde  ein  strafbares  Verteilen  sein.  Der  I'abrikbesitzer 
hat  die  Pflicht,  die  irma  und  eine  Beschreibung  seines  Unternehmens 
in  dem  tüicbstcn  Bureau  des  staatlichen  Arbeitsamts  eintragen  zu 
lassen.  Die  hisjjektoren  bestehen  energisch  auf  der  Krfülhing  chcscr 
An/ci^fepflicht.  Jeder  Pahrikunternehmer  bezahlt  eine  jährhche  Kiii- 
schreibef^cbühr.  Diese  liebülir  beträfet  2  sh  2  für  l""abrikcn,  die 
mehr  als  30  Arbeiter  beschäftigen  und  fällt  bis  auf  sh  5  für  Fabriken 
mit  wi  ni^cr  als  8  Arbeitern.  Für  Werkstätten,  in  denen  nur  2  oder 
3  Personen  beschäftigt  sind,  wird  keine  Gebühr  erhoben.  Der  (.le- 
bührenertrag  deckt  die  Kosten,  welche  die  Ausführung  des  (iesel/es 
verursacht 

Die  Bestimmungen  des  Gesetze^  welche  sich  auf  die  Arbeits- 
zeit  beziehen,  betreffen  nur  Frauen  und  jugendliche  Personen.  Zu 
den  jugendlichen  Personen  gehören  alle,  die  14 — 18  Jahre  alt  sind. 
Unter  14  Jahren  darf  kein  Kind  in  einer  Fabrik  arbeiten;  es  ist  das 
„Fabrikalter".  Kinder  können  die  Erlaubnis  erhalten  in  häuslichen 
Werkstatten  zu  arbeiten,  in  denen  nicht  mehr  als  drei  Personen  be- 
schäftigt  sind.  Aber  eine  derartige  Erlaubnis  wird  kamn  jemals 
gqjeben.  Fitem,  die  die  I Beschäftigung  eines  Kindes  oder  einer 
jugendlichen  Person  im  Widerspruch  mit  den  Bestimmungen  cficses 
Gesetzes  betreiben,  können  bestraft  werden.  Kinder  von  14 — 16 
Jahren  dürfen  in  der  Fabrik  arbeiten,  wenn  sie  ein  Zeugnis  bei- 
bringen können,  dafs  sie  den  Elementarunterricht  erhalten  haben 
und  eine  ärztliche  Bescheinigung,  dafs  ihre  (iesundheit  liir  die 
Fabrikarbeit  ausreicht.  Keine  weibliche  i'ersoii  unter  15  Jahren 
darf  in  der  Buchdrucktrei  als  Setzer  beschäflii^^t  werden.  Keine 
Frau,  kein  Mädchen  und  kein  Knabe  unter  16  Jahren  darf  mclir 
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als  48  Stunden  die  Woche  in  einer  Fabrik  arbeiten.  Aul'serdem 
haben  sie  das  Recht,  aufser  wenn  sie  mit  dem  Drurk  und  der  Ex- 
pedition der  Abcnd^eitunjTcn  beschäftigt  sind,  wöchentlich  einen 
hall)en  F'eiertaj^  zu  vcrlaiij^en,  der  um  I  Uhr  nachmittags  beginnt. 
Dieser  Feiertag  fallt  gewöhnlich  auf  Sonnabend,  wenn  die  Stadt- 
verwaltung nicht  einen  anderen  Tag  bestimmt,  wozu  sie  das  Recht 
hat.  Der  Unternehmer  muls  daher,  um  48  Stunden  Arbeit  an 
6  VV'ochentagen  zu  erhalten,  seine  Leute  an  5  lagen  ungefähr 
8^/4  Stunden  arbeiten  lassen.  Aufserdem  darf  nicht  mehr  als  an 
38  Tagen  im  Jahr  Ueberzett  gearbeitet  werden.  Hierzu  bedarf  es 
aber  der  ausdrücklichen  Erlaubnis  eines  Gewerbeinspektors.  Witt 
ein  Fabrikbesitzer  die  Erlaubnis  nachsuchen  die  Ueberzeitarbeit 
über  3  Monate  hinaus  auszudehnen,  so  mufs  er  seine  Absicht  durch 
eine  Zeitung  bekannt  machen.  Femer  muls  die  Ueberzeitarbeit  be* 
sonders  bezahlt  werden  und  keinesfolls  darf  filr  die  Stunde  weniger 
als  six(>ence  (50  Pf.)  gegeben  werden.  So  kann  es  ach  gelegentlich 
ereignen,  dafs  niedrig  [gelohnte,  jugendliche  Personen  bei  lebhaftem 
Betriebe  durch  ihre  Ueberzeitarbeit  mehr  \erdienen,  als  durch  ihre 
rcgelmäfsige  Arbeit.  f'.i!)rikarbeiter  sind  daher  im  allgemeinen  froh, 
l'eberzeit  arbeiten  zu  diirfen.  Weniger  froh  sind  ihre  arbeitslosen 
Genossen  über  die  Ausdelinun-^^  <ier  Arbeitszeit,  die  von  einem  \'er- 
bot  der  l  cbt  i/eit  eine  V'ermeiiruiig  der  Arbeitsgelegenheiten  er- 
warten. Frauen  und  jugendliche  Personen  dürfen  in  der  Fabrik 
nicht  vor  7**  des  Morgens  und  nicht  nach  6  Uhr  des  Abends  be- 
schättigt  werden.  Im  Sonnner  darf  ihre  Arbeit  allerdings  schon 
um  7  Uhr  beginnen,  sie  mufs  daiui  aber  auch  verhältni^mälsig 
früher  aufhören.  Eine  solche  Aenderung  mufs  daim  für  alle  Frauen 
und  jugendlichen  Personen  der  Fabrik  gelten,  und  es  darf  kein  Teil 
derselben  spater  anfangen  als  zu  der  festgesetzten  Stunde.  Aulser 
der  Festsetzung  des  Minimallohnes  für  Ueberzeit  versucht  das  Fabrik- 
gesetz  keinerlei  Regelung  des  Arbeitslohnes«  und  in  dieser  Hinsicht 
unterscheidet  es  sich  von  dem  merkwürdigen  und  interessanten 
Fabrikgesetz  der  Kolonie  Victoria.')  Es  beschrankt  sich  im  al^emeinen 
auf  die  Regelung  der  Arbeitszeit»  des  Arbeitsalters,  auf  sanitäre 
und  Sicherheitsvorschriften  und  überläfst  die  Bestimmung  des  Lohn- 
vertrages dem  Schied^erichtshof.  Die  Ausfuhrung  des  Gesetzes  ist 
auf  keine  aulsergewöhnlichen  Schwierigkeiten  gestofeen.  Inspektoren 


')  Vgl.  Karpeles,  Die  Fabrikgeseticebiiiig  in  Viktoria,  in  diesem  Archiv,  Bd.  X 
(1897),  S.  981  ff. 
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berichten,  dals  die  Unternehmer  den  Vorschriften  über  den  Bau  der 
Fabriken  und  ihre  sanitären  Einrkhtungcn  in  vernünftiger  Weise 
wilUahren.  Viele  Aenderungen  der  Gebäude  und  der  Einrichtungen, 
die  nötig  wurden,  sind  gewissenhaft  ausgeführt  worden.  Im  allge- 
meinen haben  jedoch  die  groGsen  Fabriken  geringer  oder  gar  keiner 
Aenderung  bedurft.  Soweit  überhaupt  menschenunwürdige  Zustände 
existierten,  wurden  sie  gewöhnlich  in  den  kleineren  Betrieben  ge- 
ftinden. 

Wenn  auch  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  nicht  direkt 
von  der  Regelung  der  Arbeitszeil  getroffen  werden,  so  erstreckt  süch 
der  Nutzen  des  Gesetzes  doch  auch  auf  sie.  Die  Bemühungen  der 
Gewerkvereine  um  die  Einfuhrung  des  Achtstundentages  wurden 
durch  das  X'orhandensein  dieses  Gesetzes,  das  die  Arbeitszeit  der 
Frauen  und  jugendliclicn  Personen  auf  48  Stunden  die  Woclie  be- 
schränkt, wirksam  L^efordcrl.  Da  die  Männer  in  \iclcn  Fabnkbe- 
trieben  nicht  ohne  die  Hilfe  der  Frauen  und  der  jugendlichen  Per- 
sonen arbeiten  können,  so  müssen  sie  mit  diesen  zugleich  ihren 
Arbeitstag  beschliefsen.  Aufserdem  schützt  das  Gesetz  den  ge- 
lernten Arbeiter,  der  eine  kürzere  Arbeitszeit  fordert,  gegen  die 
Konkurrenz  von  Frauen  und  jugendlichen  Personen,  die  sich  leichter 
einer  Verlängerung  ihrer  Arfoeitszdt  unterwerfen.  Die  Fo^  ist, 
dals  in  allen  Fabriken  Neu-Seelands  48  Stunden  und  in  einten  Fällen 
nur  45  Stunden  als  Normalarbeitswoche  gelten.  Einige  Entscheidungen 
des  staatlichen  Schiedsgerichtshof,  die.  kürzlich  über  diese  Frage  ge- 
troffen wurden,  sind  durchaus  zu  gunsten  des  kürzeren  Arbeitstages 
ausgefallen.  Es  läfst  sich  annehmen,  daGs  48  Stunden  die  allgemeine 
Arbeitswoche  in  den  Fabriken  der  Kolonie  bleiben  werden,  bis  der 
Erlafs  eines  Achtstunden-Gesetzes,  das  noch  aussteht,  sie  bei  Ein- 
haltung des  oben  erwähnten  halben  Feiertages  auf  45  Stunden  re> 
duziert. 

Rs  fragt  sich  nun,  welchen  1  iiitlufs  dieses  durchgreifende  Fabrik- 
gesetz auf  den  Bestand  der  1-abrikcn,  den  l'nternehmergcwinn  und 
den  Arbeitslohn  ausgeübt  liat.  Diese  Frage  läfst  sich  ieiclit  beant- 
worten. Die  Registrierung,  von  der  ich  schon  gesprochen  habe, 
zeigt,  (lafs  die  Zahl  der  Fabriken  und  der  in  ihnen  beschäftigten 
Arbeiter  sehr  gestiegen  ist.  Diese  Zunahme  erklärt  sich  allerdings 
zum  Teil  tkuch  den  wachsamen  Fifer  der  Inspektoren,  die  jährlich 
einige  Werkstätten  entdecken  und  registrieren,  die  .sich  bis  dahin 
der  AuCsicht  entzogen  hatten.  Aber  abgesehen  hiervon  hat  sich 
ihre  Zahl  sehr  vermehrt  und  ist  der  Wert  ihres  Produktionsertrages 
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sehr  gestiegen.  Dieser  wird  jetzt  auf  10  11  Millionen  jährlich 
geschätzt.  Durch  diese  Tliatsachcii  und  das  schnelle  Wachstum  des 
auswärtigen  Handels  Neu-Seelands  in  den  letzten  zwei  Jahren  wird 
jede  Vermutung  schlagend  wiederlegt,  dafs  das  Fabrikgesetz  die 
Industrien  des  Landes  geschädigt  habe.  Im  Jahre  1895  bdief 
sich  sein  auswärtiger  Handel  auf  £  I49CX>000.  Im  Jahre  1897  war 
er  auf  jff  18060000  gestiegen.  Diese  Zunahme  ist  um  so  be- 
merkenswerter, wenn  man  bedenkt,  dafe  in  dieser  Zeit  keine  neue 
Goldentdeckung,  keine  plötzliche  Bevölkeningsvermehrung  und  keine 
Preissteigerung  stattgefunden  haben,  <üe  sie  veranla(st  haben  könnten. 

In  betreff  der  gezahlten  Löhne  zeigt  die  Statistik  des  Arbeits- 
amtes, daüs  sie  nicht  gefallen  sondern  gestiegen  sind.  Diese  Lohn- 
steigerung ist  teilweise  eine  Folge  der  Rechtsprechung  des  Schieds- 
gerichts, durch  dessen  Entscheidungen  der  Arbeitslohn  häufiger  er- 
höht worden  ist.  Dadurch  sind  die  Bemühungen  anderer  Arbeiter, 
tlie  nicht  direkt  von  diesen  Entscheidungen  betroffen  wurden,  höhere 
Löhne  zu  erlangen,  wirksam  gefördert  worden.  In  einigen  I-ällen 
haben  sich  die  Frauen  beklagt,  dafs  ihre  Arbeit  Männern  übertragen 
worden  ist;  denn  da  jene  nicht  mein-  als  48  Stunden  wöchentlich 
arbeilen  dürfen,  fanden  es  einige  Unternehmer  vorteilhafter,  Männer 
statt  der  Frauen  zu  beschäftigen. 

Das  Ciesetz  wäre  vielleicht  nicht  mit  solcher  Leichtigkeit  und 
ohne  jede  Störung  durchgeführt  worden,  wenn  es  das  erste  seiner 
Art  in  der  Kolonie  gewesen  wäre.  Hs  gab  nur  eine  Zusammen- 
fassung, Amendierung  und  Verbesserung  älterer  MaTsregeln.  Von 
diesen  sind  zwei  in  den  Jahren  1891  und  1892  von  mir  selbst  im 
Parlament  vertreten  worden,  und  sie  enthielten  bis  zum  Jahre  1894 
die  ganze  fragliche  Greset^bung.  Aber  schon  vor  dem  Jahr  1892 
waren  zwei  Fabrikgesetze  erlassen  worden,  die  allerdings  durchaus 
unzureichend  waren,  aber  doch  den  einen  Zweck  erfüllten,  dals  sie 
die  Kolonisten  mit  dem  Prinzip  der  R^elung  und  Beaufsichtigung 
des  Fabrikbetriebes  vertraut  machten. 

In  dieser  Beziehung  vor  allem  unterscheiden  sich  die  Gesetze 
über  die  laden  und  L  a  ( 1  e  n  g  e  h  i  1  f  e  n  \  on  1 894  uiul  1 895  \  on 
dem  habrikgcset/.  \'or  ihrem  Krlals  war  nienialv  die  Regelung  des 
I^dengeschäftes  versucht  worden.  Sie  stiefsen  auf  heftigen  Wider- 
stand und  konnten  nur  nach  laiiLoabrii^^'n  Kainitfen  durchgesetzt 
werden.  Der  Entwurf  des  1  .ad' iiL';e^(  l/.es  wurde  zuerst  im  Jahre 
i¥><jl  eingeliraclit,  \'on  der  zweiten  K. immer  angenommen,  aber  von 
der  ersten  abgelehnt.    Im  Jahre  iSyj  fand  die  X'orlage  wiederum 
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die  Zustimmung  der  zweiten  Kammer  und  ein  Teil  derselben  auch 
die  der  ersten.  Im  «Jahre  1893  wurde  die  ursprüi^liche  Vorlage 
nochmals  von  der  zweiten  Kammer  angenommen  und  von  der  ersten 
abgelehnt.    Im  Jahre  1894  ging  sie  wieder  durch  das  Unterhaus 

und  das  Oberhaus  nahm  sie  an,  nachdem  ihr  einige  wichtige  und 
verhängnisvolle  Ausnahmen  eingefugt  worden  waren.  Im  Jahre 
1895  wurden  diese  Ausnahmen  zum  Gegenstande  eines  besonderen 
Amendements  gemacht  und  schlieCslich  gab  das  Oberhaus  .soweit 
nach,  dafs  fast  die  ganze  Vorlage  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt 
zum  Gesetz  fr!iol)en  wurde.  Die  GcL^ncr  begründeten  ihren  hart- 
näckigen \Vi(ler>t<ind  gegen  die  X'oriagc  mit  der  Behauptung,  hals 
die  Interessen  iler  kleinen  Kauflcute  dadurch  geschädigt  würden. 
Sic  hatten  nichts  dagegen  einzuwenden,  die  gröfscrcn  leiden,  in 
welchen  bezahlte  Geliilfcn  beschäftigt  \ver<len,  der  Regelung  des 
Gesetzes  zu  unterwerfen;  aber  sie  erklärten  jeden  Eingriff  in  den 
Betrieb  der  kleineren  Laden  fiir  ungerecht,  in  denen  nur  der  Eigen- 
tümer allein  oder  mit  Hilfe  seiner  Familienmi^lieder  thatig  seu 
Auf  der  anderen  Seite  wurde  darauf  hingewiesen,  da(s  die  Regelung 
der  Geschäftszeit  und  der  Einrichtung  der  groiseren  Laden  die 
gleiche  Regelung  fiir  die  kleinen  Geschäfte  nödg  mache.  Denn 
wenn  jene  an  halben  Fderts^en  zu  einer  bestimmten  Zeit  des 
Abends  geschlossen  werden  müGsten,  wahrend  diese  offen  bleiben 
konnten,  so  wurden  diejenigen  Ladeninhaber,  die  eine  lange  Aibeits- 
zeit  dir  sich  und  ihre  Familienmitglieder  zur  Regel  machten,  auf 
Kosten  ihrer  grösseren  Konkurrenten  einen  ungebührlichen  Gewinn 
erzielen. 

Das  Ergebnis  des  langen  und  hartnäckigen  Kampfes,  dessen 
Verlauf  wir  oben  angedeutet  haben,  war,  dafs  alle  lüden,  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Gröfse,  den  X'orsohriften  des  (iesetzes  unter- 
worfen wurden.  Dagegen  sind  die  ursprunglich  vorgeschlagenen 
Beschränkungen  in  der  gesetzlichen  I'^assung  etwas  gemildert  worden. 
Der  Inhalt  des  Gesetzes  ist  kurz  folgender:  Alle  lüden  in  Städten, 
Merken  und  „.StatUdislrikien",  d.  i.  Vorstädten  und  grofsen  Dörfern 
müssen  an  einem  halben  Feiertage  in  der  Woche  um  I  Uhr  ge- 
schlossen werden  und  bis  zum  folgenden  Morgen  geschlossen  bleiben. 
Die  Laden,  die  sich  aulserhalb  der  Städte,  Flecken  und  „Stadt- 
distrikte"  befinden,  können  offen  bleiben,  aber  jede  darin  ange> 
stellte  Person  hat  das  Recht,  einen  halben  Feiertag  in  der  Woche 
zu  verlangen.  Thatsachlich  ist  jedoch  der  Betrieb  der  Landgeschäfte 
so  bequem  und  von  so  zahlreichen  Feiertagen  unterbrochen,  dab 
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er  einer  besonderen  gesetzlichen  R^elung  nicht  bedarf.  In  den 
Städten  bestimmt  die  Stadtverwaltung  im  Januar  jedes  Jahres,  auf 
welchen  Wochentag  dieser  halbe  PVierta^  fallen  soll.  Ist  dieser  Tag 
einmal  bestimmt,  so  kann  er  in  dem  laufenden  Jahre  nicht  mehr 
verlegt  werden.  In  der  Regel  wählten  die  81  Distrikte,  die  von 
dem  Gesetz  l^ctroffen  wurden,  entweder  Mittwoch  oder  Donnerstag 
und  fast  nie  Sonnabend.  Der  (irund  hierfür  ist,  dafs  Ncu-Seeland 
gröfstenteils  auf  Ackerbau  und  Viehzucht  angewiesen  ist,  und  dafs 
der  Markttag  der  Bauern,  der  fast  immer  auf  Sonnabend  fallt,  für 
den  Kleinhändler  ein  solch  wichtiger  ( reschciftstai^  ist,  dafs  er  ihn 
nicht  zum  halben  Feiertaj^'e  machen  kann.  Die  Distriktverwaltung 
kann  einen  besonderen  I  ag  als  l  eiertag  für  den  Distrikt  bezeichnen. 
Es  machen  jedoch  nur  zwei  kleine  I.andstädte  von  dieser  Befugnis 
Gebranch.  Der  parlamentarische  Kampf  ergab  einen  eigentümlidien 
Kompromis»  wodurch  die  kleinsten  Läden,  die  keine  Gehilfen  be* 
schäftigen,  an  einem  besonderen  Tage  ihren  halben  Feiertag  haben 
können,  wenn  die  Inhaber  es  wünschen.  In  Wirklichkeit  wird  dieses 
Privileg  nur  selten  beansprucht  Das  Gesetz  erstreckt  sich  nicht, 
soweit  der  I^enschluls  in  betracht  kommt,  auf  Hotelbesitzer,  Fisch- 
händler, Gastwirte  und  Fnichthändler.  Ihre  Geschäfte  können  offen 
bleiben,  aber  ihre  Angestellten  müssen  an  einem  Nachmittage  der 
Woche  einen  halben  Feiertag  erhalten.  So  können  die  „Schank- 
männer"  und  „Schank mädchcn",  die  in  den  Wirtshäusern  Spirituosen 
verkaufen,  nach  dem  l.adengesetz  einen  halben  Feiertag  beanspruchen, 
deji  sie  auch  erhalten.  Alle  Höker.  Hausierer  und  Budeninhaber 
innerhalb  der  Städte  fallen  als  I  .adeiiinhaber  unter  das  Gesetz  und 
müs.sen  an  dem  halben  Feiertai,'  ihre  Beschäftigung  einstellen.  Aulser- 
dem  werden  alle  Boten  und  Personen,  die  für  den  Ladeninhaber 
innerhalb  oder  aufserhall)  seines  Geschäftes  thätig  sind,  als  Gehilfen 
belraciitet.  Weibliche  (ichilfen  oder  solciic  unter  18  Jahren  haben 
kein  Recht  auf  den  halben  Feiertag',  dürfen  aber  nicht  länger  als 
45  Stunden  in  der  Woche  beschäftigt  werden.  Alle  I^den  müssen 
in  einem  reinlichen  und  gcsundheitsmälsigen  Zustand  gehalten  werden. 
Wenn  in  einer  Stadt  ein  öffentlicher  Feiertag  angesetzt  wird,  so 
lallt  ftir  die  betreffende  Woche  der  Ladenfeiertag  aus.  Kein  Klein- 
händler braucht  seinen  Laden  öfter  als  einen  Tag  in  der  Woche 
zu  schlieTsen.  Aufserdem  ist  zu  beachten,  dals  in  der  ganzen  Kolonie 
die  Sonntagsruhe  streng  durchgeführt  wird.  An  diesem  Tage  werden 
weder  Fabriken  noch  Läden  offen  gehalten  und  es  wird  sogar  die 
Ausübung  des  Sports  oder  öffentlicher  Spiele  ungern  gesehen. 
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Eine  minder  wichtige,  aber  dennoch  nützliche  Bestimmui^  des 
Gesetzes  betriift  die  Sitzgelegenheit  der  Ladenmädchen.  Es  mnfs 
nicht  nur  eine  ausreichende  Zahl  von  Sitzen  vorhanden  sein,  sondern 
es  ist  auch  den  Arbeitgebern  und  Au&ehern  verboten,  die  Laden- 
madchen  durch  iigend  eine  Vorschrift  oder  ein  Uebereinkommen 
an  ihrer  Benutzung  zu  hindern.  So  schwierig  die  Durchführung 
dieser  Bestimmung  dem  Anschein  nach  ist,  so  mufs  sie  doch  im 
allgemeinen  nach  der  gemachten  Erfohning  als  gelungen  bezeichnet 
werden. 

Dagegen  wird  eine  andere  Bestimmung  des  Gesetzes  weniger 
streng  beachtet.  Sie  trifft  die  Angestellten  in  den  Handels-  und 
Kinanzbureaus.  Danach  sollen  alle  Angestellten  dieser  Bureaus,  aufser 
an  lo  Tagen  im  Monat,  an  denen  sie  drei  Stunden  länger  arbeiten 
dürfen,  täglich  mit  ihrer  Arbeit  um  5  Uhr  nachmittags  aufhören. 
Sie  dürfen  auch  am  Sonnabend  in  jeder  Woche  einen  halben  Feier- 
tag beansj)rucheii.  Diese  weitgreifende  Bestimmung  des  Gesetzes 
hat  eine  cigentümliclic  ( ieschichte.  Sie  ist  von  dem  ( )l>erhause  des 
Parlaruciits  der  V^orlage  eingefügt  worden.  Viele  waren  der  An- 
sicht, dafs  dies  geschehen  sei,  um  das  Gesetz  unbeliebt  und  un- 
erträglidi  zu  machen.  Wenn  dies  wirldich  der  Zweck  der  Be- 
stimmung war,  so  ist  er  jedenfalls  nicht  erreicht  worden.  Doch 
klagen  die  Inspektoren,  da(s  die  Paragraphen,  die  sich  auf  die  Handels- 
bureaus beziehen,  so  unbestimmt  gehalten  sind,  dals  sie  nicht  in 
geeigneter  Weise  durchgeführt  werden  können. 

Hiervon  abgesehen  scheint  das  Gesetz  über  die  Läden  und 
Ladengehilfen  genau  beobachtet  zu  werden.  Es  hat  keineriei  nach- 
teilige Wirkungen,  veranlafst  keine  Unbe<|uemlichkeiten  und  erregt 
keine  Unzufriedenheit.  Es  finden  ungefähr  40  Klagen  jährlich  unter 
dem  Gesetze  statt,  die  gewöhnlich  mit  Verurteilungen  enden.  Es 
hat  auch  keine  merkbare  Übertragung  der  Kundschaft  von  einer 
Klasse  I.äden  auf  die  andere  bewirkt.  Es  wird  ebenso  viel  gekauft 
und  \erkaufi  wie  früher.  D.is  Publikum  hat  sich  daran  gewöhnt, 
daf<  die  I.äden  an  einem  bestiinniten  Nachmittage  gesrlilo.'^scn  werden 
und  richtet  sich  danach  ein.  Die  l^adeninhaber,  ihre  Familie  und 
ihre  Gehilfen  haben  den  halben  hViertag  schätzen  und  geniefsen 
gelernt.  Trotz  des  erbitterten  Widerstandes,  den  das  (lesetz  im 
Parlament  gefunden  hat,  ist  nicht  die  geringste  Aussicht  auf  seine 
Aufhebung  vorhanden. 

Das  dritte  Gesetz,  das  sich  auf  die  Vermittlungsbureaus 
für  Dienstboten  bezieht,  soll  hier  nur  kurz  behandelt  werden.  Die 
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Inhaber  dieser  Bureaus  sind  eine  Art  Agenten,  deren  Geschäft  darin 
besteht»  das  Ei^g^agement  jeder  Art  Dienstboten  sni  vemiittefai.  Der 
gröfste  Teil  der  Dienstboten  in  der  Kolonie  wendet  sich  an  diese 
Bureaus»  um  Stellungen  zu  finden,  und  da  es  ungefähr  18000  Dienst« 
boten  in  der  Kolonie  giebt,  hat  das  System  eine  gewisse  Bedeutung. 
Außerdem  machen  die  Knechte  der  Landwirte,  Gärtner,  HoteU 
bediensteten  von  der  Vermittlung  dieser  Bureaus  Gebrauch.  In  einten 
Fällen  vermittelt  der  Agent  nur  eine  Zusammenkunft  zwischen  dem 
Arbeitgeber  und  dem  Stellensuchenden,  aber  oft  wird  der  Kontrakt 
abgeschlossen  ohne  vorherige  Zusammenkunft  und  der  Dienstbote 
begiebt  sich  direkt  in  die  Wohnung  des  Mieters.  Das  ist  der  Fall, 
wenn  dieser  auf  dem  Lande  wohnt  und  der  Dienstbote  in  einer 
entfernteren  Stadt  engagiert  wird. 

Hei  cini^fem  Nachdenken  ergicbt  sirli.  dals  c\n  derartiges  System 
den  betrug  und  die  Ucber\'ortcilung  in  \  iclcr  He/iehung  ermöglicht. 
Der  .\;;ent  kann  sich  von  beiden  Parteien  bezahlen  lassen,  er  kann 
arme  be\\  erl)er  mit  grolsen  \  ersj>reeluin<^ren  vertrösten,  obschon  er 
nic  hts  für  sie  thut.  Kr  kann  also  \nn  Hcwerbern  (iebühren  \er- 
laiii^en.  ohne  ihnen  schliefslich  eine  Stellung  zu  verschaffen.  Einige 
dieser  Bureauinhaber  waren  öffentlich  oder  heimlich  zugleich  Eigen- 
tumer von  Logierhättsem.  Diese  pflegten  dann  die  armen  Dienst- 
boten bei  sich  au&unehmen  und  ihre  Anstellung  so  lai^e  hinaus- 
zuschieben,  bis  ihre  Geldmittel  erschöpft  waren.  Ja,  es  ist  ihnen 
aogir  der  schlimmere  Vorwurf  gemacht  worden,  dafs  sie  allein 
stehende  junge  Mädchen  von  anziehender  Erscheinung  zu  veiicuppeln 
suchten. 

Eine  Beseit^ng  dieser  Mifsbräuche  war  daher  sehr  erwünscht, 
und  ein  dahinzielendes  Gesetz  wurde  auch  ohne  groisen  Widerstand 
angenommen. 

Dennoch  hatte  man  Opposition  erwarten  dürfen,  denn  das  Ge- 
setz von  1895  ist  innerhalb  seiner  engen  Grenzen  das  radikalste 
der  fadjkalen  Arbeitergesetze  \cu-Seclands.  In  genauer  und  strenger 
Weise  regelt  es  jede  Gcschäftsjihasc  dicker  Vermitthingsbureaus  für 
Dienstboten.  Jedes  holche  Bureau  muls  registriert  und  konzessioniert 
werden.  Die  Konzession  wird  nur  solrhen  TersDncn  erteilt,  die 
vor  ileni  näch>ten  Amte  ihren  guten  Charakter  nachweisen  können. 
Jedes  Jahr  ver<)ttentlicht  das  Arbeitsamt  eine  Liste  der  gesetzlichen 
Gebuhren.  Aufser  diesen  Gcbüinen  darf  keine  andere  Forderung 
erhoben  werden.  Die  Inspektoren  des  Amtes  haben  das  Recht, 
jederzeit  die  Bücher  der  Bureau-Inhaber  einzusehen.  Diese  müssen 
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auch  Abschriften  sämtlicher  Korrespondenzen,  die  sich  auf  die  An» 
Stellung  der  Dienstboten  beziehen,  aufbewahren  und  iibcr  alle 
Kinzeiheiteii  d-  ,  Geschäfts  Aufechlufs  ^ebcn.  Sie  müssen  die  vor- 
^'eschriel)eiit  ( lebührenliste  so  sichtbar  in  ihrem  Bureau  anbringen, 
(lal.s  ihre  Kunden  sie  lesen  können.  Es  ist  ihnen  verboten,  ein 
I.o^Mcrhaus  zu  iialten  und  sich  direkt  oder  indirekt  an  seinem  Ge- 
vviiui  zu  bt  tciliL^en. 

Das  ( II  ^(•t/.  i>t  jflzl  seit  zwei  Jahren  in  Kraft  und  hat  ohne 
Fra^'e  nianelierlei  Ausbculuiij^  und  Ht-lru^  unnuif^lich  i^einacht ,  in- 
dem es  in  wirksamer  Weise  eine  an.stäiuhge  uml  nul/liciic,  aber  lie- 
sonders  hilflose  und  unertalueiie  Klasse  von  Arbeitern  beschützte. 
Es  hat  eine  unbedeutende  Vermintlerung  in  der  Zahl  der  Ver- 
mittlungsbureaus veranlafst  Die  Inhaber  der  noch  bestehenden 
Bureaus  erheben  keine  besonderen  Beschwerden.  Die  Inspektoren 
berichten,  dals  das  Gesetz  im  ganzen  gewissenhaft  beobachtet  wird, 
obschon  einige  Male  Anlais  zu  dem  Verdacht  vorhanden  war,  da£s 
Bücher  gefälscht  wurden,  und  da(s  höhere  Gebühren  als  die  ein- 
getrs^enen  verlangt  wurden.  In  Wellington,  der  Hauptstadt  der 
Kolonie,  hat  das  Arbeitsamt  selbst  ein  derart^es  Bureau  unter 
weiblicher  Leitung  eingerichtet.  Bis  jetzt  aber  hat  es  den  privaten 
Bureaus  keine  ernste  Konkurrenz  gemacht,  obschon  sich  sein  Ge- 
schäft l)eständig  ausilehnt. 

Seit  dem  Hestchcn  des  (iesetzcs  sind  einige  Hureauinhaber 
wegen  l  't  berv  orteilung  zur  X'erantwortung  gezogen  und  fast  immer 
zu  einer  (lelilstrate  \erurteilt  worden.  W  ird  ein  Bureauiuhaber  in 
drei  Jahren  dreimal  verurteilt,  so  wird  ihm  der  lictrieb  seines  Ge- 
schäftes auf  wenigstens  12  .Monate  untersagt. 

Die  obi'^en  Ausführungen  enthalten  einen  kurzen  Rericht  über 
den  Inhalt  und  die  Wirksamkeit  von  drei  praktischen  und  nützlichen 
(ieset/en.  Trotz  der  weitgehenden  Staatseiumischung.  die  sie  nötig 
gemacht  haben,  sind  sie  von  der  Kolonie  wiUig  aufgenommen 
worden  und  jedermann  giebt  zu,  dafs  sie  Schaden  beseitigt  und 
Nutzen  gestiftet  haben.  Man  beurteilt  sie  nach  ihren  Wirkungen. 
Ihr  Erfolg  und  die  Aufnahme,  die  sie  beim  Publikum  gefunden 
haben,  erklart  sich  daraus,  dafs  sie  keine  extremen  Ziele  verfolgen. 
Sie  stellen  im  allgemeinen  keine  höheren  Anforderungen  an  die 
Menschlichkeit  der  Unternehmer,  als  die  bessere  Klasse  derselben 
schon  vorher  in  der  1  eitung  ihrer  Fabriken .  Laden  und  Bureaus, 
anerkannt  hatte.  Diese  bessere  Klasse  sieht  sich  daher  durch  das 
Gesetz  keineswegs  belästigt,  sondern  betrachtet  es  als  Schutz  g^en 
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die  illoyale  Konkurrenz  der  sweater  um!  I'roisdriicker.  Das  wird 
von  den  L^^rcilstcn  und  cinflul'sreich.slcn  Unternehnicrn  d.-ink!)ar  an- 
erkannt. Der  Zwek  dieser  drei  ( icsetze  ist ,  die  \  ei  haltnissc  der 
nieikren  Ik'triebsformen  allmäliiicli  auf  das  Niveau  der  höheren  zu 
heben.  Durch  diesen  ..Hcljniigsprozcls"  hat  das  Arbcitsanit  un- 
gemein viel  Nutzen  ge>liitLt,  ohne  dadurch  den  Handel  und  das 
•Gewerbe  des  lindes  zu  schädigen. 


Digitized  by  Google 


VBRSmiOTB  8TAATBN  VON  AMERIKA. 


Die  gesetzliche  Regelung  der  Kinderarbeit  im 

Staate  Illinois. 

\  Von 

FLORENCE  KELLEY, 
in  Cliici^o. 

Das  Interesse  lur  die  Wohlfahrt  der  im  Lohnverhältnis  stehendei» 

Kinder  des  Staates  Illinois  hat  in  den  letzten  lo  Jahren  ununter- 
brochene Bemühunji^en  der  Gewerk\'ereine,  der  Pädagogen  und  der 
Philanthropen  veranlafst,  um  eine  Gesetzgebung  über  die  Rejreluncr 
der  gewerbsniäfsigcn  Beschäftigung  der  Kinder  und  ihre  Schul- 
pflicht durchzusetzen.  Verschiedene  Kntschcidungcii,  die  der  (Oberste 
(icrichtshof"  des  Staates  in  jüngster  Zeit  getroffen  liat ,  haben  die 
Bewegung,  welche  die  Beschränkung  der  Kinderai l)oil  bezweckt, 
bedeutend  gffiirderl.  Diese  Knt>clR'iduiigen  haben  nämlich  eine 
Reihe  \<)n  desci/cn,  die  zu  guiisteii  crwaeiisener  Arbeiter  erlassen 
worden  waren,  für  uagiltig  erklärt  unil  die  Arbeiter  in  Illinois  da- 
von abgeschreckt,  auf  diesem  Wege  eine  Verbesserung  ihrer  l^e 
zu  erstreben.  Der  oberste  Gerichtshof  hat  sich  in  so  bestimmter 
Weise  iiir  die  Aufrechterhaltung  der  Vertragsfreiheit  erklart,  dafe 
keine  sie  irgendwie  beschrankende  Gesetzgebung  durchfiihrbar  ist. 
Es  bleibt  den  Arbeitern  daher  nichts  anderes  übrig,  als  ihre  ganze 
Kraft  für  eine  Gesetzgebung  der  Minderjährigen  einzusetzen,  gegen 
die  der  oberste  Gerichtshof  keinen  verwerfenden  Einspruch  er- 
heben kann. 

Da  es  in  Illinois  keine  Textilindustrie  giebt,  ist  die  Zahl  der 
erwerbsmäfsig  beschäftigten  Kindi  r  nirlu  '^o  grofs,  dafs  eine  Agitation^ 
welche  die  Regelung  ihrer  Xrix  ii  beabsichtigt,  von  vornh  r<  in  als 
aussichtslos  betrachtet  werden  dürfte.    Man  kann  die  Kinderarbeit 
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für  die  Industricen  Illinois  nicht  in  dem  (ir.uk-  wie  für  die  Icxtil- 
fabrikcn  in  Massaehusetts  und  l'eiiris\-l\aiiia  als  unenlhehrlich  be- 
zeichnen. Ks  erM  hi  inl  daher  nicht  unbilliLj,  wenn  in.m  in  einein 
Staate,  der  3  Millionen  Einwohnet  zulilt,  tlie  Arbeit  von  I3(X)0 
unter  16  Jahren  alten  Kindern  aus  humanen  Gründen  zu  beschränken 
sucht;  ja,  es  dürfte  sogar  die  Zahl  15 000  noch  zu  hoch  gegriflen 
sein,  da  die  Fabrikinspektoren  im  Jahre  1896  nach  ihrem  zuletzt 
veröffentlichten  Berichte  nur  7340  unter  x6  Jahre  alte  Knaben  und 
Mädchen  in  einer  Gesamtzahl  von  200 140  Arbeitern  in  den  Fabriken 
und  Werkstätten  gefunden  haben.  Diese  beiden  Umstände  —  die 
gerichtlichen  Entscheidungen  g^en  Gesetze  für  Erwachsene  und  die 
verhältnisniäfsig  geringe  Zahl  der  durch  die  Gesetzgebung  zu 
schützenden  Kinder  —  haben  die  Kräfte,  die  sich  in  anderen  Staaten 
über  weite  (  iebiete  zerstreuten,  auf  diesen  einen  Zweck,  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Kinderarbeit,  konzentriert. 

Kinc  andere  Frwäj^ung,  welche  zur  X'erbreitun^  der  .\;:iitation 
gefülirt  hat,  ents]>rani;  der  hilflosen  I-age,  in  welcher  sich  \  iele  ar- 
beilendi-  Kinder  bctiiideii.  Da  eine  staatliche  L  iilalK  ersirlu  rung 
und  eine  .\rbeitersciuit/L,'eset/^ebun^  nicht  besteht,  sind  die  Kinder 
in  einzelnen  Beschäftit^ungen  grofsen  Gefahren  und  rücksichtsloser 
Ausbeutung  ausgesetzt  worden.  Ks  ist  dadurch  «las  iWTentliche  Mit- 
leid erregt  worden,  da.s  ra^stlose  Bemühungen  zu  gunslen  eines 
I^slativcn  Eingriffs  veranlafst  hat.  Die  auffallendsten  Beispiele 
«iner  derartigen  Ausbeutung  boten  die  Arbeit  der  Knaben  in  den 
Glashütten,  in  den  Schlachthofen  und  die  der  Kinder  in  den  Schwitz- 
höhlen. In  dem  dritten  Bericht  der  Fabrik-Inspektoren  (1895) 
findet  sich  folgende  Bemerkung  über  die  Beschäftigung  kleiner 
Knaben  in  den  Flaschenfabriken  zu  Alton,  die  als  die  grölsten  der 
Welt  gelten.  ,JKielne  Kinder  mit  verbundenem  Kopf  und  Händen, 
an  denen  sie  Brandwunden  beim  Schmelzen  des  Glases  und  dem 
Schwingen  rotglühender  Stangen  erhalten  haben,  huschen  nach  allen 
Richtungen,  um  der  Ciefahr  aufeinander  zu  stofsen,  ZU  entgehen, 
während  über  ihren  Kö[)fen  die  Bläser  ihre  langen  Röhren  schw  ingcn. 
.  .  .  .  Die  dabei  nötige  Schnelligkeit  und  die  furchtbare  Hitze  machen 
das  beständige  Laufen  der  Knaben  zu  einer  höch-<t  ermüdenden 
Thätigkeit  ....  Diese  AnstrenguiiL':  mufs  bei  läge  uiul  bei  Nacht 
ertragen  werden,  da  die  Arbeitszeit  der  Knaben  ge>etzlicl\  nicht 
beschränkt  und  ihre  Nachtarbeit  nicht  verboten  ist.  h.ine  .Auswahl 
der  älteren  Knaben  für  die  Nachtarbeit  findet  nicht  statt.  Sieben* 
und  aclujährige  Kinder  arbeiten  bis  3  Uhr  morgens  und  gehen 
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dann  rlürfti-^'  bekleidet,  tiaclificm  sie  beständijr  in  der  heifsen  Luft 
der  <  ilaslültte  uiiiher^^elauten  smd,  liber  das  Eis  und  in  der  Kälte 
des  frühen  Morgens  nach  den  Zelten  und  Kähnen,  in  welchen  sie 
an  den  Ufern  des  gefrorenen  Flusses  wohnen."  In  diesem  einen 
Betriebe  wurden  nach  dem  letzten  Inspektionsbericht  265  unter  16 
Jahre  alte  Knaben  beschäftigt. 

In  den  Schwitzhöhlen  Chicagos  ist  die  Zahl  der  in  den  Jahren 
1894 — 1896  beschäftigten  Kinder  die  folgende: 


Die  allgemeine  Erbitterung  über  das  ganze  Swcatingsystem  ist 
so  stark,  dafe  die  Thatsache,  dafe  über  1000  Kinder  in  den  Heim- 
werkstätten beschäftigt  waren,  nicht  nur  die  .Agitation  gegen  dieses 
System,  sondern  auch  die  zu  Gunsten  einer  energischen  R^elung 
aller  Kinderarbeit  auf  das  Wirksamste  förderte. 

Es  wurden  schtielslich  auch  in  jedem  Jahr  200— 300  arbeitende 
Kindfer  in  den  Schlachtitäusern  gefunden,  von  denen  einige  dazu 
bestimmt  sind,  die  Tiere  au&uschneiden,  nachdem  das  Fell  entfernt 
ist  Sie  stehen  dabei  im  Wasser,  das  den  I'^ufsboden  überschwemmt 
und  ihn  \on  dem  Abfall  rein^^t.  Eine  rohere  Arbeit  als  diese  wird 
von  keinem  Mann  v  erlangt.  Ks  werden  auch  Knaben  in  den  grofsen 
Kon«»er\enfal>rik('n,  die  mit  den  Schlachthäusern  Chicagos  verbunden 
sind,  b<  i  dem  iictriebe  gefährlicher  Maschineti  beschäftigt.  Diese 
l  "ebel  und  <  iclahreri.  die  einzelne  Arten  tler  Kindtrrarbeit  mit  sich 
biiir^eii,  trugen  el)ens()  sehr  wie  die  beiden  t>ben  erwähnten  L'm- 
stände  tiazu  bei,  den  h.rlafs  \  011  (  u  >ctzen,  die  die  Regelung  dieser 
Arbeit  zum  Zweck  haben,  zu  beschleunigen. 


Dem  im  .Staate  Illinois  bestehenden  (Tcsetz  zur  Regelung  der 
Kinderarbeit,  welches  am  l.  Juli  1897  in  Wirksamkeit  trat,  sind  drei 
zu  demselben  Zweck  in  den  Jalu-en  1887,  1891  und  1893  erlassene 

Gesetze  vorherL;eL;an;^en. 

Das  <  loctz  MM1  betraf  nur  (lie  Beschäftigung  der  Kinder 

in  den  Bergwerki  11  uml  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Keine  unter 
14  Jahre  alte  TcrsKn  und  keine  hVau  darf  iti  einem  Bergwerke 
arbeiten ;  ehe  ein  Knabe  zur  Arbeit  in  einem  Bergwerke  zugelassen 
wird,  mufs  er  eine  .schriftliche  Erklärung  seines  Vaters  oder  Vor- 
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mundcs,  die  vor  einem  Fi  ic  lensrichter  oder  Notar  eidlich  bckräfli^^t 
und  unterscliricben  ist,  bcibrinjijen,  die  besaf^t,  dafs  er  14  jalir  alt 
ist.  Derarti;^^"  Rescheinigunj^cn  für  alle  in  einem  Rers^werk  be- 
sclutftii4ten  Knaben  müssen  dem  Inspektor  auf  X'^eriani^en  \  <  H  L^ezei^t 
werden.  Die  Strafbestlinmun;^^  in  diesem  Rei i^^werkin  ^clz  ist  sehärfer 
als  <lie  in  tlen  anderen  („lesetzen  des  Staates,  die  >ieh  mit  Kinder- 
arbeit liefassen;  sie  lautet:  ,Jcde  IVrsoii,  die  es  xcrsäumt  oder  sich 
weigert  die  Vorschriften  dieses  Geset/.cs  zu  erfüllen,  macht  sich 
eines  Veilchens  schuldig,  das  mit  einer  Geldstrafe  zu  belegen  ist 
Diese  Strafe  beträgt  (lir  die  erstmalige  Uebertretung  mindestens 
50  Dollars  und  höchstens  200  Dollars  und  (tir  die  zweite  Ueber- 
tretung  mindestens  100  Dollars  und  höchstens  500  Dollars." 

Diese  Bestimmung  ist  nicht  geändert  worden  und  gilt  noch 
jetzt  för  alle  Bergwerke  des  Staates. 

IL 

Das  zweite  Gesetz  von  189I  enthielt  nur  die  folgenden  dürftigen 
und  unzulänglichen  Bestimmungen:  „Kein  unter  13  Jahre  altes 
Kind  soll  von  einer  Firma,  Korporation  oder  Person  avifser  unter 
den  folgendeti  Redingungen  gemietet  oder  beschäftigt  werden.  Wenn 
die  lokale  Srhulbi'lH'Vde  oder  die  Seluildirektoren  sich  uber/.eugen, 
dafs  <lie  Arbeit  oder  die  iJienste  des  Kindes  nötig  sind,  um  die 
l'nterhaltsmittel  für  einen  invaliflen  ofler  gebrechlichen  X'erwandten 
zu  beschaffen,  und  dafs  dieser  X'erwandte  teilweise  oder  voll- 
ständig von  der  Thätii^keit  des  Kindes  abhängt,  dann  soll  die 
lokale  .Schulbehörde  dem  Kinde  eine  Bescheinigung  geben,  die  seine 
Beschäftigung  gestattet.  Diese  Bescheinigung  soll  den  Namen,  das 
Atter  und  die  Wohnung  des  betreffenden  Kindes  enthalten  und  in 
ein  zu  diesem  Zweck  bestimmtes  Buch  eingetragen  werden.  Die 
Bescheinigung  soll  aber  nur  unter  der  Bedingung  ausgestellt  werden, 
dass  nachgewiesen  wird,  dafs  das  Kind  während  acht  Wochen  des 
laufenden  Schuljahres  eine  öffentliche  oder  private  Schule  besucht 
hat.  Eine  Strafe  von  10 — 50  Dollars  wurde  auf  die  erstmalige 
Verletzung  dieser  Bestimmung  gesetzt  und  für  jeden  Tag,  an  welchem 
die  Beschäftigung  des  Kindes  fortgesetzt  wird,  wird  eine  Wieder- 
hohing  des  X'ergehens  angerechnet.  Die  .Strafe  traf  sowohl  die 
Eltern  wie  die  .Xrlieitgeber.  .\ufser  dieser  Beschränkung  der  Kinder- 
arbeit auf  das  Alter  über  13  Jahre,  von  der  die  Kinder,  die  fiir 
einen  inxaliden  oder  gebrechlichen  \'erwandttMi  zu  sorgen  hatten, 
ausgenommen  waren,  enthielt  das  Gesetz  von  1891  keine  bemerkens- 


534 


Gescttgdwng:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 


werten  Bestimmungen.  Seine  Ausdehnung  war  möglichst  weil  ge- 
halten und  es  umfafste  jede  Person,  Firma  oder  Korporation.  Es 
war  aber  kein  Staatä>eamter  mit  der  Aufekht  über  seine  Durch- 
führung beauftragt.  Da  die  lokalen  Schulbehorden  einzelnen  Kindern 
Bescheinigutigen  ausstellen  mufsten,  worüber  Buch  zu  fUhren  war, 
so  ging  die  Schulbehörde  Chicagos  einen  Schritt  weiter  und  be* 
stimmte  einen  ihrer  Beamten  dazu,  Fabriken  und  Läden  zu  be- 
suchen, um  etwaige  Verletzungen  des  Gesetzes  ausfindig  zu  machen. 
Auch  Kinder,  die  mit  Hausarbeit  im  Widerspruch  mit  diesem  Ge- 
setze beschäftigt  waren,  wurden  aufgesucht  und  dazu  angehalten, 
entweder  die  Schule  während  der  geforderten  8  Wochen  zu  be- 
suchen, oder  sich  von  der  Sclmlbehörde  einen  Ausnahnieschein 
geben  7u  lassen.  Keine  andere  Stadl  traf  l^nliche  Mafsrcgehi  imd 
das  (lesetz  bheb  daher  auiserlialb  Chicagos  ein  toter  Buchstabe, 
hl  Chicago  stelke  die  grofse  Zahl  der  Fabriken ,  Werkstätten  und 
Läden,  ganz  abgesehen  von  den  liäusern,  in  welchen  Kindci  mit 
Hau.sarbeit  beschäftigt  waren,  Frau  Marie  (^wens,  die  nn  Jalire 
1891  ernannt  worden  war,  um  die  Krkundigungen  nach  dem  Alter, 
der  Arbeitszeit  und  den  Bescheinigungen  der  Kinder  ein/u/iehen. 
vor  eine  fast  hoftnungsl<jse  Aufgabe,  die  dadurch  noci»  Ijedeutenti  er- 
schwert wurde,  dafs  keine  (ieburtslisten  für  die  aufserhalb  Chicagos 
geborenen  Kinder  zur  Verfügung  standen,  und  Frau  Owens  nicht 
befugt  war,  eine  eidliche  Aussage  von  den  Eltern,  dem  Kinde,  oder 
dem  Vormunde  zu  verlangen.  Sie  mufste  daher  viele  Kinder,  die 
offenbar  unter  13  Jahren  alt  waren,  bei  ihrer  Arbeit  lassen,  weil 
keine  Beweismittel  zur  Rechtfertigung  ihres  Einschreitens  vorhanden 
waren.  Die  Schwierigkeiten  ihrer  Aufgabe  wurden  dadurch  noch 
vci^profsert,  dals  die  Schulbehörde  aus  sentimentalen  Gründen  unter 
13  Jahre  alten  Kindern,  die  acht  Wochen  im  laufenden  Schul- 
jahre die  Schule  besucht  hatten ,  Arbeitsbescheinigungen  ausstellte, 
auch  wenn  sie  keine  invaliflen  oder  gebrechlichen  Verwandten  zu 
unterstützen  hatten.  Die  Behörde  weigerte  sich  regelmäGsig,  .Arbeit- 
geber oder  Eltern  unter  .Anklage  zu  stellen. 

Trotz  dieser  Mängel  in  der  Fassung  und  Ausfuhrung  des 
<'Tesctzes  ist  es  doch  nicht  ohne  Nutzen  gewesen.  K>  gew»)hiite 
die  Cntci  ucluiii'r  Chicagos  an  die  Inspektion  ihrer  l"";ibriken  und 
Werkstätten;  es  führte  /u  der  Kntdeckung,  dafs  viele  Hunderte  sehr 
junger  Kinder,  die  die  Schule  nicht  besuchten,  erwerbsmäfsig  be- 
schäftigt waren ;  es  machte  diejenigen  .\rbeitgcber,  die  den  Vor- 
schriften lies  Cesctzcs  zu  folgen  bestrebt  waren,  auf  die  Beschränkung 
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der  Kinderarbeit  aufmerksam  und  veranlaiiste  sie»  sich  davon  zu 
überzeugen,  dafs  die  in  ihren  Betrieben  beschäftigten  unter  13  Jahre 
alten  Kinder  die  Schule  mindestens  acht  Wochen  während  des 

laufenden  Schuljahres  besucht  hatten.  Da  den  Eltern,  Kindern  oder 
Arbeitgebern  keine  Strafen  auferlegt  Avurdcn,  stiefs  das  Gesetz  auf 
keinen  Widerstand  und  es  ebnete  den  VV'^  für  den  Erlafe  der 
schärferen  Malkregel  des  Jahres  1893. 

III. 

Die  betreffenden  Bcstiininungen  des  Gesetzes  von  1893  be- 
ziehen sich  nur  nuf  die  Kinderarl)eit  in  i-abriken  und  Werkstätten, 
und  sie  sind  nach  iiiren  inals^ebenden  (  u-suiuspunktcn  dem  l  'abrik- 
inspekti()ns<^esctz,  dem  Achtstundcni;esetz  oder  dem  Kindeiarbeit- 
gesetz  ein<T[efügt  worden.  war  cm  sogenanntes  „Omnibusgesetz", 
das  eine  grofse  Mannigfaltigkeit  von  Bestimmungen  enthielt. 

Dieses  Gesetz  schuf  die  Aemter  des  Fabrikinspektors,  seines 
Assistenten  und  seiner  Gehilfen  für  den  Staat  Ulinois  imd  schrieb 
die  Emennuf^  dieser  Beamten  vor.  Es  unterwarf  ihrer  Inspektion 
jeden  industriellen  Betrieb,  jede  Fabrik  und  Werkstatte  des  Staates. 
Das  Gesetz  stellte  alle  unter  16  Jahre  alten  Kinder,  die  in  der 
Industrie  beschäftigt  waren,  unter  den  Schutz  dieser  staatlichen 
Inspektoren  und  entz<^  den  Gemeinden  das  Recht,  das  sie  unter 
dem  Gesetz  von  1891  besessen  hatten,  die  Bcstimmuuiijcn  über 
Kinderarbeit  dadurch  unwirksam  zu  machen,  dafs  sie  kt  ine  Beamten 
mit  ihrer  Durchfiihrung  beauftragten.  Es  bedeutete  also  einen  sehr 
wertvollen  h'ortschritt. 

Das  (iesctz  von  1893  erhöhte  das  Arbcilsalter  in  der  Industrie 
auf  14  Jahre  und  es  uiiter>chied  sich  dariti  \'on  seinem  \^orgänger, 
dafs  es  \er.schiedene  Bestimnum<^en  enthielt,  «iie  über  die  einfache 
FestsetzunjT  der  niedrigsten  Altersgrenze  hinau.sgin'^en.  Es  beseitigte 
alle  .Ausnahmen  für  die  im  (iewerbe  beschäftigten  Kinder.  Unter 
diesem  Gesetz  konnte  kein  Kin<l  unter  14  Jaincn  gcsetzmälsig  in 
einem  gewerblichen  Betriebe,  einer  I'^abrik  oder  Werkstätte  be- 
schäftigt werden,  selbst  wenn  dadurch  die  Unterhaltungskosten  noch 
so  alter  und  gebrechlicher  Verwandten  au^ebracht  werden  sollten. 
Das  Erlaubnisrecht,  das  in  dieser  Beziehung  den  lokalen  Schul- 
behörden durch  das  Gesetz  von  1891  gegeben  war,  wurde  somit, 
soweit  es  die  gewerbliche  Arbeit  betraf,  au%ehoben.  Das  war  ein 
weiterer  Gewinn. 

Das  Gesetz  von  1893  verlangte  eine  Erklärung  des  Vaters  oder 
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des  X'ormuiids,  dafs  das  Kind  14  J.ilirc  .ilt  sei,  die  er  unter  An- 
gabe des  Jahres,  des  Monats  und  des  Tages  der  Geburt  vor  einem 
Notar  oder  Friedensrichter  beschwören  muGste.  Diese  Erklärung 
mufste  in  dem  Kontor  des  Betriebes  niedergeie^  werden,  ehe  das 
Kind  gesetsmäfsig  beschäftigt  werden  konnte.  Waisen  mufsten  die 
Erklärung  selbst  abgeben.  Sie  mufs  stets  im  Kontor  des  Be- 
triebes aufbewahrt  werden,  damit  sie  bei  jeder  Inspektion  auf  Ver- 
langen des  Inspektors  vorgezeigt  werden  kann,  bis  das  Kind  das 
16.  Jahr  erreicht  hat  Nach  diesem  Gesetz  werden  alle  Knaben 
und  Mädchen  unter  16  Jahren  als  Kinder  bezeichnet  —  ein  sehener 
Gebrauch  des  Wortes,  da  Mädchen  mit  14  Jahren  heiraten  dürfen, 
aber  für  den  Fall  der  gewerbsmäfsigen  Beschäftigui^  bis  16  Jahre 
Kinder  bleiben. 

Die  liisiK-ktoren  waren  befugt  für  jedes  Kind  unter  16  Jahren 
aufser  flfr  l'>kl»'irung  über  das  Aller  eine  Bescheiniffxinij  zu  \er- 
lan^'cii,  dals  die  Körperkraft  des  Kindes  zu  der  von  ihm  verlangten 
Arbeitslcistuni;  ausreicht. 

Bis  die  [•^iitschcidun^  des  Obersten  (Tcrichtshofes  da^.  Acht- 
stundcni^esetz  für  verfassujicjswidrig  erklärte,  durfte  kein  Mädchen 
Uiiij^n  als  8  Stunden  des  lages  oder  48  Stunden  die  Woche  ar- 
beiten. 

Die  Inspektoren  waren  beauftragt,  die  Ausführung  dieses  Ge* 
setzes  zu  überwachen  und  jede  Verietzuu«;  \or  die  zuständigen 
Gerichte  zu  bringen.  Für  jede  Verletzung  war  eine  Geldstrafe  von 
3 — 100  Dollars  vorgesehen  worden. 

Dieses  Gesetz  blieb  vier  Jahre  vom  i.  Juli  1893 — i.  Juli  1897 
in  Kraft,  bis  es  durch  das  jetzige  umfassendere  und  schärfere  Ge- 
setz, „das  Kinderarbeitgesetz  von  1897^',  abgelost  wurde.  Die 
Durchführung  des  Gesetzes  \  on  1893  begegnete  mancherlei  5>chwierig- 
keitr[i.  \on  denen  ich  die  hauptsächlichsten  hervorheben  will.  Die 
Zahl  der  Inspektoren  war  flir  den  drittgrölsten  Industriestaat  der 
Tiiion  durchaus  unzureichend.  Zwölf  Inspektoren  .sollten  unter  6607 
Betrieben,  die  unter  ihrer  Aufsicht  stanrlen,  mehr  als  2O0O  Sclnvitz- 
höhleii  überw.'irluMi  und  in  ihnen  die  Beobachtung  satiitärer  \'<>r- 
schrifitii  kl )nti I )Iiien.  Aulserdcm  wurden  den  Inspektoren  nur  4000 
Dollars  l)e\\  illij^t,  um  damit  ihre  Reisekosten  nnd  andere  notwendi-^e 
Ausgaben  zu  l)cstreilen  ''eiii^eliiielslicli  der  Kosten  für  die  Bureau- 
mietc,  Eisenbahnbillet- .  Honorare  des  RecIilsanwaUs ,  Hotel- 
rechnun^en,  Post.se  ntlun^en  und  Drucksachen).  Während  der 
ersten  18  Monate  bereitete  das  \''orgehcn  des  Obersten  (jerichts- 
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linfcs  vnn  Illinois  der  Durchführung  des  (lesetzes  ein  uiiüherwiiid- 
Ücho  Mindcrnis,  indem  er  einen  Teil  des  (iesetzes  M)ni  Mär/.  1894 
bis  März  1895  durch  endlose  Beratungen  verzögerte.  In  dieser  Zeit 
wufste  niemand,  ob  die  betrefTenden  Bestimmungen  als  rechtskräftig 
und  för  die  Arbeitgeber  bindend  anerkannt  werden  sollten,  oder 
ob  das  ganze  Gesetz,  die  Einsetzung  der  Inspektoren  eingeschlossen, 
itir  verfassungswidrig  und  damit  als  null  und  nichtig  erklärt  werden 
würde.  Schliefsltch  entschied  der  Oberste  Gerichtshof  von  Illinois 
am  15.  März  1895,  dafs  der  Achtstundenparagraph  verfassungs- 
widrig sei,  weil  er  sich  nicht  auf  Minderjährige  unter  18  Jahren 
beschränkte,  sondern  sich  auch  auf  erwachsene  Frauen  erstreckte, 
denen  nacli  der  X'erfassung  die  Vertragsfreiheit  nicht  beschränkt 
werden  durfte.  D  t  1  i >  Entscheidung  nicht  das  ganze  Gesetz  auf- 
hob, wurden  dir  Inspektoren  eingesetzt,  die  jetzt  ZU  bestimmen 
hatten,  welche  leile  des  (Gesetzes  durchgeführt  werflen  sollten; 
aber  es  nahm  ihnen  jene  Kntsrheidung  die  Hilfe  ur>d  Mitwirkung 
eines  grofscn  Teiles  der  Arbeiterklasse,  der  sieh  frtih''!  lur  das 
Ge-ctz  interessiert  hatte,  weil  es  die  Arbeitszeit  der  .Madchen  und 
I  Vauen  auf  8  Stunden  beschränkte,  aber  der  kein  besonderes  Interesse 
an  der  Durchführung  der  Bestiinmungen  über  .Schwitzhöhlen  vuid 
Kinderarbeit  hatte,  denen   überdio   mancherlei  Mängel  anliaflekii. 

Trotz  dieser  entmutigenden  l  iiistände  gelang  es  den  Inspektoren, 
einen  grofsen  Teil  ihrer  Aufgabe  zu  erlullen  und  die  folgende 
Tabelle  enthält  die  Zahl  der  von  ihnen  besuchten  gewerblichen 
Betriebe,  Fabriken  und  Werkstätten  und  die  Zah\  der  darin  be- 
schäftigten Männer,  Frauen  und  Kinder: 


Mldchen 

Knaben 

Franen 

Mknner 

Gesamtzahl 

Gesamtzahl 

Zahl  der  b. 

Jahre  unter  16 

anter  16 

aber  16 

Uber  16 

der 

der 

suchten 

Jahren 

Jahren 

Jahren 

Jahren 

Kinder 

Arbeiter 

Betriebe 

1896  2695 

4645 

30781 

162019 

7340 

aooi40 

6707 

1805  3727 

4807 

30  670 

151075 

8624 

190  36«) 

4  540 

1 S04     3  200 

4030 

24335 

97  boo 

8130 

130  (.6  5 

3440 

iSoj;  2251 

4205 

1728S 

524S0 

()4S6 

70224 

2  362 

Die  Zunahme  in  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  die  .sich 
aus  der  obigen  Tabellr  ergirht,  Itewei-^t  nirht  notwendig  eine  ent- 
sprecheiule  \'erin(^Iunng  der  Xrhiitsgelegenlu  iten,  sondern  \  irhnrhr 
eine  .Steigt  rurig  dc^  l-.rt<)lge>  (Ur  Insj)ektion,  da  die  hispektoren  von 
Jahr  zu  Jahr  an  h.rlahrung  gewinnen ,  und  ihre  Kenntnis  der  Be- 
triebe ininier  eingehender  und  uinfa->^cii(l(r  wu'd.  Schon  in  den 
ersten  sechs  Monaten  ihrer  Thätigkeit  entdeckten  sie  6456  arbeitende 
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Kinda*  unter  i6  Jahren,  wie  aus  ihrem  ersten  Bericht  iur  das  Jahr 
1893,  der  am  15.  Dezember  dem  Gouverneur  Altgeld  überreicht 
wurde,  zu  ersehen  ist.  Die  grolste  Zahl  der  in  Fabriken  und  Werk* 
statten  beschäftigten  Kinder  betrug  S624  im  Jahre  1895;  im 
nächsten  Jahre  fiel  diese  Zahl  nach  dem  zuletzt  veröffentlichten 
Bericht  auf  7340.  Die  Inspektoren  sind  der  Ansicht  dafs  diese  Ab- 
nahme der  Kinderarbeit  auf  die  strenge  Durchführung  des  (iesctzes 
zurückziiführon  ist;  denn  sie  haben  im  Jahre  1896  Arbeitgeber 
wegen  folgender  Beschuldigungen  verklagt: 

Verletzungen  des  Kinderarbeitgesetzes. 

ßcschäfliRunjj  von  Kiiidcm  unter  14  Jahren   j8 

Beschäftigung  von  Kindern  unter  16  Jahren,  für  die  keine  Be- 
scheinigungen vorhanden  waren  471 

BeschiAisiiiig  von  Kindeni  unter  16  Jahicn,  die  nicht  eingetragen 

waren   86 

BctehMfUgimg  von  Kindern  anter  t6  Jahren,  für  die  kein  Wand- 
anschlag gemacht  war   41 


Die  auferl^en  Strafen  waren  gewohnlich  nach  dem  im  Gesetz 
vorgeschriebenen  Minimalsatz  bemessen;  in  vielen  Fällen  wurde  nur 
auf  Kostenzahlung  erkannt,  wenn  nachgewiesen  wurde,  dafs  es  ein 

erstmaliges  Vergehen  war,  und  die  Versicherung  gegeben  wurde, 
dai's  das  Gesetz  in  Zukunft  befolgt  werden  würde.  Für  verant- 
wortliche Arbeitgeber  ist  die  Vorladung  und  das  Erscheinen  vnr 
Gericht  unter  einer  ("luasi-kriminellen  AnkUige  eine  weit  emi)tiiul- 
Uchcrc  Strafe  als  die  Zahlung  einer  ufibcdeutenden  Geldstrafe.  Die 
geringe  Zahl  der  rückfälligen  L  eberlreter  zeugt  \  oii  der  Wirksamkeit 
dieses  X'erfahrens.  Im  allgemeinen  scheint  es  für  die  Dmchführung 
des  Kinderarbeitgesetzes  sich  am  meisten  zu  emprehlen,  tlas  nietlrigste 
Strafmafs  anzuwenden,  weil  dadurch  am  wenigsten  Unwillen  gegen 
das  (iesetz  erregt  wird  und  ilie  Arbeitgeber  doch  an  ihre  Pflicht 
gegen  die  Kinder  gemahnt  werden.  Obschon  gewisse  Industrie- 
zwe^  von  dem  Gesetz  so  schwer  getroffen  wurden  (bes.  die 
Fla.schen&briken  in  Alton),  daGs  Gouverneur  Altgeld  um  die  Nicht* 
anwendung  des  Gesetzes  auf  sie  angegangen  wurde,  hat  es  der 
Fabrikantenverein  von  Illinois  doch  abgelehnt,  die  Sache  derjenigen 
seiner  Mitglieder  vor  Gericht  zu  vertreten,  die  das  Gesetz  x^erletzt 
hatten  und  deswegen  von  den  Inspektoren  angezeigt  worden  waren. 


Gefamtzahl  der  gerichtlich  belangten  Vergehen 
Snnune  der  beiahlten  Strafen  nnd  Kosten  .  . 
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4078  Dollars. 
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Im  allgemeinen  fenden  die  Prinzipien ,  auf  denen  das  Gesetz 
von  1893  beruhte,  allgemeine  Billigung,  und  das  Verbot  der  ge- 
werblichen  Beschäftigung  der  unter  14  Jahren  alten  Kinder  ist  da- 
durch im  Prinzip  ebenso  unumsto£slich  gesichert  wie  jenes  betreBs 
der  Beschäftigung  der  Kinder  in  Bergwerken  durch  das  Gesetz 
von  1887.  Die  Regelung  und  Beschränkung  der  Arbeit  der  14-  bis 
16 jährigen  Kinder  ist  durch  das  Gesetz  von  1893  zuerst  gefordert 
worden  und  hat  so  allgemeinen  Beifall  gefunden ,  dafs  das  Gesetz 
von  1897  die  gleiche  Forderung  für  eine  ungleich  gröfeere  Kinder- 
zahl stellte. 

Die  Wirkung  des  Gesetzes,  bei  der  Anstellung  der  Kinder  die 
Auswahl  der  gröfstcn  und  stärksten  zu  bcfaiiistit^'on ,  war  unver- 
kennbar. Sic  wurde  noch  dadurch  verstärkt,  dals  che  Inspcktoreii 
befugt  waren,  ein  ärztliches  Zeugnis  von  jedem  Kinde  über  seinen 
Ciesundheitszustand  zu  verlangen ,  dessen  Körperkraft  ihnen  für  die 
geforderte  Arbeitsleistung  nicht  ausreichend  zu  sein  schien.  Die 
Folge  dieser  Bestimmung  und  des  Verbotes  der  Beschäftigung  der 
Kinder  unter  14  Jahren  war  nun  s^r  häufig,  da&  Kinder,  die  in 
dieser  Weise  von  den  Fabriken  und  Werkstatten  ausgeschlossen 
wurden,  Arbeit  in  Läden  und  Waschanstalten  fanden,  die  sie  nach 
den  stehengebliebenen  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1891  ver- 
richten durften.  Denn  da  das  Gesetz  von  1893  die  sich  auf  die 
nichtgewerbliche  Arbeit  der  Kinder  beziehenden  Vorschriften  des 
Gesetzes  von  1891  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  hatte,  stand  die 
Beschäftigung  der  Kinder  in  Handelsgeschäften  noch  unter  den  Be- 
stimmimgcn  jenes  älteren  Gesetzes.  Es  mufsten  demgemäls  die  in 
den  Läden  beschäftigten  Kinder  unter  13  Jahren  nach  wie  vor 
einen  F.rlaubnisschein  der  lokalen  Schulbehörde  erhalti  n,  waren  aber 
über  jenes  Alter  hinaus  \on  jeder  Hcschränkuiii,^  uivfl  staatlichen 
Aufsicht  befreit.  Es  ergab  sich  clalier  der  seltsame  \Vidersj)ruch, 
dals  13  jährige  Kinder  ohne  irgendwelche  Bescheinigung  in  l.äden 
Bureaus  und  W  äschereien  oder  als  Laufburschen  uml  Depeschen- 
boten gesetzmälsig  arbeiten  durften:  dals  sogar  jüngere  Kinder  in 
dieser  Weise  beschäftigt  werden  keinnteii,  wenn  sie  ein  Zeugnis  der 
Schulbehördc  beibrachten,  dafs  sie  im  laufenden  Schuljahre  acht 
Wochen  die  Schule  besucht  hatten;  während  sie,  um  in  einer 
Fabrik  oder  Werkstätte  arbeiten  zu  dürfen,  volle  14  Jahre  alt  sein 
und  die  elterliche  Bescheinigung  darüber  eingereicht  haben  mußten. 
Diese  Inkonsequenz  erregte  den  Unwillen  der  Fabrikanten,  wekhe 
die  Bevorzugung  der  Handelsgeschäfte  unbillig  &nden,  und  verwirrte 
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die  Eltern,  die  nicht  verstehen  konnten,  warum  ein  kleines  Madchen 
nach  einer  einfachen  Aussage,  da(s  es  über  13  Jahre  alt  sei,  in  einein 
Laden  angestellt  werden  dürfte,  dafs  es  aber  in  einer  Fabrik  ohne 
die  Bescheinigung  des  Vaters,  daCs  es  14  Jahre  alt  sei,  nicht 

arbeiten  durfle. 

Die  Befürworter  der  Kinderarbeitgesetzj^cbung  empfanden 
diese  Anomalie  ebenso  schmerzlich  wie  die  Hltern  und  Arbeit- 
sgeber der  Kinder;  inid  sie  reichten  im  Jalire  1895  einen  Gfsetz- 
entwurf  ein,  der  eine  einheitliche  Zusanmicnfa^-uii;;  aüt  r  in  Ilhnuis 
bestehenden,  ilie  Bcschäfti-^niiiLC  Minderjahri^fci  l>i  ti  L  ticndcn  (resetze 
VülIbrinL^cn  um!  die  einschläLii;^fen  Bestiminun^^a-ii,  liic  sich  in  anderen 
Indu>ii  u  staaleii  der  l  niun  am  meisten  bewährt  hatti-n ,  entiiaUen 
sollte.  Oh.sehuii  dieser  I'aitwurf  nicht  zum  (resetz  (.rholjcn  wurde, 
ist  er  doch  noch  benierkensweii,  weil  er  verschiedene  Hestimmua^^en 
enthielt,  die  stets  ein  G^enstand  der  Agitation  gewesen  sind,  und 
die  jedenfalls  in  der  kommenden  Session  wieder  zur  Verhandlung 
kommen  werden.  Der  Entwurf  bestimmte,  dal^  kein  unter  16  Jahre 
altes  Kind  erwerbsmäfsig  beschäftigt  werden  dürfte  und  setzte  im 
einzelnen  folgendes  fest:  Kein  Kind  unter  16  Jahren,  das  einfache 
englische  Satze  weder  lesen  noch  schreiben  kann,  soll  gegen  Lohn 
beschäftigt  werden.  Kinder,  die  als  Boten,  Hausierer  und  Verkäufer 
beschäftigt  werden,  müssen  einen  Erlaubnisschein  haben,  der  nur 
solchen ,  die  über  14  Jahre  alt  sind  und  die  P-n^disch  lesen  und 
schreiben  können,  «[gegeben  werden  soll.  Minderjährige  unter 
14  Jahren  dürfen  horhstcns  8  Stunden  des  Tages  oder  48  Stunden 
die  Woche  imd  nicht  nach  9  Uhr  abends  und  vor  6  Uhr  morgens 
bescliäfti«j;^t  werden.  Zwei  Aerzte,  ein  Mann  und  eine  h'rau,  sollen 
ernaiuit  werden,  die  sich  ausschliefslich  der  l'ntersuchun^^  der  in 
Handel  und  (tewerbe  beschäftigten  Kinder  zu  widmen  haben,  und 
die  Zeugnisse  über  körperliche  1  .eistung.sfähigkeit  au.^>telleii  und 
xerweii^ern  ki>nnen.  Gegen  ihre  Entscheidung  kann  keine  Berufung 
eingelegt  weuh  n. 

Der  Entwurf  wurde  aniendicrt,  um  den  mannigfachen  Ein- 
wendungen, die  zum  Teil  von  Arbeitern,  hauptsächlich  aber  von 
Arbei^ebern  dagegen  erhoben  wurden,  Rechnung  zu  tragen.  Die 
Bergleute  widersetzten  sich  der  Forderung,  dafs  Hausierer  und 
Käufer  mit  einem  Erlaubnisschein  versehen  sein  sollten.  Wenn  sie 
auch  nicht  wünschen,  dafs  unter  14  Jahre  alte  Kinder  in  den  Berg- 
werken arbeiten,  so  sehen  sie  es  doch  sehr  gern,  wenn  ihre  eigenen 
Knaben  und  Mädchen  in  ihrer  schulfreien  Zeit  mit  Obst  und  Ge« 
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^lu^c  l^au^itren,  die  ihre  l'Vaueii  in  ihren  kleinen  Gärten  ziehen. 
Die  Buchdrucker  beschäftigen  i/jahnge  Burschen  und  lassen  sie  in 
den  Zeitungsdruckereien  des  Xachts  arbeiten.  Sie  widersetzten  sich 
daher  dem  vorgeschlagenen  Verbot  der  Arbeit  von  Knaben  unter 
18  Jahren  zwischen  9  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens.  Sie 
billigten  ein  solches  Verbot  für  Knaben  unter  16  Jahren  und  wider- 
sprachen energisch  seiner  Anwendung  auf  junge  Männer  von 
16  bis  18  Jahren.  Die  Zeitui^en,  welche  von  den  Arbeitern  der  Hin- 
wandererkolonieen  gelesen  werden,  widersetzten  sich  der  Forderung, 
da(s  Kinder  einfache  englische  Sätze  lesen  und  schreiben  können 
sollten;  denn  sie  erklärten,  dafs  der  rnterricht,  den  die  Kinder  in 
ihrer  Heimat  erhalten  hätten,  in  Rechnung  gezogen  werden  müsse, 
da  sonst  der  eingewanderte  Arbeiter  seine  Kinder  bis  zum  16.  Jahre 
erhallen  müsse,  wenn  sie  bis  dahin  kein  Kiii^lisch  gelernt  hätten. 
Man  müsse  diesen  Kindern  gestatten,  behaupteten  sie,  am  l  äge  zu 
arbt  iten  und  des  Abemls  die  Schule  zu  besuchen.  Die  Hcfurworler 
des  Entwurfes  waren  bereit,  Aenderungcn  desselben  aii/unchmcn, 
tlif  alle  diese  I'.inwcndungen  berücksichtigten.  Der  Kntwui  t  .scheiterte 
denn  auch  nicht  an  dieser  olk  iit  n  und  aufrichtig  gemeinten  Oppo- 
.sition,  .sondern  an  dem  geheimen  W  iderstand  und  der  .Agitation 
der  grofsen  Detailgeschäfte  Chicagos  und  an  der  Feindseligkeit  der 
Senatoren,  welche  die  Mittelpunkte  der  Glasindustrie  vertraten  und 
ihres  Kollegen,  der  die  Nagelfabriken  vertrat,  in  denen  Knaben  die 
ganze  Nacht  arbeiten.  Die  Telegraphengesellschaften  und  die 
Zeitungen  (mit  Ausnahme  des  Record  und  Times-Herald  in  Chicago) 
bekämpften  das  Gesetz  öffentlich  und  heimlich.  Es  ist  fraglich,  ob 
je  ein  Kinderarbeitgesetzentwurf  so  viele  Interessen  gegen  sich  ver- 
einigte, wie  dieser  Entwurf  von  1895.  Dennoch  sind  einzelne  der 
vorgeschlagenen  Bestimmungen  längst  bestehendes  Recht  in  anderen 
Staaten;  ein  oder  zwei  seiner  Vorschriften  wturden  1897  von  der 
L^slatur  Illinois  angenommen  und  die  übrigen  werden  in  etwas 
veränderter  Form  1899  neuen  L^islatur  wieder  vorgelegt 
werden. 

IV. 

Das  vierte  Kinderarbeitgcsciz  (ic^  .Staates  Illinois  wurde  1897 
von  der  I,cgislalur  angenommen  und  trat  in  Kraft  am  l.  Juli  1807. 
Mit  .Au.^nalime  tler  X'orschrilt  über  die  ärztliche  Bescheiingung  er- 
streckt es  flie  Wirksamkeit  des  Gesetzes  von  1893  auf  alle  Kinder, 
die  in  „irgend  einem  Handelsgeschäft,  Laden,  Bureau  oder  Wasch- 
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anstalt ,  in  einem  (iewcrbcbctricb ,  1-ahrik  oder  Werkstätte"  des 
Staates  beschäftif^t  sind.  Es  verbictci  uiiicr  14  Jahre  alte  Kinder 
in  den  genannten  Geschäften  und  Betrieben  zu  beschäftigen  und 
verlangt  sowohl  für  die  im  Handel  wie  für  die  im  Gewerbe  be- 
schäftigten Kinder  eine  Bescheinigung  der  Väter  über  ihr  Alter. 
Es  verbietet  unter  16  Jahre  alte  Kinder  bei  einer  .»besonders  ge- 
fährlichen Arbeit*'  zu  beschäftigen  und  beschränkt  ihre  Arbeitszeit 
auf  10  Stunden  tätlich  und  60  Stunden  wöchentlich. 

Da  das  Gesetz  seine  Wirksamkeit  auf  Kinder  beschränkte,  die 
in  Handelsgeschäften  und  gewerblichen  Betrieben  beschäftigt  sind, 
so  ist  seine  Begrenzung  scheinbar  enger  als  die  des  Gesetzes  von 
1891 ,  das  jeder  „Person,  Finna  oder  Korporation"  Kinder  unter 
13  Jahren  zu  beschäfti>;cn,  verbot,  wodurch  auch  alle  in  der  1  Land- 
wirtschaft, im  Haushalt  oder  in  irgend  einem  anderen  Berufe  bc- 
.schäfti'^ten  Kindc-r  getroffen  wurden.  In  VV'irklichkeit  aber  wurde 
das  ältere  (iesel/  für  die  mit  Landwirtschaft  und  Hausarbeit  lie- 
schäftigten  Kinder  niemals  durclii^fcführt.  Die  seit  1891  gemachte 
ErfahriniL;  hat  gezeigt,  daLs  diese  Kinder  nicht  von  denselben 
Beamten  i^eschiit/l  werden  können ,  welche  die  Kinderarbeit  in 
Handel  un<l  (iewerbe  /u  beauisichligen  haben  und  dafs  es  daher 
im  allgemcineti  ratsamer  ist,  die  Kinder  in  den  ländliclicn  Disii  ikleii 
dem  Schutze  der  Sciiulpflicht  zu  überlassen  und  die  Anwendung 
der  Kinderarbeitgesetze  auf  die  im  Handel  und  Gewerbe  beschäf- 
tigten Kinder  zu  beschränken.  Es  wird  dadurch  nicht  nur  die  An- 
nähme  der  Gesetze,  sondern  auch  ihre  Durchführung  und  allmähliche 
Ausfuhrung  bedeutend  erleichtert  Denn  obschon  DHnois  der  dritte 
Industriestaat  der  Union  ist,  ist  er  doch  auch  ein  Agrikulturstaat 
und  die  Landwirte  verfügen  im  Verein  mit  den  von  ihnen  ab- 
hängigen Landstädten  über  eine  Zweidrittelmajorität  in  der  Legislatur 
des  Staates.  Der  Landwirt  ist  nicht  bereit,  sich  der  Regelung  des 
Arbeitsverhältnisses  zu  unterwerfen,  die  er  ohne  Bedenken  dem 
Fabrikanten  und  dem  Kaufmann  \-orschreibt.  Hätte  das  Gesetz 
von  1807  einen  ebenso  weiten  Umfang  wie  das  von  1891,  so  wäre 
es  wahrscheinlich  abgelehnt  worden,  denn  die  Landwirte  wurden 
nie  eingcbiUigt  haben,  dafs  man  die  BeschränkunL^en  tles  licsetzes 
auf  sie  anwende.  Dafür  s|)rach  deutlieh  das  X'erhaltcn  ihrer  Ab- 
geordneten im  l'lcnum  und  in  der  Ki  niimiNsioii. 

In  dem  ur-^prünglichen  Lnlwurf  des  Kinderarbeitgesetzes  von 
1897  war  der  X'ersuch  i^einaeht  worden,  alle  unter  14  Jahre  alten 
und  daher  schuiptUchtigen  Kinder  einzuschliel'sen.     Die  betreffende 
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Hcsiininuinj^  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Kein  unter  14  Jahre  altes 
Rind  darf  in  diesem  Staate  mit  einer  erwcrbsmäfsi'^'en  Arl)eit  be- 
schäftigt werden."  '  Diese  BeslimmunL^  erregte  den  Widerstand  der 
ländlichen  Abgeordneten,  die  einwandten,  dals  dadurch  den  Kindern 
verboten  wurde,  in  ihrer  schulfreien  Zeit  für  ihre  \  äter  oder  Mütter 
zu  arbeiten,  z.  B.  auf  dem  Felde,  in  dem  Obstgarten  oder  in  dem 
vaterlichen  Laden.  Um  den  Eltern  die  Beschäftigung  ihrer  Kinder 
zu  gestatten,  wurde  vorgeschl.igen,  die  Worte  „gegen  Lohn"  diesem 
Fäur^raphen  einzufügen.  Aber  auch  dagegen  erhoben  sich  die 
ländlichen  Abgeordneten  und  in  der  Senatskommission  wurde  her- 
vorgehoben ,  da(s  dadurch  in  den  Obstbaudistrikten  aUe  unter 
14  Jahre  alten  Kinder  vom  Beerenpflücken  und  jeder  landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeit  ausgeschlossen  sein  würden.  Infolge  dieses 
Widerstandes  erhielt  (h-  Gesetz  seine  jetzige  Form,  die  seine 
Geltung  auf  kaufmännische  und  gewerbliche  Betriebe  beschränkt. 
Durch  diese  Acnderung  wurden  von  dem  Schutz  des  Gesetzes 
nicht  nur  alle  mit  Hausarbeit,  Feldarbeit  und  Bcerenpflücken  be- 
scliäfti^'ten  Kinder  ausgeschlossen ,  sondern  auch  die  Hunderte  von 
Knaben  und  Mädchen,  die  auf  der  Stralse  Zeitun;^H-n  \  erkaufen,  mit 
Gemüse  in  C  hicago  und  in  den  kleineren  Städten  hausieren  und  die 
Ablieferung  der  Waren  für  die  Krämer  und  grofsen  Detailgeschäfte 
besorgen.  Kurz  es  wurden  alle  Arten  Kinderarbeit  von  den  Be- 
schränkungen des  Gesetzes  nicht  betroffen,  die  nicht  ausdrücklich 
aufgezählt  waren. 

Trotz  dieser  engeren  Begrenzung  ist  nach  der  Ansicht  erfahrener 
Inspektoren  durch  das  Gesetz  die  Arbeit  von  ungefähr  6009  im 
Handel  beschäftigter  Kinder  unter  Aufeicht  gestdlt  worden,  die 
früher  mit  13  Jahren  oder  mit  der  Erlaubnis  der  lokalen  Schul- 
behörde in  einem  noch  fSrüheren  Alter  erwerbsmä&ig  beschäftigt 
werden  durften.  So  verlängert  das  Gesetz  von  1897  die  Kindheit 
von  ungefähr  6000  Kindern  um  ein  Jahr. 

Das  Gresetz  von  1897  enthält  neue  Schutzmaferegeln  für  alle 
Kinder,  die  in  den  gen  muten  Berufen  beschäftigt  sind.  Die  Be- 
S(  hränkimg  der  Arbeitszeit  aller  unter  16  Jahre  alten  Kinder  auf 
zehn  Stunden  täglich  und  60  Stunden  wöchentlich  ist  der  erste 
Schritt,  um  die  Achtstundenklausel  des  (iesetzes  von  1893  wieder 
zu  erobern,  die  durch  die  fMUsrheidung  des  Obersten  Gerichtshofes 
vom  15.  März  1895  aur-^diohen  wurde.  Am  Schlüsse  jener  F.nt- 
.scheidung  erklärte  dw  ( iLi  ichtshof:  „Wir  wünschen  nicht,  dals  das 
obenC  iesagte  dahin  au>L;elc^ft  werde,  als  iiielten  wir  den  Paragraphen  V 
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(die  Achtstundenldausel)  auch  dann  noch  fiir  verfassungswidrig;  wenn 
seine  Vorschrift  auf  minderjährige  weibliche  Personen  beschrankt 
würde."  Der  Gerichtshof  wurde  beim  Wort  genommen  und  in  der 
L^^latur  von  1895  wurde  der  Antrag  gestellt»  die  t^liche  Arbeits- 
zeit aller  unter  18  Jahre  aher  Mindeijähr^en  auf  acht  Stunden  zu 
beschränken.  Da  aber  die  ganze  Vorlage  von  1895  verworfen 
wurde,  ging  auch  dieser  Paragraph  verloren,  und  erst  am  i.  Juli  1897 
wurde  wiederum  eine  zeitliche  Beschränkung  der  Kinderarbeit  ein- 
geführt. Man  kann  die  Bedeutung  dieser  Malsregel  fiir  die  davon 
betroffenen  Kinder  nicht  hoch  genug  schätzen;  denn  es  ist  fraglich, 
ob  jemals  Kinder  in  irgend  einem  Lande  so  rücksichtslos  ausgel)eutet 
wurden,  wie  ein  Teil  der  Knaben  und  Mädchen,  die  jetzt  zum 
erstenmal  die  W'ohlthat  einer  gesetzlichen  Beschränkung  ihrer 
Arbeitszeit  erfuhnn.  Es  ist  bekannt  geworden,  dafs  seit  der  Auf- 
hebung des  Achistunclengesetzes  kleine  Mädchen  in  v erschietlencn 
Dampfwäschcreien  \on  Sonnabentl  Morgen  um  7  l'hr  bis  Sonntag 
Nacht  um  2  Uhr  gearbeitet  haben ,  also  19  Stuiulcn  mit  kurzen 
l'äusen  für  die  Mahlzeiten.  14  16  Jahre  alte  Mädchen  wurden  in 
Weilswarengeschäften  von  7  Uhr  morgens  bis  Mitternacht  be- 
schäftigt und  in  einzelnen  Fällen  wahrend  der  Weihnachtszdt  bis 
t  oder  2  Uhr  morgens.  Die  tägliche  Arbeitszeit  der  in  den 
Nägclfabriken  und  Glashütten  beschäftigten  Knaben  wurde  nur  durch 
die  körperliche  Erschöpfung  beschränkt,  die  eine  Fortsetzung  der 
Arbeit  unmöglich  machte.  In  derselben  unbeschränkten  Weise 
mulsten  die  Madchen  und  Knaben  in  den  Schwitzhöhlen  arbeiten, 
obschon  hier  fUr  die  überlange  Arbeitszeit  der  Kinder  weniger 
Anlals  vorhanden  ist,  als  (lir  die  der  Manner  und  Frauen.  Konnte 
man  auch  die  Zahl  der  in  diesen  verschiedenen  Berufen  über- 
articiteten  Kinder  nicht  genau  feststellen,  so  hatte  man  doch  längst 
die  Thatsache  ilirer  Ueberanstrengung  als  ein  .schreiendes  Uebel 
empfunden.  Die  betretitende  Bestinmning  des  (resetzes  \<>ii  i!^97 
.-tiefs  daher  in  ihrer  jetzigen  (iestalt  auf  keinen  neiineii>\\ erten 
\\  ulerstand,  während  jeder  X'orschlag  für  die  Kinder  eine  kürzere, 
tägliche  Arbeitszeit  als  die  zehnstünditjc  Icstzusetzen ,  abgelehnt 
wurde. 

Bis  jetzt  i.st  das  ( u  set/  iiiehl  sehr  .streng  durchgeführt  worden 
und  gewissenlose  Arbeitgeber  setzen  sich  furchtlos  über  seine  Be- 
stinmiungen  hinweg.  Dennnoch  liefs  sich  die  Beobachtung  machen, 
dals  die  Arbeitszeit  der  jungen  I^denmädchen  wahrend  der 
Weihnachtszeit  1897  in  Chicago  eine  bemerkenswerte  Kürzung  er^ 
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&hren  hat.  Die  Kinder  brauchten  nicht  mehr  wie  in  früheren 
Jahren  von  ^  Uhr  morgens  bis  Mitternacht  und  spater  zu  arbeiten. 
In  vielen  CreschäfteHf  die  früher  w^en  ihrer  rücksichtslosen  Kinder- 
ausbeutung bekannt  waren,  wurde  als  R^^el  eingeführt «  dals 
Madchen,  welche  ihre  Arbeit  um  7  Uhr  beginnen,  um  5  Uhr  nach* 
mittags  damit  aufhören,  sollten,  wahrend  diejenigen,  die  urahrend 
des  ganzen  Abends  beschäftigt  waren,  um  i  Uhr  mittags  anfangen 
sollten.  In  dieser  Weise  arbeiteten  die  Kinder  nicht  länger  als  zehn 
Stunden  täghch  oder  60  Stunden  wöchentlich.  Das  Gesetz  fond 
nicht  nur  die  allgemeine  Unterstütz ung  des  Publikums,  sondern  es 
wurde  seine  Durchführung  auch  durch  ein  gemeinsames  Vorgehen 
der  Käufer  erleichtert.  Es  wurde  zu  diesem  Zweck  im  November 
1897  folgendes  Zirkular  im  ganzen  Staat  Illinois  verbreitet: 

Weihnachtmiion  1897. 

Empfehlnngen  fflr  Käufer. 

An  die  1  rauciivcroiiK-  Chicagos: 
Da»  Rtndcrarb«itgcäctz  von  lUinoi:»,  das  die  Beschäftigung  der  unter 
16  Jabi«  alten  Kinder  auf  zdm  Standen  tlgüch  beichrtokt,  ist  «im  Teil 
den  Bemabmigen  der  Tereinigten  Fnuien  Chicago«  s«  verdanken.  Aach 
das  feinere  SchidEsol  des  Gesetzes  tiegt  in  ihrer  Hand,  denn  es  wird 
hanptsSchlich  von  ihnen  abhfingen,  ob  es  die  Zahl  der  unwirksamen  Gr- 
sotzc  nn'hr»'n  '^oW  o(!»-r  ob  es  schon  in  der  ersten  Weihiuichtszcit  nach 
seiner  Ausdehnung  auf  die  liandclsgcschiilte  durchjjelührt  wcrdi-n  kann. 

Viele  licrvorragcndc  Geschäfte  Chicagos  fügen  sich  willig  den  An- 
fordeningen  des  Gcseties,  indem  sie  ihre  Lidcn  am  V«!^  oder  6  Uhr 
schliefsen  oder  keine  Kinder  nach  6  Uhr  mehr  beschlftigen.  Sie  können 
diese  Afbei^ber  in  ihrem  Gehovaam  gegen  das  Gesets  dadurch  bestiriten, 
dafs  Sic  in  ihren  Geschäften  kanfen.  Eine  sorgfältige  Aaswahl  der  Läden 
in  denen  Sie  Ihre  Einkäufe  besorgen,  wird  die  Durchfiihnin^  de-i  Kinder- 
nrbeit^tsr-t^es  sogar  in  der  Saison  ermöglichen,  die  ihr  die  gröfsten 
.Schwierigkeiten  bereitet 

Die  brifolgende  provisorische  Liste  e^ldlt  die  Namen  einiger  Ge- 
sdiXftsIiiaser,  in  denen  das  Kinderaibeitgesets  befolgt  wird.  Es  giebt 
gewifs  noch  mehrere  solche,  die  doich  Nachfrage  ermittelt  werden  Icflnnen. 
Die  Hauptsache  ist,  dafs  Sie  der  Angelegenheit  Ihre  .\Hfmcrk;>amkeit 
schenken  und  Ihre  Weihnachtseinkäufe  nur  in  den  Gescliäften  machen,  die 
das  Gt->et^  beachten. 

Kauft  nicht  spät;  kauft  früh;  kauft  womöglich  des  Morgens. 

I  nterzeichnet  von  der  Ronsumenteuliga,  von  dem  Komitee  der  Ver> 
einigung  akademischer  Frauen,  die  ein  nationaler  FmuenTcrein  ist.  _ 
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Das  KimiciarbcitgL'sctz  ist  so  en<^  mit  dem  ScIuilpflichtL^csctz 
verknüpft,  dafs  die  Durchführung  des  einen  ohne  die  des  anderen 
uninöj^hch  ist.  Die  allgemeine  Schulpflicht  ist  in  Illinois  niemals 
zu  voller  Anerkennung  gelangt.  Es  ist  nie  die  Forderung  erhoben 
worden,  dafs  alle  Kinder  bis  zu  einem  bestimmten  Alter  während 
des  ganzen  Schuljahres  die  Schule  besuchen  sollten.  Der  Haupt- 
fetnd  der  allgemeinen  Schulpflicht  ist  der  Landwirt  Die  schlechten 
Wege,  die  in  mehreren  Monaten  des  Jahres  den  Schulbesuch  der 
Kinder  erschweren,  die  dünne  Bevölkerung  der  landwirtschaftlichen 
Distrikte,  die  in  vielen  Fällen  dazu  fuhrt,  daCs  die  Schulhäuser  in 
grofsen  Entfernungen  von  den  Wohnungen  vieler  Kinder  errichtet 
werden:  die  Noyvendiglwit ,  die  Arbeit  des  Kindes  gerade  zu  der 
Zeit  auf  dem  Felde  zu  verw'cnden,  wenn  die  Wege  am  gangbarsten 
sind  und  das  Schulhaus  am  leiclUesten  zu  erreichen  ist  —  alle  diese 
Schwierigkeiten  dienen  den  Landwirten  als  Entschuldigung  für  ihren 
Widerstand  gegen  die  Schulpflichtgesctze ,  die  von  den  städtischen 
Abgeordneten  gefordert  wurden,  um  den  dauernden  Schulbesuch  der 
Kinder  während  mclirerer  Monate  im  Jahre  zu  crnn'Vrlirhen,  und  es 
kommt  noch  hinzu,  dafs  die  armselige  Heschalionhcit  der  l^ind- 
schuien  veraiilafst,  dafs  die  Bauern  dem  Schulbesuch  einen  ge- 
riniM'icn  Krziehungswcrt  für  das  Kind  beilegen  als  der  Arbeit,  die 
SIC  Voll  den  Kindern  zuhause  verlangen.  Was  mm  auch  tiie  wirk- 
lichen Motive  der  Lantlwirte  sein  m(")gen ,  sie  haben  jedenfalls  bis 
heute  in  Illinois  den  Sieg  davongetragen. 

•  Es  ist  bemerkenswert,  dafs  das  Gesetz  von  1893,  der  Entwurf 
von  1895  und  das  Gesetz  von  1897  den  Schulbesuch  nicht  als  eine 
Bedingung  der  Kinderarbeit  fordern.  Eine  derartige  Bestimmung 
war,  wie  schon  erwähnt,  in  dem  Gesetz  von  1891  enthalten.  'Un> 
glücklicherweise  wurde  im  Jahre  1893  die  Fn^e  der  allgemeinen 
Schulpflicht  zum  Gegenstand  des  politischen  Streites  gemacht.  Die 
Folge  war,  daOs  das  Schulpflichtgesetz,  dafs  seit  1S89  in  Kraüt  ge- 
wesen war,  aufgehoben  wurde.  Der  Kampf  wurde  mit  solcher  Er- 
bitterung und  mit  so  heftiger  Feindseligkeit  gegen  das  Prinzip  der 
Zwangserziehung  geführt,  da&  die  Freunde  der  Kinderarbettgesetz- 
gebung  seitdem  jede  Verquickung  ihrer  Forderungen  mit  Unterrichts- 
nuafsrcgein  vermieden  hal)eii.  So  ist  denn  selbst  eine  so  be- 
scheidene FordirutiL;  wie  die,  dafs  die  unter  16  Jahre  alten  Kinder 
nur  dann  im  Handel  und  Gewerbe  beschäftigt  werden  sollten,  wenn 
sie  einfache  englische  Sätze  lesen  und  schreiben  können,  nie  zum 
Gesetz  erhoben  worden.  Sie  wird  indessen  solange  jeder  Legislatur 
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wieder  vorgelegt  werden,  bis  ein  Schulpfliclitgesetz  erlassen  i>t,  das 
<len  Schulbesuch  während  des  ganzen  Jahres  fordert,  oder  bi^  in 
irgend  einer  anileren  Weise  die  jetzt  wachsctuk-  elenicntarisclic  Lii- 
bildung  gehoben  ist.  Obschon  die  Anhänger  der  allgemeinen 
Schulpflicht  ihre  Agitation  niemals  eingestellt  haben,  ist  doch  noch 
keine  wirksame  Malsregel  durchgesetzt  worden.  Dagegen  haben 
die  Kinderarbeitgesetze  von  1893  und  1897,  obschon  sie  keine- 
Unterrichtsforderungen  stellten,  die  Arbeit  der  Schulen  sicher  ge- 
fördert Kinder,  die  von  den  Ins[)ektoren  aus  den  Werkstätten  ge- 
scheucht werden,  weil  sie  das  gesetzliche  Arbeitsalter  noch  nicht 
erreicht  haben,  landen  schlie(slich  in  der  Schule;  die  noch  die 
Schule  besuchenden  Kinder  bldben  infolge  dieser  von  ihren  Ver- 
wandten und  Bekannten  gemachten  Er^rung  langer  in  der  Schule, 
als  sonst  der  Fall  gewesen  wäre;  die  Unternehmer,  denen  die  An- 
stellung sehr  junger  Kinder  verboten  ist,  suchen  sich  jetzt  utiter 
den  älteren  die  intelligentesten  aus  und  setzen  so  eine  Prämie  auf 
Schulbildung. 

In  den  Städten  ist  die  Mehrzahl  der  arbeitenden  Kinder  selbst 
eingewandert  oder  ihre  liltern  sind  es.  Die  Kinder  amerikanischer 
Eltern  besuchen  in  Illinois  die  Schule  solange  wie  möglich  und  be- 
reiten -irb  für  die  liölieren  \^)lksschulen  vor,  wenn  sie  den  Kursus 
auch  nicht  immer  *fan/  durchmachen.  Dieser  Umstand  erklärt  sich 
aus  dem  i^rcWseren  \\V>hlstand  der  länger  angesessenen  Bevölkerung 
im  V'erglcich  mit  dem  der  neuen  Ankömmlinge,  die  in  dem  frenuli  ti 
Lande,  dessen  Sprache  sie  nicht  verstehen,  in  jeder  \\'ei>i"  im 
Konkurrenzkampf  benachteiligt  sind.  Dazu  kommt  noch  der 
Unterschied  In  der  I  radition,  die  die  amerikanischen  hJtern  \er- 
anlafst,  ihre  Kinder  für  eine  höhere  Stellung  im  Handel  oder  Ge- 
werbe auszurüsten,  während  die  Tradition  der  Einwanderer  ihre 
Kinder  mit  dem  14.  Jahre  als  Lehrlinge  in  ein  Gewerbe  eintreten 
lä&t  ^e  wissen  nicht,  dals  bei  dem  heutigen  Stand  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  in  Amerika  die  Zeit  der  Lehrlinge  vorüber  ist, 
dals  man  sich  heute  nicht  mehr  zum  Meister  im  Handel  und  Ge- 
werbe durch  eine  jahrelange  Lehrzeit  in  der  Werkstätte  oder  im 
Kontor  ausbilden  kann. 

V. 

Es  gehört  zu  den  Pflichten  der  Kabrikinspektorcn .  in  üiren 
Jahresberichten  -^mIcIic  Aenderungen  der  Fabrik-  und  Kiiulerarbeit- 
gesetze  zu  cnipfelilen,  die  sie  für  wünschenswert  lialten  und  diese 
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Ratsclilägc  werden,  teilweise  wenijTstciis ,  \'on  der  Legislatur  des 
Staates  befol;:ft.  Der  zuletzt  veröfilentlichte  Bericht  (1896)  cnll.iUt 
verscliR  clciie  iMiiptthlun^en ,  die  noch  nicht  völlig  zur  Geltung  ge- 
kommen sind,  wenn  sie  auch  teilweise  den  Kiiiderarbeitgesctzen 
von  1895  und  1897  eingefügt  worden  sind,  Sie  werden  der 
Legislatur  von  1899  uieder  vorgelegt  werden.  Diese  noch  zu  er- 
ledigenden Empfehlungen  sind  die  folgenden: 

1.  Durch  Gesetz  zu  verbieten,  Kinder  unter  16  Jahren  länger 
als  8  Stunden  taglich  oder  48  Stunden  wöchentlich  und  nach 
9  Uhr  abends  oder  vor  6  Uhr  morgens  zu  beschäftigen  oder  ihre 
Beschäftigung  zu  gestatten. 

2.  Zu  verbieten,  Kinder  unter  16  Jahren,  die  nicht  einfache 
englische  Sätze  lesen  und  schreiben  können,  erwerbsmä&ig  zu  be- 
schäftigen. 

3.  Für  alle  Hausierer,  Verkäufer,  ZeitungS\'erkäufer  und  Schuh- 
putzer unter  16  Jahren  ßrlaubnisscheinc  vorzuschreiben;  diese  Er- 
laubnisscheine denen  vorzuenthalten,  die  noch  nicht  14  Jahre  alt 
»nd,  oder  die  einfache  englische  Sätze  nicht  lesen  und  schreiben 
können. 

4.  Keinem  unter  16  Jahre  alten  Knaben  den  Betrieb  eines 
Auf/uges  /AI  gestatten  und  keinem  Minderjährigen ,  wenn  der 
Aufzug  mit  einer  gröisercn  Geschwindigkeit  als  200  Fuis  die  Minute 
betriel)en  wird. 

5.  Zwei  Acrzte ,  eineti  Mann  und  eine  I'Vau ,  dem  .Stab  der 
Ins]it  kt<  II cn  anzusehlicfseii  uml  /.u  hestnnnieii ,  dals  nur  die  von 
dioen  Acizien  ausgestellten  .Atteste  (iültigkeit  haben  sollen,  .^uber 
diesen  Empfehlungen  der  I*'abrikin.spektoren,  deren  Annahme  dringend 
zu  wünschen  ist,  wird  noch  eine  andere  Malsr^el  im  Jahre  1899 
zum  erstenmal  in  niinois  voigeschlagen  werden.  Es  ist  das  eine 
Bestimmung,  dafs  kein  14  bis  15 jähriges  Kind  beschäftigt  werden 
soll,  das  aulser  seinem  Geburtsschein  nicht  auch  ein  Zeugnis  seines 
Schuldirektors  beigebracht  hat,  worin  bestätigt  wird,  dafe  das  Kind 
während  der  ganzen  gesetzlich  vorgeschriebenen  Zeit  die  Schule 
besucht  hat.  Hoffentlich  wird  diese  Bestimmung  zum  Gesetz  er- 
hoben; denn  sie  würde  die  lokalen  Behörden  und  die  Eltern  zu 
einer  strengeren  Erfüllung  der  Schulpflicht  anhalten.  Es  würde 
dann  im  Interesse  der  Fitem  liegen,  die  Kinder  bis  zum  14.  Jahre 
in  die  Schule  zu  schicken. 

Trh  habe  schon  in  einem  früheren  Aufsatz  in  diesem  Archiv 
darauf  hingewiesen,  dais  die  her\'orragendste  kigentümli(^hkeit  der 
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GncU  zur  K^elung  d.  Kindenrbeit  im  Staate  Illinois  u.  seine  Dorcbflibnuig. 

Arbeilcrgesctzgcbung  der  Vereinigten  Staaten  Mangel  an  Einheit 
und  Gleichförmigkeit  ist  Gesetze  werden  infolge  einer  Agitation 
erlassen  und  die  Agitation  wird  durch  iigend  einen  aufserordent* 
liehen  Fall  der  Bedrückung,  der  mit  sensationellem  Beiwerk  aus- 
gestattet wird,  hervoigerufen.  So  kann  es  kommen,  dals  in  dem 
einen  Staate  ein  notwendiges  Gesetz  seit  vielen  Jahren  in  Kraft  ist, 
ehe  es  in  einem  anderen  Staate  angenommen  wird,  wo  die  Ver- 
hältnisse  ebenso  aig  aber  nicht  so  sensationell  sind.  Der  Staat 
Illinois  hat  noch  kaum  durch  das  Gesetz  von  1897  Stand  der 
staatlichen  Regelung  der  Kinderarbeit  der  Staaten  Xew-York  und 
Massachusetts  «reicht.  Nicht  eher  als  alle  vor<jeschlaj:^enen  Mafs- 
re^'cln  angenommen  worden  sind,  wird  Illinois  in  dieser  Hinsicht 
die  yofgeschrittensten  Staaten  der  Union  eingeholt  haben. 

Im  Folgenden  geben  wir  den  Wortlaut  des  Gesetzes  wieder: 

(l«Mto  nur  lUfClttflg'  ^  Kinderarbeit  im  Staate  DÜDoto  oad  Anordaung 

•einer  DurchfÜbning. 

.\rt.  I.  Koin  Kind  unt<  r  !.}  Jalirt-ii  ilarf  in  den  unten  genannt^-n  {jrw  iblirlien 
Anstalt'ti  ^c^'en  Lohn  bescbältigt  werden,  noch  darf  seine  Beschäftigung  erlaubt 
oder  gfduldet  werden. 

Art.  II.  Jede  Person,  Finna  oder  Korporatioo,  Agent  oder  Leiter  einer  Firm* 
oder  KofpomtioOt  die  Minderjährige  in  einem  Irenfminniirhen  Betrieb,  in  einem 
Laden,  KoBtor  und  Wasdianstalt,  oder  in  einem  gewerblichen  Betriebe,  Fftbrik  oder 
Werkstitte  innerlMlb  des  StnnttgeU^  bescUfkigen,  sollen  in  dem  betreflendea  kmf- 
männi<*ch»'n  Betriebe,  Laden,  Kontor,  der  Waschanstalt,  dem  gewerblirlim  Hotrieb«, 
der  Fabrik  oder  Werkstiittr,  in  denen  die  betrefTendfii  Mind.-r'.'ihrigen  bescliKftifit 
werden,  oder  ihre  Heschiiltipim^'  r-rlaiibt  odi-r  ^'eduldi-t  wird,  <'in  K«'gi<;ter  führen, 
worin  <ler  .Name,  da«.  Alter  und  der  Wohnort  jedes  unter  16  Jahre  alten  Kinde>  ein- 
getragen Verden  soll,  das  dort  beschäftigt  wird  oder  dei>sen  BeKhäfti^^aug  dort  er- 
leabt  oder  gednldct  wird,  nnd  es  soll  jeder  Person,  Tuam  oder  Korporatioa,  Agent 
oder  Leiter  einer  Firmn  oder  Korporstion  gcsetxlicfa  veibotcii  selD,  Kinder  unter  16 
tnd  Aber  14  Jaluen  ia  einen  knnfininaisehem  Betriebe,  Laden,  Kontor,  einer  Wesch- 
«Htalt,  };<  werblichem  Betriebe,  Fabrik  oder  WerkstHtte  zu  mieten  oder  zu  h.  Nrliäf- 
tipen  oder  ilire  IUv-.rh.aftipnng  zu  erlaubi'u  (nlcr  /.u  dulflen,  wenn  nicht  vorher  in 
dieseni  k:\ii1in.Hnnischen  Bi  trii  be,  Kontor,  Wast  han.st.dt,  ^;ewt  rbli<  lir  n  H<-tri<  be,  Fabrik 
oder  \\  crkstütte  eine  von  dem  Vater  oder  Vormund  eidlich  bckrattigtc  schriftliche 
EriilirunK  deponiert  worden  ist,  die  den  Namen,  den  GebatBlBg  nnd  GebnttiMt  des 
betreffenden  Kindes  cnthilt.  Wenn  das  Kind  keinen  Vater  oder  VommBd  hat,  so 
soU  die  eidücb  bdorlftigte  schriftticbe  Erklinmg  von  dem  Kinde  selbst  abgegeben 
werden.  Die  hiermit  vorgeschriebenen  Register  und  schrUtticben  Erklärun(;en  sollen 
zum  Zweck  der  Inspektion  dem  staatlichen  Fabrikinspektor,  Seinem  Gehilfen  oder 
Vertreter  auf  Verlangen  lur  Einsicht  vorgelegt  werden. 
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Art.  in.  Jede  Ftenon,  Finoa  oder  Korpontion,  Agent  oder  t«eiter  dner  Kor> 
pormtioDf  die  in  einem  kanfnifinntscben  Betriebe,  Laden,  Kontor,  Waidianstalt.  ge- 
weiblichen  Betriebe,  Fabrik  oder  Wericstitte  Kinder  initer  i6  nnd  Aber  14  Jahien 

beschäftigen  odi-r  iliri-  PcschSftigong  erlauben  oder  dulden,  sollen  in  jedt-ni  Kaume, 
in  dem  diese  Kind<  r  iK  vchäftipft  werden  txler  ihre  Besrhäftipunf;  erlaubt  oder  j^'-duldet 
wird,  an  einer  sichibar<n  Stelle  eine  Liste  anschlagen  und  angorhlapcn  halt'n.  die 
den  Nameu,  das  Alter  und  den  Wuhnort  jeder  unter  16  Jahre  alten  Person  enthält, 
die  in  dem  betreffenden  Ranme  beschäftigt  wird  oder  deren  Beschäftigung  darin  er- 
laubt oder  geduldet  wird. 

Artikel  IV.  Keine  nnter  16  Jahre  alte  Person  soll  gqgm  Lohn  mit  einer  ge- 
winnbringenden "thitigkctt  linger  alt  60  Stunden  die  Woche  oder  10  Standen  den 
Tag  beschäftigt  werden  oder  in  solcher  Be3chäfti<.amr;  geduldet  werden. 

Art  V.  I  )ie  Anwesenheit  einer  unter  16  Jalir<-  alten  Person  in  einem  pewerl»- 
liihen  T  tn  l„  .  Fabrik  oder  Werkstätte  soll  als  prima  facie  Beweis  gelten,  dals  sie 
darin  bescliultigt  wird. 

A»L  VI.  Kenie  Person,  Firma  oder  Korporation  darf  in  diesem  Staat  unter 
16  Jahre  alte  Kinder  mit  einer  besonders  gefährlichen  Arbeit  besehlftigen  oder 
aoldie  Bcschiftignng  erlanben  oder  dnlden,  «odorch  -sie  der  Gefiüir  der  Verlettnag 
oder  Tobmg  ansgesetrt  oder  ihre  Gesimdheit  oder  ihre  Sittlichkeit  geschSdigt 
werden  konnte. 

.^rl.  VII.  Der  staatliche  l'abrikinspektor  <ioll  dafür  sorgen,  dafs  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  bcfol;^t  werd.  ii  und  er  soll  j>  (!  •  V.  rletzunp  d.  r-  lben 
bei  dem  zuständigen  Beamten  oder  Gcrichuholc  zur  Anzeige  bringen.  Der  suuitliche 
Fabrikinspektor  und,  unter  aeinor  Avlndit  mid  Leitimg,  seine  Gehilfen  nnd  Vertreter 
haben  das  Recht  nnd  die  Pflidit  alle  Anstalten,  anf  die  sich  dicsea  Gesetz  erstreckt, 
an  jeder  annehmbaren  Zeit  nnd  so  oft  wie  möglidi  an  besuchen  und  m  inspirieren. 

Art.  Vm.  Die  Beseichnungen  „geweiblidier  Betrieb",  „Fabrik"  oder  ..Werk- 
<thtti  "  beziehen  sich  im  Sinne  dieses  Gesetzes  auf  jeden  Betrieb,  wo  Waren  oder 
Protlukte  ganz  oder  teilweise  zum  Verkauf  und  j^egen  LdIui,  tind  nicht  zum  per- 
sunlichen  (jebraudi  des  Produzenten,  senior  Familie  oder  M-ines  Arbt  itj^jeber-,  her- 
gestellt, ausgebessert,  gefärbt,  gereinigt,  sortiert,  gelagert  oder  verpackt  wenlen. 

Art.  IX.  Jede  Person,  Firma  oder  Korporation,  Agent  oder  Leiter  einer  Kor* 
poration,  die  für  sidi  selbst  oder  flbr  eine  Finna  oder  Korporation,  oder  durch,  sidi 
selbst  oder  durch  Agenten  oder  WerkdÜurer  die  Bestimnnmgen  diesea  Gesetse«  ver« 
letien  oder  nicht  eiAUen,  machen  sich  eines  Vergebens  schuldig,  das  nach  ge> 
^chehener  Verurteilung  mit  nicht  weniger  als  lo  Dollars  und  nicht  mehr  als  lOO 
Dollars  für  jeden  L'ebertretungsfall  zu  bestrafen  ist.  Jede  Korporation,  die  durch 
ihre  Agenten,  Beamten  oii>  r  Dimer  ir;:end  «  ine  Bestimmun«:  dieses  (ie.-^clies  Vr-rletzt 
otler  nicht  erfüllt,  vertällt  in  diese  .Strafen,  die  auf  genchtlichcm  Wege  als  Sciiuld- 
forderungen  von  der  betreffenden  Korporation  einzoriehen  sind. 

Art.  X.  Alle  Gesetze  oder  Gesetzesbestimmungen,  die  diesem  Gesetze  ent« 
gegenstehen,  sind  hierdurch  aufgehoben. 

Genehmigt  am  9.  Juni  1897. 
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Die  Statistik  der  Unfall-,  Alters-  und  Invaliditäts- 
versicherung im  Deutschen  Reich 
für  das  Jahr  1896. 

Von 

Dr.  ernst  lange 

in  Berlin. 

Die  folgenden  Mitteilungen  bilden  die  Fortsetzung  der  in  den  früheren 
Jahzgingen  des  Archivs  enthaltenen  Abhandlungen  über  die  Statistik  der 
deutschen  Arbeiterversicherung:  Bd.  II  S.  639,  IV      53z,  V  S.  677, 

VI  S.  566,  VII  S.  694,  IX  S.  22.S,  X  S.  774  und  XI  S.  474.  Sie 
erstrecken  sich  jedoch  diesmal  nur  auf  die  Unfall-,  Alters-  und  Invaliditäts- 
versicherung, während  die  Krankenversicherung  erst  später  behandelt 
werden  soll.  Der  Grund  für  diese  Trennung  des  Stoffs  ist  der  Wunsch, 
die  Mitteilungen  sobald  als  möglich  zu  bringen.  Dies  ist  aber  nur  bei 
einer  getrennten  Behandlung  der  Kxankenversidiarung  möglich,  da  die 
amtliche  Statistik  Uber  diese  stets  mindestens  %  Jt^»  häufig  noch  sehr 
viel  später  eischeint  als  die  Uber  die  Unfall»,  Alters-  und  InvaliditiLta* 
▼ersicherung. 

Die  Wichtigsten  Quellen  der  Darstellung  sind:  die  „Nachweisung 
über  die  gesamten  Rechnungsergebnisse  der  Herufsgenossenschaften  u.  s.  w. 
für  das  Jahr  iSq6"  und  die  „Nachweisung  der  (ieschätls- und  Rechnungs- 
ergebnisse der  auf  Grund  des  Invuliditäts-  und  Altersversichenmgsgesetzes 
errichteten  Versicherungsanstalten  für  das  Jahr  1896''  in  Nr.  x  des 
XIV.  Jahrgangs  (1898)  der  „AmtUchen  Nachrichten  des  Reidis-Ver- 
sicherungsamts^',  sowie  die  entsprechenden  Publikationen  aus  den  vorher* 
gdienden  Jahren. 
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I.  UnlMWersictaerang. 

I.  Organisation.  Für  das  Jahr  1S96  vervoUständigt,  giebt  unsere 
frühere  Zusammenstellung  folgendes  Bild: 

Gewerbliche 


18SS 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

Berufsgenos&ciiäcbaftcQ 

64 

64 

64 

64 

64 

64 

64 

64 

64 

366 

3<»5 

358 

358 

358 

358 

358 

358 

35S 

Iffi^^Ueder  d.  Genoswn* 

idiaftsvontiiide .  . 

740 

737 

731 

734 

73<i 

73» 

74« 

74» 

743 

Ifitglieder  d.  SdftiaiiS" 

Tontlnde  .... 

3045 

2009 

1988 

19S7 

1990 

1989 

1987 

1992 

1995 

Vcrtniucnsmänncr 

73«> 

8097 

7498 

7638 

765a 

7739 

7730 

773* 

7674 

An;:        besoldete  Bc- 

auttr«ii;tc  .... 

124 

152 

146 

163 

•57 

l6g 

205 

198 

aoi 

Sctncdagericbte  .   .  . 

414 

4»3 

411 

409 

404 

409 

409 

409 

409 

Arbdtervertreter    .  . 

3951 

283« 

3887 

««37 

«784 

3739 

vfio 

3954 

Landwi 

irtschaftlichc 

188S 

1  SS.) 

1890 

1891 

1892 

1893 

1S94 

1895 

1896 

Brnifsprnossenschaften 

48 

48 

48 

48 

48 

48 

48 

48 

Sektionen  

549 

55a 

553 

555 

556 

556 

556 

556 

559 

Mitglieder  d.  Genossen- 

TonOiide  .... 

189 

35a 

352 

352 

353 

354 

354 

355 

355 

Milglieder  d.  Sektioiu> 

schaftsvoiBtinde .  . 

3351 

3»5« 

3a<k> 

3368 

3366 

3266 

3367 

3356 

VertranensmSniuT  .  . 

8016  13384  I4S9S  W7  '5S»5  «5599  IS739  15793  «745» 

Anpest.  besoldete  Be- 

auftragte .... 

I 

5 

2 

2 

I 

2 

4 

4 

4 

Schiedsgerichte  .    .  . 

559 

588 

589 

591 

593 

593 

593 

593 

598 

Arbeitervertreter    .  . 

960 

117Ö 

1185 

1182 

1186 

1186 

1186 

1186 

1196 

.Aufserdem  waren  fttr  die  Reidis>,  Staats-,  Provinaal-  und  Kommtmal* 
betriebe  in  Thätigkeit: 

1888  18S9   1890  1891  1892  1893  1894  1895  1896 

Ausnihrunj;sb.horden  178  285  316  352  348  372  385  393  40I 
Scbif  rivj;c-ri(  Iile  .  .  174  275  310  329  334  35S  368  395  402 
Arbeitervertreter  .    .       954    1275    *385    »445    '57^    1643    1698    1857  1902 

Die  einzige  VerKndening,  die  flberhaupt  nennenswert  enciieint,  ist 
also  die  starke  Ztmahme  der  Zahl  der  Vertrauensmänner  bei  den  land- 
wirtschai^lichen  Berufsgenossenschaften,  ^'on  iigendwie  wetentlidier  Be- 
deutung ist  indessen  diese  Zunahme  nicht 
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Die  Zahl  der  venichertea  Betriebe  betrug  bei  den 

188S       18S9      1890      1891  1892 
gewerbL  Beruf^enosseiuchaften   3S0697     372236     390622    405241  415335 

landwiitach.  BctnftgcDoueMch.  3046007  4753808  4843631  4776520  4859618 
Dazu  Auafiibrangsbehörden  .    .        178         285         316         352  348 

iminmen  3396882  5126329  5234559  5 182 113  5275301 


gewerbL  Bcrufsgcnoi 
laadwirtsdi.  Bcmfi 
Dttin  AulUmingsbchörden 


1893 
420874 

47^943 

37a 


1894 
416335 

4793^5^ 

385 


1895 

435137 
4*13572 

393 


1896 

442772 

4645057 
401 


nHumncn  5190489      5219976      534910a  5088230 

Dabei  wurde  als  Zahl  der  versicherten  Personen  festgestellt  bei  den 


1888 

gewerbl.  ßcrufsgenossen.  4320663 
landwirt.  Berufsgeno&sen.    5  576  765 
Ausführungsbchordrn  446250 
zusammen  10343076 


1889 

4742  >48 

8oNS  t»)H 

54 j  3-0 
i3  374  5t><' 

189J 

gCfWerbl.  Berursgenossensch.  .  .  .  5168973 
landwirt»ch.  Horuls}^enossenschaftcn  122SQ415 

Au»lührttng»bebörden   60040; 

zusammen  18118850 


1890  1891  1892 

4926672  5093412  5078132 

8o8S()9S  J22S9415  122S9415 

()U4  3S<)  632459  646733 

'3^19750  18015280  18014280 


1894 

5  243  965 

12  281)415 

658367 
18 191 747 


1895 

5409218 

12280415 
690  S35 
18389468 


1896 

5734««o 

11  189071 

68 I 43Q 
17605  190 


Ueber  den  statistischen  Wert  dieser  Zahlen  ist  bereits  früher  (Bd.  V 
S.  679  und  Bd.  VI  S.  56S)  das  Nötige  gesagt  wofden.  Danach  dttrfen 
nur  die  FeststdluDgen  der  gewerblichen  Beruftgenoasenachaften  Uber 
die  Zahl  der  versicherten  Betriebe  und  der  von  der  Versicherung  er* 
fafsten  Personen  einigen  Wert  beanspruchen.  Bei  den  landwirtschaftlichen 
IJertifspenns'jenschaften  ist  die  Zahl  der  Betriebe  und  der  durchschnittlich 
versicherten  Personen  diesmal  unter  Benutzung  der  Henifs-  und  Gewerbe- 
zählung  vom  Jahre  18^5  von  neuein  ermittelt  worden.  Diese  lest- 
stellungen  oder  .Schätzungen  haben  im  ganzen  und  auch  übcr\^'iegend 
im  einzeben  Ideinere  Zahlen  ab  die  fHUiecen  ergeben. 

Zxi  den  versicherten  Pmonen  gehören  avfter  den  Betriebsbeamten 
und  Arbeitern  auch  noch  Betriebsuntemehmer  und  andere  Personen,  auf 
die  die  Versicherung  auf  Gnind  des  §  2  Abs.  2  des  UnfoUversicherungs- 
gesetzes  ausgedehnt  worden  ist.  Sieht  man  nun  von  den  letzten  beiden 
Gruppen  von  Versicherten  ab  und  betrachtet  man  nur  die  Betriebsbe- 
amten und  Arbeiter,  so  ergiebt  sich  für  die  gewerblichen  Berufsgenossen- 
Schäften  folgende  Entwickelung : 
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Jahr 


Zahl  der 
Betriebe 


Zahl  der 
Tcrsicherten  Beantai  und  Arbeiter 
Qberhanpt  durchschnittlich 
auf  1  Betrieb 


1888 
1889 
1890 
1891 
189a 

1893 
1894 

1895 
1896 


4313030 
4718  822 

4  88S  790 

5  036  963 
5017490 
5  100  661 

5  17878« 
5  341 007 
$666427 


12-3 
12.7 

12,4 

12,1 
ia,i 

ia,8 


Die  Zahl  der  versicherten  Betriebsbeamten  und  Arbeiter  ist  also 
Stärker  gewachsen  als  die  der  Betriebe.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung 
ist  ohne  Zweifel  in  dem  allgemdnen  industriellen  Aufschwung  zu  suchen, 
der  sich  seit  1895  bemerkbar  gemacht  hat  Es  kann  zwar  von  einem 
Anwachsen  des  Grofsbetriebes  auf  Kosten  des  Kleinbetriebes  innerhalb 
der  deutschen  Industrie,  soweit  sie  der  Unfallversicherung  unterliegt,  nach 
wie  vor  ni(  ht  die  Rede  sein,  aber  die  allgemeine  Prosperität  hat  weniger 
zur  Erriciitung  neuer  betriebe  als  zur  Einstellung  von  mehr  Arbeitern 
in  die  bestehenden  Betriebe  geführt.  —  Im  übrigen  ist  hier  das  ßd.  X 
S.  776  Gesagte  zu  vergleichen. 

Die  Zahl  der  Betxiebsunternehmer,  die  sich  selbst  bei  den  gewerb^ 
liehen  Berufigenossenschaften  versichert  hatten,  ist  im  Jahre  1896  nur 
ganz  unwesentlich  gestiegen;  sie  betn^ 

1888     1889     1890     1891      1892      1893      1894     1895  1896 

2909      18656      33678      5 1881      55878      63131      59464      61764  6iq37 

Hiervon  entfielen  im  letzten  Jahre  über  57600  allein  auf  7  Bau- 
gewerks-Berufsgenossenschaften. 

2.  Unfälle  und  Entschädigungen.    Unfallanzeigen  wurden 


erstattet 


1896  dagegen  1895 


bei  den  gewcrblidicii  Bemfageomsciiscbaften  filr  033319 
„    „  landwirtsch.  „  „      91  «99 

„    „   Au>tiihningsbehardrii  „  24970 


905019  Verletzte 
80598 


33SI6 


Vi  r>u  li<Tinif,'<:»nstalu  ii  der  12  Hau- 


{;evv(  rk^  i'.<  rul--f^ciiüs><-iischaftcii  und  der 


Tici  buu-BL-rulbgcno&scnschatt  „  2401 


2Ui>aniiiU'ii  liir    35 1  789 


2  .106 
3 IQ  1 39  VcilcUl« 
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Die  Grunde,  weshalb  wir  diese  statistisch  ganz  wertlosen  Zahlen 
(z.  vergl.  Bd.  V  S.  679 — 680)  hier  mitteilen,  sind  bereits  Bd.  VI  S.  568 
auseinandefgeaetxt  worden. 

Für  wievid  Unfiflte  1896,  im  gamen  genommen»  Entschädigungen 
geuihlt  wurden,  zeigt  die  folgende  Aufttellmig: 


zmaittincn 


l^cstanil  aus  Im  Laufe  d.  Jahnas  1 896 

den \'orinl)rcn  bin£U(;ekommenc F&Ue 

Gcwrrbl.  Hcnilst^.-nossensch*Ucn .      160226  38538  198  7*)4 

Landwirt»ch.           „                .      107029  42934  149  9^3 

Ausfilhningsbehörden    ....      17  119  3800  «0919 
Venicbeningiaiistalten  der  laBan- 
gewei]cs*B.G.  und  der  Hefbau- 

Berafsgenoasenscltaft  ....       3908  i  131  5039 


Zasammen     388382  86403  374^^5 

Dagegen  1895:     343841  75  5^7  318368 

Die  Zahl  der  erstmalig  zur  Entschädigung  gelangten  Unfälle  ist  also 
ganz  bedeutend  gewachsen  und  zwar  mehr  als  in  den  vorhergehenden 
Jahren,  wie  die  folgende  Aufstellung  erkennen  läfst.  Seit  1888  betrug 
die  Zahl  der  verletzten  uiid  getüteten  Personen,  fiir  die  Entschädigungen 
festgestellt  wurden,  bei  den 

t888    1889    1890    1891     1893    1893    1894    1895  1896 

gewerbl.  Berufs» 

^'inus>cnsch.  18809  33340  36403  38289  38619  31171  33797  33738  38538 

hitHlwirtM:li. 

licruls^cn.         808     6631    12573    19359   23231    27553   32491    37383  43934 

Auslühruiigs- 

brhörden  1440  3048  2444  3859  2977  3150  3389  3356  3800 
6a«-Versicbc-> 

mngsanst.  179  43o  618  703  837  855  943  to6o  1 131 
Zasammen   31336  31449  43038  51309  55654  63739  69619  75537  86403 

Zunächst  mufs  hier  wiederum  betont  werden,  dafs  —  wie  wir  im 
XI.  Band  des  Archivs  S.  143- — 160  ausRihrlic  h  bewiesen  haben  —  diese 
2^hlen  nicht  die  wirlilich  vorgekommenen  entschadigungsptlichiigen 
Unfälle  angeben,  sondern  die  Unfälle,  die  den  Bcrufsgenosseusc haften  u.s.w. 
bekannt  geworden  und  von  ihnen  dann  bearbeitet  und  entschädigt  worden 
smd,  und  dafs  es  sich  hier  um  zwei  Grolsengruppen  handelt,  die 
namentlich  in  den  früheren  Jahren  sehr  wesentHch  von  emander  ver- 
s<  h irden  waren.  Dies  erklärt  —  wie  man  an  der  angegebenen  Stelle 
nachlesen  mag  —  das  stetige  Anwachsen  der  Zahlen;  der  plötzliche 
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Sprung  aber  im  Jahre  1896,  an  dem  vor  allem  die  gew^Ulchen  Berufe» 
genosBoischaften  beteiligt  sind,  erfordert  eme  besondere  Betrachtung. 
Vergleicht  man  unsere  jetzige  Aufstellung  mit  der  Nachweisiuig  der  ver* 

sicherten  Personen  auf  Seite  553,  so  ist  ein  gewisser  Zusammenhang 
wischen  der  Zunahme  der  versicherten  Personen  und  der  Zunahme  der 
Unfälle  unverkennbar.  In  den  beiden  Jahren  1895  und  i8q6  hnhen 
sich  bei  den  gevverblu  hm  Herufsgcnossenschaften  die  versicherten  l'er- 
sonen  um  nahezu  \j  Miiiion  (fast  10  pCt.  der  Arbeiter/^hl  von  1894) 
vermehrt,  dh.  um  beinahe  ebensoviel  wie  in  den  5  Jahren  von  1890  bis 

1894  (wo  diese  Vennehrung  fast  15  pCt  der  Arbdtensahl  von  1889  aus- 
macht); die  Zahl  der  UnfiUle  ist  dem  gegoittber  in  diesen  5  Jahren  um 
rund  II  400  (etwa  50  pCt.  des  Standes  von  1889),  in  jenen  2  Jahren  um 
rund  5  700  (etwa  18  pCt.  des  Standes  von  1894)  gewachsen.  Abgesehen  von 
dem  der  Ausdehnung  der  Industrie  zur  Last  fallenden  Anwachsen  der  Un- 
fall/.ahl  wiirdt  ii  somit  auf  die  frühere  5  jährige  Periode  eine  Vermehrung 
von  35  pCl.,  auf  die  spätere  2  jährige  Periode  eine  Vermehrung  von  8  pCt. 
entfallen  —  was  der  beständig  abnehmenden  Intensität  der  von  uns 
nachgewiesenen  Hauptursache  dieser  Vermehrung  durchaus  entspricht  Dazu 
kommt  noch,  da&  die  starke  Einstellung  neuer  ungeübter  Arbeitennassen 
und  das  scharfe  .Vnzichen  der  Produktion  in  Zeiten  der  Prosperität  natur* 
gemäls  an  sich  die  Unfallgcfahr  erhöht.  Von  dem  so  gewonnenen  Gesichts- 
punkte aus  betrachtet,  verliert  die  ^'ermehrung  der  UnföUe  in  den  Jahren 

1895  und  1896  in  der  That  alles  Aulfalleude.  Es  fragt  sich  nur,  ol)  man 
berechtigt  ist,  die  beiden  Jahre  1895  und  1896  in  dieser  Weise  zu- 
sammenzufkssen  und  nicht  das  Jahr  1896  für  sich  allein  betrachten  mufs. 
Diese  Frage  mufii  entsdiieden  bejaht  werden.  Die  starke  Zunahme  der 
Zahl  der  versicherten  Arbeiter,  die  im  I^ufe  des  Jahres  1895  binnen 
hat»  konnte  die  Unfallzahl  dieses  Jahres  noch  nicht  allzu  stark  beein- 
flussen -  zumal  ja  auch  die  Renten  der  Verletzten  frühestens  erst 
*  \  Jahr  nach  dem  Unfälle  zur  Auszahlung  gelangen  — ,  machte  sich 
aber  voll  im  Jahre  1896  geltend.  Reifst  man  daher  ein  Jahr  für  sich  aus 
der  Reihe  heraus,  so  ist  man  überhaupt  zu  keinen  Schlüssen  berechtigt; 
das  vorhergehende  Jahr  mindestens  mufs  mit  betrachtet  werden. 

Für  die  hmdwirtschaftlidien  Berui^^gcuossensdiaAen  und  Bau-Ver- 
sichiaruni^anstalten  läftt  sich  eine  Ähnliche  Untersuchung  nidit  anstellen, 
weil  die  Zahl  der  versidierten  Peisonen  nidit  in  braudibarer  Weise  fest- 
gestellt ist.  Bei  den  Ausfiihrungsbehördcn  bewährt  sich  das  hier  auf- 
gestellte Prinzip  durchaus.  Die  starke  Ausdehnung  der  r?etriebe  im 
Jahre  1S95  hat  das  plötzliche  Anwachsen  der  l'nfallzahl  1S96  zur  Folge 
gehabt,  obgleich  sich  die  Vennehrung  der  Versicherten  nicht  einmal  in 
das  Jahr  1896  fortgesetzt  hat. 

Von  den  gewährten  Entschädigungen  interessieren  in  erster 
Linie  die  Renten.   Im  Berichtsjahre  bezahlten  Renten  die 
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an 

«T  1  ^       Witven      Kinder  Aszendenten 
Verletite  _  ^ 

Getöteter 

gcwcrbl.  BeraCsgenossenschaftcn  .  .  170073  19700  39303  1650 
Isndwirtsdi.         „  .   .    136370        9279        14599  228 

AnsfUirangsbcbörden  16531         3370         5703  251 

4906  63}  9^  Ig 

3*7  270       32983  60555 
1895-  S76138       39375       54739  1948 

Für  diese  Kenten  verausgabten  die 

an 

XT  i-A^  Witwen  Kinder  Asiendeutcn 

VerlcCKe  _   ^  „  ^  ^ 

Gettttetcr 

Mk.  Mk.Mk.Mk. 

gewerbl.  Berofsgenoascnadi.  36446500,37  3139041,93  4616398,39  336383,15 

landwirtsch.                          998761323  707903,88  748810,59  I7455ilt 

Ausführungsbehörden  .    .    .    3569  564,95  471341,90  565703.18  33005,54 

Bau-VersicbcrungüanstaUcn  .      610992,15  83454,17  888l8.ll  >  445I7S 

/.usamm«-n  40014670,70  4401740,87  60197,^0,17  287289,55 

dagegen  1895:  35306228,14  3903371,14  54»79'4.<^  204089,65 

Die  Rente,  die  divcbschnittlich  auf  den  Kopf  der  VerletsEten  entäUlt, 
belauft  aidi  «oiait  bei  den  gewerblichen  Benifsgenossenschaftcn  auf 

155,5  Mk.  ('1895:  157.5  Mlc),  bei  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften auf  73,2  Mk.  (1895!  74,8  Mk.).  Ueber  die  Gründe,  weshalb 
die  landwirtschaftlichen  Arbfiter  hier  so  viel  schlechter  wegkommen  als 
die  industriellen  haben  wir  uns  früher  an  dieser  Stelle  ausführlich  aus- 
gesprochen izu  verpl.  /,.  B  Bei.  XI  S.  478 — 479). 

Auiser  den  laufenden  Renten  wurden  von  sämtlichen  Berufsgenossen- 
scbaften,  AusfUhiungsbehörden  und  Venucbeningsanstahen  raianunen  noch 
an  einmaligen  und  vorttberg^kenden  EntsdiSdigungen  gezahlt: 

Kosten  des  HcilviTlahrrns  fUr  44111  l'crsou<-n  1402282,60  Mk. 

Kosten  der  Unterbringung  in  Krankenhäusern 

a)  Renten  an  EhefraiKn  »     9835       ,t        364863,79  „ 

b)  „     „  Kinder   ,  .  „  30699      „        390973.5<  » 

c)  „      „  Aiaendenten  „       333       „  tQ39Si98 

d)  Kur-  und  Veipflegangskosten .   .   .   .   „    19 190       „       2767299,59  „ 

B«-crdif,Tin};skost<n  „      7536        „  3S65<*8,14  ♦» 

Abfindun;;.  n  ;in  Witwen  Geloteter  bei  Wifdcr- 

vcrheiratung   888  417  49M4  n 

Abfindungen  an  Ausländer  ,       351        „         161146*9*  n 


Digitized  by  Google 


558 


MiMeUen. 


Die  Gesamtsumme  der  Eiitschadigimgen  belief  sich  bei  den 


gcwerbl.  Bcrufsgcnoss.  auf 

landwirtÄchaftl.  „  „ 
AnsfUiraiigibdiäKleii 
Ban-Vcraidwrnngiaiwt  „ 


1896 
38707  864,70 
12618917,46 
4951073.42 
«76541.95 


1895 
34493960,07 
10429059,81 

44S0995>44 
751766,90 


1S94 

31  1 10312,32  Mk. 
86079S3.99  „ 
3923290.80  „ 
640148,60  „ 


anf    57I54397»S3       5oi»578a."  44a8i  735.7«  Mk- 

Von  dea  Verletzungen  hatten  1896  zur  Folge  bei  den 

dauernde  vorilb<rgehcnde 

Auf-         Bcein«  Aufhebung  oder 

hebang   trSchtignng  Beeintiicbtigung 
der  Erwerbsflhigkeit 

595       »«5»  »3<5» 

633  22223  17726 

306  1 900  1 008 

23  609   387   

1547  44082  32773 

1706  41052  26321 

I7«4  394«7  «1987 
2507       36670  17316 


Tod 

geweibl.  Benifsgeaowemchafteo .  4040 

landwirtscli.          „               .    .  2363 

AusfUhnnif^'ibfli'irdpn     ....  586 

Batt-VcrsicberungsausuUi-ii  112 

zusammen  7101 

dagegen  I 895 :  6448 

1894 :  6361 

1893:  6336 


Die  Steigerung  der  Gesamtzahl  der  Unfälle  spiegelt  sich  deutlich  in 
diesen  Zahlenreihen  wieder.  Weitaus  das  gröfste  Ansteige!!  /eiert  die  Zahl 
der  Unfälle,  die  nur  vorübergehende  Krwerbsunlähigkeit  oder  He- 
cintrachiigung  der  Kr\verl)stahigkeit  zur  Folge  hatten.  Auch  die  l"'^nralle 
mit  dauernder  Beeinträchtigung  der  En^erbsfähigkeit  haben  sich 
betitfchtlich  vermehrt,  weit  weniger  die  TodesfilUe.  Venmndeit  hat  sidi 
dem  gegenüber  die  Anzahl  der  verletzten  Personen,  die  völlig  erwerb«- 
unGÜiig  geworden  sind.  Diese  Vennindemng  kommt  iast  nur  auf  Rech' 
nung  der  gewerblichen  I?crufsgenosscnschaften,  wie  ein  Rfidcblick  auf  die 
früheren  Jahre  zeigt.  Ks  hatten  nämlich  nach  den  Rechaungsei^bntssen 
dauernde  völlige  Erwerbsunf«ihigkeit  zur  Folge  bei  den 


gewerblichen 

laadwirtsdiaftl. 

Ausfühnmgs- 

Bomf sjjcnossen* 

Bern  fstjcnnssen- 

behörden 

schaftt-n 

scbaftcu 

1896 

595 

623 

306  Verl 

1895 

780 

57« 

1894 

85s 

560 

337 

1893 

«377 

770 

340 

1893 

1507 

785 

348 

189t 

1570 

644 

547 

1890 

1869 

438 

374 
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Entsprächen  diese  2^hlen  den  'l'hatsachen,  d.  h.  hätten  wir  es  hier 
mit  Zahlen  lu  thim,  die  die  WirkUddcdt  mit  einiger  Genauigkeit  wieder- 
gäbeUf  so  wäre  in  der  That  der  Schlufs  berechtigt,  dafs  sich  bei  den 
gewerblichen  BeruTsgenosscnschaften  im  Laufe  der  Jahre  stark  das  Be* 
streben  hesausgebildet  habe,  die  Kenten  zu  lirii«  ken.  Denn  der  erfolg- 
reirheren,  intensiveren  ar/tlkhcn  licbamlknig  allein  kcinnte  ein  derartiges 
Ergebnis  uninuglirh  /nges(  hrieben  «  crck-n.  Nun  hat  aber  eine  vom 
Reichs -Versicherungs^^mt  vor  längerer  Zeit  vorgenonnnenen  Prüfung  der 
Zahlen  bis  einschliefslich  1893  ergeben,  dafs  die  gewerblichen  Berufs- 
genossenschaften In  den  früheren  Jahren  thatsächlich  bei  Aufstellung  der 
Rechnungsergebnisse  die  Zahl  der  Verletzten,  die  voraussichtlich  dauernd 
völlig  erwer])sun  fähig  bleiben  wttrden,  bei  weitem  überschätzt  hatten. 
Nur  etwa  der  dritte  Teil  der  vom  i.  Oktober  1885  bis  Ende  1893 
als  dauernd  völlig  erwerl>sunfähig  bezeichneten  Vcrlef/tcn  ist  ilics  tliat- 
sächlich  '/fworden  oder  verblieben.  I>>iese  I'.rfahrungcn  hal)en  nun  be- 
greif lichci\vL'i>c  die  \'orstände  der  gewerblichen  iJerufsgenosscnsc  haften 
klüger  gemacht,  und  sie  sind  daher  in  den  letzten  Jahren  m  iliren 
Schtttaungen  viel  vorsichtiger  geworden,  vielleicht  sogar  hier  und  da  in 
das  entgegengesetzte  Extrem  verfallen.  Weit  richtiger  haben  sich  bei 
der  «rwähnten  Nachprüfung  durch  das  Reichs -Versicherungsamt  die 
Schätzungen  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  und  der 
Ausführungsbehörden  enviesen.  Auch  sie  hatten  im  allgemeinen  die 
Zahlen  zu  hoch  angegeben,  alier  doch  in  viel  geringerem  Grade  als  die 
gewerblichen  lU-rufsgenosscnsc  halten.  Wir  sind  geneigt,  den  Hauptgrund 
dieser  Verschiedenheit  der  früheren  Schätzungen  bei  den  gewerbhchen 
Berufsgenossensdiaften  einerseits  und  den  landwirtschaftlichen  Benifs- 
genossenschaften  und  Ausnihrungsbdiörden  andererseits  darin  zu  suchen» 
dafs  die  ersteren  den  Versicherten  im  ganzen  wohlwollender  gegenüber* 
stehen  als  die  letzteren,  weil  sie  freier  sind  vom  bureaukratischen  Geiste. 
Da  die  Nachprüfung  der  Zahlen  der  Rechnungsergebnisse  in  dem  hier  be- 
sprochenen Sinne  jetzt  fnrtlaufentl  weiter  geschieht,  so  ist  zu  hoften,  dafs 
das  Reichs -\'er>i(  herungsamt  über  kurz  oder  lang  auch  die  der  Wirk- 
lichkeit entsprechenden  Zahlen  zur  Korrektur  der  bisher  nur  bekannten 
SchäUungen  veröflfendichen  wird.  Urteile,  die  auf  einer  Verwechselung 
der  bisher  vorliegenden  Schätaungserig^bnisse  mit  den  wirklichen 
Gröftenverhältnissen  beruhen,  sind  lediglich  als  Zeugnisse  lür  die  Un- 
kenntnis derer,  die  sie  abgeben,  von  Wert 

Dem  Alter  und  Geschlecht  nach  waren  unter  den  Verletzten  bei  den 

Erwachsene  Jiifendl.  (ont.  16  Jahr.) 

männliche  weihliche  müinliche  weiblidie 

gewcrbl.  Hcrufigenossenschaftefi    .   .   36027  1314  1055  14* 

landwirtscb.                              .    .    30  28Ö  1 1 220  1 067  361 

Atufttbrangsbchörden                          3735  5.1  n  > 

Ban-VcnichcnuigsaiutalteB  ....     i  100  iS  o  4 

zusantnx-u    71  14H  1 2  O05  2 142  508 

dagegen             62300  IÜ938  1878  411 
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Wie  man  .sieht,  .sind  die  Unfälle  in  allen  vier  Gruppen  von  Arbeitern 
an  Zahl  gewachsen.  Eine  wieviel  grölsere  Rolle  die  weibliche  Arbeit  in 
der  Landwirtschaft  spielt  als  in  der  Industrie,  zeigt  sich  in  unserer  Auf* 
Stellung  wiederum  mit  voller  Klarheit.  In  wie  weit  Industrie  und  Land- 
wirtschaft, gesondert  genommen,  an  der  Vomehrung  der  Unfölle  beteiligt 
sind,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  im  vorhergehenden  Jahre  (1895)  ent- 
schädigten  die 

Erwachsene  Jugendliche 

ßen-trhl.  U.  rufsgoioss.  31510  mftmil.  1207  weibl.  911  münnl.  loo  weibl.  Pen. 
landwirtsch.      „  26485     „      9629     „         960     „      309    „  „ 

Die  Unfallursachen  fafo  die  amtliche  Statistik  in  14  Gruppen 
snsammen.  Unter  diesen  heben  wir  —  wie  in  den  irtthaen  Jahren  — 
nur  die  folgenden  7  Gruppen  hervor,  die  sich  durch  die  weitaus  grölsten 
Zahlen  auszeichnen: 


Es  wurden  LnfäUe  ver- 
nnacbt  in  den 


V 

iS 
11 


■r,  i 


dardi 


3  " 


rt 

E 


.■II 

'i  c  2 


B  's 


Ä  V 


<  a 

o 


II 

II  ^-t 


o  . 

■J.  . 

^  3 


5  i  " 

s  c 
.-5 


c  - 
S3 
1^ 

4^ 

1^ 

gewerbl.  BerufsKenossrnscfa. 

8085 

6785 

6652 

4764 

2366 

486 

3666 

landwitt-rh. 

371» 

3045 

1*346 

«979 

7360 

5756 

3687 

Ausführun^sbchordon . 

94 

637 

486 

634 

9« 

27 

44«) 

Üau-Vcrsicheruug»anstaUcn  . 

1 1 

270 

35^7 

I  iS 

53 

s 

:(.- 

zusaninun 

11908 

10737 

19871 

8495 

9770 

6277 

Ö9Ö9 

also  von  allen  euuchädi^^ten 

UnOllen  pCt  .... 

133 

ia.4 

33*0 

9.8 

11.3 

7.3 

8,1 

dag^en  1893:  pCt.  .   .  . 

14,5 

".9 

23.3 

9.8 

II.3 

6.6 

7.6 

»«94     .,    •   .  . 

I4t4 

12,8 

ai.9 

9.9 

»«.5 

6,2 

7.5 

.    1.  «893   

14.7 

12.8 

22,0 

9,7 

ii.l 

6.1 

7.2 

••  "892   

»5.7 

13,2 

21,4 

9.8 

11.4 

5-5 

7.1 

I  Sg  I   

17,4 

iS.o 

10,5 

11,1 

6,2 

iSyo   

»8,5 

14,6 

18.3 

10,0 

10,1 

4.3 

6.0 

Da  diese  Zahlen  keine  Veranlassung  zu  neuen  Betrachtungen  bieten, 
so  können  wir  den  Leser  auf  das  früher  an  dieser  Stelle  Gesagte  und 
anf  unsere  Arbeit  (iber  ,,die  Ursachen  der  Betriebsunfälle  in  der  deutschen 
Industrie  und  Landwirtschaft",  Band  Xi  S.  143 — 160  verweisen. 
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3.  Verwaltungskosten.  Aufser  den  Unfallentschädigungeii 
haben  im  Jahre  1896  an  Ausgaben  gehabt  die 

Kosten  der  Un&U* 


Untersuchungen  u. 

Scfaieds- 

Infall- 

Allgenvinc 

der  Feststellung  der 

gerichts- 

vcrbQtuDgs- 

Verwaltungs- 

EntschSdigungeti 

kosten 

kosten 

kosten 

gewerblicbcB  Berufs- 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

genossenscbaften  . 

1 104761,48 

5070359.03  >) 

laadwirtsch.  Bentf»- 

g«-nos<ienschaften  . 

753948,69 

300  114,94 

56221,64 

1944670,55 

AusführungÄhehurden 

349M.a9 

37508,0a 

26815,19 

*3*3a.94 

Bau-N'ersirluTungs- 

anstalten  .... 

35361.50 

4  335,  »9 

10 172,30 

372  7C9,67 

/u^annntn 

I  929039,96 

S77771.78 

1  029323.51 

7401  372,21 

liagegen  1895 

'  705  587.30 

796  518,45 

778359.39 

7091  715.67 

Im  Berichtsjahre  haben  also  wiederum  von  allen  Posten  die  all- 
ste nie  inen  V  e r  w  a  1 1 11  n  gs  k  o s t  e  n  am  wenitjstc'n  /U!jcnommen,  nSra- 
lich  um  etwa  4,4  pCt.  iS()5:  6  pCt.  1.  Diese  .Stcigcnmg  ent.s]»rirht  der 
naturlichen  Zunahme  des  Geschäftsumfangs  und  giebt  jedenfalls  keine 
Veranlassung  m  irgendwelchen  Bedenken.  Ein  Rückblick  auf  die  früheren 
Jahre  ergiebt,  dafs  im  besondren  bei  den  gewerblichen  Berufiigenossen' 
Schäften  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  betrugen 

1886:  3  324394,32  Mk.  oder  1  357,9  Mk.  auf  looo  Mk.  EntKhädigung 


1887:  2897165,87 

II 

,1 

539i2 

» 

II 

1000 

II 

1, 

1888:  3217343,11 

II 

•I 

37»i4 

II 

II 

1000 

1, 

II 

1889:  3S494«a.5i 

II 

n 

289.1 

1, 

H 

1000 

II 

II 

1890:  3 7 15 ^'3'. 37 

t. 

,, 

«»7.5 

II 

II 

1000 

II 

II 

i8qi  3990337.50 

,1 

ti 

196.7 

, . 

II 

1000 

„ 

II 

1892:  4233038,17 

»1 

VI 

176,6 

II 

II 

1000 

II 

II 

»»93:  4453285.22 

11 

tf 

162,1 

II 

tl 

iOOO 

II 

II 

1894:  4762926,33 

II 

»I 

»53.» 

»» 

II 

1000 

II 

II 

1^5:  4936366,68 

II 

II 

I43il 

II 

tooo 

„ 

II 

1896:  5070359,05 

,1 

II 

13110 

»1 

II 

1000 

II 

II 

Ueber  die  Art,  wie  das  statistische  Material,  das  über  die  Ver- 
waltung der  einzelnen  Berufsgcnossenschaften  vorliegt,  beiuteilt  werden 
mufs,  ist  das  Nötige  bereits  Bd.  V  S.  684 — 685  gesagt  worden. 

'1  llii-rin  sind  di<-  P.him M.i  traj^r,  die  nach  17  Ab-  6  i!<  s  niiuunf.dlversiche- 
r*i"RSK''^ '■*'''*■"  I ".ui^'i-wt-rks  -  HiTuf>^'<-nossenschaften    und    der    Tiet  b.ui  -  Benifs- 

genusseiisi  lalt  tiir  nicht  au-s^cheidbarc  Antcilkosten  der  X'crsicheruugsaustalteu  von 
diesen  ersetzt  worden  sind,  im  Betrage  von  112946,67  Mk.  nicht  enthalten,  da 
diese  PanschbetiSgc  bereits  bei  den  Versicherungsanstalten  als  Aasgabe  erscbemen. 

36» 
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Unter  den  in  unserer  Zusammenstellung  als  Unfallverhiitungs- 
kosten  bezeichneten  Ausgaben  befinden  sich  wiederum,  der  amtlichen 
Statistik  entsprechend,  auch  die  Kosten  der  FOisoi^  ittr  Verletzte  inner- 
halb der  ersten  13  Wochen  nach  dem  Un&lle.  Solche  Kosten,  die  durch 
Eingreifen  der  Borufsgenossenschaften  in  das  Heilverfahren  vor  Ablauf 
der  gesetzlichen  Wartezeit  entstehen,  können  natürlich  erst  erwachsen, 
nachdem  die  Unfälle  geschehen  sind;  sie  dienen  somit  nicht  der  Ver- 
huiunti  von  Unfällen,  sr)ndem  der  Verringerung  der  Intallfolgen  und 
musbcn  mithin  aus  den  Ausgaben  für  Unfallverhütung  ausgeschieden  wer- 
den. Diese  auszumerzenden  Beträge  stellten  sich  1896  auf  499  133,63  Mk. 
gegen  1895:  316354,84  Mk.,  1894:  219633.05  Mk.  und  1893: 
1x4712,59  Mk.,  sodafs  für  die  eigentliche  Unfallverhütung  nur  zur  Ver- 
wendung kamen  1896:  530189,88  Mk.  gegen  1895:  462  004,55  Mk^ 
1894:  441871,39  Mk.  und  1893:  454789.53  Mk. 

Die  Ausfallen  für  Zwecke  der  Unfallverhütung  haben  also  im  He- 
richtsjahr  ein  wenig  zugenommen  —  ein  Ergebnis,  dafs  unser  Bd.  XI 
Seite  482 — 483  ausgesprochene  Urteil  indes  nicht  ändern  kann. 

Den  weitaus  grt)fsten  .Aufwand  haben  1896  für  die  Unfallverhütung, 
d  h.  also  in  der  Hauptsache  fUr  die  Ueberwachung  der  Betriebe,  die 
Beruf^enossenschaft  der  chemischen  Industrie,  die  Steinbruch»-,  die  See* 
und  die  Tiefbau-Berufsgenossenschaft  gemacht  Die  landwiitschafUicben 
Berufsgenossensdiaften  scheinen  zu  der  Ueberzeugimg  gelangt  zu  sein, 
dafs  die  .Summe  von  5 1,80  Mk.,  die  sie  1895  Ueberwachung 
ihrer  }?etriebe  ausgegeben  hatten,  \'erschwendung  waren,  und  haben 
daher  1896  für  diesen  Zweck  keinen  Pfennig  aufgewendet. 

Die  Reservefonds  der  Berufsgenossenschaften  und  Bau -Ver- 
sicherungsanstalten endlich  (die  AusfUhrungsbehörden  sammeln  keine 
Reservefonds  an,  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  nur  aus- 
nahmsweise) vei^röfsertm  sich  im  Jahre  1896  folgenderniafsen: 

Einlagen  in  die  Bestand  der  Reservefonds 

Reservefonds  «m  SchluHe  des  Jahres  1896 

Mk.  Mk. 

Gewerbl.  Berufsgenosseoscbaften      4533451,01  128S34 919^68 

Landwirtsch.           „                         398513,53  5028861,25 

Bau-Versicberangsanstalten    .    .         65610.67  628352,39  

Zimmmcn       4997  575  21  »34492  133.3* 

Dagegen  1895:       7926316,31  "$538173,54 

Hierbei  sind  alle  Einlagen,  die  bis  sum  15.  August  1897  gemacht 
worden  sind,  noch  mit  berücksichtigt 

Entnahmen  aus  dem  Reservefonds  sind  bei  3  gewerblichen  Berufe- 
genossenschaften vorgekommen  -  nämlich  wie  1895  liei  ficr  y'>ayerischen 
Holzindustrie-,  der  Bayerischen  Baugewerks-  und  der  iiefbau-Berufs- 
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genossenschaft  im  Gesamtbetrage  von  3i3  502,.'>5  Mk.  —  und  bei  5 
landwiftschalUichen  Berufi^ienossenscbafteii  nämlich  der  Hessen- 
Nassauischen  und  den  4  württembergischen  im  Gesamtbetrage  von 
33060,31  Mk. 

4.  Lohnstatistik.  Wir  enthalten  uns  auch  in  diesem  Jahre  wiederum 
aller  näheren  Mitteilungen  über  die  in  den  Rechnungsergebnissen  ent» 
haltenen  I,ohnan£;al>en,  da  sie  aus  den  früher  (l?d.  II  S.  645  und  Hd.  I\' 
S.  5^8)  dargelegten  (irunden  jedes  statistischen  Werts  entbehrten.  Die 
Summe  der  für  die  Beitragsberechnung  in  Ansatz  gebrachten  Löhne  und 
Gdiälter  der  in  dai  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  versicherten 
Personen  belief  sich  im  Berichtsjahr  auf  3922996386,52  Mk.  gegen 
3  577  395i^»04  Mk.  im  Jahre  1895. 

II.  Invaliditäta-  und  Altersversicherung. 

I.  Organisation.  Im  Jahre  1896,  dem  sechsten  seit  dem  Inkraft* 
treten  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes,  bestanden  «de 
in  den  vorhergehenden  Jahren  31  Versicherungsanstalten,  die  folgende 
Organe  hatten: 


1S96 

1895 

1894 

1893 

»33 

»5« 

150 

147 

r>aruntt  r  ,,lH-amtctc"  

75 

73 

7« 

69 

34 

«4 

«3 

2H 

hurcau-,  K;i--.  n-  und  Kanzleiboamlt-  . 

I  186 

1079 

981 

8S<) 

105 

99 

87 

75 

610 

610 

618 

618 

66274 

66205 

65776 

60300 

3*3 

35a 

302 

«97 

Sohi«'<lsf;frichte  

499 

499 

605 

606 

He>t)ml<  r<'  Mark«  nv-  rkaiit-stfllcn        .  . 

9095 

9176 

9282 

8914 

Mit  d«T  l'citra^^'iii/ifliuiiR  bi-trautt- 

Krankcnkii;-».-!!  

5204 

5014 

4i>«9 

4642 

In  gleicher  Weise  mitwirkende  Gemeinde. 

behdrden  und  sonstige  von  den  Landes. 

Zentralbeliörden  bexeicbnete  Stetten 

2940 

2939 

2926 

2862 

Wie  man  sieht,  sind  wesentliche  Veränderungen  gegen  1Ö95  "i^'iii 
zu  Tttzeidmen.  Der  Natur  der  Dinge  nach  hat  nur  das  eigentlidie 
Beamtenpersonal  wiederum  beträchtlich  zugenommen. 

Aufser  den  Versicherungsanstalten  waren  an  der  Ausführung  der 

Invaliditäts-  und  Altersversicherung  wie  bereits  in  den  vier  vorhergehen- 
den Jahren  noch  9  besondere  Kasseneinrichttingen  lieteiligt ,  nämlich 
5  Eisenbahnpensionskassen  —  die  preuisische,  bayerische,  sächsische. 
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badtsche  und  die  ReichseisenbAlinpeiisioiiskasae  —  und  4  Knappschaft»* 
pensicmskassen  —  die  notddeutscbe,  SaarbrUcker,  Bochumer  und  die  &i 

das  Königreich  Sachsen. 

Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Personen  ist 
nicht  bekannt.  Rechnet  man  46  Beitragsmarken  auf  eine  versicherte 
Person,  so  waren  nach  dem  Material  der  Rechnungsergebnisse  im  Jahre 
1896  rund  10,42  Millionen  Personen  versichert  (gegen  9,85  Mill.  1895 
und  9,61  Mill.  1S94).  Die  Durchführung  des  Invaliditats-  und  Alters- 
versicheriuigsgesetses  hat  sich  sonach  wohl  etwas  gebessert,  ist  jedoch 
inuner  noch  recht  numgelhaft  (z.  vergL  das  Bd.  Vn  S.  703 — 704  Dar« 
gelegte). 

In  den  Vorbemerkungen  zu  dem  Tabellenwerk  geht  das  Reichs- 

Vcrsicheningsanit  allerdings  von  einer  bestimmten  —  ungenannten  —  Zahl 
der  vcrsicherungsptlichtigen  Personen  aus  imd  berechnet  danach,  dafs 
auf  den  Kopf  der  Vcrsicherunghptlichtigen  i8q6:  43,0  Wochenbeiträge 
(Marken)  entfielen  gegen  1895:  40,9,  1894:  40,4  und  1893:  39,8.  Die 
Zahl  der  versicherungspflichtigen  Personen  ist  dabei  offenbar  nodi  auf 
Grund  der  Benifistatistik  von  i88a  geschätzt  und  zwar  1895  '^9^ 
auf  rund  ii>i5  MAL,  in  den  vorhergehenden  Jahren  auf  einige  Hundert- 
tausend weniger.  Viel  Wert  haben  derartige  Berechnungen  nicht;  doch 
kann  man  sie,  da  etwas  Besseres  zur  Zeit  fehlt,  immerhin  noch  gelten 
lassen.  Wenn  es  dagegen  weiter  heifst,  dafs  von  diesen  43  Beitragen 
(Marken),  die  im  Jahr  1896  durchschnittlich  ;uif  tlcu  Kopf  der  versicherten 
Person  entrichtet  sind,  9,5  auf  die  I.  Lohnklasse,  16,6  auf  die  II.,  10,4 
auf  die  III.  und  6,6  auf  die  IV.  entftllen,  so  hat  man  Mflbe,  zu  ver- 
stehen, was  Oberhaupt  damit  gemeint  ist.  Thatsttchlich  geben  diese 
Zahlen  lediglich  das  Verh&ltius  an,  in  dem  die  Summen  der  verwandten 
Maxken  der  einzelnen  l^nklassen  zu  einander  stehen;  mit  der  durch* 
schnittlichen  Verwendung  auf  den  Kopf  der  Versicherten  haben  sie  aber 
gar  nichts  zu  thun;  es  entspricht  ihnen  keine  \\  irklichkcitsgröfse  mehr, 
sie  sind  vielmehr  aus  einer  X^crkennung  der  wahren  Bedeutung  des  arit- 
methischen  Mittels  hervorgegangen.  Es  sind  Verhältniszahleu,  die  man 
besser  statt  auf  43  auf  xoo,  also  in  Prozenten,  beredmet  hatte;  dann 
wSren  sie  auch  mit  den  entsprechenden  Zahlen  der  vwhergehenden 
Jahre  vergleichbar. 

2.  Leistungen  der  Versicherungsanstalten.  Da  die 
Uebersichten  der  Versicherungsanstalten  fUr  1896  nach  revidierten  Be- 
stimmungen aufgestellt  sind,  so  lassen  sich  nicht  alle  nachgewiesenen 
Zahlen  ohne  weiteres  mit  denen  der  vorhergehenden  Jahre  vergleichen. 

Im  Jahre  1896  wurden  von  den  31  Versicherungsanstalten  festgcseut 

25402  .^hiTsn-nlfii 
^K>  562  Invalideoremeu 
£u»animca  85964  Kenten. 
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Hierbei  sind  im  Gegensatz  zu  den  Nachweisungen  der  früheren 
Jahre  die  in  höherer  Instanz  aberkannten  Renten  nicht  mit  berücksichtigt. 

Seit  dem  Inkraftreten  des  Invalidität»*  und  AltenversicheningsgetetieB 
smd  überhaupt  an  Renten  —  wiederum  ohne  Beröcksichtigung  der  in 
höhem-  Instanx  aberkannten  —  bewilligt  worden 

von  den  Altersrenten  Invalidenrenten  zusammen 

51  Vertidierungianstalten   .  388212             203408  490620 

9  Kasseneinrichtungen  .   .  5511               I4889  20400 

zusammen  293  72J            217297  511020 


diesen 

Rculcu  bcL;i:i;i<-'ii  im 

Altersrenten  Inv; 

ili<l«iirentcn 

189( 

165083 

2  900 

167983 

189a 

29344 

33961 

63305 

1893 

26255 

43*1$ 

69470 

1894 

33433 

49707 

83140 

1895 

33634 

53016 

75640 

1896 

IS984 

35498 

51482 

Unter  den  51482  im  Jahre  1896  begianeuden  Renten  befinden 
sich  nur  48782  von  den  Versicherungsanstalten  bewilligte;  da 
von  diesen  im  ganzen  85  964  Renten  festgesetzt  worden  sind,  verteilt 
sich  also  der  Rest  von  37182  Renten  auf  die  früheren  Jahre  zurück  — 
und  zwar  bis  1891. 

An  Kntschädigungen  und  Beitragserstatttutgen  wurden  von  den  Ver« 
Sicherungsanstalten  gezahlt 


Kapital- 

Krstattung  von  Beiträgen 

Alters» 
renten 

Invaliden-  1 
renten 

nbtinilungen 
an  Aus- 
länder 

Kosten 
.l-->  lJ<-il- 
vcrfahrens 

in  Fällen 
(k-r  Vt-r- 
beiratimg 

in  Todes- 
flllen 

zusammen 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1891 

9048435,35 

9.45 

339,60 

30  ».99 

9049086,39 

189z 

12318781,21 

713600.19 

64,60 

31835,70 

13064381,70 

i«93 

13336163,55 

2797596,06 

963,- 

107179,21 

16241901,82 

1894 

14377586,05 

5388486,88 

907.01 

362773,78 

ao  »39753,7« 

1895 

15630814.37 

8396990,25 

3  774.95 

626759,40 

1 58  294,95 

53579-40 

24870213.32 

1896 

16  187379.86 

1 1  588  101,36 

1 470.34 

I  164009,39 

M57099i»4 

447568.50 

30845528,59 

XUS.  80899060,39   288847«4,»9   75»9,50  2292859,47    1615394^)9   501147,90  114200765,54 


Die  Aufwendungen  für  das  Heilverfahren  haben  sich  im  Berichtsjahre 
wiederum  gegen  189$  fast  verdoppelt.  Doch  kommt  auch  jetzt  noch 
diese  Art  der  Fürsorge  in  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  in  lu&eist 

verschiedenem  Mafse  zur  Geltung.  An  der  Spitze  stehen  in  dieser  Be- 
ziehung nach  wie  vor  die  Hansestädte  mit  einer  Ausgabe  von  164876  Mk., 
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sodann  Hannover  mit  138975  Mk.  und  l»aden  mit  122970  Mk.  Sehr 
wenig  gesdiieht  immer  noch  in  Bayern  Air  das  HdlverftlireQ ;  zwei  der 
bayerischen  Versicherungsanstalten  —  Oberpfalz  und  Schwaben  —  glänaen 
sogar  durch  den  Mangel  jeglicher  Ausgaben  für  diesen  Zweck. 

Beitragserstattungen  wurden  gewährt  für 

FSlle  von  V'eiliciratung    TodesflUk  zusammen 

1895  S321  307s  10396 

1896  6331s  14484  77696 

Ein  l?ild  d;ivon.  \va>  die  Alters-  und  Invaliditäts\  crsirbenino^  für  die 
Versicheiieii  uberhauiit  geleistet  hat.  erhalt  man  in<it's  erN»,  wenn  auch 
die  Leistungen  des  Reichs  und  der  besonderen  Kasheneuiriciiiungen  mit 
in  Betracht  gezogen  werden.  Es  ergiebt  sich  alsdaon,  dais  auf  An- 
Weisung  der  31  Versicherungsanstalten  und  der  9  Kasseneinrichtungen  an 
Renten  und  Beitragserstattungen  im  ganzen  gezahlt  sind 

BcitragsereUttangen  in 


Alten» 

Invaliden* 

Fälli-H  von 

Todes» 

rentcn 

retttc« 

Verheiratung 

nUlen 

xuaammcn 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

NTk. 

1891 : 

i  5  306  702.26 

52.0S 

15306754.34 

1893: 

31071  603,06 

«353  433.  »9 

32425035,25 

1893: 

M  763  337.03 

5383850,43 

38046 187,45 

1894: 

^474443.49 

10  173  183,39 

34647636,78 

1895; 

»6576369,9a 

15535633,49 

158563,76 

60806,33 

43321371.49 

1896: 

37413938,93 

31  lOi  179,37 

1 458  ;o6,6i 

5»7*5>,79 

50489476,60 

137605393,69 

53436330.74 

1 616669.37 

578058,11 

I93a3645».9i 

Von  die^^Q  dummen  fielen  dem  Reich  zur 

Last 

Bfitrap*;!  r^t.ittungcii  in 

Alters- 

Invaliden- 

Fällen vüu 

Todes« 

renten 

renten 

Verheiratnng 

ßllen 

zttswaanwn 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1891: 

6049848,41 

6049848,41 

1893 : 

8410061,74 

561  010.30 

897  t  072.04 

1893: 

9052636.71 

2  209  016,30 

11  261  653.01 

1894: 

Q682  1H0.28 

4  172  710,29 

13  8i;48Q6.57 

1895. 

10483380,39 

6329W35 

158,1 1 

11,3t' 

10  hl 3429.21 

1896: 

10714  318.06 

8405010.35 

360.38 

69.73 

19  119658.31 

zus. : 

54392  631,59 

21  677420.49 

4>i>.39 

81,08 

76070557.55 

Der  Durchschnittsjahresbetrag  der  von  den  Ver5ichenings< 
anstalten  bewiHigten  Renten  stellt  sich  einschliefslich  des  Reichszuschusses 
bei  den  Renten,  deren  Beginn  fällt 
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AltHsrentini 

Dmlidenrenten 

Mk. 

Hk. 

in  das  Jahr  1891  an! 

113,38 

,.         1892  ., 

127,40 

114,70 

1.   ..    »    1893  „ 

I29.S9 

"-|99 

IT                  tl         '894  „ 

125.S4 

121,23 

1.    II     »•     '5^95  " 

123. 98 

i>    I.          1S96  „ 

'35-34 

125.75 

Als  endgültig  können  diese  Zahlen  aber  noch  nicht  angesehen 
werden,  da  immer  noch  Renten  bewilligt  werden,  deren  Beginn  bis  in 

Jahr  1S91  zurückfällt.  Namentlich  können  sich  die  für  1896  an- 
gebenea  Beträge  noch  wesenthVh  ändern. 

In  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  schwankt  die  durchs<  hniit- 
liehe  Höhe  der  Jahresrenten  im  Jahre  1896  bei  den  Altersrenten  voii 
173,90  Mk.  in  Berlin  und  167,39  Mk.  in  den  Hansestädten  bis  118,57  Mk. 
in  Ostpreufsen  und  1 1 5,48  Mk.  in  Oberfranken,  bei  den  Invalidenrenten 
von  137,53  Mk.  in  den  Hansestädten  und  135,54  Mk.  in  Berlin  bis 
121.38  Mk,  in  Schlea«»  und  120,62  Mk,  in  nst]ircufsen. 

Die  vom  Rcrhnungslnireau  des  Reichs- NerNicherungsamts  vorge- 
nomtnenc  \"eiieiluiig  der  Renten  auf  die  einzelnen  \'ersicherungsanstalten 
und  Kasseucinrit  htungen  ergab,  dafs  von  den  bis  zum  Schlufs  des  Jahres 
1896  verteilten  Renten  endgültig  zur  Last  fielen 


I.  den  Versicberangs- 

an-.tiilttn 

Altersr»-meiuinti  ilc  . 
Invalidcnrentenanteile 
3.  den  Kasseneinrich* 

tungi'i)  : 
.\ltcr.sri-iit-ii.iiit-il'- 
Invalutcurt-ntcnantciU- 


Anzalil 


295  4<  5 
215  652 


5  S67 
15620 


Jaliresbetrag 

Mk. 

21  722  842. 4Ö 
13882631,07 


Kapitalwcrt 

Mk. 

124739S62 
1229S5307 


Durctischu.  Jahrc^- 
betrag  einn  Anteils 
Mk. 

73.53 
64r38 


5 ,  H  > .67 1  ^^^^  angegeben  /  ^^'^^ 
1024810,43'  *  65,61 


Da  die  Renten,  an  deren  Aufbringung  mehrere  Versicherungsan- 
stalten und  Kasseneinrichtungen  beteiligt  sind,  hier  mit  jedem  der  An- 
teile gezählt  sind,  so  übersteigt  die  Zahl  der  Rentenanteile  natürlich 
bedeutend  die  der  Rcntt^it-nu ifanger,  die  \<)n  der  \'erteilung  bis  zum 
SchUifs  des  BcrichtsjaluLs  tiereits  l)etroffen  worden  sind. 

Bei  der  Kapitalisierung  der  Renten  ist  von  der  Voraussetzung  aus- 
gegangen, dafs  sie  lebenslänglich  gezahlt  werden.  Wo  an  Stelle  von 
Altersrentenantetlen  Invalidenrentenanteile  treten  oder  umgekehrt»  muis 
daher  ein  Teil  des  Kapitalwertes  wieder  abgesetzt  werden.  In  den 
Rechnungsergebnissen  für  1896  ist  nun  der  in  den  früheren  Jahren 
gemachte,  von  uns  hier  mehrfach  gerügte  Fehler  vermieden  and 
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richtig  der  Kapitalwert  der  weggefallenen  Alters»  und  Invaliden« 
rentenantefle  ausgemefzt  wordaa.  Dieser  auszuscheidende  Kapitalwert 
wird  im  ganzen  auf  921 934  Mk.  angegeben,  so  dafs  sich  der  Kapital- 
weit  der  Rentenanteile  der  Versicherungsanstalten  insgesamt  auf 

124739862  -f  122985307  —  921  934  Mk.  —  246803235  Mk. 
steUt. 

\'on  den  Rentenantcilcn  waren  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1896 
bereits  wieder  in  Wegfall  gekommen 

Grund  des  Wegfallb 
Attzahl  Jabresbctng     Tod      Kapital»  Invali*  Erwerbs*  Andere 

1.  bei  d«  n  Vcf'  Mk.  abfindnng   ditit   fKhigkeit  GrOnd« 
sicheniDgs» 

aastallen: 
Altersrenten» 

•ntcil'-  9)400   6696769,83    88902        23        4037      —  438 

LlvalidenrcnU-n- 

antcile    .  .  60907  3831405,39  58138       30         —      1936  803 

2.  bei  d.  Kassen- 
einrichtungen : 

Altenrenten-  \ 

anteile    .   .    1772  178511,881 

,     ,. ,  ,  nicht  angegeben. 

Invalidenronten-  ^  * 

anteile    .    .     4918  315070,08) 

Somit  wnren  Knde  1895  noch  zahlbar 

1.  bei  <]f\)  V<  r>i(  licrungsanstaltcn : 

AUt-n>rentcuanteilc    .    .    202015  mit  «"inem  Jahrrsbetrag  von  15026072,64  Mk 
Invalidenreiitenanteile  .    154745  „     „  „  „    10051225,68  „ 

2.  bei  den  Kasseneinrichtnngen : 

AlL-rsrintenanteilc    .    .       409S    „       „  „  „        400113,79  „ 

Invalidenrentenanteile  .     10702  „     „  „  „       709733>7S  » 

Nach  den  Geburtsjahren  stellt  sich  der  Bestand  an  Rentenanteilen 
am  Schlüsse  des  Jahres  1896  folgendermafsen : 
I.  Versicherungsanstalten. 

Alterirentenanteilc. 


Jabn-brtrag 

Anzahl 

pCt. 

Mk. 

pCt. 

1826  i7oj:Uirige  Rentenempfänger)  . 

II  568 

5.72 

979480.49 

6.52 

i8»5  17'                               )  - 

*  • 

20590 

10,19 

1  638922,90 

10.91 

1824(7«                               )  . 

•  ■ 

22652 

11,21 

1737  «42,61 

11,56 

•823  173    .1                            )  . 

•  • 

23458 

1 1,61 

l  760716,97 

11,72 

1822  (74    „               „            )  . 

•  • 

22675 

1  1,23 

I  675872,36 

11,15 

«821  (75                   .1            )  • 

21832 

10,81 

1  593  108,41 

iü,6o 

1820—1816  (76— 80  jähr.  RentenempfUnger) 

62  244 

30,81 

4464356,83 

29,7« 

1815-1811  (81—85 

) 

149*3 

7.39 

1037770,26 

6,91 

:8io— 1806  (86—90   „  „ 

) 

«932 

0,96 

129253,01 

0,86 

1805  o.  frtlber  (91  jähr.  u.  ältere  „ 

) 

141 

0,07 

9333.80 

0,06 
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lOTalideiireBteDantcile. 

J«]ir«sbetng 


Anttbl 

pCt. 

•  Mk. 

pCt. 

J876— 1S71  20— 25jihrige  Rcntencnpflager)  2325 

1,50 

«39115.46 

1,38 

1870  -1S66  (26 — 30  „ 

II 

)  4*95 

2.77 

233^25,74 

2,33 

i8t,5— 1861    31—35  „ 

II 

)  4488 

2,90 

263  103.05 

2,62 

1860—1856  130—40  „ 

II 

)    5  744 

3.71 

346062.05 

3.44 

1855—1851  (41-45  .. 

II 

)  7216 

4,66 

449605,86 

4i47 

1850—1846  (46— SO  n 

II 

)  10  549 

6,82 

681 332187 

6,78 

1845—1841  (S»— 55 

♦» 

)  «5901 

10,28 

1043438,38 

10.38 

1840 — 1836  (56—60  „ 

II 

)  22648 

14164 

1503445.87 

14.96 

:S;;--i83i  (61^65  „ 

II 

)  3«  413 

20.30 

209!  667,82 

20,81 

1S30 — 1826  166 — 70  „ 

II 

)  35  747 

23,10 

2  374 458.5  • 

23,62 

1825  u.  früher  (71  jähr.  a. 

ältere  „ 

)  »4419 

9.32 

925170,07 

9.2» 

2.  Kasseneiiiriditiiiigeii. 

Altersrenten  an  teile 

• 

Jaliresbetrag 

Anzahl 

pCt 

Mk. 

pCt. 

1826  (70  jibrigc  RcntenempfSnger) .  .  . 

.  428 

lo,4S 

45228,04 

11.30 

).   .  . 

.  673 

16,43 

64  345'93 

16.08 

1824  172      „  „ 

).   .  . 

615 

15,02 

60059,57 

15.01 

»J^23  '73  n 

)     .  . 

562 

13.72 

182a  174     „  „ 

)     .  . 

506 

12.36 

38  367,i>y 

»8»J  '75  .1 

)     .  . 

•  353 

8,62 

0,06 

1820—1816  (76— SojShr. 

Rcntcnempaofer)  819 

20,— 

88477,  

22,11 

1815—1811  (81—85 

II 

)  "4 

3.03 

12  SS6,i8 

1810—1806  (86—90  „ 

II 

)  14 

1  «00,20 

m            — f  

0,38 

1805  v.  froher  (91  jlhr.  v.  Ütere  „ 

)  I 

0,03 

Cd 

IiiTalidenrcntenan  teile. 

Jabreftbetrag 

Annlil 

pa. 

Mk. 

pCl. 

1876 — 1871  120— 25jilir.  Remenempflnger 

)  59 

0.5S 

3195.46 

045 

1870  -1S66  126—30  „ 

1» 

)  »71 

'33 

1865— 1861  (31-35  » 

♦I 

}  >63 

13  489,40 

2,18 

1860—1856  (36 — 40  „ 

II 

)  375 

3.51 

23  122,96 

3.26 

1855-1851  (4«--45  .. 

II 

)  Ö05 

5,65 

38561,41 

5.43 

1850—1846  U6— 50  „ 

1» 

)  930 

8.69 

61  154.39 

8,62 

1845—1841  (5X— 5S  » 

II 

)  1535 

14.34 

101117,37 

I4i»5 

1840— 1836  (56—60  „ 

II 

)  «»34 

ao.87 

I5«937i35 

ai,4> 

1835— 1831  161—65  „ 

II 

)  >3>6 

31.64 

159 144i9> 

22,42 

1830  —  1826  (66—70  „ 

1» 

)  1739 

16,25 

115  185,75 

16.23 

1825  tt.  früher  (71  jähr.  u. 

ältere  „ 

)  475 

4i44 

3«  356,01 

4.42 
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Bei  den  Altersrenten  kann  das  Geburtsjahr  1826  zu  Vergleichen 
nicht  mit  herangezogen  werden,  weil  naturgemkfs  bis  Ende  1896  erst  ein 
Teil  der  bewUl^n  Altersrenten  aus  diesem  Jahrgänge  —  etwa  die 
Hälfte  —  verteilt  war. 

Die  Rentenempfitngor,  die  über  70  Jahre  alt  sind,  beziehen  immer 
noch,  auch  soweit  sie  erwerhsmif^hitr  sind,  /um  weitntis  gröfsten  'I'eil 
Altersrenten.  Dies  wird  sich  erst  sehr  allmählich  im  Laufe  der  Jahre 
ändern. 

3.  Aufwand,  Einnahmen  und  Vermögen  der  Versiche- 
rungsanstalten. 

Die  V  e  r  w  a  i  i  u  n  g  s  k  o  s  t  e  n  der  Vcrsirherungsanstsjlten  stellen  sich 
folgendermafsen 


1896 

1845 

1894 

1893 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Laufende  Vcrwaltungskosten 

3  3«7  964,67 

3*05  184,83 

3866013,64 

«626777.93 

Kosten  der  Erhebungen  vor 

Gewährung  von  Kenten  . 

316277,68 

318891,52 

143011,21 

84009,18 

Schiedsgerichtskosten .   .  . 

3*7  5y>.«7 

338822,68 

30745».39 

3*4595.03 

Kosten  rl<  t  l'x  itra^-M'rhi  bunj; 

und  der  Kontrolle  . 

2059338,30 

i8i4Si>4.25 

1  642495,31 

I  041  979i62 

Kosten  der  Rvchuhilfc  .  . 

3814.20 

3456.06 

3273-68 

3  94» -60 

Andere   nicht  vorgesehene 

Ausgabi-n  

7695S.S7 

1  1 5  00 1 ,20 

79  '44t77 

82255.03 

Zus.  Vcrwultungbkostcn 

6171884,59 

5686930,54 

5041391,— 

476355S.39 

Diuu  Kntschiidigungen 

einschl.  der  Beibags- 

t6  2  }  1  o<'>i  .82 

f  rstattungen 

',084:;  528,59  24870213,32 

20  129753,72 

Zusammen  . 

37017413, l.S 

30557 143,86 

25  171  144,72  21005400,21 

An  Eiimahmen  steh 

en  diesen  Ausgaben  gegenüber: 

1895 

1894 

«893 

Erlös  auä  den  Beitrags» 

.Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

89  892  206.72 

Erstattung  von  Renten* 

Zahlungen  .... 

34107,60 

36725,33 

31173,8» 

31603,39 

Strafi'clder  und  verschie- 

dene  Einnahmen  .   .  159S3It>5 

941  »37»96 

563333,65 

179037.94 

Zinsen  12783381,97  10356467,61 

7984858,68 

5797M6.47 

Miflf    und    Pacht  aus 

Grundbesitz     .    .  . 

34637,49 

«9563.37 

19  55S,3«. 

15671,21 

Zusanunen :  Einnahmen  1 14 536  753,82  106  7 16 4S7i34  toi  329  354,85  95  9 1 5  765,73 
Davon  ab;  Ausgaben    37017413,18    30557143,86    25171144,72  31005460^21 


Hbibt    n  ^tin.l  77519340,64    76159343,48  76158210,13  74910305,52 
Davon  ab:  biidagen  in 

die  Reservefonds.    .  2691843,21»)  6745735.59  7340838.23  6371534.81 

Bleibt  verfügbar  74  8«7  497.43  69413607,89  68817371,90  68538770,71 


')  Abzüglich  der  Entnahmen  aus  dem  Reservefonds  von  48844,81  Mk. 
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Zu  den  Beütänden  aus  den  früheren  Jahren  werden  nach  den  neuen 
Ffnrmttbrea  für  die  Uebeniditeo  die  Ueberschüsse  des  Berichtef ahres  nicht 
mehr  in  Beziehnng  gesetzt  Damit  fallen  nun  endlich  die  Differenzen,  auf 
die  wir  in  den  letzten  Jahren  an  dieser  Stelle  regehnäfsig  stie&en,  end- 
gühig  für  unsere  Betrachtung  weg. 

Das  Gesamt  vermögen  der  \'ersicherungsanstalten  setzte  sich 
am  Schlüsse  der  einzelnen  Jahre  aus  folgenden  Bestandteilen  zusammen: 

1896  1895  '^93 
Ka&scnlx-stand  oin-               Mk.  Mk.  Mk.  Mk. 
scblicfälich    der  Gut- 
haben bei  Bankhiusern     7  IIS  368.36  8i688zi^4  9380380,72  5617943,90 

Wertpapiere   und  -Ur- 
kunden (AnkaufspreUe )  443>i»9  593J4  36339:683.67  285702691,75  213302535,41 
Gnmdstllcke (Ankanfspr.)   9436455,99  9224391,88  8587897,24  7667027,76 

ZoiBinniai  459741418,09  380785896,59  303570969.7>  226587506,07 
HieRaWertd.InTeDtar.      897436.47       891464,18       741639,87  612513,60 
Gesamtvcrmögen  460638854,56  381677360,77  304313609,58  337300019,67 

Von  dem  Gesamtvermugen  entlaiicn  aut  die  Reservefonds 
1896  43604314,99  Mk. 

1895  35694105.21  „ 

1894  37892780.22  „ 

1893  19736694,48  „ 

Die  in  Wertpapieren,  Darlehen  u.  s.  w.  angelegten  Kapitalien  haben 
sich  durchschnittlich  verzinst 

1891  m  3,67  pCt. 

1892  „  3,67 

1893  „  3,66 
»894  3.65 

1895  »  3tS8 

1896  „  3.53 

An  Beitragsmarken  wurden  bei  allen  Versicherungsanstalten  ver- 
kauft in  der 

1895  1894  1893 

102984236      101 468238  08286604 

I7739>  '74         174170022  169864669 
106698714         102957209  99529474 
66128439  63254909  60903950 


it 


LobnUaase 
I. 

n. 
111. 

IV. 


znsanunen 


1896 

105830416 
184 740012 
1 1 5  436086 

_  735055^3 
479512097 


441859378  4*8583697 


453  30«  563 

Unter  den  Beitragsmarken  II.  Lohnklasse  befanden  sich 
1896  411053  DoppclaiarlKii 

1895  373149 

1894  273406 

1893  188413 


ti 
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Dem  Prozentsätze  nacli  entfielen  auf  die 

von  (U-n  l?i.-i(rat.'^markon  vom  Gcsamlorlos 


1806 

1895 

1S94 

1896 

1895 

1894 

1893 

|)Cl, 

|)Ct. 

pCt. 

l.Ct. 

pCt. 

pCt. 

pCt. 

pCl. 

I.  Lohnklasse 

22.07 

".73 

22,96 

22.93 

14.59 

15,12 

»5.32 

«53« 

II. 

38,53 

39,  «4 

39,4a 

39.64 

36,40 

37,21 

37,57 

37.79 

(darunter  Doppel« 

mark«'!!  i 

10,091 

ooH 

/0.06' 

10.04 1 

(0,081 

■'o.(vS'| 

io,o6) 

io,04< 

III.  Lohnklasse 

24.07 

2.V54 

23.30 

23.22 

27,29 

2tJ,S6 

26.65 

26.57 

IV. 

'5.33 

'4Ö9 

»4.32 

14.21 

21,72 

20,81 

20,46 

20.33 

Die  durchschnittliche  Höhe  des  euueben  Wochenbeitiags  stellte  sidi 

1891  auf  30,81  Pfennige 

1892  ..  20,86  „ 

1893  „  20,97 

1894  „  20,99 

1895  .. 

1896  „  ai,i7 

ist  also  von  Jahr  xu  Jahr  ein  wenig  gestiegen. 


Digitized  by  Google 


Die  Pflichten  der  Versicherten  in  Deutschland. 

Von 

H.  VON  FRAXKEXiihRCi, 
Stadtrat  in  Bnwnschweig. 

Gegen  die  deutsche  Zwangsveisichening  wird  häufig  von  denjenigen, 

\velf  htr  der  gaii/en  Einrichtung  mifsgünstig  gegenüberstehen,  der  Einwand 
v-rhnhcn,  dafe  sie  den  Arbeitgebern  nur  Pflichten  auferlege»  während 
den  Arbeitern  lediglich  Rechte  eingeräumt  würden. 

Schon  aus  dem  (Irunde  ist  dies  absprechende  L  rteil  ganz  unzu- 
treffend, weil  die  Ihiternehraer  bei  der  liurchfuhrung  und  VerwaUung 
der  Verucherung  manches  gewichtige  Wort  mitzureden  haben  (General- 
'Versammlung,  Vorstand,  Ausschufs  u.  s.  w.).  Bei  den  Benifsgenossen« 
Schäften  steht  ihnen  bekanntlich  sogar,  wenigstens  in  erster  Instanz,  die 
ausschliefsUche  Handhabung  zu.  Es  bedarf  keiner  Auseinandersetzung 
dariilier,  welchen  wes^tlicben  Einfiufs  sie  hierdurch  auf  die  Zubilligung 
der  Entschädigungen  gewinnen. 

Aber  die  Kurzsichtigkeit  jener  Kritik  zeigt  si(  h  noch  ortenbarer, 
wenn  man  ^ich  vergegenwärtigt,  dafs  aurh  den  Arbeiuichmern  eine  Reihe 
von  Ubliegenheiten  aus  den  Versicherung<5gesetzen  erwachsen,  und  dafs 
den  zu  erwartenden  Vorteilen  viele  Gegenleistungen  entsprechen,  die  in 
einem  Thun  oder  Unterlassen  bestehen  können. 

Bei  dem  Eintritte  eines  Arbeiters  in  ein  versicherungspflichtiges 
Verhältnis  hat  allerdings  der  Arbeitgeber  f  i^t  ausschliefslich  die  Verant- 
wortung: er  mufs,  wenngleich  der  Zustand  des  V'ersichertseins  von  selbst, 
kraft  des  Gesetzes  (-ijirritt,  das  äufserliche  Hand  zwischen  dein  Aibeiter 
und  dem  \'er>u  ii«  j un-^organ  durch  Anmeldung  der  ein/einen  Person 
{nach  49  des  krankenvcrs.G.,  vereinzelt  auch  nach  §  112  Nr.  2  des 
Inv.-  und  A.V.G.),  durch  Anmeldung  de$Betriebes(§§  11,  $5  Unf.V.G.) 
oder  durch  die  Beitragleistung  100,  109  Inv.>  und  A.V.G.) 
herstellen. 

Nur  ;  1  stnhmsweise  ist  es  den  Versicherungspflichtigen  überlassen, 
ihrersieits  diese  Verbindung  anzuknüpfen.   Es  ist  dies  z.  B.  der  Fall  bei 
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der  Krankenversicherung  solcher  Persuaen,  welche  nicht  zu  einem  b  e  - 
stimmten  Arbeitgeber  in  einem  dauernden  Dienstverhältnisse  stehea, 
aber  vorwiegend  in  land*  oder  forstwirtschaftlichen  Betrieben  gegen  Lohn 
beschäft^  sind.  Für  sk  kann  die  Meldepflicht  nach  §  142  Abs.  5  des 
Landw.  Unf.V.G.  den  Arbeitgebern  genommen  und  ihnen  selb^  Über- 
tragen  werden,  wie  es  thatsachiich  durch  Statut  oder  Landesgesetz  ge- 
schehen ist.')  In  der  Unfall vcrsicheriint!;  kann  durch  (lenossenschaits* 
Statut  oder  T-andesrecht  eine  ähnliche  \  *>rschrift  hinsichtlich  der  Unter- 
nehnier  von  Klembctricbcn  des  liaui:cweri)es  oder  der  Land-  und  Forst- 
Wirtschaft  begründet  sein  2  Abs.  2  Ijau-üufA'.ü. ;  J;  i  Abs.  j,  $  2 
Abs.  2  Landw.  U.V.G.).  Für  das  Gebiet  der  Invalidttäts  und  Alters- 
versichening  ist  denjenigen  Hausgewerbetreibendenf  welche  für  Tersiche- 
rungspflichtig  erklärt  sind,  unter  Hinweis  auf  die  Strafdrohung  des  §  143 
Inv.-  und  A.V.G.  die  Entrichtung  der  Beiträge  für  ihre  eigene  Vcr- 
sicherung  zur  Pflicht  gemacht ;  -)  dasselbe  ist  zulässig  für  \oriibergehend 
Beschäftigte  in  Gegenden  des  Kinzugsverfahrens  nach  §  113  Nr.  2  das., 
geschieht  aber  nur  ganz  vereinzelt. 

Diejenigen,  welchen  das  Gesetz  ein  Recht  zur  freiwilligen  Teil- 
nahme an  Einrichtungen  der  Arbeiterveisicherung  giebt,  sind  sdbstver* 
ständlich  allein  dafUr  verantwordich)  dafs  sie  von  der  Befugnis  recht- 
zeitig und  in  der  richtigen  Weise  Gebrauch  machen:  also  wegen  der 
Kjankenversicherung  nach  näherer  Bestimmung  der  1  —  4  Kr.V.G. 
vorübergehend  Beschäftigte,  Staats-  und  Kommunalbedienstete,  gewisse 
Familienangehörige,  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlinge,  land-  oder  forst- 
wirtschaftliche Betriebsbeamte  und  Arbeiter,  sowie  Dienstboten:  bei  Orts- 
krankenkassen statutarisch  auch  andere  als  die  erwähnten  Personen,  sofern 
ihr  jährliches  GesamteblKmunen  aooo  Mark  nicht  übersteigt  (§  26  a 
Nr.  5  das.).  Die  Versicherungsberechtigten»  welche  skh  zum  Beitritte 
melden,  haben  sich  auf  Anordnung  der  Kassenstelle  einer  ärztlichen 
Untersuchung  zu  unterwerfen;  die  Aufnahme  darf  abgelehnt  werden, 
sofern  sich  hierbei  eine  bereits  bestehende  Krankheit  ergiebt.  Die 
Motive  der  Novelle  (S.  39)  nannten  diese  in  >;  4  Abs.  3,  19  Abs.  3 
eingeschaltete  Bestinunung,  von  der  neuerdings  auch  bei  der  Meldung 
von  Personen  mit  kranken  Zähnen  häutiger  Gebrauch  gemacht  wird,  ein 
Schutzmittel,  für  welches  sich  bei  der  Schwierigkeit  des  Nachwdsea  einer 
schon  zur  Zeit  des  Eintritts  vortiandenen  Krankheit  kassenseitig  ein  Be> 
dürfois  herausgestellt  habe. 


')  Für  das  Hcr/.agium  nriiun>chw«-ig  un(»-r  «Irm  Vorbelialte,  dafs  der  Arbeit*» 
vertrag'  sirli  nicht  auf  eine  volle  Woche  erstreckt;  g  2  des  Gesetzes  Nr.  ao  vom 
29.  Mai  1890. 

Nr.  3  der  Ik-kaiuitmachiiny  de»  kl•ich^kaIl/.l^•r-.  vom  16.  l>tzi'rabtr  1891, 
A.R.,  Inv.'  und  A.V.,  1892  S.  7 ;  Nr.  3  der  Bckanntnaacbung  desselben  vom  1.  Min 
1894,  S.  87. 
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Das  Recht,  sich  aus  freien  Stücken  der  Unfallversicherung  anza« 
schliefseo, '  ist  nach  besonderer  Regelung  des  Genossenscbaftsstatuts  (&r 
Unteiiiebmer  gegeben,  sowohl  in  Bezug  auf  sie  selbst,  wie  auf  gewisse 
dem  Versicbeningsswange  nicht  unterworfene  Personen.  Gleidiartiges 
ist  bestimmt  im  Bereiche  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  (ür 
Hetriebsunteinehmer,  welche  nicht  regeltnäfsig  wenigstens  einen  T.ohn- 
arl>citcr  bcsrhattigen,  und  für  alle  noch  nicht  für  versicherungspflichtig 
erklarten  Hausgevverbetreibendcn,  st)f\  rn  die  (ienannten  das  40.  Lebens- 
jahr uüch  nicht  vollendet  haben  8,  118,  120  Inv.-  und  A.V.G.); 
ferner  nach  §117  das.  ganz  allgemein  för  diejenigen,  welche  nach  ihrem 
Ausscheiden  aus  dem  Versicherungsverbältnisse,  mag  dies  auf  Pflicht 
oder  auf  Freiwilliglceit  beruhen,  den  Wunsdi  haben,  sich  die  Aussicht 
auf  Rente  oder  Beitragserstattung  zu  wahren.  Man  würde  aber  fehl- 
gehen, wenn  man  im  Gegensatz  hierzu  die  versicherungspflich- 
tigen Arbeiter  von  jeder  Verbindlichkeit  in  Bezug  auf  ihre  Vcrsirhe- 
rimg  bei  dem  Eintritte  in  das  Dienstverhältnis  ledig  sprechen  wollte. 

Zunächst  ist,  um  den  Zwangskrankenkassen  die  Möglichkeit  der  j^e- 
setslich  als  Regel  aufgestellten  KrankengeldkOnung  bei  Doppelvosiche- 
rung  £U  geben,  durch  die  Novelle  (§  26  a  Abs.  2  Nr.  i  Kr.V.G.)  die 
Anordnung  getroffen,  dafs  die  Mitglieder  statutarisch  verpflichtet  werden 
können,  andere  von  ihnen  eingegangene  Versicherungsverhältnissi-.  aus 
welchen  sie  Ansprüche  auf  Krankenunterstützung  erwerben ,  bei  dem 
Kassenvorstande  zu  melden,  imd  zwar  binnen  einer  Woche  nach  dem 
Eintritte  in  die  Zvvnngskasse.  oder  bei  spaterem  Abschlüsse  jener  ander- 
weiten  Versicherung  binnen  einwuchiger  Erist  danach.  Ob  es  sich  bei 
letzterer  um  eingeschriebene  Hitfskassen  mit  oder  ohne  die  Bescheinigung 
Uber  die  Mindestleistungen  (§§  75  fi*.)«  Kriegervereine  oder  Privat- 
Versicherungen  anderer  Art  handelt,  ist  vollständig  gleichgültig;  nurmufs 
durch  sie  ein  Anspruch,  ein  klagbares  Recht  auf  Krankenunterstiitzung 
gegeben  sein.  Ks  bleil)en  also  aufser  Betracht  einerseits  die  Wohl- 
thatigkeitsvercine,  Stiftuniren  u.  dgl.,  weh  he  dem  wohlwollenden  Ermessen 
der  \  ervvaltung  die  Erage  nach  der  (»ewahrung  von  (  laben  liberlassen, 
andererseits  die  Sterbe-  luid  Witwe nkassen.  Die  Vorschrift  bezieht  sich 
sowohl  auf  Orts*  wie  auf  Betriebs-  (Fabrik-),  Bau-  und  Innungskranken- 
l^AS^  (§§  64»  7s»  73 ^  während  sie  für  die  Gemeindekrankenversicherung 
bedeutungslos  ist.') 

')  §  a  U.V.G.;  §  2  Abs.  t  Landw.  Ü.V.G.;  ^  3  Abs.  1  Bau-U.V.G.;  g}}  4,  5 
Sec-l"  VC. 

\\ .  Mii  in  lirm  Aufsat/«-  S.  loS  «K  s  (>.  Jalirg.  il.  r  ,,Iiivali'lit:it>-  und  .\h<  r>- 
vor>u  hcruny  t-int-  Dujiptlvi  rMcherun};  in  zw.  i  /  w  a  n  ^' ^  k  a  s  >  i- ti  ;.!>  mit  lii-'rluT 
gekürend  erwähnt  hx,  üo  mufs  darauf  liin^cwicbc-n  werden,  dal:>  i;ruiul>al^lich  uucli 
§  27  Kranken-Versicherungsgesetz  eine  derartige  mehrfache  Mitgliedschaft  nicht  zu- 
Iii  i^t,  alio  auch  keine  Kr^)u>aiisprttcbe  und  keine  Meldepflicht  erzeugen  kann 
(vyl   ..Arlx-itcnrrsor^un«:"  Hd.  6  S.  211, 

Archiv  für  sot.  Cje»eU);ebung  u.  Statistik.  XII.  37 
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Die  Annahme  der  Motive  (S.  5o),  es  werde  hierdurch  die  bis  zum 

Erlasse  der  Novelle  vielfach  unwirksam  gebliebene  Bestimmung  des  ur- 
sprünglichen ^26  Abs.  3  (Jetzt  26a  Ab^.  dem  Iküürfniase  ent- 
sprechend ergänzt,  hat  sich  als  vollkommen  richtig  erwiesen. 

Der  Doppcltversichertc ,  welcher  die  statutarische  Anzeigeptlicht 
nicht  rechtzeitig  erfiillt,  kann  nach  Nr.  2  a  des  §  26  a  auf  Grund 
allgemeiner  Aiklrohung  in  dne  Ordnungsstrafe  bis  zu  20  Mark  ge- 
nommen werden.  Es  ist  zulässig,  diese  vom  Vorstande  zu  verhängende» 
im  W^e  der  Beschwerde  an  die  Aufsichtsbehörde  binnen  zwei  Wochen 
anfechtbare  Geldstrafe  (§  76  e  Abs.  i)  bei  Geldansprüchen  des  Unter- 
stützungsberechtigten in  (iegenrechnung  zu  stellen  (§56  Abs.  2).  Die 
Aufrechnung  mit  dem  Krankengelde  ist  sogar  die  einfachste  Art  der 
Geltendmachung,  da  es  merkwürdiL'crweise  uiut-rlassen  ist,  die  Straf- 
gelder in  derselben  Art  wie  ruck^uiiulige  Heiträge  der  Einziehung  im 
Verwaltungszwangsverfahren  zu  unterwerfen,  so  dafs  bei  Weigerung  des 
Verpflichteten  für  die  Kass«iveniiraltung  in  Ermangelung  einer  aufzu- 
rechnenden Unterstützung  nur  der  umständliche  Weg  der  gerichtlichen 
Klage  offen  steht.  Die  Komijcnsation  wird  aber  vom  i.  Januar  1900  ab 
unzulässig,  da  §  39 4  des  H.G.15.  sie  nur  gegen  geschuldete  Beitrage 
erlaubt  („Inv.-  und  .^h.-Vers."  1kl.  6  S.  151»'  — •  ein  Rechtszustand,  der 
nicht  als  erwünscht  bezeichnet  werden  kann. 

Dieser  Verbindlichkeit  zur  luiaufgeforderten  Erklärung  über  Doppel- 
versicherungen steht  die  Pflicht  der  wahrheitsgemäfsen  Antwort  auf  alle 
etwaigen,  die  Versicherung  und  das  Dienstverhältnis  betreffenden  Anfragen 
zur  Seite.  Es  ist  hiervon  nicht  ausdrücklich  im  Kr.-Vers.>Ges.  die  Rede^ 
es  ergiebt  sich  aber  aus  der  Natur  der  Sache.  Neben  der  Kasse  hat 
der  Arbeitgeber  ein  aus  dem  .Arbeitsvertrage  und  dessen  heutiger  Be- 
deutung abzuleitendes  Recht  darauf,  dafs  die  bei  ihm  in  Beschäftigung 
iretcndeti  i 'ertönen  jeder  Frage,  die  auf  Entstehung  und  Inhalt  seiner 
eigenen  versicherungsrechtlichen  Obliegenheiten  von  Eintlufs  ist,  genau 
und  vollständig  Rede  stehen.  W  er  sich  weigert,  die  verlangte  Antwort 
zu  geben,  erfüllt  eine  seiner  Dienstpflichten  nicht  und  kann  bei  Behan> 
lichkeit  seines  Widerstandes  nach  §  133  Nr.  3  R.Gew.Ordn.  sowie  nach 
den  gleichartigen  Normen  des  Handels-  und  des  Geanderechts  auf  der 
Stelle  entlassen  werden.  Wer  dagegen  wider  besseres  Wiss^  und  in  der 
Absi(lit  der  Erlangung  eines  rechtswidrigen  Vermugcnsvortcils  (z.  B. 
Kraiikeiiunterstützung,  Vermeidung  von  Heitragsabzügen  i  unwahre  Aus- 
kuüli  gicbt  luid  dadurch  den  .Vrbciigei>er  oder  die  Kasse  schädigt, 
macht  sich  des  Betruges  schuldig. 'j     Beispielsweise  sei  erwähnt,  dafs 

Soweit  eine  Kmnkenkasse  durch  Betrug  oder  darch  andere  mit  Ehrverlust 
bedrohte  ütrafbare  Handlungen  ge^chldtgt  ist,  kann  sie  dem  Bctreflenden  flir  das 
nSch!>t<r  Jahr  das  Kranltcngeld  —  nicht  auch  är/tlidi.  tu  handlang,  Annein.s.w.  ~ 
statutarisch  versagen;  {^g  6a  Nr.  3,  26a  Nr.  2  Kr.V.G. 
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kürzlich  vom  hiesigen  Landgericht  ein  Arbeiter  zu  Gefängnisstrafe  ver* 
urteilt  ist,  weil  er  dem  Diensthenn  fälschlich  erklärt  hatte,  er  sei  in 
einer  Krankenkasse  versichert  und  brauche  deshalb  bei  der  zuständigen 

Zwangskasse  nicht  gemeldet  zu  werden.  Wenngleich  in  diesem  Falle 
der  später  bei  Krkrankung  des  .Vrlteiters  nn<  h  >;  50  crsatzptiichtig  ge- 
wordene Arbeitgeber  von  dem  Voruuiie  nicht  freizusprechen  war,  dafs 
er  weder  geprüft  hatte,  ob  ein  Quittuagsbuch  der  angeblich  in  i  rage 
kommenden  Kasse  vorhanden  und  auf  dem  laufenden  gehalten,  noch  ob 
die  Mitgliedschaft  bei  jener  Stelle,  einer  auswärtigen  Zwangskasse,  nach 
II,  27  überhaupt  noch  zulässig  sei,  so  wird  man  doch  gegen  die 
Bestrafung  des  Arbeiters  vom  juristischen  und  \om  moralis(  hen  Stand- 
|)unkte  aus  nichts  einwenden  dürfen,  da  sein  Verhalten  die  Schädigung 
raitverursacht  hat. 

Die  zu  erteilende  .AufkLaunL;  kann  sic  h  insbesondere  be/.iei»en:  auf 
(jelmrtsori  und  -  lag  wegen  der  Ausstellung  einer  (^uittungskarte,  sowie 
wegen  der  Ausfüllung  des  Mddeformulars  für  die  Krankenkasse  und  der 
hiermit  zusammenhängenden  Einreihung  in  die  richtige  Mitgtiederklasse 
(Kinder,  junge  Leute,  Erwachsene,  vgl.  §§  8  Abs.  2,  20  Nr.  1  Kr.V.G.; 
§  22  Inv.-  luid  A.V.G.),  auf  die  Zeit  der  Beschäftigung  und  deren  .\rt 
I  vorübergehende  Thätigkeit,  ob  Hetriebsbeamter,  Handlungsgehilfe,  (ieselle, 
Arbeiter,  Lehrling,  Familienangehöriger,  Hausgewerbetreibender  u.  s.  w.), 
auf  die  Hohe  der  Vergütung  in  bajcni  CkMc,  in  Naturalbc/ügen,  regel- 
rnäfsig  wiederkehrenden  Geschenktn,  iruikgeidern,  sowie  auf  alle  etwaigen 
im  Arbeitsverträge  eintretenden  Veränderungen,  dnrdi  wddie  die  Ver* 
sicherungsptlicht  begründet,  umgestaltet  oder  aufgehoben  wird  (§  49 
Kr.V.G.).  Nach  dem  Inv.-  und  A.V.G.  (§  126  Abs.  2)  sind  die  Ver- 
sicherten fJeldstrafen  bis  n\  300  Mk.  ausgesetzt,  wenn  sie  .\ngaben  über 
Ort  und  Dauer  ihrer  Ueschafiigung  verweigern  oder  ihre  Quittungskarte 
zur  Ik'richtiqung  niiht  herausgehen  wollen. 

Wahrenii  der  Dauer  der  Rasheniuitgliedsi  hafi  ergiebt  sii  Ii  ferner  lur 
die  V'ersicherien,  aufser  bei  der  Unfallversicherung,  die  t'Hichl  zu  anleil- 
mäfsiger  Aufbringung  der  Kassenbeiträge,  und  zwar  bei  der  Invalidit&ts- 
und  Altersversicherung  zur  Hälfte,  bei  den  Zwangskrankenkassen  zu  %, 
bis  auf  das  voll  zu  tragende  Eintrittsgeld.  Bei  den  Innungskranken- 
kassen kann  nach  dem  Inkrafttreten  der  Novelle  zur  RXJew.Ordn.  vom 
16.  Juli  1897  durch  Nebt-nstatut  von  den  Arbeitgebern  die  Hälfte 
—  statt  '  ,,  - —  der  Meiträge  übernommen  werden  (ij  (jo  das.',  gegen 
Kintausch  des  Kt  (  hts,  dafs  der  Vorsit/riule  und  (iie  Haltte  der  .Mitglieder 
des  Vorstandes  und  der  (Jeneral Versammlung  von  der  Innung  /u  be- 
stellen sind.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  von  dieser  eigenartigen  Möglich- 
keit viel  Gebrauch  gemacht  werden  wird.  —  Zur  Zahlung  von  Zusatz- 
beiträgen  für  Familienangehörige  sind  die  Versicherten  allein  verpflichtet 
(§  52  b  Kr.V.G.).  Die  (lemeinden  können  statutarisch  denjenigen  .Arbeit- 
gebern, in  deren  Betrieben  Dampfkessel  oder  elementare  Triebkräfte 
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nicht  verwendet  und  höchstens  zwei  versirhcnings[)riichtige  Personen  be- 
st li:i!'tii,'t  werden ,  die  a'.is  eigenen  Mitteln  anf/iihringenden  Kranken- 
kaxseii!»eiiragc  uati/.  /u  Ungunsten  der  X'eisichertcn  erlassen.  r>ns  Recht 
der  tür  ilie  volieu  Beitrage  haftenden  Dienstherren,  die  Arbeiter  nach 
Verhältnis  iKraiiziizieheii,  mufs,  wenn  es  nicht  erlöschen  soll,  bei  jeder 
Lohnzahlung  fUr  die  entsprechende  Zeit  geltend  gemacht,  und  kann  bei 
Unterlassung  nur  am  nächstfolgenden  Lohntage  noch  ausgeübt  werden, 
Mfidrigenfalls  ucL^cti  des  unzulässigen  Abzuges,  der  Äuriickgefordert  werden 
<larf.  gerichlUche  Bestrafung  erfolgt  82).  Nur  wenn  die  Versicherungs- 
l)tliilit  ohne  Schuld  des  .Arbeitgebers  erst  nachtraj^li<"h  im  I'rozesswege 
festgesielli  wild,  darf  er  die  gan^en  auf  den  Arbeiter  f.illeniien  Beitrags- 
anieile nacliträghcli  vom  Lohne  absetzen  53  Abs.  2).  AehnUches, 
jedoch  ohne  die  letztgedachte  Ausnahme,  ist  in  109  Abs.  3,  1 12  Abs.  2 
Inv.«  und  A.V.G.  voigeschrieben. 

Wenn  in  beiden  Reich^esetzen  die  Absicht  hervortritt,  dafs  die 
Arbeitgeber  nur  auf  dem  Wci;e  des  rechtzeitigen  .Abzugs  vom  Lohne 
den  auf  die  Versicherten  entfalU  nden  Betrag  wieiler  einziehen  sollen,  so 
bereitet  dies  einige  Schwiericrkeiten  in  dem  Falle,  wo  barer  Lohn  ul)er- 
haupt  nicht  gezahlt,  sondern  nur  freier  l"nt<  rhalt.  sei  es  ganz  oder  teil- 
weise, gewährt  wird.  Alsdann  bleibt  kein  anderer  -\uswcg,  als  dafs  die 
Arbeitgeber  iu  bestimmten  kurz  bemesscneD  Fristen,  etwa  allmonatlich, 
Abrechnung  mit  dem  Versicherten  halten  und  von  ihm  seinen  Anteil 
in  Anbruch  nehmen;  bei  Lehrlingen,  die  lediglich  freie  Verpflegung  in 
der  ersten  I^hrzeit  geniefsen  und  gegen  Schlufs  der  Lehrjahre  bares 
Geld  zu  erhalten  pflegen,  übernimmt  auch  wohl  der  Meister  die  ganzen 
Beiträge  und  setzt  den  als  Lohn  zu  zahlenden  llarlietrag  eiit>i)rei  hciid 
niedriger  an.  —  Der  3  des  Inv.-  xuid  .\A'.(I.  !iat  diese  Si  liwicrig- 
keiten  aus  dem  Wege  zu  räujnen  gesucht,  indem  er  hei  aussciiliefslicher 
Gewährung  freien  Unterhalts  die  N'ersicherungsptiiclu  verneinte,  weil  hier 
Abzüge  am  baren  Gehalte  nicht  gemacht  werden  könnten. Es  sind 
indes  nach  wie  vor  Dienstverhältnisse  denkbar,  in  denen  der  Arbeit- 
geber  keine  Barvergütung  leistet,  während  von  anderer  Seite  (z.  B.  durch 
Trinkgelder  der  C^äste  an  die  Kelhier)  GeldbezUge  dem  .Angestellten  zu- 
fliefsen.  Hier  besteht  \'ersirhrrungspf1ieht,  und  es  wird  leicht  sein.  ])ei 
den  regehualsigen  .Abrechnungen  'in  obigem  l-'alle  i'tlegt  fast  täglich 
wegen  der  caiplangenen  Biernurken.  Speisen  u.  s.  w.  zusammengerechnet 
zu  werden)  die  Markenanteile  mit  in  Ansatz  zu  bringen. 

Unmittelliar  sind  die  Versidierten  der  Kasse  gegenüber  zu  kemer 
Zahlung  von  Beiträgen  verpflichtet,  auch  dann  nicht,  wenn  der  Arbeit* 
geber  die  Abführung  unterläfst  und  zahlungsunfllhig  wird  („.Arbeiter-Ver- 
.sorgung"  Bd.  l5  S.  99  Nr.  5,.  Erst  wenn  die  Insolvenz  hn  Zwangs- 
beitreibungsverfahren  festgestellt  ist,  kann  nach     52  a  Abs.  2  KrA'.G. 

'j  MotivK      74  zu  §  2 ;  KomtuiKsiuiisbcriclit  (Nr.  14t)  S.  8  ff. 
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eleu  Versicherten  die  Uirekit-  Kinzahlung  ihrer  iwe'i  Dritteile  aa  die  Kasse 
behördlich  aufgegeben  werden. 

Wähmid  die  Pflicht  der  Beitragsleistung  voll  und  ganz  die  oben 
erwähnten  Freiwilligen  Mitglieder  trifft,  sind  diejenigen  Personen,  welche 
einer  eingeschriebenen,  dem  §  75  Kr. V.O.  genügenden  Ililfskisse  an- 
ijehören  und  daneben  von  der  /.wangsversicherung^  sich  erfassen  lassen 
wollen,  den  Zwancsinitglicdern  insoweit  durrh-ius  L;leirh<{estellt :  --if  zahlen 
durrh  \'ermittchmu  des  Arbeitgebers  nur  zwei  Üriitel  der  iJeitratie,  sir 
sind  bei  der  Autiiahuie  nicht  von  dem  Ergebnisse  einer  ärztlichen  Unter- 
suchtmg  abhängig,  und  ms  unterscheiden  sich  von  den  übrigen  Pflicht- 
mitgliedem  nur  dadurch,  dafs  sie  ausdrücklich  ihren  Willen,  der  Zwangs- 
kasse beizutreten,  ericUuen  müssen  (Arb.«Vers.  Bd.  15  S.  83  ff.). 

Man  mufs  anerkennen,  dafs  die  fernere  rt'.i.  ht  der  Versicherten  zur 
Teilnahme  an  der  Selbstverwaltung  der  Vereicberungscinrichtvuigen  zu- 
gleich ein  hoclibedeutsames  Recht  il'-r  Mitwirkung  in  sich  s(  hliefst.  Durch 
den  Zwang,  das  Amt  anzimchmen  uiui  aUNZUuben,  ist  eine  unentbehrlic  he 
Stütze  für  den  Aufbau  unserer  sozialpolitischen  (iesetzgebung  geschaflen. 
Deshalb  läfst  Abs.  2  des  §  34a  Kr.V.G.  die  .'\blehnung  der  Wahl  zum 
Vorstandsmitgliede,  abgesehen  von  Wiederwahlen,  nur  aus  ganz  be- 
stimmten, dem  VormundschaAsrechte  entnommenen  Gründen  zu;  das- 
selbe gilt,  vorbehaltlich  anderweiter  statutarischer  Regehmg,  bei  den 
Schiedsgerirhtsbeisitzem  der  Unüfülversicherung  «!j§  49.  24  l'nfV.G.}, 
ebenso  bei  den  Vertrauensmännern  und  deMi  unbesoldeten  Miti^liedem 
des  N'orstandes,  des  Aussrhu-^ses,  des  Schiedsgerichts  und  des  etwaigen 
Aufsii  ht.srats  der  Invalidenversii  herung  60.  58  Inv.-  u.  AA'O.  i.  Hei 
der  Krankenversicherung  ist  eine  Strafe  der  Ablehnung  gesetzlich  nur 
insofern  vorgesehen,  als  die  Generalversammlung  dem  Betreffenden  nach 
I  34  a  Kr.V.G.  ftir  bestimmte  Zeit,  aber  nicht  über  den  Schlufs  der 
W^lperiode  hinaus,  das  Stimmrecht  entziehen  kann,  während  bei  der 
Unfallversicherung  die  \Vahlau6icbtsbehördc  zu  dunsten  der  Berufs- 
genossenft-haftskasseii  ( leUistrafen  bis  zu  500  Mk.,  bei  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  der  Anstaltsvorstand  solche  bis  zu  1000  Mk.  für 
seine  Kasse  verhängen  kann  ^§  49  Abs.  2  UnfA'.G.;  60  Abs.  i, 
145  Abs.  2  Inv.-  und  A.V.G.). 

Ist  die  Wahl  angenommen,  dann  kann  im  Bereiche  der  UnfiilU  und 
der  Invalidenversicherung  auf  Grund  der  gleichen  Besümmungen  ein* 
geschritten  werden;  auch  für  die  Krankenversicherung  läfst  sich  aus 
ij  45  .\bs.  I  KrA' fr.  das  Recht  der  Aufsichtsbehörde  ableiten,  die  Be- 
folgung der  gesetzlichen  und  statutarischen  \'orschriftcn,  also  hier  die 
Ausübung  des  Amts  inl»ezug  auf  einzelne  Obliegenheiten  oder  im  allge- 
meinen iliucli  Androhung,  Festsetzung  und  \'ollstrerkun<:  \on  Ordnungs- 
strafen gegen  die  Mitglieder  des  Kassenvorstandes  zu  erzwingen  ^vgl. 
fllr  eingeschriebene  Hilfskasien  die  ähnlichen,  aber  ausfuhrlicheren  Normen 
in  §  33  Abs.  4  des  Hilfiskassengesetzes,  neue  Fassung).  Die  Geldstrafen 
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fliefsen,  da  §  82  c  Kr.V.G.  nicht  anwendbar  ist,  in  die  Kasse  der  Be- 
hörde. 

Während  diese  Regelung  eine  den  Wünschen  der  beteiligten  Ver- 
sicherten ents])re<  hende  Handhabung  der  Kassengeschäfte  bezweckt,  soll 
durch  eine  Reihe  anderer  Vorschriften  die  alteu  Starice  Inansprudinahme 

der  F.iiiric  htungcn  verhindert  werden. 

Den  Krankenkassen  ist  ein  \  <j  r  h u  <i  u  11  d  e  r  Kinriiifs  durch  eigene 
Satzungen,  abgesehen  von  der  Mogln  iikeit.  !)ei  selli^tverschuldeten  (ie- 
schlechtskraukheilen,  bei  strafbarer  Beteiligung  an  Schlagereien  und  bei 
Trunkßllligkeit  das  Krankengeld,  aber  auch  nur  dieses,  zu  versagen,  im 
allgemeinen  nicht  gegeben:  sie  können  auf  ein  gesundheitsgemäfses  Ver- 
halten ihrer  Mitglieder  nur  mittelbar  einwirken  (bdehrende  Vorträge, 
Anregungen  bei  den  üntemehraern,  Behörden  u.  s.  w.\  Die  Berufs- 
genosseiischaften  dagegen  haben  durch  §  78  UnfV.G.  das  wichtige 
Recht  erhalten,  fiir  ihren  ganzen  Bezirk  oder  Teile  desselben,  für  l>e- 
stimmte  Industriezweige  mler  Betriebsarten  X'orsrhriften  zu  erlassen  über 
das  in  den  Betrieben  von  den  \  ersicherten  zur  X  erhinderung  von 
Unfällen  zu  beobachtende  Verhalten.  Es  ist  hierzu  ^Genehmigung 
des  Reichsversicherungsamts  nötig.  Die  Zuwiderhandelnden  fallen  in  Geld- 
strafen bis  zu  6  Mk.,  neben  welchen  gerichtliche  Bestrafung  zulassig  ist.*) 
Da  die  Krankenkassen,  welchen  die  gegen  Unfall  Versicherten  angehören.  1 
durch  deren  Unachtsanikeit  im  Metriebe  und  durch  böse  Folgen  der-  » 
selben  für  die  gesamte  Arbeiterschaft  desselben  Unternehmens  am 
nächsten  und  häufigsten  gefährdet  werden,  so  soll  die  UrdIlUllg^•.•rafe 
ihnen  zuiliefsea  80  Abs,  2\  vgl.  Motive  S.  77;.  Sehr  wohlwollend 
und  verständig  ist  es,  da&  eine  Verletzung,  die  bei  Gelegenheit  eines 
Verstoises  gegen  derartige  UnfaHverfatttungsbesdounungen  erfolgt,  den  An- 
spruch auf  Unfallrente  nicht  ohne  weiteres  ausschliefst.  Diese  nach- 
teilige Folge,  deren  allzu  häufiges  Eintreten  dem  gesetzgeberischen 
Zwecke  wenig  dienen  und  viel  Verbitterung  erzeugen  würde,  ist  mir 
dann  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  wenn  der  Versicherle  fnr>erhalb 
des  Rahmens  seiner  eigenihi  hen  Betriebsthätigkeit  und  entgegen  dem 
Wortlaute  der  ihm  nachdrucklich  einzUM.  hart  enden  Ge-  und  \  erböte  seines 
Arbeitgebers  sich  durch  Benutzung  von  Betriebseinrichtungen  einer  Ge- 
fahr ausgesetzt  hat.*) 

Die  Reichsregienmg  hatte  auch  hinsichtlich  der  Invalidenversicherung 
die  Absicht  gdiabt,  den  Versicherungsträgern  den  Erlafs  von  Anordnungen 
zu  ermöglichen,  welche  die  Gesundheit  der  Arl)citer  vor  Schädigungen 
bewahren  sollten.     In  sj>;   iiiitV  Entwurfs  des  Inv.-  und  AA'.G. 

(Nr.  10  der  Keichstagsdrucksachen   von  1888  89;  waren  insbesondere 


')  Amlliclic  Xaoluirliicu  .lc>  k.  iclis-Vcr.siclierunyNimls  1S97  S.  3S6  Xr.  1593« 
•)  Ebenda  S.  345  Nr.  1619:  S.  365  Nr.  l6»7;  S.  366  Nr.  1628:  S.  $6? 
Nr.  1671. 
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auch  Bestimmungen  „über  das  von  den  Versicherten  zur  \'erhutung  von 
Krankheiten  zu  lieobachtende  N'erhalten"  '-orgesehen,  und  die  Motive 
(S.  135  tt.  wiesen  ausdrücklich  auf  die  Aehnlichkeit  mit  den  Bcrufs- 
genosseDschaften  liin.  In  der  Reichstagftkommission  gewann  indes  schon 
bei  der  ersten  I>e$ung  die  Ansicht  Oberhand,  „dafe  es  angesichts  der 
Au%aben  der  Gesundheitspolisei  nicht  geboten  erscheinen  könne,  ein* 
zelnen  Versicherungsanstalten  den  Erlafs  der  betreffenden  Schutzvor- 
srhriften  zu  gestatten"  1  Kommis'^ionsbericht,  Nr.  141  8.86  .  So  wurden 
denn  die  ganzen  hiervon  handelnden  ijij  iio — ri5  de..  luitwurls  ge- 
strichen. Die  \'ersicherung>;instahen  können  niitliin  elieiisowrnig  wie 
die  i\rankenisai».sen  den  Versicherten  dieshez-uyliche  i'iiiciuen  auferlegen. 
Auch  sind  sie  nach  §  xi  Inv.-  und  A.V.G.  nur  dann  berechtigt,  bei 
selbstverschuldeter  Invalidität  die  Rente  zu  verweigern,  wenn  die  Er- 
werbsunfähigkeit erweislich  durch  Vorsatz  oder  bei  Begehung  eines  straf- 
richterliclj  !V-i gestellten  Vcrl)rechens  eingetreten  ist. 

Mit  den  Kranken  selbst  beschäftigen  sich  die  siji  6a  Abs.  2,  26a 
Nr.  2  a  Kr.V.C^.  Sie  geben  den  Zwangskrankenkassen  das  Recht,  die 
Krankennieldung.  das  X'erhalten  und  die  Heaufsichtigung  der  Patienten 
üu  regeln,  und  tknjenigen  Mitgliedern,  welche  sich  mit  solchen  Vor- 
schriften oder  mit  den  Weisungen  des  behandelnden  Arztes,  der  nidit 
„Kassenarzt'*  zu  sein  braucht,  in  Widerspruch  gesetzt  haben,  eine  Ord- 
nungsstrafe bis  zu  20  Mk.  aufzuerlegen.')  Derartige  Krankenordnungen 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  nachdem  die  General- 
versammking  sie  gutgtlieif^en  hat;  sie  koTuien  aber  auch  im  Statute 
Aufnahme  finden.  Binden<l  sind  sie  nur  für  .Mitglieder  der  Kasse,  also' 
weder  für  Arl>citgeber,  noch  für  solche  l'nterstutzungsenipfcuiger,  welche 
nicht  der  Kasse  angehören,  /..  H.  Erwerbslose  (i;  28  Kr.V.G.),  über- 
wiesene Mitglieder  fremder  Kassen  57  a  das.j,  frühere  Mitglieder,  die 
auf  Ersuchen  einer  Berufegenossenschaft  oder  Versicherungsanstalt  für 
deren  Rechnung  verpflegt  werden  (§  5  Abs.  8  U.V.G.^  §  10  Abs.  4 
Landw.  U.V.G. ;  §  12  Abs.  a  Inv.-  und  A.V.G.).  Es  mufs  insoweit  an 
dem  Wortlaute  des  Gesetzes  festgehalten  werden,  trotz  des  Gewichts 
der  Gründe,  die  Hahn  Ar!  1- Versorgung"  Hd.  13  S.  29  V'  fiir  seine 
gegenteilige  Meinung  anfuhrt.  Die  Bestimmungen  iitUgen  hauptsachlich 
zum  Gegenstand  zu  haben:  schleunige  .\nzeige  jcde^  Krankheitstalles, 
Aufsuchen  des  Kassenar/.tes,  kurgemäfse  Lebensweise,  Innehaltimg  be- 
stimmter Zeiten  bei  etwaigen  Ausgangen,  Unterlassung  jedweder  Lohn» 
arbeit,  rechtzeitige  Gesundmeldung  u.  s.  w.  Zur  Erleichterung  der  Ueber- 
sicht  der  schwebenden  Fälle  kann  insbesondere  auch  verlangt  werden, 
da6  das  Krankengeld  wöchentlich  an  gewissen  Tagen  erhoben  wird 
(ebenda  Bd.  xi  S.  124  Nr.  11;  Bd.  12  S.  475  Nr.  2).    Wenn  die 

■I  Kür  di>--f  Bul-i-  ^rüt  U)'\  was  .■i-  ii  S,  576  ülx  r  »lic  unterlassene  An- 

meldung der  Doppclvi-isicluTung  und  deren  Bi  straJuug  gesagt  ist. 
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Krankcnaufsicht  nicht  be/ahlten  Ijeainten,  .sondcni  ueu  Beteiligten  über- 
lassen wird,  so  k()mien  die  Ordnungsstrafen  sich  auch  gegen  gesunde 
Mitglieder  richten,  die  sich  weigern,  einer  an  sie  ergangenen  ordntuigs> 
mäfstgen  Aufforderung  zum  Krankenbesuch  zu  entsprechen. 

Eine  sehr  weitgehende,  eingreifende  Einwirkung  auf  die  kranken 

Versicherten  ist  dadurch  zugelassen,  dafs  ihnen  aufgegeben  werden  kann, 

sich  zur  Untersuchung  und  ihunhrhsten  Heilung  in  eine  bestimmte 
Krankenanstalt  zu  begeben,  widrigenfalls  die  Fürsorge  eingeschränkt  oder 
gan£  vrrsac't  wird. 

Am  meistfn  in  den  Kinzelhoitcn  aus^'cstaltct  iit  dic>c  hoc  hwichtige 
Befugnis,  tlie  sich  als  facultas  altcrnaii\a  bezeichnen  kiNt  und  der  \'cr- 
sicherungsslelle  freie  Hand  gewahrt,  nach  7  Kr.V.G.  bei  den  Kranken- 
kassen. Eine  Pflicht,  auf  Anordnung  des  zuständigen  Kassenorgans  in 
das  Krankenhaus  zu  gehen,  bei  Vermeidung  des  Verlusts  fernerer  Kranken- 
unterstätzung,  besteht  nur  bei  den  Unverheirateten,  welche  weder  einen 
eigenen  Haushalt  führen,  noch  Mitglieder  des  Haushaltes  ihrer  Familie 
sind.  Bei  anderen  bedarf  es  mangels  ihrer  Zustimmung,  welche,  einmal 
erteilt,  nicht  ohne  weiteres  zuriickgeuoinmen  werden  kann.  '  1  der  Fest- 
stellung, dafs  die  Krankenh.iu>i»llcge  notw^endig  sei  (ansteckende  Krank- 
heit ,  ungenügende  hausii(  he  Pflege ,  wiederholte  Verstöfse  gegen  die 
Krankenordnung,  Erfordernis  fortgesetzter  Beobachtung  wegen  schwieriger 
Diagnose  oder  wegen  des  Verdachtes  der  Verstellung).  Die  bisher  durch 
den  Kranken  unterhaltenen  Angehörigen  beziehen  während  der  Anstalts- 
pflege dessen  hall)es  Krankengeld.  Wer  sich  ohne  Grund  sträubt,  der 
Weisung  der  Kasse  folgend  ins  Krankenhaus  zu  gehen,  verliert  für  die 
Dauer  seiner  Weigerung  alle  geset/l!<  hen  und  stntiitenniäfsigen  Kerbte 
auf  Krankeinuiterstüt/iuig ,  einschliel>li(  h  de^  obigen  halben  Kranken- 
geldes seiner  Familie;  im  Falle  seines  i'odes  kann  lieilich  den  Hinter- 
bliebenen das  Sterbegeld  nicht  versagt  werden,  sofern  die  X'oraussct/ungcn 
des  §  20  Kr.V.G.  hierfür  vorliegen. 

FAwas  anders  geartet  ist  bei  der  Unfallversicherung  der  gegen  den 
Verletzten  zu  übende  Zwang,  statt  der  Unfallrente  und  der  Behandlung 
im  Hause  die  Anstaltspflege  anzunehmen.  Hier  können  die  Verheirateten 
und  die  bei  einem  Mitgliede  ihrer  Familie  Wohnhaften  nur  dann  ohne 

ihre  Zustimnnmg  an  ein  Krankenhaus  verwiesen  werden,  wenn  die  Art 
der  Beschädigung  Ansprüche  an  die  \'er|)ilegung  oder  Behandlung  stellt, 
denen  die  Familie  nicht  gere(  ht  zu  w  erden  vermag.  W  ill  sich  der  Ver- 
letzte dieser  Anordnung  nicht  fügen,  .so  darf  die  Berutsgenossenschaft 
zwar  nicht  blindlings  ihm  die  ganze  Rente  nehmen,  aber  sie  ist  berech- 
tigt, den  nach  Lage  der  Verhältnisse  des  Einzelfalles  denkbaren  un- 
günstigsten Schlufs  wegen  der  Besserung  des  Patienten,  welche  dieser 

'1  Anderer  Meinung  „Arbeiter- Vcr»or|niiig'*  Bd.  14  S.  427. 
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vereitelt  hnt,  zu  ziehen')  und  danach  die  Rente  zu  kürzen  oder  voll- 
ständig ausfallen  zu  iT^sen 

Gegenüber  dem  \  orstande  der  invaliditäts-  und  Aliersversic  herungsanstalt 
hat  jeder  versicherte  Kranke  die  allgemein  gefafste  Verpflichtung,  sich  der 
von  jenem  verfUgten,  seine  Besserung  oder  Heilung  sachgemäß  bezweckenden 
Ma&nahmen  zu  unterwerfen,  mag  ntm  ärztliche  Behandlung  imd  Pflege 
in  der  Behausung,  Unterbringung  in  einer  Krankenanstalt,  einem  „mediko- 
mechanisrhen  Institut",  einem  Genesungsheim,  in  Privatwohnungen  eines 
H(jhenkurorts  u.  dt;l.  beabsichtigt  sein.  Angehörigen-Unterstützung  kann 
hier  nicht  verlangt  UL'iden,  ist  aber  in  der  einstweilen  begrabenen  Novelle 
des  luv.-  und  AA'.G.  vürgeschen.  Wenn  eine  derartige  Anordnung  .lus- 
drücklich,  bedingungslos  und  unter  Hinweis  auf  die  gesetzliehen  Folgen 
des  Widerstandes  ergangen  ist  und  nicht  beachtet  wird,  dann  geht  der 
Anspruch  auf  Invalidenrente  Valoren,  sofern  es  wahrscheinlich  ist,  dafs  die 
Invalidität  durch  das  Sträuben  verursacht  ist  <  4$  1 2  Abs.  4  Inv..  und  A.V.G.). 
Falls  indessen  schon  vorher  Invalidität  oder  die  ihr  nach  i*  10  das.  gleich- 
gestellte einjährige  ununterbrochene  F,rwer!>sitiir.ihigkeit  bestanden  hat,  bleibt 
die  Weigerung  tur  das  Recht  aut  Rentf  cintUifslos. 

So  stark  der  Druck  ist,  welchen  hiernach  die  Versicherungsorgane 
auf  die  Entschliefsungen  ihrer  Mitglieder  ausüben  können  —  eins  bkiiit 
ihnen  doch  verwehrt:  jede  Operation,  welche  einen  Eingriff  in  den  Be- 
stand bezw.  in  die  Unversehrtheit  des  Körpers  bedingen  oder  etwa  gar 
mit  Leben^fahr  verbunden  sein  würde,  braucht  ein  Patient  nicht  zu 
dulden,  und  er  läuft  nicht  Gefahr,  seiner  Rechtsansprüche  um  dieser 
Weigerung  willen  verlustig  zu  gehen.  Das  Reichs  V'ersicherungsamt  nimmt 
an,  dafs  alle  mit  ("hloroformierung  verknüpften  Mafsrcgeln  abgelehnt 
werden  diirfen.  ')  Die  Invalidität  re.'hnet  soi^ar,  wenn  die  .S.u  h'.er- 
standigen  sich  nur  von  enier  Operation  Erfolg  lür  die  \N  iedererlangung 
der  Erwerbiflihigkeit  verspracheui  nidit  erst  von  dem  Zeitpunkte  der 
Ablehnung  dieses  Eingrifis,  sondern  schon  von  dem  früheren  Augen- 
blicke  ab,  seit  welchem  der  Zustand  der  Unheilbarkeit,  welcher  lediglich 
auf  dem  operativen  Wege  sich  hätte  beseitigen  lassen,  objektiv  als  vor- 
handen zu  betrachten  war  (Amtl.  Nachr.,  Inv.-  und  A.V.,  1894  Nr.  388 
S.  158). 


•)  Amtl.  Nachricbu-n  des  R.V.Amts,  UA'.,  1889  Nr.  654  S.  «38;  1893  -^r.  1219 
S.  167. 

*)  Ebenda  1888  Nr.  55s— 3  S.  aSafT.;  1893  Nr.  1213  S.  519;  A.R.,  Inv.-  und 
A.V.,  1894  Nr.  124  S.  68. 
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Lütmart  Philipp,   Du  Freiheit  der  Berufswahl  RektoratArede 
ffchaltcn  am  4.  Dez.  1897.  LcipziL;.  Dunckcr  &  Humblot  1898. 

Der  Kern  des  m  iiuii  eniwickelten  Geiiankenc;anges  dieser  Rede  ist 
folgender:  \Li  sind  jütische  oder  rechtliche  Fessehi  müglich  und  in 
manchen  historischen  Erscheinungen  thatsachlich  vorhanden  gewesen, 
wodurch  die  Freiheit  der  Berufswahl  gehemmt  wird.  Die  Eigreifung  und 
Ausübung  des  Berufes  kann  vorgeschrieben  und  erzwungen  werden; 
wenn  aber  dies  aiu  h  nicht  der  Fall,  so  kann  doch  eine  Ausschlicfsung 
von  gewissen  Berufen,  also  eine  negative  Bestimmung  stattfinden.  Solche 
re«  htliche  Hindernisse  sind  in  modernen  Staaten  gering,  aufser  sniern 
CS  sich  dabei  um  7Airu«  ksct/.img  der  Frauen  handelt.  Zum  dritten 
aber  —  und  das  ist  auch  heute  von  grofser  Bedeutung  —  wird  die 
Uebemahme  von  Berufen  an  erschwerende  Bedingungen  geknüpft.  Weil 
aber  diesen  sich  zu  stellen  niemand  verhindert  wird,  so  kann  man  wohl 
von  Freiheit  der  Berufswahl  im  rechtlichen  Sinne  reden.  Aber  hinter 
den  rechtlichen  stehen  andere  äufsere  Schranken,  die  ebenso  wichtig 
sind:  vor  allem  die  Besitzlosigkeit  imd  Unzulänglichkeit  des  Besitzes  — 
ökonomische  — ,  dann  aber  aiich  soziale  oder  konventionelle  Fesseln. 
Beide  Arten  sind  nicht  unüberwindlich:  in  liberseeischen  Landern  minder 
wirksam,  werden  sie  auch  in  aul'serordentlichen  Zeiten  leit:hter  durch- 
brochen. Ueberall  und  zu  jeder  Zeit  bleiben  sie  jedoch  gewaltig: 
„weitaus  die  Mehrheit  ist  aufser  stände,  nach  Talent  und  Neigung  den 
Beruf  zu  wählen"  (S.  30).  Unwahr  ist  es>  dafs  jedes  Genie  sich  Bahn 
breche.  Thatsächlich  leidet  nicht  blofs  der  einzelne,  sondern  auch  die 
Gesellschaft  unter  dem  Druck,  der  die  Berufswahl  erzwingt.  Und  ab- 
gesehen von  seinen  schädlichen  Wirkungen  wird  er  als  ungerecht 
empfunden;  Ktopisten  haben  ihre  (.iesellsehal"ts[)läiie  daher  so  konstruiert, 
dafs  sie  die  Berufswahl  zum  Gegenst;uide  offentht  lier  Fürsorge  machen 
und  dals  .sie  die  Berufe,  wenigstens  die  wichtigeren,  „ihrer  Eigenschaft 
von  Lebensberufen  entkleiden"  —  beides  hat  eine  tiefgreifende  Um« 
gestaltung  der  Gesellschaft  zur  Voraussetzung.  Wissenschaftliche  Methode 
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mufs  sich  begnügen,  die  Entwicklung  su  bestimmen»  die  nach  Er- 
fahrung und  Geschichte  für  die  Berufswahl  erwartet  werden  kann.  Denkt 
man  sich  den  Arbeiterschutz  vollstamiig  durchgefuhn,  so  ist  damit 
die  Unfreiheit  der  lJenif«i\vahl  ertraf^li(  her  geworden.  Mit  reicherer 
Mufse  durch  den  Aflitstinuientag  wurde  die  Berufswahl  einen  grofsen 
Teil  ihrer  Bedeutung  einbufsen.  inzwischen  werden  aber  die  ökono- 
mischen Fesseln  dkser  Wahl  noch  verstärkt  durch  den  Fortschritt  der 
kapitalistischen  Produktionsweise,  der*  die  meisten  Berufe  scblieftlich  von 
den  Leitern  riesenhafter  Kartelle  abhängig  zu  machen  tendiert.  Hieran 
aber  gewinnt  die  (lesellschaft  ein  Vorbild  für  die  Einwirkung  auf  Be- 
rufswahl, (ieren  sie  Ixri  einer  so  konzentrierten  und  in  bewufster  Weise 
gelenkten  l'roduktion  fähig  geworden  ist.  „Wie  die  (lesellsrhaft  solche 
F.insicht  umi  Mog!i(  hkeit  verwerten  wird,  wenn  einmal  die  in  den  öko- 
nomischen Banden  l-ieyetuk*n  /um  veriiaituismäfsigen  Einflufs  auf  den 
Staat  gelangt  sein  werden  -  darauf  liefse  sich  nur  mit  Vermutungen 
antworten.*'  Die  Rede  schliefet  mit  einer  Paränese  an  die  studferende 
Jugend  und  die  akademischen  Lehrer  —  »eint  Entwicklung,  die  ohne 
Vermehrung  der  Knechtschaft  Zeit  und  Kräfte  für  die  Förderung  der 
Wissenschaft  trei  macht,  mufs  von  denen  b^rü(st  werden,  die  selber  sich 
der  Wisscnsr;Kift  geweiht  haben". 

Das  bedeutende  'l'hema.  in  so  anregende  r  \\  eise  behandelt,  ist  nach 
vielen  Seiten  hin  fernerer  Betrachtung  und  Untersuchung  wert.  Man 
kann  es  gleichsam  in  umgekehrter  Folge  angreifen  und  die  Frage  auf* 
werfen:  nach  welchen  Regeln  oder  sogar  Gesetzen  geschieht  thatsächUch 
in  einer  modernen  Gesellschaft  die  Wahl  der  Berufe?  Ich  möchte  da- 
bei ausgehen  von  der  natürlichen  und  von  jeher  mächtigen  Tendena 
zur  Vererbung  des  Berufes,  d.  i.  lur  Wahl  des  gleichen  Benifes,  den 
der  Vater  des  Wählenden  —  deim  wir  setzen  hier,  dafs  der  den  Beruf 
Ergreifende  selber  wählt  —  ausübt  oder  ausgeübt  hat.  Hier  wirken 
in  der  Regel  gegebene  'I  hatsai  heu,  Herkommen,  Bestimtnun;j;  durch  die 
Familie,  frühe  Gewoluuiug  und  Neigung  zusammen,  um  die  Wahl  als 
von  selbst  verständlich,  als  notwendig  zu  setzen;  die  Thatsache  des  vor- 
handenen, zu  «haltenden  Besitzes,  zmnal  des  Grundbesitzes,  dann  aber 
auch  anderer  konkreter  Lebeosfundamente,  macht  die  neue  wie  die  alte 
Generation  von  sich  abhängig.  Wenn  aber  hierdurch,  in  der  Regel,  von 
mehreren  Söhnen  nur  einer  begünstigt  —  oder  Ijelastet  —  wird,  so 
kommt  für  die  übrigen  eher  die  eigentliche  Wtxhl  in  Frage.  L)a  ist 
nun  eine  ^L-hr  starke  Wahrst  heinli(  i^keit,  wenn  nicht  für  den  gleichen, 
so  doch  hu  euien  ähnlichen  Beruf,  und  ein  besonderer  Fall  davon  ist 
die  Spezialisierung  des  väterlichen  Berufes,  gleichsam  die  Teilung  eines 
Erbes  oder  Abfindung  mit  einem  Legate.  So  ist  besonders  in  der  alten 
Volkswirtschaft,  die  von  der  modernen  Gesellschaft  mehr  und  mehr 
Überwachsen  wird,  die  Fortpflanzung  des  Handwerks  geschehen,  wie 
schon  seine  Entstehung,  aus  der  Einheit  eines  Haushaltes,  durch  seine 
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Ah/weigung  von  der  Uipiodiiktioa  vor  sich  gehen  kann.  Je  mehr  al^-r 
der  Markt  sich  entwickelt,  desto  mehr  findet  diese  Difierenzierung  als 
bewufste  Anpassung  an  das  vorhandene  und  zunehmende  Bedürfnis  statt. 
Für  das  heutige  soziale  Leben  ist  die  wachsende  individuelle  Bevufst- 
heit  in  jeder  Hinsicht  charakteristisch.  Sie  macht  sich  aber,  außer  in 
dieser  oft  unbequemen  An|)assnng,  noch  besonders,  wie  ich  raeine.  nach 
zwei  Kichtunpen  für  die  lienifswahl  geltentl.  F.inm.Tl  in  dem  F.mp  ir- 
streben  nach  einer  l)C'>>cren,  angenehmeren,  ehrenvoileren  I.cbensstelhitii;, 
welchem  Strcl)cn  um  -charfer  das  cr/wungeni'  Hinabsteigen,  das  l  ur- 
liebuehmen  mit  dem  geringeren  enigegensteht.  Dann  aber  besonders, 
und  auch  ganz  unabhängig  davon,  ja  in  möglichem  Gegensatze,  das 
Streben  nach  gesicherter  Existenz,  daher  nach  einer  „festen  An- 
stellung**; gerade  für  die  g^enwärtige  Phase  scheint  dieses  Trachten 
nach  einem  regeimäfsigen ,  aber  auch  steigendem  und  „pensi<  ns. 
f ä  h  i  g  e  m"  Hinkommen ,  also  nach  dem  1!  e  a  m  t  c  n  t  u  ra ,  in  hohem 
(Irade  bezeichnend  zu  sein;  wie  es  mit  Verallgemeinerung  und  Konzen- 
tration des  Kapitalismus  zusammenhangt ,  kann  hier  nur  aimcdcutet 
werden.  Und  ferner  wäre  zu  erörtern,  wie  der  Ka[jitalismus  aul  der 
einen  Seite  die  Spezialiswmng  der  Unternehmungen,  wie  auch  der  ab- 
hängigen Berufe  und  deren  Vermehrung  steigert  —  anf  der  anderen 
aber  die  Bedeutung  des  Berufes  als  eines  durch  erworbenes  Können  be- 
dingten Platzes  im  System  der  geteilten  Arbeit  vermindert,  und  dagegen 
mehr  die  allgemeinen  Fähigkeiten —  Körperkräfte,  Intelligenz,  Energie, 
allgemeine  Bildung  — -  verlangt  und  l)efordert.  Damit  lu-ingt  es  denn 
zusammen,  dafs  eine  wohl  immer  grofser  werdende  Mens,'''  nicht  nur 
nach  dem  Satze  des  Vci  tassers  i^s.  oben)  aufser  Stande  ist,  nach  Talent 
und  Neigung  sich  einen  Beruf  zu  wählen,  sondern  überhaupt  darauf  ver» 
ziehten  mufs»  einen  Beruf  zu  wählen,  weil  sie,  anstatt  ein  besonderes 
Können  mit  Kosten  zu  erwerben,  genötigt  sind,  ihr  allgemeines  Können 
frühzeitig  zu  verwerten.  Hier  finde  ich  eine  Lücke  im  Gedankengang 
des  Redners,  die  freilich  nicht  minder  bei  anderen  Autoren,  die  neuer- 
dings über  die  Teilung  der  Arl)eit  gehandelt  liaben,  bemerkbar  ist.  Wenn 
nämlich  jener  mit  Rcc!n,  un  I  ntersi  hiede  von  Utopisten,  aus  Heoljachtung 
der  wirklichen  Kniwi«  k'.img  l  olgciungen  für  die  Zukunft  gewinnen  will,  so 
meine  ich,  dafs  gerade  die  „Entkleidung"  von  der  Eigenschaft  des  I^bens- 
berufes,  m.  a.  W.  die  Tendenz  zur  Aufhebung  der  sozialen 
Arbeitsteilung  wert  gewesen  wäre,  an  den  Thatsachen  des  heutigen 
wirtechaftlichen  Lebens  gemessen  zu  werden.*) 

'  L  h  li.il'i-  tiic  v,  n  (jigi  nstuml,  >-<'inon  Ilaupt/.ügi-n  tnu  li,  1'.  hanil<  lt  in  t-int-m 
;\rtikfl  „HiNtcnt'^niii-  imri  Ratii>ii.i'i^iiius"  .Nnhiv  l'ilr  >\-t':ii.a.  1 'hil'>>ophi«'  Hd.  I, 
11.  2  ^.  237 — 247.  .\uch  in  ikr  >i  hnU  .,t.tinii-m>clKilt  iiii<i  ( it -«  lUciialt"  1  Leipzig 
18871  hatte  ich  schon  mehrfach  darauf  hingcwifsen,  ja  das  I'hrma  ist  mit  dem 
vetentlicbcn  Gedanken  dienes  AVcrkes  nahe  verwandt. 
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Dies  fiihit  mich  auf  einen  anderen  Punkt,  an  dem  ich  eine  Kritik 
der  vorlic;4endi*ti  F.rurtcruiig  einsetzen  uuj(  :ite.  Sie  hat  die  Notwendig- 
keit, über  den  Uegriff  des  Berufes  „vorab  uns  zu  verstandigen",  richtig 
hervorgehoben  ('S.  2  ff.).  Ich  finde  aber,  dafe  der  Verf.  seine  Definition 
nicht  streng  genug  nimmt  tmd  sich  dem  Sprachgebiauche  zu  sehr  hin* 
giebt  Wenn  er  den  Beruf  als  Hauptarbeitsfeld  (S.  5)  bestimmt,  so  folgt, 
dafs  von  dem  lU  rufe  des  Volksvertreters,  als  einem  solchen,  den  jedes 
Mitglied  eints  Parlamentes  ausübe,  nicht  wohl  geredet  werden  kann. 
Denn  jene  Detinitiwn  s(  Isli«  fst  es  aus,  dafs  man  mehrere  Berufe  zu 
gleicher  Zeit  au>>til>cn  könne;  \\\un  der  Heizritl'  des  .,Nel>enberufs"  dafür 
gebildet  wird,  su  fordert  dieser  einen  aligemeineren  Ik-.nriff  des  Berufes, 
da  ja  dann  das  Hauptfeld  der  Thätigkeit  den  Hauptberuf  ausmachen 
würde.  Etwas  anders  ist  der  Einwurf,  der  sich  dagegen  richtet,  dafs 
von  benifsroäfsigen  Arbeiten  in  Strafanstalten  etc.,  von  Uebemahme  des 
-Soldatenberufes,  des  Geschworenen-  und  Schöffenberufes  (S.  13,  17), 
dann  generell  (S.  18)  von  ,1  ^fristeten"  Berufen  gesprochen  wird  — 
wenn  dies  ^i<  h  auch  mit  der  iJetlnition  vereinigen  lafst,  so  hat  doch  der 
Autor  ^etnea  meisten  Au'-fuhrungen  die  Idee  lieh  L  e  b  e  n  s  b  c  r  u  f  e  s  zu 
Gruntie  gelegt.  l"ür  meine  Metrachtung  gehören  jene  staatsbürgerlichen 
Thäligkeilcn  unter  das  Kapitel  „Negation  der  Arbeitsteilung",  es  sind  all- 
gemeine Funktionen,  die  im  Turnus  ausgeübt  werden,  d.  h.  nach  einem 
Prinzip,  das  ganz  tmd  gar  verschieden  ist  von  der  ihrem  Wesen  nach 
lebenslänglichen  Scheidimg  der  Berufe.  Allerdings  ist  dieses  neue  Prin- 
zip grenzenlcser  Erweiterung  fähig.  Mit  der  zu  Grunde  gelegten  An- 
sicht einer  Teilun;;  der  \'olksarbeit  stimmt  wieder  in  anderer  Weise  nicht 
uberein.  dafs  auch  ein  Hettler-,  ja  ein  \'erbrecherberuf  anerkannt  wird 
iS.  20);  für  den  Juristen  hatte  hier  vielleicht  nahe  gelegen,  von  Quasi- 
berufen zu  reden. 

Die  Definition  freilich  ist  nicht  blof»  in  mrt  €ivili  gefahrvoll.  Ich 
meine  aber,  dafs  man,  unter  Festhaltung  des  Grundsatzes,  daft  Definition 
eine  nach  Zweckmäfsigkeit  gerichtete  willkürliche  Abgrenzung  ist,  ver- 
suchen sollte,  jeden  Begriff  in  einen  Flufe  der  Entwickhmg  i\\  stellen, 
indem  Jnaii  ihn  in  Pe/iehung  1  ringt  zu  zwei  anderen  Begriflen :  einem, 
der  \i^r  ihm  und  einem,  der  na<h  ihm  i-t;  in  jenem  wird  be:;ritVeii,  was 
noch  nicht,  in  diesem,  was  nicht  mehr  die  Sache  ist.  So  mochte 
ich  zunächst  den  BegritT  des  „dauernden  V  erhältnisses  zu  einer  I  tjaligkeil" 
bilden,  sofern  es  wesentlich  durch  eigene  —  individuelle  -  Willens- 
richtung bedingt  ist;  und  würde  dann  unterscheiden:  1.  Liebhaberei  — 
hier  ist  die  Thätigkeit  ganz  Zweck,  2.  Beruf  —  hier  ist  sie  halb  Zweck 
halb  Mittel,  3.  Ges(  hift  —  hier  ganz  Mittel.  Fast  alle  Berufe  haben 
heute  die  renden/,  /u  ( ies(  liäften  zu  werden,  jene  (Juasiberufc  stehen 
oti'eiilrir  dem  (ics(  haft  näher  als  d(  in  I^erufe;  die  übernommenen  und 
belristeten  Hernie  alier  nnlersc  ne  iden  sii  h  (.ladurcli,  dafs  sie  nicht  frei- 
willig, sondern  al.->  l'tlichten  geleistet  werden;  hierfür  wäre  dann  der  Be- 
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griflf  des  olVenilichen  Dienstes  aufzustellen,  der  alle  aus  sozialem  W  illen 
fliefsende  VerhältOMe  zu  ThäUgkeften  anfi»scii  würde.  Er  lidse  sich 
«erlegen  in  i.  solizitierten,  2.  eigentlichen  oder  geforderten»  3.  hereditär 
obliegenden  öffendid»  Dienst;  die  Sprache  ermangelt  hier  der  be- 
sonderen  Worte,  was  nur  zu  oft  von  zweckmäfsigen  BegrifisbÜdungen 
abhält.  — 

Anstatt  aber  diesen  Gedanken  weiter  hk  hzugehcn.  wollen  wir  dem 
Verfasser  für  die  Gedanken,  die  er  uns  cntuegenhrinut.  Dank  wissen; 
der  im  Eingänge  mitgeteilte  Auszug  koimte  auf  die  feinsinnig  ausge- 
führten Details  nicht  eingehen,  der  Leser  mufs  darauf  hingewiesen 
werden.   Er  findet  ein  weites  Feld  vor  sich  ausbreitet. 

Hamburg. 

FERDINAND  TONNIES. 
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Von 

HERMANN  JASTROVV, 
Ajntsgehcittsrat  iu  Berlin. 

Die  sozialen  Au%aben  des  Privatrechts  erregen  in  wetteren 
Kreisen  noch  immer  nicht  dasjenige  Interesse,  welches  Fragen, 
wie  dem  Arbeiterschutz,  der  Fabrikgesetzgebung,  der  Sonntagsruhe, 
den  Steuern  und  Zöllen  entgegengebracht  wird.  Kein  Wunderl 
Denn  es  ist  kaum  ein  Jahrzehnt  vergangen,  seitdem  überhaupt  die 
Erkenntnis,  daCs  auch  im  Privatrecht  soziale  Au%aben  ihrer  Lösung 
harren,  in  weitere  Kreise  gedrungen  ist.  Bis  dahin  begnügte  man 
sich  zumeist,  wenn  das  Privatrecht  in  Frs^e  kam,  die  Menschen  in 
zwei  Klassen  zu  teilen:  in  solche,  welche  die  bestehende  Eigentums- 
ordnunLj  zu  erhalten  und  solche,  welche  sie  zu  stürzen  wünschen. 
Eine  Kodifikation  des  Privatrechts  konnte  selbstverständlich  nur 
den  Iileeii  der  ersteren  dienen.  Erst  zwei  —  von  sehr  verschiedenen 
Stanilpunkten  ausgehenden  —  Kritikern  des  Entwurfs  zum  Bürger- 
lichen (iesetzbuch,  Menger')  und  (^ierke war  der  Nachweis  vor- 
i)ehalten,  dafs  auch  ein  auf  der  t  nuiulla^e  der  bestehenden  Eigcn- 
thuinsortlnung  /.u  errichtendes  Pri\alrtchl  wichtige  soziale  Probleme 
in  sich  l)ir^t :  die  privatreehtliche  Su  llun^;  der  Rerufsx  ereine,  die 
Abi^rrn/ufig  der  \'ertragsfreiheit  gegenüber  <ler  Hedrückuiig  und 
Au>l feuUiriL; ,  die  Ausgestaltung  des  Dienstvertnige.s ,  die  Stellung 
der  uncheliehen  Kinder,  die  I'V)nnen  des  Erbrechts  —  alles  dies 
sind  Materien,   deren   Iniialt    tur   die   Cic^cllicke    breiter  sozialer 

')  Das  Bttcgerliche  Recht  imd  die  besitxlosen  VoUcsklassen  in  diesem  Aidiiv 
Bd.  II  (1S89)  S.  1  ff.  u.  419  ff. 

Orr  Entvurf  diies  B&rgerlichcn  Gesetzbuch»  und  das  dentache  Recht. 

Archiv  für  tot,  GeseUgebiuig  u.  Staiisitk.  XII.  38 
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Schichten  von  weittr^ender  Bedeutung  ist  Nicht  sehr  erfo^eich, 
aber  doch  auch  nicht  ganz  unfruchtbar  war  die  hierdurch  hervor- 
gerufene Diskussion  för  die  endgültige  Grestaltung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.  So  wenig  grundstürzend  die  Aenderungen  waren, 
welche  das  Gesetzbuch  von  seinem  ersten  Entwurf  bis  zu  seiner 
definitiven  Feststellung  erfahren  hat,  sie  haben  sich  doch  fast  alle 
in  der  Richtung  einer  cjrofeeren  Berücksichtigung  der  sozialen  He- 
dürfnisse  bewc<;t.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist  nun  seit  Jahr 
und  Tag  verabschiedet  und  soll  am  i.  Januar  1900  in  Geltung 
treten.  Zu  den  Ausführun^sgesctzen,  die  fiir  sein  Inkraftreten  er- 
forderlich sind,  gehört  auch  eine  Reform  des  ri\ilj)ro7.es>e:-.  Man 
kann  diese  Reform  von  zwei  Seiten  anfassen.  Kntwedcr  man  sucht 
nvu-  die  Harmonie  mit  dem  Bürgerlichen  tiesetzbucii  iier/ustellen 
und  ilen  \  erän(lerun<;en,  welche  hier  im  materiellen  Recht  lierljci- 
^aführt  sind,  nunmehr  auch  im  Prozesse  Rechnung  zu  tragen,  ilann 
ist  das  Werk  ein  lediglich  techni.-5ch-juristisches.  Oder  man  sucht 
die  (Grundfragen  des  l'ruzesses  zu  revitlieren,  dann  sind  neben 
juristischen  auch  hier  soziale  Kragen  von  keineswegs  unter- 
geordneter Art  zu  lösen.  Materielles  Recht  und  Prozefs  verhalten 
sich  zu  einander,  wie  der  Gedanke  zu  seiner  Ausfuhrung.  So 
gewifs  der  beste  Gedanke  durch  ungeschickte  Ausführung  ver> 
eitelt  werden  kann,  so  gewifs  nützt  auch  ein  gutes  Gesetzbuch 
nur  wenig,  wenn  ihm  nicht  ein  gutes  Prozefsverfahren  zur  Seite 
steht  Bei  der  groisen  Kompliziertheit  unseres  Bechtssystems  ist 
das  Prozefsverfahren  von  doppelter  Bedeutung.  Ein  gutes  Prozefs- 
gesetz  soll  gewährleisten,  dafs  das  Gesetz  richtig  und  sachgemäß 
angewendet  wird.  Es  soll  auch  die  sachgemafse  Fortbildung  der 
geseta^eberischen  Gedanken  ermöglichen.  Deshalb  ist  die  Art  der 
Rechtsfindung  von  liervorragender  sozialer  Bedeutung.  Ob  das 
Recht  von  gelehrten  Richtern  oder  von  I.aien  oder  von  beiden  ge- 
meinsam gefunden  wird,  wird  häufig  einen  L'nterschied  in  seiner 
Anwendung  machen.  Ganz  besonders  wird  dies  bei  denjenigen 
Piuikten  hervortreten,  in  denen  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  dem 
Richter  freien  Spielraum  gelassen  hat.  So  /.  B.  weiui  in  gewissen 
—  leider  nicht  allzu  zahlreichen  al)er  dorh  sehr  wichti;.;en  — 
Fällen  auch  für  einen  solchen  Schaden,  der  kein  \'erni(")gen>- 
schaden  ist,  eine  „billige  Entschädigung  in  Geld"  gewährt  werden 
soll,  'i  wenn  eine  verwirkte  \'ertragsstrafe  (Kon\  tniionalstrafej,  weil 

')  Bei  KorpcrvcrletzuTiRin,  Frrih.  it  . .-nt/irlnin^jen,  Vergebungen  gegen  die  Frauen- 
ehre  (§§  847 — 1300  des  Bürgerlichen  (Jcsctibuchs). 
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sie  „un\'erhälliiisniärsig  hoch"  ist.  auf  den  .,aIli^'elne^st•non  lielra«^" 
herabj^escl/.l  wcrilcn  solP)  und  dgl.  In  keinem  Punkte  irrt  tVic  /.ünftii^e 
Jurisprudenz  mehr  vom  \'olksbewurstsein  ab,  als  gerade  bei  der 
Schadensschatzung.  Was  bei  Laienjustiz  zu  einer  kräftigen  Rechts- 
bildung sich  auswachsen  kann,  wird  bei  handwerksmiUsiger  Fach- 
justiz häufig  ein  toter  Buchstabe  bleiben.  Nächst  der  Besetzung 
der  Richterbank  bilden  auch  die  Aufgaben  des  Richteramtes  gegen- 
über den  Parteien  und  die  Färteirecbte  gegenüber  dem  Gerichte 
soziale  Frs^n.  Ein  kunstlicher,  mit  Beschwernissen  oder  gar  mit 
Fallstricken  umgebener  Prozels  bringt  die  uner&hrenen  Klassen 
^es  Volkes  häufig  um  das  beste  Recht,  blols  weil  sie  den  Formen 
nicht  zu  genügen  verstehen.  Die  ProzeTsformen  so  zu  gestalten, 
•dafs  auch  der  einfache  Mann  zu  seinem  Rechte  kommt,  ist  deshalb 
eine  soziale  Aufgabe.  Endlich  gehört  zum  IVozefs  die  gesamte 
Zwangsvollstreckung.  Und  hier  ist  die  Bedeutung  des  Prozefs- 
verfahrens  derjenigen  des  materiellen  Rechts  vollkommen  eben- 
bürtig. Die  L^rofscn  Fragen,  wie  weit  der  privatrechtliche  Gläubiger 
seinen  Schuldner  sich  unterthan  rtiachen  darf,  oder  in  wie  weit  der 
letztere  einen  Anspruch  auf  l\rhaltung  der  Hxistcnz  auch  gegenüber 
•dem  Schuldrerht  hat,  sie  linden  hier  ihre  Lösung. 

Die  Novelle  zur  ( "i\ilj)r()zels(>rdnung  hat  im  allgeincineii  ihre 
Aufgabe  nur  dahin  aufgcfalsl,  die  Civilprozefsordnung  mit  dem 
Bürgerlichen  liesetzl)ueh  in  Einklang:  zu  bringen  und  dabei  einigen 
Mifsständen,  die  sich  bei  der  Hantih.iliini-  bisher  ergeben  haben, 
ohne  Eingreifen  in  «I.ls  System  entgegenzutreten.  Auch  im  Reichs- 
tag sind  Aenderungen  von  grundlegender  Bedeutung  wenig  an- 
geregt uikI  gar  nicht  angenommen  worden.  Erwähnt  sei  von  den  An- 
regungen solcher  Art  nur  eine,  weil  sie  zeigt,  wie  wenig  \  orbereitet 
•die  bezüglichen  Fn^en  zur  Zeit  selbst  noch  bei  denjenigen 
sind,  welche  sich  für  ihre  geset^eberiscbe  Lösui^  interessieren. 
Bei  der  Berufung  über  die  Urteile  der  Gewerbegerichte  war  die 
Zuziehung  von  I^en  beantragt  worden.  Bekanntlich  entscheiden  die 
'Gewerbegerichte  in  der  Besetzung  mit  einem  Vorsitzenden  — 
welcher  Jurist  sein  kann,  es  aber  nicht  notwendig  zu  sein  braucht 
und  einer  gleichen  Anzahl  von  Arbei^ebern  und  Arbeitern  als  Bei- 
sitzern. r(,  l)er  die  Berufung  dagegen,  insoweit  sie  überhaupt  zulässig 
ist,  wird  bei  den  Landgerichten  vor  drei  rechtsgelehrten  Richtern 
ausschlieislich  entscliieden.  Das  Widerspruchsvolle  dieses  Zustandes  — 


*)  $  343  ebenda. 
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I.aieniicriclit  in  der  ersten  uml  niiu-s  Beriifsjuri^tentuni  in  xler 
zweiten  Instanz  —  liegt  allerdings  auf  der  Hand.  Ks  war  nun  be- 
antragt worden,  dafs  in  Zukunft  beim  I^nd^erichte  noch  je  ein 
Arbeitgelier  und  ein  Arbeiter  als  Beisitzer  zugezoi^en  werden  sollten. ') 
Der  Antrag  ist  abgelehnt  worden  und  wir  müssen  bei  der  Form, 
in  welcher  er  gestellt  war,  sagen :  zum  Glück.  Denn  ein  schlechterer 
Dienst  hätte  der  Idee  der  I^ienrechtsprechung  nicht  erwiesen 
werden  können,  als  die  hier  geglante  Majorisierung  des  Laienelements 
durch  drei  Juristen  gegenüber  von  nur  zwei  I^en.  Die  Fachjuristen  sind 
vermöge  ihrer  Schulung  und  Dialektik  ohnehin  in  einem  gewaltigen 
l^ebergewicht  gegenüber  den  Laien.  Was  den  letzteren  deshalb  von 
vornherein  ohne  weiteres  konzediert  werden  mufs,  dafs  ist  ihr  Ueber- 
wiegen  in  der  Zahl.  Sonst  entsteht  das  Zerrl)ild  eines  I  aienj^erichts. 
Die  beste  Hr^ctzunl,'  dürfte  immer  die  sein,  dafs  alle  Beisitzer 
Laien  sind  und  mir  der  Vorsitzende  ein  l'aclijurist  ist.  Das  genügt 
für  den  Kinflufs  des  juristischen  Elements  vollkommen.  Will  man 
aber  durrliaus  mehrere  Juristen,  dann  ist  (h'e  rondicio  sine  (jua  non, 
dafs  wenigstens  ilie  Laien  die  Mc  Iirzahl  bilden  müssen.  I'",s  sei  dies 
hier  Ijesonders  hervorgehoben,  wi-il  gr;_^'einvartig  im  StrafprozcK  von 
genisscr  Seite  thatsärhlidi  t-ine  Reform  dahin  angeregt  wird,  lu-i 
den  Landgerichten  j^r<.)lse  Srhöftcngern  iite  nn't  <lrei  JuriNten  und 
zwei  Si  liöffen  zu  bilrlen.  Die  H<'fiirworter  dieser  l^inrirhtung  sind  — 
offene  oder  \erka|)|)te  -  degner  ieder  I,aienrei'ht>|uccliuiii;.  Da 
sie  den  Kampt  gegen  die  Zuziehung  von  Laien  in  Strafsachen  zur 
Zeit  fiir  aussichtslos  halten,  glauben  sie  hier  eine  Form  gefunden 
zu  haben,  die  Laien,  wie  sie  meinen,  „unschädlich"  zu  machen  und 
geben  sich  der  Hoffnung  hin,  auf  diese  Art  die  Schwurgerichte,  die 
ihnen  ein  Dorn  im  Auge  sind,  zu  beseitigen.  Diese  gefahrliche 
Richtung  würde  eine  sehr  bedenkliche  Unterstützung  erfahren  haben,, 
wenn  bei  der  Civilprozefsnovelle  das  Vorbild  eines  Laiengerichts 
mit  Majorisierung  der  Laien  beschlossen  worden  wäre.  Es  verdient 
die  gröfste  Anerkennung,  dafs  gerade  der  Staatssekretär  des  Reichs- 
justizanits  Dr.  Nieberding  es  gewesen  ist,  welcher  der  Meinung 
.Ausdruck  gegeben  hat,  dals  ein  Laienelement,  welches  in  der 
Minderzahl  ist,  nicht  die  Autorität  haben  wird,  um  die  Rechts 
sprerhung  in  erheblicher  Weise  zu  beeinflussen  und  welcher  ilainit 
zur  .Ablehnung  des  Antr^es  mitgewirkt  hat.^)   Hoffentlich  ünden 

*)  Vgl.  Koimnissionsbericht  von  26.  April  1S98  Drucksachen  des  Reichstags  pro 
1S9798  Nr.  240  s.  17  ff.    Strno}:raphi^clK-  lU-richte  vom  2.  Mai  iS^S  S.  3091  IT. 
V}*1.  den  Kommisisioiisbericht  a.  a.  0.  S.  19. 
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<3anacli  aucii  lifsir(l)iiii.;tn  wci^cii  ähnlii  lur  licsfi/un^;  der  Straf- 
gerichte 1km  den  ]\r;^iirLin;^cn  kein  (icliör. 

( ichen  wir  nitn  zu  dem  positiven  Inhalt  des  neuen  Gesetzes  über, 
so  <.  r^icbt  sich  schon  aus  den  oben  dargelegten  Gesichtspunkten,  daTs 
derselbe  ein  überwiegend  juristischer  ist.  Wenn  die  Novelle  gleichwohl 
^e  Reihe  von  Funkten  enthält,  die  von  sozialpolitischer  Bedeutung 
sind  und  die  zugleich  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  keinem 
inneren  Zusammenhang  stehen,  so  dürfen  wir  hierin  eine  erfreuliche 
Erstarkung  des  sozialen  Gedankens  erblicken:  es  ist  zur  Zeit  nicht 
mehr  möglich,  an  ein  grölseres  Gesetzeswerk,  selbst  an  ein  solclies 
von  speziell  juristischem  Inhalt  heranzugehen,  ohne  ihm  eine  sozial- 
politische Seite  abzugewinnen.  Auch  inhaltlich  können  wir  uns  der 
beschlossenen  Veränderungen  freuen.  Nachdem  die  Regierungs- 
x  orschlägc  w^en  Krhöhung  der  Revisionssutnnie  abgelehnt  worden 
sind,  bleiben  —  und  das  will  in  unserer  Zeit  rückläufiger  Bewegung 
schon  etwas  bedeuten  -  nur  wenige  Punkte,  in  denen  eine  Ver- 
schlechterung des  bestehenden  Zustandes  eintritt ;  fast  alle  Aenderungcn 
von  sozialpolitischer  Bedeutung  sind  /.uglcirh  X'crbesserungen.  Wir 
nüissiMi  uns  bei  der  Darstellung  auf  die  i-rhcbliclicrcn  l'unktc  be- 
schränken. Da  die  letzteren  nicht  iti  einem  inneren  Zusanmienhang 
unter  eniandcr  stehen,  -^<»  sei  es  gestattet,  sie  auch  hier  lose  an- 
einander zu  reihen.  \ Urweg  >ei  noch  bemerkt,  dafs  die  N'o\elIc 
cbenx».  wie  das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  mit  dem  i.  Januar  1900 
in  Kralt  tritt. 

I.  Kine  X'crschlechterung  \vcnig^lcns  gegenüber  einem  gmisen 
leile  des  Reiches  bringt  die  Novelle  betreffs  der  Stellung  der 
nicht  rechtsfähigen  Vereine.  Bekanntlich  ist  es  beim  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  nicht  gelungen,  den  Widerstand  der  R^ierungen 
und  nicht  zum  wenigsten  des  Frhm.  v.  Stumm  gegen  eine  freiheitliche 
R^elung  des  Vereinsrechts  zu  beseitigen.  £s  handelte  sich  hier 
zwar  gar  nicht  um  das  Öffentliche  Vereinsrecht  und  etwa  um  die 
Frage,  ob  Vereine,  die  bisher  verboten  waren,  künftig  erlaubt  sein 
sollten,  sondern  lediglich  um  die  privatrechtHche  Frage,  welche 
Stellung  die  erlaubten  Vereine,  deren  Bestehen  und  Thät^keit  nach 
dem  öffentlichen  Recht  geduldet  werden  mufs,  innerhalb  des  Privat- 
rechts einnehmen  sollen,  inwiefern  sie  befugt  sein  sollen,  auf  ihren 
Namen  Eigentuni  und  anden-  Rechte  zu  erwerben,  Verpflichtungen 
einzugehen  vmd  dergleichen.  Juristisch  bezeichnete  man  den  Ju- 
begriff dieser  Befugnisse  bisher  mit  dem  Namen  der  „Korporations- 
rechte".     Das  Bürgerliche  Gesetzbuch    hat  dafür  den  Ausdruck 


Digitized  by  Google 


594 


Hermftsn  Jastrow» 


„Rcclitsfähigkcit".  l'iii  die  Fragte  also,  unter  welchen  Bedingungen 
Vereine  die  Rechtsfähigkeit  sollen  erlangen  clurlen.  handelte  es  sich. 
Die  Regierungen  waicn  der  Meinung,  dafs  es  em  geeignetes  Mittel 
sei,  solchen  politischen  und  sozialen  Vereinen,  die  man  nicht  gern 
sieht,  aber  doch  nicht  verbieten  kann,  ihr  Leben  durch  die  Versaguiijj 
der  Rechtsfäh^ktit  etwas  saurer  zu  macheo.  Der  Reichstag  hat 
sich  —  dank  den  durch  das  Centrum  wieder  erweckten  Gepflogen- 
heiten der  nationalliberalen  Aera  — r  dem  Regieruiigsverlangen  willig 
gefugt.  DemgemäTs  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  (§§  21  ff.) 
folgende  Normen  angestellt:  Vereine,  welche  einen  wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb  bezwecken,  erlangen  —  insoweit  nicht  ihre  Ver- 
hältnisse durch  besonderes  Reichsgesetz  geregelt  sitid,  wie  nament* 
lieh  bei  den  eingetragenen  Genossenschaften  —  die  Rechtsfähigkeit 
überhaupt  nur  durch  staatliche  X'erleihung.  Andere  (sog.  ideale) 
\'ereine  erlangen  die  Rechtsfähigkeit  zWar  durch  Eintragung  in  das- 
X'ereinsrcgister.  Aber  gegen  diese  Eintragung  kann  die  Verwaltungs- 
behörde Kinspruch  erheben,  wenn  der  Verein  einen  politischen, 
sozial] )olilischcn  oder  religiösen  Zweck  verfolgt  (jjöi);  ebenso  kann 
die  Behörde  die  Entziehung  der  Rechtsfähigkeit  betreiben,  wenn 
ein  X'ercin,  welcher  nach  seinen  Sal/ungcn  einen  solchen  Zweck 
nicht  hat.  ihn  später  dennocli  verfolgt  (^i  43).  VÄn  X'erein  aber,  der 
keine  Rechtsfähigkeit  iiat,  steht  einer  blofsen  Gesellschaft  gleich 
(ij  $41  d.  h.  was  ein  tierariiger  Verein  erwirbt,  gehört  allen  seinen 
Mitgliedern  als  einzelnen;  wo  er  handeln  will,  müssen  alle  seine 
Mitglieder  handeln.  I)a>  Statut  kann  dies  zwar  näher  regeln, 
namentlich  festsetzen,  cl.ils  die  .Mitglieder  verpilichtet  sind,  sich  Mehr- 
heitsbeschlüssen zu  fügen,  dafs  die  V' orstcher  als  Bc\  ollmächtigte  der 
Mitglieder  gelten  u.  s.  w.  Aber  nicht  der  Verein  als  solcher  mit 
seinem  wechselnden  Mitgliederbestande,  sondern  die  gerade  im 
Augenblick  des  Handelns  vorhandenen  Mitglieder  sind  alsdann  die 
Berechtigten.  Würde  z.  B.  ein  solcher  Verein  ein  Grundstück  oder 
eine  Hypothek  erwerben  wollen,  so  ginge  dies  nicht  anders,  als 
durch  Eintragung  der  augenblicklichen  Mitglieder  als  Eigentümer 
beziehentlich  als  Gläubiger;  bei  Vereinen  von  gröfserer  Mitglieder» 
zahl  und  wechselndem  Bestände  fuhrt  dies  zur  vollen  Unmöglichkeit 
der  Erwerbung  von  Grundeigentum  und  es  liegt  dieses  Ziel  auch 
in  der  Al)sicht  des  Gesetzes.  Nun  war  schon  bei  Beratung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  der  Gedanke  angeregt  worden,  wenigstens 
bei  der  Prozefsführung  den  nicht  rechtsfähigen  \^ereinen  eine  gün- 
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i>tiiierc  Stellung  anzuweisen.  Die  Novelle  zur  Civilprozelsorcinung 
föhrt  diesen  Gedanken  aus  durch  die  Vorschrift  im  §  50:*) 

„Ein  Verein,  der  nicht  rechtsfiUiig  Ut,  kann  verklagt  werden ;  in  dem 
Reehtaatieit  hat  der  Verein  die  Stellimg  eines  recbtsfiUHgea  Vereins.** 

Zur  Ergänzung  bestimmt  §  735: 

„Zar  ZwangsvoUstreckiing  in  du  Vcimiögen  eines  nicht  rechtsfahigca 
Vereins  eenllgt  ein  gegen  den  Verein  ogangenes  Urteil.** 

Danach  wird  allerdings  die  Kreditfähigkeit  eines  nicht  rechts- 
fähigen Vereins  erheblich  gestärkt:  man  kann  ruhig  mit  ihm  kon- 
trahieren und  wer  Ansprüche  gegen  ihn  hat,  braucht  nicht  die  ein- 
zelnen Mitglieder  zu  ermitteln,  sondern  kann  den  Verein  als  solchen, 
vertreten  durch  die  statutarisch  dazu  berufenen  Vorsteher,  verklagen. 
Man  nennt  dies  juristisch,  der  Verein  sei  passiv  (d.  h.  als  Beklagter) 
parteifahig.  Man  hat  sich  auch  in  der  Reichstagskommission  all- 
seiti;^'  tl.iliin  verständigt,  dafs  die  hier  gewährte  passive  Parteifähig- 
keit  im  weitesten  Sinne  ausgelegt  werden  soll  und  dafs  die  Vereine 
dadurch  auch  das  Recht  gewinnen  sollen,  alsdaiui  aktiv  als  Kläger 
aufzutreten,  wenn  sie  in  dem  Prozefs  eine  Widerklage  erheben  oder 
wenn  sie  nach  beendetem  Prozefs  inbezug  auf  den  letzteren  einen 
Rerht^behelf  vornehmen  wollen,  den  das  (iesetz  auf  den  Weg  der 
Klage  \  erweist,  wie  einen  Kiiuvand  in  der  \''ollstreckungsinstanz,  eine 
Wiederaufnahme  des  X'erfahrens  u.  dgl.  - 1  Allein  die  a  k  1  i  \"  e  Partei- 
nUiigkeit  der  \'ereine  (d.  h.  ihre  h^ähigkeil,  auch  als  Kläger  auf- 
zutreten t  im  allgemeinen  (luich/.usetzen,  ist  nicht  gelungen.  Nun 
kann  man  über  eine  Parleifiihigkeit  nicht  registrierter  \'ereine  an 
sieh  -ehr  wohl  streiten:  die  Herstellung  der  Legitimation  der  \'or- 
steher  ist  nämlich  ohne  \^orhandensein  eines  öffentlichen  Re- 
gisters so  unsiclier,  tlafs  die  bezüglichen  Nachweise  den  gröfeten 
Schwierigkeiten  begegnen.  Aber  die  passive  FärteifShigkdt  zu 
gewähren  und  die  aktive  zu  verweigern,  dafür  giebt  es  keine 
juristischen  sondern  lediglich  politische  Gründe  und  diese  sind  auch 
ganz  offen  bekannt  worden.    Was  also  hinfort  den  Vereinen  ver- 

' '  iW-ircfls  Zitierung  der  Taragraphrn  ist  hier  ni  bemerken,  dafs  durch  (Jesi-tz 
vom  17.  Mai  1898  dem  Keichskan/.ler  die  lirmachtiumi^'  erteilt  worden  ist,  eiiiea 
neu  paragrapliierteu  Text  der  ('ivilprozelsürduuiig  herztutellcu.  Der  Ict/tcrc  ist 
unterm  20.  Mfti  1898  im  ReicbsgeseUblatl  ($.  410)  veröffentlicht  worden.  Die 
Zitiening  ist  hier,  insoweit  nidit  ein  anderes  angegeben  ist,  nach  dem  neuen  Test 
erfolgt. 

*)  Kommissionfibericbt  vom  26.  April  1898  Drucksachen  Nr.  240  pro  1897/98 
Seite  33. 
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sagt  ist,  das  ist  namentlich  auch  die  korporative  Einklaguiij^  der 
Mitgliederbeiträge.  Die  Verschlechterung  gegen  den  bisherigen  Zu- 
stand liegt  in  folgendem.  Bisher  war  die  Stellung  dieser  Vereine 
in  dem  grofsten  Teile  Deutschlands  völlig  unsicher.  Das  Reichs- 
gericht hat  aber  sowohl  für  das  Gebiet  des  gemeinen  Recht»  als 
lur  das  des  preu&ischen  Landrechts  den  nicht  korporierten  Vereinen 
dennoch  die  volle,  aktive  wie  passive,  Parteifahigl^it  zuerkannt 
Obwohl  die  Entscheidung  für  den  Geltungsbereich  des  preußischen 
allgemeinen  LamlrcclUs  juristisch  sehr  erlieblichen  Bedenken  unter- 
Jiegt,  hat  sie  doch,  wie  die  meisten  Urteile  des  Reich sj^'cncht>  die 
Praxis  vollstänflip^  beherrscht.  Insofern  bedeutet  also  (la^  neu 
Recht  einen  Rückscliritt,  der  ganz  besonders  schwer  die  X'ersiche- 
rungsgescUschaften  auf  Gegenseitigkeit  treffen  dürfte.  In  welclier 
Art  diese  hinfort  ihre  Beiträge  und  namentlich  ihre  Xachschüssc  — 
bei  deren  hiiiforderung  sie  ohncliin  begreillicherweisc  der  gröl-ten 
Widerwilligkeit  begegnen  —  l)eitieiben  weiden,  läfst  sich  schwer 
abgehen.  Die  h-intragung  in  das  \'erein>register  können  nämlich 
fliese  ( iesellschaften  überhaupt  nicht  erlangen,  weil  ihr  Zweck  auf 
einen  wirtschafllichen  t ieschäftsbetrieb  gerichtet  ist.  Und  ob  die 
Uandesbehörden  geneigt  sein  w  erden .  die  staatliche  \  erleihung 
der  Rechtsfähigkeit  unbeschränkt  /u/.uge.->tehen,  ist  ium  mindotet'. 
sehr  fraglich.  Die  Kalamität  köntite  hier  leicht  so  grofs  werden, 
ilafs  sie  auf  eine  anderweite  gesetzgeberische  Regelung  gebieterisch 
hindrängt. 

2.  Bei  der  Kostenerstattungspflicht  im  Prozesse  sind 
durch  eine  englierzige  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  die 
niederen  Votksklassen  bisher  emp^ndlich  benachteiligt  worden.  Nach 
dem  bisherigen  §  87  hat  die  unterliegende  Partei  die  dem  Gegner 
erwachsenen  Kosten  zu  erstatten.  Das  Reichsgericht  hat  diese 
V^orschrift  so  angelegt,  dafs  darunter  ein  Ersatz  ftir  Zeitversaumnisse 
einer  Partei  nicht  zu  begreifen  sei,  dals  vielmehr  solche  Versäumnisse 
unter  den  Bei^riff  des  lucrum  cessiuis  fallen ,  welches  der  unter- 
liegenden Partei  durch  den  i;  87  nicht  auferlegt  sei.  ''1  .Seitens  des 
Schreibers  dieser  Zeilen  ist  schon  kurz  nach  Krlals  dieser  Knt- 
scheidung  darauf  hingewiesen  worden,^)  dafs  für  diese  Auslegung 

*)  Urteil«  vom  30.  April  1881  und  vom  35.  September  1890  (Entsdi.  in  C'iiil- 
sachcn  Bd.  4  S.  155;  Bd.  27  S.  183). 

*)  Beschlufs  vom  20.  November  1883  (Entsch.  in  CivilMChen  Bd.  10  &  4t0)« 

'  Im  Ardiiv  I.  <!.  civilistische  Praxis  Bd.  68  S.  389;  siebe  auch  Schneider 
im  Archiv  für  ülTentlicbes  Recht  Bd.  9  S.  95. 
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im  Wortlaut  des  (icsetzes  L^ar  keine  X(")tij^amj^f  \üi  liegt  uiul  dafs 
sie  zu  tiner  plutokralis<-l)eii  Judikatur  fuhrt,  deren  Höhepunkt  sich 
darin  /eigl ,  dafs  man  dem  \<>r[K  Innen  Rechtsanwalt,  der  einen 
IVozefs  für  seine  eigene  Terson  fuhrt,  die  \ olkii  ( lebiihren,  also 
tlen  Krsat/,  tur  das,  was  er  sonst  hätte  \  erdienen  können,  gewährt,') 
während  man  der  armen  Wäscherin,  die  einen  halben  Tag  auf  dem 
Gerichte  warten  mu&,  zumutet,  dies  aus  eigener  Tasche  zu  be- 
streiten. Es  ist  auch  anzuerkennen,  dafs  einzelne  Gerichte  sich  der 
Judikatur  des  Reiclisgerichts  nicht  gefügt  haben.')  Der  über- 
wiegende Teil  der  Gerichte  aber  thut  letzteres  allerdii^s.  Die 
Novelle  hat  deshalb  mit  vollem  Recht  den  Weg  der  Gesetzes^ 
änderung  beschritten  und  erfreulicherweise  hierbei  dem  sozialen 
Gedanken  zum  Siege  verholfen.  Der  §  8/  (jetzt  §  91)  erhält 
folgenden  Zusatz: 

,,LHe  KoBtcncntBttong  mn&fst  aiicb  die  EntacfaSdigung  des  Gegners 
für  die  durch  uotweildigc  Reisen  oder  durch  die  notwendige  Wahmebimillg 
von  Terminen  t*nt.sfandene  /ei(vers;iumnis ;  die  für  die  [-'ntsoli.Hdif^ung  VOO 
Zeugen  gellenden  Vor&chrilten  finden  enLsprecbende  Anwendung.'^ 

In  der  Reichstagskommission  hat  die  Neuerung  zwar  An- 
fechtung erfahren.  Man  hat  sich  namentlich  auf  den  Fall  berufen, 
dafs  jemand  sich  eine  Forderung  zedieren  lasse,  um  alsdann  noch 
Versäumniskosten  vu  li  iuidieren,  welche  bei  dem  Stande  des  Zedenten 
gar  nicht  entstanden  wären,  sowie  dafs  ferner  tlureh  die  Zubilligung 
solcher  Kosten  der  f^ewerbsmäfsige  Aufkauf  x  on  Forderungen  noch 
begünstigt  werde.'')  Allein  die  gesunde  Atischauung  hat  gesiegt. 
Die  hervorgehol)enen  Mifsstände  sind  nicht  völlig  zu  verkennen. 
Ks  wird  ihnen  durch  eine  >achL;cmrit"se  I  landhabvuiL:  —  sach- 
'^emäfser  allerdings  als  die  bisheri^fe  .Xnweiulung  der  X'orsehrift  — 
beL;e;^iu  t  werrlen  müssen.  1  )ie  allgemeine  gesetzliche  Regel, 
«lalV  iihcriiaupt  nur  solche  Kosten  zu  ersetzen  sind,  welche  zur 
/weckenlspreclKiidcn  Rechts\  erfolgung  nritwendig  waren  (S*  QI 
Abs.  I),  wird  \  orau>>iclitlic!i  immer  zu  einem  befriedii^'enden  h.rLH-i)nis 
führen.  Bei  solchen  Zessionen,  welche  olkn^ielitlit  h  bK>l.>  zur  Knnüg- 
lichung  der  P-inklagung  geschehen  sind  —  der  Traktiker  erkennt  dies 


')  Gcbührcu-Orduuiig  I.  Rcchliauwältc  \uiii  7.  Juli  1879  Jj  7. 

*)  Die  Theorie  hat  sich  fast  ejnstimmiK  gt-ßcn  das  Reichsgericht  gewendet; 
vgl.  die  ZosammensteUimg  hei  Strudanaim-Koch  Civilprozefsordnung  zu  §  87 
Anni.  2.   (6.  Aufl.  S.  iia.) 

VgL  Dmdcsachen  1897/98  Xr.  240  S.  35  fl 
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in  den  meisten  I-älleii  sofort  heraus  —  katui  man.  wenn  dadurch 
höhere  X^'ersäumniskostcn  entstehen,  soleho  sehr  wohl  zurückweisen, 
indem  man  die  Zession  selbst  als  eine  blols  zum  Bchufc  der  Kechts- 
verfolgung  vorgenommene  ^^afsrcgel  würdigt.  Eins  allerdings  mag 
den  Gerichten  empfohlen  werden:  Gewerbsmäfsigen  Forderungs- 
Auflcäufern  sollte  dne  Versäamnis^rcbühr  nie  anders  festgesetzt 
werden,  als  gegen  eine  eidesstattliche  Versicherung  darüber,  welche 
Termine  sie  an  demselben  Tage  sonst  noch  wahfi^enommen  haben. 
Das  Gericht  ist  zu  solchem  Verlangen  nach  §§  105,  294  der  Civil- 
Prozeßordnung  befugt  Hat  der  Klarer  noch  andere  Termine  ge- 
habt, so  ist  ihm  in  jeder  Sache  nur  ein  entsprechender  Teil  der 
Versäumniskosten  zuzubilligen.  Andernfalb  konnte  es  in  der  That  zu 
einer  ungerechtfertigten  Bereicherung  dieser  Personen  kommen. 

3.  Beim  Armen  recht  ist  eine  kleine,  aber  immerhin  be- 
achtenswerte \'er!iesserung  getroffen.  Eine  arme  Partei  hat  im 
Anwaltsprozels,  d.  h.  \or  den  Landgerichten  und  den  höheren  Tu  - 
richten  den  Anspruch  auf  Beiordnung  eines  unentgeltlich  handelnden 
Anwalts.  Bei  den  Amtsgerichten  hat  sie  dagegen  fiir  crc\vöhnli>  h 
den  Pro/els  in  ei<^ener  Person  zu  führen.  Das  (lericht  kann  ilir 
indosen  nach  seinem  Ermessen  auch  hier  einen  Rechtsanwalt  bei- 
ordnen. \'on  dieser  Befugnis  wird  namentlich  dann  (iehrauch  i^e- 
macht ,  wenn  die  Partei  nicht  im  (lerichtsbezirk  wohnt;  ilie  Zu- 
mutun^^  eine  Reise  zum  Prozers<:;^ericht  zu  machen,  würtle  hier  mit 
der  Reclits\er\\  eigerung  häufit;  \ollig  identisch  sein.  Da  nun  aber 
jedes  (iericlit  bei  der  .■\usw.ihl  des  .Anwalts  auf  die  bei  ihm  selbst 
zugelassenen  .Anwälte  beschränkt  ist,  so  sind  diejenigen  Gerichte, 
bei  denen  keine  Rechtsanwälte  zugelassen  sind,  in  eine  unlösbare 
Schwierigkeit  gebracht  Es  gehören  hierher  einmal  die  Gerichte  in 
denjenigen  Orten,  in  welchen  überhaupt  kein  Rechtsanwalt  vorhanden 
ist,  häutig  aber  auch  die  Amtsgerichte  in  den  grofsen  Städten.  Denn 
die  Anwälte  lassen  sich  hier  last  durchweg  bei  den  Kollegialgerichten 
eintragen;  beim  Amtsgericht  können  sie  auch  ohne  besondere  Zu> 
lassung  auftreten.  Die  Amtsgerichte  an  diesen  Orten  verfugen  des- 
halb häufig  über  gar  keine  Anwalte.  Endlich  sind  in  gleicher  Lage 
wie  die  anwaltlosen  Orte  auch  die  Orte  mit  nur  einem  Anwalt, 
wenn  dieser  bereits  der  Gegenjjartei  dient.  Dein  Mifsstande  soll 
ak^eholfen  werden  durch  Xeueinfügung  einer  V^orschrift  (§  1 16), 
wonach  in  solchen  Fällen  nicht  richterliche  Justizbeamte  (Referendare, 
Bureaubeamte  u.  dgl.)  beigeordnet  werden  können.  Die  diesen  er- 
wachsenen baren  Auslagen  bestreitet  zunächst  die  Staatskasse  tmd 
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stellt  sie  alsdann  als  <  icrichtskosten  in  Rechnunt]^ ,  vorausii^esetzt, 
dafs  letzten  nicht  wegen  Armut  der  Partei  überhaupt  nieder- 
geschlatjen  werden. 

4.  Nur  für  c]'.u-n  kleinen  sozialen  Kreis  von  Rcdeutuncf  i>t  die 
NeuroL,'<-!un'^  der  Stclliin«::^  der  soi^cii.  Winkelkonsulenten. 
Vor  (!cn  Lan<l;4crirhtcii  und  den  höiieren  (icrichten  dürfen  nur 
Rechtsanwälte  als  Parleivcrtreter  auftreten.  X^^r  den  AnUs;^'erichten 
da<jei;cn  kcunieii  sich  die  Parteien  grundsätzlich  durch  jede  pruzefs- 
fähige  pL'is(Mi  \ertretcii  la^xn.  Um  tlcin  l'eberhanflnchmen  des 
\Vinkelk(  )nsulciitentinns  xor/ubeu'^  n,  ist  es  indessen  in  das  Krmessen 
des  (ierichts  gestellt,  inwieweit  dieses  gewerbsnuibige  i'.trlei\erlreter, 
die  nicht  Rechtsanwälte  sind,  bei  der  mündlichen  X'erhandlung  zu- 
lassen will.  Die  Zurückweisung,  welche  ein  Richter  auf  Grrund 
dessen  ausspricht,  gilt  immer  nur  fUr  den  einzelnen  Prozels,  ist  hier 
aber  unanfechtbar.  Die  verschiedenartige  Behandlung  seitens  der 
verschiedenen  Richter  und  die  Unsicherheit  ihrer  Stellung')  hat 
nun  zu  mannigfachen  Beschwerden  der  Rechtskonsulenten  geführt. 
Die  Novelle  hat  diesen  Rechnung  getr^[en  und  eine  neue  Einrichtung 
eingeführt:  Die  Justizverwaltung  darf  fortan  durch  allgemeine  An> 
Ordnung  einzelnen  Rechtskonsulenten  das  mündliche  Verhandeln  vor 
Gericht  gestatten.  Diese  letzteren  muls  der  Amtsrichter  alsdann  zu- 
lassen 1*5  1 57  Abs.  4).  Die  Bestimmung  ist  namentlich  von  den  Rechts- 
anwälten vielfach  angegriffen  worden,  aber  trotz  dessen  endgültig 
durchgegangen.  In  der  That  ist  es  sehr  zweift  1h  ift,  ob  die  Vorschrift 
nicht  eine  soziale  Herabdrückung  des  .Xnwaltsstandes  bewirkt, 
wenn  sie  dem  letzteren  einen  staatlich  direkt  konzessionierten  Stand 
der  s(»gen.  Winkelkonsulenten  —  der  Ausdruck  wird  freilich  auf 
ilie  zugelassene  Konsulentcnschaft  iti  Zukunft  durchaus  nicht  i)a»c-n 
—  geL;t'niil)erstellt.  Wenn  man  erwägt,  dafs  zu  gleicher  Zeit  die 
Militcir-traliiruzelsordnung  xerabsciiicdet  wurden  ist,  welche  eine 
Unlei --clieidung  der  Anwälte  in  solche,  die  \or  dem  Militärgericht 
verteidiixen  dürfen  und  solche,  die  es  nicht  dürfen  und  damit  eine 
.schwere  Degratlatiun  des  Anwaltsstandes  einfülut,  so  kann  man  ein 
(iefiihl  der  X'erstimmung  in  weiteren  Kreisen  des  Anwaltsstandcs 


')  In  i\cT  ( icw.  rbiotdnung  ist  das  Kvcht-1  ii  iil'  nt<-uwes<*n  «lahin  gcrogelt,  dafs 
die  gewcrbsniäfsigc  Besorgung  fremder  Rechtsau^t  K  i^enheitcn  unter  gewissen  Voraus» 
Setzungen  untersagt  werden  kann  (§  35).  Derartig  interdisierte  Peraonen  dürfen 
selbstverständlich  ttberhaupt  nicht  auftreten.  .Bei  Anwendung  der  Civilprozefsordnung 
handelt  es  sich  nur  um  die  tibrigea  Konsulenten. 


Digitized  by  Google 


6oo 


Hermftnn  Jastrow, 


über  den  Liaiiu;  <\cv  ( icsct7.j:^ebunj:;;  wohl  verstehen,  l'nd  docli  >incl 
CS  innerhalb  tlcr  Or^^ane  der  Jusli/.  «gerade  die  RcchUaiuvahc. 
welche  den  Koniakt  mit  den  breiten  sozialen  Schichten  vcrniiiteln 
und  deren  soziale  Stellung  gx^cnüber  den  anderweiten  Organei^  der 
Rechtspflej^'c  ungeschmälert  zu  erhalten,  deshalb  zu  den  Aufgaben 
einer  guten  Justiz  gehören  sollte. 

5.  Eine  sachgemäfse  Neuerung  enthalt  §  323,  welche  wesent- 
lich den  Alimentenforderungen  und  ähnlichen  Ansprüchen  zu 
Gute  kommt.  Dals  sie  notwendig  geworden  ist,  bleibt  freilich  ein  Beleg 
för  die  Starrhett  juristischnk^imatischer  B^rifle.  Es  handelt  slcli  um 
den  Begriff  der  Rechtskraft  eines  Urteil&  „Res  judicata  jus  facit 
inter  partes"  d.  h.  das  rechtskräftige  Urtdl  stellt  bindend  fest,  was 
die  Parteien  in  Zukunft  als  Recht  anzunehmen  haben.  Diese  Vorschrift 
hat  die  Jurisprudenz  bei  Alinientatiunsklagen  und  ähnlichen  An- 
sprüchen so  angewendet,  dals  ein  rechtskräftiges  L'iieil,  welches 
dauernde  Alimente  (auf  Lebenszeit  oder  auf  viele  Jahre)  ii^  be- 
stimmter Höhe  zuspricht,  auch  dann  unabänderlich  ist,  wenn  die  \'er- 
hältnisse,  auf  denen  die  Höhe  der  Alimente  beruht,  sich  voll>iänilig 
ändern.  Wenn  im  jähre  1860  jemand  einem  unglücklichen  Jungen 
ein  Bein  abgefahren  liat,  so  kann  es  leicht  nir)glich  sein,  dal>  ilas 
(lericlu  .-seinerzeit  die  verminderte  Mrwerbsfähigkeit  des  X'erletzlen 
•für  die  spätere  Zeit  auf  50  rfciuiig  i>r()  Tag  abgesehät?:!  hat 
(naturlich  nach  den  i'-rwerl»-  inul  ( icKK  erhältl)i^^(•ll  zur  Zeit  de- 1  :  teils- 
--j iruclu'.s,  deiui  die  künftigen  k.uiii  niemand  \  <  »raussrlu  n  I  und  da.s  e> 
demgeinäfs  ein  L'rteil  d.ihin  erla>j>en  hat,  dais  iler  beklagte  iK-m 
Kläger  auf  dessen  Lebenszeit  50  Tf.  an  täglichen  Alimenten  /.u  zaiilcn 
habe  und  der  geforderte  Mehrbetrag  abzuweisen  sei.  Der  Verun- 
glückte kann  heute,  im  Jahre  189S,  noch  leben  und  seine  geschmälerte 
Erwerbsfahigkeit  kann  nach  heutigen  Verhältnissen  leicht  2  Mk.  pro 
Tag  betragen.  Aber  er  erhält  nicht  mehr,  als  die  festgesetzen  50  Pf. 
Auch  der  umgekehrte  Fall  kann  vorkommen.  Bekanntlich  sind  Leute 
völlig  gesund  geworden,  welche  die  .\rzte  für  unheilbar  krank  erklärt 
haben.  Auch  eine  vorau^esagte  Erwerbsunfähigkeit  kann  weichen. 
Aber  trotzdem  müssen  die  zuerkannten  Unterhaltsgelder  weiter  gezahlt 
werden.  Die  herrschende  Meinung  glaubt,  dies  alles  folge  so  aus 
dem  Begriffe  der  Rechtskraft.  Zuzugeben  ist  dies  kaum.  Die  Rechts- 
kraft eines  I  rtcils  kann  niemals  weiter  reichen,  als  die  richterliche 
Prüfung  im  I'rozefs  —  vorausgesetzt  dafs  sie  ihre  Anf.abe  im 
höchsten  Sii-ne  leistete  —  zu  reichen  hatte.  Was  der  Richter 
nicht  prüfen  konnte,  konnte  er  auch  nicht  zu-  oder  aberkennen. 
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Dcshnlb  ist  ein  L  rtcil.  w  elches  die  dnucriulc  Alimenticrini;^'  eines 
Mtii>chcn  niiortlnet,  nie  aiulci">  zu  \ erstehen,  als  mit  der  Klausel: 
rel)U>  sie  slaiitibus.  Denn  nur  aul  dieser  (irundla|^e  ist  es  eri^an[^en. 
Die  l  iihi>^keit  eines  Sehers  hatte  das  (lerieht  nicht  zu  prasiieren 
und  >ein  l'rteil  kann  deshalb  eine  Traijvveite  auf  veränderte  \'er- 
haltnivse  auch  bej^riftlich  niclit  Ijeanspruehen.  A})er  die  Jurisprudenz 
ist  hartnäckig  und  hat  dies  nicht  einsehen  wollen.  Schon  einmal 
hat  das  Gesetz  nachhelfen  -müssen.  Der  7  Abs.  2  des  Haftpflichl- 
i;esetzes  v.  7.  Juni  1871  bestimmt,  dals,  wenn  die  Verhältnisse,  welche 
die  Zuerl^nnung  oder  die  Höhe  der  Rente  bedingen,  sich  nach* 
träglich  wesentlich  ändern  trotz  des  Judikats  die  Erhöhung  oder  Ver- 
minderung, die  Aufhebung  oder  Wiedergewährung  der  Rente  gefordert 
werden  kann.  Das  Reichsgericht  hat  indessen  diese  Vorschrift  nicht 
als  Aufstellung  eines  neuen  Grundsatzes,  sondern  als  eine  Ausnahme 
von  dem  wahren  und  richtigen  Prinzip  der  Rechtskraft  angesehen 
und  hat  sie  demgemäfs  auf  strikte  Anwendung  beschrankt  Da  das 
Bedürifils  aber  ein  viel  allgemeineres  ist,  so  ist  nunmehr  auch  eine 
allgemeine  Fürsorge  eingetreten.  Der  §  323  Abs.  i  bestimmt: 

„Tritt  im  FaUe  der  Venuteilang  zu  kflnftig  flUlig  werdenden  wieder- 
kehrenden Leiatongen  eine  wesendicbe  Aenderang  derjenigen  VerMItnissc 
•■in,  welche  für  «lif  Vcmrtfilung  zur  Fntrichtiinf;  der  Ldstongen,  für  die 

B'-stimtming  licr  Holie  d-  r  T,>  istun^^i  i»  (idi-r  ilt  r  l>:iiipr  ilir^r  FntrirhtunK 
niur^grlicii'i  wart-n,  so  ist  jrd.'r  1<m1  hor.-cliti^i .  im  W^ge  tief  Klage,  eine 
•  ent^]>rri  li.  iiilr  Ab.Hndrrung  i\rs  l'rtfil>  /.u  vt-rlan^cn.' 

Die  Motive  der  X'orschrift  stehen  iibri'^ens  auch  iiocli  auf  dein 
Ho'Un  der  alten  Theorie:  sie  rechtlcrtiLH-n  die  NVueruii'^^  nicht  mit 
(iriuulen  der  I.o^nk,  sondern  vielmehr  als  eine  aus  Billigkcitsgründen 
j^cbotene  Ausnahme  von  der  Lf><^'ik.  -'■ 

Die  TraL,^weite  der  X'urschrift  für  Aliinentenforderun<;jen  erhellt 
von  selbst.  .Sie  l)e-/ieht  sich  ebenso  auf  deti  l-aU,  A.n's  die  (ield- 
utid  Krwerbs\erliältni>se  im  all<;emeinen  sieh  \eräntlern,  wie  auf 
den  einer  .Aenderunj^'  in  den  i)ers()nliclun  Wrhältnissen  und  zwar 
zum  Vorteil  wie  zum  Nachteil  des  Berechtigten.  Wenn  die  Er- 
werbsfähi^'keit  des  letzteren  steij^^t  oder  sinkt,  wenn  er  in  einen 
teuerem  oder  billigeren  Ort  verzieht,  so  sind  dies  Momente  fiir  die 

')  Urteil  vom  2$,  November  1886  (Entsch.  in  Qvilsachen  Bd.  17  25).  Das 
Unfallversicbenmgsfesetz  bat  natttrlicb  den  richtigen  Grundsatz  zur  Norm  erhoben 
»  65  ». 

*)  Dmcksacben  pro  1897,98  Nr.  61  S.  108  fzn  §  393  a). 
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Erhöhung  oder  Minderung  der  Rente.  Wo  der  „standesgetnälse** 
Unterhalt  inbetracht  kommt,  kann  unter  Umständen  auch  eine 
Aenderung  in  den  Vennögensverhältnissen  des  Verpflichteten  zu 
einer  nachträglichen  Erhöhung  wie  zu  einer  Verminderung  der 
Rente  fuhren. 

Für  die  Frage,  ob  ftir  die  Rente  Sicherheit  zu  stellen  ist,  sind 
im  §  324  analoge  Bestimmungen  getroffen  worden. 

6u  Eine  Gruppe  von  Ai^etegenheiten,  denen  die  Novelle  eine 
soziale  Verschlechterung  bringt,  bilden  die  £  h  e  s  a  c  h  e  n.  Die  Haupt- 
sache freilich  hat  hier  bereits  das  Büigerliche  Gesetzbuch  gethan  durch 
die  gro(se  materielle  Erschwerung  der  Ehescheidung,  mit  welcher  es 
namentlich  die  landrechtlichen  Gebiete  Preufsens  hinter  den  Aus- 
gang des  18.  Jahrhunderts  zurückgeworfen  hat.  Was  der  Reaktion 
in  den  dreifsigcr  und  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  nicht 
gelungen  ist,  die  Beseitigung  der  Ehescheidung  w^en  unüber- 
windlicher Abneigung  und  wegen  gegenseitigen  Einverständnisses, 
das  bringt  das  /wanzigste  jahrlnindert  als  Angebinde  des  deut>ciien 
Reiches.  Hin  hcrzcrlrcuendes  Ereignis  für  alle  diejenigen,  die  den  Be- 
griff der  Moral,  wie  er  heute  vielfach  Mode  geworden,  auf  den  Lipj'cn 
führen,  liin  Jammer  dagegen  für  ieden.  der  in  der  zwang-^weiscn 
Zu.>amnu'nscriweirsung  unglückliciier  Menschen,  welche  zu  spät  er- 
kannt Ii  il)cn.  (iais  >ic  nicht  zu  einander  gehören,  nicht  die  Sj>ur  \on 
Sittliclikcil  zu  erblicken  vermag.  Der  Civil jjruzelsortinung  l)lieb  hier 
nur  übrig,  auch  für  diejenigen  I'älle,  in  denen  die  Ehescheidung  loj  lan  ' 
zulässig  sein  soll,  sie  durch  allerlei  prozessuale  Manipulationen  nocli 
weiter  zu  erschweren.  Solcher  Erschwerungen  giebt  es  schon  im 
jetzigen  Prozefs  eine  ganze  Anzahl.  Aber  der  neue  Prozeis  enthalt 
deren  noch  mehr.  Wie  die  Parteiverhältnisse  im  verflossenen  Reichs- 
tag gelegen  haben,  kann  man  dabei  noch  zufrieden  sein,  dals  die 
Regierungsvorlage  heil  durchgegangen  ist  Denn  an  Versuchen,  sie 
noch  weiter  im  reaktionären  Sinne  zu  verschlechtem,  hat  es  in  der 
Reichstagskommission  nicht  gefehlt  Was  die  Novelle  an  Neue- 
rungen bringt,  ist  im  wesentlichen  folgendes,  wobei  die  an  erster 
Stelle  zu  erwähnende  Neuerung  allerdings  eine  kleine  Erleichterung, 
die  übrigen  Neuerungen  aber  durchweg  Erschwerungen  darstellen. 

a)  Bisher  konnte  das  (iericht  bei  allen  Ehescheidungsgründen 
mit  Ausnahme  <lcs  l'hebruchs  eine  Aussetzung  des  Verfahrens  be- 
schliefsen.  In  Zukunft  darf  es  von  Amts  wegen  eine  Aussetzung  nur 
dann  anordnen,  wenn  es  sich  um  einen  sog.  relativen  Scheidungsgrund 
d.  h.  um  eine  Ehescheidung  auf  Grund  des  §  1568  des  Bürgerhclien 
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Gesetzbuchs  handelt, ')  bei  welcher  ein  gewisses  richterliches  Ermessen 
obzuwalten  hat  Im  Gegensatz  dazu  stehen  die  absoluten  Eheschet- 
dungsgründe,  bei  deren  Vorhandensein  ein  unbedingtes  Recht  auf 
Ehescheidui^  besteht  £8  «nd  dies:  Ehebruch,  B^namie  und  gewisse 
Unzuchtsvergehen  (§  1565),  Nachstellung  nach  dem  Leben  (§  1566), 
bösliche  Verlassung  (§  1567)  und  Geisteskrankheit  (§  1569).  Hier 
darf  die  Aussetzung  nur  erfo^en,  wenn  der  Kläger  sie  verlangt; 
dann  aber  ist  sie  obligatorisch.*) 

b)  Bisher  durfte  die  Aussetzung  von  Amts  wegen  nur  ausge* 
sprochen  werden,  wenn  das  Gericht  »die  Aussöhnung  der  Parteien 
für  nicht  unwahrscheinlich  erachtet^  In  Zukunft  mufs  sie  ange- 
ordnet werden,  wenn  „die  Aussicht  auf  Aussöhnung  der  Parteien 
nicht  ausgeschlossen  erscheint".  Auf  eine  Bemängelung 
dahin,  da(s  eine  Aussöhnung  niemals  völlig  au^eschlossen  sei,  hat  der 
Regierungsvertreter  die  Vorschrift  dahin  erläutert,  nicht  die  Aus- 
söhnung müsse  ausgeschlossen  sein,  sondern  die  Aussicht  auf 
Aussöhnung:  die  Vorschrift  sei  dahin  zu  verstehen,  das  Gericht 
solle  das  Verfahren  aussetzen,  wenn  eine  Aussicht  auf  Aussöhnung 
gegeben  und  ein  thatsächlicher  Anhalt  hierrür  vorhanden  sei.  *)  Fs 
wäre  besser  gewesen,  den  letzteren  Ausdruck  in  das  (leset;^  selbst 
zu  sclireibcn.  Nunmehr  bleibt  nur  zu  wünschen,  daCs  die  Praxis 
sich  der  Auffassung  anschliefse. 

c)  Bisher  durfte  die  Aussetzung  auf  höclislens  ein  Jahr  ange- 
ordnet werden,  in  Zukunft  soll  sie  bis  zu  zwei  Jahren  zulässig  sein. 


*)  %  1568  S»tz  I  lontct: 

„Ehi  Eb^tte  kaim  auf  Scbddimc  kkgen,  wenn  der  andere  Ehe^itte 
dorcfa  sdiwere  Verletauis  der  durch  die  Ehe  becrOndeten  Pflichten  oder 
durch  ehrkiscs  oder  umittlidies  Verhalten  eine  so  tiefe  Zeiflttnqg  des 
ehelichen  V<rh:iltnis>(-s  versdioldet  hat,  dafs  dem  Ehegatten  die  Fort- 
setzung der  Ehe  nicht  iUfjfmutet  worden  kann." 

-I  Sehr  erhi-blich  ist  dio  Krleichterun^j  nicht.  Denn  brim  F.hebruch  war  <lif 
Aussetzung  schon  bi'^ht-r  nirht  /ulils-ij^.  l'if  Srhoidung  wf;;;en  böslicher  Verlas.->ung 
aber  hat  bereits  d;i>  lUir^jerlich«-  (j<s.-t/,buch  so  ungeheuer  erschwert,  dal's  dies  die 
LrschweruBg  einer  Aui»äet^ung  auch  prozeastual  bereits  in  sich  schliefst.  Bei  böslicher 
Verlassung  mufs  nlmlich  der  Regel  nach  snnSchst  eine  Vorklage  auf  Herstellong  der 
hlusUchen  Gemehuchaft  angestellt  werden.  Ervt  wenn  hier  das  Urteil  ergangen  und 
recbtskrifttg  geworden  ist  und  wenn  dann  ein  ganzes  Jahr  fruchtlos  verstrichen  ist, 
ist  die  Scheidungsklage  zulässig. 

•)  DrucJuachen  pro  1897/98  Nr.  240  S.  15S. 
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Jetztr  wie  in  Zukunft,  darf  sie  übrigens  im  Laufe  des  Prozesses  nur 
einmal  angeordnet  werden. 

AUe  VcMTSchläge  wurden  in  der  Reichstagskommission  sowohl 
in  liberalem  als  im  rückschrittlichen  Sinne  amendiert,  aber  durch* 
weg  ohne  EHolg.  Nach  letzterer  Richtung  war  beantragt,  die  Aus- 
setzungsbeitignis  auf  alle  Ehescheidungsgründe  zu  erstrecken ,  die 
Frist  auf  drei  Jahre  auszudehnen  und  zudem  eine  zweimalige  Aus- 
setzung zuzulassen  d.  h.  also  eine  Aussetzungsbefugnis  des  Gerichts 
bis  auf  sechs  Jahre  zu  normieren.  Der  letztere  Vorschlag  ist  charakte- 
ristisch fiir  den  Versuch,  die  Ehescheidung,  die  un  Bürgerlichen 
Geset/.bucli  zugelassen  ist ,  annähernd  im  Prozelswege  wieder  aus- 
zuschlitTscn.  Leider  läfst  der  Bericht  nicht  ersehen,  wHe  viel  und 
welche  MitgUeder  für  diesen  Vorsciilng  gestimmt  haben. 

7.  \n\  EntniüntHi,Mingsverfahren  ist  die  Novelle  den  hier 
bestehenden  Refornibestrebungen  nur  In  geringem  Mafse  gerecht 
geworden.  Die  einzig  wesentliche  Reform  besteht  in  einer  Er- 
höhung der  ( larantien  für  die  persönliche  V^ernehmung  und  Unter- 
suchung des  zu  Kntinündigenden  und  in  dem  Versuch  diesen  Mals- 
nahmcn  einen  gröfseren  Linlluls  auf  die  Entscheiduiv^  zu  sichern,  aU 
es  hisiicr  der  Fall  war.  So  durfte  nach  dem  bishei  1^011  Recht  die 
persiMiliche  Vernehiuung  des  zu  EntnuiiKhgenden  schon  tlann  unter- 
bleiben, wenn  sie  nach  .Ansicht  des  (iericlits  ,,für  tlie  Eiitsclieidung 
unerheblich"  war  598).  In  Zukunli  034,  liart  nur  dann  von  ihr  abge- 
sejien  worden  „w e n n  sie  mit  besonderen  Scii  u  ier  igkeitea 
verbunden  oder  nicht  ohne  Nachteil  für  den  Gesund* 
heitszustand  des  zu  Entmündigenden  ausführbar  ist". 
Femer  ist  durch  eine  neue  Vorschrift  (§  656)  dem  Gericht  die 
Befugnis  beigelegt,  den  zu  Entmündigenden  bis  zu  sechs  Wochen 
in  eine  —  öffentliche  oder  private  —  Heilanstalt  bringen  zu  lassen, 
wenn  dies  nach  ärztlichem  Gutachten  zur  Feststellung  seines  Geistes- 
zustandes geboten  erscheint  und  ohne  Nachteil  für  seinen  Gesund* 
heitszustand  ausfuhrbar  ist  Doch  darf  eine  solche  Mafsnahme  nur 
mit  Zustimmung  des  Antragstellers  angeordnet  werden.  Als  ein 
Mangel  bei  der  Vernehmung  des  zu  Entmünd^enden  hat  sich 
endlich  häufig  dessen  Entfernun;^^  vom  Gertchtssit/e  ergeben.  Da 
bei  weitem  nicht  jedes  .Amtsgerit  ht  eine  Irrenanstalt  in  seinem  Bezirk 
hat,  so  trat  oftmals  der  Fall  ein,  üaik  die  X'crnehmung  durch  ein  anderes 
Gerieht  bewirkt  werden  mufste*  Dadurch  wurile  die  Vernehmung 
in  iiirem  Werte  häufig  zu  einer  lilofs  foriTiaiistischen  Bedeutung 
herabgedrückt,  wenn  sie  niclit  gar  auf  ürund  des  bisherigen  ^  59Ö 
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als  sclnvcr  ausführbar  oder  unerheblich  unterblieb.  Die  Novelle  bc- 
gei;iiet  dem  durch  die  [)raktischc  X'orschritt,  dals,  wenn  der  zu  Ent- 
müntligeiide  Nicii  in  einem  anderen  Bezirk  aufhält,  das  Ciericht  befugt 
ist,  die  gesamte  Entscheidung  dem  Anitsgeneiit  des  Aulcnthalts- 
ortes  zu  überweisen  650).  Dadurch  wird  erreicht,  dafs  dasselbe 
^Gericht,  welch»  den  Betroffenen  sieht  und  veraimmtf  audi  die  Ent- 
-scheidung  über  die  Entmündigung  fallt. 

Dies  sind  die  wesentlichsten  Andeningen.  Man  wird  nicht  be- 
streiten, dafs  «e  zweckmälsig  sind,  aber  ebensowenig,  dals  sie  eine 
Lösung  des  Problenis  über  Verhütung  ungerecfatfert^er  Fest- 
haltung  von  Menschen  in  Irrenanstalten  schweilich  enthalten.  In  der 
That  ist  diese  Lösung  auch  im  Wege  der  Prozelsgeset^l^ng  allein 
nicht  zu  erreichen.  Eine  Reform  des  gesamten  Irrenwesens  und 
namentlich  eine  andere  Kontrole  der  Irrenanstalten  als  die  jetzt 
stattfindende,  ist  die  unentbehrliche  V^oraussctzung  dessen.  Von 
den  eingeführten  Reformen  ist  übrigens  die  eine,  auf  welche  von 
mancher  Seite  besonders  Gewicht  gelegt  werden  wird,  nämlich  die 
Untersuchung  in  einer  Anstalt,  in  ihrem  W'erte  dadurch  sehr  herab- 
gedrückt, dafs  sie,  wie  erwähnt,  nur  mit  Zustimmung  des  Antrag- 
stellers angeordnet  werden  darf.  Der  Grund  für  diese  Beschränkung 
ist  aus  den  Motiven  und  Verhandluni^'en  nicht  ersichtlich,  l'nterstellt 
man  —  wie  dies  in  den  lietreflenden  ottenllicheu  Hescinverden 
.  wiederholt  geschehen  ist  —  enien  Antragsteller,  dem  es  um  l)ösliche 
Beseitigung  eines  .Mitmenschen  zu  thun  ist,  so  sollte  man  meinen, 
die  Untersuchung  in  einer  Anstalt  müsse  gerade  auch  zum  Schutze 
gegen  den  Antragsteller  und  also  auch  gegen  seinen  Willen  >t.itl- 
fmden  kötmen.  Nach  der  Novelle  kann  sich  die  Sache  aber  wie  folgt 
gestalten:  Das  ärztliche  Gutachten  hält  die  Untersuchung  in  einer 
Anstalt  för  erforderiich,  das  Grericht  ist  der  gleichen  An«dit,  der 
Antragsteller  aber  widerspricht  und  bringt  damit  das  Gericht  in. 
-die  Zwangslage,  nach  dem  bisher  beschafften  Material  zu  entscheiden, 
indem  er  darauf  rechnet,  das  Grericht  werde  nach  letzterem  zu  einer 
Ablehnung  des  Antrages  sich  nicht  entschlielsen  können.  Ein  offen- 
bar unsachgemafser  Zustand!  Die  Praxis  mufs  hier  auf  Abhilfe  sinnen, 
•die sich  in  folgendem  bietet:  Nach  §  646  der  Civilprozefeordnung  ist  in 
allen  Fällen  auch  der  Staatsanwalt  zur  Antragstellung  berechtigt  und 
nach  §  652  ist  er  von  der  Einleitung  des  Verfahrens  und  von  allen 
Terminen  in  Kenntnis  zu  setzen.  Es  wird  nun  als  Pflicht  des  Staatsan- 
walts zu  erachten  st  in,  sich  weiter  um  den  Verlauf  des  Verfahrens  zu 
kümmern  und  für  den  l'all  eines  unsachgemäfsen  Widerspruchs  gegen 

Archiv  für  aoz.  CcMUgebung  u.  Suticiik.  Xli.  39 


Digitized  by  Google 


6o6 


Hermanii  Jastrov, 


die  Unterbringung  in  einer  Heilanstalt  seinerseits  die  Hntniüiuligung 
mit  zu  beantragen  und  die  Zustimmung  zur  Unterbringung  zu  er- 
klären. Geeignetenfalls  wird  das  Gericht  dem  Staatsanwalt  hierzu 
die  Akten  vorzulegen  haben.  Freilich  setzt  dieses  Verfahren  eine 
bestimmte  Auslegung  des  Gesetzes  voraus,  dafs  nämlich  die  Worte 
„mit  Zustimmung  des  AntragsteHers"  im  §  656  nicht  so  verstanden 
werden,  dals  beim  Vorhandensein  mehrerer  Antragsteller  diese 
sämtlich  zustinunen  müfsten.  Letzteres  wäre  inationell.  Wenn  eine 
Mafsregel,  falls  A.  das  Verfahren  betreibt,  mit  seiner  Zustinmiung 
erlassen  werden  kann,  so  kann  sie  nicht  dadurch  unstatthaft  werden» 
dafs  noch  aufserdem  K  den  gleichen  Antrag  stellt  und  das  Crericht 
die  beidei^  Anträge  zusammen  verhandelt.  Freilich  mufs,  wenn 
die  Unterbringung  in  der  Anstalt  tlie  ("leistesgesundheit  des  Be- 
troffenen ergiebt  und  damit  zur  Ablehnung  des  Antrages  fuhrt,  die 
Staatskasse  die  betreffenden  Kosten  tragen  und  ebenso  muG>  sie  diese 
Kosten  auch  dann  tragen,  \vcnt\  die  Kntmündigung  sirli  zwar  als 
gerechtfertigt  erweist,  der  Hntniüfuligtc  mIkt  kein  Vermögen 
besitzt  658).  Deshalb  werden  bei  <lcr  KiitscliHefsung  der  Staats- 
anwaltschaft die  leidigen  fiskalischen  Krwägungcn  nicht  imnier  ganz 
ausbleiben,  welche  so  häufi*;  aurli  ilurt  bei  uns  in  die  Wagschale 
fallen,  wo  menschliche  und  scj/.iale  Gesichtspunkte  ganz  allein  die 
Entscheiiliing  beeinflussen  sollten. 

Seltsamer  und  ganz  uncrklärliclicr  Weise  ist  die  Unterbringung 
übrigens  bei  der  Anfechtung  der  Entmündigung ')  und  bei  den 
Anträgen  auf  Wiederaufhebung  einer  geschehenen  Entmündigung  -) 
nicht  für  anwendbar  erklärt  worden.  Es  beruht  dies  lediglich 
darauf,  dafs  in  den  betreffenden  Vorschriften  (§§  670,  671,  676, 
679)  zwar  der  §  655,  aber  nicht  der  §  656  mit  angezogen  ist 
Ob  hier  eine  Absicht  oder  ein  Redaktionsversehen  vorliegt,  ist  bei 
dem  vollständigen  Schweigen  der  Materialien  nicht  zu  erl«nnen. 
Gegen  das  erstere  spricht  der  vemunftgemalse  Zusammenhang  der 
Vorschriften,  gegen  das  letztere  fireilich  die  gerade  in  derartigen 

M  Wenn  das  Amts^t-riclu  die  l'.ntmiiiiili<;iiii^,'  .ui>f,'ts]ir(>chcn  bat,  so  kann  der 
Entmündigte,  sowie  m  iu  Vertreter  und  seine  Angehörigen  und  auch  der  Siaati>an«r-aU 
den  Betcblufs  mittek  Klag«  «nfeehtcn.  Ueber  die  Klage  wird  vom  Landgericht  im 
gewölinlicben  Instanxenxuge  cntsdiieden  (§  664). 

*)  Die  Wiederaofbcbung  der  Entmttndtgnng  kann  jederzeit  beantragt  werden. 
Es  entscheidet  darüber  das  Amtsp'  ri>  !i(  (hirch  Beschlufs.  l.fhnf  es  die  Wieder- 
aufht  hun^  ab,  so  kann  diese  im  Wege  der  Klage  beim  Landgericht  bcanttagt  werden 
m  675.  679). 
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Kedaktionssaclifn  sehr  sor^^^anic  Arln-il  der  Novelle.  Wie  ticin  aber 
auch  Nci,  der  Mangel  besteht  und  lälst  sich  im  Wege  der  Gesetzes- 
anwc  idun^  nicht  beseitigen. 

Die  v'urstehenden  Erörterungen  beziehen  sich  übrigens  bhAs  auf 
die  Lntmündigung  wegen  <  ieistcskrankheit  und  wegen  GcLstesscliwäche. 
Auf  cfic  Entmündigung  wegen  Ve  rschwend  ung  und  auf  die  —  vom 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  neu  eingeführte  —  Entmündigung  wegen 
Trunksucht  haben  die  erwähnten  Reformen  keinen  Bezug.  Bei 
diesem  Ver&hren  findet  auch  eine  Mitwirkung  des  Staatsanwalts  nicht 
statt ;  dagegen  ist  vorbehalten  worden,  dals  durch  Landesgesetz  die  Ge- 
meinde- und  Armenverbande  zur  Antragstellung  ermächtigt  werden 
können  (§  680).  Bei  der  Entmündigung  wegen  Trunksucht  ist  dem 
Gericht  die  Befugnis  beigelegt,  nach  freiem  Ermessen  und  ohne 
jede  zeitliche  Begrenzung  die  Beschluis&ssung  auszusetzen,  wenn 
.Au.^sicht  besteht,  dals  der  zu  Entmündigende  sich  bessern  werde 
(§  681).  Die  Entmündigung  einer  Person  wegen  Trunksucht  soll 
—  wie  .schon  jetzt  bei  Verschwendern  geschieht  —  vom  Gericlit 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden;  das  Gleiche  gilt  von  der  Wieder- 
aufhebung einer  solchen  Entmündigung  (§  687). 

8.  Die  wichtigsten  Aenderungen  von  .sozialpolitischer  Bedeutung 
hat  die  Novelle  im  Z  w a  n  gs  v  o  1 1  s  t  r  e  c k  u  n  g  s  \  e  r  f  a  h  r  e  n  ge- 
trotien.  l  nter  diesen  steht  für  den  täglichen  X'erkeln-  in  erster 
Reihe  eine  weitere  Beschränkung  der  pfändbaren  ( iei^cn^tcinde.  Die 
Befrietligimg  de.^  Cdäubigers  ist  ein  Gebot  des  Recliissiaates,  die 
Erhaltung  der  Häuslichkeit  des  Schuldner^  ist  ein  Gebot  des  so- 
zialen Staates.  Der  Getianke,  dafs  beide  Forderungen  gleichberechtigt 
sind,  uml  dafs  nicht  die  ersterc  den  unbedingten  \  erzug  vor  der 
letzteren  haben  mufs,  darf  gegenwärtig  als  Gemeingut  der  Nation  an- 
gesehen werden.  Da  früher  die  Befriedigung  des  Gläubigers  von  der 
Gesetzgebung  überwiegend  einseitig  berücksichtigt  worden  ist,  so 
ist  es  naturgemäfs,  dafe  die  gegenwärtigen  Gesetzesreformen  sich 
überwiegend  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  hin  bewegen. 
Die  jetzige  Revision  hat  die  gleiche  Tendenz  befolgt  Die  unpfand- 
baren  Gegenstände  und  Forderungen  sind  in  den  bisherigen  §§71$ 
und  749  (jetzt  §§  8ilp  850)  in  zahlreichen  Nummern  aufgezählt  Die 
jetzt  vorgenommenen  Erweiterungen  verlieren  sich  viel&ch  sehr  in 
Details.   Wir  begnügen  uns,  die  wesentlichsten  hervorzuheben. 

a)  Das  notwendige  Hausgerät,  <l:i  Kleider,  Betten  und  dgl.  sind 
zur  Zeit  unpfändbar,  soweit  sie  „für  den  Schuldner,  seine  Familie 
und  sein  Gesinde  unentbehrlich"  sind.  In  Zukunft  soll  die  Unpfänd- 
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barkeit  schon  dann  eintreten,  wenn  die  Gef,^ci;siände  „zur  Kr- 
haltung  eines  angemessenen  Hausstandes  unentbehrlich 
sind"      8i  I  Nr.  i). 

h>  Bisher  dürfen  vorhandene  Xahrungs-  und  I'euerungMuittel 
nicht  gcpländet  werden,  insoweit  sie  für  die  Dauer  von  zwei  Wochen 
notwendig  sind  (§715  Nr.  2).  Hierbei  hat  es  sich  als  Mifsstand  er- 
geben, dais  die  Unpfändbarkeit  sich  nur  auf  die  Naturalgcj^a-nstande 
und  nicht  auf  das  dazu  erforderliche  Geld  erstreckt  Es  darf  also  die 
letzte  Mark,  welche  zur  BrotanschaiTung  bestimmt  ist,  fortgenommen 
werden.  In  Zukunft  soll  dagegen  auch  derjenige  Geldbetrag  frei  blei> 
ben,  welcher  zur  Anschaffung  der  Nahrung  und  Feuerung  auf  zwei 
Wochen  erforderlich  ist,  sofern  die  Nahrungs«  und  Feueningsmittel 
nicht  vorhanden  änd  und  „ihre  Beschaffung  auf  anderem 
Wege  nicht  gesichert  ist".  So  die  R^erui^;svorlage.  Der 
Reichstag  hat  sie  zugunsten  des  Schuldners  noch  etwas  erweitert. 
Zunächst  hat  er  zu  den  Nahrungs-  und  Feuerungstnittehi  noch  die 
Beleuchtungsmittel  hinzugefügt.  Und  sodann  hat  er  die  Frist  von  zwei 
Wochen  auf  vier  Wochen  erliöht,  aber  nur  für  die  Naturalien  selbst, 
nicht  für  den  (  Icldbetrag.  Es  dürfen  also  Xahrungs  ,  Feuerungs-  und 
Bcleuchtungsmittel  nicht  ge|)fändct  werden,  insoweit  sie  auf  \ii  r 
W'ochen  erforderlich  sind,  bares  (jeld  aber  bleibt  nur  bis  zum  Maise 
des  zweiworliigcn  Bedarfs  frei  (§811  Xr.  Weim  man  erwägt, 
dals  der  giülsle  Teil  unserer  .Arboilcr  win  hcnllich  gcluluit  wird,  so 
könnte  man  geneigt  sein,  den  Erfolg  der  Xeucrung  für  die  .Arljciter- 
bevölkerung  im  grofsen  und  gaiizen  flahin  auszudnn  krti ,  dals  in 
Zukuntt  der  Arbeitslohn  nicht  nur  ai.^  au.vstehende  borderung,  son- 
dern auch,  wenn  er  bereits  erhoben  ist,  der  Pfändung  nicht  mehr 
unterliegen  wird.  Denn  was  der  Arbeiter  für  eine  Woche  verdient, 
wird  kaum  mehr  sein,  als  was  er  auf  zwei  Wochen  für  Nahrung, 
Feuerung  und  Beleuchtung  braucht.  Wenn  dies  wirklich  die  Kon- 
sequenz des  Gesetzes  wäre,  so  würde  das  letztere  freilich  wohl  zu 
weit  gegangen  sein.  Denn  der  Arbeiter  wird  r^elmalsig  den  Lohn 
einer  Woche  nur  zur  Befriedigung  der  Nahrungs-  etc.  Bedürfnisse  für 
eine  Woche  verwenden.  Wenn  man  bedenkt,  dals  zu  den  Gläu- 
bigem des  Arbeiters  nicht  selten  Leute  gehören,  denen  es  auch 
nicht  besser  geht,  als  ihm,  (häufig  sc^ar  seine  eigenen  Kollegen) 
so  würden  diese  doch  schwer  geschädigt,  wenn  ihnen  jeder  Zugriff 
an  dem  verdienten  Lohn  verschlossen  würde.  So  ist  das  (tesetz 
aber  nicht  zu  verstehen.  Die  Worte  „soweit  ...  ihre  Be- 
schaffung auf  anderem  Wege  nicht  gesichert  ist," 
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haben  doch  wohl  eine  gröfsere  Bedeutung,  als  ihnen  auf  den  ersten 
Blick  !  (  igemessen  werden  wird.  Ist  ein  Arbeiter  gesund  und  in 
Arbtii.sbiellung,  so  wird  man  annehmen  dürfen,  dafs  die  Beschaffung 
tier  Nahrungs-  etc.  Mittel  für  die  zweite  Woche  durch  den  Lohn 
der  tntsprechenden  Wocix-  gesichert  ist.  Bei  wöchentlirh  ge- 
lohnten Arbeitern  wird  deshalb  in  diesem  I-'all  nur  der  Geldbetrag 
für  die  I^i  diirhii»c  c  i  n  e  r  Woche  frei  zu  lassen  sein. 

Lndlich  koiuile  man  nocii  ein  Bedenken  haben ,  wenn  es  sich 
um  Beitreibung  \on  Alimenten  für  die  Familienmitglieder  handelt. 
Im  J;  850,  welcher  die  uiii)faiHll)arcn  h'orderungen,  darunter  nament- 
lich auch  den  Arbeitslohn  aufzählt,  ist  nämlich  ausdriicklich  be- 
stimmt, dafs  bei  der  Beitreibung  von  Alimentenforderungen  der 
Familienmitglieder  die  Unpfandbaibeit  keine  Anwendung  findet  Eine 
solche  Vorschrift  fehlt  aber  im  §  8 1 1,  welcher  —  im  Gegensatz  zu  den 
unpfandbaren  Forderungen  —  die  unpßindbaren  körperlichen  Sachen 
behandelt  In  der  That  kann  der  unp(andbare  Hausrat  auch  wegen  einer 
Alimentenforderung  nicht  gepfändet  werden.  Betreffe  der  Nahrungs^, 
.  Feurungs-  und  Beleuchtungsnuttel  und  namentlich  betreffs  des  für 
deren  Beschaffung  erforderlichen  Geldbetr^;es  würde  aber  geradezu 
aus  Wohlthat  Plage  werden»  wenn  man  dem  Schuldner  hier  den  ganzen 
Familienbcdai-f  freigeben  und  Frau  und  Kindern,  die  er  vemach> 
lä'isiL^t,  das  Xachsehen  la  ^  n  wollte.  Seihst  wenn  man  —  was  wohl 
x  lli  t\ erständlich  ist  —  bei  Bemessung  des  freizulassenden  „Familien- 
bedarfs" dasjenige  Familienmitglied,  welches  der  Exekutionssucher 
ist,  auNer  Betracht  läfst,  so  bleibt  es  doch  immer  sehr  fraglich, 
ob  selbst  bei  dieser  Berechnung  für  die  Pninduiig  etwas  übrig  bleiben 
würde.  Man  wirtl  indessen  nicht  fehlgehen,  wenn  man  das  (Tcsctz, 
so  auslegt,  dals  es  in  keiner  Weise  beabsichtigt  hat,  den  niatericlien 
\*orschriflen  des  Bürgerlichen  (icsetzbuchs  über  die  Unterhalts] iflicht 
irgendwie  iMiitrag  zu  thun.  Nun  bestimmt  das  letztere  al)er,  dafs  heitern 
„ihren  minderiiihrigen  unverlieli  alelcn  Kindern  gegenüber  \  erptlichlet 
sind,  alle  verfügbaren  Mittel  zu  ihrem  und  iler  Kinder  l'nlcrhalte 
gleichmäfsig  zu  verwenden"  1603).  Und  für  den  Unterhalt  der 
Ehefrau  ist  bestimmt  (§  1360),  dafs  er  „in  der  durch  die  eheliche 
Lebensgemeinschaft  gebotenen  Weise  zu  gewähren"  ist,  eine  Aus- 
drucksweise, die  zwar  etwas  an  die  Sprache  der  Pythia  erinnert, 
aus  der  man  aber  immerhin  den  gleichen  Satz  wie  betreffs  der 
Kinder  zu  entnehmen  haben  wird ;  denn  die  eheliche  Lebensgemein- 
schaft gebietet  es,  das  Vorhandene  gleichmäfsig  für  Mann  und  Frau 
(wenn  auch  entsprechend  den  verschiedenen  Bedürfnissen)  zu  ver- 
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wenden.  Damit  würde  es  unvereinbar  sein,  Geldbeträge  und  auch 
Naturalien  vollständig  frei/.ulassen.  Vielmehr  wird,  wenn  es  sich  um 
Alimente  der  Frau  oder  der  unerz.o'^cnen  Kinder  handelt,  nach 
Malsgabe  des  Bürgerlichen  <  it  sct/.buchs  testzusetzen  sein,  wie  \  i(d 
von  dem  (ielde  und  gecigniUiilalls  auch  von  den  Naturalien,  dem 
Exekutionssui  her  gebührt  und  dieser  betreMende  leil  wird  als  von 
der  Unpfändbarkeit  nicht  betroffen  zu  erachten  sein. 

Auf  die  AHiuente  anderer  l\'unilienmitglieder ,  nanieiitl-cl-i  der 
' envachseiieii  aber  erwerbsunfähigen  Kinder,  der  Khern  und  der 
geschiedenen  Kiiefrau  ')  finden  die  vorstehenden  Krwägungen  indessen 
keine  Anwendung.  Es  läfst  sich  hiergegen  nichts  Erhebliches  ein- 
wenden. Denn  diesen  Personen  gegenüber  hat  der  Schuldner  schon 
nach  den  materiellen  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuch«!  eine 
Unterhaltspflicht  überhaupt  nur  unbeschadet  seines  standesmäCsigen 
oder  (bei  der  geschiedenen  Ehefrau)  wenigstens  seines  notdürftigen 
Unterhalts.  Ein  Mehreres  gewährt  ihm  auch  die  Neuerung  betrefls 
xler  Nahrungs-,  Feurungs-  und  Beleuchtungsmittel  nicht.  Theoretisch 
bleibt  ja  freilich  in  Zukunft  die  Inkonsequenz  bestehen,  dafs  derartige 
alimentenber»:htigte  Personen  den  noch  ausstehenden  Lohn  in 
weiterem  Umfange  pfänden  können,  ab  den  bereits  verdientet^,  und 
abgehobenen,  während  die  Tenflenz  der  Gesetzgebung  gerade  et  t- 
gcgengesctzt  ist.  Aber  praktisch  wird  es  wohl  so  stehen,  tlals  in 
<lcn  hier  in  Betracht  kommenden  l-^ällen  der  Schuldru  i  in  1  icr 
l.ohnbcschlagnahme  auf  (irund  der  materiellen  X'orsciu ilten  über 
den  ihm  zu  bela.ssenden  l'nierhalt  des  sogen,  benehcium  compe- 
tentiae)  würde  entgegentreten  können. 

Fine  analoge  \rnderung  wie  in  ttf  ff>  der  Nahrungsmittel  ist 
übrigens  auch  betreffs  des  l'utters  und  der  .^ireu  für  die  erforder- 
liche Milchkuh,  Ziegen  und  Schafe  getroffen   i;  Sil  Nr.  3). 

ci  Der  Kreis  derjenigen  Personen,  welclu  ii  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Berufslhätigkeil,  gewis>>e(  legenstande  j  tfandfrei  gelassen  werden  urj^scn, 
ist  biträehllicli  erweitert.  Nach  bisherigem  Recht  sind  ,, Künstlern, 
Handw  rrki  rn,  Hand-  und  I-'abrik.nijeitcrn".  die  zur  persönlichen  Be- 
rufsausübung unentbehrlichen  ( it  genstände  zu  belassen  i  j;  715  Nr.  41. 
'Für  die  Zukunft  li;  811  Nr.  5;  i>t  ln  >linmit,  dass  „bei  Kün-^ilcin, 
Hanilwerkern,  gewerblichen  Arbeitern  und  anderen  Personen,  welche 

'}  Die  Alimente  der  unebelichen  Kinder  gegen  ihren  Vater  sind  bereits 
früher  dabio  geregelt  worden,  dafs  das  Kind  zwar  ein  Lohnbeschlaenahracrecht  hat, 
"aber  nar  unbesdiadet  des  notdürftigen  Unterhalts  aller  flbrigen  Verwandten  (§  850  Abs.  4). 


Digitized  by  Google 


Der  sosialpolitiacbe  Inhalt  der  CivilproiefsooreUe. 


6ii 


aus  Handarbeit  otlcr  sonst  ipfcii  persönlichen  Leistungen 
ihren  Krwcrb  ziehen,  die  zur  perxWiliclun  hOrt-^rt/ung  der  Kr- 
werb-Nlhäli^fkeit  uncntbehrlieiieii  ( re^UMistände"  der  Pfändung  nicht 
unterwürfen  sind.  Für  die  Witwen  und  ininderjähriL^en  firben 
dieser  Personen  ^ik,  wenn  >ie  d;us  ( leschäft  (hnch  einen  ."^telh  ertreter 
fortfuhren  lassen,  das  Gleiche  betrefts  der  für  den  Stellvertreter 
unentbehrlichen  (gegenstände  (i^  8t  l  Nr.  6).  Ueber  die  Bedeutung 
der  ,,sonstigen  persönlichen  Leistungen"  finden  sich  in  den  gesetz- 
geberischen  Verhandlungen  allerlei  Exemplifikationen»  die  aber 
zu  keiner  klaren  Erfassung  des  Begriffes  iiihren.')  Meines  Er- 
achtens ist  jede  menschliche  Thätigkeit  eine  „persönliche",  sofern 
sie  nicht  ihrem  Wesen  nach  gerade  darauf  basiert  ist,  durch  andere 
zu  arbeiten.    Es  fallt  also  der  Fabrikbetrieb,  und  überhaupt  die 

*)  Vgl.  Begrttndimg  des  Entworls  (Drucksachen  1897/98  Kr.  61)  §  166;  Korn- 
ttissionsbericlit  (Nr.  240)  S.  192  01  Stenogr.  Berichte  v.  3.  M«i  1898  S.  2156  tf.  Welche 
Unklarheit  hier  gehemdit  hat,  mag  folgende»  ergeben:  In  der  Rcichttagdcommission 

■war  eine  anderweite  Fassung  iler  Vor*ichrift  beantragt  worden.  Dem  widersprach 
ein  Kegi-runj,'svertr<  ter  mit  diT  Motivierung,  man  ginge  dabei  über  d<-n  K.dimrn 
der  Vorlage  hinaus.  ,  So  könnt i  ti  (!ie  Privatbeamten  .  .  .  keinesfalls  allgemein  mit«  r 
die  Bestimmung  lallen.*'  Wie  ist  i-s  aber  denkbar  von  einem  rrivatbeaniten  zu 
behaupten,  dafs  er  nicht  „durch  peritunliche  ThStigkett  seinen  Krwerb  ziehe?" 
Ist  die  Thätigkeit  eines  Buchhalters  wenig<;r  persönlich  als  die  eines  Scliuh- 
machers?  —  In  der  Flenanitaong  des  Reichstages  v.  3.  Mai  1898  liatte  der  Ab> 
geordnete  Dr.  Böckel  einen  Antrag  auf  Erweitening  der  Kategorieen,  namentlich 
zugunsten  der  Sclirirtstcller  und  der  Kleinkaoflentc  gestellt.  Der  Kegierungsvettreter 
hat  aber  erklärt,  die  Regierungen  mUfstcn  an  dem  (ledanken  festhalten  , .wonach 
nur  solche  l'ersonen,  die  von  ilir.-r  Hände  Arbeil  oder  von  sonstigen,  dieser 
gleichzustellenden  persönlichen  Leistungen  leben",  die  /.ur  .\rbcit 
erforderlichen  Sachen  gesichert  werden  sollen  (S.  2138  D).  liier  hat  indessen  der 
Regierongsvertreter  seinen  Ausfllhrangen  den  Oesebeestext  mit  einer  nnsnlissigen  Ver« 
indemng  mgmnde  gel^.   Denn  das  Gesets  lautet  nicht: 

i^tts  Handarlieit  oder  simstigen  dieser  gleichsustellenden  per« 

sönUchen  Leistungen". 
Die  ges|)errten  Worte  stehen  vielmehr  im  (l-^'t/  niflit.  l'nd  «1er  Sinn  des 
Ctr-'  tZf-s  ist  deshalb  der  "gerade  entgegengeset/.te.  I  >  r  H.mdarlteit  stellt  >i,iN  (',«•- 
setz,  glt  ich  ;  alle  personin  Inn  1  ,ei^nin;,'i  n,  sie  mögen  soiisi  mit  der  Handarl>eii  vcr» 
wandt  sein  oder  nicht.  Deshalb  erscheint  bctrefls  der  ScbrifLsteller  die  erfolgte  .\b- 
Ichnnng  des  Boeckeischen  Antrages  völlig  bedeutungslos.  Denn  welche  Leistung 
könnte  noch  mehr  penönlicher  Art  sein,  als  die  eines  SchriAstdlers?  Es  encheint 
deshalb  xweifellos,  dafs  demjenigen,  welcher  aus  der  Scbriftstellerei  semcn  Erwerb 
2idkt|  die  hicrsu  erforderlichen  Bücher  in  Zukunft  nicht  gepflndet  werden  dttrfcn. 
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j^TÖfscrc  aufdchilftn  ba>ierle  Unternehmung  nicht  hierher.  Aber 
^runckcitzlich  aus<(t  s(Mil<>ssen  ist  —  mit  AusnaiiiiK-  dos  Handels,  auf 
welchen  wir  sofort  /unu  kkunniien  —  kein  Beruf  hiervon.  Ks  ge- 
hört deshalb  im  grofscn  und  ganzen  die  arbeitende  Bevölkerung 
—  das  Wort  „Arbeit"  im  weitesten  Sinne  begriffen  —  hierunter, 
sofern  nicht  das  Wesen  ihrer  Thatigkeit  im  Arbeiten  durch  andere 
besteht  Gegenüber  dieser  weitgehenden  Neuerung  hat  das  den 
Offizieren,  Beamten  und  ähnlichen  Kategorieen  beigelegte  Recht  auf 
Freilassung  der  zur  Beru&ausübung  erforderlichen  Gegenstande  (§811 
Nr.  7)  erheblich  an  Bedeutung  verloren  und  stellt  keineswegs  mehr 
in  dem  Madse  wie  bisher  ein  Ausnahmerecht  dar. 

£>er  Handel  allerdings  wird  von  der  Vorschrift  auszunehmen 
sein.  Nicht  zwar  deshalb,  weil  er  niemals  zu  den  Mp^i^nlichen 
Leistungen"  zu  rechnen  sei,  sondern  weil  der  Begriff  der  r  als 
unpiandbar  bezeichneten  Sachen  auf  den  Handel  nicht  pal^i  Es 
sollen  nämlich  unpföndbar  sein  „die  zur  .  .  .  Fortsetzung  der  Er- 
werbsthätigkeit  unentbehrlichen  Gegenstände".  Hierunter  sind  die 
Arbeitsmittel,  nicht  aber  die  —  etwa  zu  Verkaufszwecken  gefertigten  — 
Arbeitsprodukte  zu  verstehen.  Daraus  folgt,  dafs  das  Warenlager 
des  Kaufmanns  niemals  die  l  npfändbarkeit  genicfsen  kann.  Ist 
dies  aber  der  Fall,  dann  kommen  die  kaufmännischen  Arbeits- 
mittel, wie  Rc|)Ositorien,  Wagen  und  dergl.  gleichfalls  nicht  mehr 
als  unpHindbar  inbetracht.  Denn  diese  Stücke  haben  dir  Bedeu- 
tung Von  -At  1k  iiMuiiu  hl  nur  unter  der  Voraussetzung  des  XOrhanden- 
seins  eines  Warenlagers.  Wenn  beim  Handel  durch  Fortnahme 
des  \\  a  reu  läge  rs  die  ganze  Erwerbstliätigkeit  gehemmt  werden  darf, 
dann  kann  es  für  ihn  keine  „zur  Fortsetzung  der  Erwerbstliätigkeit 
unentbehrlichen  Gegenstände"  geben. 

d)  Unter  die  unpfandbaren  Gegenstande  sind  schlieislich  neu 
au%enommen :  die  Haushaltungs-  und  Geschäftsbücher,  die  Familien- 
papiere, Trauringe,  ferner  künstliche  GHedmafsen,  Brillen  und  andere 
wegen  körperlicher  Gebrechen  notwendige  Hülfemittel,  soweit  diese 
Gegenstände  zum  Grebrauche  des  Schuldners  und  seiner  Familie  be- 
stimmt sind,  endlich  die  zur  unmittelbaren  Verwendung  für  eine 
Bestattung  bestimmten  Gegenstände  (§  81 1  Nr.  il — 13). 

9.  Während  die  \  orstehcnd  erwähnten  Erweiterungen  des  Kreises 
der  unj»fandbaren  Sachen  sich  auf  Einzelheiten  beziehen,  i.st  eine 
neu  eingefügte  X'orschrift  dazu  bestimmt,  dem  gleichen  fiedürüiisse 
in  allgemcinci  Art  und  von  einem  weiteren  Gesichtspunkte  aus  ZU 
dienen.    Der  neu  beschlossene  §  812  bestimmt: 
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„Gegenstände,  welche  zum  gewühulichen  Hau:>rate  gehören  und  im 
Haushalte  des  Schuldners  gebraucht  werden,  sollen  nicht  gepfändet  weideni 
weoD  olme  weitere«  enicbtlich  ist,  dals  durch  deren  Verwertnng  nur  ein 
Erlös  erxielt  werden  wtbrde,  wekbir  zu  dem  Werte  anfser  allem  Verbilt» 
nisse  steht." 

Die  Motive  sagen  zur  Begründung  dieser  Vorschrift  (§  715  a  des 
Entwuris) : 

..Zur  hSuslichen  Qnricbtung  der  in  dürftigen  Verhälttiivx  n  lcl>?nden 
Schuldner  yhnrcn  nicht  selten  Gegenst:in<l<-  des  gi-wciltulii  lieii  ( 'i.  brauchs, 
welt-he  für  die  P>ha]tung  des  kleinen  Hausst;nuK>  eim  n  iii^lit  unerheb- 
lichen Wert,  damit  aber  tür  die  fernere  Cmiöglichung  einer  erträglichen 
wirtschaftlichen  Existenz  der  Sdraldner  eine  grofse  Bedentmag  haben.  Ge> 
meiniglich  sind  diese  Gegenstände  alt  und  abgeaolst;  ihr  Verkaaftwert  ist 
desiialb  niedrig  und  es  wird  bei  der  Versteigerang  hlofig  nur  da  Erlte 
enielt,  dessen  GeringfBpgkeit  aufser  allem  VerhSltnisse'su  dem  Werte  steht, 
den  sie  fttr  den  Hausstand  des  Schuldners  haben.  Wo  eine  solche  Sach> 
läge  von  vornherein  ofTensichtlich  ist,  hat  da.s  Vollstreckunfj^vertahren  nur 
ein>-  /.w  I  I  klo-.-  Versrhleudcrung  der  Gegenstän<le  zur  l""ol^«%  durch  wckiie 
die  Lage  des  Gläubigers  nur  wenig  gebessert,  die  Lage  des  Schuldners 
aber  schwer  geschädigt  wird.  Den  hietwns  erwachsenden  wirtsdiaftlkhen 
und  sozialpolitischen  Gerahren  mufs  die  Gesetigebimg  insoweit  entgegen- 
zutreten suchen,  als  es  die  Gerechtigkeit  gegen  den  Glänbiger  irgend  ge- 
stattet. Der  Entwurf  bestimmt  daher,  dafs  unter  den  bezeichneten  Um- 
stftnden,  soweit  es  sich  nur  nni  Gegenstände  des  gewöhnlichen  Hausrats, 
also  nicht  um  Sachen  liandtlt.  ilic  schon  einem  grwissen  I.uxusbedilrfnisse 
dienen,  und  soweit  di<-  Sarlirn  anrh  lliatsächlich  in  dt-m  Haushalte  des 
Schuldners  jjebraucht  \vit<!cii.  «lic  l'hiuduii^'  unterlileilx-ii  voll." 

In  der  !  hat  ist  die  X'urschrift  \  t>ii  hcrvorra^eiulcr  sozial - 
puliiiNrlu  r  Ht  iU  uuiii^  und  gehört  zu  den  wertvollsten  Neuerun[2;en ; 
nin  ^cliadc,  dafs  sie  leider  in  der  Rctlaktion  nicht  völlig  zweifelsfrei 
geraten  ist  und  da^is  die  Koniniissionsvcrhandlungcn  im  Reichstag 
die  Zweifel  nicht  geklärt,  sondern  noch  verstärkt  haben.  Eine 
Reihe  von  Streitfragen  sind  deshalb  der  Vorschrift  schon  jetzt  ganz 
sicher.  Da  ist  zunächst  die  Voraussetzung,  dals  die  Gegenstände 
„im  Haushalte"  des  Schuldners  gebraucht  werden.  In  der 
Reichstagskommission  war  in  erster  Lesung  beschlossen,  hinzu» 
zufiigen  „oder  im  Wirtschaftsbetrieb".  Regierungsseitig  ist  dem 
entgegengetreten  worden  mit  dem  Hinweise,  dals  „Wirtschafts- 
betrieb" ein  zu  unklarer  B^[ri(iC  sei,  der  schließlich  dazu  führe, 
auch  die  grofsen  Wirtschaften  völlig  pfandungsfrei  zu  stellen.  Man 
verschlofs  sich  dem  nicht,  wünschte  aber  festzustellen,  dafs  der  Aus* 
druck  „Hausrat"  gegenüber  den  Wirtschaftsgeräten  keine  allzu  enge 
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Auslegung  finden  möge.  Darauf  erklarte  ein  Regieruiigsxertreter, 
„dafe  es  dem  Sinne  der  Vorlage  durchaus  entspreche,  wenn  davon 
ausgegangen  würde,  dafs  auch  Gegenstande,  welche  im  häuslichen 
Wirtschaftsbetriebe  verwendet  werden,  unter  die  Fassung  des  Entwurfs 
&llen.  Nach  dieser  Erklärung,  der  g^enüber  Bedenken  nicht  her\'or* 
traten,  wurde  der  Antrag  auf  Wiederherstellung  der  Regierungs* 
vorläge  mit  grofser  Mehrheit  angenommen." ')  Man  wird  demnach 
der  gesetzgeberischen  Absicht  wohl  am  nächsten  kommen,  wenn 
man  unterscheidet,  ob  ein  Gegenstand  zum  Gelderwerb  oder  zur 
blofsen  Haushallsführung  bestimmt  ist.  Die  Utensilien  für  die 
üblichen  weiblichen  I l<ui->.irl)cilen,  wie  Nähen,  Stricken  u.  dgl..  Im- 
Gerate  für  Bestellung  des  Hausgartens  u.  dgl.  fallen  danach  unter  die 
Vorschrift,  nicht  aber  gehören  dahin  z.  B.  die  l^tcnsilien  gewerb- 
licher ( lärtncreien.  *)  Dient  ein  Gegenstand  sowohl  der  häuslichen 
Wirtschaft,  als  dein  l->werbe,  so  nimmt  er  an  der  Pfändungsfreiheit 
teil;  denn  er  hört  dadurch  nicht  auf,  ein  (legenstaiid  des  Hausrats 
zu  sein,  dafs  er  auch  noch  ,ni(it  rrii  Zwi-cken  dient. 

\()rau->set7.ung  der  rtaiuitniheit  ist,  dafs  die  Stücke  ..im 
Haushalt  des  Schuldners  gcbraueiu  werden",  d.  h.  dafs  >ie 
daselbst  thatsäelilich  l)iiiutxt  wefdeii,  keineswegs  d.üs  sie  un- 
entbehrlich oder  auch  lun  t  j  forderlich  sind.  Hierin  liegt  ge- 
rade der  Kfl'ckt  der  Neuerung.  Die  X'orschrift  des  ij  812  iiat 
nicht  die  Tendenz,  das  notwendige  (ieräl  vor  der  Pfändung  /u 
schützen  —  dem  dient  bereits  i;  8ri  — ;  die  Tendenz  geht  viel- 
mehr dahin,  die  Verschleuderung  von  Gegenständen  einzuschränken. 
Es  soll  fortan  ein  Stück  nicht  gepfändet  werden,  wenn  der  Nutzen, 
den  der  Gläubiger  aus  dem  Verkauf  ziehen  würde,  zu  gering  ist 
g^ienüber  dem  Schaden,  den  der  Schuldner  durch  die  Fortnahme 
erleiden  würde.  DaCs  die  X'orschrift  auf  die  Gegenstande  des  Haus- 
halts beschränkt  ist,  hat  seinen  Grund  darin,  dals  die  Entziehung 
derartiger  Stücke  eine  ganz  besondere  Verbitterung  des  Schuldners 
zu  erregen  geeignet  ist. 

Einen  ferneren  Stein  des  Anstofises  bildeten  bereits  in  der  Reichs- 
t.7gskommission  die  Worte  „sollen  nicht  gei>fändel  werden."  \'on 
den  Gegenständen,  die  sonst  von  der  Pfändung  befreit  sind,  heilst 


Drocksachten  1897 '98  Nr.  340  S.  199  fT. 

TÜc-c  Stücke  gonicfs.-n,  -owt-it  sie  unentbehrlich  sind.  <1<  n  besondem  Schot« 
dfs  ijSii  Nr.  .|  11  5.  Wu  t  luuuL  It  <\ch  um  drn  wriierceheodca  Schatz,  wrrlcber 
auch  den  nicht  uncntbchrhchcn  Suchen  ca  gewähren  ibt. 
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es  im  i;  81 1,  sie  seien  ,,d  e  r  Pfänduii!^  nicht  unterworfen." 
Nacli  der  Terminologie  der  (  i\  ilpio/elsortliiunp  hat  dieser  Unterschietl 
eine  rechthche  Bedeutung.  Werden  nämhch  Gegenstände  gepfändet, 
welche  der  Pfändung  „nicht  unterworfen"  sind,  so  ist  eine  solche 
Pfändung  unwirksam.  Wird  aber  ein  Stiick  gepfändet,  von  welchem  das 
Geset/  nur  vorschreibt,  dais  es  nicht  gepfändet  werden  „soll",  so  liegt 
ledighch  die  üeber.schrcitung  einer  instruktionellen  Vorschrift  vor,  gegen 
welche  zwar  der  Schuldner  alle  gerichtlichen  Behelfe  zur  Beseitigung 
ins  Werk  setzen  kann,  die  aber,  wenn  der  Schuldner  dies  nicht 
thut  oder  wenn  er  nicht  rechtzeitig  die  richterliche  Abhilfe  erwirkt, 
wirksam  bleibt  Man  hat  nun  darauf  hingewiesen,  dafs  §  812  die 
Hervorhebung  eines  weitgehenden  subjektiven  Ermessens  statuiere 
und  dals  es  demgegenüber  nicht  angängig  sei,  die  Vorschrift  unter 
die  Nichtigkeitsfolge  zu  stellen.  Dies  mag  völlig  zutreffend  sein. 
Aber  es  ist  in  der  Reichstagskommission  noch  auf  eineif  anderen 
Unterschied  hingewiesen  worden.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  be- 
stimmt nämlich  über  das  Pfandrecht  des  Vermieters  an  den  vom 
Mieter  eingebrachten  Sachen  (§  559): 

„Es  erstreckt  sich  mdit  auf  die  der  Pfändung  nicht  «nter- 

worfencn  Sachen.'- 

In  Rücksicht  auf  diese  Terminologie  würden  also  in  Zukunft  die 
im  §  812  bezeichneten  Sachen  zwar  von  allen  anderen  Gläu- 
bigern pfandfrei  gelassen  werden  müssen,  dem  Pfandrerhl  des  Maus- 
wirts aber  dennoch  unterliegen.  Diese  .-Xuffa-ssung  ist  auch  regierungs- 
seitig bestätigt  und  als  beabsichtigt  hingestellt  worden.  Die  Kom- 
mission hat  es  darauf  mit  13  Stimmen  <.;rgrn  4  l)ci  der  Regierungs- 
vorlage belassen. ' ;  Ich  nuifs  aber  bc/weileln,  (i.il>  die  hier  vertretene  Aus- 
legung des  (iesetzes  zwingend  ist.  Wenn  da.s  Bürgerliche  (ieset/l)uch 
von  .,der  Pfändung  nicht  unterworfenm  Sachen"  spricht,  so  mufs  man 
sich  bei  der  .Vuslegung  des  HegritTs  an  diejenige  Au^drucksweise  der 
Civilpro/elsordnung  halten,  wie  sie  damals  bestand.  Die  letztere  kannte 
aber  damals  einen  Unterschied  zwischen  Gegenstanden,  die  der  Pfändung 
nicht  „unterworfen  sind"  und  solchen,  die  blols  nicht  gepfändet  wer- 
den ^sollen",  ganz  und  gar  nicht  Deshalb  hat  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch zu  einer  derartigen  Unterschddung  auch  nicht  Stellung  nehmen 
können.  Was  es  gemeint  hat,  ergeben  die  Motive  beider  Entwürfe 
sehr  deutlich :  Die  Motive  zu  §  521  des  ersten  Entwurfs^  besagen: 

')  Drucksachen  *.  a.  O.  S.  30t. 
^  Bd.  n  S.  406. 
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,,Vom  Standpunkte  d»"s  fclntwurl>  .u!>  wurde  es  inkons<-<jut-nt  «.cm,  ein 
geftetzlichcii  Pfaudrecbt  inbetrcfT  derjenigen  Sachen  zuzugestehen,  deren 
Abpfändung  aus  Grflnden  der  öffentlichen  Wohlfahrt  nnd 
im  öffentlichen  Interesse  gesetzlich  verboten  ist** 

Uebercinstimmend  saj^t  die  Denkschrift  /.um  zweiten  Kntwurf:  *) 

„Das  Gesetz  würde  mit  sich  selbst  in  Widerspruch  kommen,  wenn  es 
ein  PAndrecht  an  Sachen  solassen  wollte,  die  es  ans  Gründen  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  fflr  nnpfindbar  erkllrt  hat.** 

Der  gesetzgeberische  Gedanke  ist  also  sehr  dnfacb:  wo  der 
Gerichtsvollzieher  nicht  pfänden  darf,  da  hat  auch  der  Hauswirt  kein 
Befriedigungsrecht  Wenn  nun  hinteirher  die  Civtlprozefsordnung  einer 
Abänderung  in  der  Ausdnicksweise  unterzogen  wird,  welche  der  Gesetz- 
geber des  Bürgerlichen  Gesesetzbuchs  nicht  wissen  konnte,  nämlich 
einer  Unterscheidung  der  Unpfändbarkeit  in  eine  absolute  und  eine 
relative,  ho  mufe  man  fragen,  ob  die  nachtragliche  Hineintragung  dieser 
Unterscheidung  in  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  den  Intentionen  des 
letzteren  entspricht.  Diese  Frage  mufs  aber  nach  den  dargelegten 
Motiven  verneint  werden.  Denn  es  ist  unzweifelhaft,  dafe  die  Sachen 
des  §  8l2  aus  Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  nicht  gepfändet 
werden  dürfen,  Liefse  man  ein  Pfandrecht  des  Hauswirts  an  ihnen 
/.u,  so  würde  man  etwas  thun,  wovon  die  Motive  des  Büri^orlichen 
Ciesctzbui  hs  sa*;cn,  dafs  es  hiefse,  das  Gesetz  mit  sich  selbst  in 
Widerspruch  bringen.  Meine  Auffassung  geht  deshalb  dahin ,  dais 
—  trotz  tlcr  eiit'jcLjcniTesctzten  Meinung  der  Reich.staes  kommi>sion 
-  der  Wrniieter  an  die  im  >f  8i2  bezeichneten  Sachen  sich  in 
Zukunft  nicht  wird  halten  dürfen. 

Eint-  dritte  ( "nix  der  X'orschrift  ist  der  darin  aufgestellte  Werts- 
begriH.  Ivinc  .Sache  soll  nicht  geptaiulct  weiden,  wnin  ihr  Erlös 
zum  „Werte"  aulser  X'eriialtnis  steht.  Wenn  man  den  BegriM 
des*  Wertes  hier  im  Sinne  des  V'erkaufswerts  auffassen  wollte,  so 
wäre  die  Vorschrift  nahezu  bedeutungslos.  Denn  der  Verkaufswert 

M  Druck'^arh.Ti  des  Reichstags  189$  96  zu  Nr.  87  S.  71.  Als  bei  der  BcratunR 
im  I'1'n\ini  <]e.  k.-uhst.igs  d<  i  .\ntr:i},'  auf  vollief  Beseitigung  des  rr.iiHJr''ohts  de» 
Vt  r[nirt'  r>  ;^eslcllt  wvirdc,  sind  die  Antragsteller  sowolil  ;uis  der  Mitte  des  Reichs- 
tags als  von  Seiten  der  Regierungen  damit  beschwichtigt  worden,  man  w^erdc  bei  der 
Revision  der  Civilprose&fiidnang  den  Kreis  der  unpfandbarcn  Sachen  we&entlich  und  gc* 
nde  mit  Rtteksicht  anf  die  VeriilltniBse  der  Mieter  enreitent  and  diei  werde  den  Mietern 
anch  gegentUier  dem  Pfiuidrcclit  det  Haaswirts  xn  Gate  kommen.  Von  einer  beab> 
>>ichtigte  Distinktion,  wie  sie  jetzt  vorgenommen  ist,  war  damals  keine  Rede.  Stea. 
Bericlite  vom  20.  Jmii  1869  S.  37S1  ff. 
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ist  eben  der  in  der  Auktion  gewöhnlich  zu  erzielende  Preis.  Es 
konnten  nur  ganz  ausnahmsweise  Fälle  sein,  in  denen  aus  besonderen 
Gründen  auch  dieser  Wert  nicht  zu  erzielen  sein  würde.  Was  ist  also  ge> 
meint?  Da  dieser  Punkt  der  wichtigste  in  der  ganzen  Neuerung  ist, 
haben  wir  die  Stelle  aus  den  Motiven  oben  (S.  6i  3)  mitgeteilt.  Aus  der- 
selben ergiebt  sich  deutlich,  dafs  die  Vorschrift  durchaus  anders  gemeint 
ist,  dafe  nämlich  unter  dem  Wert  derjenige  Wert  der  Stücke  verstanden 
worden  ist,  „den  sie  für  den  Hausstand  des  Schuldners 
habe  II."  Ks  ist  bedauerlich,  dali»  dies  nicht  in  den  Gesetzesworten  zum 
Ausdruck  gebracht  ist.  Aber  an  der  gesetzgeberischen  Absicht  ist 
nicht  zu  zweifeln.  Es  war  nun  in  fler  Reichstagskommission  bean- 
tragt worden,  statt  ,,\\  tri"  zu  setzen  iel)rauchswert."  Seitens  der 
Regierungen  ist  dein  gegenüber  darauf  hingewiesen  worden,  daLs 
die  Motive  klar  >tellten ,  was  man  meine,  dafs  aber  niciit  der 
Neuanschaftungswert  gemeint  sei.  Die  .Antragsteller  haben  darauf 
erklärt,  &ds  letztere  verständen  auch  .sie  nicht  unter  „Gebrauchs- 
wert." Der  Antrag  ist  demnächst  in  erster  Lesung  angenommen,  in 
zweiter  wieder  abgelehnt  worden.  An  Klarheil  hat  der  Begrifif 
durch  diese  Erörterungen  schwerlich  gewonnen.  Unzweifelhaft  ist, 
dals  es  zwei  Arten  giebt,  den  Wert  eines  gebrauchten  Möbels  zu 
bestimmen.  Man  kann  fragen :  was  bekomme  ich  dalür,  wenn  ich  es 
verkaufe?  Oder:  was  mufe  ich  zahlen,  wenn  ich  mir  ein  gleiches 
Stück  wieder  kaufen  will  ?  Das  erstere  ist  der  Verkaufs-,  das  letztere 
der  AnschafTungswert.  Hier  aber  soll  eine  dritte  Art  von  Wert  maß- 
gebend sein,  welche  die  Antragsteller  in  der  Kommission  „Gebrauchs- 
wert", die  Motive  der  Vorlage  dagegen  „Wert  för  den  Hausstand 
des  Schuldners"  nennen ;  im  Begriffe  sind  nämlich  beide  Anschauungen 
anscheinend  einig.  Man  muis  fragen :  nach  welchen  realen  Unter- 
lagen soll  dieser  Wert  bestimmt  werden?  Ein  bestimmter  national- 
ökonomischer Begrifif  des  Werts  hat  augenscheinlich  dem  (iesetz- 
geber  nicht  vorgeschwebt.  Aber  der  B^iff  kann  doch  nicht 
ganz  vager  Billigkeit  überlassen  werden,  denn  dann  würde  er 
aufliören,  einen  .AVeit"  darzustellen.  Ich  vermag  nun  als  Ausgangs- 
punkt für  die  fragliche  Wertbemessung  im  Prinzip  nicht.s  anderes 
als  den  Neuanschaftungswert  anzuerkennen  und  kann  da\iMi  tiur 
zwei  Abschwächungen  gelten  lassen.  Wenn  jemand  einen  Kh  uUi- 
schrank  gekauft  und  10  Jahre  benutzt  hat.  so  thut  ihm  der  Schrank, 
wenn  er  nicht  zerbrochen  ist  —  und  liäulig  sogar  noch  in  diesem  1'  all  — 
genau  die  gleichen  Dienste  wie  früher.  Der  Wert,  den  dieser  Schrank 
„für  den  Mausstand  des  Schuldners"  hat,  ist  also  grundsätzlich  der 
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der  Neuanschafifung.  Anders  aber  steht  es,  wenn  es  ein  Schrank  i>t. 
in  dem  zugleich  ein  Luxuswert  mit  bezahlt  ist,  welcher  auf  den  Gebrauch 
ohne  Einflufs  ist.  Ist  der  Schrank  von  Polysanderholz,  so  würde 
doch  ein  birkener  Schrank  ganz  denselben  Gebrauch  gewährleisten. 
Es  kommt  also,  um  den  Gebrauchwert  zu  ermitteln,  nur  der  An- 
schafiungswert  des  letzteren  in  Betracht  Und  ferner:  Wenn  Gegen* 
stände  der  fraglichen  Art  allgemein  im  Althandel  erhaltlich  sind.  *) 
so  wird  man  billigerweise  den  Schuldner  auf  den  Erwerb  In  diesem 
Wege  beschränken  dürfen,  vorausgesetzt,  dals  dem  nicht  besondere 
Bedenken  entgegenstehen,  wie  z.  B.  bei  Kleidungsstücken,  Betten 
u.  d^.,  bei  welchen  die  Benutzung  gebrauchter  Stücke  niemandem 
zuzumuten  ist.   Man  wird  deshalb  zutreffend  sagen  dürfen: 

Als  Wert  im  Sinne  des  §  812  ist*  derjenige  Betrag  an- 
zusehen, welchen  der  Schuldner  aufwenden  mülste,  um  sich 
sofort  ein  den  gleichen  Gebrauch  gewährendes  Ersatzstück 

anzuschaffen,  und  zwar  ein  bereits  gebrauchtes,  wenn  solches 
jederzeit  erhältlich  und  seine  Benutzung  ihm  billigerweise 
zuzumuten  ist,  andernfalls  ein  neues. 

Um  die  Ausschliefsung  von  der  Pfändung  zu  rechtfertigen,  muls 
noch  hinzutreten,  dals  der  Erlös  zu  dem  —  hiernach  zu  ermitteln- 
den —  Werthe  „aufser  allem  Verhältnisse  steht"  und 
ferner  dafs  solches  „ohne  weiteres  ersichtlich  ist".  Beides 
sind  recht  unsichere  Begriffe.  Es  ist  dies  umsomehr  ein  Mifsstand 
als  über  die  Anwendung  der  Vorschrift  tlie  Kntscheidung  in  erster 
Reihe  einem  subalternen  Organ,  nämlich  dem  Gerichtsvollzieher 
zugewiesen  ist,  gegen  welchen  freilich  dem  Schuldner  die  Anrufung 
des  (ierichts  im  Wege  eines  einfachen  Antrages  zusteht.  Man  wird 
sich  auf  viele  Mifsgriffe  und  eine  sehr  verschiedene  Handhabung 
gefafst  machen  müssen. -1  Was  heifst:  „aufser  allem  Verhältnisse 
stehen"?  Ein  Mathematiker  hat  den  Sat/.  wohl  nicht  zu  Papier  gebracht. 
Denn  aufser  der  Null  giebt  es  unter  den  irdischen  Zahlen  keine, 

*)  Dies  ist  keineswegs  bei  allem  Hausrat  übcrail  der  Fall.  Man  darf  dabei 
nicht  nur  an  die  gioften  Stidte  denken.  In  tdinerlichen  und  UeiniUdtiaclien  Be- 
ziilcen  gehdrt  x.  B.  ein  Schrdbseluvtir  durchaus  nicht  zu  den  Gcgenstinden,  die  man 
jeden  Tag  in  gebiauchtem  Znstande  an  kanfen  bekommt 

*i  Sehr  bedauerlich  ist  es  bd  der  gesammtcn  ZwangsvoHstredcimg,  daft  in  Folge 
der  Konstruktion  der  Rechtsmittel  die  Beschwerden  ttber  das  Verfahr«  des  G«ricbts> 
voUzichers  nieinaK  t>is  :in  das  Kciclis^ericht  gebracht  Verden  können  und  dafr  sonach 
eine  einheitlidte  i^andbabung  des  Gesetzes  nicht  su  errdchen  sein  wird. 


Digitized  by  Google 


Der  sozialpolitische  Inhalt  der  Civilprozefimovelle. 


619 


die  „aufser  .iliotii  \  ci  liültui^ '  /u  irj^eiul  einer  der  ijbri*,^cn  stäiuii-. 
Was  j^cmeint  ist,  ist  natürlich  klar;  es  soll  heilscn:  „im  Mifsvcr- 
hältnis"  oder  vielleicht,  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Wuchergesetze : 
„in  auffälligem  Mifeverfaältnis".  Der  Mafsstab  hierfür  aber  ist  ab- 
solut kein  objektiver.  Das  allgemeine  Billigkcitsgeluhl  mufs  ent- 
scheiden. Man  wird  sich  etwa  dahin  ausdrücken  dürfen:  Die 
Voraussetzung  eines  Milsverhaltnisses  nach  §  812  lieg:t  vor,  wenn 
der  Erlös  gegenüber  dem  Gebrauchswert  so  gering  sein  wird,  dafs 
es  gegen  das  BiUigkeitsgefuhl  ginge,  dem  Schuldner  eine  fUr  ihn  so 
nutzbare  Sache  um  eines  so  geringen  Erlöses  willen  zu  entziehen. 

Wegen  der  sehr  subjektiven  Natur  des  hier  obwaltenden  Er« 
messens  wird  es  sich  voraussichtlich  nicht  selten  ereignen,  dafe 
der  Gerichtsvollzieher  den  Fall  des  §  812  nicht  Rir  gegeben 
erachtet,  weil  er  den  voraussichtlichen  Krlös  überschätzt  und  dafs 
erst  hinterher  die  Versteigerung  die  Geringfügigkeit  des  Erlöses 
ergiel't.  Bleiben  wir  bei  dem  Beispiel  eines  Polysandersch rankes. 
Der  Cicrichtsvollzieher  schätzt  ticn  voraussichtlichen  KvU':»  bei  der 
(lütc  tlc  s  Sciirankes  auf  50  Mk.  Da  man  tlafür  einen  einfachen  Schrank 
sicii  reichlich  sogar  neu  kaufen  kann,  so  kann  von  eiiM-m  Mifsver- 
hältnis  keine  Rede  sein.  Nun  bietet  aber  thatsächlich  niemand  mehr 
als  10  Mk.  für  den  Schrank.  Was  soll  jetzt  geschehen "'  Dasliesetz 
läfst  hier  \  > »llstäiuli;^  im  .Stich.  T^cm  (leiste  des  (ic.->el/r->  wurde 
es  entsprechen,  alsdann  den  Zu.^chlag  zu  versagen  und  die  l'taiuiun«^ 
aufzuheben.  Allein  es  ist  recht  zweifelhati,  ob  sicli  ein  solches 
X'erfahren  nach  dem  Wortlaut  der  gesetzlichen  Vorschriften  recht- 
fertigen lälst. 

Aus  dem  Vorstehenden  ersieht  man,  wie  neu  der  Gedanke 
des  §  812  noch  unserem  ganzen  Rechtssystem  ist  und  wie  viel 
noch  zu  thun  wäre,  ihn  gehörig  auszubauen.  Voraussichtlich  wird 
es  bei  einer  späteren  Reform  wohl  nötig  sein,  radikaler  vorzugehen 
und  an  die  Stelle  so  vieler  Einzelheiten  und  so  weichenden  sub- 
jektiven Ermessens  lieber  nach  dem  Vorgang  der  amerikanischen 
Gesetzgebungen  einen  bestimmten  Geldbetrag  zu  nennen,  bis  zu 
welchem  dem  Schuldner  seine  Habe  frei  belassen  werden  muls. 
In  der  Reichstagskommission  ist  ein  bezüglicher  Antrag  —  mit 
einer  Grenze  von  200  Mk.  gestellt,  aber  gc<^rn  zwei  Stimmen 
abgelehnt  worden.  In  der  That  bedarf  der  Vorschlag  wohl  ge- 
nauerer Erwägung  und  Durcharlieitung.  Namentlich  dürfte  die 
Summe  nicht  absolut,  sondern  müLste  nach  der  Zahl  der  FamiUen" 
köpfe  bemessen  werden. 
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10.  Vor)  weiteren  Erleichterungen  des  Schuldners  bei  der 
ZwangsvollMreckung  sind  zu  erwähnen: 

a)  Nach  dem  jetzigen  Recht  (§  712)  gilt  es  als  gesetzliche 
Regel,  dafe  alle  gepfändeten  Stucke  sofort  bei  der  Pfändung  vom 
Gerichtsvollzieher  for^enommen  werden.  Die  Praxis  hat  sich 
freilich  überwiegend  anders  gestaltet,  da  häufig  dem  Gläubiger 
selbst  mit  einigem  Zuwarten  gedient  war.  Aber  wenn  es  der 
Gläubiger  verlangt«  muls  der  Gerichtsvollaeher  jedenfalls  mit  der 
sofortigen  Wegnahme  vorgehen.  Dieser  Zustand  ist  von  hartherzigen 
Gläubigem  öfter  nicht  nur  als  Handhabe  gegen  den  Schuldner, 
sondern  sogar  als  Nöttgungsmiltel  liegen  dritte  Personen  benutzt 
worden.  Häufig  gehören  nämlicli  die  Pfandstücke  gar  niclu  dem 
Schuldner,  sondern  der  Frau  oder  tler  Tochter,  welche  für  die  Schuld 
nicht  haften.  Der  rcgelmäGsige  Weg  des  Schutzes  dieser  Personen 
besteht  nun  in  der  Erhebung  eines  Prozesses  und  in  der  AngehuiiL^  des 
Gerichts,  zunächst  einstweilig  die  Zwangsvollstreckung  einzustellen. 
Einzelne  (iläubigcr  haben  nun  die  Androlning  st)f(>rtiger  W'egnainne 
tler  Sachen  dazu  benutzt,  die  gar  nicht  ver]triiclnetcn  tlritten  Per- 
sonen zum  Einstehen  für  (lie  Soluiid  zu  nötigen.  Denn  die  Ent- 
fernung eines  Teiles  des  Hausr.Us  ist  eine  für  die  Betrotlenen 
schwerwiegende  .Malsregel,  dafs  diese  ihr  unter  allen  l'ni--t.in<li  -i  zu 
entgehen  suchen.  Auch  kamen  die  Betroftcnen  nicht  cumial  »laiui 
immer  zu  ihrcin  vollen  Recht,  wenn  hinterher  das  Gericht  die  einst- 
weilige Einstellung  und  selbst  die  Aufhebung  der  Volbtreckung 
beschlots.  Denn  der  Gerichtsvollzieher  verlangte  alsdann  von  ihnen, 
da(s  sie  die  Sachen  auf  ihre  eigenen  Kosten  zurückschaffen  sollten 
und  die  Rechtsl^e  in  diesem  Punkte  ist  voller  Zweifel.  Es  ist  des- 
halb freudig  zu  begrülsen,  dafs  die  Reichstagskommission  dne  andere 
Fassung  des  §  712  (jetzt  §  808)  beschlossen  hat.  Danach  sind  nur 
Geld,  Kostbarkeiten  und  Wertpapiere  sofort  mit  der  Pföndung  w^u- 
nehmen.  Andere  Sachen  dagegen  bleiben  zunächst  im  Gewahrsam  des 
Schuldners»  „sofern  nicht  hierdurch  die  Befriedigung  des  Gläubigers 
gefährdet  wird"  (freilich  wiederum  eine  Sache  subjektiven  £rmessens 
fiir  den  Gerichtsvollzieher).  Die  G^enstände  dürfen  demnach  so 
wird  man  das  Gesetz  verstehen  müssen  erst  dann  fortgenommen 
werden,  wenn  solches  zum  Zwecke  der  Versteigerung  erforderlich 
ist.  Da  nun  die  X'erstcigerung  —  von  Ausnahmefällen  abgesehen  — 
nicht  vor  Ablauf  einer  Woche  geschehen  darf  (§  816),  .so  bleibt  sowohl 
den  beteiligten  Drittpersonen  Zeit  zur  Anrufung  des  richterlicht  n 
Schutzes  als  auch  dem  Schuldner  noch  eine  gewisse  Frist,  um  die 
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Wegschaffung  seines  Hausrats  dutch  Befriedigung  des  Gläubigers 
XU  verhindern. 

b)  Bei  Urteilen  auf  Räumung  einer  Wohnung  darf  das 
Gericht  fortan  eine  angemessene  Raumungsfrist  bewilligen  (§  721), 
eine  absolut  erforderliche  Vorschrift  namentlich  für  diejenigen 
Mieter,  welche  ihre  Räumungspflicht  gutgläubig  bestritten  haben 
und  die  nach  jetzigem  Recht  sofort  nach  gesprochenem  Urteil  vor 
die  Thür  gesetzt  werden  dürfen.  ^ 

c]  lici  der  Erzwingung  von  Handlungen  hat  die 
Reichstagskommission  eine  Neuerun»^  eingefügt,  die  vielleicht  weiter 
geht , '  als  man  sich  im  Augenblick  bewufst  geworden  ist.  Ist 
jemand  verurteilt,  eine  Handlung  zu  leisten,  und  fügt  er  sich  dem 
I  rtcil  nicht,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  eine  solche  Handlung  in 
Frage  steht,  die  auch  durch  einen  Dritten  vorgenommen  werden 
kann  oder  eine  andere  Handlung.  Im  erstcren  Talle  wird  die  Hand- 
lung auf  Kosten  des  Schuldners  durch  einen  Dritten  bewirkt.  Im 
letzteren  Falle  dagegen  wird  der  Schuldner,  vorausgesetzt  tlafs  die 
Handlung  ausschlic  Islich  \  un  seinem  Willen  abhängt,  durch  Geld- 
strafen oder  Haft  zu;  iM  iullung  angclialten.  Diese  Vorschrift  kommt 
aber  nicht  zur  Anwendung  bei  der  Verurteilung  zur  Eingehung 
einer  Ehe  oder  im  Herstellung  des  ehelichen  Lebens.  So  der  bis- 
herige §  774.  Vom  Reichstag  sind  nun  hier  die  Worte  hinzugefügt 
worden:  „und  im  Falle  der  Verurteilung  zur  Leistung 
von  Diensten  aus  einem  Dienstvertrage"  (§888).  Der  Be- 
schluis wird  hoffentlich  eine  Rückwirkung  auf  das  Gesindeverhältnis 
nicht  verfehlen.  Soviel  ist  zweifellos,  dals,  wenn  Gesinde  durdh 
richterliches  Urteil  zum  Antritt  oder  zur  Fortsetzung  des  Dienstes 
verurteilt  wird»  ein  persönlicher  Zwang  g^en  das  Gesinde  fortan 
nicht  mehr  statthaft  ist.  Nun  unterliegen  freilich  die  bezüglichen 
Streitigkeiten  vielfach  dem  polizeilichen  \'i  rfahren,  aber  überwiegend 
und  namentlich  auch  in  Prcufsen  nur  m  der  Art,  dafs  die  Polizei 
ein  Recht  zum  vorläufigen  Hin  '  lireiten  hat,  während  die  definitive 
Entscheidung  des  Streits  bei  den  Gerichten  ruht.  Es  mag  nun  die 
juristische  hVage,  ob  die  Befugnis.se  der  Polizei  bei  diesem  vorläufigen 
Kinschreiteji  (!ur<  Ii  flie  Civilprozefsordnung  direkt  berührt  worden  sind, 
hier  auf  sirli  hi  rulu  n  blcilien.  Selbst  wenn  man  die  Frage  verneint 
ist  es  jcdt-  iilaiis  ein  absoluter  VVidersuin,  der  Polizei  im  vorläufigen 
Verfahren  grulsere  Rechte  zu  geben,  als  im  definitiven  Verfahren 
zur  Durchfuhrung  des  richterlichen  l'rteils  ziidt  bote  stehen  würden. 
Es  darf  deshalb  jedenfalls  erwartet  werden,  dals  die  Einzelstaaten 
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und  namentlich  die  preufsbche  Gesetzgebung  die  Befugnis  der 
Polizei  das  Gresinde  zwangsweise  zum  Antritt  oder  zur  Fortsetzung 
des  Dienstes  anzuhalten  als  mindestens  dem  Geiste  des  Reichsrechts 
widerstreitend,  in  WegCstU  bringen  werden. 

d)  Bei  der  Sicherungshypothek  ist  von  der  Reichstags- 
kommission  eine  Neuerung  eingeführt  worden,  die  sich  zwar 
äuiserlich  ab  eine  Begünstigung  des  Schuldners  charakterisiert,  die 
ich  aber  als  solche  nicht  anzuerkennen  vermag.  Der  Glaubiger, 
welchem  eine  vollstreckbare  Forderung  gegen  einen  Grundstücks' 
eigentümer  ^zusteht,  hat  —  neben  dem  Recht  der  Zwangs- 
versteigerung und  der  Zwangsverwaltung  —  noch  aufscrdcn^  den 
Anspruch  auf  Eintragung  einer  Hypothek  auf  das  <  n  uiidstück.  Der 
Reiclistags  hat  beschlossen,  dafs  ihm  das  letztere  Reclit  foi-t  in  nicht 
zustehen  soll,  wenn  er  seine  Konlorung  nur  im  Mahnverfahren 
durch  X'ollstrcckunii^shefchl  (statt  durch  Urteil)  erstritten  hat  und 
aufserdein  überhaupt  nur  dann ,  wenn  seine  Fordcrun^^  mehr  als 
300  Mk.  beträgt  (§  866).  Ich  will  auf  die  crstere  Acnderung,  die 
mehr  auf  juristischem  Cicbiete  liej::^t,  hier  nicht  einyehen.  Die  Be- 
schränkung auf  die  Suniiue  von  300  Mk.  ist  geradezu  eine  sozial- 
politische X'erkchrtlieit.  Als  Regründun^  hat  man  wesentlich  ins 
Feld  geführt,  dafs  für  die  kleinsten  Forderungeh  des  täglichen 
Verkehrs,  für  Bäcker-,  Kaufmannsschulden  u.  dgl.  von  20  oder 
10  Mk.  Hypotheken  eingetragen  worden  seien,  daCs  hierdurch  das 
Grundbuch  unübersichtlich  werde  und  da(s  der  Scliuldner  bei  Be* 
Zahlung  derartiger  Forderungen  häufig  nicht  daran  denke,  sie  im 
Grundbuch  löschen  zu  lassen.*)  Alle  diese  Beschwerden  kann  man 
als  thatsächlich  zutreffend  anerkennen.  Aber  es  ist  doch  eine 
höchst  einseitige  Betrachtungsweise,  wenn  man  darauf  eine  Vor- 
schrift gründet,  deren  Tragweite  sehr  über  die  Falte  hinausgeht,  die 
man  zu  treffen  meinte.  Wenn  ein  Grundstückseigentümer  dem  A. 
3000  Mk.  und  dem  B.  300  Mk.  schuldet,  und  beide  ihn  verklagen 
müssen,  so  kommt  es  also  so  zu  stehen,  dafs  für  A.  eine  Hypothek 
eingetragen  wird  und  für  B.  nicht.  Wenn  dann  das  Grundstück 
nur  für  3000  Mk.  reicht,  datui  kommt  der  grofse  Gläubiger  zu  seinem 
Recht,  der  kleine  nicht.  Man  hätte  sich  hüten  sollen,  eine  Vorschrift 
neu  zu  schafiVn ,  'lie  dem  Groben  mehr  Rechte  ^nebt .  als  dem 
Kleinen.  Die  Summe  von  300  Mk.  ist  dabei  übrigens  so  enorm 
hoch  gegriffen,  dals  eine  Benachteiligung  des  Schuldners  selbst 

*)  Drucksachen  1897^9^  Nr.  240  S.  312—218. 
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nach  anderer  Richtung  hin  dadurch  zu  besorgen  ist.  Die  Gläubiger, 
welche  Forderungen  von  derartiger  Höhe  erstritten  haben,  werden  es 
nämlirli  häufig  dem  Schuldner  zur  Bedingung  weiteren  Zuwartens 
stellen,  dafs  er  ihnen  eint;  Hypothek  freiwillig  eintragen  läfst.  wenn 
sie  im  Wege  des  l'rtcils  ht  dazu  gelangen.  Durch  Androhung 
anderer  Vollstreckung.smalsregcln ,  wie  namentlich  der  Zwangs- 
versteigerung, werden  sie  dieses  Ziel  auch  erreichfii,  aher  auf  einem 
Wege,  welcher  den  Schuldner  mit  erheblich  höheren  Kosten  be- 
lastet, als  die  Zwangscinlragung. 

11,  I\inc  Hcstinmiung  ist  hei  der  Neuordnung  zu  Ungunsten  des 
Schuldners  beschlossen  werden.  D;is  (iericht  soll  fortan  ein  \'er- 
zeichni:«  derjenigen  Personen  fuhren,  die  den  Offenbarungseid 
geleistet  haben  und  soll  das  Verzeichnis  zu  jedermanns  Einsicht 
stellen  915).  Es  ist  gewifs  nicht  zu  verkennen,  dsJk  die  Vor« 
Schrift  geeignet  ist,  etwas  zur  Gesundung  der  Kreditverhältnisse  bei- 
zutragen. Allein  eine  bedenkliche  Beschämung  der  Armut  enthält 
sie  doch  immer.  Um  so  auObltcnder  ist  es,  da(s  die  Vorschrift  in 
der  Reichstagskommission  ohne  jeden  Widerspruch  angenommen 
worden  ist.  Sehr  erwünscht  wäre  es,  der  ganzen  Frage  der  Bei* 
behaltung  des  OfTenbarungseides,  einmal  emstlkh  naher  zu  treten. 

12.  Eine  andere  Neuerung  ist  sozial[)oli tisch  von  zweischneidiger 
Bedeutung.  Sic  betrifft  tlie  vorläufig  vollstreckbaren  Urteile. 
Eine  grofsc  Reihe  von  Urteilen,  darunter  fast  alle  Urteile  der  Amts* 
gerichte,  werden  vom  Gericht  — '  teils  auf  .\ntrag  teils  sogar  ohne 
solchen  —  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt.  Der  Kläger  kann  sie  voll- 
strecken lassen,  scli)st  weini  no<  h  tlie  Möglichkeit  besteht,  dafs  in  tler 
höheren  Instanz  abändernd  erkannt  werden  kann.  Wenn  mm  letzterer  • 
['"all  nach  der  Vollstreckung  des  Urteils  wirklich  eintritt,  was  gcschieiit 
alsdann  zur  Kedi es.sierunL;  der  X'oll.streokung r  Dals  der  Kiri;^'er  die 
beigetriebenen  Beträge  wi<.'der  herausgeben  inuls,  ist  Nclbstv  i  ist.'ind- 
lich.  Aber  der  angerichtete  Schaden  ist  häufig  ein  »ehr  \  iel  ^r("ii>erer ; 
inanchni  il  l)c  steht  er  in  der  vollständigen  Ruiniei  ung  eines  (ieschäfts 
durch  die  h..\ekulion.  .Auch  stehen  zum  Teil  I  i  teile  in  h  rage,  die 
gar  nicht  auf  (ieldbeitreibung  gehen,  und  die  den  lieklaglen  gleich- 
wohl wirtschaftlich  schädigen  oder  gar  ruinieren  können,  ohne  dafs 
dem  Klager  dadurch  ein  Geldbetrag  zufliefst,  wie  z.  B.  Exmissions- 
urteile. Ist  nun  der  Kläger  verpflichtet,  dem  Beklagten  den  vollen 
Schaden  zu  ersetzen,  welchen  dieser  durch  die  Vollstreckung  des  —  als 
unrichtig  befundenen  —  Urteils  erlitten  hat?  Die  Civilprozessordnung 
hat  die  P'r^e  bisher  nicht  entschieden.  Die  Austegui^  schwankt, 
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neij^jte  aber,  abgesehen  von  dem  i^'.illf  einer  dolosen  Handlungsweise  des 
Klägers,  mehr  zur  Wriit  iming  der  hVaj^e.  !  )ic  Novelle  hat  die  Frage 
zur  Entscheidung  gebrachl  und  /.war  in  i)ejahen<lem  Sinne.  Der  Kläger 
wird  in  \ ollem  rmfange  schadenscrsalzplliehtig  {^717  Abs.  2).  Da^  pro 
und  das  conlra  hat  juristische  wie  sozialpolitische  Gründe  zur  Seite, 
die  auch  alle  erwogen  worden  sind.  Man  wird  die  lintscheidung 
nicht  tadeln  können.  Ks  wird  also  in  Zukunft  ein  zu  Unrecht  ex* 
mittierter  Mieter,  wenn  er  in  zweiter  Instanz  obsiegt,  vom  Hauswiit 
voll  entschädigt  werden  müssen:  ftir  Umzugskosten ,  ftir  ein  ge- 
nommenes teureres  (Quartier,  für  entgangenen  Gescbaft^gewinn  u.  dgL 
Aber  freilich:  es  wird  auch  manchmal  der  arme  Mann,  der  eine 
Forderung  beitretixn  läfst  in  gutem  Glauben  an  den  Bestand  des 
Urteils,  hinterher  auf  mehr  in  Anspruch  genommen  werden  können 
als  er  thatsachlich  erhalten  hat.  Alles  in  allem  wird  es  in  Zukunft 
ein  etwas  riskantes  Geschäft  sein,  ein  Urteil  vollstrecken  zu  lassen» 
80  lange  es  noch  nicht  rechtskraftig  ist. 

13.  Scbliefslich  sei  noch  eine  von  der  Reichstagskoinmission 
beschlossene  wohithätige  Nrucrung  im  Kostenwesen  berichteL 
Gegenwärtig  wird,  wenn  über  das  Bestehen  eines  Pacht-  oder  Miets- 
verhältnisses gestritten  wird,  der  ganze  Pachtzins  für  die  streitige  Zeit 
und  ebenso  bei  Alitnentenaiispriichen  der  gesamte  .\limentenbctrag 
für  die  streitige  Zeit  zur  (  nundlage  flir  die  Kostenberechnung  gc- 
nonmicn.  Nur  die  einel  iicnzc  ist  gezogen,  dals  der  25  fache  und 
bei  gewissen  aber  nur  wenigen  'Arten  von  Alimentenforderuiigen 
der  12'.,  fache  Jahresbetrag  nicht  übet  schritten  wird.  Diese  \'or- 
schrilt  fuint  fortwährerid  z.u  Härten,  die  an  das  (liausame  strcilen. 
Wenn  ein  Kauhnann  ein  Tieschäflslokal  auf  zehn  Jahre  für  3000  Mk. 
jährlich  mietet  und  er  wird  nach  .\blauf  eines  Jahres  auf  Kxnii.ssion 
verklagt,  so  beträgt  das  Objekt  dieses  Prozesses  27CXX>  Mk.  Die 
Gerichtskosten  eines  solchen  mit  Beweisaufnahme  geführten  Pro> 
zesses  betragen  —  von  den  baren  Auslagen  ganz  abgesehen-— in  erster 
Instanz  540  Mk.,  in  zweiter  Instanz  675  Mk.,  die  Anwaltskosten  (lir 
jeden  Anwalt  und  jede  Instanz  3CX)  Mk.  Das  macht  fiir  zwei  In- 
stanzen mit  jedesmal  zwei  Anwälten  2415  Mk.,  ein  Objekt,  das  unter 
Umstanden  ftir  sich  allein  zur  Ruinierung  jeder  Partei,  auch  des  Klagers, 
hinreichen  kann.  Wenn  auf  Alimente  liir  ein  uneheliches  Kind  auf  14 
Jahre  (nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  werden  es  16  Jahre  sein)  nach 
dem  bescheidenen  Satze  von  10  Mk.  monatlich  geklagt  wird,  so  betragt 
das  Objekt  lao  X  14=  1680  Mk.  Dem  entsprochen  Gerichtskosten 
von  132  Mk.  und  165  Mk.  und  Anwaltskosten  von  je  108  Mk.  iiir 
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jede  Instanz,  zusammen    für    zwei  Instanzen    729  Mk.     Die  Er- 
hebung derartiger  Kosten  ist  sozialpolitisch  im  liöchsten  Mafse  ver- 
werflich. Selbst  rein  juristisch  tragt  sie  dem  Moment  nicht  Rechnung, 
dafs  eine  Summe,  die  man  in  langen  Raten  giebt  und  erhält  und 
zwar  giebt  aus  der  laufenden  Einnahme  und  erhalt  zur  sofortigen 
Verzehning  weder  för  den  Geber,  noch  (iir  den  Empfänger  die 
gleiche  Bedeutung  hat  wie  ein  Kapital,  das  den  Summen  aller  Raten 
gleicht   Bei  den  Miets-  und  Pachtprozessen  kommt  noch  hinzu,  dafs 
der  Wert  der  Exmission  für  die  Parteien  überhaupt  nicht  mit  dem 
Werte  des  Miets>  oder  Pachtzinses  sich  deckt   Ein  in  das  Gerichts- 
kostengesetz neu  eingefügter  §  9a  ändert  deshalb  das  bestehende 
Rocht  dahin,  dafs  bei  Miets-  und  Pacht prozessen,  wenn  über  das 
Bestehen    oder  die  Dauer  des  WrhäUnisses  L,'eslriltcn  wird,  kein 
höherer  Betrag  als  der  einjährige  Zins,  bei  gesetzlichen  \Iimcnten  (zum 
Unterschied  von  vcrtragsmäfsig  hedunfjenen  Ahmenten,  bei  denen  das 
bisheriy^e  Reclil  utifjeändert  bleibt)  nicht  mehr  als  der  Betrag  für 
fünf  Jahre  zu  (irunde  gelej^t  werden  darf.')    Hei  dem  nlicn  unter- 
stellten h  xinissinnsprnzessc  wiirdr  danach  das  Ol)jokt  auf  3000  Mk. 
anzunehmen   sein.     Dabei    hclraj^i  11   <lie   ( Iericht^kostcn    löS  Mk. 
und  210  Mk.   und  die  Anwaltsk« )stcn  je  132  Mk.,  alles  zusaninic(\ 
also  CfOi)  Mk.  st.att  2415  Mk.    Hei  <lr!ji  i-rwäluitcn  Alimcntciipr« »/.eis 
berechnet  sich  das  ( )l)jrkt  auf  (xx)  Mk.    Die  ( lericlitskostcn  be- 
trafen (h)  und  75  Mk.,  die  Anwaltskosten  je  57  Mk,,  alles  in  .illem 
363  Mk.  statt  729  .Mk.    Auch  die.se  Kosten  sind  noch  sehr  hoch, 
und  der  Nichtjurist  wird  sie  vielleicht  nicht  begreifen.    Kr  wird 
meinen,  wenn  man  das  Pirozclsobjckt  von  270CX>  Mk.  auf  30000  Mk.  hin» 
untersetzt,  so  müfsten  die  Kosten  gleichfells  auf  V«  und  nicht  auf  */$ 
sinken.   Auf  diesem  Standpunkt  steht  leider  unsere  Kostengesetz- 
gebung noch  nicht  Wir  haben  zwar  endlich  nach  oben  progressive 
Steuern  aber  immer  noch  degressive  Kostensätze:  Bei  uns  bezahlt  je- 
mand im  Verhältnis  um  so  mehr  an  Kosten,  je  kleiner  das  Objekt 
ist,  um  welches  er  zu  prozessieren  genötigt  ist  und  im  Verhältnis 
um  so  weniger,  je  größer  das  Objekt  ist   Möge  die  .Anbahnung 
einer  gründlichen  Reform  in  dieser  Richtung  die  Aufjrrabe  einer 
baldigen  grofseren  Rc\  ision  unseres  Gerichtskostenwesens  bilden,  bei 
welcher  —  eben  sowie  im  Prozefsverfahren  selbst  —  manches  soziale 
Problem  auf  seine  Lösung  wartet 

*)  Die  Aendcnms  betrifft  mir  das  Kosteawesen.  Insoweit  die  ZastSadigkeit  des 
Goricht.  s  od<  r  dir  Zulässigkeit  der  Reviüon  von  einer  WerUgrenxe  abhUngt,  giU  du 
ältere  Recht  weiter. 
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Von 

CLEMENT  EDWARDS, 

in  London. 

Der  An&ng  1898  beendete  Ausstand  der  Maschinenbauer  ist  aus 

verschiedenen  Gründen  merkwürdiger  als  alle  frülK-ren  Kämpfe/die 
in  den  .Annalen  der   sozialen  Entwicklung'  liti«flands  \rr/eichnet 
sind.    An  anderen  Konflikten  war  wohl  eine  gröfsere  Anzahl  von 
Personen   beteiligt.     Durcli   die  Ausspermng  der   Bergleute  im 
Jahre   1893    wurtlen    mehr   als   eine    V'iertelmillion    Arbeiter  be- 
schäftigungslos.    \'on  dem  Luiidoner  Hafenstrike  des  Jahres  1889 
wurdtii  II 0000  Arbeiter  betroffen.     DaiH-^^an  waren  an  dem  Aus- 
stand   der   Maschinenbauer    nur   80  000   gckrntr    und  ungelernte 
Arbeiter   !)(.  teili;_;t.     Fibenso    waren   viele   Konflikte    von  längerer 
Dauer    al>    ik-r   M  isrhineiiljauerstrike ,    der    \om    Juni    1897  bis 
Januar  1898  anhich;  ahcr  kein  Konflikt  von  auch  nur  annähernder 
Bedeutung  hat  ehenso  lange  gewährt  wie  dieser.     Auch  waren  die 
Kosten  keines  Ausstaniles  und  keiner  Aussperrung  so  hoch  wie  die 
des  Maschincnbaucrslrikcs,  die  sich  auf  I  V4  Million  £  bclicfen. 
Und  niemals  wohl  ist  ein  so  gewaltiger  Kampf  unter  geringerer 
Anteilnahme  des  Publikums  verlaufen.    Er  hat  von  An^g  an  bis 
zu  Ende  auch  nicht  eine  Spur  von  B^eisterung  erregt    Zur  Ent« 
Scheidung  stand  eine  blofse  Machtfrage  zmschen  zwei  grofsartig 
ausgerüsteten  Organisationen.   Das  dramatische  Interesse,  das  in  so 
reichem  Mafse  dem  Hafenstrike  und  dem  Kampf  der  Bergarbeiter 
um  den  Existenzlohn  (living  wage)  anhaftete,  fehlte  hier  ganz  und 
gar.    Man  erzählte  sich  nicht  von  Frauen  und  Kindern ,  die  \  or 
Hunger  starben,  oder  von  Gattinen,  die  als  letztes  Mittel,  um  die 
Ihrigen  gegen  den  Hungertod  zu  schützen,  ihren  Trauring  \'er- 
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pfändeten.  Es  fanden  keine  L  niziige  ausgchun^arter  uml  abj^czehrter 
Männer  statt,  um  Mitleid  zu  erregen  und  die  Kinbildun|jskraft  der 
Zusciiauer  anzustacheln.  In  leidenschaftsloser  Bctrachtunf,^  stand 
man  dem  Strike  gej,^enüber  wie  dem  (ianj^fc  /.wcier  <^i\t  trainierter 
Athleten,  die  keines  Beistandes  bedürfen.  Mit  wie  grofsem  persön- 
lichen Kraftaufwand  aber  der  Kampf  auf  beiden  Seiten  geföhrt 
worden  ist,  zeigt  sich  besonders  in  den  Nachwirkungen,  die  er  iUr 
die  Führer  der  Unternehmer  gehabt  hat  Drei  Mitglieder  des 
Untemehmerausschusses»  dem  die  stete  Leitung  des  Kampfes  oblag, 
sind  info^e  der  Anstrengungen  zusammengebrochen  und  gestorben. 
Es  sind  dies  Sir  Benjamin  Dobson,  Mr.  Aird  und  Colone!  Dyer, 
der  Oberbefehlsha'ber  der  Streitkräfte  der  Unternehmer.  Kein  ge- 
werblicher  Kampf  Englands  hat  eine  solche  UebeHtille  an  Opfern 
beansprucht,  obschon  der  Hafenstrike,  der  schottische  Eisenbahn* 
strike  und  die  Aussperrung  der  Kohlenbergleute  sämtlich  den  früh- 
zeitigen Tod  des  Hauptführers  der  Unternehmer  im  Kampf  herbei- 
geführt haben. 

Es  wird  allgemein  angenommen,  dals  die  Forderung  des  Acht- 
stun« lentat^'^rs  in  London  die  Ursache  des  Streites  gewesen  ist.  Das 
trifl't  nicht  zu.  Die  .\chtstundenfrage  wahr  wohl  das  Feldgeschrei 
aber  nicht  die  Ursache  des  Kampfes. 

Man  kann  mit  voller  Sicherheit  bchaujjtcii,  dafs  der  grolse 
Kampf  zwischen  den  .Meistern  und  .Arbeitern  ini  MaNchinenbau- 
gewerbe  auch  dann  ausgebrochen  wäre,  wenn  von  dem  .Acht- 
stundentage uheiliaupt  nicht  die  Rede  gewesen  wäre.  In  tlie,>em 
Falle  wäre  der  .Ausbruch  des  Kampfes  vielleicht  verschoben  worden, 
aber  er  hätte  früher  oder  später  sicher  kommen  müssen.  Da  die 
Führer  der  Arbeiter  sich  dieses  Umstandes  bewulst  waren,  wählten 
sie  in  weiser  Vorsicht  ein  Schlachtfeld  aus,  das  fär  sie  selbst  am 
günstigsten  war.  Aus  diesem  Grunde  erhoben  sie  in  London  mit 
allem  Nachdruck  die  Forderung  des  Achtstundentages.  Was  war 
aber  dann  die  wirkliche  Ursache  des  Streites?  Sie  lag  zu  tief,  als 
dals  sie  in  einem  kurzen  Satz  bezeichnet  werden  konnte.  Auf  der 
einen  Seite  handelte  es  sich  um  die  Stellung  und  Aufgabe  der 
Gewerkvereine,  und  auf  der  anderen  um  die  Forderung  des  einzelnen 
Unternehmers  in  der  Leitung  seines  Geschäftes  völlig  frei  zu  sein 
und  nach  eigenem  Ermessen  zu  handeln.  Die  schnell  aufeinander 
foli^cndcn  und  umfassenden  .Aenderungen  in  der  Produktionsweise 
des  Maschinenbaugewerbes,  die  Einfuhrung  der  maschinellen  Werk- 
zeuge, die  Teilung  und  Spezalisierung  der  Arbeit,  die  Vereinfachung 
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des  Verfahrens,  —  alles  das  schuf  eine  Menge  neuer  Arbeits- 
problcme,  deren  beiderseitig  befriedigende  und  harmonische  Lösung 
die  Anwendung  ganz  besonderer  Mittel  bedingte.  Es  gab  ach  aber 
niemand  die  Mühe,  diese  Mittel  ausfindig  zu  madien.  Um  die  Er- 
fahrung, die  man  mit  der  Losung  ähnlicher  Probleme  in  dem  Baum- 
woll-  und  gewissen  anderen  Gewerben  gemacht  hatte,  kümmerte 
sich  niemand.  Während  man  hier  Mittel  gefunden  hatte,  solche 
Schwierigkeiten  nach  dem  Prinzip  des  Kollektivvertrags  betzulegen, 
verlangten  die  Unternehmer  im  Maschinenbaugewerbe  völlige  indi* 
viduelle  Freiheit,  mit  jedem  einzelnen  Arbeiter  Verträge  zu 
schliefsen.  Jede  spezifizierte  Vereinbarung  mit  den  Gewerkvereinen 
lehnten  sie  ab.  Sie  anerkannten  das  Recht  der  Gewerkvereine, 
einen  Minimallohn  für  ihre  Mitglieder  fest/.usctzen,  und  sie  waren 
auch  willens,  diesen  Minimallohn  gegebenenialls  zu  zahlen.  Wenn 
sie  aber  andere  Arbeiter  gegen  einen  geringeren  Lohn  beschäftijrtcn, 
so  sollten  nach  ihrer  Ansicht  die  Gcwerkvercine  nicht  einschreiten; 
sie  sollten  ihren  Mitgliedern  nicht  verbieten  mit  diesen  Leuten  zu- 
sammen zu  ulu  iten,  und  sie  sollten  die  Arbeit  dieser  Leute  nicht 
für  ihre  Mil>4lieder  lieaiispnichen. 

Andrerseits  warci»  die  ( lewcrkvercine  und  unter  ilinen  be- 
sonders der  X'^crband  der  Masciiinenbauer  {Ainal^aniated  Society  of 
Enginecr-^!  cl>cnso  sehr  abj^enei^,  ihre  alten  Prinzipien  aufzugeben 
und  besondere  Vereinbarungen  zur  l.ösun}^  der  neuen  IVobleme  zu 
treflfen.  So  kam  es,  dafs  sie  der  hergebrachten  Sitte  des  \'erbandes 
treu  blieben  und  sich  weigerten  gcj^cn  Stücklohn  zu  arbeiten.  Sie 
nahmen  das  Recht  ftir  steh  in  Anspruch,  den  Kollektivvertrag  auf 
der  Grundlage  eines  normalen  Zeitlohns  abzuschllefsen.  Si^  weiger- 
ten sich  entschieden,  irgendwelchen  Individualverträgen  mit  ihren 
einzelnen  Mitgliedern  ihre  Zustimmung  zu  geben.  Um  zu  verhüten, 
dafs  ihre  Macht  durch  die  Abschlielsung  derartiger  Individual« 
vertrage  mit  Nichtmi^liedem  untergraben  würde,  erweiterten  sie  die 
ihrer  Mitgliedschaft  gesteckten  Grenzen,  um  auch  Leute  von  unter- 
geordneter Geschicklichkeit  aufnehmen  zu  können.  Infolgedessen 
erhoben  sie  Forderungen,  um  die  Lage  dieser  Leute  zu  bessern. 
Diese  Forderungen  veranlafsten  fortwährende  Reibungen  und  Aerger- 
nisse.  Das  führte  dazu,  daüs  die  Unternehmer,  die  sich,  wie  ge- 
s«^,  um  die  Erfahrung  anderer  Gewerbe  nicht  kümmerten,  ihre 
einzige  Rettung  in  der  absoluten  Verwerfung  aller  Gcwerkvereins- 
organisation  sahen,  indem  sie  völlige  Freiheit  zur  Abschlielsung  von 
Individualverträgen  für  sich  beanspruchten,  und  dals  die  Gewerk 
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vereine  ihre  einzige  Rettung  in  einer  Kraftprobe  sahen,  die  sie 
zugunsten  der  KoUektiwerträge  auf  der  Grundlage  ihrer  über- 
lieferten Politik  anstellen  wollten.  Bei  diesen  diametral  entgegen- 
gesetzten Bestrebungen  war  es  unausbleiblich,  da(s  die  Färteien 
eines  Ts^;es  zum  Kampf  schreiten  würden.  Dagegen  sind  all  ^e 
phantastischen  Behauptungen  über  die  Pläne  einer  weit  verbreiteten 
sozialistischen  Prop^^anda  völlig  aus  der  Luft  g^rriffen.  Es  war 
denn  auch  niemand  wirklich  überrasdit,  als  die  Feindseligkeiten 
eröffnet  wurden.  Ueberrascht  konnte  man  nur  darüber  sein,  dals 
der  Ausbruch  des  Kampfes  so  lange  hinausgezogen  werden  konnte. 
In  den  letzten  zwei  Jahren  liatten  sich  eine  Reihe  bemerkenswerter 
Ereignisse  zugetragen,  die  den  unruliigen  Stand  des  Gewerbes 
offenbarten  und  die  man  als  Sturmzeichen '  des  bevorstehenden 
Kampfes  ansehen  konnte. 

Infol'^^c  der  günstigen  Geschäftslage  im  Jahre  1895  sahen  sich 
die  (ie\veik\  ereine  der  Maschinenbauer  und  SrhilTbauer  vcranlafst, 
am  ("l\<lc  Liiid  in  Belfast  eine  allgemeine  Lohnerhöhung  zu  fordern. 
Die  Unterneluner  willigten  ein,  sich  an  eirjcr  Konferenz  zu  beteiligen, 
sie  stelhen  aber  die  Bedingungen,  dals  die  l'irmcn  vom  Clyde  und 
von  Helfast  nicht  gesondert,  sondern  vereinigt  an  den  Beratungen 
der  Konferenz  teilnehmen  sollten.  Nur  ungern  gingen  die  üewerk- 
vereine  auf  diese  Bedingung  ein.  Es  gelang  denn  auch  der  Kon- 
ferenz nicht,  eine  Einigung  zustande  zu  bringen.  ^  Der  Kampf 
wurde  mit  grofser  Entschlossenheit  geführt;  die  Vertreter  der  Unter*- 
nehmer  kamen  aus  allen  Teilen  des  Landes  zusammen,  um  gemein* 
sam  die  Verkündigung  einer  nationalen  Aussperrung  zu  beraten.  So 
standen  die  Sachen  im  Januar  1896,  als  es  verlautete,  die  R^ierung 
beschäftige  sich  mit  einem  grofsen  Flottenbauplan.  Ein  Mitglied 
der  Regierung  Lord  James  of  Hereford  und  der  Lord  Provost  (Ober- 
bürgermeister) von  Glasgow  traten  ab  Vermittler  auf,  und  da  die 
Unternehmer  sich  nicht  gern  die  Aufträge  der  Regierung  entgehen 
lassen  wollten,  bewilligten  sie  die  Forderungen  der  Arbeiter.  So 
wurde  der  Streit  nach  einer  Dauer  von  15  Wochen  beendet. 

Kaum  aber  war  der  Friede  in  Reifast  und  (ilasgow  geschlossen 
worden,  so  forderten  die  Maschinenbauer  der  Nordostküste  eine  all- 
gemeine Lohnsteigerung.  In  diesem  Kampf  zeigten  sich  die  Wir- 
kungen der  Mitgliedschaftserwciterung,  durch  die  der  Gewerkverein 
der  MaschintMiliauer  auch  ungelernte  Arbeiter  aufnehmen  konnte. 
Die  Unterneluner  willigten  ein.  die  Zeitlöhne  sofort  um  einen 
Schilling  wöchentlich   und  späterhin  wieder  um  einen  Schilling 
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wöchentlich  zu  crliölicn.  Darauf  erklärten  sie,  dals  sie,  als  sie  dieses 
Zugeständnis  machten,  nicht  gcwufet  hätten,  dafs  der  X'erband  der 
Maschinenbauer  auch  ungelernte  Arbeiter  umfasse,  und  dafs  sie  die 
Lohnerhöhung  auf  diese  nicht  erstrecken  wollten.  Nachdem  der 
Kampf  eine  Zeitlang  wieder  au%enommen  war,  gaben  die  Unter- 
nehmer schlief^lich  nach  und  erklarten  sich  zu  einer  wörtlichen 
Deutung  ihrer  Vereinbarung  bereit 

Aber  indem  die  Unternehmer  ftir  den  Augenblick  die  Waffen 
streckten,  hegten  sie  über  die  Aufnahme  der  ungelernten  Arbeiter 
in  den  Verband  der  Maschinenbauer  die  gröCsten  Besorgnisse,  und 
sie  thaten  sofort  Schritte,  um  ihre  lokalen  Vereine  zu  einem  natio> 
nalen  Verband  zusammenzuschllclsen,  um  dadurch  die  Angriffe  der 
Gewerkvereine  besser  abwehren  zu  können.  Die  Seele  dieser  Be- 
wegung war  Colonel  Dyer,  einer  der  Chefs  der  grofsen  Armstrong 
Firma  und  der  Vorsitzende  des  Vereins  der  Nordostküste.  I'.r  be- 
safs  eine  hohe  persönliche  Anziehungskraft  und  ein  unübertreffliches 
Organisationstalent.  Zehn  Tage  nacli  <li  r  Beendigung  (K  >  Kampfes 
an  der  N'ordostkiistc  katn  die  Xacln  u  !u.  dafs  der  „L nlcrnehmer- 
verband  der  Maschinriibaucrx  creme'"  gegründet  war.  Ks  hatten  sich 
ihm  folgende  ()rganisationei)  angeschlossen:  Der  L'nternchmerverein 
der  Maschinenbauer  des  Nordwestens,  der  l^nternchmerxerein  der 
Masellinenbauer  der  Nordostküste,  der  Unternchmerverein  von  Bel- 
fast, der  l'nternelmierx  erein  von  Barrow.  h.s  währte  dann  auch 
nicht  .sehr  lange,  da  zeigte  es  sich,  dals  der  \'erband  in  Thätigkeit 
getreten  war.  Er  war  im  Juni  gebildet  worden.  Im  August  strikten 
einige  Mitglieder  der  Vereinigten  Maschinenbauer  —  und  zwar  gegen 
den  Willen  des  Exekutivausschusses  — ^  weil  eine  schottische  Firma 
einen  Nichtgewerkvereinler  angestellt  hatte.  Der  Verband  drohte  darauf 
mit  einer  Aussperrung  von  25  %  der  Arbeiter  innerhalb  seines  Gebietes. 
Als  Antwort  folgte  der  Beschlufs  des  Gewerkveretns,  dals  die  übrigen 
75%  der  Arbeiter  in  den  Ausstand  treten  sollten.  Schon  war  die 
öiTentUche  Anze^e  von  dem  bevorstehenden  Lockout  und  Strike 
ergangen,  da  legte  sich  das  Handelsamt  (Board  of  Trade)  ins  Mittel, 
und  im  letzten  Augenblick  vor  Ausbruch  des  Kampfes  wurde  eine 
gütliche  \'ereinbarung  zwischen  der  schotti.schen  Firma  und  den 
Vereinigten  Maschinenbauern  zustande  gebracht  Sie  sollte  jedoch 
nicht  lange  vorhalten. 

Im  Januar  1897  erhoben  die  Gewerkvereine  der  Nordostküste 
eine  Reihe  neuer  Forderungen,  die  in  folgendem  bestanden:  Lohn- 
erhöhung, bessere  Bedingungen  für  üeberzeitarbeit  und  besondere 
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Lohnsätze  för  Probefahrten.  Sie  suchten  auch  die  ungemein  wich- 
tige Frage  zu  erledigeni  welchen  Arbeitern  die  Bedienung  bestimmter 
Maschinen  zugewiesen  werden  sollte.  Auf  diese  Forderungen  folgten 
verschiedene  kleine  Ausstände.  In  Sunderland  legten  26  Maschinen- 
bauer ihre  Arbeit  nieder,  weil  ein  Ui^elemter  an  eine  horizontale 
Bohrmaschine  gestellt  war,  und  in  Barrow,  wo  drei  Dreher  aus» 
standen,  handelte  es  sich  um  die  Einteilung  der  Maschinen. 

Der  Verband  überreichte  darauf  den  Vereinigten  Maschinenbauern 
folgende  Beschwerdepunklc  über  „aggressives  Vorgehen",  betreffend 

1.  den  Ausstand  der  Mitglieder  in  den  Sunderland  Schmiede- 
und  Maschinenbauwerken  (Forge  and  Engineering  Company,  Ltd.  ),  um 
ein  Verbot  der  Besciiäftigung  gewisser  Arbeiter  nn  Maschinen  zu  er- 
zwingen, die  diese  bisher  2ur  Zufriedeniieit  der  Unternehmer  be- 
dient liaben ; 

2.  den  teilweiseri  AiissiatKl  der  Mitghedcr  in  den  SciiiHsbau- 
wcrken  zu  Barrou  1  .\av;xl  ("onstrurti« )n  and  Armanients  Company, 
Ltd.),  der  die  KinUilunL,'  der  Maschinen  /.um  Anlals  hatte; 

3.  (He  Beschwerde  über  den  Betrieb  der  automalischen  Reibe- 
maschinen  in  den  (üescliützfabriken  /u  Eiswich;  einen  Streit  mit 
derselben  Firma  über  WohnungsgeldzuschuiSs; 

4.  den  Streit  über  besonctere  Lohne  und  Zuschüsse  fiir  Probe- 
&hrten; 

5.  willkürliche  Einstellungen  der  Ueberzeitarbeit  in  Sunderland 
und  den  Hartlepools; 

6.  willkürliche  Beschränkungen  der  Ueberzeitarbeit  am  Clyde, 
in  Belfast  und  Barrow. 

Dieser  Beschwerdeliste  hatten  die  Unternelyner  eine  Mitteilung 
beigefugt,  dafs  sie  bereit  wären,  die  Angelegenheit  mit  der  Gesell- 
schaft der  Vereinigten  Maschinenbauer  zu  besprechen,  wenn  die 
Ausständigen  inzwischen  ihre  Arbeit  wieder  aufnelim*  11  würden. 
Verharrten  sie  aber  im  Ausstande,  so  drohten  die  I  nter nehmer 
sämtliche  Mitglieder  der  Gesellschaft,  die  \ün  Verbandsfirmen  be- 
schäftigt waren,  sofort  au>zusperrcn.  Da  der  Strike  dennoch  fort- 
gesetzt wurde,  erliels  der  Verband  am  20.  März  Aussperrutigs- 
kündigungen,  wonach  am  27.  März  2$  "  0  der  Arbeiter  entlassen 
werden  sollten.  Am  22.  März  forderte  die  Gesellschaft  der  \'cr- 
cini'j.Men  Maschinenbauer  die  übrigen  75*',,  der  Arbeiter  auf,  ihrer- 
seit>  zu  kundigen.  Da  s]c\\  die  Arbeiterführer  aber  der  rn|»o|)ul.ii  Hat 
der  Streitfragen,  um  di(  .sich  <lie  kleinen  Strikes  in  Suralerlantl  und 
Barrow  drcinen,  bewulst  waren,  und  da  sie  besorgten,  dals  wegen 
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derselben  ein  nationaler  Kampf  entbrennen  würde,  schlössen  sie  mit 
den  beiden  Firmen  einen  Kompromiis,  der  für  die  Dauer  der  Kon' 
ferenz  gelten  sollte.  Infolgedessen  wurden  die  Ausstands-  und  Aus- 
sperrungskündigungen xurückgenommen,  und  die  Konferenz  fand  am 
12,,  13.,  14.  und  15.  April  in  London  statt  Die  auf  der  Kon- 
ferenz verhandelten  F'ra^en  betrafen  Ucbcrzeit,  I^hne  und  Zuschüsse 
für  Probefahrten  und  die  Bedienunr^  und  Einteilung  der  Maschinen. 
Inbetreff  der  Ucberzcit  und  der  Probefahrten  kam  man  zu  einer 
gegenseitig  befriedigenden  Vereinbarung.  Aber  über  die  Maschinen- 
frage war  keinerlei  Verständigung  zu  erzielen.  Die  Arbeiter  be- 
antragten die  Bildung  gemeinschaftlicher  lokaler  Ausschüsse  mit 
einem  unabhängii^M-n  Referenten,  um  Streitigkeiten  über  die  für  den 
Betrieb  tier  Masel liian  zu  zahlenden  Löhne  beizulegen.  Jede  Be- 
schwerde, die  möglicherweise  einen  Streit  veranlassen  könnte,  sollte 
an  fliesen  .'Xusschuls  \ erwiesen  werden.  Der  Bericht  fies  Ilandels- 
aintes  ül)er  die  \'erhandlungen  enthält  folgende  Bemerkung:  „Die 
Unternehmer  waren  der  Ansicht,  dafs  durch  die  Annahme  dieser 
Vorschläge  eine  Beseitigung  des  X'erbandes  durch  .Ausschüsse  mit 
einem  unbeteiligten  Referenten  bewirkt  werden  würde,  die  faktisch 
die  Leitung  der  Betriebe  unter  ihre  Kontrole  bringen  würden.  Ihre 
Einwendungen  gegen  diese  Neuerung  waren  so  entschieden,  dals  sie 
es  ablehnten,  Gegenvorschläge  zu  machen.  Nach  ihrer  Ansicht 
reichten  die  vorhandenen  Organisationen  beider  Parteien  völlig  aus, 
um  irgendwelche  Verhandlungen  einzuleiten/'  Unmittelbar  darauf 
veröffentlichte  der  Untemehmerverband  eine  Erklärung,  durch  die 
er  für  den  einzelnen  Unternehmer  unbeschrankte  Freiheit  in  der 
Auswahl  der  (Ur  dip  verschiedenen  Arbeiten  passenden  Leute  ohne 
Rücksicht  auf  die  Forderungen  der  Gewerkvereine  beanspruchte. 
Ebenso  feste  Entschlossenheit  zeigten  in  dieser  Hinsicht  die  Ver- 
einigten Maschinenbauer,  nur  dafs  sie  nicht  die  Auswahl  der  Arbeiter 
für  den  Betrieb  der  verschiedenen  Maschinen,  sondern  einen  Mioimal- 
lohn  für  jede  einzelne  Arbeit  vorschreiben  wollten. 

Da  die  Konferenz  eine  Einigung  über  diese  wichtige  Frage 
nicht  erzielte,  unrl  tla  beide  Parteien  zur  Entscheidung  drängten, 
konnte  man  mit  Siciierheit  sich  auf  den  nahe  bevorstehenden  Aus- 
bruch des  grolseii  Katnpfo  gefafst  mache.  I-s  handelte  sich  nur 
noch  um  den  direkten  .Anlals,  um  die  der  Kampf  geführt  werden 
sollte.  Warteten  die  .Arbeiter,  bis  die  1  lUernehnier  mit  ihrem  Bc- 
schluls  ernst  machten,  eine  freiere  .Auswahl  unter  den  .\rbeitern 
zur  Bedienung  der  Maschinen  zu  treffcfi,  so  liefs  sich  mit  Sicherheil 
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erwarten,  dafs  durch  die  Anstellunfj  ungelernter  Arbeiter  die  Ma- 
schinenfrat^c  den  Ausbruch  des  Kaiii[)fes  hcrl)c;luhrcn  würde.  In 
dieser  i'ra^e  würde  (iie  öffeutHche  Meinung  sit  h  ifegen  die  Sache 
der  Arbeiter  entschieden  haben,  und  in  ihren  eigenen  Reiiien  wäre 
ein  gefahrhcher  Zwiesj)alt  cnlslanilen.  Sic  W'äre  daher,  wenn  sie 
/.Ulli  Feldgeschrei  erhoben  wäre,  für  die  Arbeiter  verhängnisx  (»11  ge- 
worden. In  richtiger  Krkcnntnis  dieses  l'iiistandes  waren  Mr. 
Barne.«;,  Mr.  SelHchs  und  andere  Arbeiterführer  klug  genug,  den 
allgemeinen  Wunsch  der  Londoner  Arbeiter,  die  Arbeitszeit  zu  ver- 
kürzen, zur  Streitfr^e  zu  erheben.  Ein  gemeinschaftlicher  Aua» 
schüfe,  der  die  Forderung  des  Achtstundentages  durchsetzen  sollte, 
wurde  von  den  Londoner  Zweigvereinen  der  folgenden  Gewerk- 


vereine  gebildet: 

Ge.st  llM  liuit  der  V'crciuigtrn  MascbinenUauer   92000 

Keswlachmiede   41 OOO 

Dampfmasdiiaenbauer   8500 

Vereinigte  Maschinrabaner   4300 

GescUscbaft  der  vereinigten  Werksengmacber   2  500 

Schmiede  und  Himmerer   i  000 

liistninirntf  nnunltt-r   6oo 

(j<>.«-llwhali  <1<T  KupUr-iiiiiii-ilr   «;oo 

iJie  Londoner  Gcsclldchall  der  vereinigten  (Jiclser    ....  400 

GeMlladiaft  der  Tereis^cn  Bohrer   350 

IM«  Londoner  and  provinzielle  Gesellschaft  der  Hinunerer  350 


Die  ersten  >ei-lis  ( irwerk\  ereine  sind  nationale  Organisiitioncn, 
wahreiRl  die  Mitgliedsciiaft  der  übrigen  sich  fast  ausschlielslich  auf 
London  1  ie'-i-hräiikt. 

Am  I.  Mai  ftirderte  dieser  .\usschufs  durch  Zirkular  mehrere 
Hundert  I.oiuliiner  I'irmen  auf,  liie  ungefiihr  1 5  ocX)  Mitgliefier  der 
in  dem  .-Xusschufs  vertretenen  (icwerkvereine  bescluifligten.  ihren 
Arbeitern  ohne  Lohnlierabsetzung  den  .-Xchtstundenlag  zu  bewilligen. 
Eine  Anzalil  dieser  Firmen  leistete  sofort  dieser  Aufforderung  Folge. 
Am  26.  Mai  beschlofs  ein  Teil  der  anderen  Firmeni  cfie  Aufforderung 
abzulehnen«  eine  lokale  Vereinigung  zu  bilden  und  Anschlufs  an 
den  Untemehmerverband  zu  suchen.  Der  Verband  nahm  sie  auf 
und  verbürgte  ihnen  am  5.  Juni  seinen  aktiven  und  moralischen 
Beistand.  Um  diese  Zeit  hatten  mehr  als  100  Firmen  den  Acht- 
stundentag schon  bewilligt  Um  die  übrigen  zur  Nachgiebigkeit 
zu  zwingen;  weigerten  sich  die  Arbeiter,  in  den  Neunstundenbetrieben 
Ueberzeit  zu  arbeiten.   Das  Mittel  hatte  Erfolg,  und  am  28.  Juni 
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waren  i6o  Firmen  mit  ungefähr  lo  500  Arbeitern  der  Aufforderung^ 
gefoljTt.  An  demselben  I  age  übermittelte  der  Au^^i^chufs  den  Messrs. 
Thorneycroft ,  Humphrcy  Tennant  und  den  Messrs.  Middleton 
und  Sons  Strikckündi^'ungen ,  um  ihre  boKlcruni^  durch/useL/en. 
Damit  hatten  die  Gewerk vereine  den  Gipfel  ihres  iirfol^n  -  erreicht. 

Der  l^nternehmer\'erband  versammelte  .sich  mit  melnereii  un- 
angeschlossenen  lokalen  Vereinen  aus  allen  Teilen  tlcs  Landes  am 
I.  Juli  in  Manchester.  Diese  Versannnlung  falste  folgenden  Be- 
schlufs:  „I'ür  den  Fall,  dais  die  Mitglieder  der  GewerkvereinCp  die 
in  dem  gemeinschaftlichen  Ausschufs  zwecks  Sicherung  einer  Her- 
absetzung der  wöchentlichen  Arbeitsstunden  von  54  auf  48  itir 
Ijondon  vertreten  sind,  ihre  Strikeandrohung  in  einer  Werkstatte 
eines  Mitgliedes  des  Untemehmerverbandes  ausführen,  werden  die 
Mitglieder  der  dem  Verband  angeschlossenen  Vereine  sofort  Kün- 
digungen erlassen,  wodurch  eine  Verminderung  um  2$  \  der  von 
ihnen  beschäftigten  Mitglieder  solcher  Gewerkvereine  eintreten  wird." 
Diese  Drohung  wurde  von  den  Arbeitern  nicht  berücksichtigt,  und 
sie  Helsen  ihre  Strikekündigungen  in  Kraft  treten.  Daraufhin  er- 
liefs  der  Verband  Ausperrungskündigungen,  dals  am  14.  Juli  25  « 
der  Arbeiter  in  ganzen  Lande  entlassen  werden  wurden. 

Alle  in  dem  gemeinschaftlichen  Ausschufs  vertretenen  Gewerk- 
vereine mit  Ausnahme  eines  einzigen  antworteten,  indem  sie  an- 
kündigten, dafs  die  übrigen  75  "„  ihre  Arbeit  niederlegen  würden. 
Die  eine  Ausnahme  bildeten  die  Kesselschmiede  und  Eisenschiff- 
bauer,  der  relativ  reichste  utid  mächtigste  Gewerkverein  Knglands, 
Als  sie  die  Xachricht  von  der  Aussperrung  empfingen,  teilte  die 
Exekutive  der  Kesselschmiede  dem  l'nternehmerverband  und  dem  Aus- 
schufs der  vereinigten  (iewerbe  mit.  dafs  ihre  Mitglieder  bestinmite 
Ordre  eiii] »taiti-^en  hätten,  ihre  Beschäftigung  nicht  zu  \er1assen,  um 
die  48  Sluiulen  durch  eine  Strikc  /u  erz.wingcu,  und  dafs  sich  der 
(iewerkverein  an  der  Arbeitseinstellung  in  London  d.iher  nicht 
beteiligen  würde.  Der  Grund  dieses  Beschlusses  war,  dafs  unter 
den  Mitgliedern  der  flem  Verbände  <ler  Maschinenbau-  luid  SrhitT- 
baugewerbe  angeschlossenen  Ge\verk\"ercine ,  zu  dein  die  Ke^scl- 
schmiefle  gehören,  eine  geheime  Abstimnunig  im  ( lange  war,  durch 
die  die  hortlerung  einer  Woche  \on  5'.  4^  oder  45  Stunden  zur 
Entscheidung  stand,  und  dafs  vor  der  Beendigung  dieser  Abstim- 
mung (am  1.  September)  keine  Arbeitseinstellung  stattfinden  konnte. 
Einige  Male  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  die  Kesselschmiede  und 
die  mit  ihnen  verbündeten  Gewerbe  in  den  Strike  hineingezogen 
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werden  würden ,  aber  abf^esehen  von  einem  lokalen  und  schnell 
beendeten  Konflikt  in  Ost-London,  blieben  sie  von  dem  Kampf  un- 
berührt. Am  17.  Juli  veröffentlichte  der  Unternchmcrverl)and  eine 
Erklärung,  dafs  250  Finnen  aus^^esperrt  hatten,  aV)er  kurz  vor  dem 
Ende  des  Strikes,  waren  es  mehr  als  6üo.  hi  keinem  Zeitpunkt 
aber  waren  mehr  als  ein  Drittel  der  Mitglieder  der  (icseilschaft 
der  \'ereinigten  Maschinenbauer  an  den  Ausstand  beteiligt. 

Knde  August  war  die  Zaiil  der  hirmcn,  die  den  .Achtstunden- 
tag bewilligt  hatten,  auf  250  gestiegen.  Uaiui  kam  der  Wende- 
punkt. Mehrere  bedeutende  Firmen,  die  in  den  ersten  Stadien  des 
Strikes  die  Bewilligung  gemacht  hatten,  kündigten  ihre  Rückkehr 
zu  dem  Neunstundentag  an.  Keine  Seite  zeigte  die  geringste  Spur 
von  Nachgiebigkeit  Die  Unternehmer  waren  der  Ansicht,  daCs, 
sollten  besiegt  werden,  „die  Tyrannei  der  Gewerkvereine"  in 
der  Werkstatte  alle  Grenzen  überschreiten  wurde.  Die  Gewerk- 
vereine  dagegen  glaubten,  dafs  die  Unternehmer  entschlossen  wären, 
sie  zu  vernichten,  und  dafs  sie  jetzt  wirklich  für  das  Grundprinzip 
der  Gewerkvereinsoi^anisation  zu  kämpfen  hätten.  So  erklärt  es 
sich,  dals  beide  Parteien  den  Kampf  mit  grofser  Entschlossenheit 
und  unerschütterlichem  Mute  iiihrten. 

Das  Handelsamt  hatte  zwar  nicht^formelle  Verbandlungen  mit 
beiden  Parteien  anzuknüpfen  gesucht,  aber  die  Unternehmer  er> 
klarten,  da£s  sich  diese,  soweit  sie  in  Betracht  kämen,  nur  in  Form 
eines  kurzen  Privalgesprächs  zwischen  Colonel  Dyer  und  dem  Vor- 
sitzenden des  Handelsamtes  in  einen  politischen  Klub  abgespielt 
hätten.  Erst  im  Oktober  schritt  das  HandeLsamt  auf  Grund  seiner 
ihm  durch  das  Einigfim<,'s<:^eset2  (Conciliation-Act)  verliehenen  Befug- 
nisse ernstlich  ein.  Infolgedessen  fand  nach  Verlauf  eines  Monats 
zwischen  den  beiden  Parteien  eine  Konferenz  statt.  Die  Unter- 
nehmer unterbreiteten  gewisse  Bedingungen  als  ein  Ultimatum  und 
weiL^erten  sieh  iri^eruhvelclie  W-rkurzung  der  .Arbeitszeit  zu  be- 
willigen. l)ie  \*ertreter  der  .\rbeiter  wollten  diese  Bedingungen 
nicht  aiuu  linien.  erklärten  sich  ahi  r  bereit,  sie  ihren  Mitt^diedern 
zur  Abstimmung  vorzulegen,  I>.i>  geschah  und  sie  wurden  so  gut 
wie  einstimmig  abgelehnt.  Die  Konferenz  wurde  wieder  aufge- 
nommen, und  da  sich  die  ötTcntliche  Meinung  energisch  gegen  das 
Ultimatum  ausgesprochen  li.ilie ,  lielsen  sich  die  l  'nlernehmer  ZU 
einer  beträchtlichen  Heral)stimmung  ihrer  I'orderungen  herbei. 
Einer  der  Arbeiter\ertreter  erklärte  sogar,  dafs  sie  den  Arbeitern 
die  Annahme  der  Geschäftsleitungsbedingungen  empfehlen  würden, 
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wenn  die  Unternehmer  die  Arbeitszeit  verkürzen  würden.  Die 
Unternehmer  gingen  hierauf  nicht  ein,  und  bei  einer  zweiten  Ab- 
stimmung erklärten  sich  die  Arbeiter  mit  grofser  Majorität  auch 
gegen  die  Annahme  der  modifizierten  Bedingungen.  Unter  diesen 
Umstanden  wurde  die  Konferenz  nicht  for^esetzt  und  es  fo%te 
ein  völliger  Stillstand. 

Bis  Mitte  Januar  ereignete  sich  nichts  Bemerkenswertes,  um 
diese  Zeit  aber  zogen  die  Arbeiter  in  formeller  Weise  ihre  Forderung 
des  Achtstunden-Tags  zurück.  Das  Handelsamt  versäumte  es,  diese 
günstige  Gel^enheit  zur  Anberaumung  einer  neuen  Konferenz  zu 
benutzen.  Dennoch  ->(  liicn  es.  als  ob  die  Vermittlung  eines  Unbe* 
teil^;ten  den  Frieden  herbeiführen  k('>nnte,  und  da  die  Dienste  des 
Herausgebers  der  Daily  News  beiden  Parteien  annehmliar  \varen,  so 
trat  dieser  'Herr  als  Vermittler  auC  £r  brachte  einen  Kompromifs 
in  Vorschlag,  auf  Grund  dessen  am  nächsten  Tage  eine  Einigung 
erzielt  wurde,  welche  durch  Abstimmung  am  24.  Januar  die  Ge- 
nehmigung (k  r  Arbeiter  erhielt.  Damit  haben  wir  kurz  den  ri  sprung 
und  die  Geschichte  eines  höchst  merkwürdigen,  gewerbliclu  n  Kani]»fcs 
geschildert.  Auf  einige  seiner  hauptsächlichsten  Züge  müssen  wir 
indessen  noch  besonders  eingehen. 

Ohne  Zweifel  fiel  der  Sieg  der  stärksten  Partei  zu,  aber  die 
Unternehmer  gew.inneti  ihn  nicht  so  sehr  dank  ihrer  überlegenen 
Cieldmittel   als  dank  des  vorzüglichen  l''eldherrntalents  des  C  ulunel 
Dyer.    Auch  die  hührung  dei  Arbeiter  war,  l)es()nders  im  Vergleich 
mit  den  meisten,  früheren  .Strikes,  vortrefflich,  aber  die  der  Unter- 
nehmer war  die  un\  ergleichlich  glänzendste  irgend  eines  gewerb- 
lichen Kampfes.   Die  Arbeiter  waren  dort  am  schwädisten,  wo  die 
Unternehmer  am  stärksten  waren.   Das  war  im  Konferenzzimmer. 
Colonel  Dyer  war  ein  Meister  der  Dialektik  und  sein  Auftreten  war 
von  einer  so  bestrickenden  Liebenswürdigkeit,  dals  es  unwiderstehlich 
und  darum  um  so  gefährlicher  war.  Es  ist  nicht  überraschend,  dals 
die  Arbeiterführer,  die  ungeübt  an  eine  neue  Angabe  herantraten, 
einer  so  hohen  diplomatischen  Begabung  gegenüber  sehr  im  Nachteil 
waren.   Sie  hatten  auf  der  Aprilkonferenz  eine  Probe  von  der  Be- 
fähigung Colonel  Dyer's  erhalten,  die  sie  nicht  vergessen  konnten, 
und  die  sie  veranlaCste,  entschieden  auf  der  Ernennung  eines  neu- 
tralen Vorsitzenden  der  Konferenz  zu  bestehen.    Aber  die  Unter* 
nehmer  setzten  diesem  X'erlangen  einen  starren  Widerstand  entgegen 
und  erklärten,  dals  sie  sich  an  einer  Konferenz,  in  der  ein  Unbeteiligter 
den  Vorsitz  führe,  nicht  beteiligen  könnten.   Man  kann  sich  nach 
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einer  sorgfältigen  Durchsicht  der  Konferenzberichtes  nicht  des  Gefühls 
entschlagen,  das  ein  unparteiischer  Vorntzender  die  geistvollen  Ab- 
Schweifungen  des  Colonel  Dyer,  die  den  Arbeitern  so  gefährlich 
waren,  als  unverträglich  mit  der  Geschäftsordnung  verhindert  haben 
würde.  An  einem  einzigen  Beispiel  lafet  sich  zeigen,  wie  Colonel 
Dyer  durch  einen  geschickten  Gebrauch  der  Worte  die  Arbeiter 
vollständig  zu  entwaffnen  verstand.  In  dem  Vertragsentwurf,  welcher 
der  Konferenz  vom  Handelsamt  zu  Grrunde  gelegt  wurde,  verpflichteten 
sich  die  Unternehmer,  nicht  in  „die  legitimen  Funktionen  der 
Gewerkvereine"  einzugreifen.  Das  war  ein  ganz  bestimmter  Aus- 
druck.  Als  Jegitim"  werden  diejenigen  Funktionen  bezeichnet,  die 
die  gesetzliche  Sanktion  des  Gewerkvereinsgesetzcs  erhalten  haben. 
Am  ersten  Tage  der  Konferenz  gelang  es  den  Unternehmern,  an 
Stelle  des  Wortes  „legitim"  (Icgitimate)  das  Wort  „gebührlich" 
(proper)  zu  setzen.  Das  < tm  hien  den  Arbeitern  alseine  bedeutungs- 
lose Änderung,  da  sie  der  Ansicht  waren,  dals,  wns  „legitim"  war, 
auch  „gebührlich"  sein  müfste.  Aber  im  Laufe  der  X'crhandlungen 
trat  die  Wirkung  dieser  Aendeiung  deutlich  zu  Tage;  deim  die  Unter- 
nehmer erholien  Widers jjrucli  gegen  gewisse  I'"iiiikti(tneM  <1<t  f  iewerk- 
vereine,  die  vollständig  „legitim"  waren,  die  aber  von  ihnen  nicht 
als  „gebührlich"  betrachtet  wurden. 

Aufserhalb  des  Kontercii//.iinn\ers  füllten  die  Arbeiterführer 
ihren  Platz  in  ruhmhcher  Weise  aus ,  und  nüt  einer  einzigen  Aus- 
nahme kann  man  sie  nicht  beschuldigen,  schwere  taktische  Fehler 
begangen  zu  haben.  Ihre  Manifeste  waren  meistens  sehr  malsvoll 
gehalten  unil  (K  iinoeh  überzeugctid ;  ihre  Reden  waren  im  allge- 
meinen weit  mehr  darauf  berechnet,  das  Publikum  zu  gewinnen  als 
zu  beunruhigen,  und  ihre  Verdammung  der  Vergewaltigung  der 
Strikebrecher  erwarb  sidi  allgemeine  Billigung.  Am  höchsten  aber 
bewährte  sich  ihr  Scharfblick  in  der  Wahl  des  Achtstundentages  als 
der  Streitfrage  um  die  sich  der  unvermeidliche  Kampf  drehen  sollte 
Abgesehen  von  dem  negativen  Vorteil,  dafs  die  Maschinenfrage 
nicht  in  den  Kampf  hineingezogen  würde,  hatten  die  Führer  in  der 
Achtstundenfrage  ein  wirkungsvolles  Agitationsmittel  und  einen  Feld- 
ruf, der  bei  ihren  Mitgliedern  sehr  beliebt  und  bei  dem  allgemeinen 
Publikum  nicht  unbeliebt  war.  Viele  Gegner  der  gesetzlichen  Ein- 
führung des  Achtstundentages,  würden  eine  Verkürzung  der  Arbeit- 
zeit an  sich  gern  sehen.  So  wurde  den  Arbeitern  sogar  von  John 
Morley  eine  unerwartete  Sympathiebezeugung  zu  Teil.  Die  Sozialisten 
innerhalb  des  Gewerk\'ereins  —  deren  Zahl  nicht  gering  ist  —  wie 
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aufserhalb  desselben  beg'ün. stippten  die  Be\vc<:,aint^  aus  \erschiedcnen 
Gründen.  Obschon  der  j^röfstc  Teil  (ier  Su/lali^tl•ll  an  die  gesetzliche 
Einführung  des  Achtstundentages  glaubte,  sahen  sie  doch  ein,  dals 
ihr  Gewerkverein  einen  Kampf  auf  Leben  und  l  od  gegen  die  Unter- 
nehmer unternommen  hatte,  und  es  war  ihnen  lieber,  dafs  der  Ge- 
werkverein  aus  der  Wahl  des  Kampfobjektes  den  möglichst  grolsen 
\'orteil  ziehen  sollte,  als  dafs  in  der  Beachtung  ihrer  Theorieen  eine 
unbeugsame  Konseijucnz  bewiesen  würde.  Dagegen  klang  der  Segen 
vieler  anderer  nicht  sehr  erbaulich.  Diese  erklärten,  dafs  wenn  der 
Augenblick  und  sein  Rfifserfolg  nicht  beweisen  sollte,  dals  der  Ver- 
such, eine  Kürzung  der  Arbeitszeit  ohne  Anwendung  der  Zwangs- 
gewalt des  Staates  herzuführen,  vergeblich  sei,  wurde  wenigstens 
durch  die  Kosten,  die  der  Kampf  verursachen  wUrde,  bewiesen 
werden,  dafe  ein  derartiger  Versuch  nicht  sehr  zweckmaC^  ad. 
Ihnen  erschien  es  als  eine  geeignete  Gelegenheit,  um  die  Möglich- 
keiten eines  ökonomischen  Irrtums  zu  erschöpfen,  und  ihn  dadurch 
ein  für  alle  Mal  zu  beseitigen.  Früher  ging  die  Achtstunden- 
bewegung  entweder  aus  von  Gründen  der  Humanität  oder  von  der 
Theorie  ihres  volkswirtschaftlichen  Nutzens.  Aber  die  Letter  der 
englischen  Industrie  mifsachten  nationalökonomische  Theorieen  und 
sind  in  ihren  Geschäftsstunden  für  die  Vertreter  der  Humanität 
nicht  zu  sprechen.  Glücklicherweise  konnten  die  Arbeiter  den 
Nutzen  des  Achtstundentages  durch  Beispiele  persönlicher  Erfahrung 
belegen,  da  eine  Anzahl  Unternehmer  seine  Anwendung  erprobt 
hatten.  Seit  mehreren  Jahren  bestand  eine  tägliche  Arbeitszeit  von 
8  Stunden  in  den  gewefblichen  Betrieben  des  Kriegsministeriums, 
des  Marineministeriums  und  der  Post;  in  den  grofsen  Werften  an 
<ler  Themse,  in  den  Werken  der  Messrs  Mather  and  Platt <,  W.  Allan 
and  Co.,  James  Keith  and  .Sons  und  in  anderen  mustergültigen 
Maschinenfabriken.  In  dieser  Weise  konnten  die  Arbeiter  die  tr- 
fahnmg  zu  gimstrii  ihrer  Sache  sprechen  l.i>scn.  Ich  brauche  hier 
nicht  näher  auf  die  Resultate  dieser  Krfahrung  einzugchen,  da  John 
Rae  im  \  <>rliegen(k  n  Bande  dieses  .Vrchivs,  S.  i  t1".  tlie  Aussagen  der 
betreffenden  l 'nternehnier  in  vortrefflicher  Weise  zusammengestellt 
hat.  Die  Stellung  der  Arbeiter  wurde  noch  dadurch  hedeuiend  ver- 
stell  kt,  dafs  sie  nach  einer  ausdrücklichen  L'ebereinkunft  mit  der 
I  hames  Shipbuilding  Company  und  Messrs.  Mather  and  Platt  keine 
Forderung  auf  allgemeine  Annahme  des  Achtstundentages  stellen 
wollten,  bis  die  Resultate  der  Versuche  in  diesen  beiden  Betrieben 
sich  offenbart  hätten. 


Digitized  by  Google 


Der  Auntaad  der  engÜMfaen  MMchinenbauer.  639 

• 

Aber  abgesehen  von  der  Wahl  einer  iör  die  Arbeiter  günstigen 
Sache  als  Kampfobjekt  zeigten  die  Führer  auch  darin  ihre  Be- 
fähigung, dafe  ae  ihre  I-orderung  gerade  für  I.ondon  erhoben.  In 
I.oiidon  konnten  sie  geltend  machen,  dafs  durch  die  Ausdehnung 
der  Metropole  und  den  Umstand,  difs  die  Arbeiter  in  den  Vor- 
städten wohnen  müssen,  die  dreifache  Zeit  auf  den  Weg  nach  und 
von  der  Arbeit  verloren  ;^eht  als  in  der  Provinz.  Dazu  kommt 
noch,  dafs  zu  der  Zeit,  als  die  Forderung  erhoben  wurde,  die  Unter- 
nehmer des  Masch inenl>augewerbes  so  gut  wie  keine  Organisation 
in  London  bcsafsen. 

Der  Unternchmerverband  i,nng  nicht  ernstlich  auf  die  Achl- 
stundenfrage  ein,  die  die  Arheiter  zur  Diskussion  gestellt  hatten. 
Er  ignorierte  den  Krlahruii^shewcis,  der  sich  auf  die  vielen  F-.rfolge 
<les  Achtstundentages  berief,  und  er  ging  um  die  eigentliche  Streit- 
frage herum,  indem  er  die  ailgenuine  Behauptung  aufstellte,  dafs 
ilie  Verkürzung  der  Arbeitszi-it  tiie  rroduktniii.sko.slen  um  17*^,,  er- 
htVhen  würde,  um  dann  seim.'  ZutluiMit  zu  den  abt^estaiidiMic  11  Redens- 
arien vtjn  den  ( rci. ihren  ik  r  itsUi  nationalen  Konkurrenz  zu  nehmen. 
Ks  war  dieses  Verfahren  weniger  ehrlich  als  schlau.  Der  Zweck 
desselben  war,  den  Boden,  auf  welchem  der  Kampf  geführt  werden 
sollte,  zu  verlegen,  und  hierin  hatten  sie,  vrie  sich  später  zeigen 
wird,  entschiedenen  Erfolg. 

Der  eine  oben  erwähnte  taktische  Fehler,  den  die  Arbeiter- 
führer begangen,  bestand  darin,  da(s  es  ihnen  nicht  gelang,  den 
Anschlufs  des  „Verbandes  der  Maschinenbau-  und  Schiif^uge- 
wcrbe   des  Vereinigten  Königreichs"   zu  sichern.    Dieser  Ver- 
band umfaiste  alle  Gewerkvereine  der  Schif&baugewerbe  und  mit 
Ausnahme  der  Gfesellschaft  der  Vereinigten  Maschinenbauer  auch 
die  Grc werkvereine  der  Maschinenbauer.   Er  zahlte  180000  Mit- 
glieder.   Der  Exekutivausschuls  des  Verbandes  hatte  sich  schon 
fiir  die  Forderung  des  Achtstundentages  entschieden  und  hatte  die 
Frage  der  Abstimmung  seiner  Mitglieder,  die  am  I.  September  be- 
endet sein  sollte,  unterbreitet.    Ks  wurde  nun  angeregt,  daf^  der 
gemeinschaftliche  Ausschufs  den  äulscrsten  Schritt  eines  Strikes  in 
London  hinausschieben  sollte,  bis  das  Krgel)nis  dieser  Abstimmung 
.vorliegen  würde.    Hierauf  aber  wollten  die  Führer  nicht  eingehen. 
Nun  machte  der  W'rband  der  ( ieu  1 1  kvereinc  einige  W'ochrn  nach 
•dem  .Ausbruch  <Us  Strikes  den  XOrschlag,  (lai>  ihr  Maschinenbauer 
eine  gemein>rhaithclie  Konferenz  mit   ihm  und   den  l  rUernehmern 
zustande  bringen  sollten.    Auch  dieser  Vorschlag  wurde  abgelehnt. 
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Die  I'Olijc  war  eine  otlenbaie  iMilfreindun^  7Avischcn  den  beiden 
Organisaiionen  i)is  zur  Bcendif^ung  des  Kampfes.  I'iir  die  Sache 
der  Arbeiter  war  das  natürlich  ein  verliänf^iiisvoller  l  iusiaiKl.  1  )er 
aktive  und  moralisclie  Beistand,  den  der  Verband  den  Masclunen- 
bauern  hätte  leisten  ktninen,  wäre  sehr  ^rols  gewesen  und  hätte 
wahrscheinlich  einen  cntsclieidentlen  Kinlluls  auf  die  schliefslichc 
Beilegung  des  Strikeü  ausgeübt.  Bei  uberflächlicher  Betrachtung 
erscheint  das  Vorgehen  der  Afbeiterfiihrer,  wodurch  sie  den  Beistand 
der  verbündeten  Gewerkvereine  verscherzen,  unerklärlich. 

Für  diejenigen,  die  hinter  der  Bühne  standen,  war  die  Er> 
klärung  allerdings  einfech.  Die  Bedingung,  unter  welcher  der  Ver- 
band bereit  war,  den  Maschinenbauern  aktive  und  materielle  Hilfe 
zu  leisten,  war,  dafs  sie  sich  dem  Verband  anschliefsen  sollten. 
Dagegen  aber  haben  sich  die  Maschinenbauer  bestandig  gewehrt, 
da  sie  nach  dem  bestehenden  Vertretungsmodus  keinen  ihrer  Starke 
entsprechenden  Etnfluls  auf  die  Politik  des  Verbandes  gewinnen 
konnten.  Sie  würden  dadurch,  wie  sie  erklären,  in  einer  Ver- 
einigung  der  kleinen,  lokalen  Gewerkvereine  untergehen,  die  die 
Maschinenbauer  als  Gegner  betrachten,  da  beide  sich  um  dieselben 
Arbeiter  als  Mitglieder  bewerben.  Es  ist  das  eine  Schwierigkeit, 
die  der  Bildung  des  X'erbandes  gewöhnlich  im  Wege  steht,  die  aber 
nicht  unüberwinillich  ist,  und  es  wäre  die  Pflicht  der  Arbeitcrliihrer 
gewesen,  kein  Mittel,  das  zu  ihrer  Beseitigung  fuhren  konnte,  unver- 
sucht ZU  lassen.  Jetzt,  nachdem  der  Kami)f  beendigt  und  verlorefi 
ist,  werden  sicherlicii  grofse  und  erfolgreiche  Bemühungen  gemacht 
werden,  um  einen  umfassenden  \'erband  der  (tewerkvereine  des 
Schiffsbau-  und  Maschinenhaugewerbes  zu  gründen,  dessen  Liiitang 
dem  des  L'nterneinner\  erbandes  entsi)reclu'n  wird. 

Auch  die  Zurücknahme  der  Achtstundenforderung  hat  man 
i\Ir.  Barnes  und  si  incii  KollrL-^cn  als  t.iktischen  heiiler  zum  \"orwurf 
gemacht.  I)och  w.'hl  olme  Berechtigung.  Uie  Zurückn.ihnie  war 
dadurch  nntuiiulig  geworden,  dafs  zwei  der  bedeutentlslen  lokalen 
Gewcrk\  ei  eine  zusannnenschmolzen,  und  die  vorzeitige  Bekannl- 
maciiung  derselben,  ehe  sie  in  der  Konferenz  den  L'nternehmern 
gegenüber  di{)Inniatiseh  ausgenutzt  werden  konnte,  geschah  durch 
den  Verrat  eines  Delegierten  aus  der  Provinz.  Es  war  das  ein  Er«. 
eignis,  das  der  V'erlauf  des  Kampfes  mit  sich  brachte,  und  dem- 
gegenüber selbst  die  geschicktesten  Fcldherm  machdos  waren. 

Ganz  vortrcflriich  war  die  Leitung  der  Unternehmer  im  Kampfe, 
Indem  Colonel  Dyer  es  vermied,  sich  auf  einen  Streit  um  die 
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Achtstuiulenfrage  einzulassen ,  führte  er  in  ^beschickter  Weise  zur 
rechten  Zeit  einen  Flankeiianj^riff  aus,  inilcni  er  eine  Reihe  von 
Anklagen  wegen  ungerechtfertigter  Kiiunischung  des  Gcwerkvereius 
in  die  Ix'itung  der  Werkstätten  bekannt  inachte.  Er  unterliefs  es 
dabei,  irgend  welche  Namen  oder  nähere  He/.eichnungen  anzugeben, 
soiiafs  dem  (iewerkverein  keine  ^hJglichkeit  einer  Widerlegung  ver- 
blieb. \'or  einem  (iericht  würden  die  Anklagen  nicht  als  bc- 
iastenties  Zeugnis  gegolten  haben,  und  ein  unparteiischer  Vorsitzender 
der  Konferenz  würde  wahrscheinlich  ihre  Zurücknahme  oder  einen 
ausfUhrUchen  Beweis  verlatigt  haben.  Aber  sie  erfüllten  ihren  Zweck. 
Jede  einzelne  Beschuldigung  war  so  geschickt  abgefiifst,  dafs  sie  auf 
das  Publikum  den  Eindruck  der  Zuverlässigkeit  machte,  und  ihre 
Auswahl  war  ganz  geeignet,  die  öffentliche  Meinung  gegen  die 
Gewerkvereinc  einzunehmen.  Sie  erschienen  aufserdem  in  so  knapper  * 
Fassung,  dafs  sie  leicht  zu  lesen  waren  und  weit  verbreitet  werden  . 
konnten.  Einige  Auszüge  sollten  eine  Probe  dieser  Beschuldigungen 
geben  und  zeigen,  welcher  Art  die  Grründe  waren,  die  den  Zorn 
der  Unternehmer  gegen  die  Gewerkvereine  herautbeschworcn  hatten. 

Mafsregcln  geL,'en  Werkführcr. 

„I'-ine  l'irnia  der  Stadl  iiull  berichtet.  (lal>  cm  l  iiltrwerktührer, 
der  eines  Abends  zui ückgcl)lieben  war,  uiu  die  Beendigung  einer 
kleinen  Arbeit  zu  beaufsichtigen,  von  dem  (iewerkverein  mit  3  <£ 
bestraft  wurde,  weil  er  Ucbcrzeit  gearbeitet  habe. 

Eine  schottische  Firma  berichtet,  dals  sie  einen  Werkfuhrer 
hatten,  der  vor  dem  Strike  selbst  mit  Hand  anlegte,  um  die  Arbeit 
zu  fordern.  Dadurch  zog  er  sich  einen  Verweis  des  Gewerkvereins 
zu,  und  als  die  Aussperrungskündigungen  bekannt  wurden,  wurde  ihm 
gesagt,  dals  er  sich  in  Acht  nehmen  sollte.  Infolge  dieser  viel- 
sagenden Warnung  hat  er  seitdem  nicht  mehr  selbst  mitgearbeitet. 

In  einem  anderen  Falle  erhielt  ein  Werkfuhrer  eine  Vorladung 
vor  den  Distriktausschufs  des  Gewerkvereins  mit  dem  Vermerk,  dals 
er  bei  Nichterscheinen  in  Strafe  verfallen  würde.  Er  erschien  und 
sagte  spater,  dafs  er  sämtlicher  Vergehen  mit  Ausnahme  des  Mordes 
beschuldigt  worden  wäre.  Er  wurde  zu  einer  Strafe  von  3  ver- 
urteilt,  weil  er  zuviel  Arbeit  sellist  verrichtet,  weil  er  Maschinen  in 
Gang  gesetzt  und  weil  er  Lehrlinge  angewiesen  habe." 

Beschränkungen  der  Produktion. 

„Eine  Firma  in  Nordengland  hatte  vor  dem  Strike  zwei  Ge- 
werkvereinler  an  einer  grofsen  Maschine  angestellt.   Seit  dem  Aus- 
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briich  des  Strikcs  verricliu  t  ein  Uursche  von  18  oder  ic)  Jahren 
dieselbe  Arbeit  mit  demselben  Erfolg  wie  die  beiden  Gewerkvcr- 
einler  zusanitiieii. 

Kine  schotli.sclR-  l'irnia  -«tciite  nach  dem  Ausbruch  des  Strikcs 
einen  Arbeiter  an  einer  I)rehl)ank  an,  der  sofort  12  Sät/c  in  26 
Stunden  ferli;4slellte.  Das  höchste  Resultat,  tlas  der  besser  ;^el<.hnte 
Gevverkvereinier  bei  ^enau  derselben  Arbeit  an  derselben  Maschine 
erzielt  hatte,  war  18  Sätze  in  41  Stunden. 

Kine  b'irma  111  Oldhani  berichtet,  ilals  für  eine  Ma«  hiüt:.  die 
kurz  vor  dem  Strike  <^'ebaut  war,  719'..  Stunden  j^'e^en  eniei:  an 
Gewerkvereinler  zu  /ahlenticii  Lohn  \-on  lO  /'  3  sh  4  d  gebucht 
waren,  l'ür  ^enau  dieselbe  Maschine,  ilie  iiaeli  dem  Au>bruch  des 
.Strikes  von  Xicht^^ewerkvereinlerti  und  Lehrlingen  j^ebaut  wurvlc. 
wurden  bei  tjlcicii  ^uter  Arbi  it  494  .stunden  j^ej^en  einen  Lohn  wm 
10  £  o  sh  II  d  ^'cbuelit,  sodals  225 ',3  Stunden  und  an  Lohn 
41,5  "  „  j^espart  wurden." 

Der  Betrieb  der  Ma.schincn. 

„Kine  l^irnia  in  l';iislc\-  führti'  cim-  neue  Masehiiu'  ei?  ui.d 
lehrte  eineti  Dreher,  der  Mitglied  des  ( lew  erk\ ereins  war,  flen  Ik-irii  !> 
derselben.  Nach  einiger  Zeit  erklärte  de?  I  )rcher  dem  Werkmeister, 
dals  er  ein  Dreher  sei  um!  kein  M  i-^  Iniiist .  und  dafs  er  zu  seiner 
früheren  .Arbeit  /uriiekkehren  wolle.  D.um  überliels  n>an  die  .\rbeit 
einem  antlreti  Matni,  der  sie  nach  weiÜL^en  Stuntlcn  aus  dem-ellK  ii 
(irunde  auftjab.  Schlielslich  wurde  ein  Tagelöhner  angestellt,  der 
.sieben  Jahre  bei  der  .\rbeit  blieb. 

Füno  Firma  in  Hull  wurde  .luf^'elonlert,  Mascliinen.  die  durch 
W  .(^-^«.rkraft  j^etrieben  \\  unlen  ,  von  ( iewerkv  ereinlern  bedienen  zu 
lassen,  während  dieselbe  .Arbeit  in  andren  Fabriken  \on  ra^eli'ihnern 
\erri(  htet  wird.  Sobald  --ie  <lie  .Arbeit  erhalten  hatten,  verlangten 
sie  eine  Mein  1  )e/.,iiilun'^^  \i>n  2  >h  die  Woche. 

Kine  Firma  des  Nordwestens  berichtet  \(>n  einem  erk>>tatten- 
verwalter",  der  >eiiu  eigene  bohrin.i>chine  verliefs  und  in  der 
L'anzen  l'abrik  sich  lierinntrieb.  So  k.un  er  einmal  in  einen  ''anz 
anderen  Teil  der  l'altrik  untl  suchte  einen  Nicht5::^ewerk\ereni!cr  zu 
überreden  (oder  zu  zwin^^en),  bei  tlem  Betrieb  >einer  Maschine  den 
Wt  isungen  des  VV'erkführers  entgegenzuhandeln.  Die  Folge  davon 
war,  dafs  der  Maschinist  nur  die  Hälfte  der  Arbeit  fertig  stellte 
als  sonst" 
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Der  Hauptgrund  jcciocli  iür  die  \icdcrl;it;e  ik'r  Arbeiter  war 
die  Festigkeit  in  den  Reihen  der  Unteniehiiier  bis  zur  Beendigung 
des  Kampfes.  Eine  solche  Einigkeit  der  Unternehmer  von  gleich 
langer  Dauer  war  in  England  zuvor  nie  erlebt  worden.  Es  hatte 
diese  merkwürdige  Erscheinung  verschiedene  Ursachen.  Der  Be- 
weggrund der  meisten  Firmen  war  allerdings  der  aufrichtige  Wunsch, 
durch  eine  Beschränkung  der  Gewerkvereinsmacht  groCsere  Freiheit 
in  ihrer  Geschaftsleitung  zu  erlangen.  Diesem  Zweck  zuliebe  waren 
sie  bereit,  last  jedes  Opfer  zu  bringen.  Viele  kleine  und  unbe- 
mittelte  Firmen  wurden  durch  reichliche  Unterstützungen  in  ihrer 
festen  Haltung  bestärkt  Andere  wurden  zum  Anschluß  durch  Be- 
drohung mit  dem  Boykott  gezwungen.  In  dieser  Weise  wurde  die 
Beeinflussung  aufserordentlich  weit  getrieben.  Die  Firma  A.,  z.  B., 
weigerte  sich  entschieden,  die  Aussperrung  zu  verhängen.  Darauf 
teilte  ihr  die  Firma  B.,  einer  ihrer  gröfsten  Kunden,  mit,  dafs  sie, 
wenn  die  Firma  A.  auf  ihrer  Weigerung  bcliarre,  ihr  die  Kundschaft 
entziehen  müsse,  denn  die  Inrnia  C,  grofse  Rheder,  hätte  der 
Firma  B.  erklärt,  dafs  sie  einige  in  Aussicht  gcstelhe  Aufträge 
anderweitig  vergeben  würde,  wenn  B.  niciit  den  gewünschten  Druck 
auf  A.  ausüben  würde,  und  C,  würde  /u  diesem  Scliritte  aus  ähn- 
Uchen  Gründen  von  Mitgliedern  des  l  nternehmerverbandes  gedrängt. 
In  einem  anderen  Falle  wurde  ermittelt,  dafs  eine  gewisse  Bank 
auf  den  Besitz,  einer  Maschinenfabrik,  die  sich  der  Aussperrung 
nicht  anschlieisen  wollte,  eine  H\])otliek  habe.  I*]irizeliie  Kunden 
des  Verbands  veranlafsten  die  Hank,  der  betreffenden  birma  zu 
drohen,  dafs  sie  die  Hypothek  kündiL^en  würtle,  weini  diese  der  Auf- 
forderung des  \  erbandes  nicht  naciikiiininen  würde. 

Natürlich  erwartete  keine  der  Ijcideii  Parteien,  dafs  ihr  (iegner 
den  Kampf  so  lange  auslialten  winde.  Die  Beamten  des  Unter- 
nehmerverbandes berechneten,  dafs  das  V^ermögen  des  (iiwerk- 
vereins  nicht  länger  als  bis  Ende  Oktober  reichen  würde.  .Aber  es 
war  bei  dieser  Berechnung,  wie  bei  der  berüchtigten  Verurteilung 
des  Gewerkvereins  in  1867,  der  wichtige  Faktor  der  freiwilligen 
Umlage  ganz  aufeer  Betracht  gelassen,  wodurch  die  Genauigkeit,  der 
Schätzung  natürlkh  stark  beeinträchtigt  wurde. 

Die  wirklichen  Kosten  des  Kampfes  lassen  sich  nicht  leicht 
feststellen.  Für  die  Arbeiter  lä&t  sich  wohl  ein  annähernd  Weherer 
Anschlag  machen.  Die  folgende  Tabelle  ist  von  mir  nach  ein- 
gehender Untersuchui^  zusammengestellt  worden: 


Digilized  by  Google 


644 


Clement  Edwards, 


Verluste  der  Arbeiter. 

Löhne  —  70000  Mann  zn  30  sh.  flir  31  Wochen  3  «55  000 

StrikeuntiTstützung  fdurch  die  verbündeten  Gewerke) 

40000  Minni  /u  12  üb.  6  d.  Hir  31  Wochen    ,    £  77$**^ 
Gezahlt  au»  den  Mitteln  der  an- 
gesammelten Kapitalien  ,   .   ,    £  285000 
Umlagen  vnd  lanfende  Beitiige  .  300000 

Anleihen   30  000 

Oeffentliche  Saounlmigen   ....       1 70  ono 

e  785000 

\  crwandte  Gewerkvereine  gelernter  Arbeiter  .  .  lOOOOO 
Gewerkvereine  ungdemter  Arbeiter   S**ooo 

925  000 

Private  Enpanisse   3  >o 

£  4680000 

Interessant  ist  es,  dafs  Deutschland  zu  den  ött'entlichcn  Samm- 
lungen 1 5  000  beitru«^^  Die^ei  ßeitrag  ist  ungefähr  das  Fünffache 
der  Summe  aller  anderen  ausländischen  Beiträge. 

Es  sind  dagegen  keine  zuverlässigen  Angaben  \orhanden,  nach 
denen  man  die  von  den  l'ntcrnehmern  erlittenen  Verluste  ab- 
schätzen könnte.  Alles  was  sich  feststellen  läfst,  ist  eine  Schätzung 
des  den  Unternehmern  entgangenen  Rohertrags.  Im  allgemeinen 
betragen  die  Löhne  ein  Drittel  des  Gesamtwertes  (nicht  der  Pro- 
duktionskosten) der  Maschinenbauprodukte.  Der  Verlust  an  Lohnen 
belief  sich,  wie  gesagt,  auf  3  25 5  000  jf.  Der  Gescbäftsveriust  wird 
sich  demnach  auf  6500000  £  berechnen  lassen.  Von  dieser 
Summe  sind  aber  die  Arbeitsleistungen  der  Nichtgewerkveretiüer 
—  wahrscheinlich  12  %  —  in  Abzug  zu  bringen.  Danach  stellt 
sich  der  entgangene  Rohertrag  auf  5  696 000  £,  Der  verlorene  Rein- 
ertrs^  dagegen  lälst  sich  nicht  abschätzen,  da  keine  Anhaltspunkte 
für  die  Bestimmung  des  Untemehmergewinnes  g^eben  sind.  Auch 
UUst  sich  nicht  ermitteln,  welcher  Teil  der  Arbeit  nur  au%eschoben 
worden  ist,  um  in  einer  sonst  freien  Zeit  gethan  zu  werden,  und 
welcher  Teil  der  Aufträge  den  Unternehmern  absolut  entgangen 
ist  Aber  selbst  im  günstigsten  Fall  mufs  ihr  Verlust  als  sehr  grois 
angenommen  werden. 

Zu  den  volkswirtschaftlichen  Kosten  mufs  auch  die  völlige 
Störung  des  S(  hifri)au planes  der  Regierung  gerechnet  werden. 
\''iele  Schiffe  und  Maschinen,  die  im  vorigen  Jahre  vollendet  und 
al)geliefert  werden  sollten,  werden  erst  nach  mehreren  Monaten 
fertiggestellt  werden  können,  obschon  die  Nichteinhaltung  des  kon- 
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traktliclien  Terniines  mit  hohen  Geldstrafen  belegt  ist.  Das  Marine- 
ministeriuni  ist  zu  dem  Eriafs  dieser  Strafen  ermächtiget,  falls  die 
Verzögerung  durch  einen  Strikc  in  dem  Betriebe  des  Submittenten 
verursacht  ist.  Diese  Angelegenheit  harrt  noch  der  endgiltigen 
Entschcidutig,  .iber  Mr.  Goschen  hat  schon  erklärt,  dafs  er  den 
Lockout  als  Strike  betrachtet,  und  er  hat  angedeutet,  dals  den 
Firmen  in  Glasgow,  die  aus  eigener  Initiative  ihre  Leute  ausge- 
sperrt hatten,  um  den  Londoner  Finnen  in  ihrem  Kampf  gegen  die 
Gewerkvereinc  beizustehen,  die  Strafe  geschenkt  werden  solle.  Ein 
derartiger  Besdilufs  wäre  allerdings  höchst  seltsam;  denn  es  würde 
danach  die  Strafandrohung  wegen  Nichterfüllung  der  kontrakdichen 
Pflichten  keine  Bedeutung  mehr  haben.  Die  Erklärung  aber  liegt 
darin,  daCs  der  Unternehmerverband  eine  su  machtvolle  Organisation 
ist,  als  dals  die  g^nwärt^e  R^erung  g^;en  seine  Mitglieder  mit 
Strenge  vorgehen  konnte.  Das  zeigt  sich  in  dem  Ursprung  und 
der  Ausfuhrung  des  Marineprogrammes  der  R^erung.  Mit  atem- 
loser Hast  hat  sie  über  Millionen  für  die  Flottenvergröfserung  ab- 
stimmen lassen,  da  „auswärtige  Gefahren  drohten",  und  dann  hat 
sie  in  Gemütsruhe  es  geschehen  lassen,  dafs  die  Unternehmer  sich 
über  die  Einhaltung  ihrer  kontraktlichen  Termine  hinwegsetzten. 
Noch  augenscheinlicher  aber  offenbart  sich  dieses  Verhältnis  in 
dem  Zaudern,  mit  dem  der  Präsident  des  Handelsamtes  das 
Einigungsgesetz  in  Wirksamkeit  treten  Hefe.  Er  ist  offiziell  erst  ein- 
geschritten, als  der  Kampf  schon  vier  Monate  im  Gail^e  war  und 
dann  auch  erst  infolge  einer  energischen  Aufforderung  der  öffent- 
lichen Meinung.  Das  Gesetz  giebt  ihm  allerdings  eine  diskretionäre 
(icwalt,  aber  sein  verspätetes  Handeln,  die  Gleicligiltigkcit,  mit  der 
er  die  Dinge  nach  dem  Scheitern  der  Konferenz  ^a-hen  liefs,  und 
seine  Weigerung,  seine  volle  gesetzliche  Autorität  geltend  zu 
machen  —  all  das  hat  eine  nicht  unverdiente  Kritik  gefunden, 
die  dazu  führen  kann ,  das  Linigungsgesetz  in  der  Weise  zu 
v'erbes>ern,  dafs  das  Einschreiten  des  Handelsamtes  mit  griilserer 
Siciierlieit  und  unabhängig  von  der  politisclieii  Macht  einer  der 
beiden  Parteien  erfolgt.  Von  der  Beilegung  selbst  läfst  sich 
mit  Gewifsheit  sagen,  dafs  sie  zu  der  Sorte  von  Beilegungen 
gehört,  die  niciits  beilegen.  Die  l'orderung  des  Achtstundentages 
ist  nur  vertagt  worden,  und  sie  wird  sicher  wieder  erhoben  werden, 
sobald  sich  die  Maschinenbauer  etwas  erholt  haben.  Beiläufig  wird 
natürlich  das  Scheitern  eines  so  gewaltigen  Versuches,  die  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  durch  Selbsthilfe  zu  erlangen,  die  Partei 
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bedeutend  stärken,  die  sie  auf  dein  We^e  der  Gesetzgchunir  herbei- 
führen will.  Inbetreff  der  anderen,  tieferliec^endcn  Schxvierii^kcilen 
zei^t  eine  sorc^fälti^c  Analwsc  der  I-Vicden.sbcdin^unf^en,  dals  sie  iti 
keiner  Weise  geeignet  sind,  in  drr  Zukunft  neue  Konflikte  /.u  ver- 
hüten. Der  Friedensscliluls  ist  euier  jener  eigciilunilichcn  \'erträge, 
wodurch  zwei  diametral  entgegengesetzte  Prinzipien  angenommen 
werden.  Die  Unternehmer  kämpften  für  die  Freiheit  des  individuellen 
Arbeitsvertrags,  das  sie  als  das  beste  Mittel  anpreisen,  die  neuen 
Produktionsverhaltmsse  und  die  Art  der  Arbeitslöhnung  in  Einklang 
zu  setzen.  Dadurch  würde  die  Autorität  der  Grewerkvercine  in  den 
Werkstatten  vernichtet  werden.  Das  Publikum  sah  dies  ein  und 
erhob  einen  lauten  Protest  Infolgedessen  willigten  die  Unternehmer 
ein,  das  gerade  entgegengesetzte  Prinzip  anzunehmen.  Sie  haben 
nämlich  das  Prinzip  des  Kollektivvertrags  mit  den  Gewerkvereinen 
unter  Vorbehalt  ihres  Rechtes  auf  den  Individualvertra^  Mge- 
nommen.  Es  sind  also  beide  —  der  Kollektivvertrag  und  der 
Individualvertrag  zur  Annahme  gelangt!  Die  Beilegung  hat  daher 
das  wichtige  Problem  völlig  ungelöst  gelassen,  das  die  Anpassung 
der  Arbeitsverhaltnisse  an  die  neuen  und  noch  wechselnden 
Produktionsprozesse  sucht.  Der  l/ntcrnehmerverband  w  ir  in  der 
That  des  erschöpfenden  Kampfes  herzlich  müde  geworden,  und  er 
war  schließlich  gern  bereit,  auf  jede  Bedingung  einzugehen,  die 
als  eine  Benachteiligung  des  Feindes  und  als  ein  Sieg  der  Unter- 
nehmer gedeutet  werden  konnte.  So  gab  er  denn  auch  willig  seine 
Politik  des  „Hin  für  alle  Mal"  („thorough")  auf,  und  so  erklären  sich 
die  kontradiktorischen  Bedingungen  des  PViedensschlusses. 

Die  einzige  Hoffnung  für  die  Zukunft  liegt  in  dem  rni>tand, 
dafs  /\rl)eiter  und  Arl)eitgeher  gr^^'enseitig  das  Mafs  ihrer  Kraft  ent- 
deckt haben.  Ks  ist  dadurch  schon  ein  gesunder  Geist  gegen- 
seitiger Achtung  erzeugt  worden.  Die  l 'nternchnier  sind  zu  der 
Finsicht  gebracht  worden,  dals  sie  den  Kollektivvertrag  nicht  be- 
seitigen können.  Die  ( lewerkx  ereine  haben  gelernt,  dafs  sie  ihre 
alte  Politik  der  Produktionseinsclnänkung  unter  den  veränderten 
Verhältnissen  der  V'olkswirtschaft  nicht  aufrecht  erhalten  k  üuien. 
Ks  wird  daher  im  Interesse  beider  Parteien  liegen,  au->  den  un- 
vereinbaren Bedingungen  des  Friedensschlusses  eine  sichere  Grund- 
lage für  die  friedliche  Losung  derjenigen  Probleme  zu  bilden,  die 
zu  dem  Kampfe  geführt  haben,  besonders  nachdem  sich  so  deutlkrh 
gezeigt  hat,  daüs  eine  Entscheidung  von  der  Anwendui^  des  Ivutalen 
Faustrechts  nicht  zu  erwarten  ist. 
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Die  Statistik  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  der 
Arbeiter  in  Oesterreich  fUr  die  Jahre  1890 — 1895. 

Von 

Prof.  Dr.  HEINRICH  RAUCHBERG 
n  Png. 

Ucbergrolsen  Gewitni  hat  sich  die  Sozialstatistik  von  den  sozialen 
VcrsichcriMi^sgesetzen  des  Deutschen  Reiches  und  Oesterreichs  ver- 
sprochen. ')  Aber  nur  in  geringem  Mafse  sind  ihre  Erwartungen 
eingetroffen.  Die  Arbeitor\'crsicherung  hat  zwar  inannigfache  Be- 
Kihruiigs|nniktc  mit  der  Sozialstatistik ;  allein  sie  tritt  an  ihre  Objekte 
iedighch  im  hilrrcs.sc  der  X'crwaltungsaufgabcn  heran,  die  t^rnfs 
und  schwierig  genug  sind,  um  es  zu  reclitfcrtigen ,  wenn  sie  nicht 
auch  mit  Liebesdiensten  für  die  Statistik  sich  belasten  will.  Aber 
auch  die  Krhebungen,  welche  die  Arbeiterversicherung  in  ihrem 
eigenen  hiteresse  vornimmt,  entsprechen  nicht  durcliaus  den  An- 
sprüchen der  statistischen  Metliodologie,  und  die  X'erarbeitung  ihrer 
iMgel)iiis>e  verwertet  nicht  alle  Hilfsmittel  der  statistis(Mien  Technik.  ') 
Trotz  der  Hcschränkung  auf  die  W^rwaltungs/.wecke  wäre  die  sta- 
tistische Ausbeute  befriedigender  ausgefallen,  wenn  man  den  Rat' 
schlagen  der  Sozialstatistik  besseres  Gehör  geschenkt  hätte.  Gleich- 
wohl thut  diese  letztere  Unrecht,  wenn  sie  sich  nunmehr,  gleichsam 
schmollend,  abseits  hält  und  von  den  statistischen  Ergebnissen  der 


*)  Vergleiche  hittsichtUeh  des  Deutschen  Reiches  die  nhlreichen  VeröflRent- 
licfaiingen  von  Georg  v.  Mayr,  imbestmdere  Arbeitenrersidieraiig  und  Sosial- 
Statistik  im  Jahrsat«  1888  dieses  Archivs,  Ar  Oesterreich  Ertl,  Sociale  Verriebe- 
rang  und  Statistik  in  Ocstcrn  idi,  Jahrgang  1890  diescs  Archivs. 

•)  V'tTjjleiflx-  iii-.l)t  si)ncl«Tc  den  Aufsatz:  Die  österreichische  Arbeiter- L'nfallver- 
bicht-riin^  und  di>- s<>/iulstutistik  von  Dr.  Walter  Schiff.  Allgemeines  statistisches 
Archiv,  III.  »d.,  S.  66  ff. 
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Arbeitcrvcrsichcrun^  so  auffallctKl  weiii^  Xoti/.  nimmt.  Denn  srhon 
an  und  lur  sich,  nicht  erst  durch  iiirc  Leistungen  tur  die  Hrkuiulunj^ 
sozialer  Zustände,  bildet  sie  eines  der  allerwichti^stcn  (Objekte  der 
Sozialstatistik.  Aber  auch  die  Aufschlüsse  sind  nicht  gering  an- 
zuschlagen, die  darüber  hinaus  nach  mancher  Richtung  hin  gewonnen 
werden  können.  Freilich  nicht  ohne  weiteres.  Denn  in  den  Aus- 
weisen  der  sozialen  Versicherung  stellen  sich  die  Dinge  nicht  vom 
Standpunkte  freier  Forschung  sondern  spezieller  Verwaltungsau%aben 
aus  gesehen  dar.  Ihre  sonalstatistische  oder  -politische  Deutung 
setzt  daher  genaue  Kenntnis  der  Technik  und  die  praktische  Be- 
wahrung dieser  Verwaltung  voraus. 

Die  Statistik  der  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reiches 
bildet  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  einen  stehenden  Artikel 
dieses  Archivs.  Nunmehr  soll  auch  die  Berichterstattung  über  die 
Ergebnisse  der  Österreichischen  Arbeiterversicherung  au%enommen 
werden.  Sic  wird  fernerhin  r^elmälsig  fortzufuhren  sein.  In  Oester- 
reich steht  das  Krankenversicherungsgesetz  seit  dem  i.  August,  das 
Unfallsvcrsicherungsgesctz  seit  dem  i.  November  1889  in  Kraft.' 
Die  statistischen  Ausweise  beginnen  mit  dem  Jahre  1890.  Sie  sind 
enthalten  in  den  „.Amtlichen  Nachrichten  <\v>  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern,  betreftend  die  Unfallversicherung  und  die  Krankenversicherung 
der  .Arbeiter."  Die  Veröffentlichung  erfolgt  gewöhnlich  erst  gegen 
ilas  Ende  des  zweiten  Jahres  nach  dem  Rerirht.sjahrc.  Finde  1897 
lagen  mitbin  erst  die  Daten  für  1895  vor.  Also  haben  wir  es  bei 
dieser  erstmaligen  Bearbeitung  mit  den  Materialien  für  6  Jahre  zu 
thun.  -) 

'1  Die  allßemrin«  Iiivalidität-s-  und  Unfallsversichcrmi;;  i-t  in  <  )i  >t -'r-  i«  h  bo- 
kannilicb  noch  nicht  eingeführt.  lilol's  die  Bergarbeiter  Ix'.sitzcn  in  den  Brudcriad«n 
eine  obligatorische  Organisation  dafUr. 

*)  Die  Bergwerksbnadcrhden,  irdche  die  1  räg<  r  aller  Zweige  der  soziales 
Venichennig  ftr  die  BergAiliciter  nnd,  wurden  in  die  nachfolgende  Dantellvng  aiclit 
mit  cinbeaogen.  1895  bestanden  bei  denselben  239  Krankenkassen  mit  147843  ver- 
sicbenmgspflklitigen  Mitgliedern  und  264  Provisionskassen  mit  136790  Tollbeiedi* 
tigten  und  134OI  minderbereclitigten  Mitgliedern,  wo/.n  ikkIi  235603  anspruch*- 
berechtigtc  Weiber  und  Kinder  kommen.  Die  Kinn.ilim.  11  der  Krankenk;uii.en  b<  - 
trugen  im  Jahre  1825H3;  Kl.  Die  Ausgaben  i6S26.j7  Fl.  Ihr  Vermögen  b<?]i.f 
sich  auf  6;7048  Fl.  Es  wurden  121218  KranklKitsta.nr  inil  l  (»04016  Krankheit»» 
tagen  und  1473  Sterbefälle  angemeldet.  Die  Provihionskai»i>cu  nahmen  1895  4,9  Mill.  Fl. 
ein  and  lahlten  3,4  MilL  FL  aus.  Der  Knrswert  ihres  Vermögens  betrug  25,8  BGIL. 
was  eine  Quote  von  301,36  Fl.  auf  ein  voUberecbtigtes  ergiebt    13  387  ehemalige 
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A.  Unfallversicherung. 

I.  Organisation.  In  Oesterreich  ist  die  Unfallversicherung 
der  Arbeiter  bekanntlich  territorial  organisiert  Es  bestehen 
7  Versicherungsanstalten:  in  Wien  för  Niederösterreich ,  in  Salz- 
burg fiir  Oberösterreich,  Sakburg,  Tirol  und  Vorarlberg,  in  Graz 
(ur  Steiermark  und  Kärnten,  in  Prag  für  Böhmen,  in  Brünn  fiir 
Mahren  und  Schlesien,  in  Triest  iiir  das  Küstenland,  Krain  und 
Dalmatien,  in  Lemberg  für  Galizien  und  die  Bukowina.  Aufser- 
dorn  besteht  auf  Grund  des  §  58  des  Unfall  Versicherungsgesetzes 
die  berufs^enossciischaftliche  Unfallversichcrungsanstalt  der 
österreichischen  Eisenbahnen.  Das  Personal  sämtlicher  Anstalten 
bestand  1895  aus  451  Personen,  darunter  204  Hilfsbeamte;  der 
Aufwanil  hierfür  betru;^  386601  Fl.  Die  An^iihl  der  Mitglieder  des 
Vorstandes  wir«!  'iurch  das  Statut  jeder  Versicherungsanstalt  be- 
stimmt'),  tlii'  ( )r^;uiis,iti()n  der  Schiedsgerichte  ist  gesct/.Iicli  fest- 
gelegt i  die  Statistik  liat  somit  keinen  Anlals,  sich  damit  zu  befassen. 

II.  \' e  r  si  ch  e r  u  n  gsbestand.  Wir  haben  es  hier  haupt* 
sächlich  mit  tlreierlei  An^^ahen  zu  thun:  über  die  Zahl  der  ver- 

herten  Betriebe,  über  durchschnittliche  Zahl  der  versicherten 
Personen  und  über  die  anrechenbare  Lohnsumme.  Ucbcr  die  Ent- 
wickeluM'^'  dieser  drei  Momente  während  der  Berichtsperiode  erteilt 
die  nachstehende  Ucbersicht  Auskunft: 


Zahl  d.  r  Bctri 

e b c  am  Jahresschlüsse. 

im 

jjcwi-rblichc 

landwirtschaftliche 

Zusammen 

Jahre 

Betriebe 

Betriebe 

1890 

53193 

78133 

131  336 

1891 

58386 

86923 

145309 

189A 

61645 

88588 

150233 

1893 

6444» 

95916 

'60357 

1894 

66  6»)o 

125  33*^ 

192  026 

ii>V5 

81  S»6 

»34257 

2>5  773 

Mitglieder,  15  331  Witwen  und  10205  Waisrn,  /.usaunnen  38923  I'crsoncn  standen 
im  l'ruvihiunsbc^ugc.  i  895  ■«iud  1 940  neue  Invaliditätsflille  und  3209  Sterbefalle 
eingetreten.  In  den  vontebenden  Daten  sind  die  Kassen  der  Knmschen  Salinen 
sowie  die  Bmderladen  der  Erdul>  und  Erdwacbs-Bergbaue  in  Galinen  nicht  mit  ent> 
halten. 

Das  von  der  Regierun«  herausgegebene  Musterstatut  siebt  18  Mitglieder  vor. 
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Versicherte  Personen  im  Jahresdurchschnitte. 


im 

in  gewerblichen 

in  kndwiitschaftticben 

im 

juire 

oeuienen 

oeineoen 

ganxen 

«933«4 

33S494 

1  s^ft  010 

titAt 

9575*5 

413238 

«  3"9  /  "3 

1 003  306 

377  575 

1893 

1  070428 

395  842 

I  466270 

1894 

I  124675 

473729 

l  ^08  404 

1895 

I  381307 

495  887 

1  877  194 

Lohnsumme  in  Millionen  Fl.  ö.  W. 

im 

gewerbliche 

landw  i  rt  sctia  ftl  iche 

snaammen 

Jahr«- 

Betriebe 

H.-Irii'bc 

1890 

235,26 

1,68 

23^-94 

1891 

257.93 

2.74 

260,67 

1893 

276,70 

3.35 

280,05 

1893 

«98.50 

3.40 

301,90 

1894 

3ao,98 

3.96 

3U.94 

i«95 

433.33 

3i99 

437>3> 

Der  \'ersichcrungsbestand  ist  in  rascher  Zunaliinc  begriffen. 
Dieselbe  hat  drei  Ursachen :  das  l^ntstehcn  neuer  \  ersichrrutiLTs- 
pflichtiger  Betriebe,  bezw.  den  Kintritt  \nu  Umständen,  welche  für 
früher  nicht  versicherungspflichtige  Betriebe  die  \'crsiclierungsj)tlicht 
begründen,  die  fortschreitende  Einbczirhuiig  versichet ungspfliclnii^cr 
Betriebe,  welche  sich  der  Anmeldeptlicht  ent/o^aii  oder  doch  zu 
geringe  .Angaben  über  ihr  Personal  und  ülier  die  l.ohnsuintne  ge- 
niaciit  hatten  '  i ,  emüich  die  Erweiterung  der  X'ersichcrungspflicht 
und  die  lunluhrung  der  treiwilligen  V'ersiehcrung  durch  tlas  so- 
genaiinic  Ausdehnung.->geset/.  vom  20.  lull  1894.  Inwieweit  die 
beiden  ersterwähnten  Momente  an  der  X'criueiuung  beteiligt  sind, 
ist  nicht  festzustellen.  Das  Ausdehnungsgesetz  hat  im  Jahre  1895 
141 187  Eisenbahnbedienstete  mit  einer  Lohnsummc  von  64,9  MiUio> 
nen  FI.  der  Versicherung  zugeführt  und  aufserdem  den  Vcrsicherungs> 
bestand  um  10545  Betriebe  mit  45331  Personen  und  einer  Ijohn^ 
summe  von  15,5  Millionen  Gulden  erweitert  Aulscrdem  wurden 
1896  475  nicht  versicherungspflichtige  Personen  in  versichcrungs> 
Pflichtigen  Betrieben  freiwillig  versichert,  und  4912  nichtversicherungs* 
Pflichtige  Betriebe  mit  7  81 5  Personen  zu  freiwilliger  Kollektiv- Ver* 

*)  Interessante  Angaben  darttber,  in  welchem  Mafse  dies  der  Fall  itf,  bei 
Schiff  a.  a.  O.  S.  90  ff. 
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sichrrunj^^  «mgcmcldct.  In  Wirklichkeit  x  erflüchtigt  sich  jedoch  der 
scheinbare  Erfoli:  fler  freiwilli^^cn  X'crsicherung,  wenn  wir  hören, 
dafs  die  t^an/.  überwiegende  Mehrzahl  der  freiwillig  angemeldeten 
Betriebe  lediglich  zur  Kräftigung  der  nationalen  Agitation  anläßlich 
der  Vorstandswahlen  bei  der  Anstalt  Prag  beigetreten,  seither  aber 
wieder  ausgetreten  ist. 

Die  versicherten  Personen  werden  nach  folgenden  Kategorieen 
gruppiert : 


Versicherte  rersonen 
Arbeiter 


im 

Betriebs- 

vollentlohtite 

Kind 

er 

im 

Jahre 

beamte 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

ganzen 

iSgo') 

21  692 

592  806 

221 670 

46519 

10637 

1231 8i8 

189 1 

26900 

797963 

43*^  223 

88774 

«9903 

1369763 

1893 

38894 

813264 

439  934 

83396 

»5393 

I  38088t 

1893 

31316 

869457 

463599 

86635 

16373 

1466370 

1894 

32530 

937453 

50383$ 

108079 

17507 

1598404 

1895 

96707*) 

1137314 

53» «»5 

10743« 

14737 

«877  «94 

Hinsichtlich  der  landwirischaftliclien  Betriebe  ist  diese  Nach- 
wei>ung  kaum  von  Belan^^  Denn  hier  ist  die  Versicheruriij^spfiicht 
auf  den  engen  uiui  stetem  Wechsel  unterworfenen  Kreis  \on  l'er- 
sonen  beschränkt,  welche  der  mit  dem  alltalligen  Maschinenbetriebe 
verbundenen  Gefahr  ausgesetzt  sind.  Was  aber  die  gewerblichen 
Betriebe  anbelangt,  so  waren  von  1000  versicherten  Arbeitern  der> 
selben 

["rw.ichsfnf  Jugendlirli-* 


im  Jahre 

iniiimlicli 

wr-iblich 

mKniilich 

weiblich 

1890 

(jSo 

254 

54 

12 

189I 

688 

«47 

53 

12 

189a 

693 

342 

53 

13 

»893 

«94 

341 

53 

13 

1894 

697 

337 

54 

13 

1895 

«95 

343 

Sa 

10 

1890  sind  von  Gruppe  I:  Land-  und  föntwirtschaftlicher  Betrieb  nd  Mahl* 

mtthlen  blofs  die  letzteren  berücksicbttgt,  da  hinsichtlich  des  erstcrcn  die  Angaben 
ttber  die  V<  rtcilnng  d»-r  Arb«  itfr  nach  Alter  und  Gfschl<  cht  für  dieses  Jahr  fehlen. 

-':  Hit-rbii  ist  das  stämlijjf  P<r.>onal  der  Ki>fnbahnen  zu  «l'-n  Bi  iriiV>sb«-annt»'n 
gerechnet.  Unter  demäclbeu  betanüen  sich  1895  '3^3  Personen  weiblichen  üe- 
schlechlä. 
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Bei  der  aufserordentlichcn  Verschiedenheit  der  industriellen 
Kntfaltiinff  in  den  einzelnen  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  es  von  Interesse,  die  einschlägigen  Daten  für  jedes 
derselben  nachzuweisen  und  sodann  nach  Versicherunirsanstalten 
zusammen  zu  fassen.  Für  1895,  das  letzte  Jahr,  für  welches  die 
Angaben  zur  Verfügung  stehen,  geschieht  dies  in  der  nachfolgenden 
Tabelle : 


Versicherte  Perionen 


1895 

ZaUd. 

ver- 

Be- 

Arbeiter 

Lohn- 
summ r 

LSnder 

sicherten 

triebs- 

voUentloliiit«- 

Kind 

er 

im 

inMill. 

Betriebe 

beamte 

männl. 

wcihl. 

muniii. 

wtibl. 

gan/.en 

Kl.  w. 

-N  icderösterreich 

32419 

7337 

222 05? 

7'.  681 

I4812 

2437 

324220 

107.77 

OberAsterreicb 

9087 

664 

42440 

1 2466 

3305 

671 

59552 

10,05 

Salzburg 

3716 

127 

10293 

2845 

I  164 

403 

14832 

2,41 

Tirol  n.  Vorarlberg  $305 

613 

29932 

14004 

2104 

805 

7745« 

10,2 1 

Böhmen 

83310  II  695 

357996  225239 

20651 

6974 

622555 

118,77 

Mähren 

45421 

4699 

150390 

118821 

46337 

1650 

321897 

44.27 

Schlesien 

1 1  827 

1  460 

42745 

3«  503 

9390 

764 

85  862 

!  1.95 

.Sti-icrmark 

7999 

961 

48  247 

8896 

3821 

62063 

17.04 

Kärnten 

3500 

238 

13604 

2449 

1  209 

55 

17645 

3  02 

Küstenland 

1404 

621 

22174 

5576 

I  4S2 

421 

30274 

".55 

Knin 

ISO» 

205 

8651 

4035 

670 

»73 

13724 

2,89 

Dalnatien 

300 

35 

1880 

162 

55 

2 

2134 

<»i34 

Gatixien 

10 140 

3676 

66564 

25258 

1600 

226 

973*4 

10,17 

Bnkowina 

1 108 

381 

7372 

1165 

95 

8 

9021 

»•19 

zusammen 

'^573^  32712  1025237  529100  106785  14727  1708561  349,64 

Anstalten  in 

Wien 

3«  419 

7337 

222953 

76681 

14812 

2437 

324220 

107.77 

Salzburg 

17  108 

1404 

82671 

293»S 

6573 

1879 

121 842 

22.67 

Prag 

83310  1 

;  I  695 

225239 

20651 

6974 

622555 

118.77 

Brünn 

57  248 

6159 

193 '35 

1 50324 

55727 

2414 

407  759 

56,22 

Gnu 

1 1  409 

1  199 

61  S31 

1«  345 

5 120 

193 

7Q  70S 

20.06 

Triest 

2906 

861 

52  695 

9  773 

2207 

596 

4ü  132 

12,79 

Lemberg 

11248 

4057 

73936 

26423 

1695 

»34 

106345 

11,36 

Bcnifsgen.  Anstalt, 
d.  österr.  Eisenb. 

35  63995 

101977 

80IS 

646 

168633 

87.68 

im  gansen       215773  96707  1127214  531115  107431  14727  1877 194  437*32 


Es  erülirigl  auch  die  X'erteilung  der  Betriebe  mit  Anwendung 
von  Moloren,  sowie  die  Kräfte  dieser  letzteren,  für  das  Jahr  1895 
nach  territorialen  Unfallversicheningsanstalten  nachzuweisen: 
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Bf  triebe  mit 

Anzahl  der  hierbei 

AQWcndun)^  von 

verfügbaren 

Afictälfi*!!  in 

i^kwWt  vU 

Pfrrriricräfti* 

Wien 

mm 

12884 

88320 

Pne 

66050 

40001a 

Brflim 

Si  375 

ao8oi4 

Graz 

7448 

89  007 

Triest 

1  «39 

21  139 

Lemberg 

7  734 

63494 

len       168  686 

1 016410 

Ueber  die  Art  der  verwendeten  Motoren  erteilt  endlich  die 
nachstehende  L  cbersicht  Auskunft : 


Zahl 
der  Be- 
triebe 
mit  An- 


Es  MTurden  verwendet 


im 
JaliK 

1890 

1891 
1892 

1803 
1894 


von 
Mo- 
toren 


Motofe  mit 


Dunpf-  Ga»>  WMser< 
Miotore  Motore  kraft 

106710   18025  ^  32182 

117  303    16470  1088 

120  231    17658  1295 

12H238    1794')  1392 

159008    18975  1 371 


Dampf- 

  kes&el  Ekk- 

Tier-  Andere  dme  trizi- 
knft  BfbtorcBIotore  tit 
72677   590  3500 


33565 
33983 

35089 
35012 


1895*)  168686   19356    1688  37489 


78886 
85864 
92  098 
122 188 
129939 


572 

346 
506 

693 
968 


2926 

4307 

4  359 
4538  1039 

5  577  »ao8 


34« 

528 

714 
828 


Erzeu- 
gung 

von 

lix- 
plosiv- 
stoffsn 
1 421 
I  61 1 
I  964 
1803 
2024 
2312  1 


Anzahl 
der 
hier- 
bei ver- 
füg- 
baren 
Pfcrde- 
■  krifte 

714880 

745444 
819  161 
824  014 
910  108 
016  410 


Die  wichtigste  Gruppierung  der  Materialien  ist  unstreitig 
jene  nach  Betriebszweigen.  Bei  berufsgenossenschaftl icher 
Organisation  treten  die  besoiidcien  Verhältnisse  der  grorscn  Be- 
triebsgruppen gleichsam  von  selbst  zu  Ta^'c,  als  die  primäre  Unter- 
scheidung, wclchr  schon  durch  die  berichterstattende  Anstalten 
gegeben  i^t  Zufolge  der  territorialen  Organisation  der  öster- 
reichischen l'nfa  II  Versicherung  mufs  diesem  ( resichtspunkte  inner- 
halb der  Berichte  der  einzelnen  Anstalten  Rechnung  getragen  werden. 
Die  amtliche  Statistik  unterscluidet  58  Betriebs/.wcigc,  von  welchen 
9  erst  infolge  des  Ausdchiunigsgesel/es  aufgenommen  wurde.  Die 
einzelnen  Betriebszweige  umfassen  aber  keineswegs  gleichartige  Be- 
triebe.   Sie  sind  vielmehr  Saiiimelpositioneii,  denen  Betriebe  ver- 


')  ohne  die  bt-nif sjjtiuwscnscljaiiliil)«-  An:>taU  der  ostcrrcicliisclien  Eisenbahnen. 
Archiv  für  so/.  GcMCtziCcUiing  u.  Stati-.iik.  XU.  4* 
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schiedeiicr  Art  und  Technik  angehören,  die  in  oft  weit  auseinander 

Heckende  Gefahrenklassen  eingereiht  sind.  Obvvolil  eher  eine  noch 
weitergehende  Gliederung  am  Platze  wäre,  bin  ich,  um  allzu  um- 
fangreiche I  ;ihellcn  zu  vermeiden,  genötigt,  die  Betriebszweige  zu 
15  groCsen  Betriebsgruppen  zusammenzuziehen,  welchen  sich  als  16. 
eine  Sammelposition  für  die  durch  das  Ausdehnungsgesetz  neu 
einbez(^en€n  Berufszweige  anschliefst.  Für  diese  16  Gruppen 
werden  nachstehend  für  jedes  Jahr  der  Berichtsperiode  die  Anzahl 
der  Betriebe,  der  versicherten  Personen  und  die  Lohnbeträge  nach- 
gewiesen, Dinge,  welche  in  dieser  Gruppierung  sowolil  für  die  ge- 
nauere Kenntnis  der  l'ntallversicherung  als  auch  für  die  sozial- 
stati-stisehe  X'erwcrlung  üirer  Ergebnisse  von  höchster  Wichtigkeit 
sind,  hl  Anschlüsse  daran  folgen  zwei  IJcbersichten  über  die  \^er- 
teilung  der  Motorenbetriebe  und  ihre  Kraftleistung  nach  Betriebs- 
gruppen. 


Ansahl  der  Betriebe 


Bctriebsgruppca 

1890 

1891 

1892 

1893 

«»94 

1895 

L  Laiid*v.fontwiitMh«fU. 

Betriebe  n.  Mahlmllhlen 

90306 

99  $8« 

101505 

108964 

138365 

147196 

n.  Eisenbahnen  .... 

136S 

148s 

1560 

1669 

1706 

74 

ni.  Hüttenwerke  und  deren 

NVbr«nbt'triebc     .    .  . 

1 10 

1 1 1 

263 

366 

IV.  Steine  unt!  Frtlen 

9030 

10269 

10907 

1225Q 

12955 

13278 

V.  Metallverarbeitung  . 

1935 

2083 

2 190 

2316 

2362 

2431 

VI.  Maschinen,  Werkzeuge, 

Instmmcnte,  Apparate . 

»047 

lasa 

1367 

1437 

»559 

1430 

Vn.  Cbemisdie  Industrie  . 

S3S 

588 

614 

667 

656 

701 

Vm.  Heiz>  and  Lenditstoffie, 

Ocle,  Beheinrng  n.  Be- 

• 

leuchtung  ..... 

576 

612 

638 

660 

813 

«45 

IX.  Textilindustrie 

2478 

2S55 

2527 

2636 

2676 

2747 

X.  Papier,  Li-drr  u.  ( Junimi 

I  318 

1386 

1385 

1  445 

i  515 

XL  Hok-  und  Sclmitz&tofl'e 

5746 

6oä9 

0442 

t>t>93 

6972 

7  943 

XII.  I^rungi*  vnd  Genufs» 

35*6 

3836 

4038 

4*45 

4340 

4S<4 

XIII.  Bekleidung  11.  Reinigung 

374 

43S 

468 

51» 

53» 

570 

XIV.  Baugewo-be  .... 

13568 

14637 

15965 

16 135 

16881 

17674 

XV.  rolypraphischeGewerbc 

409 

439 

464 

473 

471 

481 

X\'I.  Neu    einbezogene  Be- 

triebe   

zusammen 

131326  14s  J09 

150233 

160357 

192026 

»45773 

« 
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Üetriebsgnippen 

Vcr 

sicherte 

Personen 

I.  Land*  u.  forstwirt- 

schaftl.  Betrieb  u. 

1890 

1891 

1892 

1  S<r^ 

1894 

1895 

Mahlmühlrn    .  . 

361  688 

437898 

403  947 

423  '59 

501  642 

523628 

II.  Eisenbahnen    .  . 

»5727 

25448 

39  290 

^2  807 

11  C08 

172695 

HL  Httttrnwerke  und 

deren  Ncbi  nlx'lrb. 

1 5  68.t 

16017 

24  120 

220^9 

24024 

29026 

IW.  Steine  und  Erden 

1 16970 

124884 

143270 

149  508 

V.  Metallverarbeitung 

4993> 

51  570 

62755 

VI.  Mivscliiii.  n,  Werk- 

zeuge, InstrumcDtc, 

Apparate    .    .  . 

66710 

07700 

69010 

74077 

VII.  <'hem.  Industrie 

t6ais 

17810 

l803S 

19315 

Vni.  Heiz-  und  Leucht* 

Stoffe,  Oele,  Behei- 

zung u.  Beleuchtg. 

10945 

1 1  66t 

12  174 

1  lOOl 

I41I8 

IX.  Textilindustrie  .  . 

217098 

228522 

233435 

246677 

365748 

X.  Tapier,  l.edcr  und 

• 

Gummi  .... 

40236 

4396  t 

44313 

46966 

48<86 

I70 

XI.  Holz-  und  Schnitz- 

37  S36 

43296 

46837 

47  574 

52403 

58  707 

Xn.  Nahrungs-  und  Ge> 

nnfsmitt'l 

117856 

133460 

123807 

136110 

130351 

135005 

Xill.  Bekleidung  u.  Kei- 

nignng  .... 

17267 

18059 

18804 

»0394 

31503 

33340 

XTV.  Bauj;t  \v<'rbr  . 

«44497 

155662 

166244 

189805 

306645 

337  059 

XV.  Polygraphische  Ge- 
werbe   

14031 

15500 

16SI7 

16980 

17989 

19041 

XVI.  N<  11    <  inbeiogene 

Betriebe  .... 

>2624 

zu&ammcn    231818  1  369763  1  3808«!  1  466270  i  ^08.^04  i  877194 


Lohnsummc  in  Millionen        o.  \V. 


Betriebsgruppen 

1890 

1891 

1892 

'893 

1894 

«895 

I.  Land'  u.  lorstwirtsrhaftliche 

Betrieh»*  11.  Malilmülilen  .  . 

6.47 

8.'>3 

8,62 

s.ss 

9.85 

9.98 

10,26 

10,87 

»».57 

12,56 

12,51 

89.89 

III.  Hüttenwerke  u.  deren  NclieD- 

betriebe  

7.08 

7.34 

10.71 

IO,^2 

n,37 

»3-50 

IV.  Steine  und  Kr<len   .    .    .  . 

22,66 

25.28 

27,16 

»9,87 

32,74 

34,63 

V.  Meta1]verarbeittni|r  .... 

»5.5« 

18,25 

19,81 

33,04 

«3.47 

«4.70 

IV.  Maschinen,  Werkzeuge,  In« 

stnimcnte,  Apparate    .   •  . 

30,91 

3».3i 

32,94 

34,09 

36,20 

36.38 

VII.  Chemische  Industrie    .    .  . 

4,68 

5.19 

5.48 

6,18 

6,44 

6,60 

VIII.  Heir-  und  Leuchtstoffe,  Oele, 

Beheizung  und  Br  lonrhtnng  . 

4,09 

4,60 

4.96 

5.U 

6,28 

■ 

50,65 

56,08 

58.10 

61,69 

65,18 

68,34 

X.  Papier,  Leder  und  Ganuni  . 

13,44 

13.78 

13,73 

14.63 

«5.53 

14,26 

XI.  Hnlz-  und  Srhnitzstoffe  . 

8,41 

10,01 

«1,13 

I  1 ,6 1 

14,87 

XII.  Nahrungü-  und  Gcnufsmittel 

5,02 

30,66 

32,70 

35.04 

38,52 

Xm.  BekleidmiK  und  Reinigung  . 

28.87 

5.04 

5.8* 

6,27 

6.83 

7.51 

XIV.  Baugewerbe  

33,10 

3647 

a9.a3 

34.86 

38.79 

44t«3 

XV.  Polygraphisdie  Gewerbe  .  , 

6,79 

7,37 

8,to 

8,52 

9,46 

10,03 

XVI.  Neu  einbezogene  Betriebe  . 

15,61 

»  lunmmen 

23t'.93 

260,68 

2tk>,o5 

301,89 

324.94 

437.3« 

4»* 
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Zahl  der  Betriebe  mit  Vcrw  eiuluiig  von  Motoren. 


lietriebsgruppcD 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

I.  Land»  n.  fontwiitidiafU. 

Betriebe  v.  MahbnOhlen . 

90  198 

99420 

101284 

108374 

138226 

»47  »8« 

IL  Eisenbalinen  

663 

775 

857 

867 

15 

m.  Hüttenwerke  und  deren 

Ncbcnbelricbe  .... 

105 

108 

»79 

182 

204 

243 

IV.  Steine  nnd  Erden  .  .  . 

1  118 

1 210 

1262 

1  a6a 

1  324 

V.  Metallverarbeitimg .   .  . 

1  604 

1  810 

1886 

2025 

3028 

3147 

VI.  Maschinen, Wcrkzcuffe,  fa- 

struineiite,  Apparate  .  . 

708 

849 

864 

938 

I  024 

1  071 

Vil.  Chemische  Industrie  .  . 

356 

391 

41» 

431 

434 

490 

Vni.  Heiz*  u.  Leuchtstoffe,  Ode, 

Behetsong  u.  fielenchtung 

360 

409 

405 

474 

578 

60S 

IX.  T'-xtilindustrie   .    .    .  . 

«034 

2093 

2154 

2235 

2294 

2343 

X.  Fapifr,   l.riier  u.  (jumnii 

900 

!  068 

1  117 

1  320 

1  2s5 

XI.  Hulz-  und  SchnitzätofTe  . 

5  4^*9 

5  «04 

6233 

6465 

6805 

7  479 

Xn.  Nahrung»*  u.  GenuMmittel 

»556 

2773 

2931 

3  126 

3290 

3t»i5 

jtiiii  oeueiamig nna  Keuugung 

t86 

226 

249 

372 

303 

343 

XI V.  Baugewerbe  

ia3 

106 

t08 

86 

7« 

95 

XV.  Folygraplii^clifs  (lewerlie 

320 

261 

287 

301 

328 

353 

XVI.  Neu  einbezogene  iietriebe 

45 

zusammen 

106  710  117303 

120  231 

128238 

159  068 

168  686 

Anzahl  der  hierfür  verlügbaren  PferddErSfte. 

Betriebignippen 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

189s 

I.  Land-  u.  forstwirtschaftl. 

Hrtrirbe  u.  Mablmühlcn . 

269  076 

276  233 

302  174 

288006  357  534 

372  =.=;2 

5833 

5672 

5  755 

5  9'5 

5887 

540 

III.  Hüttenwerke    und  deren 

Nebenbetriebe  .... 

S1392 

57  5«4 

73035 

73*72 

74986 

96523 

IV.  .Steine  und  Erden  .    .  . 

«4915 

16085 

17405 

18  169 

18677 

31414 

V.  Metallverarbi  ituii};  . 

32097 

26138 

29113 

29955 

30039 

30943 

VI.  .Mascliinen,\Vt-rk/cu;^e,  In- 

blrumcule,  Apparate  . 

17  904 

25252 

t6  229 

29  244 

30  948 

27957 

VE.  Chemische  Indostrie  .  . 

7526 

7405 

8680 

8840 

9054 

10400 

Vm.  Heizen. Lcnchtstoffe.Oele. 

Beheizung  u.  iVleuditung 

6361 

8834 

15050 

18802 

22  766 

3^  224 

IX.  Textilindustrie  .... 

13045« 

136  277 

141  65S 

149  213 

48  SSo 

iSo  757 

X.  Papier,  Leder  u.  Gummi 

57055 

59  7^>4 

394 

'50 

04  S 1 6 

07  ^92 

XI.  Holz*  nnd  Schnitzsioffc  . 

44833 

47  326 

5'  57» 

49979 

54  945 

60465 

XIL  Nahrangs- n.  Genufsmittel 

67835 

71233 

74807 

78622 

81847 

95407 

XI  n.  Bekleidung  und  Reinigung 

2686 

2  950 

3215 

3487 

3625 

3  '>y2 

XI\'  Hauj^ewerbe  

-380 

3  ^^3^' 

4  667 

4  195 

4  7i>: 

XV.  rolygraphi;»chc  tiewrrbc 

I  536 

1  710 

2  249 

2293 

2409 

2  72S 

XVL  Neu  etnbest^ne  Betriebe 

7  999 

zusammen    714880  745445  819  161  824104  910 108  1016410 
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Die  oben  anfjegebcncii  Zahlen  über  die  \'ersiclierten  sind  weder 
für  versichcrungstechnischc  noch  für  sozialstatistisrhc  Zwecke  un- 
mittelbar zu  verwerten.  Nirlit  nur  dals  sie  Durch.^rhiuits/alilcn  sind, 
sondern  es  ist  auch  die  Dauer  der  Betriebe,  auf  welche  sie  sich 
bezithen.  eine  sehr  \ erschietiene.  Um  die  Angaben  vergleichbar 
zu  gestalten,  müssen  sie  auf  eine  für  alle  Betriebe  gleichmäfsige 
Bcobachtungsdauer  reduziert  werden.  Man  nimmt  zu  diesem  Zwecke 
«in  Arfaeitsjahr  von  yx>  Tagen  an  und  bezeichnet  die  hiemach  be- 
rechnete Arbeitszahl  als  jene  der  „Vollarbeiter^.  Diese  ist  es»  welche 
allen  folgenden  Berechnungen  zugrunde  gelegt  wird.  Sie  wdcht 
von  der  Durchschnittszahl  sehr  erheblich  ab,  denn  es  entfielen  auf 
je  einen  thatsächlich  Versicherten 


Arbeitstage  in 


im 

gewerblichen 

landwirtschafüichen 

sämtlichen 

Jahre 

Betrieben 

Betrieben 

Betneben 

1891  •) 

361 

18 

*  188 

1892 

%S9 

31 

m 

1893 

ao 

m 

1894 

»57 

17 

186 

1895 

3$8«) 

<7 

193«) 

Für  eine  300taglge  Beobachtung  berechnet  sich  danach  die  An- 
zahl  der 


im 

Jahre 

1891 
1893 
1893 
1894 
189s 


gewerblichen 
Betrieben 

833703 
866836 
.915083 

962  577 
I  189148^) 


Volburbeiter  in 


laxtdwirtschafUidien 
Betrieben 

34581 
37046 
3S86o 
37  110 

«7  5«! 


simtfidien 
Betrieben 

857  «84 
893883 

940943 

989  957 
I  316731*) 


')  Für  das  Jahr  1890  sind  die  Unterlagen  2ur  Berechnung  der  Zahl  der  VoU- 
arb«  it«r  nicht  gfg«>l»'n. 

*)  Eiaschliefslicb  der  nach  dem  AusdehnungsgesclÄC  einbezogenen,  sowie  der 
fteiwillig  versicherten  Betriebe.  Die  Ansaht  der  Arbeitstage,  die  dmcfaschnittlich 
«nf  einen  Versicherten  fallen,  betrag  bei  den  enteren  369,  bei  den  letzteren  34,  die 
darnach  rednaerte  Arbeitentahl  bei  den  ersterea  40739i  ^  ^  letsteren  774. 
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In  den  einzelnen  Betriebsgruppen  betrug  die  Anzahl  der  vjtT- 
heberten  Vollarbeiter 


I093 

IB94 

IÖ95 

I.  Land-  ii.   lorstwirtstiialtlx  ln' 

Betriebe  und  Muliliimlilcu  . 

45 

48015 

4^  773 

4^  5^3 

22856 

23034 

26  135 

24  635 

163  600 

in.  HtttteBwerke  o.  deren  Neben* 

15615 

22319 

2t  758 

23568 

26994 

JV.  Steine  and  Erden  .... 

87803 

9«  575 

97  533 

107  737 

110709 

V.  Mt  tallvcnirlxjitunf;  .... 

46528 

49 112 

52893 

SSM* 

593«7 

VI.  Maschinen.  Werkzeuge,  In- 

stninitiitc,  Apparate    .    .  . 

63  745 

65  S20 

66  963 

70  344 

71  796 

VIL  Chemische  Industrie  . 

17470 

17  8i4 

«9589 

19  652 

»9  37^ 

Vlll.  Hci7.-  und  Leucutstoile,  Ocle, 

tff  RtA 

»■444 

'3  44 j 

14  P/  J 

lai  955 

225  $15 

237990 

«45S53 

260227 

X.  Papier,  Leder  und  Gmomi  . 

4541« 

46040 

47670 

50672 

51068 

XL  Holtp  und  Solinitz^tuffe  .  . 

36612 

38650 

38  940 

41  866 

46656 

XII.  Nuhrungs-  und  (icnufsmiUel 

122  559 

1 22  686 

1  26  488 

131  887 

028 

XIII.  lU-kh  idun^;  und  Reinigung  . 

17  652 

17  874 

m  230 

20  554 

XIV.  Haujjt  wcrlir  

86  Olq 

q?  I  30 

1 10  032 

117  521 

1  2')  8'> ; 

XV".  l'ol)  jjraphi-si  he  (  lewerbe 

15  773 

16357 

16441 

iH  240 

19  070 

XVI.  Neu  einbezogene  Betriebe  . 

4«  5'3 

zu^mroen 

857  2»4 

893  882 

940943 

989987 

1  21073t 

m.  Lohn  Statistik. 

Die  erste  Anw 

cndung, 

die  wir 

von  den 

auf  solche  Weise  gefundenen  Zahlen  machen  wollen,  ist  eine  sozial- 
statistische. Es  handelt  steh  um  die  Berechnung  des  täglichen 
Arbeitsverdienstes  eines  Versicherten.  Allerdings  darf  nicht 
übersehen  werden,  dals  der  sozialstatistische  Wert  einer  derartigen 
Berechnung  fragwürdig  ist  AVir  l^aben  es  nicht  mit  wirklich  ge- 
zahlten Individuallöhnen,  sondern  nur  mit  den  Angaben  der  Unter- 
nehmer über  Arbeiterzahl,  Arbeitstage  und  I^hnbctrag  zu  thun. 
Bei  jedem  dieser  Momente  ist  in  dem  Streben  nach  möglichst 
geringer  Prämienzahlung  ein  Anreiz  zu  Verschweigungen  gegeben. 
Inwieweit  er  in  der  Gewissenhaftigkeit  der  Unternehmer  und 
der  durch  die  Anstalten  geübten  Kontrolle  ein  Gegengewicht  findet, 
lädst  sich  nicht  feststellen.  Dieser  Fehlerquelle  g^enüber  ist 
eine  zweite  \'>n  ingerer  Bedeutung.  Sie  liegt  darin,  dafs  wir 
CS  nur  mit  den  bei  der  Versicherung  anrechenbaren  Löhnen 
2U  thun  haben.   Lehrlinge  werden  dabei  mit  dem  mindesten  Ver- 
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dienst  eines  vollcntlohnten  Arbeiters  angesetzt,  für  Betriebsbeamte 
besteht  eine  Maxitnalgrenze  von  1200  Fl.  jährlich,  höhere  Bezüge 
bleiben  unberücksichtigt.  Trotzdem  mochte  ich  den  Durchschnitts- 
berechnungen nicht  jeden  Wert  absprechen.  Sic  sind  doch  Mini- 
malziffern  und  immerhin  geeignet,  die  Verschiedenheiten  der  Lohn- 
höhe zwischen  den  einzelnen  Betriebsgruppen  und  V^erwaltungs- 
gebieten  und  die  I  .ohnentwicklung  während  der  Berichtsperiode  zu 
kennzeichnen.  Wir  sind  nicht  reich  gcnu;^^  an  lolinstatistischeni 
Material,  als  dals  wir  auf  diese  Anhalts|)unkte  vcr/i<  !ueii  könnten. 
Ich  teile  daher  das  F!rgebnis  der  besprochenen  Bcrci  liminLjcii  mit 
und  bemerke  noch,  dals  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe 
hierbei  aus  ( rruppe  I  ausgeschieden  wurden,  so  dafe  nur  noch  als 
Gruppe  I  b  die  Mahlmühlen  erübrigen. 

Dorcbsclinittlichcr,  bri  der  Berechnung  des  Versicherunßsb'-itrags  angereclinetcr 
täglicher  ArbeUsverdienst  eines  Versiclierten  (in  Gnlden  o.  W.) 


Betriebsgmppcn 

1891 

1893 

1893 

1894 

«895 

0^84 

0^87 

0,93 

0.95 

1,67 

1,60 

1,69 

1.83 

HL  Httttenweike  und  deren  Nebcabctriebe 

1.57 

1.6t 

I.6I 

1,66 

0,96 

0,99 

«.05 

».«3 

M3 

1*34 

1.39 

1.4« 

1.3S 

VL  M^iscliincn,  Wcrlueuge,  InsUumcnte, 

1,69 

1.67 

1.70 

1.72 

i,68 

0,99 

1,02 

1,05 

1,09 

M3 

VUL  Heia»  und  Lenchtstoflfc,  Oclc,Bdieisaii£ 

1.30 

1,38 

1.38 

1.44 

1.47 

0,84 

0,86 

0,86 

038 

0,90 

X.  Papier,  Leder  and  Gummi  .... 

0,98 

0,99 

1^02 

1,0a 

1.04 

XI.  Molz»  nnd  Schnitz-stofTe  

0,91 

0,96 

0,99 

i,oS 

1,07 

XII.  Nahrunps-  und  (ienufsmittcl     ,    .  , 

o,gi 

0,89 

0,q2 

0  '1 ; 

ooS 

XIII.  l'..  klri<lun;,'  und  Reinigung  .... 

0,95 

1.09 

1 ,09 

1,1  i 

1,12 

1,03 

1,00 

1,06 

1,10 

i,H 

i.54 

1,65 

1.73 

1-73 

'•75 

Durchschnittlich 

».03 

1,06 

1.09 

1,11 

1,2» 

')  Dnraater  die  »folge  des  AntdeluuiDgsgeMtie»  einbeiogeneQ  BetrictMuten 

mit  folgenden  DnrchsdmittslöhneB :  Transpurtunti  mehniun^'<  11  ( ausacliliefalich  der 
Eisenbahnen)  und  P.;i{jgereien  1,25,  Strafscnreinigung,  Instandhaltung  von  Bauten, 
Berofsfeaerwehren  1,13,  Thealeruntemehmungcn  1,65,  Warenlagerbetriebe  1,33  Gulden. 
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Die  Durchschnittsäffcrn  wachsen  also  entschieden  und  in  den 
meisten  Betriebs^ruppen  auch  ununterbrochen  an.  Inwieweit  dies 
auf  eine  thatsächliche  Hebung  des  Lohnniveaus  oder  auf  grolsere 

Vollständigkeit  der  I.olmnachweisungcn  zurückzuführen  ist,  muGs 
nach  dem  oben  Rrmerkten  dahingestellt  bleiben.  Anj:^csichts  der 
im  all^a-meinen  stei<^cnden  Tendenz  ist  der  1895  eingetretene  Rück- 
gang der  Lohndurchschnitte  für  die  Metall-  und  Maschinenindustrie 
sowie  für  die  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstotic  doppelt  aufiallig. 

Nach  einzelnen  Unfallversicberungsanstalten  war  die  Lohii' 
bewegung  die  folgende: 

DaiclMchirittMchcr,  bei  der  Beredbiutiif  des  Venidieniiigsbeitrags  angerechneter 
tiglicber  Arbeitsverdienst  eines  Versicfaerteii  in  Gulden  «.  W. 


Unfallveisicfaervngs- 
«nstalten 


in 

1S91 

1893 

««93 

1894 

1895 

Wien 

«i39 

1.43 

1.47 

SftUburg 

t.14 

1,11 

1,13 

Png 

0.94 

0.95 

Ö.98 

0,98 

0,99 

BrBnn 

0,86 

0,93 

0,9a 

0*95 

0.97 

Graz 

t.<4 

1,16 

1,18 

Tricst 

1,01 

I  ,oy 

1,05 

1.07 

Lemberg 

0,65 

0,67 

0,71 

0.73 

oja 

Eisenbahnen 

».57 

1.66 

1,67 

«.69 

1,83 

im  ganaen 

1,03 

1,06 

1.09 

MI 

1,31 

Die  örtlichen  Lohnunterschiede  sind  demnach  sehr  beträchtlich. 
Allein  noch  wissen  wir  nicht,  ob  sie  innerhalb  der  gleichen  Betriebs- 
gruppen wiederkehren,  oder  auf  die  spezielle  Gewerbetopographie 
Oesterreichs  zurüdczuföhren  sind.  Je  nachdem  in  dem  Sprengel  einer 
Anstalt  besser  oder  schlechter  gelohnte  Berufe  starker  vertreten  sind, 
müssen  natürlich  auch  die  Durchschnittsangaben  über  den  Arbeits- 
verdienst höher  oder  nicdrii;«  r  ausfallen.  Wollen  wir  nicht  fehl- 
gehen, so  müssen  wir  also  die  1-ohnangaben  nach  Anstalten  und 
nach  Betriebsgruppen  untersuchen.  Das  wird  durch  die  folgende  Zu- 
sammenstellung, welche  die  Daten  Air  das  Jalir  1895  umfalst,  er- 
m^licht: 
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DturchscbnittUcber,  bei  der  Berechnung  des  Versicherungsbeitrages  angerechneter 
tUgUcher  Arbeitsveidienit  eines  Veisicheiten  (in  FL  6.  W.) 

im  Bezirice  der  Anstalt 

• 

£  R  v 

*  s  .a 


1895 

Betriebsgruppen  |     3     1°    |     ß     C     ß    gj  S 

>    Ä         sa    O    H  ^ 

Ib.  MftUenbetrieb  1^360^880,921,160,901,110,59  — 

n.  Eisenbahnen  1,93  1,36  I,90  1,20  I,i8  1,40  I,oo  1,83 

in.  HüUenwerke  und  deren  Nebenbetriebe  1,80  1,49  1,74  1.80  1,760,900,86  — 

IV.  Steine  und  Erd^n  1,22  1,19  1,020,89  It05  >.t3  0,65  — 

V.  MetallverarbritunK'  1,65  I.IJ  1,30  1,09  1,32  1,120,97  — 

VI.  Maschinen,  Werkzeuge,  Apparate,  In- 

stnunente  2,00  1,98  1,53  1,53  1,62  1,58  1,1 1  — 

Vn.  Cbemisdie  bdnstrie  1,43  2,07  1,14  1,02  1,00  1,03  0,85  — 

VnL  Hci»>  und  Lenditsloffe,  Ode,  Be- 

beixDng  nnd  Belenchtinig  '  .   .   .   .  1,78  1,39  1,29  1,95  1,22  1,380,98  — 

IX.  Textilindustrie  1,170^0,870,860370,690,84  — 

X.  Papier,  Leder  und  Gummi   ....  1,30  1,16  o,gi  0,890,960,780,55  — 

XL  Holz-  und  Schnitzstoffe    .....  l,6o  I,I2  1,100,860,960,960,77  — 

XII.  Nahrung-^-  und  (ienufsnuttel     .    .    .1,38  0,92  0,92  0.86  0,95  0,83  0,58  — 

XliL  Bekleidung  und  Reinigung  ....  1,43  1,030,87  1,101,350,750,76  — 

XIV.  Bangewerbe  1,43  1,18  1,070,94  1,13  1,050,78  — 

XV.  FolygnqtUsehe  Gewerbe  2,13  1,65  1,50  1,34  1,79  1,06  1,16  — 

Trusportnntenehnuingcn  (MuseUiefs- 

lieh  der  Eisenbahnen)  and  Baggernen  1,20  1,00  0,96  0,83  0,87  1,14  0,63  — 

Strafsenreinigiuigsinitemehniungen ; 
3fV7   Unternehmungen    zur  Instandhaltung 

von  Hauten;  Berufsfeuerwehren     .    .1,53  1|00  0,93  0,90  1,07  1,000,70  — 

Theatenintemehmungen  1,56  1,70  1,74  1,62  1,50  1,74  1,67  — 

Warcnlagcrbetriebe  1,49  1,260,920,91  1,00  1,760.69  — 

im  ganzen       1,52  1,090,990,97  1,19  1,11  0,72  1,83 

IV.  Unfälle.  Die  Grundlage  der  UnlallsUtistik  bilden  auch  in 
Oesterreich  die  Uniallsanzeigen.   Es  wurden  erstattet 


hn 

Unfalls- 

auf  je  1000 

Jahre 

anzeigen 

Vollarbeiter 

1890 

16  041 

«94.9 

1891 

21  316 

248,6 

1892 

26  298 

294,2 

1893 

32017 

349.8 

1894 

40  259 

406,7 

1895 

54562 

44M 
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Der  statistisclic  Wert  der  L'nfallsanzci^eii  ist,  wie  die<%  schon 
bei  (kr  X'urführun^  der  Kr^ebnisse  für  das  Deutsche  Reich  wicder- 
liolt  hervorgehoben  wurde,  ein  sehr  i:^erinj;er.  Wenn  die  L'nfalls- 
anzeigcii  nicht  nur  absokit,  S(»nderii  auch  im  Verhähnisse  zur  ver- 
sicherten Arbeiterschaft  in  rascher  rrogression  zunehmen,  m)  mufs 
daraus  keim  >wcj^'s  auf  eine  Firhöhung  der  L'nfalls^dahr  i^a-schlossen 
werden.  Am  Anfange  sind  unter  X'ernachlässigung  der  gesetzlichen 
Verpflichtung  manche  Unfälle  iibcrliaupt  niclil  angezeigt  worden. 
Je  mehr  sich  die  V'crsicherung  einlebt,  desto  besser  wird  der  An- 
zeigepflicht entsprochen.  Die  Unfälle,  welche  keine  Entschädigung 
begründen,  überwiegen  immer  mehr  über  die  Entschädigungsfalle. 
Es  wurden  nämlich  angemeldet 


darunter  verblieben  ohne  Entscbidigung 


weil  der 

weil  der 

Betrieb  nicht 

l'nlalle.  die 

weil  die  Er- 

Unfall  sich 

vcrsicherunps- 

keine  Ent- 

wcrbsunfähiRkeit  nicht  beim 

pHichlig  uud 

au» 

im 

Entfcbidi* 

scbidigung 

weniger  als  4 

Betriebe 

nidit  freiwillig 

sun^tigm 

Jabre  gungUSÜt 

begründeten 

Wocben  dauerte 

ereignete 

venicbeft  war 

Grflndeii 

1890 

6741 

9300 

8697 

241 

154 

208 

l8qi 

8784 

12532 

1 1  526 

457 

18S 

361 

9422 

16876 

»5  497  ■ 

718 

305 

456 

1893 

10  901 

22016 

20631 

861 

73 

45» 

1894 

1255a 

27707 

26077 

354 

18a 

594 

1895 

X6395 

38167 

3S5II 

«541 

3«« 

797 

Unter  den  zu  entschädigenden  Unfällen  hatten  cur  Folge: 

dauemdf  \ orül>t  rgrln  i)de  ') 


im  Jabre 

Tod 

ErwerbsonfSbigkeit 

i8<)o 

54S 

'  593 

4600 

i  S9 1 

2151 

6ot)8 

1S92 

574 

2530 

6318 

1893 

649 

3344 

7008 

1894 

670 

3701 

8181 

1895 

835 

49«4 

10636 

*)  Jedocb  von  Bwbr  aU  4  Wocben. 
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Iis  cntficli  ii  (K'iiiiiach  .luf  je  10000  vcrsiclicrtc  X'oUarbeitcr 

L  nrallt  ,   <li.-  V.  rur>;u  htt  ii 


im  Jahre 
1890 
1891 
189a 

1803 
1894 

1895 


Töd 

6.7 
6.6 

6,4 

60 

6,8 
6,8 


UaucrnUc  voriibcrgebenUe  ^} 

KrwcrbsonflUligkeit 
«9,3 


«5.« 
aS.3 
34.5 
3M 

40,5 


55.9 
70,8 

74,5 
82,5 

87.4 


Enucbidi- 
gv^diUe 

überhaapt 
81,9 
102,5 
105,4 
1159 
126,8 

134,7 


UnfSUe,  die  keine 
EntschSdigimg 
bcgrUndcten 

II  3.0 
146.2 
188,8 

2;,  40 
279,9 
3137 


Nicht  nur  absolut,  sondern  auch  im  Verhähnissc  zur  Arbeiter- 
zahl werden  Jahr  für  Jahr  inuuer  mehr  rnfälle  angemeldet,  l'nter 
den  Kntschädi*/uii"fsfällen  simi  es  jjcradc  die  schweren  Unfälle,  w  t  l«  he 
dauernde  Krwerbsunfähi;^keit  zur  Folge  haben,  die  am  stärk>ien 
/.unehmen.  Wenn  nun  i^leich/eiti^  die  An/.ei^fcn  von  Unfällen, 
die  eine  Ent.M:liädi>^'uii^  nicht  begründen,  in  uucii  viel  rascherer 
Proj^ression  sieh  vermehren,  so  ist  anzunehmen,  dafs  dies  haupt- 
sächlich auf  die  gröl'scre  Bereitwilligkeit  zurückzuführen  ist,  sich  mit 
einer  Anzeige  zu  bemühen.  Mitunter  werden  Entschädigungs- 
ansprüche wohl  auch  in  spekulativer  Absicht  erhoben,  worauf  die 
gesteigerte Thätigkeit  der  Schiedsgerichte  hindeutet,  die  relativ 
immer  häufiger  die  angefochtenen  Bescheide  der  Versicherungs* 
anstalten  zu  bestätigen  in  der  Lage  sind.  1890  bis  1S95  hob  sich 
die  Anzahl  der  Klagen  von  35  auf  1704,  darunter  solche  wegen 
Ablehnung  des  Entschädigungsanspruchs  von  15  auf  607.  Auf  je 
to  Unfälle  entfiel  1895  eine  Klage. 

Ueber  die  Gestaltung  der  Unfallsfrequenz  des  Jahres  1895  nach 
einzelnen  Versicherungsanstalten  erteilt  die  nachstehende  Uebersicht 
Auskunft 

Infallsfolgen 


1895 

Unfans- 

sa  cntsdiidi- 

Torflbergchcade  daaemde 

Anstalten 

anieigen 

gende  UnfUle 

Erwerbtonflhigkcit 

Tod 

Wien 

20,8 1 3 

4,412 

2,796 

1,466 

150 

isalzburg 

a.i74 

887 

562 

362 

63 

Pn« 

10,818 

4i444 

2,497 

1.750 

»97 

Bräun 

8,668 

a.370 

1.559 

685 

136 

Gnu 

2,720 

q86 

«25 

49 

Tricst 

1.390 

5»S 

460 

106 

«9 

Lcnbcit 

1,148 

834 

607 

139 

88 

Eis«ib. 

6,815 

i.«77 

1.530 

ao4 

»43 

im  ganzen 

54.56a 

»6.395 

10,636 

4.924 

835 

*)  Jedoch  von  mehr  als  4  Wochen. 
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Auf  je  toooo  venicfaerte  Volkrbeher 

Unfallsfolgen 


1895 

Unfalls- 

zu  entschädi- 

TorUbeisehende 

danemde 

Anstalten 

anzcigen 

gende  Unialle 

Erwerbsunfall  igke  it 

Tod 

Wien 

186,9 

tt8,5 

6.3 

Salxbwg 

3>5.5 

ia8/> 

81,1 

37.8 

9.1 

Prag 

a68,i 

IIO^l 

61,9 

43.4 

4.8 

Bräun 

439i6 

190,1 

7W» 

34.7 

6,4 

Graz 

480.3 

i74.t 

110,4 

55. 1 

8.6 

Triest 

363.8 

152.5 

119.9 

27,6 

S.9 

Lemberg 

204,3 

148.4 

108,1 

24-7 

Eisenb. 

428,6 

«»7.9 

96,1 

12,8 

90 

im  ganzen  448,4 

134.7 

87,4 

4'>.5 

6.8 

Die  wichtigste  Gl 

icderung  der  Tu 

ifälic  ist  jene  nach  Betriehs- 

zwciffen ;  c 

l.inach    wird    ihre  sije/.ilischc 

\  'nfalls^efah 

r  bemessen. 

Obwohl  hier  in<)glichst 

weitgehende  Spi 

ex.ial 

isierunf:^  am 

Plat/e 

wäre. 

müssen  wir 

uns  aus  R 

aumrücksichten 

auf 

die  l)cicits 

früher 

unter- 

schicdencn 

16  grolsen 

Betriebsgruppen  beschränken. 

Anzahl  der  Penoncn,  weldic  von  einem  eine  Entschidigniig  begrflndenden 


Unfälle  bctroflVn  worden  -^iinl. 


Betriebsgnippen 

1S90 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

I.  Land-  u.  forstwiruchafü. 

Betriebe  und  )Aüilmilil«n 

SaS 

655 

7'4 

693 

to4 

901 

243 

267 

315 

40t 

456 

1  91S 

m.  Hüttenwerke  und  deren 

Nebenbetrirbc   .    .   .  . 

»73 

295 

463 

535 

680 

813 

IV.  Steine  und  Krdcn  . 

603 

830 

971 

1  082 

1  106 

>  391 

V.  Metiillverarbeitvinf;  . 

613 

568 

5»3 

656 

773 

793 

\'L  Ma&cbinen,  Werkzeuge,  In- 

strumente, Apparate  .  . 

90s 

1 105 

1  205 

1  387 

i6a8 

1638 

Vn.  Cheniidie  Industrie  .  . 

106 

»3» 

131 

193 

17» 

171 

Vm.  Hek>ttXciiebtstoffe,Oele,. 

ßeheizimg  u.  Belencbtnng 

90 

"7 

121 

144 

»79 

170 

IX.  Textilindustrie  .... 

74a 

906 

870 

987 

1055 

I  1S6 

X.  Papier.  Leder  u.  (iumrai 

325 

376 

428 

413 

438 

483 

XI.  Hol/.-  und  Schnitzstüffe  . 

458 

655 

7«4 

926 

1  053 

>  34» 

XII.  Nahrungs- u.  GcnuUmittel 

649 

822 

857 

979 

I  180 

1  283 

Xm.  BekleiduDf  o.  Reinigung 

35 

5« 

49 

61 

69 

85 

1  311 

1940 

1  599 

248s 

2879 

3431 

XV.  PoIygrai»hiscbe  Gewerbe 

60 

65 

56 

59 

80 

91 

XVI.  NeneittbeiofeBe  Betriebe 

816 

zusammen 

6741 

8784 

94» 

1090t 

I2S5S 

1*395 
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Hieraus  lassen  sich  unter  Verwertunf^  der  oben  mitgeteilten 
An^^aben  über  die  Anzahl  der  VoUarbeiler  nachstehende  Verhältnis- 
zahleii  über  die  Unfallgefahr  der  einzelnen  Betriebsgruppen  ab- 
leiten ;  ' 


Von  Je  10000,  den  nebenbezcichnt-ten  BetriebsRnippen  angchörigcn  Vollarbeitera 
wurden  von  einem  eine  Fintschidigiing  b^rttndenden  UnikUe  betroffen 


Betriebigiuppen 

1891 

i8q>a 

1893 

1894 

189s 

!•  Ijmki*  una  loncwinscnaiuicne 

nciricDc  oiKi  nsnuniuuen  • 

»44.« 

140,7 

'47»9 

104,8 

'°5i7 

1  in,o 

'3®i7 

*53i4 

105,1 

f  1  tf>  A 
Ii  0,9 

All.    X  iUllCTU wer KC  UULI  ULICU  .^CUvIl* 

löö,9 

207,4 

245,0 

2SX  c 

94»5 

1 10,9 

I 

125,0 

V     Ih  jital  liwiwi  rti»itiiinr 

T  m    JPKlrUUI  TW  mm  Ud^lUiK         •       •       *  « 

■  M  I 

1  ift  7 

1 10  0 

*  jTiV 

VL  Maschinen,  Werkzeuge,  Instru« 

»73.3 

i«3.« 

19a,  I 

^31.4 

(Tictnischc  Industrie  .    .    .  , 

f  90 

67.8 

98.S 

87.S 

88,a 

VIII.  H«-iz.   und  Lmichtstoffo,  Ode, 

Hflifi/ii!>t'  und  Beicuchtung  . 

it>i,3 

1  15.7 

•33.' 

115,9 

40,8 

41.4 

42,9 

X.  Fa|iicr,  Leder  und  Cjuinmi 

82,7 

92,9 

86,6 

86,4. 

•  »4,0 

XL  Holl*  md  Schnitutoffe .    .  . 

1*4.7 

*37,8 

»51.5 

287.4 

Xn.  Nahrung»-  und  Gennftroittd  . 

67,1 

69.8 

77.3 

89.4 

97.9 

Xni.  Bekleidung  und  Reinigung  • 

3>t3 

36,1 

31,7 

33i5 

38.1 

164.6 

aa5»8 

«44.9 

264,2 

XV.  Polygraphische  Gewerbe    .  , 

34.2 

35.8 

43.8 

48,2 

XVI.  Neu  eivb«3(pgcüe  Betriebe  .  . 

»7«.5 

im  ganzen 

ioa,5 

105.4 

"5.9 

ia6,8 

»34.7 

Wie  wir  -i-Ikmi,   ist  die 

ganz  ü 

berwiej^ende  Ml- 

nz.ihl  der  Be- 

triebsj^ruppen  an  der  sioi^a'nden  l  nf 

allsfrei]uenz  mit 

bcteihL^'t. 

1  )ic 

Mafsnahnicn  zur  Unfallv  crhiitung  h.ibcn  die  s 

teilende 

1  tiidcn/. 

nicht 

zu  hemmen  vermocht.  Die  Unfallfrecjuenz  der  durch  das  Aus- 
dchnunus^esetz  einbezogenen  Betriebe  steht  erheblich  über  dem 
Durchschnitte.  Bei  den  eigentlichen  Novellenbetrieben  beträgt  sie 
17,13,  bei  den  freiwillig  versicherten  Betriebeil  sogar  23,26  pro  Mille. 
Nachdem  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  dafs  die  Versicherten  nur  allmäh- 
lieh  ihre  Rechte  geltend  zu  machen  lernen,  ist  för  die  Folge  eine 
weitere  Steigerung  der  erhobenen  Entschädigungsansprüche  zu 
gewärtigen. 

Die  spezifische  Unfalli^efahr  der  einzelnen  Betriebsgruppen  er> 
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fahrt  jedoch  gewisse  Modifikationen^  wenn  man  die  bereits  oben 
gemachten  drei  Abstufungen  der  Un&Usfolgcn :  vorübergehende  Er- 
werbsunfähigkeit, dauernde  Erwerbsunfähigkeit,  Tod  mit  in  Betracht 
aeht  Dies  erhellt  aus  dem  nachstehenden  Ausweise  über  die  Un> 
(alle  des  Jahres  1895: 

Die  eine  Entschtidigang  begcttadendeii  Unfälle  des  Jahres  1895  (>^tcu  zur  Folge: 

in  absoluten    auf  je  toooo  Voll- 
Zahlen  Arbeiter 

'**'*^*^'^*  dauernde  Tod  ^"'^^'^^  "^'daucmdc  Tod 
gehende  gehende 

Erwerbsunfähig-  Erwerhsanfahig- 
Bctricbsgruppen  keit  kcit 
I.  Land-  und   forstwirtschaftliche  Be- 
triebe und  Mahlmtiblen     ....  449  399  53      92,6  82,3  10,9 

n.  Eisenbahnen   i  550  216  146     94,8  13,2  8.9 

m.  HBttenwerke  und  deren  Nebcnbe' 

triebe   569  201  43    3io,8  74,5  15*9 

IV.  Steine  und  Eiden   812  460  119     73,3  41,$  10,8 

V.  Metallvt'rarh.  itnn-   550  233  lO      98,7  39,3  IJ 

VL  Maschinen,  Werkzeuge,  Instrumente, 

Apparate      .........1112  489  27     154,9  68,1  3.8 

Vn.  Chemische  Itulustric   I07  48  l6      55,«  24,7  8,3 

VIU.  Hei/.-  und  Leuchtstoffe,  Oelc,  Be- 
heizung und  Bdeoditnng  ....  120  43  5      81,8  30,7  3,4 

IX.  Tei^ndustrie   705  449  32      27,1  17,3  1,2 

X.  Papier,  Leder  und  Gnnuni    ...  292  175  16     57,2  34,3  3,1 

XI.  Holz-  und  Schnitzstoffe     ....  850  440  51     i8s,a  94,3  10,9 

XII.  Nahrung»-  und  Genufsmittel  .  .  .  819  394  70  f>2.S  30,1  5,3 
XIII.  Hekleidung  und  Keimgong     ...        52       31        2      23,3      13.0  0.9 

.  Haugewerbe   2  I20  l  117  194  163,2  86,0  15,0 

XV.  Polygraphische  Gewerbe    ....  66  25  —  34,6  13,6  — 

XVI  ^  >»ov«U«nhetriebe   452  195  5»  47.9  »2.5 

1  Freiwillig  venieheite  Betriebe  .   .  ii  7  —  142,2  90,4  — 

in  guuen      10636  4924    S3;      87,4     40,5  6,8 

Berücksichtigt  man  das  Alter  und  das  (Tcschlccht  der  Verun- 
glückten, so  wurden  von  einem  eine  Entschädigung  begründenden 
Unfälle  betroffen  von  je  10000 

erwachsenen  jugrnd liehen 

im  männlichen   weiblichen  niännlichen  weiblichen 

Jahre  rcr:>oneD 

1890  95  20  61  61 

1891  115  24  79  60 
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crw«cbs«tten  )^g«Bdltcliea 

im  miimlichgn  velbUdien  m>nn1ichcn  weibliehen 
Jahre  Penonen 

1892  118           23  82  60 

1893  »28            27  90  77 

1894  140            30  84  75 

1895  152           33  to6  III 


Die  erwachsenen  weiblichen  Personen  sind  demnach,  wie  nicht 
anders  zu  erwarteo,  einer  viel  geringeren  Uniallgefahr  ausgesetst 
als  die  männlichen.  Anders  bei  den  jugendlichen  Arbeitern.  Hier 
findet  offenbar  eine  viel  geringere  Funktionsdifferenzierung  statt, 
-so  dafs  die  weiblichen  Arbeiter  kaum  weniger,  1895  sogar  stärker 
von  Unfällen  bedroht  sind  als  die  männlichen,  durchaus  aber 
erheblich  stärker  als  die  erwachsenen  Arbeiterinnen. 

Indem  wir  nunmehr  zur  Darstellung  der  Folgen  und  der  Ver- 
anlassungen der  Unfälle  übergehen,  haben  wir  zunächst  die  Gliede- 
rung der  rnfalle  nach  der  bereite  früher  aufgestellten  Kategoriecn 
der  Unfallsfolgcn  für  die  einzelnen  Jahre  der  Berichtsperiode  und 
hinsichtlich  des  Jahres  1895  auch  nach  Unfallversicherungsaiistalten 
nachzutragen : 

Von  je  too  dnc  Ea^tuHUigang  bqprttBdcndeii  UnfUlen  hsttcD  atr  Folge 


im  vorQbergchende  dutemile 

Jahre  Erverbeloeigkctt  Tod 

1890  68.a  «3,7  8,1 

1891  69,1  a4,5  6,4 

1892  67,0  26,9  6,1 
»893  64,3  a9J  6.0 

1894  65.*  29.5  5,3 

1895  64,9  30,0  5,1 

bei  d^n  Anstalten  in 

Wi»-n   63,4  33,2  3^ 

Salzburg   63,4  29,5  7,1 

fra»:   56,2  39,4  4i4 

Biflnn   65,8  a8,9  5,3 

Gn«   63^  31,6  s.^ 

Trieft   78,6  18,  l  3,3 

Lemberg   37.8  l^tl  IO,5 

Eisenbahnen   81,5  10,9  7,6 


zusammen     64,9  30,0  5,1 
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Bei  den  weiteren  Untersuchungen  über  die  Unüadlsfolgen  haben 
wir  die  vorübergehende  und  die  dauernde  Erwerbsunfah^keit  ge« 
trennt  zu  behandeln.  Bei  der  ersteren  handelt  es  sich  um  die  Dauer 
der  Erwerbsunfähigkeit,  bei  der  letzteren  um  den  Grrad  der  Inva- 
lidität. Die  ersterwähnte  Nachweisung  liegt  itir  das  Jahr  1 895  nicht 
mehr  vor.  Ich  halte  sie  aber  für  wichtig  genug,  um  die  Daten  fiir 
1890 — 1894  lucr  einzuschalten.  Aus  denselben  ist  nämlich  zu  ent> 
nehmen ,  welchen  Einfluis  eine  Verlängerung  der  gesetzlich  auf 
4  Wochen  fixierten  Karenzzeit  hatte ,  während  welcher  die  \'er- 
unglückten  auf  die  Krankenversicherung  angewiesen  sind.  Eine  der- 
artige Verlängerung  war  mehrfach  von  jenen  Kreisen  angeregt 
worden,  welche  die  UnfalKcrsicherung  mehr  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Merabminderun;^  der  Lasten  als  der  Erhaltung  oder 
gar  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  beurteilen. 


Vorüber- 

gehend 

Dauer  der  Erwerbsuafähigkeit  wm  Datum  des  tnialls  an 

im 

Erwerbs- 

über 

Wochen : 

über 

Durch- 

Jabre  «nfühige '} 

4-6 

6-8 

8—13  13—«» 

30—38 

38-52 

5» 

sduutdicb 

abtolute  Zahlen 

1S90 

3316 

1  163 

805 

«74  313 

97 

64 

1891 

5353 

1  830 

1  134 

I  »3«  54« 

305 

334 

8t 

6,8 

1892 

55S7 

1915 

i»s86 

t  t7S  546 

»39 

289 

137 

7.7 

6  156 

2  361 

I  341 

I  254  537 

246 

305 

212 

8,1 

1894 

6904 

2637 

1538 

1  554 
in  Prozenten 

330 

305 

255 

1890 

100,0 

35i« 

24.3 

26,3  9,4 

2,9 

1,9 

1891 

100,0 

34,8 

21,6 

23.6  10,3 

3.9 

4.3 

»ö 

1893 

100,0 

34.3 

«3.0 

3 1,0  9.8 

4.3 

5.« 

»A 

i«93 

100,0 

36t7 

81,8 

ao.4  8.7 

4,0 

5.« 

3.4 

1894 

100,0 

38,3 

ao,o  8,3 

3i3 

4.4 

3.6 

Ende  1895  standen  2380  Personen  im  Bezüge  einer  Heil- 
veHahrensrenten.  Im  Laufe  des  Jahre  1895  sind  13,829  Personen  in 
das  Heilverfahren  eingetreten  und  13,176  aus  demselben  ausgetreten. 
Von  je  lOO  der  letzteren  haben  —  von  der  \ierwöchentlichen  Karenz- 
zeit abgesehen  —  die  Heilverüdirensrente  bezogen 

ddrch  Wochen 

0-3,      3—4,      4—9.      9— »6,      16—34,  «4— 48.      «her  48 
33,$       19,5     ,  aa.7        ".6  5.«  4.8  a.7 

Das  sind  jene  im  Stande  der  ErwerbsunfiUucen  feflifarten  Personen,  die  im 
Rechnimssiahre  entweder  ihie  volle  Erwerbsfahigkeit  wieder  erlangt  haben  oder  fe> 
storben  sind. 
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Bei  60^5  Prozenten  dieser  Peraonen  endete  das  HeUver&hren 
mit  ganzlicher  Herstellung  und  bei  0^8  Plrozent  mit  Tod,  bei  148 
Prozent  hinterblieb  voraussichtlich  vorübergehende  Erwerbsunfähig» 
keit  und  bei  23,9  Prozent  votausdciitUch  dauernde  Erwerbsunlahigkeit. 

Ueber  den  Grad  der  Invalidität  der  dauernd  Erwerbsuniahigen, 
von  welchem  ja  das  Ausmafs  der  Un&llsrente  abhängt,  erteilt  die 
nachstehende  Uebersicht  Auskunft: 


Grad  der  ErweilMniiilldgkeit 


im  gHUCD 


im  weniger  mehr 

Jahre  »,    *^  %  ab  halbe  InvaUditKt  ^ 

der  voUca  Erwerbsfähigkeit 

Aniahl  der  X'erungliiiktcn 


1890 

791 

368 

143 

191 

100 

I  159 

434 

1891 

I  272 

371 

140 

263 

105 

i  643 

508 

1893 

1570 

373 

216 

25« 

120 

»  943 

5^7 

J893 

1986 

584 

»39 

320 

"5 

2570 

674 

189« 

2  $91 

531 

«57 

276 

it6 

305« 

649 

189s 

3  «5« 

«95 

378 

396 

903 

3947 

977 

Auf  je  10000  vciBkhcite  VoUaibeiter 

1890 

9,6 

4.5 

i»7 

at3 

I.» 

14.« 

5.S 

I89I 

4.3 

1.6 

3»! 

1,2 

19.1 

5.9 

1892 

17,6 

4.2 

2,4 

2.8 

».3 

21,8 

6.5 

l8q3 

21.1 

6,2 

2.5 

1.2 

27.3 

7,1 

1894 

25.5 

5.3 

2,6 

2,8 

1,2 

30.8 

6.6 

1895 

26,7 

5.7 

3,1 

3.2 

«.7 

32,4 

8,0 

Unter  je 

100  Invaliditätsfallen  waren 

demnach 

solche,  in 

denen 

lie  Erwerbsiahigkeit  beeinträchtigt  war 

um 

im 

«  a 

«:  _■«; 
>e 

Jahie 

der  voUen  Erwerbsfiibickcit 

1890 

49.6 

9.0 

»2.5 

6.3 

1891 

59.1 

17.3 

'•^S 

12,3 

4  0 

X893 

62,1 

18,4 

8.5 

9.9 

4,7 

63.» 

18,1 

7.« 

8,1 

3,6 

1894 

7o»4 

14,2 

6.5 

6.0 

2,9 

i«95 

66,1 

14,1 

7.7 

8,0 

4.» 

Schon  früher  wurde  konstatiert,  dafs  die  Unfallsfrequenz  im  Laufe 
der  Jahre  erheblich  f^csiicf^en  ist,  und  dafs  die  Unialle,  soweit  sie  über» 
haupt  eine  Hntschädit^un«;  l)ef:^riindcn,  immer  ernstere  I'olgen  haben. 
Was  nun  s[»eziell  die  Invalidität  anbelangt,  so  zeigen  die  vorstehen- 
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den  beiden  Uebcrsichten,  dafs  auch  hier  die  Fälle  schwerer  InvaU- 
dität  immermehr  an  Bedeutung  gewinnen. 

Nach  deo  infolge  Unfalls  Verstorbenen  sind  hinterblieben 


• 

im 

un 

entschädigungsbcrechtiglf 

Jalirc 

«  *  II.  n  V.  1 A 

Kinder») 

Ascendenten 

Witwer 

1 890 

27  0 

543 

65 

I 

1891 

585 

40 

iSq2 

1 1  C 

569 

61 

»093 

34*» 

644 

5« 

1894 

401 

83t 

64 

1895 

483 

579 

77 

auf  je  too 

tödlidi  Tcmnglflckte  PecMoen 

1890 

S> 

99 

13 

I89I 

54 

104 

7 

189a 

55 

99 

II 

1893 

54 

99 

l3 

1894 

60 

123 

10 

1895 

58 

105 

9 

e 

V 

c 

3 
u 

> 


Die  Unfälle,  welche  eine  Entschädigung  begründeten,  haben 
folgende  Verletzungen  und  Beschädigungen  verursacht: 

Voa  je  100  ein«  EntschSdiganc  begründenden  UnflUlen  luUten  aar  Folfe 

1890    189t    1893    1893    1894  1895 

Kopf  und  Gesiclil,  cxUoBive  Augen .     3^7      3,9      3,7      3,9      3,7  4,1 

Aupen  .  4-5       44       4-5       5.^       5-1  4.6 

Armen  und  Hindeo  17,3      '7-3      »7.i      'ö,8      16,7  15,3 

Kinjem  32J      io,S      ^1,1      31,2      3'.l  29,6 

Beineu  und  Fülscn  22,3     23,0     23,9     24,6     25,1  27.7 

anderen  oder  mehreren  Körperteilen 

sugleidi  I3i4     14.4     13.S     13,6     13,9  14,9 

innerliche  Verletzungen  4il      ^»9      >>9      3i^      3i4  3i^ 

ErstickungsflOle  0^4      (>>4      0|5      Oi3      Oi4  0,3 

ErlrinkungsfiUle  0,4       0,4       0,2       0,2       0,1  o.I 

Sonstige  Verlctaangen  1,2      3,5      3,3      0,8      0,4  04 

Wichtiger  noch  sind  die  Veranlassungen  der  Unfälle: 
Von  je  100  eine  Entadiidignng  begrttndenden  Unflllen  hatten  die  nebenbeaelchaete 

Verankasung  in  den  Jahren 

1890    t89l    189s    1893    1894  1895 

Motoren  1,6      1,3      l,t      1,0      1^  0,9 

Transmissionen  4*2      4,4      4,0      3,6      3,1  3,1 

unter  15  Jahren. 
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1890 

1891 

189s 

1893 

»894 

»895 

31,1 

36,6 

»5.9 

33*9 

»4.0 

»0,1 

FfthntBhle,  Aufsllge,  Krahne  und  Hebe- 

a.5 

3.t 

«.3 

(.9 

1.3 

Dampf  kosst  l,  Uanipfleitungcn  u.  Dnmpf- 

kochappiirat«*  {Kxplosion  u.  andrrrs^  . 

0.7 

0.5 

0.3 

0.4 

0,2 

0,1 

Explosion    von   Sprengstofifen  (Pulver, 

0,7 

0,7 

0,8 

0.7 

0.5 

O.S 

Feiwrsefihrlidie,  giftige,  lieiTie  u.  itiende 

Stoffe  lt.  t.w.,  GMe  u.  Dimpfe  iL  s.  w. 

4.1 

5.0 

S.t 

5.7 

4.9 

Zimmmenbrach,  Herab-  ind  Umfallen 

l4iP 

16,1 

16,7 

18,0 

19,0 

17.9 

Kall  von  Leitern,  Gerüsten,  Stiegen,  in 

»3.3 

14.8 

15,0 

«5.3 

•5-5 

Auf-  und  Abladtii,  Hel>fn  und  Trafjen 

8.7 

8.7 

8,4 

8.4 

9.» 

Fahren  und  Reiten,  L'cbcrlahrf  n.  Schlag, 

» 

5.4 

5.3 

5.2 

5.7 

5.4 

5.4 

Gebrauch  von  Handwerksateug  und  ein- 

6,4 

6.« 

6.8 

7.3 

7.0 

6,5 

EisenbahniMtrieb  und  Wasierverkehr  . 

5.3 

6.9 

7.S 

8.» 

8,6 

«,1 

9»3 

Wir  entnehmen  aus  ihcser 

Uebersicht ,  dafs 

(Vw 

iiber- 

wief'ciule  Mehrzahl  aller  rnfälle 

auf  solche 

V^cranlassun 

urück- 

zufuluen  sind,  welche  nicht  nur  in  den  der  \'ersicherun<^spf1icht 
unterworfenen  Betriehen,  >< indem  /.ienilich  allgemein,  insbesondere 
auch  im  Klei iiL^a- wer l)e  \  or/.vikointneii  ptle^en.  Ein  gewichtiges 
Argument  für  die  Ausdehnung  der  Wrsiclierungspflicht ! 

Die  amtliclie  Statistik  kombiniert  noiii  die  Art  der  V^crlctzungcn 
mit  den  l'rsachen  tierseiljeti  sowie  mit  dem  (irad  der  Invalidität, 
ferner  die  l  nfallsursachen  mit  den  Hctrit  bsgruppen  und  fügt  schlicfs- 
lich  L'ebersichtcn  über  die  Kollektivunfälle  und  iil)er  die  Zusatnmen- 
setzung  der  hinterbliebenen  I\uniHen  hiti/u.  Mit  Rui  k>icht  auf  den 
vct  tilgbaren  Kaum  müssen  wir  darauf  vcr/.ichtcn,  hier  auf  diese 
Details  ein/Aij^ehen. 

V.  Rentner  und  Entschädigungen.  Nachdem  von  den 
vorübergehend  Erwerbsunlahigcn ,  welche  Heilverfahrensrenten  be- 
zogen ,  bereits  im  vorigen  Abschnitte  kurz  die  Rede  gewesen  ist, 
beschränken  sich  die  nachfolgenden  Mitteilungen  auf  die  dauernd 
erwerbsunfähigen  Rentenempfänger,    l'eber  die  Anzahl   und  die 

Bczi^e  derselben  orientiert  die  nachstehende  Uebersicht: 

4Ä* 
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Rentner  nach 

Gcttuntbetreg  der  im 

Jaliresbelrag  der  auf 

Rccbiraiigs* 

UnfXUcn  des 

Rcdimmgsjalire  uige» 

einen  Rentner  durch- 

jabre 

Rechnungs- 

fallcnen Renten 

scbnittl.  i-nt fallenden 

jahres 

n.  ...  \v. 

Rente  in  Kl.  ö.  \V. 

i89f) 

2  4S0 

1 74  064 

..  70,19 

1891 

3002 

215  787 

70,01 

189s 

3  475 

246  850 

7«,Ö4 

1893 

4288 

313725 

7»,  16 

1894 

4087 

336  S71 

«7*55 

1895 

5087 

404528 

79,5« 

Die  Ziffern  für  1895  haben  niclit  ganz  dieselbe  Bedeutung  wie 
jene  für  die  Vorjahre.  Viir  die  Vorjahre  werden  die  Renten  aus^re- 
wiesen,  welche  nach  Unfällen  der  einzelnen  Rechnungsjahre  flüssig 
wurden  oder  voraussichtlich  zuzuspreclicn  waren.  Da  hierbei 
53chäztungen  unvermeidlich  waren,  bezieht  sich  von  1895  angefangen 
die  Nachweisung  nicht  mehr  auf  den  Zeitpunkt  des  Unfalls  sondern 
auf  den  Zeitpunkt  der  Zuerkennung  der  Rente.  Inir  1895  sind 
also  ausgewiesen  die  Rentner,  welchen  in  diesem  Jahre  nach 
Unfälle!!  entweder  des  Jahres  1895  (Hier  der  Vorjahre  dauertide 
Renten  zuerkannt  wurden.  Das  wolle  man  sich  auch  bei  der  Be- 
trachtung der  nachsielientlen  Uebersicht  vor  Augen  halten,  welche 
die  soeben  mitgeteilten  Daten  weiterhin  nach  den  Kategoricen  der 
Hcntenempfänger  auseinanderlegt. 

Rentner-  und  KentenbezUgt-  nach  UnßUl«n  der  nebenbexeichncten  Kechnungsjalire. 


dauernd  Erwerhuunföhige 

-  Assen-  im 


im  Jalure 

ginslicfa 

teilweise 

Witwen 

Kinder 

deuten 

ganxen 

Zahl  der  Rentner. 

1890 

100 

»  493 

279 

543 

2  450 

1891 

105 

2  04») 

.  306 

585 

4*> 

308a 

1892 

lao 

2  41U 

315 

569 

61 

3  47S 

1893 

"5 

3  129 

348 

644 

5« 

4288 

1894 

116 

3  5*5 

401 

8at 

64 

4687 

1895') 

224 

3>94 

5*5 

957 

67 

5087 

Betrag  der  angefsJlcncn  Renten  in  Fl. 

W. 

1890 

18  492 

1 10  286 

19  252 

22  7S7 

3  277 

174  064 

1891 

20  !;25 

146  357 

20  785 

2<)  145 

1  975 

21$ 

1892 

25389 

173046 

20  589 

24  568 

3285 

246  S50 

1893 

24896 

237  5-3 

22091 

26245 

3970 

1894 

23891 

747589 

27  196 

35  "9 

3076 

336871 

1895 

56277 

255398 

41  662 

48051 

3  »40 

4045*8 

Die  Angaben  fttr  1895  bexichen  sich  nicht  auf  die  angefallenen,  «tondem 
anf  die  in  diesem  Jahi«  dauernd  zuerkannte  Renten. 
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Jahnabetng  der  auf  einen  Rentner  dwchadmittlidi  entlSaUcndcn  Rente  in  Fl. W. 


Aawii' 

im 
£attaeo 

im  Jahre 

ginzlich 

teilweile 

Witwen 

Kinder 

denten 

1890 

73.87 

41.91 

SM« 

70,19 

1891 

»95.47 

71.53 

67i9a 

44.^ 

49.39 

70^1 

1892 

311.5S 

71.80 

65.36 

43.18 

53.41 

71,04 

■893 

»'943 

75«>' 

<"'3.48 

40.75 

57,1 1 

7.1. '6 

1 804 

205.96 

69,06 

67,82 

42,78 

48,06 

67,55 

1895 

88,09 

79,36 

46,87 

79,5» 

Diese  Nachweisung  ist  noch  zu  cr^jänzcn  durch  die  Aogabeo 
über  den  Grad  der  Invalidität  der  teilweise  Erwerbsunfähigen  von 
1895,  sowie  über  das  Verhältnis  der  1895  zuerkannten  Renten  zu 
dem  hierbei  angerechneten  jahresarbeitsverdicnst.  Hierbei  wurden 
wenn  mehrere  Renten  zusammentreffen,  der  Jaliresarbeitsvetxlienst 
für  jede  einzelne  Rente  in  Rechnung  gesteilt. 


1895 

Vomiuiielitlicli  dauernd 
Eiwerbsmiftliige : 


Zahl  der 
R«'ntncr, 

denen 
dauerndp 
Kenten  <a> 


wurden*) 


Hierbei 
angeiech« 

ncter 

Jahre^s- 
Arbeits- 
vcrdienst 


Jahres* 
betias 

der 
Renten 


Durchschnitt  des 
Jahresbctragcs 
einer  Rcnl<- 


in 
Fl. 
ö.  W. 


in 


10 


'S 

des 


Arbeit»* 
verdst 


Grad  der  Er-  1 

wcrb^unfaliiß- 
k«Mt    in   Hrurh-  | 
trib  n  der  voll'  ;i  ] 

Ivrwerbsf&big- 
keit  1 

f  0-% 

1  1  t 
« —  « 

1  »   

1  * 

1970 

5<9 

349 
456 
244 

767586 

181  716 

1 20  408 
141  214 

92  3o> 

89948 

51  106 

46  758 
67  586 

5'>277 

45.67 

98,47 

•3.1.98 
148,21 

»1.7a 

28,12 

38,8i 
47,86 
60,97 

zusammen 

3538 

1  J03  229 

3»»  675 

88,09 

U,72 

Kinder .    .  . 
As2cndentrn  . 

525 
957 
67 

ai  I  87a 
307301 

18  513 

41  662 
48051 
3  '40 

79,36 

5«. 25 
46,87 

19,66 

12,4t 
>6,96 

nuammen  llinterbltebcne  . 

»549 

617686 

9*  853 

59.94 

«5.03 

im  guuen 

5087 

19S0915 

404  5>8 

79,5a 

at,D6 

Wir  sehen,  dafs  1895  sowohl  der  absolute  Betrag  der  ange- 
fallenen Renten  als  auch  der  Durchschnittsbetrag  der  individuelloi 
Rentenbezüge  erheblich  gestiegen  ist.  Von  der  bereits  bcsi^rochenen 
Aenderung  in  der  Berechnungsweise  abgesehen,  ist  dies  hauptsachlich 
darauf  zurückzufahren,  dafs  das  Ausdehnungsgesetz  zu  Gunsten  der 
Eisenbahnbediensteten  erheblich  höhere  Rentenbezüge  als  sonst  zu- 


I)  Siehe  die  Note  auf  der  vorhergdienden  Seite. 
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läCst.  Demzufolge  werden  die  Durclischnitte  für  1895  haujHsrichlich 
durch  die  berufsgeiiosseiischaftliche  Anstalt  der  österreichischen 
Eisenbahnen  erhöht.   Es  betrug  nämlich 

die  Zalü  der  Duncbscbnittsbetiag  einer 

der  Jal>rosr^-nt«- 

kcnlner  in  Fl.  ö.  \V.    in  %  d.  Verdienstes 
4  737  7.v7i  20,3s 

350  «3 '.'3  2S,43 


bei  dm  territorialrn  Anstalten 
\xi  der  Anstalt  der  Kis«  itl»ahnen 


Bisher  ist  lediglich  der  jährliche  Zuwachs  an  Rentnern  und 
Rentenbezügen  dargestellt  worden.  Daneben  sind  aber  auch  die 
Angaben  über  die  (icsanitzahl  der  Rentner  und  tleren  Bezüge  \'on 
Belang.  Die  bezüglichen  Zahlen  stehen  erst  von  1893  an  zur  \'cr- 
fügung.  Da  der  sogenannte  Beharrungszustand,  in  welchem  der 
Abfall  den  Zuwnrhs  beiläufig  aufwie^'t ,  erst  für  das  17.  oder  18. 
Jahr  nacli  Kinführung  der  L^ifallversicherung  erwartet  wird,  derzeit 
mithin  noch  lange  iiichl  erreicht  ist.  können  wir  uns  nicht  wundern, 
wenn  sowohl  die  Reutenenipfäiigcr  als  auch  die  Rentenbeträge  in 
raächer  Zunahme  begritifcn  sind. 

Zv  Ende  der  nebenbeaeichneten  Jabre  standen  im  Genosse  dmiemder  Renten 


Rechnnnf»* 

Zabl  der 

Jahresbetrag 

Dorcbscbnittsbet  rag 

jabre 

Personen 

der  Renten  in  Fl.  Ö.W. 

einer  Rente  Fl. 

1803 

8886 

660997 

74.39 

1894 

12267 

960  790 

78.32 

1895 

16637 

1306376 

78.57 

•pcsien  189$: 

dauernd  g.Hnzl.  ICrwerbsunntbigc 

779 

170508 

218.86 

teilweise  • 

9984 

802  124 

80,34 

Witwrn 

2008 

147  17t 

73.30 

Kinder 

355« 

176  760 

4«.«4 

Ascendenten 

305 

»S»»3 

5t,85 

\'I .  Rechnungsabschlüsse.  Die  österreichischen  Unfalls* 
Versicherungsanstalten  leiden  seil  dem  Jahre  1892  an  einem  von  Jahr 
zu  Jahr  wachsenden  Gebarungsdehziu   Es  betrugen 


im 

die  Einnabmen')       die  Ausgaben*) 

der  Abgang 

Jahre 

OttUlen  M.  W. 

1892 

486693Ü  4939269 

7»  331 

189J 

5361788  $^12340 

550552 

1894 

5718829  6698630 

97980» 

1895 

7561762  74S92I4 

867452 

')  Mit  Au&.scblus.s  der  I)rckungi>kapitalieu  und  .Scliadciucstcrvco. 
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Von  den  8  territorialen  WnsiclK  1  unixsanslnlten  sclilosseii  1^95 
nur  3  nut  einem  Ueberschufs  ab,  luunlich  Sal/bur|^  mit  95  707, 
Brünn  mit  8554  und  Iriest  mit  32527  Fl.^  hingegen  bctru^^  das 
Defizit  in  Wien  183827,  in  Trag  630544,  in  Graz  1 10  505  und  in 
Lemberg  79364  Fl.  Die  beru&genossenschafüiche  Anstalt  der 
österreichischen  Eisenbahnen  bringt  den  bilanzmäfsig  sich  ergebenden 
Bedarf  an  Deckungskapital  durch  nachträgliche  Umlagen  auf,  so 
dais  die  Bilanz  dieser  Anstalt  ohne  Ueberschufs  oder  Abgang 
schliefst  Durch  die  Summieruf^  der  Jahresdefizite  ist  der  un- 
bedeckte Abgang  bei  den  territorialen  Anstalten  folgendemiafsen 
angewachsen: 

Procente  der 
Gtddcn  ö.  W.  Deckoncskapitalicn 


1891  57875  1,0 

1892  257828  2,9 

1893  826506  6,6 

1894  I  704  627  10,4 

1895  2581508  12,5 


Die  revidierte  Geüsihrenklassen-Einteilung,  welche  mit  dem 
Jahre  1895  in  Wirksamkeit  getreten  ist»  hat  die  Verschlechterung 

der  Finanzlage  nicht  aufzuhalten  vermocht  Andrerseits  hat  die 
Nachprüfung  der  Tafeln  zur  Berechnung  der  Deckungskapitalien 
ergeben,  dafs  die  in  Verwendung  stehenden  Rententafeln  kaum  zu 
hohe  Werte  enthalten,  SO  da(s  von  einer  über  das  Erfordernis  hin- 
ausgehenden Kapitalansammlung  nicht  wohl  die  Rede  sein  knnn. 
Diese  Momente  drängen  auf  eine  Plrhöhung  der  Beitragstarife  hin, 
wiewohl  die  Mehr/ahl  der  Anstalten  Bedenken  tragt ,  von  diesem 
Mitteidebrauch  /u  machen,  wobei  sie  von  der  Aiuiahme  ausgehen, 
dafs  niclit  in  <ler  I  n/.ulänglichkeit  des  Tarifs,  sondern  in  der  Hei- 
trat^shinter/.iehung  die  wahre  l'rsachc  des  Defizits  gele^a-n  sei. 
AlkrcHngs  reichen  tiic  gesetzlichen  Haadiiaben  nicht  dazu  aus,  um 
dieselbe  mit  Krfolg  zu  bekämpfen. 

Die  l)eiden  wichtigsten  Kinnahmeposten  sind  die  Versicherungs- 
beiträge und  die  Zinsen  der  Deckungskapitalien.  Dieselben  haben 
die  nachstehende  Entwicklung  erfahren: 

Vcrsicheruiigs-  Zinsen  der 


im  btiträge  Deckungskapitalien 
Jahre  Golden  ö.  W. 

1890  37S53S6  ^485 

1891  3824  >66  13^51^ 
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Venidieniiig»*  Ziiuen  der 

im  beitrige  Deckungskapitalien 

Jahre  Golden  ö.  W. 

1892  4270052  246310 

1893  4559816  368693 

1894  4 7 '9 539  405  355 

1895  6901  156  586177 

Die  aufscrordentliche  Steigerung  der  Beitragssummen  im  Jahre 
1895  ist  teils  auf  die  bereits  erwähnte  Aendcrung  des  Beitragstarifs, 
teils  auf  die  Einbeziehung  neuer  Betriebe  zufolge  der  Ausdehnungs- 
Novelle  zurückzuführen. 

Die  wichtigsten  Ausgabeposten  sind  die  folgenden: 


im  Jahre 
1890 
1891 
1892 

1893 
1894 
1895 


Entschädigungs- 
Iristiingcn 

«05598 
586189 
88755« 
1348260 
I691 199 
2259309 


Rücklagen  zu  den 

Deckllnt,'^k:^pit;ili^■^  und 
Schadeurcäerven 
in  Gulden  ö.  W. 

2600022 
3029997 
3>4S538 

3  748  ««3 
4005607 
5372970 


Grsaintc  Ver- 
wallungsaoslagen 

3'6  549 
402004 

463930 
587666 
678895 
753335 


Was  zunächst  die  Entsciiädigungen  anbelangt,  so  betrugen  die- 
selben 

in  Prozenten  in  PerniillLU 

der  Beiträge  der  Lobosumme 

»890  5.4  0.76 

189t  I5«3  a«35 

1892  ao,8  3*17 

1893  «7.4  4.13 

«894  35.3  5.20 

1895  33.7  5.>7 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  bei  der  Kritik  der  UnCalls- 
versicherung  mit  Recht  den  Verwaltungsauslagen  zugewendet  Wir 
haben  dieselben  daher  weiter  zu  analysieren.  Der  Auh^and  für 
1895  setzt  sich  aus  folgenden  Posten  zusammen:  laufende  \'cr- 
waltungsauslagen  S99603  FL,  Kosten  der  IJnfallserhebung  IIO379FU 
Schiedsgerichtskosten  22423  Fl.  umi  Heitragslcistung  zur  Gewerbe- 
inspektion 17900  Fl.  Die  relative  Höhe  der  V^en^-altungskosten 
wird  durch  die  nachstehenden  Verhältniszahlen  gekennzeichnet. 
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Verwaltttngsa  uslagcn 

in  Frozeiilcn  der 


im        in  Pcrmillca 
Jahre     da-  Lolmsiiiiuiie 


EnUchädigungS' 
Icistnagen 


beitrSge 


x«9o  >,3S 

1891  1,66 

189a  1,81 

1893  «»95 

1894  a,o9 

1895  1,7a 


9.7 
11.3 
".9 
ia,9 

10^ 


180 

73 
57 
47 
40 
33 


Nur  die  beiden  ersten  Zahlenreihen  dürfen  bei  einer  Kritik  der 
Verwaltungsauslagen  in  Betracht  gc/.ugen  werden.  Die  dritte  habe 
ich  nur  beigefügt,  weil  sie  von  versicheiungsfeindlicher  Seite  häufig 
als  Argument  gegen  die  obligatorische  Organisation  der  Arbeiter- 
unfallversicherung überhaupt  und  gegen  das  Kapitaldeckungsver- 
fahren insbesondere  angeführt  wird.  Sehr  mit  Unrecht  Denn  zu- 
nächst ist  der  Beharrungszustand  noch  lange  nicht  erreicht;  die 
Unfälle  und  Entschädigungen  werden  daher  bis  dahin  viel  rascher 
anwachsen  ab  der  Versicherungsbestand  und  die  Kosten  des  Ver- 
waltungsapparats. Dann  aber  bilden  bei  dem  Kapitaldeckungs- 
verfahren die  baren  Entschädigungen  überhaupt  keinen  Maisstab  für 
die  Leistungen  oder  Kosten  der  Versicherung^  weil  ja  die  Deckungs- 
kapitalien und  die  Reserven  für  die  mit  Schlufs  des  Rechnungs- 
jahres noch  nicht  feststehenden  Entschädigungen,  welche  die  Bar- 
leistungen sehr  erheblich  übersteigen,  mit  in  Anschlag  zu  bringen 
sind.  Die  ma£sgebende  Relation  ist  also  die  zur  Lohn-  oder  zur 
Beitragssumme,  und  diese  weist  für  1895  That  eine  ent- 

schiedene Besserung  auf. 

Um  endlich  ein  Bild  von  der  Kapitalsanhäufung  zu  geben,  die 
mit  dem  Kapitaldeckungsverüahren  verbunden  ist,  teile  ich  zum 
Schlufe  die  wichtigsten  Posten  aus  der  Passiva-Seite  der  Bilanz  mit: 


im 
Jahre 

1890 
1891 

1892 

1S03 
1894 
1895 


Deckungs-  Entscbädigungs-  Zasannmen 
kapitalien  reserre  Raddagen 

in  Tanscfndea  Golden  ö.  W. 


Gesamte 
Passiven 


1389  laii  3600 

3683  194S  5630 

5825  3n4S  8S73 

8399  ^  222  12  02  1 

1 1  574  5  052  16  626 

15507  6492  21999 


3819 
6169 

9623 

13349 
17  321 
22  803 
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Von  den  korrespondierenden  Aktiven  ist  bei  weitem  der  grö(ste 
Teil  in  Wertpapieren  angelegt.  Ihr  Kurswert  betrug  am  31.  De- 
zember 1895  II  407 567  Fl.  An  zweiter  Stellen  stehen  mit 
4Ö04133  Fl.  die  Forderungen  an  rückständigen  Versicherung^ 
beitragen.  2520750  Fl,  waren  in  Hypotheken,  971650  FL  ia 
Realitäten  angelegt. 

Fndlicfi  ist  noch  zu  erwähnen ,  daG»  der  \  om  Staate  aK  he- 
sondtrcr  h  onds  zu  verwaltende  gemeinsame  Reservefonds  Ende  1895 
6S759  Fl.  betrug. 

B.  Krankenveraicheruiifr. 

I.  Organisation  und  M  i  t  gl  i  ed  e  r  s  t  a  n  d.  Im  Jahre  1895 
waren  im  gan/.en  2942  Krankenk.issen  thäti^^.  Von  diesen  haben 
jedoch  27  keine  oder  nur  irnj^a-niii^a-nde  Xachweisungen  dargelegt. 
Es  erübrigen  demnach  2915  Krankt  iik.isseri,  die  für  die  Statistik  in 
Betracht  kommen.  54  \on  denselben  haben  den  Ausweis  nicht 
fiir  das  volle  Rechnun^^jaln  erstattet.  Ik-rücksichtigt  man  die 
einzelnen  Kassenarten,  welche  gemäls  §  Ii  des  Krankenvcrsicherungs- 
gcsctzes  vom  30.  März  1888  als  Träger  der  obligatorischen  Kranken* 
Versicherung  ausersehen  sind,  so  bestanden 


im 

Bczirkä- 

Betriebs-  ] 

Bau-    GciiOAscUächalu-  Vereins- 

')       im  ganzen 

Jahre 

Knmken 

1890 

549 

1455 

4 

59 

«740 

189t 

554 

I4«4 

5 

7ao 

79 

1892 

553 

I  438 

4 

75' 

91 

2837 

1893 

552 

I  425 

7 

787 

105 

2  876 

1894 

557 

I  411 

9 

833 

J05 

2915 

1895 

561 

1395 

4 

84« 

113 

Demnach 

sind  von 

je  100  Kassen 

Betriebs- 

Genossen- 

im 

Bcddo- 

oder  Bav' 

* 

VereiiM- 

Jahre 

K  ninkcnkassen 

1890 

53.2 

a4t6 

s.a 

1891 

19,7 

52fO 

»5.5 

a.8 

1892 

»9,5 

«6,5 

3.2 

1893 

19,2 

49.8 

«7.4 

3,6 

1894 

»9.1 

48,7 

38,6 

3.6 

1895 

19,2 

48,0 

«8,9 

3.9 

')  Darunt'  T  auch  die  dem  K rankenvcrsichefimgisetcts  entsprechenden  registtiertcii 
Hilfskas&en,  deren  Zahl  1895  nur  4  betrug. 
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In  dem  Mafse  als  die  öffentlichrcchtliche  Orj^anisation  der 
Krankem ersichcriuij^^  fortschreitet,  treten  die  Bctricbskrankenkasscn 
sowohl  ihrer  Zahl  als  auch  —  wie  wir  fjleich  sehen  wertlen  — 
dem  Mitgliederslaiidc  nach  in  den  Hinter^^rund.  Am  wenigsten 
veränderlich  ist  die  Zahl  der  Rezirkskrankenkassen,  deren  territoriale 
Organisation  sich  an  die  Sprengel  der  Be/.irksgerichte  anschliefst. 
Doch  ühcrwitgt,  insbesondere  in  den  Ländern  itiit  unentwickelter 
Industrie  ,  die  Zahl  tler  Bezirksgerichte  sehr  erheblich  ,  so  dals  eine 
Krankenkasse  durchschnittlich  I.5  ( iericlussprengel  umfafst,  und  die 
durchschnittliche  (iröfse  eines  Krankenkassensprengels  547  <4kni, 
die  eines  Gerichtssprengeis  aber  362  qkm  beträgt. 

Die  Zahl  und  die  Verteilung  der  Mitglieder  auf  die  verschiedenen 
Kassenarten  ist  aus  der  nachstehenden  Uebersidit  zu  entnehmen: 


Zahl  der 

iM  i  t  g  1  i  c  d  <• 

r  d  c  r 

im 

Itezirks- 

Bftriebs- 

Bau-  Gcuositcn&chafts- 

Vcreins- 

Krankenkassen 

Jahre 

Krtnkenkawen 

flberbanpt 

1890 

550606 

505643 

663 

33057« 

361  336 

1548835 

1891 

59304a 

S3t  43S 

489 

355909 

3869I8 

I  666790 

1892 

641  300 

539000 

773 

373046 

996955 

1  741 074 

1893 

733 

543215 

1  845 

302  «73 

307  077 

I  840  043 

1894 

740  S3; 

C49  404 

3  479 

326  900 

320  277 

1  940985 

1895 

814  259 

504  869 

347 

341  058 

345  902 

2  006  435 

• 

Danach  beträgt  die  jährliche  Zunahme 

im 

an  Kassen 

an  IG^licdem 

Jahre 

absolut  in 

Prozenten 

absolut 

in  Prozenten 

1890 

338 

«4.» 

264  845 

20,6 

1891 

83 

3^ 

117965 

7.6 

1893 

»5 

<N5 

74  284 

4.5 

1893 

39 

1»4 

98969 

5.7 

1894 

39 

>i4 

100943 

5.5 

1895 

135450 

Von  je 

100  Mitgliedern  sind  versichert  bei 

Betriebs« 

Genossen- 

im 

Bcsirka» 

11.  Ban- 

schafts- 

Verdna» 

Jahre 

Krankenkassen 

1890 

35.6 

3$»4 

14.9 

M.t 

iSqi 

3S,S 

31,9 

15.4 

»7>2 

1892 

36,8 

30  4 

15.7 

17.1 

1893 

37i3 

29,6 

16,4 

ibj 

1894 

38.« 

28,5 

16,8 

16.5 

1895 

39.4 

• 

»7.4 

i6,s 

16,7 
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Aus  den  vorstehenden  absoluten  Zahlen  ergibt  sich  der  folgende 


durchschnittliche  Stand  dor  Mitglieder  einer 


im 

Bciirks- 

Betricbs- 

Bau-  GcnoäscQ&cbaftü- 

Vcreins- 

Krank  ctika&>e 

Jalue 

Krankenkane 

ttberhanpt 

1890 

I  010 

354 

231 

365 

493> 

582 

1891 

367 

98 

366 

3825 

59^ 

1S92 

I  16S 

370 

aS« 

370 

3  374 

621 

1893 

1245 

383 

264 

394 

3011 

647 

1894 

1333 

39t 

435 

4«4 

3140 

674 

i«95 

U59 

408 

87 

410 

3061 

715 

Die  auHallend  hohe  Durchschnittszahl  des  Mi^liederstandes 
einer  Vereinskrankenkasse  ist  insbesondere  zurückzulUhren  auf  die 
Allgemeine  Arbetter>Kranken*  und  Unterstützungskasse  in  Wien, 
welche  Ende  1895  99686  Mitglieder  zahlte.  Aber  auch  einige 
andere  Vereine  sind  umfassende  und  mächtige  Oiganisationen.  Die 
47  Kassen,  die  dem  Verbände  der  Arbeiter-Kranken-  und  Unter- 
stützungskassen Oesterreichs  angehören,  hatten  £nde  189$  zusammen 
296426  Mitglieder. 

Um  über  die  £ntwiclcelung  des  Krankenkassenwesens  in  den 
einzelnen  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Landern  einen 
kurzen  Ueberblick  zu  bieten,  werden  nachstehend  für  jedes  derselben 
die  Angaben  über  die  Anzahl  der  Kassen  und  Mitglieder,  sowie 
über  die  Gliederung  dieser  letzteren  nach  Kassenarten  im  Jahre  1895 
vorgeführt 


Von  ]c  100  MitgUedcm  sind  bei 
Aniabl     Mitglieder  Betriebs-  Genossen»  Ver« 


1895 

der  Krankenkassen 

Besirks* 

u.  Bau- 

schafts- 

eins- 

Länder 

Krankenkassen 

Niederösterreicb    .    .  . 

312 

546  241 

29.9 

9,4 

36,7 

24.0 

Oberöftencicli  .... 

205 

67  164 

25.8 

".5 

24.4 

37.3 

39 

16  736 

36,2 

to,9 

35.9 

124 

106  976 

35.5 

1 1,0 

7,5 

46,0 

46 

23823 

48,0 

12,0 

«.3 

38,7 

43 

18  707 

64,1 

29,6 

1.4 

4,9 

44 

58517 

67,2 

14,8 

a.5 

»5.5 

Tirol  md  Vorailbeig 

166 

68780 

50.« 

a4»i 

lt.7 

14»! 

Böbncn         •  . .  .  . 

1  16$ 

624094 

48,4 

3M 

10,1 

8.7 

420 

207091 

36,9 

34,0 

".3 

•7.S 

Schlesien  

»59 

70847 

32.3 

36.6 

11,3 

19.8 

I3S 

99  336 

78,6 

»3.4 

7.7 

0.3 

«4 

9696 

69.6 

20,0 

«0.4 

6 

3  5«7 

100,0 

Eiseubalin-   und  Dampf- 

schinalirt-Unteru.    .  . 

28 

144909 

100,0 

im  fansen 

2915 

2  066  435 

39i4 

»7.4 

16.5 

16,7 

« 
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In  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  woselbst  der  Grf »fsbetrieb 
relativ  am  stärksten  entwickelt  ist,  stehen  die  Betriebskrankenkassen 
den  BezirLskrankenkassen  nur  wenig  nach;  in  Schlesien  übertreffen 
sie  sogar  die  letzteren  an  Mitgliedern.  In  Nieder-  und  Oberöstcrrcich, 
dann  auch  noch  in  S,il/I)urg  haben  die  Genossenschaften  erheblichen 
Anteil  .Iii  ilci  i\i .iiiki  n\ t-T>i(  ht  ruii!/.  Daneben  treten  die  X'ereins- 
krankenk;issen  stark  hervor,  die  in  Steiermark  dominieren,  in 
Kärnten  doch  die  zweite  Stelle  behaupten.  Je  geringer  die  gewerb- 
liche EntialUing  ist,  desto  mehr  wird  der  Schwerpunkt  in  die 
Beztrkskrankenkassen  verlegt,  die  den  Mangel  an  anderen  Organi- 
sationen  ersetzen.  In  Krain  und  im  Küstenland  umfassen  sie  schon 
zwei  Drittel,  in  Galizien  mehr  als  drei  Viertel  aller  Versicherten; 
in  Dalmatien  giebt  es  keine  anderen  Krankenkassen. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wendet  die  amtliche  Statistik  dem 
Mitgliederstande  der  Bezirkskrankenkassen  zu,  welcher  ja  von  gröfstem 
Einflüsse  auf  ihre  Leistungsfähigkeit  ist  Teilt  man  die  Bezirks* 
krankenkassen  danach  in  5  Gruppen  ein,  so  entfielen  im  Jahre  1895 


auf  die  Gräsieokategoricn 

nit  Mitg^cdcm 

Kann 

i  mit  Iilitgiliedem 

I 

bb  aoo 

3  437 

n 

201-^500 

169 

58597 

Ul 

501 — 1000 

153 

113  396 

IV 

1001— sooo 

»97 

370  120 

V 

aber  5000 

18 

a68ss9 

Von  je 

100  Bezirkükrankc 

rnkassen 

gdhdren  dtn 

nebenhc7.richncten  Gröfsenkategorien  an 


Grvfaenkatcgorien 

1891 

18Q2 

1893 

1894 

1895 

I 

10,65 

9,22 

7,61 

5.74 

4,28 

U 

32-13 

32,55 

30.98 

3  »42 

30.  «2 

m 

28,03 

28.98 

27.83 

27.27 

IV 

25.09 

«7.»5 

29.53 

32.14 

35.  «2 

V 

1,98 

a.35 

»,90 

*.87 

3.3t 

Wie  wir  .si>at(.i  stluMi  werden,  >lchen  die  relativen  Kosten  für 
ärztliche  Hille,  sowie  die  X'erwaltun^sauslagen  der  Krankenkassen 
im  unigekehrten  V'erhältnisse  zu  ihrer  Mitgliedcrzahl.  Wenn  nun 
—  wie  die  obiger»  Berechnungen  zeigen  —  die  grölseren  Kasst-n 
den  klciiKron  gegenüber  immer  mehr  in  den  X'ordergrund  Irrten, 
so  bedeutet  tlies  eine  entschiedene  Verbesserung  in  der  Organisation 
und  Leistungsialiigkeit  der  Bezirkskrankenkassen. 

Neimen  der  Mitgliederzahl  ist  auch  die  Beziehungf  der  Mitglieder 
zum  Flächenausmafse  des  Kasscnsprengels  von  Belang.   Den  Aus- 
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druck  hierfür  bilden  die  Dichtigkeitskategorieen,  welche  nach  der 
Anzahl  der  Mitglieder  abgestuft  werden,  die  auf  je  i  qkm  des  Kassen- 
sprengeis  enthalten.  Vergleichen  wir  die  diesbezüglichen  Angaben 
(ür  1895  mit  jenem  fiir  1892,  in  wek;hem  die  in  Rede  stehende 
Unterscheidung  zum  ersten  Male  gemacht  wurde,  so  gelangen  wir 
zu  folgender  Au&tellung: 

Dichtig-  Zunahmt'  f-f-)tx'J5w. 

keits-     Anzahl  der  1892  1895  Abaahmc  [—)  der 

Xate<    Mitglieder  Annbl  der  Mitglieder 

gorieen  anf  i  <^kiii  Kiuaen  Mitglieder  Kassen  Mi^lieder    aluolnt  in  Proarn ten 

I  weniger  als  1  161  64458  138      73507  9049  I4i0 

n         1—5  a95  245  730  100  a8i  429  35  699  14,8 

Dl         5—50  76  162  514  100  217936  55362  34,1 

IV         über  50  21  168538  a3  2413^7  72^9  43i2 

Wir  sehen  also,  dafs  in  sämtliclicn  Dichtigkeilskatcgorien  eine 
Zunahme  der  Mitghcder/ahl  stattgefunden  hat.  Mit  den  aufsteigenden 
Dichtigkeitskategorien  wächst  sie  in  rascher  Progression  an,  ein 
Beweis  fiir  die  fortsdirdtende  Konzentration  der  gewerblidien  Be- 
völkerung. 

Auch  die  Genossenschaftskrankenkassen  sind,  und  zwar  1893 
und  1895,  nach  Gröfsenkategorien  des  Mitgliederstandes  gruppiert 
worden.  Es  betrug 

in  den  die  Anzahl  der  Kassen 

Grdssenkategorien  mit  Mitgliedern  1892  1895 

weniger  als  10  a  a 

11—25  38  40 

I  \         26—50  97  IC» 

5!— roo  201  209 

lOI — 2CK>  18S  218 

n  aoi— 500  138  166 

in  501 — 1000  47  5a 

IV  looi— 5000  33  47 

V  Aber  5000  7  8 


Danach  blieben  1895  351  Genossenschaftskrankenkassen,  das 
sind  41,69  Prozent  aller  Kassen  dieser  Art,  unter  der  Minimalgrenze 
von  100  Mitgliedern,  welche  für  die  Bezirks«  und  Betriebskranken' 
kassen  gesetzlich  festgesetzt  ist.  Veiglcichen  wir  die  Gröfsengruppen 
der  Genossenschaftskrankenkassen  mit  jenen  der  Bezirkskranken- 
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kasscn ,  so  entfallen  1895  auf  die  nebenbezeichneten  Grölsen- 
kategurien 

von  je  100 


Gfttiscn< 

BeSilks- 

Genoisentd 

ktttegorien 

KibiiIk] 

nkauen 

I 

67.58 

n 

30,  »a 

»9,71 

m 

27,27 

6,18 

IV 

35. 

5.58 

V 

3,«l 

0,95 

Man  sieht,  die  Genossenschaftskrankenkassen  sind  die  bei  weitem 
schwäcliercn  Organisationen.  Die  Mehrzahl  derselben  verfugt  nicht 
über  einen  Mit;^^lic(lcrstancl ,  der  «^rofs  genug  ist,  um  die  zweck- 
entsprechende Durchtuhrung  die  ihnen  obliegenden  Aufgaben  sicher 
zu  stellen.  Ein  gesetzgeberischer  Kingrifi"  zur  Sanierung  dieser 
W  rhähnissc  erscheint,  wie  auch  der  amtliche  Bericht  zugiebt,  un- 
vermeidlich. 

Zur  näheren  Charakterisierung  des  Mitgliedeiht.uules  suui  noch 
die  W  rhältniszahlen  über  den  Anteil  der  beiden  Geschlechter  nach- 
zutragen. 


Es 

warcu 

von  je 

1000  Blitgliedcm  der 

Knnkeop 

Bezirlu- 

Bctricbs- 

Batt-  Gf 

aouei 

■Schaft 

|.  Vereins« 

kassen- 

im 

Kraukenkassen 

üb»Thaupt 

Jalirc 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

rii.  w. 

1890 

864 

130 

683 

3'7 

1000 

852 

148 

734 

2öb 

781  219 

1891 

859 

141 

^y3 

307 

037 

63 

838 

162 

743 

257 

783 

1893 

«54 

146 

686 

314 

980 

ao 

8a8 

17a 

749 

«5» 

781  ai9 

1893 

843 

157 

685 

3<5 

987 

13 

83a 

178 

744 

256 

776  334 

1894 

844 

156 

688 

31a 

988 

la 

815 

»85 

743 

«57 

779  all 

»895 

841 

«59 

691 

309 

986 

»4 

809 

191 

743 

»57 

778  333 

Seit  dem  Jahre  1893  ist  der  Anteil  des  weiblichen  Geschlechts 
nicht  mehr  gewachsen.  Er  ist  allerdings  während  der  ganzen  Berichts- 
peiiode  in  Zunahme  begriffen  bei  den  Bezirks-  und  bei  den  Genossen- 
Schaftskrankenkassen.  Bei  den  Vereinskrankenkassen  bleibt  er  stationär. 
In  den  Betriebskrankenkassen  aber  nimmt  der  Anteil  der  weiblichen 
Mitglieder  seit  1893  entschieden  ab,  ein  wichtiges  Symptom  dafiir, 
dais  die  weibliche  Arbeit  in  den  industriellen  Großbetrieben 
Oesterreichs  zumindest  nicht  im  Vordringen  begriffen  ist  Aller- 
dings darf  nicht  übersehen  werden.  daCs  hier  der  Prozentsatz  der 
Frauenarbeit  noch  immer  relativ  am  höchsten  steht 
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Sämtliche  Bczirkskrankenkassen,  welche  in  dcni  Sprenp^cl  einer 
territorialen  Unfallversichcrungsanstalt  liegen,  bilden  einen  V'er- 
band.  Es  bestehen  demnach  im  ganzen  7  derartige  Verbände. 
Das  Sdiiedsgericht  der  Unfedlversicherungsanstalten  dient  auch  als 
Schiedsgericht  für  Kassenverlxuide  bei  Streitigkeiten  über  An- 
sprüche, die  von  einer  Verbandskasse  an  die  andere  erhoben  werden; 
1895  waren  im  ganzen  nur  4  derartige  Rechtssachen  anhängig. 
Zur  Entscheidung  der  Ansprüche  von  Mitgliedern  an  die  einzelnen 
Klassen  sind  bei  diesen  Schiedsgerichte  organisiert  Bei  diesen 
letzteren  wurden  1895  1x86  Klagen  erhoben,  von  welchen  87 
durch  Zurückziehung,  195  durch  Klaglosstellung,  218  durch  Ver- 
gleich, 565  durch  Abweisung  und  5 14  durch  Stattgebung  der  Klage 
erledigt  wurden,  wahrend  107  am  Jahresschlüsse  unerledigt  blieben. 

n.  Monatliche  Schwankungen  des  Mitglieder- 
standes. Die  oben  mitteilten  Mitgliederzahlen  sind  Durch- 
schnitte, welche  sich  aus  dem  Stande  der  Mitglieder  am  i.  eines 
jeden  Monats  ergeben.  Wird  die  Mitgliederzahl  am  i.  Januar  eines 
jeden  Jahres  gleich  lOOO  gesetzt,  so  beträgt  der  Stand  der  Mitglieder 
am  X.  Tage  der  einzelnen  Monate  des  Jahres 


1890 

1891 

1892 

X893 

1894 

1895 

t.  Jannar  .   .  . 

.  tooo 

1 000 

1000 

1  000 

tooo 

1000 

1.  Fel»iiar  .   .  . 

•  994 

991 

990 

988 

986 

998 

•  MMn  •  •   •  • 

.    1 019 

lOOS 

1000 

1000 

1008 

1 000 

.  April.  .  .  . 

.  1069 

«045 

1047 

IOS7 

1064 

1048 

.  Mai  .   .   .  . 

.   I  124 

1097 

1 103 

I  III 

I  127 

1 112 

.  Jimi  .   .   .  . 

.  1157 

1 129 

1 140 

»'55 

II58 

1 160 

.  >li  .   .   ,  . 

.   1 180 

1 145 

1 15S 

1 167 

1 177 

1 174 

.  Aogost  .  .  . 

.   1 180 

1 147 

1 158 

1 169 

i  182 

»  »74 

.  ScptcBibcr  • 

.   I  176 

1 137 

i»54 

1 159 

1 176 

1  168 

.  Oktober.   .  . 

.   1  169 

1 130 

I  15a 

«  15s 

I  175 

1 164 

.  November  .  . 

,    I  150 

I  107 

1  135 

>  »35 

1  150 

1 146 

.  Dctember  .  . 

.    1  132 

1077 

I  107 

1099 

1  133 

I  100 

.  DcMinber 

.    1 107 

1037 

I  050 

1  046 

1073 

1 041 

Wir  sehen  demnach,  dafs  sich  Jahr  fiir  Jahr  folgende  Bewegung 
im  Mitgliederstande  vollzieht:  Im  I^ufe  des  Januar  erfolgt  ein  ge- 
ringer Rückgang,  so  dafs  der  Februar  mit  der  geringsten  Mi^lieder* 
zahl  des  Jahres  beginnt.  •  Im  März  ist  der  Anfangsstand  r^elmäfsig 
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erreicht,  wo  nicht  überflügelt.  Sodann  steigt  die  Kurve  bis  zum 
August,  in  welchem  Monate  sie  den  Höhepunkt  erreicht  Fortab 
findet  bis  zum  Jahresschluß  ein  unausgesetzter  Rückgang  statt  Je« 
doch  sinkt  die  Mitgliederzahl  nie  wieder  bis  zum  Anfangsstande 
herab;  das  wird  durch  die  fortschreitende  Erweiterung  der  Organi- 
sation verhindert  Diese  periodische  Bewegung  kehrt  aber  nicht 
bei  allen  Kassenarten  wieder. 

kh  kann  mit  Rücksicht  auf  den  verfiigbaren  Raum  hier  nur 
die  Bewegung  des  Jahres  1895  nach  Kassenarten  wiedergeben,  be- 
merke aber,  dals  die  charakteristischen  Grundzüge  derselben  Jahr 
för  Jahr  sich  wiederholen.  Wird  der  Stand  der  Mitglieder  am 
I.  Januar  1895  gleich  1000  gesetzt,  so  beträgt  der  Stand  der  Mit- 
glieder an  den  nebenbezeichneten  Tagen  des  Jahres  1895  bei  den 


Betriebä- 

Uau- 

Genoä!>enscbafU>- 

VereiiU" 

Knnkenkaweii 

I  000 

1 000 

I  000 

1  000 

I.  Febfw     .  . 

.    •  977 

1032 

1044 

983 

999 

SOI8 

809 

995 

1 01a 

.    .  1086 

t  oto 

1  167 

1054 

1 030 

f.  Mü  .   .   .  . 

989 

t  taS 

1043 

994 

2074 

1 158 

1 064 

1.  Juli  .... 

•    •  «379 

991 

2  127 

I  167 

I  076 

1.  August  .    .  . 

•    •    I  jS^i 

980 

2  157 

I  175 

I  077 

I.  September 

.    .    1  ,^76 

079 

2  152 

1  170 

1  069 

I.  l>ktul»-r     .  . 

.    .    1  341 

I  024 

2  265 

1  144 

I  06t 

I .  N<i\  <  inlx-r  . 

.    .    I  2S4 

1  051 

2  c>oo 

«  IIS 

1  057 

1.  Dezember  ,  . 

.    .    1  204 

1  oiS 

1  S58 

1  079 

I  047 

31.  Dezember  .  . 

.    .    1 078 

991 

»373 

1057 

1037 

Die  Betriebs-  und  die  Geno.ssenschaftskrankcnkasscn  haben  dem- 
nach relativ  die  geringsten  Personalschwankungcn,  die  Baukranken- 
kassen,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  die  gröfsten.  Der  Mitglieder- 
stand der  Vereinskrankenkassen  ist  noch  immer  viel  stabiler  als 
jener  der  Bezirkskrankenkassen.  Höchst  bezeichnender  Weise  ist  die 
Bewegung  bei  den  Betriebskrankenkassen  gerade  die  entgegengesetzte 
wie  bei  allen  andern  Kassenarten.  Bei  diesen  bedeutet  der  Ai^st 
das  Maximum,  bei  jenen  das  Minimum  des  Mitgliederstandes.  Diese 
Gegenbewegung  dürfte  aber  nicht  auf  einen  Austausch  der  Mit- 
glieder zwischen  den  einzelnen  Kassenarten,  sondern  vielmehr  darauf 

AkIut  für  aoa,  Ge!«eUe«bung  u.  Sutittik.  XIL  44 
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zurückzuführen  sein,  da(s  die  grolsindustriellen  Betriebe  mit  Fabriks- 
kassen  im  Sommer  einen  erheblichen  Teil  ihres  Personals  an  die 
Landwirtschaft  abzugeben,  und  damit  auch  aus  dem  Kreise  der  Ver- 
sicherungspflicht auszuscheiden  pflegen.  Wenn  dann  der  Höhe- 
punkt des  Mitgliederstandeis  von  den  Fabrikskrankenkassen  in  den 
ersten  Wintermonaten  erreicht  wird,  während  welcher  die  anderen 
Kassenarten  einen  empfindlichen  Rückgang  verzeichnen,  so  dürfte 
die  Kampafjnepcriode  der  Zuckerfabriken  von  mafsgebcndein 
EinfluCs  auf  diese  Bewegung  sein.  Leider  ist  es  nicht  möglich, 
die  monatlichen  Schwankungen  aucli  hinsichtlich  der  Erkrankungs- 
slatistik  zu  verfolgen.  Diese  Ziffern  wären  auch  in  sozialstalis- 
tischer  Hinsicht  von  hohem  Werte.  Ich  kann  nicht  umhin» 
ihre  Erhebung  und  regelmäfsige  Veröffentlichung  an  dieser  Stelle 
zu  urgieren. 

III.  Lohn  Statistik.  Die  Grundlage  für  die  Bemessung  des 
Krankengelds  sowie  des  Beitrags  zu  den  Beerdigungskosten  bildet 
der  „im  Gerichtsbezirk  übliche  Taglohn  gewöhnlicher,  der  Ver- 
sicherungspflicht unterliegenden  Arbeiter".  Xach  7  des  öster- 
reichischen Krankenversicherungsgesetzes  wird  dieser  Lohnsatz  von 
der  politischen  Behörde  erster  Instanz  nach  Anhörung  von  Vertrauens- 
männern (bc7\\'.  (los  Bezirksausschusses,  wo  ein  solcher  besteht) 
periodisch  festgesetzt.  Eine  rebersicht  über  diese  Lohnsätze  wird 
alljährlich  in  den  „amtlichen  Nachrichten"  veröffentlicht.  Statistischer 
Wert  ist  ihnen  nicht  beizumessen.  Das  arbiträre  Element  spielt 
dabei  eine  zu  j^^rofse  Rolle.';  Auch  sind  die  Arbciterkatc^forien, 
für  welche  die  1 'eststellung  erfolgt,  \<ni  Bezirk  zu  Bezirk  so  ver- 
.schiedcn  abgegrenzt,  dafs  die  Verglcii  lunii^^  oder  vollends  eine  ein- 
heitliche Zusammcnfa.ssung  der  Lohnsätze  für  grolsere  Gebiete 
au>L;e>chlossen  erscheint.  Ich  glaube  daher  von  der  Mitteilung 
der  aufgestellten  Lohnsätze  rinj^Mtig  nehmen  zu  sollen. 

IV.  Gebarung  und  Leistungen.  Nachstehend  werden 
die  wichtigsten  Ziffern  über  die  hinanzgebarung  der  Krankenkassen 
während  (K  r  Berichtsperiode  zusaniiiieDL^estellt  und  speziell  für  das 
Jahr  1895  auch  nach  Kassenarten  unterschieden. 


*)  In  dKT  That  hat  sieb  das  Ministeriam  des  Innern  veranlafiit  gesehen,  in  dem 
Erlasse  vom  2a  Januar  1894  darauf  hinsaweisen,  wie  wenig  die  behdnllieh  fest- 
gesetzten  Taglöhne  den  thatsachlichen  Verhältnissen  entsprechen,  und  die  Bebörden 
sa  einer  Richtigstellung  der  Ansätze  aufzufordern. 
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nah- 


Davon 
an  lau* 
fcnden 


Aus^ 
gaben 


im 


trtfen 


Ueber- 
schnfs  der 

Ein- 
nahmen 


Der  Ueber- 
schuf-i  beträgt 

Prozente  der 
laufenden  Bei* 
bige 


in 

T.iu>'n(Ic-n 

FI.  0,10 

1890 

12  360 

1  I  4t>o 

1 »  341 

1  oiq 

8,87 

1891 

13332 

12  470 

1  i  906 

I  426 

ii.44 

1893 

14  113 

13338 

12  913 

1  903 

9.08 

1893 

15063 

14  100 

13866 

1  197 

1894 

16  iSi 

15  12! 

14463 

1  718 

11,36 

1895 

17544 

16447 

16  180 

1364 

8.29 

im  Jahre  1895 : 

BesirkslmuikenkaaMn .  . 

.  6035 

57<» 

5586 

449 

7.«7 

Betriebckrankenkaasen 

•  S337 

4873 

4903 

434 

8.9t 

Haukrankcnkassf-n  . 

4 

4 

4 

3.53 

( i«"n()ssrn.srluilt>kraiik(Mik;i! 

2713 

2  557 

2  443 

270 

«0.57 

Vcrcin*kranktnk;iss.-n 

■    3  455 

3  3' 3 

3244 

2 1 1 

6.35 

Das  Jahr  1895  schliefst  mit  uii^'ünsti^orcn  Geliannv^^serci^ehnissen 
als  iiL^riKl  eines  der  Vorjahre.  ZufolLje  gesteigerter  Morbihtät  (ver- 
t^leiche  tk  ii  f<)lL,a*n(len  Al)schiiitt  t  imifsten  1895  86,6  Prozent  der 
Kinnahineii  ^^ej^cn  83,9  I'ro/cnl  im  Jahre  1894)  /.u  Untcrstüt/unf^s- 
/.weekcn  verwendet  werden,  st»  dal.>  für  (he  I  )otieruii>^^  des  Reserve- 
funds ein  ^'erini^ercr  Teil  erübrigte.  I  ).i.s  Kr.mkeiika^sengesetz 
schreibt  hiefür  mindestens  20  Prozent  der  Ka->senbeilrage  vor.  Dieser 
.-Xnfurt  lerun^  des  (iesetzes  waren  alli  rdni;^rs  noch  in  keinem  Jahre 
die  Kassen  zur  (länze  Rechnun«^  zu  trai^en  in  tler  La^^e.  Immer- 
hin wäch.st  der  Reservefonds  von  Jahr  zu  Jahr  an,  wenn  auch, 
wie  eben  bemerkt,  noch  lange  nicht  in  dem  gc^eulich  geforderten 
Mafse.   Es  betrug;  nämlich 

der 
Recervefonds 

in  GuKl.  n  <).  W. 

5  047  So; 

6  ;76  724 

7  773  "'J3 
9001  014 

10  790  723 
13  »43  57« 


im  j.ihre 

1891 
1893 

1893 
1894 

im  Jahre  1S95 
BczirkdEinnkenkassen 
Betriebikrankenkassen 

Bankrankrnka^s.  ii  .    .  . 

CfnosscTwi  l;:it'-^kr.inkcnk. 
Vcrt-in!«krankctikabM'n  . 


die 

KcBervefondsquotc 
anf  ein  Mitglied  Fl.  ö.  W. 

3,76 

3.95 
446 
4.89 
5.56 
5.88 


*  453  665 
5900310 

I  «)5o  8S6 
»  S37  3S5 


3.01 

10,45 
3.83 

5.3» 
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Der  oben  re^islricrlL-  Gebarungsübcrschufs  wäre  erluhlicher 
ausE^efallcn,  wenn  nirlit  J.ilir  für  Jahr  eine  Anzahl  den  Kranken- 
ka.ssen  mit  einem  ( lebarungsclefizit  abschlielsen  würde,  Grupj)^^! 
man  die  Kassen  je  nachdem  sie  eine  akti\  e  oder  i)assivc  Gebarung 
ausweisen,  so  gelangt  man  zu  folgendem  lirgebuisse : 


Zahl  der  Kassen  mit 

IMrap  des  Gebarunj;s- 

flebaninps- 

Ucbcrscliusst's 

Dcttzit» 

überschufs 

in  Guldou 

1890 

1  922 

818 

l  414845 

395  829 

189t 

2  167 

655 

I  627  663 

201497 

1893 

2  103 

734 

1449473 

«47  739 

1893 

2036 

S40 

«44*733 

«495*9 

1894 

2271 

644 

1  898914 

180952 

1895 

2  123 

79* 

t  609370 

a45  5»7 

im  ]i\\\Tt-  iS<K      i  den 

Bczirlvsk rLLiiki  ijkusscT)  . 

424 

137 

305  746 

54S18 

belritbskrankenka&^t-n 

980 

415 

567  499 

«33  503 

BraknnkenhiMca .  .   .  . 

3 

1 

28b 

132 

Genossenschaftxkrankenk.  . 

633 

209 

303848 

33644 

83 

30 

*3I997 

21490 

Fassen  wir  noch  speziell  die  Finanzlage  der  Hezirkskrankcn- 
kas^en  im  jaliie  1805  unter  dein  Gesichtspunkts  ihres  Mitglieder- 
Standes  ins  Auge,  so  betiagcn 


in  den 

Gröfseti-  di<- 
kategorien  Einnahmen 


di<'  diT 
Au:>gabt-n    L  i-bcrbchufs 
Gulden  ö.  W. 


I 

n 
m 

IV 
V 


*3459 
366446 

7095*7 
2531  388 
2403989 


«9  »47 
348488 
659 120 
2317963 
2  241  163 


431* 

17958 
659120 

21;,  425 

162  S26 


ihr 

Rcärrvcronds 

13061 
108082 
223  670 

93»  »83 
I  177669 


die  Resoncfonds- 
qnote  auf    i  Mit- 
glied 

3,80 
1.84 
t,97 
a,5* 
4.38 


lieurleih  man  das  Frgebnis  der  Gebarinig  nach  der  Ouole  der 
Keser\efonds,  die  durclischiiinli'  li  auf  ein  Mitglied  entfällt,  sei  hnden 
wir  —  von  den  ganz  kleinen  Kassen  abgesehen  —  tlie  schon  Irulier 
gemachte  Erfahrung  bestätigt,  dals  ein  gröfserer  Mitgliederstantl  zu- 
gleich mit  der  Leistungsfähigkeit  auch  die  Finanzlage  \erbessert. 

Setzt  man  die  Kinnahmen  der  Krankenkassen  in  Beziehung  zum 
Mitgliederstandc,  so  entüadlen  auf  je  I  Mitglied  an  Gesamteinnahmen 
(in  R  ö.  W.) 
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bei  b 

'm'  bei 

bei 

nri 

nei 

• 

ini 

Bezirks*      Betriebs-  Bau- 

Gennsscnscbafts- 

•tlCu 

Jahre 

K  rankenkassen 

1890 

6,57          9.03  S.16 

7.58 

9.a7 

7,98 

1891 

6,75          8,85  10.63 

7.37 

9.57 

8/K> 

189a 

6,90          8,99  8^ 

7.5« 

9.63 

8.11 

1893 

7.01          9^5  8,78 

7.58 

9.M 

8,19 

1894 

7*08          9,39  11,22 

7,66 

10,09 

8.34 

1895 

7  AI  9AS 

7,96 

9i99 

8.49 

Auf  je  I  Mitglied  kamen  demnach  1895  im  Durchschuitte 

laufende  Beitrige 

(l.-r 

der 

sa- 

F.innahmei 

bei  den 

Mitgli«-d 

er  Arlx'itgeber  8 

UDIttdk 

ttberhanpt 

in  Gulden  u.  W. 

Bezirk skrankcnkasscn  .  . 

4,65 

7.00 

7.4» 

BetriebskrukenkasMn    .  . 

5.67 

2.9S 

8,62 

9.45 

4t04 

ia,io 

12,80 

GcnosscnscfaaftskraakenlcaMMi  .  5,04 

a,46 

7.50 

7,96 

Vcivinskn 

ud»ikaMn.   .  . 

,  .  8^a 

i,S6 

9,5« 

9,99 

simtlichen  Krankenkassen 

>  '  S.5« 

3.40 

8,00 

849 

Die  Leistungoi  der  Krankenkassen  fiir  ihre  Mitglieder  werden 
in  der  nachstehenden  Uebersicht  sowohl  in  absoluten  als  auch  in 
Verhältnlssahlen  zunächst  für  die  einzelnen  Jahre  der  Berichtsperiode, 
und  dann  speziell  iiir  1895  nach  Kassenarten  dargestellt. 


Leistungen  der  Kassen  fUr  ihre  Mitglieder 

Beefdi> 

Venrai. 

Sonstig 

im 

KnwkeU' 

Xndicbe 

,Mcdik»<  S{4talver- 

guags- 

zu- 

tongs- 

Aus- 
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geld 

Hilfe 

UMBte 

pflegung 

koaten  sanunen 

kosten 

gaben 

in  Tausenden  Gulden  ö.  W. 

1890 

6144 

I  800 

»375 

444 

334 

10097 

898 

346 

1801 

6  205 

>  937 

I  380 

590 

356 

104^.8 

972 

466 

1892 

66S3 

2  100 

693 

370 

1 1  3S2 

1  029 

502  " 

»893 

7  175 

2  236 

I  64«) 

773 

401 

12  231 

I  008 

536 

1894 

7  330 

2381 

I  704 

843 

329 

12687 

I  "75 

60t 

189s 

8499 

»573 

1843 

880 

453 

14248 

I  273 

660 

in  Proccnten  aller  Ausgaben 

1890 

S4,a 

15,9 

12,1 

3,9 

a,9 

89,0 

7.9 

a,t 

1891 

»6.3 

11,6 

4.9 

3,0 

87.9 

8,2 

3,9 

1898 

5».8 

16,3 

»».9 

5,4 

a.8 

88,2 

7.9 

3.9 

1893 

S».7 

16,1 

11.9 

5,6 

2.q 

88.2 

7.9 

4,1 

2894 

50.7 

16.5 

11,8 

2,9 

87.7 

8,1 

4,2 

1895 

52.5 

15.9 

»1,4 

5.4 

2,8 

8S,o 

7.9 

3.9 
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Leistungeo  der  Kassen  für  ihre  Mitt^lirdcr 


Ikcrdi- 

Wrwal- 

>>omtigc 

KraokcD- 

Inüidie 

llcdiha*  5$pila]Ter> 

gungs- 

sa- 

tong»* 

Ab»- 

gcld 

Hilf« 

mente 

pflegung 

kostcn 

sanuncn 

n  _A   

gaboi 

im  Jabre  1845: 

in  Tusendcn  Gulden  Ö.W. 

B^*lflTimlifiik>iiti 

»12659 

90» 

6a7 

381 

124 

4699 

705 

182 

BcIimIm  II  II 

as65 

914 

659 

147 

127 

45»« 

26 

365 

Bau          „  1, 

0.4 

0,0 

0,3 

4.3 

0,0 

op 

Gcnosscnschkr.  „ 

I  192 

338 

228 

228 

80 

2  066 

302 

75 

Verciinkranktn  „ 

1  980 

413 

124 

121 

'  2966 

240 

38 

in  Prozenten  aller  Ausgaben 

Bczirkskrankcnkaasen  47,6 

16,3 

1  i.2 

6,8 

2,2 

84,1 

12,6 

33 

Betriebs    ,,  „ 

54,3 

18.6 

»3.5 

3.0 

2,6 

q2,o 

7.5 

Bau         „  „ 

66,9 

15,8 

10,5 

0.5 

5.9 

9.6 

0.4 

G«ao«audi]cr.  „ 

13.9 

9i3 

9.3 

3.3 

84,6 

12,3 

-  3.1 

Verdiiiknuikcn  „ 

61,0 

»«.7 

10,« 

3.» 

3.7 

91,4 

7.4 

Xaclistchend  werden  die  Leistungen  der  Krankenkassen  und 
der  Mitglieder,  auf  je  I  Mitglied  reduziert  mit  einander  verglichen : 


Durch* 

Durch* 

UebeiBchnls 

schnitt- 

schnitt- 

Darunter 

Verwal- 

der  Kassen- 

lirhrr 

lidu- 

Kran- 

leistuiif: über 

im  Jahre 

Beitrag 
eines  Bfit« 

Kaikseu- 
letstgn. 

kengeld 

koüten 

die  liritrags- 
leistong 

gliedes 

auf  je  1  Mitglied  in  Gnlden  Ö.  W. 

1890 

S.17 

6,5a 

3.97 

0,58 

1.35 

189t 

5,22 

6,28 

3.7a 

0,58 

1.06 

1892 

5.3* 

6,54 

3><4 

5.3» 

1.22 

1893 

5.35 

6,65 

3,90 

5-35 

1.30 

1894 

5.45 

(».54 

3.7» 

5.45 

1  ,m) 

1895 

5.50 

6,90 

4.»« 

5.56 

1.34 

im  Jahre  1895 

Betirkskrankenkassen  . 

•   .  4.65 

5»77 

3,27 

4.65 

1,12 

Bciriebikrankcnkassen  . 

•   •  507 

7t99 

4.72 

5.67 

1.32 

Bankiankenkasscn 

8^16 

12.32 

8.28 

8,06 

4.a4 

GcnosscMM  !la^t^k^slukenlcasaen  5,04 

6,06 

3.50 

S.04 

Ii«» 

VereinaktankenkaMcn  . 

.    .  8|p2 

8,58 

St73 

8,02 

0,56 

Der  Ucbcrschufs  der  Kasscnlcistungcn  über  die  Mitglicder- 
beiträge  ist  in  der  Regel  desto  groiser,  je  ungünstiger  das  Gebanings- 
ergcbnis  isL  Es  hat  daher  1895  eine  besondere  Höhe  erreicht  und 
fast  den  ganzen  Beitrag  der  Unternehmer  aufgezehrt  Je  schwerer 
dieser  letztere  ftir  die  Gebarung  der  einzelnen  Kassenarten  ins 
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Gewicht  fiUlt,  desto  weiter  können  sie  mit  ihren  Leistungen  über 
die  Einzahlungen  der  Mitglieder  hinausgehen.  Es  ist  daher  von 
vorneherein  nicht  anders  zu  erwarten,  als  dafs  die  Bau-  und  Betriebs* 
krankenkassen  den  höchsten,  die  Vereinskrankenkassen  den  niedrigsten 
Leistungsüberschu(s  aufweisen. 

Von  welchem  Einflufs  die  Groise  einer  Kasse  auf  ihre  Leistungs- 
^^keit  ist,  ze^n  die  nachstehenden  Ziffern  über  die  Gebarung 
der  Bezurkskrankenkassen  im  Jahre  1895.  Es  betrugen 


bei  den  Ka&sen 
der 

L  Gröfscnkategorie 


IL 

it 

n 

m. 

» 

n 

IV. 

n 

•1 

V. 

n 

II 

die  durchschnitt- 
lichen Leistungen 
für  «in  Mitglied 

3,9s 

4.77 

4.77 

5.33 
7.05 


die  Kosten  rines 
Krankentages»  für 
SntUche  HOfe 

0,32 
0,33 
0,19 
0,17 

0,1 3 


die  Verwallunjjs- 
ko&ten  filr  ein 
Mitelicd 

0,90 
0,83 
0,76 

l,03 


Endlich  ist  noch. der  Fonds  zu  gedenken,  die  bei  den  Bezirks- 
krankenkassenverbSnden  bestehen.  Es  giebt  deren  zweieriei:  die 
Verbandskassenfonde  för  die  speziellen  Verbandszwecke  und  die 
Verbandskassenreservefonde  zur  Unterstützung  von  notleidenden 
Verbandskassen.  1895  betrugen  die  ersteren  im  ganzen  30909  Fl., 
die  letzteren  141 1 10  Fl. 

\.  1',  r  k  r  a  11  k  u  II  ^  s  s  t  a  t  i  st  i  k.  Das  Material  über  (iie  {'.rkran- 
kungsstatistik  ist  bislier  nur  eiiunal,  nämlich  für  1S90,  vollständig 
veröffentlicht  worden.  Es  enthält  sehr  detailicrte  Xachweisungcn  über 
Geschlecht,  Alter,  Beruf  und  Krankheitsformen.  Da  infolge  der 
reichen  Gliederung  der  Tabellen  und  der  wei^^henden  Kombinationen 
die  einzelnen  Positionen  der  Ausweise  häufig  nur  schwach  besetzt 
waren,  so  wurde  för  die  Folge  von  der  jährlichen  Bearbeitung  und 
Veröffentlichung  dieser  Details  Umgang  genommen.  Seither  werden 
alljährlich  nur  die  summarischen  Ergebnisse  der  Krankheitsstatistik 
veröffentlicht  Hinsichtlich  jener  weitergehenden  Daten  wurde  eine- 
mehrere  Jahre  umfassende,  einheitliche  Bearbeitung  und  Publikation 
in  Aussicht  genommen.  Bis  jetzt  ist  dieselbe  noch  nicht  erfolgt. 
Seither  ist  das  Material  zur  Genüge  angewachsen,  um  den  Einflufs 
des  Zufalls  auch  in  den  feiner  g^liederten  Tabellen  auszuschliefsen. 
Es  ist  daher  dringend  zu  wünschen,  dafe  das  überaus  wertvolle 
Material  baldigst  und  vollständig  der  in  Aussicht  gestellten  Be* 
arbeitung  zugeführt  werde. 
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Die  ji^rundlegendcn  Zahlen  der  Erkrankun^^s-  und  Sterblichkeits- 
statistik  findeu  sich  in  der  naciistehenden  Uebersicht  zusammen« 
gestellt 


Zahl  (l.-r 

Zahl  der 

Anzahl  der 

Entbindungen 

ZaU  der 

im 

erkrankten 

Erkran- 

Kranken- 

Anzaitl 

Kranken- 

Sterbe» 

JmhK 

Blitglieder 

tage 

tage 

fiOle 

1890 

626809 

770903 

II  719438 

26  780 

689  S89 

15925 

1891 

582  369 

719464 

1 1  939  694 

30  757 

814814 

16074 

189a 

635884 

787344 

13  010  850 

32394 

858435 

17311 

1S93 

697404 

864123 

14 14675* 

36330 

943  1*1 

»8435 

1894 

681  687 

840286 

14609979 

39031 

1  019  377 

»9377 

1895 

7*3883 

971 753 

16393459 

41846 

I  134533 

SO  094 

Zur  richten  Beurteilung  der  vorstehenden  Zahlen  sind  mehr- 
fache  Verhaltnisberechnungen  erfordeilich.  Zunächst  die  folgenden 
über  das  Erkrankungs>  bezw.  Entbindungs-  und  Sterblichkeits- 
prozent, sowie  über  die  durchschnittliche  Dauer  einer  Ericrankung 
und  den  durchschnittlichen  t^lichen  Krankenstand: 


Auf 

je  100 

Von  ]r  100 

Mitglieder 

Wi-iltliclic 

Fin  rrkr;in- 

Mit^jUedem  sind 

entfallen 

Mitglieder  eui- 

kutigslall  dauert 

im  täglichen 

Von  je  100 

im 

Eriuan* 

falkn  Eot' 

durchtdinittlich 

Dttrchtchnitte 

Bffiti^edera 

Jahre 

kangen*) 

bindungctt 

Tage*) 

kiank*) 

Stuben 

1890 

49i8 

7.90 

"5.* 

3,30 

1,03 

1891 

43.' 

8,5« 

16,6 

3,10 

tjoo 

1893 

45** 

8,49 

16,5 

a.i8 

0,99 

1893 

47iP 

8^1 

16,4 

3.as 

1,00 

1894 

43.3 

9.08 

«7,4 

3,3t 

1,00 

1895 

47.0 

9^13 

16,8 

3.33 

0.97 

Den  '^cciL^netcsten  Mafsstah  für  die  leisten,  wekhe  den  Kassen 
aus  der  Häufigkeit  und  Dauer  der  Erkrankuni^rn  erwachsen ,  bildet 
die  sorjenannte  Morbilitäts/itTcr,  d.  i.  die  Anzahl  der  Krankentage, 
welche  im  Jahresdurchschiutte  auf  je  i  Kassenmitglied  entfallen. 
Hierüber  erteilt  zunächst  die  nachstehende  üebersicht  Auskunft: 

')  ohne  Ber^sichtigung  drr  Entbindungen. 
*)  cinschliefslich  der  Entbindungen. 
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Auf  je  «»in  Auf  je  ein  weibliches 

männliches       weibliches        Mitglied  entfallen  Auf  je  1  Mitglied 

Ifi^licd  entfielen  anf  Knnkentage  lafolce  entfallen  Kiankenlage 

KtMikentage*)             von  Entbindonfen  ttberbanpt*} 


1890 

7»3a 

8,44 

a,«4 

8,01 

IS9I 

6,99 

7.78 

2,25 

7,65 

1892 

7-33 

S.oo 

2,25 

7.')  7 

1893 

7.59 

8,04 

2,29 

8,20 

1894 

7.47 

7.74 

a.37 

8^5 

1895 

7.8s 

8.S3 

»A5 

8,48 

Wie  wir  sehen,  stand  die  allgemeine  MoriiilitätszifTer  1895  höher 
als  in  irgend  einem  der  \'orjalire.  Das  erklärt  zur  Genüge  die 
ungünstigen  Gebarungsergebnisse  des  letzten  Jahres.  Selbst  von 
den  Entbindungen  abgesehen,  ist  die  Morbilität  beim  weiblichen 
Geschlechte  gröfser  als  beim  männlichen.  Dies  bt  aber  nicht  auf 
die  grofsere  Häufigkeit,  sondern  lediglich  auf  die  längere  Dauer  der 
Erkrankungen  von  Frauen  zurückzuführen.  Dies  lassen  die  nach- 
stehenden Berechnungen  erkennen,  bei  welchen  die  Entbindungen 
aufser  Anschlag  geblieben  sind. 

Anf  je  100  Doicluclniittliche 


m&nnlichc 

weibliche 

Krankheitsdaner  der 

im 

Mitglict' 

1<T  r-ntfallen 

männlichen 

weiblichen 

Jahre 

l^krankuu;;<'n 

Mitglieder : 

Tage 

1890 

49,9 

49.5 

»4,7 

1891 

43.6 

41.6 

16,0 

18,7 

189a 

45.7 

43.6 

16,0 

18,4 

•893 

47.8 

44tl 

«St9 

i8,a 

J894 

44.1 

40,6 

16,9 

19,1 

1895 

47.9 

44.0 

»6.3 

18,7 

Aufgabe  der  folgenden  Uebersicht  ist  es,  flie  ( ieslaltung  der 
a11^H  incitH-n  Morbilität,  einschliefslich  der  Entbindungen,  nach  Kassen- 
arten zu  untersuchen. 


Auf  j<-  I 

Mitglied  entfi« 

len  Krankcnlago - 

hi-t  den 

im 

Bezirks- 

Betriebs- 

Bau-  (jenosscDitchafts- 

Vereins- 

Jahre 

Krankenkassen 

1890 

6.15 

9.71 

II,II 

5.83 

10,56 

1891 

6,37 

9,11 

8,91 

5.35 

9.66 

189a 

6,72 

9.59 

0,^7 

5.54 

9.99 

1893 

7,00 

10,03 

8.72 

5,82 

9,96 

1894 

6.80 

10,17 

6,70 

5.63 

9,81 

1895 

7.30 

10,59 

12.46 

6,0s 

10,19 

■)  ohne  Herücksichdßung  der  Fntbindungen. 
ein^hliefslich  der  Entbindungen. 
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Die  verschiedenen  Kassenarten  weisen  demnach  ziemlich  ab- 
weichende Morbilitätszahlen  aus.  Es  kann  kein  Zweifel  darüber 
bestehen,  dals  die  Abwcichun^rcti  vom  Durchschnitte  nicht  srt  sehr 
auf  die  X'cr.sciiicdeiihcit  der  Krkrankuii^s^efahren  zuriick/ufiihrcn  ist, 
als  wie  \ielmehr  auf  tlic  Haltuni^,  welche  tiie  einzelnen  Ka-^sen- 
arten  den  L  IlterstiJlzu^^^sa^sprucllell  ihrer  Mitj^lieder  ^e<^enül)er  ein- 
nehmen. Dies  zeii^'^t  sich  insbesondere  auch  in  der  MorbilitälszirTer 
der  Bezirkskrankenkassen  verscincdener  (Tröfsenkate'^^orien.  Ks  ent- 
fallen nämlich  1895  auf  je  ein  Mit^lietl  Krankheit^ta^e  bei  den 
Bezirkski ankenkassen  der  Kategorieen :  1  4.68,  II  6,20,  III  6,50, 
IV  7.01  und  V  8.21.  Auch  die  abnorm  niedriLien  Morbilitäts/.itlVrn  der 
kulturell  minder  entwickelten  Lander  ilializien  4,91,  Bukowina  4,44. 
Dalmatien  5,40  gegen  den  Reichsdurchschnitt  von  848)  dürften  in 
gleicher  Weise  zu  erklären  sein. 

Aus  der  Kombination  der  Morbilitat  und  der  Mortalität  mit 
dem  Ausgabenbudget  der  Krankenkassen  berechnen  sich  endlich  die 
Kosten 


im 

eines 

eines 

eines 

Jahre 

Krankentages 

Erknuünmgsfalks 
auf  Gulden  a.  W. 

Sterbefallcs 

1890 

0,79 

12,24 

20,96 

1S91 

0,79 

13,48 

21.35 

1892 

0,79 

1343 

21,4s 

«893 

0,78 

21,74 

1894 

0,78 

13.94 

21,11 

1895' 

0,79 

I3>6i 

33.54 

im  Jahre  1895 

BcäHcskrMikeiikassea  .... 

o»77 

«♦♦5 

18,38 

Br'tri.  b>kr.irikenkaaaeB  .... 

0.73 

12,85 

»«.43 

Baukrankcukassen  

0.93 

21,73 

42.33 

Genusscnschuft >k  ra ii k ctikasscn  . 

0,96 

1S.07 

26,19 

Vereinskrankcnka^sen  .... 

0,8t 

14,58 

26,J4 

Wie  wir  sehen,  sind  die  ungünstigen  Gebaningsergebnisse  des 
Jahres  1895  lediglich  auf  die  grofsere  Häufigkeit  der  Erkrankungen, 
nicht  aber  etwa  auf  eine  Erhöhung  der  durchschnittlichen  Kassen* 
leistungen  zurückzuführen.  Ist  auch  die  finanzielle  Lage  der  österreichi- 
schen Arbeiterkrankenversicherung  weit  günstiger  als  jene  der  Un- 
iallversicherung, so  kann  doch  an  die  vielfach  geforderte  Erhöhung 
ihrer  Leistungen  ohne  eine  entsprechende  Steigerung  der  Kassen» 
beitrage  nicht  gedacht  werden. 


Digitized  by  Googl 


Die  Gewerkvereine  der  Vereinigten  Staaten. 

Von 

ALZINA  PARSONS  STEVENS, 

PrcMdent  Chkago  Workiog  Women*«  GMmeil. 

Von  den  Arbeitern  der  Vereinigten  Staaten  sind  diejenigen, 
welche  in  der  I'abrikati' >i>,  im  Bergbau,  im  Baugewerbe  und  im 
'rransjtorlu,a' werbe  be^clKiüi-t  ■^iiid ,  am  l)csten  organisiert.  Im 
Handel  und  unter  den  uiigelenitcii  Arbeitern,  die  keinem  bestimmten 
Crewerbe  angehören,  •j^'\v\){  <■>  mir  wenige  Organisationen  ohne  Ein- 
tlufs.  Die  L'rzelle  der  ( u  werk\  erciiisbewegung  ist  der  lokale  X'erein 
imd  ihre  Stärke  liegt  in  den  X'ereiniLjungeii  dieser  U)kalen  Wreine. 
Die  Mitglieder  iKs  li>k,ilt  ii  X'creirrs  sind  in  der  Regel  die  Miinner 
oder  die  Fraurn,  «»dci  iiuch  Männer  und  hrauen  eines  üewerbes  in 
l  ineui  (  )rle.  ')  Der  lokale  Verein  erhält  seine  Stiftungsurkunde  von 
dem  nationalen  otler  internationalen  Gewerkverein,  dem  er  angehört, 
oder  von  dem  amerikanischen  Arbeitsverbande  (American  Federation 
of  Labor),  wenn  ein  nationaler  oder  internationaler  Gewerkverein 
nicht  besteht.   Sein  Name  enthält  die  Bezeichnung  des  Gewerbes, 

M  F.in«-  Ausnalimc  von  dieser  Regel,  der  Organisation  nach  Gewerben,  bildet 
die  Kitlcral  I,;ihf)r  l  iiioii,  dio  ein  Lokalvcrein  ist,  des!.en  Mitglieder  nicht  aus« 
Mrhli«  Islii  h  Arli.  it-  r  ^iml  odrr  \mi ir(^;iiiisi<  rt<  n  riewerbcu  oder  einem  tlewcrlf  ange- 
hören, das  iu  dieser  Madt  kcuu-  (Jrgaiiisatiuu  besitzt.  In  den  grolWu  Madten 
werden  diese  Unions  aus  den  beiden  ersten  GrUnden  organisiert:  in  Ifindlicben 
Dbtiikten  anch  aus  dem  dritten  Grunde.  Eine  Federal  Labor  Union  kann  ihre 
Stiftanganrkunde  von  der  American  Federation  of  Labor  erhalten  und  kann  sich  in 
Körpcxsduiften  der  verbündeten  Arbeiter  vertreten  lasse»,  wemi  nicht  veniger  als 
drü  Viertel  ihrer  Mitglieder  Arbeiter  sind.  Diese  Organisationsform  wird  nu--  so 
lange  geduhht,  bis  si<-  ^'-  nii^'  Arbeiter  vereinigt  hat,  um  »-ine  Organisation  nach  Oe- 
werben  zu  ermöglichen,  uml  ihr  Nutzen  bestellt  hauptsächlich  darin,  dafs  sie  die 
Entwicklung  dieser  Organisation  zu  turdem  vcmiag. 
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und  seine  Stiftun^surkunde  ■ie'uj;i  durch  iiire  Zahl  an,  wie  \  iele  \'cr- 
cine  vorher  gfegründet  worden  sind.  Diese  Zahl  ist  aber  nicht  die 
der  in  dem  Gewerl)e  bestehenden  X'^ereine,  da  möglicherweise  einijije 
Stiftungsurkunden  durch  Auflösung  des  Vereins  hinfallig  wurden. 
Nur  auf  Grund  dieser  Urkunde  kann  ein  Verein  mit  einem  anderen 
in  Verbindung  treten  und  nur  seine  „gutangeschriebenen"  Mitglieder 
(d.  h.  solche»  die  keine  Beiträge  schulden  und  unter  keiner  Anklage 
stehen)  erhalten  die  Reisekarte  mit  der  Vereinsparole,  die  ihnen 
samtliche  Vereine  der  nationalen  oder  verbündeten  Organisation 
öffnet  und  ihnen  das  Recht  auf  brüderliche  Unterstützung  gewährt. 
Ein  isolierter  lokaler  Verein  ist  nicht  viel  starker  als  isolierte  und 
unorganisierte  Arbeiter. 

Es  giebt  fünf  Formen  von  Gewerkvereinsverbanden :  i.  der 
Zentralverein  eines  an  einem  Orte  ofganisierten  Gewerbes;  2.  der 
Zentralverein  aller  an  einem  Orte  organisierten  Gewerbe;  3.  der 
Staatsverein,  in  dem  alle  Vereine  des  Staates  vertreten  sind ;  4.  die 
zentrale  Organisation  aller  \'crcine  eines  Gewerbes  der  Vereinigten 
Staaten  oder  des  nordamerikanischen  Kontinents;  5.  Der  ameri- 
kanische Arbeiterverband  (American  Federation  of  Labor),  dem  sich 
alle  diese  verschiedenen  Körperschaften  anschliefsen  können.  Die 
allgemeine  Bezeichnung  „Verein"  (Union)  umfafst  alle  diese  Organi- 
sationen, obschon  andere  Namen  wie  Association,  Federation,  Council» 
die  einen  Wrband  bedeuten,  öfter  gebraucht  werden.  Diese  \er- 
schiedenen  He/eirhnuni;en  \erwirren  denjenigen  leicht,  der  mit  den 
Arbeiterorganisationen  nur  obertlächlich  vertraut  ist.  So  i)ezeie!inci 
„der  Rund  der  Zie^elarbeiter"  i,Brickmakcrs'  alliance),  ,.<lie  atn.il- 
gamierte  liescllschaft  der  Eisen-  und  Stahlarbeiter"  (Amal^amaicd 
Association  of  Iron  and  .Steel  WCrkciM  nichts  als  die  nationalen 
Vereine  dieser  Gewerbe,  obschon  lias  \\  ort  „Verein"  in  ihren  Namen 
oder  Stiftunijsurkunden  nicht  enthalten  ist. 

Ein  I  .okaK  erein  kann,  wie  es  häufig  der  Fall  ist,  in  allen  die>en 
X'erbatulen  \ertreteii  sein,  nur  dürfen  diese  nieht  den  gleichen 
Charakter  haben.  Seine  X'crtretung  ist  eine  direkte,  die  durch 
Delegierte,  die  durch  geheime  Wahl  unter  seinen  Mitgliedern  be- 
stimmt werden,  ausgeübt  wird.  In  dem  Amerikanischen  Arbeiter- 
^'erband  sitzen  aber  nur  Delegierte  solcher  I^kalvereine,  deren  Ge- 
werbe  keine  nationale  Organisation  hat  Die  Grundlage  der  Ver- 
tretung bildet  die  Mitgliedschaft,  für  die  an  den  Verband  von  dem 
x'ertretenen  Verein  die  Kopfsteuer  entrichtet  wird.  Wenn  ein  Ixikalr 
verein. sich  einem  Zentralverein  anschliefst,  so  giebt  er  damit  einen 


Digitized  by  Google 


INe  Gcwerkvercine  der  Verdnigten  StMten. 


697 


Teil  seiner  Selbstverwaltung  auf,  indem  der  Zentralverein  eine  gc- 
wisse  Disziplinar^^^cwalt  über  ihn  erhält.  Dennoch  wird  die  Auto- 
nomie des  kjkak  n  X'ercins  durcli  seine  Mitglieder  eifrigst  zu  wahren 
gesucht,  und  ffstbc<iiiitintc  xerfassungsmälsige  Schranken  verhüten, 
dals  KonHikte  über  ihre  HrfuL^nissc  zwischen  den  Lokalvereinen  und 
dem  \\Tl)and  oder  zwischen  zwei  X'erbärulen  häufiger  sich  er- 
eignen. Der  ainerikainsche  Arbeiter  beklagt  sich  nicht  wie  sein 
englischer  (ienossc  über  „zu  viel  Vereinigung  und  zu  wenig  Einheit", 

I. 

Die  Baugewerbcausschüsse  (Council>,,  die  in  jedem  bedeutenden 
Industriezentrum  des  ganzen  Landes  organisiert  werden,  bieten  ein 
interessantes  Beispiel  der  ersten  obengenannten  Verbandsform.  In 
jeder  grolsen  Stadt  um^usen  die  in  dem  Baugewerfoeai^schuis  ver- 
tretenen Lolcalvereine  die  Eisenbauarbeiter,  Maurer,  Zimmerleute, 
Elektrotechniker,  Gasarbeiter,  alle  Arten  Dachdecker  und  Hand- 
langer, Hebemaschinisten,  alle  Arten  Eisenarbeiter,  Dreher,  Marmor« 
arbeiter,  Mosaikarbeiter,  Maler,  Putzer,  Kanalisationsarbeiter,  Stein- 
winder  und  -Schneider.  Die  Mitglieder  dieser  Baugewerbevereine 
wählen  die  Delegierten,  die  den  Ausschufs  bilden,  und  zahlen  eine 
Kopfsteuer,  um  den  Ausschuß  mit  den  notigen  Geldmitteln  zu  ver- 
sehen. Der  Ausschufs  wählt  eine  leitende  Behörde,  die  sich  ganz 
den  Angelegenheiten  der  Gewerbe  und  der  Vereine  widmet.  Die 
Mitglieder  dieser  Behörde  erhalten  denselben  Tagelohn,  den  die 
Vereinsskala  für  die  Tagesarbeit  im  Gewerbe  \orgc-schrieben  hat. 
Sie  hei  Isen  „Gcschäftsagenten",  werden  in  den  Zeitungen  aber 
„Wanderdelegierte"  (walking  delegates)  genannt.  Diese  Gcschäfts- 
agenten kommen  tägli  f-  in  dem  Hauptquartier  der  Haugewerbe  zu- 
sammen, um  vorliegende  Schwierigkeiten  und  neue  .Maisregeln  zu 
beraten;  um  die  neuen  I^ukontrakte  einzusehen  und  Kommissionen 
zu  ernennen,  die  die  Hauunternehmer  aufsuchen  und  mit  ihtv^n  die 
Bedingungen  für  die  Ar!»«  ;tcr  vereinbaren.  Sie  halben  >ich  mit  den 
Haukonze>Ni< (iH-n.  die  am  vorhergehenden  Tage  au-gestellt  >irul,  be- 
kannt zu  maclien  (fa>l  in  allen  aTTHrikani>chen  Städten  »ind  der- 
artige Konze^-i«  >nen  zur  Au>fuhriiT:g  eine»  Haues  und  ihre  X'eroftcnt- 
lichu!!''  in  einer  1  .!■ ''-^zeituriL:  erfor<ier!ich  .  Im  J^iufe  des  Ta^'Cs 
be-ucheti  die  '  ie^r  halt-  i^'t-ften  die  im  Hau  begrifiVrurn  Hau-<  r,  um 
zu  untiTMicheii,  •>]>  du  \  »reir -vx  <  >r»'  hrifteii  \"ti  l  iiternehinern  und 
Arbeitern  ei'i:^»  Ii  ilt<  ri  v.rrd'  ji.  1  )ie-r  unita^-- ;ule  '  »rgani.sali' -n,  die 
tai/liciicn  Zu-5amiiieiikunllc,  die  \\  ahrun^^  aller  beteiligten  Interes-eii  — 


69S 


Alzina  Parsons  Stevens, 


alles  sind  Mittel  zur  Erzielui^  erfreulicher  Erfolge  gewesen,  und  so 
kommt  es,  da&  in  den  Baugewerben  seit  Jahren  gute  Lohne  und 
günstige  Arbeitsbedingungen,  darunter  der  kurze  Arbeitatog;  vor- 
herrschen. Die  Anhänger  des  ,^ten''  Tiademnonianus  (die  Sozia- 
listen nennen  ihn  sarkastisch  „den  reinen  und  unverdorbenen")  fuhren 
diese  Gewerbe  als  Besreis  daiiir  an,  dafs  die  alte  Gewerkvereins- 
poHtik,  die  aidi  streng  auf  wirtschaftliche,  Arbeiter  und  Unternehmer 
betreifimde  Angelegenheiten  beschränkte  und  jeder  Frage  der  Ge- 
setzgebung und  der  politischen  Parteien  aus  dem  Wege  geht,  allein 
erfolgreich  sein  könne.  Diejenigen  aber,  die  eine  gründlichere  Be- 
handlung der  wirtschaftlichen  Fragen,  als  sie  bei  einem  derartigen 
Verfahren  m^lich  ist,  fUr  nötig  halten,  behaupten,  dals  der  Erfolg 
der  Baugewerkvereine  durch  die  Natur  des  Gewerbes  gegeben  sei, 
das  sich  nicht  leicht  einer  riesigen  Kapitalvereinigung  untcnvcrfcn 
und  als  Trust  verwalten  lälst  Im  Baugewerbe  ist  die  freie  Kon- 
kurrenz noch  unbeschränkt. 

Das  Buchdruckgewerbe  bietet  gleichfalls  ein  interessantes  Bei- 
spiel dieser  Verbandsform.  Es  sei  dabei  bemerkt,  dafs  die  Namen 
der  Vereine,  die  den  „Ausschuls  der  verbündeten  Huchdruckgewerbc" 
Chicagos  bilden,  in  eigentümlicher  Weise  den  v  ielsprachigen  Cha- 
rakter unserer  Bevölkming  offenbaren.  1  )cr  (  liicagoer  Ausschuls 
unifafst  sieben  typographische  X'ereine;  es  sind:  Der  englisch- 
S|)rcchen<k'  '  hicai^r,)  Tyi»ograpliicaL  die  deulsch-ainerikanischc  lypu- 
'^rajthia,  der  nuiwegisch-dänische,  sciiwedischc,  polnische,  böhmische, 
judische  Verein.  Säinlliche  Tageszeitungen  Chicagos  mit  Aus- 
nahme eines  ziemlich  unbedeutenden  deutschen  \bendl)lattes  werden 
in  ( Tewerkvereinswerkstälten  gedruckt.  Die  übrigen  in  dem  Ruch- 
druckgewerbeausschufs  vertretenen  X^ereine  sind  dir  der  Druckprc--.t  ■ 
arbeiter,  die  Stereotypen-  und  Elektrot)  penniachcr,  Schriftgielscr, 
Buchbinder,  Geschäftsbuchbinder,  Linirer  (von  ( ieschäftsbüchcnij, 
Zeitungsdruckpresscarbeiter  und  (Schilfen  und  Handlanger  der  Press- 
arbeiter. Der  Buchdruckgewerbeausschuls  Chicagos  hat  ein  Gewerbe- 
zeichen,  das  der  Staatssekretär  von  Illinois  registriert  hat  und  das  daher 
unter  dem  Schutz  des  staatlichen  Gewerbe-  und  Geschäftszeichen- 
gesetzes steht,  wonach  jeder  Versuch  der  Nachahmung  und  des  un- 
gesetzlichen Gebrauchs  dieses  Zeichens  strafbar  ist  Das  Gewerbe- 
zeichen wird  unentgeltlich  nur  solchen  Buchdruckereien  zur  Ver- 
fugung gestellt,  die  nach  Gewerkvcreinsvorschriften  eingerichtet  sind, 
und  das  Publikum  wird  aufgefordert,  nur  solchen  Firmen  seine 
Kundschaft  zuzuwenden,  die  sich  des  Gewerbezetchens  bedienen. 
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n. 

Die  zweite,  oben  erwähnte  Organisatlonsfonn,  die  alle  Vereine 
sämtlicher  Gewerbe  zu  einer  zentralen  Körperschaft  verbindet,  findet 
sich  fest  in  jedem  Ort  der  Vereinigten  Staaten,  der  einen  irge/idwie 
nennenswerten  Industriebetrieb  besitzt  Bisweilen  besteht  dann  mehr 
als  eine  solche  zentrale  Körperschaft  und  zwar  besonders  in  solchen 
Städten,  in  denen  eine  grolse  Zahl  ausländischer  Arbeiter  das  Ge- 
schäft in  einer  fremden  Sprache  betreibt.  Der  amerikanische  Arbeiter* 
verband  kann  nach  seiner  Verfassung  nur  die  Stiftungsurkunde  für 
einen  Zentralverein  in  einem  Orte  ausstellen,  und  dieser  dadurch  an 
den  Arbeitsverband  angeschlossene  Zentralverein  ist  gewohnlich  der 
einzige,  der  an  dem  Orte  von  gröfeerer  Bedeutung  ist.  Dieser 
•  städtische  Zcntralvcrcin  hat  wöchentliche  oder  zweiwöchentliche 
Sitzunp[en  und  lä(st  seine  Ge^rliäfie  dur^b  stehende  oder  Spezial- 
kommissionen  besorj:fen.  Seine  Beamten  und  die  Vorsitzenden  der 
Kommissionen  bilden  eine  Hxckuti\kommission ,  die  jede  Woche 
zusammentritt  und  im  Notfall  nach  einstündiger  Benachrichtigung 
zusammen  berufen  werden  kann.  Die  Sitzun^jen  des  Zentralvercins 
worden  gröfstcnteils  mit  Konmiissionsberichten  ausgefüllt,  und  nnch- 
tlein  der  ZcntraKrrein  durch  Ahstlninnini^  rinen  Aktionsbc^chluls 
gefafst  hat.  wird  vr  von  der  sttluiuien  Koinmissjon  der  Kxtkutiv- 
kommi<si()n  zur  Ausführung'  ühci  hcti.  Die  Herufungs-  und  Be- 
schwerdekonnnission  hört  Sti ciitailc  zwischen  ( rcwcrkxcrcincn.  die 
verschiedenen  dewerben  an;j;eli<»ren ,  und  /wischen  l  ntei  nehmern 
und  Arbeitern  entstandene  Zwi>tiL;keiten ,  die  nicht  iiuierhalb  des 
<  lewerbes  beigelegt  werden  können.  W  enn  diese  Kommission  eine 
Entscheitlung  gegen  einen  X'erein  getroffen ,  die  die  <  lenehmigung 
des  Zentralvercins  durch  Abstimmung  erhalten  hat ,  su  mufs  sich 
der  betreffende  Verein  ihr  unterwerfen.  Weigert  sich  der  Verein, 
die  Entscheidung  anzuerkennen,  so  verlieren,  wenn  keine  Berufung 
an  eine  höhere  Instanz  eingelegt  wird,  seine  Delegierten  Sitz  und 
Stimme  im  Zentralverein  und  der  Verein  bleibt  unter  den  Organi- 
sationen isoliert,  bis  er  sich  fugt  Die  legislative  Kommission  des 
Zentralvereins  überwacht  die  die  Arbeit  betrefTenden  Gesetzentwürfe, 
die  im  Kongreis,  in  der  Staatslegislatur  und  in  der  Stadtverordneten- 
Versammlung  eingebracht  werden.  Ihre  Mitglieder  müssen  den 
Sitzungen  der  Stadtverordnetenversammlung  beiwohnen  und  darüber 
berichten;  sie  werden  nach  Washington  und  der  Staatshauptstadt 
geschickt,  um  dort  die  Geset^eber  zu  Gunsten  oder  zu  Ungunsten 
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der  Gesetzentwürfe  zu  beeinflussen,  jenachdem  ob  sie  den  Arbeiter- 
organisationen freundlich  oder  feindlich  sind.  Die  Dd^erten  der 
Lokal  vereine  setzen  diese  von  dem  Aktionsplan  in  Kenntnis,  den 
die  legislative  Kommission  vorgeschlagen  und  der  Zentnüverein 
gebilligt  hat  Sie  werden  angewiesen,  die  Gesetzgeber  mit  Briefen 
und  Petitionen  von  Arbeitern  (und  Wählern)  ihrer  Distrikte  be- 
stürmen zu  lassen,  um  dadurch  ihre  Stellung  zu  schwebenden  NTor- 
lagen  zu  bekunden.  Die  legislative  Kommission  ruft  öfTentliche 
Versammlungen  ein,  und  sie  veranlalst  die  Presse,  über  die  Reden 
einfluGsreicher  Manner  und  Frauen  ausfiihrlicher  zu  berichten.  In 
dieser  Weise  \  crstelien  sie  es,  die  Gesetzgeber  zu  überzeugen,  dais 
die  öffentliche  Meinung  die  Arbeiterforderiingen  unterstützt. 

Der  Einflufs  des  städtischen  Zentralvereins  und  seiner  l^islativen 
Kommission  ist  indessen  nicht  auf  Arbeiterfragen  im  strengen  Sinne 
des  Wortes  beschränkt.  ,  Während  der  letzten  Session  der  Illinois 
Legislatur  agitierte  in  Springfield  eine  Kommission  des  Chicagoer 
Arbeitenerbandes  (der  Zentralverein  Chicagos)  gegen  eine  Strafscn- 
bahn\ orlagc ,  die  die  Interessen  der  Stadt  nicht  genügend  berück- 
sichtigte. Die  Kommission  des  Zentralvercin^  für  öffentliche  An- 
stalten übenvacht  die  Verwaltung  munizipaler  und  anderer  öffent- 
lichen Institutionen.  Jede  l  ebertretung  von  X'crordtum^en  und 
(resetzen,  die  zum  Schutze  der  .Arbeiterinteressen  erlassen  sind,  und 
jede  X'erletzung  der  ( ie\verk\ereiiis))rinzi]>ieii  werden  von  ihr  um- 
gehend berichtet.  l)ie  schuldigen  .Anslah.-^l  h  amten  wertien  den 
l-ührern  derjenigen  |)()lii!>chen  Partei  angezeigt,  die  ihre  Anstellung 
bewirkt  hat ,  uml  gewöhnlich  wird  die  Bitte  um  \mtscnt>etzung 
hinzugefügt.  Wird  d^LS  anstöfsigc  Wrfahren  dennoch  nicht  einge- 
-stellt,  .so  wird  der  dafür  verantwortlichen  Partei  daraus  bei  kommen- 
den Wahlen,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  nie  lange  auf  sich 
warten  lassen,  eine  politische  Schwierigkeit  erwachsen.  Um  diese 
zu  vermeiden,  bemühen  «ch  daher  die  Politiker  gegebenenfalls  emst- 
lich, die  Beschwerden  zur  Zufriedenheit  der  Gewerkvereine  zu  er- 
ledigen und  wagen  es  oft  nicht,  diktatorische  und  unberechtigte 
Forderungen  ohne  weiteres  abzuweisen.  Die  in  dieser  Weise  er- 
rungenen unbedeutenden  Siege  werden  von  den  organisierten  Arbeitern 
viel  zu  hoch  geschätzt  Die  Folge  ist,  dals  die  Arbeiterorganisationen 
der  Zivildienstreform  (civU  service  reform)  zum  Entsetzen  ihrer 
Freunde  und  zum  Schaden  ihrer  eigenen  besten  Interessen  Wider- 
stand leisten.  Eine  andere  geschäftige  Kommission  in  einem  städti- 
schen Zentralverein  ist  diejenige  fiir  die  Gewerbezeichen.   Sie  be- 
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richtet  in  jeder  Sitzung  über  die  Anwendung  der  Grewerbezeichen 
durch  die  Unternehmer  und  über  die  Stellung  der  stadtischen  Kauf- 
leute zu  den  mit  dem  Gewerbezeichen  versehenen  Waren.  Offen 
und  hartnackig  werden  diejenigen  Geschäfte  und  Fabriken,  die  das 
Gewerbezeichen  nicht  benutzen,  sogar  in  solchen  Staaten  geboykottet, 
in  denen  der  Boykott  gesetzlich  verboten  ist  Dieser  Kommission 
werden  alle  Mitteilungen  überwiesen,  wonach  Waren  aus  Städten, 
die  den  Gewerkverein  nicht  anerkennen,  boykottiert  werden  sollen. 
Es  ist  ihre  Au^be,  derartige  Waren  auffindig  zu  machen  und 
darüber  7u  berichten.  Es  giebt  noch  mehrere  kleinere  Konmussionen, 
wie  die  Organisationskoinmission ,  der  die  Organisation  neuer  Ver- 
eine obliegt,  und  die  Kommission  für  Beglaubigungsschreiben,  die 
die  Berechtigung  der  Delegierten,  die  im  2^tralverein  Sitze  begehren, 
untersuchen  muls. 

m. 

Während  der  städtische  Zentralvercin  durch  Beeinflussung 
koiTumiiKiler  Hohiirden  uiul  Autoritäten  die  ücwerkvcreinsbewegung 
zu  fördern  sucht,  ist  es  die  Auf^fabc  des  Staatsverbandes,  der  dritten 
oben  erwähnten  Orijanisatioii>turni,  alle  W-reine  des  Staates  zu  r^c- 
meinsamcm  Vorgehen  ^egen  sämtHche  L'nternehmer  des  Staates  zu 
verbinden,  und  pjemeinsaine  Forderungen  vor  die  Legishitur  des 
Staates  7.U  brini,'en.  Im  Staatsverband  k(3nncn  sich  die  Lokalvereine 
und  alle  konuuun.ilcn  Zcntralvereine  vertreten  lassen;  in  dieser 
Weise  erhalten  tlie  Kummunalvereine  eine  doppelte  Vertretung, 
welche  die  isolierten  V'ereine  der  ländlichen  Distrikte  und  der 
Dörfer  lieber  ertragen,  als  dals  sie  mit  ihren  Genossen  sich  niemals 
versammeln.  Der  Staatsverband  tritt  gewöhnlich  einmal  im  Jahre 
zusammen  und  überträgt  die  Erledigung  seiner  Geschäfte  Kom- 
missiooen,  die  den  oben  beschriebenen  des  Zentralvereins  ähnlich 
and.  Staatsorganisatoren  sind  angestellt,  um  Vereine  in  G^enden 
zu  bilden,  in  die  sich  die  Gewerkvereinsbew^[ung  noch  nicht  er- 
streckt  hat  Am  interessantesten  ist  in  einer  Staatsverbandssitzung 
der  Bericht  der  Kommission  für  Anträge.  Diese  Kommission  wird 
gewöhnlich  am  ersten  Tage  der  Konvention  ernannt,  und  kein 
Schlaf  wird  ihren  Mi^liedem  g^önnt,  bis  die  Konvention  nach 
einer  Woche  geschlossen  wird.  Jeder  Delegierte  mit  ver* 

schiedenen  Anträgen  versehen  zu  erscheinen,  und  die  wichtigsten 
werden  ohne  Debatte  dieser  Kommission  überwiesen.  Diese  hält 
allnächtlich  ihre  Sitzungen,  um  die  Berichte  für  den  folgenden  Tag 
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v»>r/,uhcreiten.  Fin  Teil  der  täglichen  Sitzungen  wird  mit  diesem 
Hcrirhto  ausgefüllt,  und  so  wird  ein  Antrag  nach  dem  anderen  an- 
genoimncn,  abgelehnt  oder  an  die  Kommission  zurückgewiesen,  bis 
die  Stunde  der  Vertagung  sine  die  schlagt.  Die  angenonmicnen 
Anträge  bilden  das  Programm  des  Verbandes  für  das  nächste  Jahr. 
Ein  verständiger  Vorsitzender  ruft  die  tüchtigsten  Männer  in  diese 
Kommission  und  am  vernünftigsten  verfahrt  die  Kommission,  die 
weÜs,  welche  Anträge  ohne  weiteres  bei  Seite  zu  schieben  sind. 
Es  mufe  schon  ein  sehr  gewandter  Delegierter  sein,  der  die  ihm 
anvertrauten  Anträge  gegen  den  Willen  des  Vorsitzenden  und  der 
Kommission  vor  die  Konvention  zu  bringen  versteht,  und  man  mrd 
ihn  in  spateren  Konventionen  nicht  aus  dem  Auge  verlieren  dürfen. 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  verbietet  der  Bundes» 
regierung,  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  einzelnen  Staaten 
zu  mischen,  und  der  gröfste  Teil  der  von  den  organisierten  Arbeitern 
begehrten  Gesetze,  kann  daher  nur  von  den  Staätstegislaturen  er- 
langt werden.  Es  dürütc  von  Interesse  sein,  einige  Forderungen,  die 
die  Arbeiterkonventionen  von  1S07  an  diese  Legislaturen  gestellt 
haben,  hier  zu  erwähnen.  In  vier  Staaten :  Pennsylvania  im  O-ten, 
C  alifornia  an  der  \\'(  <tküste,  Jowa  und  Illinois  im  mittleren  Westen 
(Pennsylvania  unil  Illinois  führciulc  Imlustriostaaten,  die  anderen 
beiden  Ackerbaustaaten)  wurden  folgende  horderungen  gestellt: 

Pennsylvania:  Kin  l  iandwerkcr-Hypothekengeset/,  (las  die  Lohn- 
furdcruiit^-cn  der  Arbeiter  als  erste  My|)othek  auf  im  liau  begriflene 
niiiiser  anerkennt;  ein  tiesetz,  das  (ln<  srhulj^fliciuige  Alter  der 
Kinder  erhöht  und  das  alle  I'al)rikbetriel:)e  unter  Aufsicht  bringt; 
ein  (iesetz,  das  den  staatlichen  Feiertag  auf  eleu  ersten  Montag 
im  September  le>t>etzt,  wie  es  ini  (iesetze  des  Bundes  und  der 
meisten  Staaten  geschehen  ist;  Aufliebung  der  Verschwör ungsgeM:t7.c, 
die  den  Ho\kott  und  andere  gemeinsame  Handlungen  der  (rewerk- 
vereine  verbieten;  ein  Gesetz,  das  eine  Strafe  auf  \'erlcti:uiig  von 
Arbeitsverträgen  >eitens  tler  l  nternehmer  legt. 

California:  (ioetze,  die  den  Achtstundentag  und  einen  Minimal- 
lohn für  die  Arbeiter,  die  in  staatlichen  Werkstatten  beschäftigt 
sind,  vorschreiben;  die  den  Arbeitsnachweis  regeln  und  jedes  heim- 
liche Einverständnis  der  Unternehmer  mit  den  Agenten  des  Arbeits* 
nachweises  bei  Strafe  verbieten;  die  den  ersten  Montag  im  Sep- 
tember zu  einem  gesetzlichen  Feiertag  machen;  die  die  Inspektion 
der  Bäckereien  und  die  Beschränkung  ihrer  täglichen  Arbeitszeit 
bestimmen;  die  das  Wahlsteueiigesetz  aufheben,  das  die  Zahlung 


Digitized  by  Google 


Die  Gcwerkvereioe  der  VeretDi|;ten  Stuten. 


703 


einer  f^crinrjofi  Steuer  vor  der  Ausübung  des  Waiiltxchts  forrlcrt, 
ein  frülur  allgemein  pülti^er  (iebrauch,  der  jetzt  fast  in  allen 
Steinten  abjjeknmmen  ist:  (lesetze,  die  \ün  den  l'iUcrnelunern,  die 
einen  staatliciien  Auftrag'  erhalten,  Kaution  für  die  Zahlunj^  des 
Arbeitslohnes  vcrlanj^en,  und  die  bestimmen,  daii»  derartige  Aufträge 
nur  an  die  Bürger  des  Staates  gegeben  werden  sollen;  die  die 
Vorausbezahlung  der  Proscbkosten  erlassen,  um  arme  Personen  in 
den  Stand  zu  setzen  ihre  Lohnforderungen  einzuklagen;  die  be- 
stimmen, dafs  die  im  Gefängnis  angefertigten  Waren  einen  ihren 
Ursprung  bekundenden  Stempel  tragen. 

Jowa:  Aufhebung  des  Wahlsteuergesetzes;  Verbot  der  ver- 
dingten Geiangnisarbeit;  Ankauf  der  Telegraphen  durch  den  Staat, 
der  Gasanstalten,  der  Elektrizitätswerke,  der  Wasserwerke,  der 
StraTsenbahnen  und  der  Telephonamter  durch  die  Stadt 

Illinois:  Die  staatliche  Besitzergreifung  der  Eisenbahnen,  Berg- 
werke und  Telegraphen;  die  stadtische  Besitzergreifung  der  <'ras-, 
Klektrizttäts-  und  Wasserwerke,  der  Stra&enbahnen  und  Telephon- 
leitungen; Beschränkung'  der  Einwamleruri^,  eine  l'orderung,  die 
natürlich  an  die  Bun<lesre;^nerunj^  gerichtet  wird;* die  Kinführung 
der  Initiativ antr^e  und  tles  Referendums;  das  lokale  Bestimmungs- 
recht der  Steuern,  um  den  (iemeinden,  die  sich  für  die  einzige 
SteiicT  Henr>'  (ieorp^es  entscheiden,  das  Recht  zu  gehen,  ihre  «iäint- 
lichen  hinnahmen  aus  der  Br^touerini'^  di  r  ( iruiidrenten  zu  ziehen; 
\  erbot  der  Ven%'altungsvcrordnungen  (govcrncment  by  injunction). 

IV. 

Die  \ierte  X'erbai'dsfortn  ist  die  nationale  fider  internationale 
Vereinigung'.  Beide  lialn  n  dioelbe  ( )r;7ani^ation  und  den-clhen 
Aufgabenkrei^.  \):is  \V«»rt  national  wird  .gebraucht,  weriTi  sämtliche 
zum  Verbände  gebüri-e  X'ereine  ihren  Sitz  in  d<-n  \'er<  ini-ten 
Staaten  haben;  um!  das  Wort  international.  W(  r}n  ein  Teil  fler  X'^-r- 
bandsv-ereine  den  cii^dischen  l'ro\  in/en  nordli«  h  «*der  den  lündern 
südlich  von  den  Vereinigten  Sliuiten  angehörten.  X'icle  kanafli>chc 
Vereine  und  einige  aus  anderen  lindem  siml  in  den  internationalen 
\crbanden,  die  ihr  Haui)t(juarticr  in  den  Vcreini;itcn  Staaten  haben, 
vertreten.  Der  Name  des  internationalen  Vcrfjandei  enthält  ge- 
wöhnlich die  Bezeichnung  „von  Amerika'*.  Die  Organisation  dio-<r 
Vereinigungen  nahm  ihren  Anfang  mit  der  Gründung  des  Natir*nalen 
-patcr  Internationalen.  TyiK.-rapliiMrhen  Vereine  'eine  tcmiKtrare 
Organisation  in  1850,  nationaler  Verein  in  1852,  internationaler  in 
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1869),  machtr-  aber  bis  zur  Rccntli^'un;^'  des  Bürgerkrieges  nur  ^e- 
rinj^e  Fortschritte.  1863  waren  nur  die  Buchdrucker.  Ihitmaclicr, 
Baunnvollspiiiner  und  die  Kisenloriner  in  nationalen  X'ereinen  or- 
ganisiert. Heute  gilt  kein  (iewcrbe,  das  nicht  einen  nationalen 
Verein  liat ,  für  gut  organisiert.  (Absehen  einige  der  stärksten 
Organisationen  den  Atischluls  an  den  amerikanischen  .•\rl)eits\erl)ami 
(American  Federation  of  Labor)  vermeiden,  so  wird  doch  all^'e- 
mein  für  nötig  gehalten,  dafs  die  lokalen  (iewerk\ereine  eine  natio- 
nale Organisation  mit  festem  1  laupt(|uartier  und  gutgefüllter  Kasse 
iiaben,  deren  Exekutivbehörde  besoklet  ist  und  das  X'creinsgehicl 
von  Ort  zu  Ort  bereisen  kann,  um  Au.ssperrungen  vorzubeugen, 
Strikes  beizulegen  und  andere  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Nur 
in  dieser  Weise  werden  die  Arbeiter  eines  Gewerbes  in  die  I.age 
versetzt,  bei  der  Vereinbarung  einer  Lohnskala  oder  anderer  wich> 
tigen  Punkte  des  Arbeitsverhältnisses  mit  ihren  Unternehmern  auf 
gleichem  Fufse  zu  verhandeln. 

Es  giebt  77  nationale  oder  internationale  Organisationen»  die 
sich  folgendermafsen  gruppieren  lassen: 

Fabrikaten  und  Baugewerbe: 

Nahrungsmittelfabrikation:  Backer  und  Konditoren, 
Brauer,  Cigarrenmacher,  Schlächter,  Tabakarbeiter. 

Buchdruckerei  etc.:  Buchbinder,  Geschäfbbuchbinder, 
Elektroden»  und  Stereotypenarbeiter,  Papierarbeiter,  Druckpressen- 
arbeiter, Zeitungsdruckpressenarbeiter,  Typengieiser,  Setzer. 

Kleidergewerbe:  Schuhniacher,  Hutmacher,  Klcidcrarbeiter 
(im  Kngrosgewerbe,  wollene  und  baumwollene  Kleider),  Schneider 
(Kinderarbeit,  wollene  Kleider). 

Glasgewerbe:  Fiaschenbläser,  Flintglasarbeiter,  Fensterglas* 
arbeit  er. 

1  ex  tilge  werbe:  Baumwollspinner,  Textilarbeiter,  Weber. 
Steinarbeit:    Mauersteinmacher,  Maurer,  Granitschneider, 

Töpfer,  .Steinbrucharbeiter. 

Hol/arbeit;  Hesenmacher,  Zinunerleute  und  I  i.schler  '/wei 
nationale  Organisationen),  Kquipagen*  und  Wagenbauer,  Küfer,  Holz- 
arbeiter. 

M  e t  al  1  a r  b e  i  t :  Ei.senbauarbeiter ,  l  ahrradarbeitcr ,  Kessel- 
schmiede und  Ki.senschiffbauer,  Elektrotechniker,  Schleifer  (Tisch- 
messer), liisenlormer.  Eisen-  und  Stahlarbeiter,  Metallpolierer,  .Maschi- 
nisten, Kanalisations-  und  Gasarbeiter,  Ofenbauer.  Drahtzieher. 

Handwerke:    Barbiere,   Musiker,    Gardinenarbeiter,  (iold- 
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Schläger,  HufschmieHe .  Lederarbeiter,  Modcllarbeitcr ,  Kalkträfjcr, 
Putzer,  Maler  und  Dekorateure,  Tapezierer,  Maschineningenieure, 
ßiihncnarbeiter,  Kellner. 

Bergbau:  Kohlenbergleute,  Mineralgruhenleutc. 

T  r  a  n  s  p  o  r  t  g  e  w  e  r  b  c  :  hiisenbahnangestellte  (Ingenieure, 
Heizer,  Kondukteure,  Zugführer,  Weichensteller,  Telcgraphisten  mit 
je  einem  nationalen  X'crcin);  Strarscnbahnangestellte  (Hochbahn- 
und  Strarscnbahnangestellte  mit  je  einem  Verein);  Dockarbeiter, 
Seeleute. 

Handel:  Buchhalter,  Agenten. 

Es  gicbt  keine  genaue  .\ngabe  der  Mitgliedschaft  in  diesen  Inter- 
nationalen Vereinigungen.   Man  kann  die  relative  Stärke  der  Ver- 
eine  nach  ihrer  Wirksamkeit  und  ihrem  Erfolge  schätzen,  aber 
irgcndwekhe  irgendwie  als  authentisch  verhülle  Zahlenangaben 
thatsachlicher  Mitgliedschaft  sind  niemals  zuverlass^.    Die  Mit- 
gliederzahlen  der  Konventionsberichte  beruhen  auf  der  eingezahlten 
Kop&teuer,  die  aber  sowohl  für  fingierte  Mitg^eder  wie  auch  nur 
für  einen  Teil  der  ganzen  Mitgliedschaft  von  den  vertretenen  Ver« 
einen  berechnet  sein  kann.  Eine  derartige  Berechnung  wird  häufig 
als  kluge  Geschäftsführung  betrachtet,  und  sie  ist  so  allgemein  ver* 
breitet,  dals  die  Mitgliedschaftsangaben  dadurch  völlig  ungenau 
werden.   Da  alle  Geschäftssitzungen  der  Vereine  geheim  gehalten 
u-erden,  und  da  die  Bücher  und  Rechnungen  als  Ktg^entum  des  Ver- 
eins von  I  reinden  nicht  eingesehen  werden  können,  so  sind  über 
diesen  Punkt  keine  weiteren  offi/iellen  .Angaben  zu  erhalten,  als 
diejenigen,  die  von  den  Beamten  der  Organisation  gegeben  werden, 
hin  ige  nationale  Vereine  sind  dem  allgemeinen  Publikum  kaum  be- 
kannt,  und  ihre  Mitglieder  mögen  sich  kaum  auf  ICXX)  belaufen, 
während    andere   huntUrttan^ende    thätitrcr.    wirklicher  Mitcrheder 
haben.    Die  Kohlengruheiilcutc  /.  B.,  unter  denen  der  grofsc"  Kohlen- 
strike   von   1897  ausbrach,  haben   eine  Mitgliedschaft,  die  von  ge- 
wissenhaften und  unparleiiM  heu    Beurteilern  auf  beinahe    375  OOO 
geschätzt  wird.    Tni  die  Starke  eines  W-rein^  zu  beurteilen,  müssen 
andere  I'aktoren  in  Betracht  gezogen  wcnleti.    Kompetente  Arbeiter- 
führer  sind  der  .Ansicht,  <la!"s  ein  ( lewcrkverein,  dc-^-m  Mitglieder 
30         der  in  einem   (icvverbe  beschäftigten   Arb'  itt  r  ausmachen, 
die   Arbeitsbedingungen  seines  (iewerbes,   soweit  es   sich  um  ge- 
lernte Arbeiter  handelt,  zu  beherrsche  n  vermatr. 

Gewohnlich  ist  der  nationale  Verein  Iirgebnis  einer  natür- 
lichen Entwicklung,  obschon  er  einige  Male  auch  im  Sturm  und 
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Drang  des  wirtschaftlichen  Aufruhrs  eutstaiulen  ist.    Zucr.st  bildet 
sich  der  lokale  Verein,  und  wenn  mehrere  solcher  an  verschiedenen 
Orten  bestehen,  s^jinnt  sich  eine  Korrespondenz  zwischen  ihren 
Beamten  an,  oder  sie  wird  durch  die  Beamten  einer  al^emeinen 
Arbeiterorganisation  vermittelt   Dann  findet  eine  Konferenz  statt, 
um  eine  Konvention  einzuleiten,  aus  der  der  nationale  Verein  her- 
vorgehen soll.    In  diese  Konvention  senden  die  lokalen  Vereine 
ihre  Delegierten,  die  eine  provisorische  Organisation  schaffen,  die 
nach  Annahme  einer  passenden  Verfassung  permanent  wird.  So- 
bald der  nationale  Verein  seine  Whrksamkeit  erbflhet,  unternimmt 
er  in  allen  Gegenden  mit  blühendem  Gewerbe,  in  denen  hoch 
keine  Vereine  bestehen,  eine  Organisationspropaganda.   Der  natio« 
nale  Verein  tragt  die  Last  grofserer  gewerblicher  Streitigkeiten  und 
eigreift  die  Initiative  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen. 
Er  mufs  Organisatoren,  Wanderredner  und  Gewcrbezcichenagentcn 
dauernd  beschäftigen,  um  die  Thätigkeit  der  lokalen  Vereine  zu 
ergänzen.    Diese  müssen  sich  bemühen,  ihre  Mitglieder  zusammen« 
zuhalten  und  dafür  sorgen,  dafs  ihre  Einnahmen  stets  ausreichen, 
die  nationale  Vereinigung  in  Betrieb  /.u  erhalten;  denn  diese  ver- 
fugt über  keine  anderen  Einnahmen,  als  die  ihr  aus  den  lokalen 
Vereinen  zuflicfsen.     Um   die    Beziehungen  der   lokalen    /.u  den 
nationalen  X'creinen  zu  veranschaulichen,  dürfte  es  sich  empfehlen, 
im  {'"ol^iciuieii  tiiicn   Ueberblick  über  die  (ieschichtc  um!  iVtlitik 
eines  siarki  ii   \  i  ii  iiis  /u  geben.    Wir  wählen  zu  diesem  Zweck 
den  Wrcm  der  ZiL;;irrcnarbeiter. 

Der  erste  lokale  X'erein  der  Zigarrenarlieiter  Amerikas  wunle 
am  5.  Mai  185 1  in  Halliniure,  Maryland,  organisiert.  Die  erste 
Staatskonvenlion  fand  am  10.  unii  11.  M.ii  i!^54  im  Staate  New 
York  in  der  Stadt  Syracusc  statt,  die  no(  h  heute  ein  Mittelpunkt 
der  /.igarrenj)roduktion  ist.  Sechs  Städte  uaien  aiit  ihr  vertreten, 
und  Unternehmer  und  .Arbeiter  nahmen  an  ihren  Verhandlungen 
I  eil,  die  sich  auf  die  Erörterung  einer  Lohnskala  und  das  I^hrlings- 
system  erstreckten.  Diese  Konvention  blieb  ohne  Früchte,  und  es 
vergingen  zehn  Jahre,  ehe  dieser  Versuch  wiederholt  wurde.  In  der 
Zwischenzeit  entstanden  viele  lokale  Vereine,  die  sich  aber  zu  keiner 
gemeinsamen  Organisation  verbanden.  In  1863  wurde  eine  Dele- 
giertenkonferenz  der  Gewerkvereine  in  Baltimore  zusammenberufen, 
um  den  Plan  zur  Bildung  eines  nationalen  Vereins  zu  entwerfen. 
Es  wurde  denn  auch  am  21.  Juni  1864  ein  nationaler  Verein  in 
New  York  in  Gegenwart  von  23  Delegierten  oiiganisiert,  die  die 
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lokalen  X'creine  der  Staaten  New  \'ork,  New  Jersey.  Ohio,  Penn- 
sylvania,  Connecticut,  Massachusetts,   Rhode  Island   und  Michif^an 
vertraten.    Auf  der  Konvention  in  1867  wurde  der  Name  „Nationaler 
Zigarrenmacher  -  Wrein"  in  „Internatif^naler  Zi<;arrenmacher-\''erein 
Amerikas"  verwantlclt,   und  es  wurden  Delegierte  der  lokalen  \  er- 
einc  Kanadas  zugelassen.    Die   15.  Konvention  wurde  in  Toronto, 
Kanada,  abgehalten  und  nach  einer  \'erfa'>sun.rs!)<  stinnnung  muls 
ein  stellvertretender  X'orsitzender  des  Inlerii.itiun.ik  n  Zigan enniaclier- 
Vereins  Mitglied  eines  kanadischen  X'ereins  sein.    Die  im  Jahre  1864 
angenommene  Verfassung  bestimmte  ursprünglich,  dals  die  Mitglied- 
schaft der  lokalen  Vereine  auf  „weisse  Männer^'  beschränkt  werden 
.9oUe.    Die  Konvention  von  1867  hob  diese  Beschränkung  auf. 
Die  Statistik  giebt  nicht  an,  wie  viele  Neger  infolgedessen  in  den 
Verein  eingetreten  sind»  aber  nach  dem  letzten  Jahresbericht  war 
die  Mitgliedschaft  28700,  worunter  3  102  Frauen  waren.   Zur  Mit' 
gliedschaft  werden  nach  der  Vereinsverfassung  jetzt  zugelassen: 
„Alle  in  der  Zigarrenproduktion  beschäftigten  Personen,  mit  Aus- 
nahme der  chinesischen  Kulis  und  der  Schwitzhöhlenarbeiter/'  Das 
Eintrittsgeld  betragt  $  3  und  die  wöchentlich  an  den  lokalen  Ver- 
ein zu  zahlenden  Beitrage  betrafen  30  Cents.   Die  Lehrzeit  währt  ' 
3  JMire  und  die  Lehrlinge  sind  freie  Mitglieder  des  Vereins,  die 
beitragspflichtig  werden,  sobald   ihre  Lehrzeit  beendet  ist.  Die 
lokalen  Vereine  regeln  die  Zahl  der  Lehrlinge  in  den  unter  ihre 
Jurisdiktion  fallenden  \\\  rkstätten,  aber  ihre  Lehrlingsgesctze  müssen 
von  der  Internationalen  Kxekutivbehörde  genehmigt  werden,  ehe 
sie  in  Kraft  treten.    Hin  habrikant  mufs  wenigstens  einen  Gesellen 
voll  (acht  Stunden  täglich)  beschäftigen,  ehe  er  einen  Lehrling  an- 
nehmen darf. 

Die  ersten  Jalire  des  Zigarrenniachervereins  wurden  durch 
Fehler  getruljt .  die  innner  begangen  werden,  weini  die  ersten  ge- 
meinsamen .Schritte  in  IrciwiUiger  Vereinigung  gelhan  werden;  in 
der  Zeit  gewerblichen  Niedergangs,  die  auf  die  ..Panik"  von  1873 
folgte,  entwickelte  sieh  die  Organisation  sehr  hnigsatn ,  und  es 
häuften  sich  die  Strikes.  die  grofsenteils  erfolglos  waren.  Im  Jahre 
1877  hatte  der  Verein  den  tiefsten  Stand  errei'  lit,  und  nur  7  Deli- 
gierte,  tlie  17  lokale  X'ereine  mit  einer  (ie>.initniitgliedscliatt  \'on 
llo6  \  ertraten,  erschu  ncn  auf  der  Konvention,  die  in  jenem  Jahr  in 
Roche-ster,  New  York  abgehalten  wurde.  Seit  jener  Zeit  haben 
seine  Mitgliederzahl  und  seine  Wirksamkeit  beständig  zugenommen, 
upd  selbst  in  der  Geschäftratille,  unter  der  das  Land  seit  1893  zu 
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leiden  hatte,  ist  sein  Gedeihen  wohl  (gehemmt  doch  niemals  ganz 
verblichen.  In  dem  fiskalischen  Jahi  ,  das  am  30.  Juni  1893  endete, 
betrug  die  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  für  eigenen  Ver- 
brauch 481419711S  Zigarren;  sie  üel  im  folgenden  Jahr  auf 
4066917432  und  bis  heute  ist  dieser  Rückgang  noch  nicht  wieder 
eingeholt,  wenn  auch  die  jährliche  Zunahme  seit  1894  ungefähr 
eine  Million  betrug.  Trotz  dieser*  Produktionsabnahme  endialt  der 
Bericht  des  Vorsitzenden  des  internationalen  Zigarrenmachervereins 
in  den  letzten  drei  Jahren  eine  Zunahme  der  lokalen  Vereine  und 
der  Mitglieder.  £s  sind  in  dieser  Zeit  68  lokale  Vereine  organisieft 
worden,  die  eine  Zunahme  von  34  nach  Abzug  der  Verluste  be- 
deuten ;  die  Mitglieder  haben  sich  um  16576  vermehrt,  nach  Absug*. 
der  Verluste  um  2486. 

Die  Beamten  des  Internationalen  Zigarrenmachervereins  sind 
ein  Vorsitzender,  7  stellvertretende  Vorsitzende  und  ein  Schatz- 
meister, die  alle  verschiedenen  lokalen  Wreinen  angehören  müssen. 
Diese  Beamten  bilden  eine  Exekutivbehörde,  die  von  dem  Vor- 
sitzenden zusammen  berufen  wird,  um  solche  Angel^enheiten  zu 
beraten,  die  nicht  durch  die  lokalen  Wreine  oder  vermittels  Korre- 
•  spondenz  erledif^t  werden  können.  Der  Verein  hat  keinen  Sekretär 
und  die  Verantwortlichkeit  für  sämtliche  Angelc^ciiliciten ,  sogar 
einschlicfslich  der  Redaktion  der  \'ercinsschrift,  ruht  auf  dem  Vor- 
sitzenden. Kr  stellt  die  Schreiber  und  Buchhalter  an  und  ist  für 
ihre  Arbeit  verantwortlich;  er  entscheidet  alle  Rechtsfra<:jen  und 
regelt  alle  zwischen  Vereinen  und  Mitgliedern  entstehenden  Streitig- 
keiten, liegen  seine  Entscheidung  kann  bei  der  Exekutivbehörde 
Berufung  eingelegt  werden ,  und  gegen  die  der  Exekutivbehörde 
kann  man  an  das  Referendum  des  lokalen  \'creins  appelieren.  Die 
Bücher,  Karten,  Marken,  Ciewerbezeichen  und  alles  Vereinsvermögen 
steht  unter  der  Aufsicht  des  N'orsit/ernieu  uml  w  ird  nur  mit  seiner 
Genehmigung  verabfolgt.  Kr  erneiuit  unter  Bestätigung  der  Exeku- 
tivbehörde die  „Sachverständigen",  die  die  Bücher  und  Rechnungen 
des  lokalen  Vereins  prüfen,  und  die  „Gewcrbezcichenagiutoren 
und  -Organisatoren",  die  nach  der  Vereinsverfessung  dauernd  be- 
schäftigt sein  sollen,  „\'ereine  zu  organisieren,  für  den  Gebrauch 
der  Gewerbezeichen  zu  agitieren,  öffentliche  Vorträge  zu  halten 
und  die  lokalen  Vereine  über  ihre  Pflichten  zu  belehren.''  Obschon 
solch*  hohe  Anforderungen  an  diesen  einen  Beamten  gestellt  werden, 
h^t  der  Internationale  Zigarrenmacherverein  seinen  Vorsitzenden  nur 
einmal  in  20  Jahren  gewechselt  Mr.  Adolph  Strasser,  der  1877 
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gewählt  wurde,  hielt  den  Vorsitz  14  Jahre  lang  ununterbrochen 
und  lehnte  dann  eine  Wiederwahl  ab.  Ihm  folgte  Mr.  (ieorge  W. 
Perkins,  der  jetzige  X'orsitzende,  der  im  Jahre  1896  bis  zum  31.  De- 
zember 1901  wieder  gewählt  wurde.  Im  Jahre  1877  wurde  der 
(lehalt  Strassers  auf  ^  270  jährlich  festgesetzt;  Perkins  erhält  jetzt 
^  30  w  öclientlich.  Der  erste  X'orsitzendc  des  Nationalen  Zigarren- 
niacher\^ercins  (wie  er  damals  hieis)  war  Mr.  Andrew  J.  Zcilkr  aus 
Albany,  New  York,  der  1864  als  Freiwilliger  in  das  Heer  der  Ver- 
einigica  Staaten  eintrat  und  im  Kriege  gefallen  ist 

Die  offizielle  Zigarrenmacheneitschrift,  herausgegeben  von  dem 
Internationalen  Zigarrenmacherverein  Amerikas  ist  ein  Titel,  der 
sich  selbst  erklärt  Die  Zeitschrift  erscheint  monatlich,  die  ein- 
zelne Nummer  um&(st  16  Seiten,  die  indessen  gelegentlich  bis  zu 
58  Seiten  anschwillt;  das  Jahresabonnement  kostet  $  i.  Die  Post 
befördert  sie  zu  dem  Satz  des  Zeitungstarifs  und  so  bringt  sie  den 
lokalen  Vereinen  und  den  Mitgliedern  des  Verbandes  in  billiger 
und  zweckentsprechender  Form  eine  Menge  offizieller  Geschäfts* 
nachrichten.  In  keiner  anderen  Weise  könnten  so  Vereins- 
angelegenheiten befriedigend  ohne  groGse  Kosten  erledigt  werden. 
Jede  Xiimiiur  der  Zeitschrift  enthält:  Nachrichten  über  fallige  Bei- 
trage der  lt)kalen  Vereine,  Strafen,  Umlagen,  neue  Stiftunj^surkunden; 
die  Entscheidungen  der  Vorsitzenden  über  eingelegte  ßerufui^en; 
die  Entscheidungen  der  Exekutivbehörde;  ein  .Auskunftsbureau,  das 
Fragen  beantwortet  und  das  viel  gebraucht  wird,  um  Angehörige 
des  Gewerbes,  deren  Spur  man  verloren  hat,  wieder  aufzufinden; 
ein  Briefkasten,  in  dem  die  Sekretäre  der  lokalen  Vereine  eine 
Liste  der  Briefe  verötl'entlichen,  die  sie  für  reisende  Mitglieder  er- 
halten haben :  .\nzci«;pn  von  N  crlorciR-n  und  p^efundenen  .Mitglieds- 
karten;  Hn\  koit.uizci^a-n ;  X'orschläge  iiber  X'erfassungsänderungen ; 
Korrespondenzen  und  Ixitartikel  ülwr  Ge\v(  r})eangelegenheiten  und 
I' ragen  von  allgcnieineni  Intcres>e  für  ort^MiuMertc  Arbeiter;  die  Be- 
richte der  (Organisatoren,  Kommissionen  und  der  lokalen  Sekretäre 
iiber  die  La'^e  des  Gewerbes  an  ihrem  Orte;  eine  schwarze  Liste 
der  suspendierten  und  ausgestofsenen  Mitglieder,  und  derienii^en, 
die  nicht  unterstützt  werden  sollen;  einen  detaillierten  licrichi  des 
Internationalen  X'ereinsaints  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Monats;  eine  Liste  der  Namen  und  Adressen  der  lokalen  Vereins- 
sekretare und  der  Haupt(]uartiere  der  lokalen  Vereine;  eine  Laste 
der  Gewerbezeichen  anderer  Vereine,  die  von  den  Zigarrenmachera 
unterstützt  werden.  Wichtige  Mitteilungen  werden  in  drei  Sprachen, 
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in  hn^lisch,  Deutsch  und  Hohtnisrh,  veröttciulichi.  Die  Zeitschrift, 
<lie  jetzt  im  24.  JahrL^nii«^  steht,  erscheint  in  Chicago,  wo  das  Haupt- 
(juarlier  des  Internationalen  Zigarrenmachervereins  sich  seit  1S93 
befindet. 

Der  jj^röfste  Teil  der  Gescbäftsführunfx  des  Internationalen 
Zigarreiiiuat  iieiA  ei l  ins  geschieht  durch  lniliaii\ antrage  und  durch 
das  Referenduni.  Jeder  lokale  \'ercin  kann  X'crfassungsänderungen 
beantragen,  die  dann  in  der  Zeitschrift  veröffentlicht  und  in  jedem 
lokalen  Verein  in  der  nächsten  Sitzung  von  dem  Sekretär  vorgelesen 
werden.  Der  lokale  Verein  stimmt  dann  darüber  ab,  ob  der  Antrajj 
in  Erwägung  zu  ziehen  ist»  und  der  Sekretär  berichtet  umgehend 
das  Ei^ebnis  der  Abstimmung  an  den  Vorsitzenden  des  Inter> 
nationalen  Vereins,  der  es  in  der  Zeitschrift  bekannt  macht  Stimmen 
ao  lokale  Vereine  ftir  die  Beratung  des  Antrags,  so  muGs  er  inner- 
halb 30  Tage  allen  lokalen  Vereinen  zur  Abstimmung  vorgelegt 
werden;  und  nach  Verlauf  weiterer  50  Tage  mufe  das  Eigebnis 
dieser  Abstimmung,  das  von  dem  Vorsitzenden  und  Sekretär  des 
lokalen  Vereins  unterschrieben  ist  und  das  Siegel  des  lokalen  Ver- 
eins trägt  dem  Vorsitzenden  des  Internationalen  Vereins  übermittelt 
werden.  Ein  Amendement  ist  angenommen,  wenn  %  der  abge- 
gebenen Stimmen  dafiir  sind.  Die  in  den  lokalen  Vereinen  gul- 
angcschriebenen  .Mitglieder,  müssen,  wenn  sie  keine  anerkannte  Ent- 
schuldigung haben,  bei  Androhung  von  Strafe  .ui  der  Abstimmung 
über  alle  X'erfassungsfragcn,  ebenso  an  allen  Beamtenwahlen  teil- 
nehmen. Konstitutionelle  Amendements  können  auch  in  der  inter- 
nationalen Konvention  verhandelt  werden,  wenn  sie  wenigstens  vier 
Wochen  vorher  in  englischer,  deutscher  und  böhmischer  Sprache  in 
der  Zoitsrhrift  vcröffenlhcMit  sind.  Werden  sie  durch  die  Knnvciiiion 
angenommen,  so  müssen  sie  dann  noch  dem  Referendum  in  den 
lokalen  V  ereinen  unterworfen  werden  und  die  Majorität  der  ab- 
gegebenen Stimmen  erhalten,  ehe  sie  ein  Teil  der  V  erfassung 
werden. 

Die  Konventionen  des  Intern. monalen  Zigarrenmachervereins 
W'urdcn  zuerst  jährlich,  dann  iedes  zweite  Jahr,  dann  jedes  dritte  Jahr 
und  jel/l  jefles  fünfte  Jahr  abi^ehalten.  Die  nächste  Konvention  findet 
im  Jahre  1901  .statt.  Die  Kosten  der  Konvention  betragen  ungefähr 
$  35000.  Sie  werden  aus  der  \'erbandskas.se,  in  die  die  Beiträge  iler 
lokalen  Verdne  flielsen,  durch  den  Schatzmeister  des  Internationalen 
Vereins  bestritten.  Unterstützungsgelder  und  alle  Summen  für  allge- 
meinen Gebrauch  werden  in  derselben  Weise  auljgebracht  und  gezahlt. 
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Bei  der  licanilciuvahl  haben  die  lokalen  X'ereine  die  Initiative,  die  je 
einen  Kandidaten  für  jedes  Amt  vorschlagen  müssen.  Die  I'^inrich- 
tuiiL^en  für  ilie  Siiinnienal)L,r,'ibc,  für  das  Zählen,  die  L'eberniitlelung 
und  die  Kontrolle  der  ab^a-^a'beneii  Sliniinen  sind  x'ortrefi lieh.  Das 
Krgebnis  wir{l  in  der  Zeilschrift  in  der  Weise  mitc^fctcilt,  dafs  jeder 
X'erein  seine  Slinuncn  zählen  und  kontrollieren  kann.  Die  Kosten 
der  BeanUeinvahl  für  die  mit  dem  l.  Januar  1897  begomiene  .Amts- 
periode  betru;^aii  $  5029;  für  die  \'orher^ehende  Periode  betrugen 
sie,  da  eine  Stichwahl  Uir  einzelne  .\emter  nötig  war,  ^  1 5  200. 

Die  iMiUMekluiig  ilcr  ZiL^an eiiinacherorganisation  ist  zum  grofsen 
Teil  der  .Anziehungskraft,  die  ihre  Hilf-ska.ssen  ausüben,  zuzuschreiben. 
Der  Verein  hat  .Strike-,  Reise-,  Kranken-,  Sterbekassen  und  Kassen 
zur  Unterstützung  von  Arbeitslosen.    Jedes  Mitglied,  das  während 
zwder  Jahre  eines  unbescholtenen  Rufes  im  Verein  sich  erfreut  hat, 
kann  Unterstützung  aus  diesen  Kassen  beanspruchen.   Das  Statut 
der  Sterbekasse,  die  seit  1879  besteht,  bestimmt,  da(s  nach  der  Ge- 
nehmigung eines  Ausstandes  oder  einer  Ausspemii^  durch  das 
Vereinsreferenduni  jedes  ausstehende  Mitglied   wöchentlich  $  5 
während  16  Wochen  erhalten  soll  und  dann  $  3  wöchentlich,  bis 
der  Streit  beigelegt  ist.   Nach  dem  letzten  Berichte  des  Inter- 
nationalen Vorsitzenden  haben  186  derartige  Konflikte  in  drei  Jahren 
stat^efunden,  und  ihre  Kosten  beliefen  sich  auf  #  11346,3a  Es 
hnden  statt :  86  Strikes  gegen  Lohnverkürzung:  12  um  Lohnerhöhung; 
52  gegen  Mafsregelung  von  Mi^liedern;  13  gegen  \'erletzung  der 
Lehrlingsgesetze;  10  Au.ssperrungen ;  i  Strike  gegen  Verletzung  des 
.Achtstundengesetzes ;  und  die  übrigen  .Strikes  gegen  X'erletzung  der 
VVerkstättetn  orschriften.    Das  Statut  der  Reiselcasse,  die  seit  1880 
besteht,  bestimmt,  dafs  „eine  Summe,  die  ausreicht,  um  die  Reise- 
kosten nacli  dem  nächsten  X'ereinsort  /n  bestreiten  und  50  Cents 
darüber  dem  Reisenden  geliehen  werden  soll."    Keine  Anleihe  darf 
mehr  ixh  $  12  zur  Zeit  beiragen  vnul  die  Summe  der  jährlichen  An- 
leihen darf  für  eine  Person  ^  20  lücht  übersteigen.    Der  .Sekietär 
des  lokalen  X'ereins,  der  die  -\nleihe  aus/ahlt.  ver/eiehnet  das  Datum 
und  den  Betrag   auf  tler  Reise-   und  Aeleiliekarte  de.s  hetretlenden 
Mitglieds,  das  die  .Anleihe  in  der  Weise  /unickzahlt,  dals  es  lo",, 
seines  Lohnes  durch  den  „Kollektor"  der  W'erkstätte  an  den  .Sekretär 
des  Inkalen  \'ereins  zahlt,   in  dessen  Bezirk  jene  W'erkstätte  liegt. 
iJcr  .Sekretär  «juittierl   auf  der  Karte,   bis  die  Schuld  gelöscht  ist. 
Da  ein    reisender  Zig.irreninacher   in  keiner  W'erkstätte  angestellt 
wird,   bis  seine  Reisekarte   von  der  W  erkslältenkommission  des 
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Lokalen  Vereins  geprüft  worden  ist.  so  erfahrt  ninn  stets,  ob  er  eine 
Anleihe  erhalten  hat  und  bis  zu  wciciicni  ßcira^a  sie  noch  nicht  be- 
zahlt ist.    Die  Kranken-  und  Sterbekassen  wurden  im  Jahre  1881 
b^ründet     Die  Krankenunterstützung  beträgt  wöchentlich  $  5 
während  höchstens  13  Wochen  im  Jahre;  das  Sterbe^ald  betragt 
I  50  ^  B^räbniskosten,  und  $  200  för  die  Hinterbliebenen,  wenn 
der  Grestorbene  in  den  letzten  5  Jahren,  #  350  in  den  letzten 
10  Jahren,  |  550  in  den  letzten  15  Jahren  eines  unbescholtenen 
Rufes  im  Verein  genols.   Das  Krankengeld  wird  nicht  gewährt, 
wenn  die  Krankheit  eine  Folge  der  „Trunkenheit,  Ausschweilung- 
oder  anderer  Unattüchkeiten"  ist,  oder  durch  „die  Leistung  des 
militärischen  Dienstes"  hervorgerufen  ist  Diese  letzte  Ausnahme, 
die  in  der  Verfassung  eines  Vereins  steht,  dessen  erster  Vorsitzender 
im  Kampf  um  die  Erhaltung  des  Staates  getötet  wurde,  ist  ein  Aus> 
druck  der  aulsergewöhnlichen  Erbitterung,  die  unter  intelligenten 
Arbeitern  über  die  Staatsmiliz  und  die  Bundessoldaten  herrscht,  die 
in  Friedenszeiten  zum  Niederschicfsen  streikender  Arbeiter  verwendet 
werden.    Eine  eigentümliche  Bestinimun<^  des  Statuts  des  Sterbe- 
geldes ist,  da(s  einem  verheirateten  Mitgliedc  bei  dem  Tode  seiner 
Frau  und  einem  unverheirateten  MitgHed  bei  dem  1  odc  seiner  ver- 
witweten Mutter  ^  40  ausbezahlt  werden  sollen.    Die  Arbcits1(t-,cn- 
unterstützun^  besteht  seit  1890  und  beträj^t  wöchentlich  ^  3.  Sie 
wird  in  drei  Perioden  von  je  6  Wochen  bezahlt,  und  die  jährliche 
Gesamtsumme,  die  einer  Person  bewilligt  wird,  darf  ^  54  niciit  über- 
steigen.   f\'on  1890  bis  1896  betrug  diese  jährliche  Maxiinalsuiitine 
$  J2i    Diese    Unterstützung    hat    in    der    letzten  wirtschaftlichen 
Depression  die  Zigarrenniaclierv ereiiie  schwer  belastet;  ^ic  brlicf  sich 
von  1890  bis  Ende  i8</)  auf  last  *  üoOOOO.    Im  Jahre  1892,  also  ein 
Jahr  vor  dem  Ausbruch  dei  Krisis,  wurden  nur  ^  17460,75  für  .Ar- 
beitslosenunterstützung verwendet;  im  Jahre  1894  wurde  zehnmal  so 
viel  I  174517,25  zu  dem  gleichen  Zweck  ausgegeben.    Die  Vereins- 
mitglieder sind  der  Ansicht,  dafs  diese  Unterstützung  der  Arbeits- 
losen nicht  nur  eine  rtlicht  treuer  Brüderschaft  ist,  sondern  auch  ein 
gutangelcgtes  Kapital;  denn  die  Steuer,  die  in  dieser  Weise  den 
beschäftigten  Mitgliedern  zu  gunsten  der  Unbeschäftigten  auferl^ 
wird,  schützt  den  Verein  gegen  Auflösiuig.   Es  scheint  mir,  dals 
in  den  gutsituierten  Vereinen  das  System  hoher  Beitrage  und  Unter« 
Stützungen  an  Boden  gewinnt 

Eine  andere  Quelle  kraftvollen  Gedeihens  der  Zigarrenmacher- 
vereine  ist  das  „blaue  Gewerbezeichen".   Es  findet  sich  auf  den 
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Kisten,  in  denen  die  Zigarren  verkauft  werden  und  ist  eine  Garantie 
dafür,  dafs  die  Zigjarren  durcli  X^reinsmitglieder  hergestellt  sind. 
Diese  Stempel  werden  den  lokalen  Vereinen  von  dem  Bureau  des 
Internationalen  Zi^arrenmachervereins  geliefert,  und  jeder  lokale 
Verein  hat  eine  VVerkstättenkommission,  die  das  Gewerbezeiciien 
kostenlos  den  Fabrikanten  iiber}:i^iebt,  die  die  X'ereinsvorschriften  ein- 
halten. Die  ( lescliäfl-sa^fentcn  der  lokalen  X'creine  betreiben  ci^rit^^st 
den  Verkauf  der  «gestempelten  Kisten  und  boykottieren  Fabrikanten, 
Grofs-  und  Kleinhändler,  die  von  Nichtgewerkvereinlcrn  hergestellte 
Zit,Mrrrn  xtrtreiben.  Da  die  Arbeiter  im  allgemeinen  Raucher  sind, 
so  zit  lii  dieses  ( rewerbe  vor  allen  anderen  Nutzen  aus  der  (iewerk- 
X'crciiishcwegung.  Nach  dem  Bericht  des  X'orsitzrndcn  des  Inter- 
nationalen Zi^anenni.ichervcreins  wurden  in  ilen  letzten  vier  Jahren 
im  Durchschnitt  jährlich  16464333  Gevverbczcichcn  ausgegeben. 
Gesetze,  um  das  Gewerbezeichen  der  Zigarrenmacher  zu  schützen, 
sind  in  30  Staaten  erlassen  w<Mrden;  die  Gewerbezeichenagitatoren 
überwachen  beständig  die  Beobachtung  des  Gesetzes  und  bringen 
jede  Fälschung  sofort  zur  Anzeige. 

TSum  Schluls  lafst  sich  die  Politik  des  Internationalen  Zigarren- 
machervereins  foIgendermaTsen  charakterisieren:  Sie  erstrebt  I.  die 
Aufrechterhaltung  des  Achtstundentages,  der  am  i.  Mai  1886  glück- 
lich durchgeführt  wurde;  2.  die  Aufirechterhaltung  hoher  Beiträge 
und  entsprechender  Unterstutzungen;  3.  eine  konservative  StrikepoHtik, 
Ausdehnung  des  Vertriebes  gestempelter  Waren,  Verhängung  des 
Boykotts  über  von  Nich^ewerkvereinlem  hergestellte  Produkte  des 
Gewerbes;  4.  die  Ein*  und  Ausführung  von  Gesetzen,  die  im  Inter> 
esse  des  Gewerbes  sind;  $.  Geschäftsführung  durch  einen  \erant- 
wortlichen  Beamten  auf  Grund  der  Initiativanträge  und  des  Referen- 
dunis, ergänzt  durch  ein  gut  geleitetes  ffi/iellcs  Organ.  In  der 
Einführung  des  Achtstundentages  ist  der  Internationale  Zigarren- 
macherverein  allen  anderen  mit  Ausnahme  der  Steinhauer  voran- 
gegangen, die  den  Achtstundentag  schon  im  Jahre  1868  ange- 
nommen haben.  Die  Bestimmung,  welche  die  Autorität  und  \>r- 
antwortlichkeit  in  einer  Person  vereinigt  und  den  Gebrauch  der 
Initiativanträge  und  des  Rcferendunis  vorschreibt,  ist  den  Zij^arren- 
arbeitern  eigentüinlieh  um!  eher  einzig'  in  ihrer  Art  als  t\  |>isrh. 
Nur  ein  Gewerkvcrcin  'j  ist  den  Zigarrenmachern  mit  der  Einführung 


')  l)cr  nalional''  V>-fiti  <!»  r  Granitschncider,  der  1867  in  H.irifjcr,  Maine,  orga- 
nUiert  wurde.    .St:it   1SO9  hat  er  keine  Konvention  abgebalten.    Seine  Gc^cbäfic 
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der  Initiative  und  des  Referendums  und  der  Al)schaflun;,f  der  Kon- 
ventionen vorangegangen.  l^ieses  etwas  gefahrliche  Experiment 
scheint  den  Zigarrenmachern  geglückt  zu  sein,  und  in  vielen  Ge- 
werkvereinen denkt  man  daran,  die  jährlichen  Konventionen  ahzu- 
schalTen.    Es   würden    tladurch   die   Kosten    vermindert    und  der 

.demokratische  (ieist  der  X'ereinigung  gcslaikt  werden.  Die  Anträge 
aut  \  ert.ixsungsänderungen  werden  jetzt  gewöhnlich  durch  die  Kon- 

_  venlion  beraten  und  dann  an  die  lokalen  Vereine  zurückverwiesen, 
deren  Mitglieder  die  Annahme  oder  Ablehnung  durch  Abstimmung 
entscheiden. 

Viele  nationale   und  internationale  Vereine  haben  ofifizielle 
.  Organe,  die  den  lokalen  Vereinen  in  klarer  und  gedrängter  Form 
.  Vereinsnachrichten  und  Mitteilungen  von  allgemeinem  Interesse  ftir 
.  das   Gewerbe   zuführen.    „Die  Monatschrift  der  internationalen 
Maschinistenvereinigung" ^erscheint  in  Chicago;  „Der  Motormana  und 
Kondukteur"  in  Detroit,  Michigan;        Journal  der  Küstenseeleute** 
in  San  Francisco,  California;  „Das  Lokomotivführer- Journal**  in  Cleve- 
land, Ohio;  „Das  Lokomotivheizer-Journal"  in  Peoria,  Illinois;  „Das 
.  Journal  der  Zugführer",  in  Galesburg,  Illinois;  „Der  Zimmermann" 
in  Philadelphia;  ,JDas  typographische  Journal"  in  Indianapolis,  In- 
diana; „Der  Schneider"  in  Bloomington,  Illinois;  „Das  Journal  der 
M;»ler"  in  Lafayette,  Indiana;  „T)as  Journal  der  Hacker"  und  „Der 
Kleiderarbeiter''  in  der  Stadt  New-Vork;  „Das  Journal  der  Granit- 
schneider" in  Baltimore,  Maryland;  „Das  Journal  der  vereinigten 
Bergleute"  in  Columbus,  Ohio;  „Das  Journal  der  Eisenformer"  in 
Cincinnati,  Ohio.    Die  Mehrzahl  dieser  Organe  findet  man  in  Volks* 
bibliotheken  und  Lesehallen,  die  von  Arbeitern  benutzt  werden: 
jedes  einzelne  hat  eine  weitverbreitete  Zirkulation  unter  den  Ange- 
hörigen seines  Gewerbes,  und  dasselbe  gilt  \on  anderen,  die  hier 
-  nicht  aufgezählt  sind.    In  den  L'  rölsei  eii  Städten  giebt  es  auch  einige 
.gute  Arl)eiterblätter,  die  keinem  besliinnitiii  (iewerbe  dieneti,  die 
aber  nicht  die  rnterstüt/ung  rnidei).  die  sie  oft  verdienen.  Lokale 
.  X'ereine,  die  l  lewerbezcichen  ausgeben,  verbinden  sich  häufig,  um 
auf  gemeinsame  Kosten  ein  GewerbezeicheMbulletin  frei  zu  verteilen. 
„Die  X'creinigte  Arbeiterpresse  .Xmerikas"  wurde  am  19.  Dezember 
,  1897  \on  40  V  ertretern  der  Arbeiterzeitujigen  in  Naslu  ille,  l  enncs- 
see    während   der   Sitzungen   organisiert,    die   der  amerikanische 


hüirt  «r  durch  tlif  Initiative  und  das  Kelcn^ndum.  Lin  ttcamler,  der  Sckretar- 
hkhai2inei»tcr,  besiut  fiut  absolute  Autorität. 
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Arbeitsverband  dort  abhielt.  Der  Zweck  der  Orj^atiisation  ist: 
,.Der  Austausch  von  Nachrichten,  brüderlic  her  Wrkehr  und  Bei- 
stand". Sie  verpflichtet  sich,  „die  Prin/.ipien  der  amerikanischen 
Arbeiterbewej^un^,  die  der  anici  ikaiasciie  Arbeitsveri^and  verlritt,  zu 
unterstützen.  Als  Vorbedingunif  der  Mit<^liedschaft  fordert  sie  eine 
Milghed.skarte  in  einem  irutstehi  nden  ( lewcrkvcrcin".  Die  Tages- 
zeitungen der  ^rofseii  ameMk,iiii>ehen  Städte  haben  fast  alle  cioc 

•  Spalte  für  Arbeiteranyelcfjcnheitcn,  und  ein  Mitglied  ihrer  Redaktion 
holt  die  betreffenden  Nachrichten  direkt  aus  den  Hauptquartieren 
der  verschiedenen  Gewerkvereine.  Unpaiteüsehe  Behandlung  der 
Arbeiterangelegenheiten  ist  eher  Ausnahme  als  Regel  in  der  Tages- 
presse. Dieses  Uebel  ist  eine  Folge  des  Druckes,  den  das  Geld- 
interesse der  Zeitungen  auf  die  Redaktionen  ausütyt»  und  das  die 
Arbeiter  mit  dem  gesamten  Volk  der  Vereinigten  Staaten  teilen. 

Die  Frauen  haben  keine  besonderen  nationalen  oder  inter- 
nationalen Vereine.  In  einigen  (bewerben  haben  sie  selbständige 
lokale  Vereine,  und  in  anderen  sind  sie  gleichberechtigte  Mitglieder 
der  Gewerkvereine  der  Manner.  Im  allgemeinen  sind  sie  üt>erhaupt 
nicht  organisiert)  wahrscheinlich  weniger  als  10%  der  Arbeiterinnen 
gehören  den  Vereinen  selbst  in  solchen  Gewerben  an,  deren  Arbeiter 
gut  organisiert  und  ihre  direkten  Konkurrenten  sind.  Bisweilen 
gründen  die  Arbeiterinnenvereine  einen  städtischen  Zentral  verein, 

.  wie  z.  B.  den  Ausschufs  der  Arbeiterinnen  Chicagos,  in  welchem 
die  .Arbeiterinnen  folgender  Gewerbe  vertreten  sind:  Schuh-,  Hemden-, 
Kleider-,  Inletfabrikation,  Buchbinderei,  Wäscherei  und  der  ameri- 
kanische ArbcitsN  erband  der  Frauen. 

Sein  Zweck  ist  nach  seiner  Verfassui^:  „Die  Interessen  der 
.Arbeiterinnen  und  Kinder  zu  vertreten  und  jede  Klage  über  ihr 
Arbeits\  erbältnis  zu  untersuchen,  ohne  den  Namen  des  Klägers  zu 
nennen." 

V. 

I)er  erste  Schritt  /.u  der  Bildung  eines  nationalen  Arl^eits- 
\erI>aiKlcs  aller  ( iewerbe  der  X'ereiiiigten  Staaten  geschah  „im  Jaiire 
1866  in  Baltimoie,  Maryland,  wo  Mch  die  Delegierten  von  60  Ar- 
beitororgaiii.sationeii  versiminielten  und  den  „Nationalen  Arbeits- 
\erl)and"  gründeten,  der  sjjäter  den  Namen  „( iewerblichc  Bnider- 
schafl"  annahm.  Jährliche  K()n\ cntiunen  wurden  bis  zum  Jahre  1872 
abgehalten,  als  die  Organisation  an  der  Politik  zerschellte.  Die 
Entstehung  der  „Ritter  der  Arbeit"  war  die  nächste  nationale  Be- 
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wegung  unter  den  Arbeiterorganisationen,  und  während  einer  Reiiic 
von  Jahren  war  sie  machtvoller  als  ihr  einziger  Nebenbuhler,  der 
Atncrikaiüsche  Arbeil.s\  crl)and. ')  Die  erste  lokale  Versanimlung 
(local  as>enihly),  wie  die  ( )rgani>alionen  der  Ritter  der  Arbeiter  ge- 
nannt wurden,  wurde  im  Jahre  1870  in  Philadelphia  gegründet,  und 
ihre  Mitglieder  waren  sämtlich  Kleiderarbeiter,  obschon  mau  damals 
nicht  beabsichtigte  die  Ritter  der  Arbeit  nach  Gewerben  zu  organi- 
sieren. Ein  Verband  der  lokalen  Versanunlungen  l^ete  d^  Distrilct- 
versammlung,  deren  Distrikt  geographische  Grenzen  hatten  innerhalb 
welcher  sie  die  Jurisdiktion  über  alle  lokalen  Versammlungen  besals. 
Später  wurden  die  lokalen  Veraammlungen  auch  nach  Gewerben 
oi|;anisiert,  die  sich  zu  Nationalen  Gewerbeversammlui^en  ver- 
banden. Konflikte  zwischen  diesen  und  den  Distriktversammlungen, 
und  unaufhörlicher  Streit  mit  den  Arbeitervereinen  desselben  Ge- 
werbes trugen  dazu  bei,  den  Verlall  der  Ritter  der  Arbeit  zu  be- 
schleunigen. Bis  zum  Jahre  1881  arbeitete  die  Organisation  im 
Geheimen,  und  es  war  sogar  ihr  voller  Name  nicht  allen  ihren  Mit- 
gliedern bekannt  In  jenem  Jahre  aber  wurde  der  Name  öflfentlich 
kundgegeben,  und  die  Generalversammlung  der  Ritter  der  Arbeit 
erschien  als  die  leitende  Körperschaft  dieser  Organisation,  Ihr  ur- 
sprünglicher Zweck  war  eine  Erleichterung  des  \rl)citerloses  durch 
die  Gesetzgebung  und  freiwilliges  Zusammenwirken  herbeizuführen, 
und  ihr  Motto  erklärt,  dafs  „was  den  einen  schädigt  alle  trifft". 
Die  Ritter  der  Arbeit  haben  sich  dadurch  grofse  \'erdienste  erworben, 
dafs  sie  den  Arbeitern  die  Solidarität  ihrer  Interessen  und  Jene 
wahre  Demokratie  offenbart  haben,  auf  die  schlieislich  jeder  \'er- 
such,  sie  aus  der  jetzigen,  unvernünftigen  wirtschaftlichen  Lage  zu 
befreien,  beruhen  mufs.  Die  Mitgliedschaft  der  Arbeilsritter  stieg 
schnell,  nachdem  der  Name,  die  Ziele  und  einige  ihrer  Methoden 
bekannt  gemacht  waren,  und  ihre  Zunahme  war  besonders  stark 
in  den  Jahren  18^5  und  1886.  Im  Oktober  1885  berichtete  der 
Generalsekretär  über  eine  Mitgliedschaft  von  104335  und  im  (Oktober 
1886  wurde  tlie  Ko|)fsteuer  für  702924  Mitglieder  bez^ahlt.  Im 
ntärhsten  Jahre,  als  der  grofse  .,Südwestbahnstrike"  in  dem  Kisen- 
bahns\>tem  Jay  (ioulds  durrh  die  Arbeitsritter  eingeleitet  wurde, 
vernahm  man  stets  die  liehaupiung,  die  auch  allgemeinen  Glauben 
fand,  dafs  die  Ritter  der  Arbeit        Millionen  zahlten.   Doch  hat 

Mehrcrc  lausend  Arbeiter  geborten  eine  ZcitliUi^  dem  „IntemotioiMkll  Ar- 
beiterverein'  an,  der  »her  nidit  als  Arbeiteforganisfttion  bcMichnet  werden  kamu 
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Mr.  Tcrcncc  V.  Powderly,  der  lan;Te  der  oberste  Beamte  der  Ar- 
beitsritler  war,  kürzlich  erklärt,  dals  die  Organisation  niemals  mehr 
als  600000  Mitglieder  hatte.  Der  Jay  (  Tould  -  Strike  war  einer 
der  dramatischsten  in  der  Geschichte  der  anierikaiiisrlicn  Arbeiter- 
bewegung. Den  Rittern  der  Arbeit  kostete  er  da>  l.eben  einiger 
Mitglieder  und  grofse  Sunniien  (ieldes,  grijlser  noch  war  al)er  der 
finanzielle  X'erlust,  den  die  Kiscnbahngoellschalten  erlitten.  Da  die 
Ritter  in  dem  Kampf  unterlagen.  \  erijlich  ihr  Ruhm  als  Führer  der 
Arbeiterorganisationen ;  weitere  schwere  Fehler  ihrer  Politik  haben 
ihnen  Männer  und  Frauen,  die  Anhänger  ilirer  Prinzipien  sind,  ent- 
fremdet. Von  jener  Zeit  an  ist  ihre  Mitgliedsciiaft  zusehends  ge- 
schwunden, und  heute  sind  die  Ritter  der  Arbeit  eine  an  Zahl  und 
Einfluls  bedeutungslose  Organisation. 

In  demselben  Jahre,  in  dem  der  Orden  der  Arbeitsritter  an 
die  Oeflfentlichkeit  trat,  wurde  der  amerikanische  Arbeitsverband 
(American  Federation  of  Labor]  gegründet  Es  trafen  sich  107 
Delegierte  der  lokalen  Vereine  in  Pittsburg^h,  Pennsylvania,  die  sich 
als  Verband  der  organisierten  Gewerk*  und  Arbeitsvereine  der 
Vereinigten  Staaten  und  Kanada  organisierten.  Auf  der  6.  Jahres- 
kon ventton,  die  am  8.  Dezember  1886  in  Kolumbus-Ohio  statt&nd, 
wurde  der  jetzige  Name  angenommen. 

Der  amerikanische  Arbeitsverband  ist  die  fünfte  und  letzte 
Form  der  Vereinigung  amerikanischer  Gewerkvereine.  Sämtliche 
Vereine  ruft  er  zu  gemeinsamen  Werke  zusammen  und  gewährt 
ihnen  direkte  oder  indirekte  Vertretung.  Die  meisten  Gewerk- 
vereine sind  seinen  Rufe  gefolgt,  obschon  einige  hervorragende 
zurückgeblieben  sind.  Die  Kisenbahnvcrcine  z.  B.  haben  nie  Ver- 
tretung im  amerikanischen  ArbeitN\ erhainle  er-t!-el»t  und  auf  ihren 
jährlichen  Koiu  entionen  werden  dahin  gehende  Anträge  regelmälsig 
abgelehnt.  Die  Furcht  vor  gefährlichen  Verbindungen  ist  der  Haupt- 
grund dieser  Femhaltung. ')   Ein  zweites  Hindernis  des  Anschlusses 

*)  Dieselbe  Slelluug  nehmen  tlie  .starken  Gewerkvercine  der  Eucnbahnlcute 
ihre  Genossen  in  den  schwicheren  Elseobahnvereincn  «a.  Seit  Jahren  ver- 
suchen CS  diesci  schvidieren  Vereine,  einen  Verband  der  Eisenbahnvereine  xn 
grOnden,  aber  der  stirkste  Eisenbahnverein  (Engineers)  hat  inuner  selbst  gegen 
<Be«e  mtÜrUcbe  Verbandsform  gestimmt  Die  Brttdersdwlt  der  LokomotivflUirer 
ist  bei  den  Direktoren  der  Eiscnbabngcscilschaften  gut  angeschrieben .  und  ihre 
vorsirhtipen  Führer  wollen  <lir>es  gute  Einverständnis  nicht  tiadurch  aufs  Spiel 
setzen,  daiV  -i-^  ^^irh  einem  Verbände  an-ichlief-.en ,  in  dem  ihre  kc^n^-  n ;itive 
Politik  nicht  immer  befolgt  würde,  und  durch  den  sie  leicht  in  die  Konflikte  eines 
Archiv  für  sex.  Gesetxgebuuii;  u.  Sc^ttitcik.   XII.  4^ 
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an  den  Aincrikanisclicn  Arln-itsv  erliand  ist  die  Zu£:^ehöriL^keit  zu 
den  Ritlern  tler  Arbeit.  Kin  ( ic\verk\ ercin .  der  >eine  Stit'tuni^^- 
urkunde'  \on  den  Kittern  erhalten  hat,  wird  \(»n  deni  X'erl^ande 
nicht  aN  voll  ani^esehen,  und  eini<^'e  (iewerbc  zählen  noch  immer 
zu  den  Rittern  tlcr  Arbeit.  Ein  drittes  Hindernis  des  .Anschlusses 
an  den  amerikanischen  .Arbeit-^ixerband  ist  die  Rasscnfragc.  Plinige 
Gewerkvereine,  deren  Zahl  allerdinj^s  mit  jedem  Jahre  abnitnmt, 
weii^ern  sich  nuch,  Netter  als  Miti^lieder  aufzunehmen.  Diese  werden 
in  den  X'crband  niciu  ein^^elassen,  bis  sie  diese  Besrhränkun^;  tler 
iMit^lied.>chaft  auf  „wcilse"  Personen  aus  ihren  Verfassungen  ge- 
strichen haben. 

Die  Beamten  des  Verbandes  werden  jährlich  neu  gewählt;  es 
sind  ein  Vorsitzender,  vier  stellvertretende  Vorsitzende,  ein  Schatz« 
meister  und  Sekretär.  Sie  bilden  die  Exekutivbehörde,  die  nach 
der  Verbandsverfassung  folgende  Pflichten  hat:  „diejenigen  legis- 
lativen Maisregeln  zu  überwachen,  die  die  Arbeiterinteressen  un- 
mittelbar berühren,  und  soweit  es  nötig  ist,  den  Beschlüssen  der 
Konvention  gemäfs  neue  Gesetze  anzubahnen;  alle  möglichen 
Mittel  au&uwenden,  um  neue  nationale  oder  internationale  Gewerk« 
vereine  zu  bilden,  lokale  Vereine  zu  organisieren  und  sie  an  den 
Verband  anzuschliefsen.  Reicht  ihre  Zahl  aus,  einen  nationalen  oder 
internationalen  Verein  zu  gründen,  so  ist  es  die  Pflicht  des  Vor- 
sitzenden des  Verbandes  dafür  zu  sorgen,  dais  es  geschieht"  Das 
W-rfahren  dieses  Verbandes  läfst  sich  nur  verstehen,  wenn  man  be- 
denkt, dals  die  Gewerkvereine  ihm  ;^'egeniilier  keine  untergeortlncte 
Stellung  einnehmen.  Der  Verband  ist  vielmehr  eine  Vereinigung 
selbständiger  Orgatii^.n innen,  deren  Politik  diese  selbst  bestimmen. 

Der  Arbeitsverband  hält  jälirliche  Konventionen  ab,  die  stets 
am  zweiten  Montag  im  Dezember  eröffnet  werden. 

Die  Wrtretung  im  .■\merikanischen  ,Arbeiterverban<l  wird  fol- 
gendermaben  bestimmt:  die  Nationalen  oder  Interiiati«  malen  \\  reine 
haben  für  wenii^cr  al-  4000  Mitgliedi-r  eitu  ii  1  )eleL;ierteii :  für  4CXDO 
bis  8000  2  Delegierte;  für  8000— i6cxx)  3  Delegierte;  für  16000 

• 

weni{;or  beliebten  Teile«  der  EiaenbahnarbeUer  verwiclielt  werden  känntcB.  Doch 

wird  der  Geist  der  Hrü<ler)icliki  it  unter  den  Fi^eiibalinarbcitern  ininKT  stKrker,  und 
mit  der  />  il  w<  r«lt  ii  (!i<-  1  i^i-nbahiiveri  ine  aucli  An^chlur.s  an  den  amerikanischen 
.\rbfitervi;Tl)atid  vuclif  11.  I\  ist  tin.  intorrs^anto  und  utlViir  Frape.  ob  der  Tag  des 
An>clilu.->^eä  beschleunig;!  oder  verzögert  ist  durch  den  .Milserfülj»  von  Eu);cne  V. 
Debc'  Amrrican  Railway  Union. 
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bis  32CX)0  4  DcleLiicrtc;  für  32000 — 64000  5  Delc^Mcrtc  u.  s.  w. 
Die  Staatsvcreinc,  städtischen  /.entralvereine.  die  lokalen  Vereine, 
die  keinen  uaiionaK-n  oder  internationalen  X'erein  haben  und  die 
\erbündeten  Arbeitervereine  iiaben  je  einen  Dclcc^nerten.  Das 
Stimmrecht  die*>er  Delektierten  ist  in  der  Wrrfassun^j  fol^endermalsen 
gerecrelt:  .,l-'rai(en  kiwuien  durcli  1  ciliuii;  !  Division  i  ofler  Handauf- 
hebcu  entschieden  wertlen;  wenn  al)er  eine  namentliche  Abstininuinf^ 
\on  ^  ,„  der  anwesenden  Dele^ietlen  verlan-^'t  wird,  so  soll  jeder 
Delej^erte  für  je  lOü  \crtretcnc  Mitgliedrr  »ider  einen  ^röfserem 
Bruchteil  vi>;i  i<X)  eine  Stimme  haben:  aber  kein  Staatsverein  oder 
städtischer  Zi  iitr  iK  erein  kann  mehr  als  eine  Stimme  haben."  Zwei 
Dele'^'ierte  des  en^^lischen  iicwerbe-Kon^resses  haben  Sitz  und  tlie- 
•>elijen  Rechte  wie  Dele;^erte  der  Staatsvereine  und  städtischen 
Zentralveretne :  und  es  herrscht  der  Gebrauch  im  amerikanischen 
Arbeiterverband  nach  den  englischen  und  kanadischen  Gewerbe- 
Kon^^ressen  Delej^nerte  zu  entsenden. 

Das  Einkommen  des  amerikanischen  Arbeiterverbandes  wird 
durch  eine  Kopfsteuer  au%ebracht,  die  nach  der  Verfassung  folgen- 
dermafsen  erhoben  wird:  Von  nationalen  oder  internationalen  Ver- 
einen monatlich  '.3  Cent  für  jedes  Mitglied;  von  lokalen  und  ver- 
bündeten Gewerkvereinen  monatlich  2  Cents  für  jedes  IVIitgtied;  ein 
stadtischer  Zentralverein  und  ein  Staatsverein  bezahlt  vierteljährlich 
$  250  und  auiserdem  noch  $  10»  wenn  sie  Vertreter  auf  die  jähr- 
liche Konvention  des  amerikanischen  Arbeitsverbandes  schicken. 
Umlagen  können  für  bestimmte  Zwecke  erhoben  werden,  und 
es  wird  darüber  eine  besondere  Rechnungsablegung  verlangt. 
Artikel,  wie  MitL:li' ' ^karten  und  Sekretariatsbücher,  werden 
von  der  Exekutivbehürde  \ erlegt  und  verkauft,  aber  die  her- 
111  vfliefscndcn  Fannahmen  sollen  nur  die  Kosten  des  X'erlags  nnd 
des  Vertriebs  decken.  Einige  Flu^^schriftcn  und  Tamphletc  über 
Gewerkvereinc  werden  ebenfalls  verle^^  und  zum  Kostenpreise 
verkauft.  Das  «i'ti/iclle  ( )r^an  The  American  h'ederationist  erseheint 
in  Washin^to!.,  I).  ( wohin  das  Haui)t«iuartier  de>  Amerikanischen 
Verbandes  durch  die  Konvention  ynn  iSq6  verlegt  wurde.  Es  be- 
zweckt nicht  so  selir  besondere  <  u  vverl)e.mgelc|4enheiten  zu  be- 
hanrleln,  als  allgemeine  Helehning  über  wirtschaftliche  kragen  zu 
l)ieten  und  einen  \t>ll>iäntiigen  Bericht  über  den  Erlals  von  Arbeits- 
ge.^elzen  zu  geben.  I  )ie  X'erliandlungen  jeder  Koiu  enlion  werden 
sorgfältig    herausgegeben     und   erscheinen    unmittelbar   nach  dem 

Scliluls  der  Konvention.     Diese  Berichte  sind  mit  Ausnahme  der 

46» 
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über  die  Kxckutivsitzungen  eine  vüiLständi;^^  Wicder^^abe  der  Ver- 
handluii«(en,  und*  sie  werden  jedem  Verein,  der  die  K<)pt>ieuer  lie- 
zahlt,  zugeschickt.  Sonst  werden  sie  jedem,  der  sie  haben  wiil,  zu 
lO  Cents  pro  Stück  verkautl. 

Die  jährlichen  Konventionen  des  Amerikanischen  Arbeiis- 
verbandes  werden  in  vcrschieilcnen  Städten  abschalten  und  jede 
Konvention  bestimmt  den  X'ersanmilunLjsnrt  der  nächstfoljj^enden. 
Das  erste  (ieschäft,  das  auf  der  Konvention  verhandelt  wird,  ist 
die  Entgegennahme  der  Beamtenberichte,  die  ohne  Debatte  den 
Kommissionen  überwiesen  werden.  Diese  berichten  spater  darüber« 
empfehlen  oder  kritisieren  sie,  worauf  die  Debatte  in  pleno  erfolgt 
Im  Anfang  der  Sitzung  ernennt  der  Vorsitzende  lO  KommisnoneOf 
mit  je  5  Mitgh'edem.  Die  Kommission  zur  Prüfung  der  Mandate 
ist  vorher  schon  gewählt,  damit  ihr  Bericht  anderen  Verhandlungen 
vorangehe.  Die  to  Kommissionen  sind  zur  Berichterstattung  über 
folgende  Gegenstände  ernannt:  i)  über  die  Geschäftsordnung,  2)  über 
den  Bericht  des  Vorsitzenden,  3)  über  den  Bericht  der  Exekutiv- 
behörde; 4)  über  die  Berichte  des  Sekretärs  und  des  Schatzmeisters; 
5)  über  Anträge;  6)  über  Gesetze;  7)  über  Ot^^isation;  8)  über 
Gewerbezeichen  und  Boykotte;  9)  über  Beschwerden;  10)  über  lokale 
oder  verbündete  Vereine.  Ein  großser  Teü  der  Geschäftsfiihrung 
geschieht  wie  auf  den  Konventionen  der  Staatsvereine  in  den  Kom- 
missionen, und  die  Kommission,  die  über  Anträge  zu  berichten  hat, 
ist  die  wichtigste.  Aus  der  Art  der  Ernennung  läfst  sich  schlielsen, 
dafs  die  Kommissionen  mit  der  Verwaltung  harmonincn. 

Die  17.  jäbriiclie  Konvention  des  amerikanischen  Arbeitsver- 
bandes wurde  vom  13. — 21.  Dezember  1897  in  N'ashviUe,  Tennessee 
abgehalten,  wo  das  Staatskapitoi  den  Delegierten  /ur  Abhaltung 
iiirer  Versammlungen  kostenfrei  zur  \'erfiigung  gestellt  war.  Es 
ist  zu  erwarten,  dafs  der  Bericht  dieser  Verhandlungen  den  Stand 
dieser  liochstcn  l"V>rm  der  (iewerkviTcinsop^anisation  in  den  \'er- 
eini^'tiii  StaatLii  (larlc;^en  wird.  Es  bete!li;.,'ten  sich  an  di-r  Kon- 
vention 97  I  )clLL;iei  te .  die  74  ( "Organisationen  vertraten  und  /war: 
42  nationale  oder  internationale  X'ereine,  4  Staatsvereine,  16  städti.*iche 
Zentralvereuie,  7  lokale  Arbcitsvcrcine  und  5  verbündete  Arbeits- 
vereine. 

Nach  dem  Bericht  de>  \'or>it/endi  n  Samuel  (iompers  für  das 
Jahr  1897  waren  Stiftungsurkunden  ausgegeben  worden:  für  8 
nationale  X'ereine,  l8  städtische  Zentrah ereine  und  189  lokale  und 
verbündete  Arbeitsvereine,  durch  deren  Konstituierung  die  Gesamt- 
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mitgliedschaft  um  34280  vermehrt  wurde.  Während  des  Jahres 
fanden  276  Strikes  statt,  die  164872  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
betrafen;  davon  waren  189  erfolgreich,  31  wurden  durch  \'erein- 
barung  beigelegt  und  33  schlugen  fehl.  Der  Bericht  des  Sekretärs 
Frank  Morrisson  zeigte  am  Anfang  des  Jahres  einen  KaSvsenbestand 
von  #4168,35,  während  des  Jahres  wurden  eingenommen,  5  18638,92 
und  ausgegeben  ^  19113,83.  Die  an  die  IScaniten  gezahlten  jahreS" 
gehalte  ^  sind  1800  für  den  Vorsitzenden,  $  1500  für  den  Sekretär 
und  ^  100  für  den  Schatzmeister.  Andere  Gehälter  werden  nicht 
bezahlt,  aber  die  Mitglieder  der  Fxekutivbehörde  erhalten  die  Reise- 
gelder, die  sie  im  I)ien>t  de^  anu  rikanischen  Arhcitsverbandes  aus- 
geben, ersetzt;  der  \^)rsit/.eIKle  und  Sekretär  erhalten  aufser  ihrem 
Gehalte  Entschädigung  ihrer  Reisekosten.  Im  Jahre  1897  wurden 
5  3593  für  die  Dienste  der  Organisation  ausgegeben,  wovon  ^  2000 
für  die  Organisation  der  streikenden  Bergleute  verwan<Jt  wurden; 
9  250  wurden  ausgegeben,  um  die  Kosten  für  die  Paitschcidung  über 
das  Utah  Aehtstundengesetz  durch  den  ( 'l)erstcn  ( ierichtshof  der 
Vereinigten  .Staaten  herbeizuführen:  575,  um  die  Reisekosten 
zweier  Delegierten  nach  dem  englischen  ( iewerkx  ereinskongrefs  im 
Jahre  1897  zu  bestreiten,  und  etwas  über  ^  600  für  den  Druck  des 
Konventionsberichtes  von  1896. 

Die  hauptsächlichsten  Forderungen  des  amerikanischen  Arbeits- 
verbandes, die  auf  dieser  17.  Jahreskonvention  angenommen  oder 
wiederhoH  wurden,  lassen  sich  in  folgender  Weise  zusammenfassen: 
allgemeine  Schulpflicht  und  Beschränkung  der  Kinderarbeit;  direkte 
Gesetzgebung  durch  die  Initiative  und  das  Referendum;  ein  allge- 
meiner Achtstundentag;  sanitäre  Beaufsichtigung  der  Werkstätten; 
Haftpflicht  der  Unternehmer  bei  Gesundheitsschädigung,  Verstümme- 
lung und  Tötung  der  Arbeiter;  Abschaffung  des  Sweatingsystems; 
Aufhebung  der  Verschwörungsgesetze;  städtische  Verwaltung  aller 
öffentlichen  Unternehmungen;  Beseitigung  des  Monopols  der  Noten- 
ausgabe (richtet  sich  gegen  das  Nationalbanksystem) ;  Errichtung 
eines  Arbeitsamtes,  dessen  Sekretär  Sitz  im  Kabinet  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  haben  soll;  Gründung  nationaler  Postspar- 
kassen; Uebernahme  des  Telegraphensystems  durch  die  Verwaltung 
der  Vereinigten  Staaten;  weitere  Beschränkung  der  Einwanderung 
durch  Festsetzung  eines  Bildung<minimums.  Es  soll  hierdurch  eine 
Vorlage  im  Kongrefs  unterstützt  werden,  tlie  verlangt,  dafs  mit 
Ausnahme  alter  Eltern  und  l  iaucn  sämtliche  über  15  Jahr  alte 
Einwanderer  in  ihrer  eigenen  Sprache  lesen  und  schreiben  können. 
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Unter  nndorcti  bemerkenswerten  Beschlüssen,  die  diese  Kon- 
vention j:jefarst  h.it,  sind:  Wriirteilung  des  Siibmissionssystenis  der 
Bundesrej^ierun,;  Ivir  den  Hau  \  uii  Kric^sschitten,  soweit  die  eii^enen 
W  erfte  der  Rcl^mci  un;^  dazu  ausreirhen;  l  iiterstiit/uiv^^  der  nationalen 
W'ahlrctornjbeweyun^;  Beschlüsse  ^'ei^en  die  Besit/eri^rcifun«^^  von 
Hawaii,  weil  diese  der  Zulassun«^  eines  Sklavenstaate^  gleichkomme 
und  dadurch  die  Gefahr  einer  EntwürdiL^uni^  der  Arbeit  herauf  be- 
sciiworen  würde;  ein  Protest  ^ei^en  tlie  hnt'^cheidunj:^  des  (^bersten 
Bundesj^erichtes  in  dem  Arai^o  Streitfall.  Diesi-  iMiischcidung  er- 
klärte, tlafs  besondere  Arbeit>kuiitrakte  durch  tlie  Bundesverfassung 
nicht  verboten  ^eien  und  daher  zwangsweise  durch^^eführt  werden 
könnten.  Es  ist  die  Entscheidung,  durch  welche  drei  Matrosen,  die 
wegen  unmenschlicher  Behandlung  die  Arago  in  einem  Hafen  der 
Vereinigten  Staaten  verliefsen,  zu  mehrjährigem  Gefängnis  mit 
schwerer  Arbeit  verurteilt  wurden.  Eine  Aufforderung  an  den 
Kongrels,  die  Gesetze  unter  denen  Matrosen  und  Fischer  einge> 
kerkert  werden  können,  wie  die  Matrosen  der  Arago,  au&uheben; 
Aufforderungen  an  die  Arbeiterorganisationen  in  den  einzelnen 
Staaten  fiir  einheitliche  Gesetze  zu  agitieren,  durch  die  die  Ge- 
fäi^nisarbeit  auf  die  Herstellung  von  Waren  und  Nahrungsmitteln 
fiir  den  Bedarf  der  Staatsanstalten  ausschliefslich  durch  Handarbeit 
beschrankt  werde;  eine  Aufforderung  an  den  Bundeskongrefs  und 
die  Staatsle^slaturen,  die  einleitenden  Schritte  zur  Abhaltung  von 
Verfassungskonventionen  zu  thun,  damit  dadurch  Verfassungs- 
änderungen erreicht  werden  können,  die  eine  Regierung  auf  dem 
V'erordnungswege  fgovernmcnt  by  injunction)  unmc^lich  machen 
und  die  das  Recht  der  Entscheidung  durch  Geschworctiengerichtc 
fester  verbürgen  sollen,  Anträge  für  die  Errichtung  einer  Regierungs- 
Werkstätte  zum  Bau  eiserner  Kriegsschiffe;  Erklärungen,  die  die 
Ernennung  des  ludge  Edward  M.  Paxton  zu  einem  Mitgliede  der 
United  States  Interstate  Commerce  Commission ,  der  die  Beauf- 
sichtigung der  Eisenbahnen  obliegt,  als  höchst  unglückselig  und 
unpassend  \crurteilen  wegen  seines  Rufes  aK  ,, Korporationsrichter" 
und  wegen  jej^ei-  scinnaehvoileti  Beschuldigungen,  die  er  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ai  beiierunruiien  in  Homestead,  Pennsylvania,  an  die 
Grofsgeschwoi  enen  gerichtet  hat. 

Es  konnte  scheinen,  daf>  fast  sämtliche  Eorderungen  der  organi- 
sierten Arbeiter,  die  in  dem  Programm  des  amerikanischen  Arbeits- 
veib.infles  enthahen  siiul,  du;ch  Al>stinin)ung  bei  den  Wahlen  er- 
füllt werden  können;  aber  Absatz  8,  Artikel  III  der  \'erbandsver- 
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tassun^  erklärt:  „Irgend  welche  l';uteij>olitik,  >e:  <ic  nun  demokratisch, 
republikanisch,  sozialistisch,  i>roi)ibitionisti<eh  u.  \v.,  soll  auf  den 
Kon\  entioiu  n  des  amerikanischen  Arln  it>\  erliaiides  niciit  ^^etluldet 
wcrilcn."  Aehniiehf  Hestimmun;Ten  sind  iasl  in  allen  amerikanischen 
Gcwerkv  erein->\ eiia>sun;4en  enthalten.  Danti  und  wann  werdcti 
\vicht:u,'e  \\  irl>t  haltliclie  Fra<:jen  Non  den  \  erhandlLui^^en  der  (ic- 
werkx  ereine  aus-^aschlossen ,  weil  -^ie  für  ,,i»artei-])olitisch"  erklärt 
werden.  Uie  I-Dlj^e  ist  dann,  dals  man,  weini  man  eine  in  ^^iiem 
Glauben  aufgestellte  l'orderung  nicht  fallen  lassen  will,  sie  auf  L'm- 
wegen  zu  erreichen  sucht ;  dadurch  wird  die  Politik,  die  Propaganda 
und  die  Agitation  in  Verwirrutig  gebracht,  und.  so  wird  es  begreif- 
lich, dafs  man  die  Beschuldigung  des  Verrats  ernstlich  erheben  und 
glauben  kann. 

Infolgedessen  komnnt  die  schärfste  Kritik  der  Gewerkvereins- 
politik  aus  Arbeiterkreisen,  von  hoch  intelligenten  Arbeitern,  die  die 
Führer  der  Arbeiteroi^nisationen  und  die  Gewerk\*ereinler  im  all* 
gemeinen  beschuldigen,  daSs  ihnen  der  Mut  der  Ueberzeugung  fehle, 
dals  sie  ihre  Forderungen  in  der  Nähe  des  Sieges  (allen  lassen,  dafs 
sie  grofse  Prinzipien  zugunsten  kleinlicher  Zugeständnisse  aufgeben, 
und  dafs  sie  wichtige  wirtschaftliche  Probleme  mit  leeren  Phrasen 
abfertigen,  die  entmutigen  und  veruneinigen.  Dennoch  kann  nicht 
daran  gezweifelt  werden,  dafs  die  im  Artikel  m  der  \>rbands- 
verfassung  vorgeschriebene  Politik  von  der  M  ii  -rität  der  Gcwerk- 
vercinler  gebilligt  wird.  Das  erhellt  aus  der  beständigen  Wieder- 
wahl des  Mr.  Samuel  (  iompcrs  zum  Präsidenten  des  amerikanischen 
Arbeiterverbands,  dessen  .\mt  er  mit  einer  zweijährigen  Unter- 
brechung seit  der  Gründung  des  Verband^  eingenommen  hat  Auf 
der  Konvention  von  1897  wurde  er  mit  1858  Stimmen  gegen  407, 
die  für  den  Delegierten  Kraft  (Sozialist!,  den  einzigen  Gegenkandi- 
daten, abgegeben  wurden,  wieder  gewählt.  Mr.  (Tomi>ers  hat  wieder- 
holt diircii  Winte  und  Ihaleti  es  :\U  ^eine  Ansicht  l)ekundet,  dafs 
es  die  Zer^toruntJ  der  ( iewerk\  ereiiivbewe/unir  l)edeuten  wür<le, 
wenn  man  sie  dorthin  leitet,  W(jhin  sie  tiichl  gehen  will,  und  dals 
sie  einer  Betretung  des  |»oiitischen  (iebitt.->  ent>chie(len  abgeneigt 
ist.  t!r  ist  ein  entschiedener  und  konsecjuenter  Anhänger  der  kon- 
ser\'ati\'en  Politik,  wie  sie  durch  die  \'erfassung  und  die  Konven- 
tionen tlei  amerikanischen  .\rl)eitsverbandes  gegründet  worden  ist, 
und  als  Pührer  dieser  Politik  wird  er  \on  der  .Majorität  immer 
wieder  erwählt. 
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ITALIBN. 

Das  neue  italienische  Gesetz  betr.  die  Betriebsunfälle 

der  Arbeiter. 

Eingeleitet  von 

Prof.  CARLO  F.  FERRARIS 

in  PadiUL 

Das  am  I.  Januar  1866  in  Kraft  getretene  bürgerliche  Gesetz- 
buch des  Königreichs  Italien  hat  die  V'orschriften  des  französischen 
Code  civil  über  die  Haftpflicht  buchstäblich  wiederholt.  Die  a\\' 
gemein  anerkannte  Unzulänglichkeit  dieser  Bestimmungen  hatte  seit 
1878  zu  mehreren  (iesetzent würfen  über  die  Haftjjflicht  tler  Unter- 
nehmer Anlafs  gegeben'):  aber  keiner  wurde  \on  den  parlamen- 
tarischen Körperschalten  genehmigt,  hizwischen  wurde  durch  das 
f resetz  vom  8.  Juli  1883,  Xr  1473,  die  Nationalkasse  für  \'er- 
sichcrung  der  .Arbeiter  gegen  die  Betriebsunfälle  ins  Leben  ge- 
rufen. *)  Einige  grofse  Sparkassen  und  Zettelbanken  haben  den 
Garantiefonds  vorgeschossen.  Die  X'erwaltung  wurde  der  Mailänder 
Sparkasse,  der  grr)rsten  im  Königreich,  aiuerlraut.  Der  Staat  hat 
sie  als  öft'enUiche  Ansuill  anerkannt,  die  Mitwirkung  der  ( leineinde- 
behörden  und  der  Püstanstalten  ihr  gestattet,  sie  mit  fiskalischen  Vor- 

Die  Vorgegcbiichte  des  ttenen  Gesetzes  werde  ich  sehr  kon  dacrtellen,  wdl 

!.ic  >chon  ziemlich  .lusführlidi  ijn<l  sehr  genau  in  diesem  Ardiiv  erzählt  wurde.  Siehe 
ilasi  llist  di«-  AbliandluiiK  v(ni  Virgilii,  Die  soziale  Gesetzgebung  in  Ita1i<  n.  1897, 
Hd.  XI,  S.  727  fr.  I,es*n^w-  rt  sind  darüber  insbesondere  auch  die  .Abhandlungen 
vonMagaldi  in  den  Actis  du  Conj^rt";  international  des  accidents  du  travail,  3''«"* 
SfSMon,  .Milan  1894,  1kl.  1,  S.  561 — 6ly,  und  4^"'«:  Session,  Bruxellcs  1897,  S.  549 — 581. 
*)  Siehe  darttber  V  i  r  g  i  1  i  I  •.  a.  O.  S.  731— 734- 
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rechten  verschen,  unil  mittels  ktini^hcher  Dekrete  ihre  innere  Ein- 
richtung und  die  Normen  für  ihre  Thäti<^kcit  bestätigt.  Doch  Hieb 
sie  in  ilirer  N'erwaltung  frei,  und  die  VersichermiL,'  seitens  der  .Ar- 
beiter und  der  Unternehmer  vollkommen  fakultati\  . 

Die  allzu  langsamen  Fortschritte  der  Kasse  und  das  Milslingen 
jeden  X'ersuchs,  ein  (iesetz  über  die  Haftpflicht  zu  Stande  /.u  bringen, 
haben  an  Jahre  l<S8g  den  F  landelsminister  Miccli  bewogen,  mich  /ai 
beauftragen,  tler  ZenUalkommission  für  Hilfs-  und  Sparanstalten*) 
einen  Bericht  über  die  Frage  der  Arbeiterversicherung  gegen  die 
Betriebsunfälle  zu  erstatten. '-)  Ich  schlug  die  Einführung  der  Zwangs- 
versrcherung,  ab  die  einzig  wahre  Losung  der  Frage,  vor.  Die 
Kommission  nahm  nach  heftigen  Debatten  im  November  1889  den 
Grundsatz  an,  und  so  konnte  der  Minister  Miceli  am  8.  Februar  1890 
einen  von  mir  ausgearbeiteten  Gesetzentwurf  über  die  Unfallversiche* 
rung  der  At^eordnetenkammer  vorlegen. 

Der  Grundsatz  der  Zwangsversichening  fand  in  den  parlamen- 
tarischen  Körperschaften  fast  keine  Opposition;  aber  um  so  weiter 
gingen  die  Meinungen  über  die  anderen  Punkte  auseinander,  insbeson- 
dere über  das  Verhältnis  der  Versicherung  zur  civilrechtlichen  Haft- 
pflicht:  und  so  geschah  es,  dals  alle  Nachfolger  des  Ministers  Miceli 
den  Entwurf,  ohne  jedoch  den  Grundsatz  der  Zwangsversicherung 
anzutasten,  mit  kleineren  oder  grö&eren  Veränderungen  umarbeiten 
und  von  neuem  dem  Parlament  vorlegen  mufsten. 

Plötzlich  und  wider  Erwarten,  erklärte  i(  h  Ende  Dezember  1896 
der  Senat  gegen  jenen  Grundsatz,  und  der  Handelsminister  Guic- 
ciordini  war  gezwungen,  den  Entwurf  zurück?"^!»  hen.  Doch  liels 
ersieh  nicht  abschrecken:  auf  seinen  Wunsch  verfafste  ich  einen 
neuen  Bericht^)  für  den  Oberrat  für  Hilfs-  und  Sparanstalten. 

*)  Diese  KaminiMioB  besteht  noch  heute,  doch  seit  1894  trä^t  sie  den  Titel 
Coosiglio  dclla  Previdi-nxa  (Oberrat  fllr  HOfs-  und  Spamiü-tallfn  .  Sic  besteht  ans 
14.  auf  vier  Jahre  mit  kgl.  Dekret  ernannten  Mitgliedern,  und  aus  drei  Direktoren 
(der  Statistik,  der  Hilfs-  im<l  Spararistalten,  des  Gewerbe»  und  Handels)  im  Ministe- 
riUDl  für  Arkerbau,  ( Irwc-rhr  und  llamlrl. 

'•)  Mein  Bericht  ist  in  den  oUiziellen  Annali  del  Crcdito  c  dclla  Prcvidenza, 
Bd.  32,  ZU  finden,  and  als  selbständig«  Werk  enchtencn,  mit  dem  Titel:  Ferraris, 
L'assicnniione  obbligatoria  e  U  responsalnlit^  dei  padroni  ed  imprendttorl  per  gli 
iafoftuni  snl  lavoro,  acdis.  Roma  1890. 

Auch  in  den  offiziellen  Annali  del  Credito  e  deUa  Previdenza,  Bd.  31,  ver- 
öffentlicht und  selbständig  unter  dem  Titel  «rrschicnen •.  Ferraris,  Gli  infortuni 
sul  lavoro  e  la  b  t,'^'e,  2  ediz.    Verona-Padova  1897.    Siehe  dariib- r  di-  lUspreehung 

von  Zacher  in  der  Zeitschrift  für  Sozialwisscnschaft.  I.  Jahrg.  i,i&9^,i  S.  302— 305. 


726 


GeMtzgebung :  Italien. 


Dieser  Rat  trat  wieder  ein^timmi;^'  für  die  Z\vano;.>\ n  ^u  iierun«;;  ein, 
und  schlug  einige  X'crbesseruiigen  an  dem  letzten  (ie.>>ct7.cnt würfe 
vor.  Am  17.  April  1897  konnte  der  Haiidelsininister  dem  Senat 
den  rev  idierten  Entwurf  vorleben,  welcher,  ohne  zu  j^rolse  Verände- 
rungen vom  Senat  im  Juli  1897  und  von  der  Abgeordnetenkammer 
im  März  1898  angenommen,  das  Gesetz  ^'om  17.  März  1898  Xr.  80 
geworden  ist. 

Das  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  auf  die  Seeleute.  Die  einzige  Bestimmung,  die  eine 
gewisse  Beziehung  zur  Land-  und  Forstwirtschaft  hat,  ist  diejenige 
des  Artikel  6«  nach  welchem  auch  jene  Arbeiter  versichert  werden 
sollen,  die  technische  Verrichtungen  bei  den  aulserhalb  der  Fabriken 
verwendeten  Dampfkesseln  ausüben;  eine  gro(se  Zahl  dieser  Ma- 
schinen ist  jetzt  in  Italien  bei  den  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betrieben  zu  finden. 

Auch  nicht  alle  Formen  der  Gewerbe,  des  Transports  und  der 
Bauarbeiten  werden  1  )erücksichtigt.  Man  hat  grosso  modo  zwei 
Katep' iricen  unterscliieden. 

Be^olulers  ;:jefahrliche  Betriebe  wie  Bcr^^wcrkc,  Brüche  '\-om 
Stein,  Kalk,  Sand,  Poz/.ollan,  n.  s.  w.\  Torf^^räberrien.  Anstalten  für 
die  Erzeu^HHig  von  Gas  f>der  elek-trischer  Kraft  oder  für  Bau  und 
Betrieb  von  Telejihonen,  (iewerbc,  welche  explodierende  Stoffe  her- 
stellen oder  ,un\iii(len.  Arsetialc  oder  Werfte  zum  Schiffbau  und 
alle  l  nienu  Imuin^'en  zum  Mauer-  und  Iläuserbau,  wo  die  Zahl  der 
riifTille  M-hr  stark  L;ewe>cn  i-;t,  werden  x  om  Gesetze  ohne  L  nier- 
öchied,  ob  sie  als  Klein-  oder  i Irol^betriebe  igelten,  getrollen. 

Daj^ei^en  wollte  man  im  ül)ri*(en  die  Kleinbetriel)e  bei  Seite 
lassen,  um  nicht  der  Anwendung  des  Gesetzes  gej^enwartii^  fa>t  un- 
uberwnuUiehe  Hindernisse  ent;4e;4en/usetzen.  und  so  erstreckt  sich 
das  (Tcsetz  auf  die  Tran^purtmillel  auf  dem  Lanile,  die  Binneiv 
Schiffahrt  und  die  nicht  für  Mauer-  und  Iläuserbau  }::jebildetcn  Bau- 
unternehmungen nur  wenn  sie  mehr  als  fünf  Arbeiter  umfassen,  und 
auf  die  Gewerbe  im  engeren  Sinne  nur,  (immer  vorausgesetzt,  dafs 
sie  keine  explodierende  Stoffe  erzeugen  oder  anwenden),  wenn  sie 
mehr  als  iiinf  Arbeiter  beschäftigen  und  durch  elementare  (Wind, 
Wasser,  Dampf,  Gas,  heifse  Luft  u.  s.  w,)  oder  durch  tierische  Kraft 
bewegte  Maschinen  verwenden. 

Eine  fernere  Grenze  der  Anwendung  wurde  mit  der  Begriffe- 
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bestininuui^  des  Arbeiters  gezo^a'ii.  denn  al>  Arbeiter  im  Sinne  des 
(iesetzes  wird  nur  jener  Ijetraclitet.  der  auiseriialb  seiner  eii^enen 
WDlinun'j^  btx  liättij^t  ist.  So  fallen  die  Hausindustrie  und  das  Hand- 
werk fast  \c)llstänfii«^'^  aus  dem  Rahmen  des  (iesetzes. 

Daj^e-^fen  w  urden  in  den  \  i)m  ( rcsetzc  betroffenen  Unter- 
nelimun<;en  ticn  .\rbeitern  auch  die  Betriebs-  und  Arbeiteraufseher, 
wenn  ihr  täi^dicher  Arbeitsverdienst  sieben  Franken  nicht  übersteigt 
und  in  nicht  iäni;eren  als  monatlichen  I'risten  bezahlt  wird,  und  die 
Lehrlin<^^e,  welche  mit  oder  ohne  Lohn  der  Ausführung  der  Arbeit 
teilnehmen,  ^deiclv^cstellt. 

Der  MarT^'cl  einer  Berufs-  und  Betriebszählun^  jüngeren  Datums 
und  einer  \  ulik'  unmenen  ( rewcrbcstatistik  läi'st  gar  nicht  voraus- 
be.^timmen,  welche  Zahl  von  Arbeitern  das  Gesetz  umfassen  wird: 
die  Berechnungen  schwanken  zwischen  I  150000  und  I  75000O.  Die 
letzte  Zahl  scheint  mir  zu  hoch  gegriffen. 

Italien  be-it/t  keine  vollständige  (Gesetzgebung  zum  persönlichen 
Schutz  der  Arbeiter  im  Betriebe  L'eL^en  die  (iefahren  von  Krank- 
heit  und  Unfall.  Nur  für  die  Bergwerke,  Brüche  und  Torfgräbereien 
wur{le  ein  l)e^oIul^rL■^  ( ii  sctz  ivotw  30.  März  1H93,  Nr.  1841  er- 
lassen: einzelne  Beslinujiungen  ( in-i  -  <iulere  über  die  DamiifkcNsel  i 
stehen  auch  im  (ie>etze  über  die  öncniliche  Sicherheit  (vom  30.  Juni 
1889,  .Nr.  61441.  aber  sie  l)ezwecken  mehr  ilen  .^cluil/,  der  i'ersonen 
im  allgemeinen,  als  der  Arbeiter  in  sj)eziellcr  \\ Cisc. 

Deswegen  hat  der  (iesetzgeber  mit  boonderem  Nachdruck  die 
Unfalh  erhutung>\  orschriften  hervorgehoben,  und  die  Regierung  mit 
ausgedehnter  Macht  zur  Krlassung  dcr>ell)en  versehen.  .Sie  werden 
vom  Ministerium  füi"  Ackerbau,  (ie\\eil>e  und  Mandel,  nachdem  es 
die  N'orschläge  der  L'nternehmer  und  die  (TUtacliten  der  technischen 
Kegierungsräle  eingeholt  haben  wird,  xerfalst  und  dann  mit  könig- 
lichem Dekret  als  allgemein   verbindliche  X'erordnungen  bestätigt. 

Die  Unternehmer,  welche  \ersäujiien,  sie  au>zutuhren.  werden, 
weim  besDiideie  Bestinmningen  in  den  X'ernrdnungcn  selbst  nicht 
enthakeii  -ind,  dem  .Vrtikel  434  des  .Strafgesetzbuches  gemäls, 
mit  i)er>.önlichcr  Haft  bis  zu  einem  Mon.ile  oder  mit  einer  (icid- 
bufse  von  20  bis  300  Franken  bestraft:  wenn  ihre  Versäumnis  einen 
Unfall  verursacht  hat,  so  werden  sie  von  den  Bestimmungen  des 
unten  zu  besprechenden  Artikels  22  getroffen. 
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Die  Einrichuiiii^  e  ines  Systems  der  l  lewcrbcaufsiclit  ist  in  Italien 
nur  in  ihren  Anfän*;cn  vurhaiulcn :  man  liat  eine  äufserst  geringe 
Zahl  von  Fabrikinspektoren.  Da  die  Wrmehrung  dieser  Zahl 
in  den  finanziellen  Zuständen  des  Königreichs  und  in  einer  neuer- 
dings stark  wieder  hervorgetretenen  Abneigung  gegen  jede  Vcr- 
imhrang  des  Beamtentums  Hindernisse  finden  kann,  so  schreibt  das 
Gesetz  vor,  da&  das  mit  der  Ausführung  des  Gesetzes  beauftragte 
Ministerium  ftir  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  hauptsachlich  des 
technischen  Personals  der  Gesellschaften  zur  Unfallverhütung  und  des 
der  Untemehmerverbande,  von  denen  spater  die  Rede  sein  wird, 
für  die  Inspektionen  sich  bediene.  Diese  Körperschaften  werden  ge> 
wilis  mit  ihren  Inspektoren  sehr  nützliche  Dienste  leisten. 

-  • 

Die  Versicherung  ist  obligatorisch  und  die  Kosten  haben  die 
Unternehmer  zu  tragen. 

Als  l'nternehmer  gelten  nicht  nur  die  Einzelpersonen,  sondern 
auch  der  Staat  fmit  einer  unten  zu  erwähnenden  Ausnahme),  *lic 
Provinzen,  die  Gemeinden,  die  \^erbändc  (die  sogenannten  consorzii, 
welche  insbesondere  bei  den  Arbeiten  zur  Bodenmelioration,  zum 
Bau  von  Kanälen,  Dämmen,  StraTsen  u.  s.  w.  sehr  zahlreich  sind), 
die  Aktiengesellschaften  u.  s.  w. 

Es  ist  iiberfiüfsig,  hier  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über 
die  Art  und  Höhe  der  L  nfallentschadigunj^  i  Artikel  9  des  Gesetzes) 
zu  wiederholen.    Nur  einige  Erklärungen  erscheinen  notwendig. 

Die  höchste  Entschädigung  cntsj)richt  dem  fünf i.'ihrigcn  Arbeits- 
verdienste: da  aber  der  jährliche  Arl)cits\er(iien>l  nur  bis  zum 
Maximalbetrag  von  20O0  I'raiiken  berechnet  wird,  so  kann  jene  Ent- 
schädigung nie  lOOOO  Franken  übersteigen. 

Im  Falle  teihveiser  dauernder  P>\vcrb.sunfähigkeit  wird  dem 
Betroffenen  und  im  I Odcsfalle  dm  [  lititerl)liebenen  die  Entschädigung 
als  Kapital.suinnic  l>e/ahlt.  lJaL;e;4cn  wird  bei  völliger  untl  dauern- 
der Erwerbsunfähigkeit  der  Betrag  der  Entschädigung  in  eine  Leib- 
rente verwandelt.  Die  Verwandlung  soll  bei  der  Nationalkasse  für 
Alters»  und  Invalidenversicherung  der  Arbeiter  stattfinden. 

Diese  Kasse  besteht  jetzt  (Mai  1898)  noch  nicht:  doch  wurde 
der  betreffende  Gesetzentwurf  schon  von  der  Abgeordnetenkammer 
genehmigt  und  hoffentlich  wird  er  in  diesem  Jahre  Gesetzeskraft 
erhalten.  Die  Nationalkasse  wird  eine  Staatsanstalt  sein.  '  Vom 
Staate  empfangt  sie  ein  Stammvermögen  von  zehn  Millionen  Franken 
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und  einen  jährlichen  Zuschufs,  dessen  Hauplelement  ein  Dritteil 
der  iährli(^lieii  Nctto'^'ewinne  der  Postsj'arkasse  sein  wird.  Die  Ver- 
sicherung; ist  nur  den  Arbeitern  gestattet,  aber  fakultativ.  Die  Kasse 
feiniL^o  sekundäre  Kin/.clheiten  lasse  ich  we^^  tuhrt  für  jeden  \*er- 
sirluTten  eine  indi\iduelle  Rechnun;^'.  wo  vcrzeiclmet  werden:  a  die 
\ oni  X'ersicherten  in  beliebii^a-r  Höhe  iedoch  nicht  unter  6  Franken 
jährlich)  bezahlten  Prämien:  b  die  zu  seinen  ( iunsten  von  Anderen 
hinterlegten  Beiträge :  c  i  die  ihm  gebührende  (Ju(  »tc  der  vcrfiigbarcn 
Nettoeingänge  der  Kasse,  welche  jährlich  glcichniälsig  auf  alle  X'er- 
sicherten \  ertt  jlt  wertlen :  d  l  die  Zinseszinsen  dieser  Posten.  Aus 
dem  so  gebildeten  individuellen  Fonds  erhält  der  X'ersicherte  je- 
nachdem  eine  Invaliditäts-  oder  Alterspension.  Eine  solche  Anstalt 
wird  gewifs  ganz  geeignet  sein,  die  Verwaltung  der  Leibrenten  für 
die  dauernd  und  völlig  Erwerbsunfähigen  zu  iibemehmen. 

Wenn  die  Xatioiialk.i-se  nicht  zu  Stande  konunt,  bleil)t  die 
Hestimmung  des  .Artikels  13  in  Kraft,  dals  die  X'erwandlung  der 
Kai^italsuinme  der  Entschädigung  in  eine  Leibrente  mittels  einer 
vom  Erwerbsunfähigen  selbst  bezeichneten  Lebensversicherungs- 
gesellschaft stattfinden  wird.*) 

Die  Karenzzeil  wurde  auf  fünt  läge  bcschi iinki.  weil  keine 
öffentliche  Krankenxersichcrung  in  Italien  besteht.  Doch  i^t  das 
vielleicht  eine  zu  kurze  Frist,  und  sie  wird  praktisch  gewifs  Schwierig- 
keiten verursachen. 

♦  ♦ 

Wie  oben  bemerkt,  wurde  der  Grundsatz  der  Zwangsversiche- 
rung mit  geringem  Widerstand  in  Italien  aufgenommen.  Aber  um 
so  hartnäckiger  wurde  das  System  der  freien  Wahl  der  Versicherungs- 
kasse verteidigt  und  mit  nur  wenigen  Beschränkungen  zum  Si^e 
geführt 


Die  .Streitigkeiten  Uber  die  EutMiliadiguugcn  werden  je  nach  den  Fällen  von  . 
den  ordentlichen  Gerichten  (der  im  Gesetie  spesiell  erw&fante  PrStor  ist  der  nicht 
koUeginliacfae  Richter  des  Arotsbezirlces,  numdamento)  oder  vom  Geverbegericbt, 
CoUegio  diprobiviri,  geschlichtet.    Ueber  dieBUdnng  dieses  letxten  siehe  Vir  gilt  i 

«.a.  O.  S.  745 — 747.  und,  uusrührlicher,  Sombart.  Das  italienische  Gesetz  vom 
15.  Juni  1893  betrcIToiK]  i  I  tMinjj  von  «Probi  viri^  in  difsem  .\rchiv,  Bd.  M, 
^-   549  ^-  \N  >jrtl.iul  <1<  >  ( "•.••.ft/<*s  ebenda  S.  557  f.    Dii-scs  Gesetz  vom 

I     Juni  1893  Nr.  295  wird  im  besprochenen  l'nfallgcsetze  mehrmals  (z.  B.  Artikel  il) 
erwähnt. 
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Der  \>rsicherurigs\  ertrag  kann  mit  folgeiulca  Anstalten  ab- 
geschlossen werden : 

1.  Der  Nationalkasse  für  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die 
Betriel)sunfällc. 

Sic  wurde,  wie  M:hon  erwähnt,  durch  das  Gesetz  \om  8.  Juli 
1883  begründet.  Sie  besitzt  eine  privilegierte  Stellung,  um  so  mehr 
als  sie  keinen  Gewinn  zu  erstreben  braucht,  ihre  Thätigkeit  auf  das 
ganze  Königreich  erstreckt,  und  schon  mehr  als  160000  Arbeiter 
versichert  hat.  So  hat  sie  die  Möglichkeit,  das  Centraiorgan  und 
so  zu  sagen  der  Regulator  des  ganzen  Systems  zu  werden,  indem 
sie  auch  mit  ihrem  Prämientarif  die  Höhe  der  Prämientarife  der 
übrigen  Anstalten  bestimmen  kann.  Au(serdem  ist  sie  Zwangskasse 
iiir  die  Arbeiter,  welche  vom  Staate  (siehe  unten  eine  Ausnahme), 
von  den  Provinzen,  von  den  Gemeinden  direkt  oder  durch  Sub* 
mittenten  oder  konzessionierte  Unternehmer  beschäftigt  werden. 
Von  dieser  Pflicht  ist  der  Staat  nur  fiir  die  Arbeiter  seiner  An- 
stalten, denen  durch  besondere  Gesetze  Entschädigungen  für  Betriebs- 
un0dle  schon  zuerkannt  sind,  befreit. 

2.  Den  j)n\ateii  Versicherungsgesellschaften,  welche  gcsetz- 
mälsig  im  Königreich  thätig  sind.  Da  die  gehende  Gesetzgebung 
auf  diesem  Ciebiete  sehr  wenig  befriedigend  ist,  wurde  der  Re> 
g^erung  das  Reicht  vorbehalten,  im  \'erordnungswege  besondere 
Normen  und  Bürgschaften  diesen  Gesellschaften  aufzuerlegen. 

3.  Den  Privatunternehmerkassen,  welche  unter  besonderen  Be- 
dingungen (siehe  Artikel  17,  Ziffer  2j  begründet  werden.  Sie  sollen 
mehr  als  500  Arbe  it  11  ntnfassen. 

4.  Den  rntrnu  iinicrv  crbändc-n  zur  ;_;e^enseitiL^en  Wrsichening. 
Sie  sollen  mindestens  4CXX)  Arbeiter  umfassen,  und  besondere  Be- 
dingungen (siehe  Artikel  17.  Ziffer  3)  erfüllen. 

5.  Den  \ier  grolsen  (')ft'entliclien  Kisenbahiigesellschaften,  d.  h. 
lür  das  sogenannte  mittelmeerlämlische.  für  das  .sogenannte  adria- 
tische,  für  das  sicilische  und  lur  da>  -ardiiiische  Netz.  Sie  sollen 
iiirc  sciion  bestellenden  Hilfs-  und  Peiisi(.)[ienka>.NeJi.  den  \  orsciiriftcn 
des  Gesetzes  gemäls.  umgestalten,  soweit  es  nötig  ist. 

.Meiner  Meinung  nach,  wäre  es  besser  gewesen,  die  Privat- 
vcrsicherungsgcsellschaften  und  die  Privatunternehmerkassen  von 
jeder  Teilnahme  an  der  Zwangsversicherung  auszuschlie&en.  So 
wären  nur  die  Nationalkasse,  der  Staat  (für  seine  Anstahen),  die 
ünternehmer\'erbände  (eine  erwünschte,  ol^leich  unvoUkonunene 
und  frei  gebildete  Nachahmung   der  deutschen  Berufsgenossen- 
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schafit  n  i  und  die  <»flentlichen  Kiscnbahni^^esfUscliaften  in  Betracht 
^ckoininen.  Der  (  M)crrat  für  Hilfs-  uikI  Sparanstalten  und  die  Ke- 
^ierun<:j  selbst  (wie  ans  ihrem  letzten  Entwürfe  ersicluücli  ist)  hatten 
meine  auf  dieses  Ziel  hinstrebende  X  orschUiL^e  an-^i  lu 'hüik  n  ;  ahi  r 
in  den  parlanienttU isciien  Kör[)erschaftcn  h.it  man,  wie  ehemals  in 
Deutschland,  Kasscnzwanj^S  nicht  Zwanj^skassen  I  -gerufen,  und  so  ist 
das  eben  dargestellte  System  der  X'ersicherungskassen  entstanden. 

« 

Die  Fraj^a*,  welche  am  meisten  Gelegenheit  zu  heftigen  Debatten 
in  der  Presse  und  in  den  parlamentarischen  Verhandlungen  ge- 
geben  hat  und  die  Hauptursache  des  langsamen  Ganges  des  gesetz- 
geberischen Werkes  war,  ist  die  gewesen:  sollte  die  Versicherung 
die  zivilrechtliche  Haftpflicht  des  Unternehmers  aufheben? 

Eine  grolse  Zahl  von  Juristen  und  Mitgliedern  des  Parlaments 
(darunter  die  Sozialisten)  hatten  den  Standpunkt  hartnäckig  ver- 
treten,  dafs,  trotz  der  Versicherung,  der  Unternehmer  den  Schaden- 
ersatz nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
leisten  sollte,  wenn  er  durch  grobes  Verschulden  (im  zivilrechtlichen 
Sinne)  den  Unfall  herl)ei;^a*führt  oder  veranlalst  hatte. 

Es  war  keine  leichte  Sache,  diese  Schwierij^^keit  zu  überwinden 
und  jene  Partei  zu  überzeugen,  dafs  Zwanji^sx  ersicherung  und  zivil- 
rechtliche ffaftpflicht  nicht  zu  verbinden  sind,  wenn  der  Unter- 
nehmer den  L'nfall  herbeigeführt  oder  veranlafst  hat,  ohne  eines 
X'erbreciiens  oder  W  ri^ehens  (d.  h.  einer  Verletzung  des  Strafgesetz- 
buches' schuldii;  zu  sein. 

Die  anL,'civ  »mmene  L<)sun<^^  ist  in  den  n>it  ^frolsein  hiter  im 
rarlanu  tit  in-.  ;.;r  itienen  und  verteidigten  Artikeln  22  und  23  des 
GeseiiiT^  eilt  hallen. 

Der  L  iiierneluner,  obgleich  er  nach  Malsi^abe  des  ( ie>et/,es  die 
\'ersicherun'^f  abgeschlossen  hat,  haftet  auch  z  i  \  i  1  r  e  c  h  1 1  i  c  h , 
wenn  durch  s  t  r  a  f  1;  e  r  i  c  h  1 1  i  c  h  e  s  1"  r  t  e  i  I  f  e  s  t  <^  e  s  t  e  1 1 1 
worden  ist,  ilals  er  den  l'nfall  Ii  e  1  1)  e  i  .4 c  f  ii  h  r  t  hat.  .So 
läfst  das  ;^rol)e  X'ersciiulden,  die  culjja  ;^'ra\is  im  zi\  ih  echllichen 
Sinne,  tles  l'nternehmers  keinen  F.rsatzaiis|)rnch  auf  («rund  tles 
bürgerlichen  <  iesctzbuches  zugunsten  des  Betroffenen  entstehen: 
dieser  empfängt  dann  die  Entschädigung  nur  nach  Mafsgabe  des 
Unfallversichenlng^gesetzes.  Aber  wenn  der  Unternehmer  vorsätz- 
lich (dolose)  oder  durch  Fahrlässigkeit  im  strafrechtlichen  Sinne 
(qualifizierte  Fahrlässigkeit)  oder  durch  Weglassung  jener  Aufmerk- 
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sainkcit.  zu  welcht-r  er  \crmöi^e  seines  Gewerbes  besonders  \er- 
]>flicbtet  ist  fz.  R.  infolLTO  Xicbterfülhnv^  «ler  tjesetzinälisifTen  L'nfali- 
\  erhutunL,'s\  ()i  s<Miriften  I,  den  Unfall  \  crui>acht,  dann  ist  er  nach  den 
Bestinunun^en  des  Strafgesetzbuches  eines  \'erbrechens  oder  \'er- 
gehens  schuldig,  kriminell  für  den  Unfall  veraatwortlich,  und  die 
gerichtliche  Verurteilung  zwingt  ihn,  nicht  nur  die  Strafe  zu  leiden, 
sondern  auch  vollen  Ersatz  för  den  Schaden  nach  den  Bestimmungen 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  leisten.  Der  Betroffene  erhält 
natürlich  von  dieser  supplementären  Entschädigung  nur  den  Betrag, 
welcher  die  ihm  vom  Uniallgesetze  gewährte  und  von  der  Versiehe- 
rungsanstalt  bezahlte  Entschädigung  übersteigt»  weil  der  Unter- 
nehmer»  wie  wir  unten  sehen  werden,  auch  die  Versicherungsanstalt 
schadlos  halten  soll. 

Die  eben  besprochene  Vorschrift  ist  etwas  schärfer  und 
drückender  als  die  entsprechende  des  deutschen  Un&IIgesetzes  von 
1884  (§  95)  und  des  österreichischen  von  1887  (§  46),  welche  die 
Haftpflicht  nur,  wenn  der  Unternehmer  vorsätzlich  den  UnCdl 
herbeigeführt  hat,  wieder  entstehen  lälst;  nach  dem  italienischen 
Gesetze  hat  jede  Verletzung  des  Strafgesetzbuches  seitens  des  Unter- 
nehmers diese  Folge.')  Doch  mit  einer  sehr  wichtigen  Beschränkung. 
Man  fürchtete  mit  jener  Bestimmung  zu  einer  grofsen  2^hl  von 
chikanösen  gerichtlichen  Prozessen  Anlafs  zu  geben ;  jeder  Betroffene 
hätte  vielleicht  den  Unternehmer  vor  die  Gerichte  gefordert,  in  der 
Hoffnung;  etwas  mehr  als  die  blofsc  gesetzmäfsige  Unfallentschädi- 
gun;:^  zu  bekommen.  Daher  wurde  \  orgesch rieben,  dafs  die  kriminelle 
Handlung  des  l'niernehmers  jene  Wirkung  hat  nur  wenn  sie  auf 
Antrag  des  Staatsanwaltes  verfolgt  werden  kann.') 
Das  ist  aus  zweifachen  Grunde  sehr  wichtig.  Zuerst  soll  der  vom 
Unternehtner  veranlafste  Unfall  entweder  den  Tod,  oder  eine 
schwere  Kör|)erverletzung,  otler,  wenn  die  Korperverletzung  niclit 
schwer  ist,  eine  mindestens  zehntägige  Krankheit  oder  Erwerbs- 
untäiiigkeit  dem  Betrogenen  verursacht  haben.    So  bleibt  die  Zahl 


')  Auf  tl'-n  lnt<  rnchnii  r  rmili-n  iiK-lin-ro  l!.  -.timmiiiu: -n  <!  -  italienischen  Straf- 
P^si'tzbuchcs  Anwendung,  iusbc-ontlL-ro  «lic  Artikel  371,  37^,  375,  tlio  ihrem  Inlialte 
nach  gröfstentcib  den  Artikeln  222,  224,  230  tlcä  deutschen  Strafgescubucbs  ent> 

sprechen. 

*)  Italicnixli  ausgedrückt:  nur  wenn  die  HaiKilung  ein  rcato  di  azionc  pubbhca 
ist.  Franzüdiscli ;  crime  ou  dclit  d'action  publique.  In  diesem  Fall  btaadit  kdlie 
Privatklage  rorhcniigehen. 
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der  Fälle,  in  wclclien  die  strafrechtliche  Handlung  des  Unternehmers 
seine  Haftpflicht  nach  sich  zieht,  erheblich  vermindert.  Dann  wird  der 
Staatsanwalt  sehr  sorgfältig  prüfen,  ob  wirkliche  Gründe  zur  \'er- 
folgung  des  Unternehmers  vorhanden  sind,  und  niciit  leiciiten 
Ht  r/cns  eine  Klage  des  Hetrotk-ncn  annehmen  und  ein  Strafver- 
fahren in  (iang  setzen;  deshalb  werden  die  Prozesse  voraussichtlich 
sehr  selten  sein. 

Mit  dcnscll)en  Beschränkungen  haftet  der  Unternehmer  zivil- 
rechtlich  auch  für  die  den  Unfall  veranlassende  Handlung  seiner 
Betriebsdirektoren  und  Aufseher,  d.  h.  die  Handlung  dieser  Re- 
|)räsentanlcn  des  Unternehmers  soll  eine  auf  Antrag  des  Staats- 
anwalles strafrechtlich  zu  verfolgende  sein.  Wenn  die  straf- 
rechtliche Verurteilung  des  Unternehmers  oder  seiner  Repräsentanten 
stattgefunden  hat,  so  hat  die  \'ersiclierung.->anbtalt  gegen  die- 
selben cijien  Atisj»rueh  auf  Ersatz  der  bezahlten  Entschädigung  und 
der  Nebenaufweridungen. 

.\lle  diese  Ikstinnimngen  liaben  auch  den  Zweck,  die  Unter- 
nehmer zu  einer  haldigen  und  .sorgfältigen  Annahme  der  technischen 
Unfallverhütungsniitlel  anzuspornen. 

Den  ebengcnarmten  Ersatzanspruch  hat  die  Wrsicherungs- 
anstalt  auch  gegen  den  betrottcnen  Arbeiter,  welcher  vorsätz- 
lich (dolosej  den  l'nfall  verursacht  hat;  sein  Vorsatz  (dolus  soll 
durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  werden.  Wenn  \ Ors.ii/. 
nicht  vorhanden  isl ,  t.bgleieh  der  Arbeiter  wegen  cjualifizierter 
Fahrlässigkeit,  Mangels  an  dein  Mals  der  Aufmerksamkeit,  zu  dem 
er  verpflichtet  war,  u.  s.  w.,  strafrechtlich  \erui teilt  wurde,  kann 
man  weder  ihm  flic  Entschädigung  absprechen  noch  den  Ersatz- 
ansprucli  gegen  ihn  geltend  machen. 

»  « 

Die  Uebetretvnigen  des  Gesetzes  .sind  mit  Geldbufsen  von  ver- 
schiedenem Betrag  bestraft. 

Vau  VaW  \Lnlienl  besondere  .Aufmerksamkeit. 

Wenn  der  l  nternelnner  zur  rechten  Zeit  ile:i  \  ei >i<  herung.s- 
vertrag  weder  abgeschlossen,  noch  un  X'erhaltni^  zur  vermehrten 
Zahl  der  Arbeiter  ergänzt,  noch  nach  dem  X'erfall  erneuert,  oder 
die  Autlösung  desselben  verursacht  hat,  und  ein  Unfall  in  seinem 
Betriebe  sich  ereignet,  so  soll  er  nicht  nur  au->  eigenen  Miltehi  die 
vorgeschriebene  Entschäiiigung  leisten,  .sondern  auch  eine  .Summe 
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von  ^kich  hohem  Bctra;^^e  einer  staatlichen  Zentralkasse  M,  welcher 
aucii  der  Ertrag  aller  anderen  (leldbulscn  zuflicfst.  bezahlen. 

Mit  den  von  dieser  Kasse  auf  Grund  des  L'ntallgej.etzes  ge- 
sammelten verfugbaren  Kapitalien  soll  das  Ministerium  für  Acker- 
bau, Gewerbe  und  Handel  zuerst,  wenn  der  in  ebengenannter  Weise 
bestrafte  Unternehmer  zahlungsuniahig  ist,  den  betroffenen  Aibeitern 
desselben  Hilfe  leisten.  Auligerdem  kann  das  Ministerium  mit  den 
Mitteln  der  Kasse:  a)  jene  Gesellschaften  unterstützen,  wdche  den 
Arbeitern  während  der  fünftägigen  Karenzzeit  Krankengelder, 
Naturalien  u.  s.  w.  gewähren;  b)  Preise  zugunsten  der  Erfinder  von 
neuen  Einrichtungen  zur  Uniallverhütung  ausschreiben;  c)  jenen 
Gesellschaften  und  Anstalten,  welche  ärztliche  Hilfe  den  vom  Un&ll 
Betroffenen  verschaffen,  Subsidien  bewilligen. 

Endlich,  um  mit  der  Ausfuhrung  des  Gesetzes  auch  eine  voU- 
ständige  Statistik  der  UniäUe  zu  gewinnen,  und  eine  schärfere  An* 
Wendung  der  zivilrechtlichen  Haftpflicht  auf  die  der  ZwangSr 
Versicherung  nicht  unterlie<,^enden  Gewerbe  zu  er/iclen,  sollen  alle 
Unternehmer  ohne  Ausnahme  jeden  Arbeiterunfall  binnen  zwei 
Tagen  nach  dem  Eintritt  den  ortspolizeilichen  Rchinilen  anmelden. 

Das  Gesetz  wurde  am  31.  März  1898  in  der  offiziellen 
Staatszeitung  verö.ftentliclit ;  daher  tritt  es  ('nach  Artikel  28)  am 
I.  Oktober  1898  in  Kraft.  Die  vorbereitenden  Arbeiten  seitens  der 
Regierung  sind  in  vollem  ( rani,^e. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzes  folgen. 

Oe««U  vom  17.  Märx  1898,  Nr.  80.   Die  Bethebsunfalle  der  Arbeiter  betreffend. 

Kuaabert  I.  von  Gottes  Gnaden  und  durch  Volkes  Wille  König  von  Italien. 
Nach  Zu;>timinuiiq  dc^  Senats  and  des  .\bgeordnetenbauses  Inben  wir  bc* 
stätigt  und  verordnen  was  folgt: 

Titel  I. 

Grenzen  der  Anwendung  des  Gesetzes. 

Art.  I.  Dieses  Gesetz  findet  aaf  die  Arbeiter  Anwendung,  welche  be* 
•chiftigt  sind: 

I.  in  Bergwerken,  Steinhriirhen  f'cave  und  Torff^räberrien,  im  Baut;cw<?rbr.  in 
Tiit'  riic-hinunprn  zur  1  rz<  Uj^'ung  von  G.t-^  mli-r  flcktnM  in  r  Kraft  und  zum  '1  f leplion- 
bau  und  -bcUJcb,  in  den  Gewerben,  welche  cxplcnliereudc  Stoti'c  erzeugen  oder  an- 
wenden, in  den  Arsenalen  oder  Werften  zum  ScfaüTbau; 


Diese  Zentrslkuse  ist  dieselbe,  welche  die  gerichtlicben  Deponien  au& 
bewahrt  und  die  Kapitalien  der  Postsparkassen  sammelt  und  Terwaltet. 
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9*  ia  folgcodcD  Betrieben,  vcaa  diesdben  mehr  ab  flnf  Arbeiter  bescfalftigai : 
Ban  oder  Betrieb  voo  Ebcnbabnea,  von  Tnuisportmittelii  Uber  FlOsse,  Kaalk  und 
Seen,  von  durch  mechanische  Kraft  bewegten  Tnunways»  Arbeiten  war  hydranlischen 

Bodennielioration,  Bau  und  Herstellung  von  Mifen,  Kanälen  und  Dämmen,  Bau 
ond  Herstellung  von  Bfflcken,  Tunnels  und  Kommunal-,  Proviniial-  und  Natioml- 
stnUsen; 

3.  in  Hctrieben,  wu  «lunh  olementare  oder  tierisch*"  Kraft  bewegte  Mj^tchipfn 
zur  Verwciuiuiij;  kommen,  uiiü  mehr        lüuf  Arbeiter  ihätig  sind. 

Art.  2.    Als  Arbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt : 

1.  wer  in  dauernder  oder  wechselnder  Art  und  mit  Zeit-  oder  Stücklohn  bei 
Arbeim  anftcrhalb  lebicr  dgencn  Wohnung  beschäftigt  ist; 

2.  wer,  unter  denselben  Bedingungen,  anch  ohne  an  der  Arbeit  materiell  teil- 
zunehmen, die  Arbeit  aaderur  P«noncB  llberwadit,  wenn  sdn  fixer  tIgUeber  Arbeit»» 
verdienst  nicht  sieben  Franken  ttbenteigt,  und  ihm  in  nicht  Hageren  ala  monat» 
liehen  Fristen  bezahlt  wird  ; 

3.  der  Lehrling,  welcher,  mit  oder  ohne  Lohn,  an  der  Ausführung  der  Arbeit 
teilnimmt. 

Titel  U. 

UnfallTerhtttungs  Vorschriften. 

Art.  3.  Die  Untemelimcr  der  im  errten  ArtDcel  beieiclmeten  Industrieen  und 
Gewerbe  sollen  die  von  den  Gesetxen  und  Verordnungen  vorgeschriebenen  Sibfs> 
nahmen  xor  Veriifitnng  der  Unftlle  treffen  und  das  Leben  und  die  persönliche  Sicher» 
heit  der  Arbeiter  schützen.  • 

Sofern  auf  Zuwitli-rhandlungcn  andrrc  Straf  best immungcn  kt-inr  Anwendunp 
finden,  werden  sie  nach  drm  Artikel  434  <1'^  Str.ifjii'sctzbuches  ohne  Aufhebung  der 
civil»  und  strafrcchtlirhrn  Haftung  für  l'nliillc  b.  stralt. 

Art.  4.  I^'f  Mii)i<t<  r  für  Ack<Tb;ui,  CK  Wcrh-  und  Handel,  h:it.  nachdem  er 
die  \  üf>ch!;ij^t:  >U  r  ciii/i  lnen  oder  a>-M)cii«  rlcn  l't  rscmen,  ■»  clchc  die  im  ersten  Ar- 
tikel bezeichneten  Industrieen  und  Gewerbe  betreiben,  und  das  Gutachten  der  tech- 
nlsdien  Regierungsrätc  eingeholt  haben  wird,  die  im  vorigen  Artikel  erwähnten 
Verordnungen  zu  erlassen ;  diese  müssen  mit  königlichem  Dekret,  nach  Begutachtung 
des  Staatsrates,  bestitigt,  und  können  nur  unter  denselben  Normen,  unter  denen  sie 
erlassen  worden  sind,  abgeändert  werden. 

.\\if  <,'leiche  Weise  können  besondere  Verordnungen  für  einzelne  üetrielic  oder 
Verbände  derselben,  nach  Vorschlag  der  Unternehmer,  genehmigt  und  mit  Zwangs- 
gewalt ver><-!itn  werili-ii 

.\rt.  V  .Mnii-tvriuni   lür  .\cker'.iau.       werbe  und   llaml'l  wird  die  He- 

obaclituiii^  der  l  nlalU i  rhuiuii^svor>chrilteii.  welciie  in  den  besonderen  Geset/cn  und 
in  den  iiir  die  vorbczeicbneicu  Industrieen  und  Gewerbe  erlassenen  Verordnungen 
enthalten  sind,  und  der  von  diesem  Gesetze  auferlegten  Pflichten  Überwachen. 

Fftr  die  Inspektionen,  welche  die  Ausitihrung  der  Unfallverhatnngsvorsehriflen 
berwachen  müssen,  wird  das  Ministerium,  aufser  den  Staatsbeamten,  hauptsfichlidi 

47* 
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das  tcchni>chc  iVrsonal  il<  r  rM  srllsrhafti-n  zur  l'nfallvrrliiitun;;  und  der  UDtcrnchmcr* 
verbände  zur  Unfallvprsirlicrun^'  :uit  ( l.<;;iii^i-i!i;;ki"il  vcrwfndrn. 

Alle  die  mit  Inspt-ktiuncn  bi"aultraj;irii  l'crboncn,  welche  die  l-abriken  und 
Werften  besichtigen,  ktenen  von  dem  Original  des  VenicheniiigsTertragcs  Kenntnis 
nehmen.  Sie  sollen,  soweit  es  roÖgUdi  ist,  sieb  entlialten,  die  geheimen  F«brilcataon*- 
protesse  za  untersuchen,  und  stets  Uber  diejenigen  Vcrschwicgenhdt  beobachten, 
ir(3dte  in  der  Aosltbong  ihres  Amtes  ihnen  bdcamit  geworden  sind ;  widrigen&Us 
unterliegen  sie  einer  Bufse  von  500  bis  1000  Franken,  und  aufsrrd«  m  d.-m  Sohadrn- 
•Tsatze  und,  im  Fall<-  eines  beabsichtigten  Vemts,  den  im  Art.  298  des  StnfgesetZi* 
buchcs  angedrohten  Strafen. 

Es  ist  den  Inspektoren  und  den  mit  den  Inspektionen  iH-auliragten  I 'ertönen 
verboten,  lUr  eigene  oder  ciiieü  Dritten  Rechnung  Unternehmungen,  Gewerbe  oder 
BBanifaciten  zn  betreiben,  sowie  als  Aktionbre  an  dcnselt>en  teilianehnien  oder  ak 
tngenienre,  Chemiker,  Aerzte  und  Mechaniker  in  ihnen  beschtfligt  zn  sein. 


Art.  6.  Die  Arbeiter,  welclic  in  den  im  ersten  Artikel  bezeichneten  Unter- 
nehmungen, Gewerben  und  Raoaibeiten  beschäftigt  sind,  sollen  nach  MaTsgabe  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gegen  die  Folgen  der  bdm  Betriebe  sich  ereignenden 
UnfUle  Teinchert  werden. 

Es  sollen  auch  jene  Arbeiter  versichert  werden,  die  einen  technischen  Dienst 
hei  den  aufserhalb  der  Fabriken  verwendeten  1  >.impf kesseln  verrichten. 

l>ie  Versirhemn^sjitlii  ht  zugunsten  (K-r  .Arbeiter  prstr<-ckt  sich  auch  auf  die 
L'nti  ni<  liimnij^i  ti,  (lewerbe  uiul  Hauarbeiten,  w«  lch<"  entweder  von>  Staate,  von  den 
Provin/.en,  von  den  (Gemeinden,  von  den  Verbünden  Icoiisorziij  u^irr  von  ttoell- 
schaften  und  Unternehmern,  die  von  jenen  die  Vergebung  (^conccsiiione)  erhallen 
liaben,  betrieben  werden. 

In  den  Unternehmungen,  Gewerben  und  Bauten,  wo  die  Arl>eit  nickt  fortdauernd 
ist,  ist  die  Versicheiungspilicbt  auf  die  Dauer  der  Arbeit  begrenzt 

.Art.  7  !  >i'  \'ersicherung  soll  auf  Ko>ten  derjenigen,  welche  die  Unternehniun;;, 
das  <^cwi  il)e  (ij.  r  di.  l'..iu.ulit  iten  betreil>en,  und  für  alle  gewaltsam  durch  die  Ar- 
beit v<-rursachten  l  ntalle.  ileii  ii  l'olgen  tler  Tod  oder  korj^erlielic  Verletzungen  von 
mehr  al>  fünftagi^-er  Dauer  gev\i  >«  n  >ind.  alij^e^i  hlos>en  werden. 

Wenn  die  Arbeil  iiir  Kechniuig  enlweili-r  des  Stiiales,  uder  kon  I'rovin/cn, 
Gemeinden,  VerUüiden  und  öffentlichen  Anstalten  erfolgt  und  durch  öffentliche  Ver« 
gebnng  oder  Submission  erteilt  wurde,  fUlt  die  Versichemiigspflicht  dem  Unternehmer 
zur  Last 

Art.  8.    Wetm  man  erkennt,  dafs  die  Zahl  der  versicli'-rten  .Arbeiter  kleiner 

ist  als  die  der  im  Hetri<  b  der  Unternehmung,  dos  Gewerbes  oth  r  der  Bauarbeit  ge- 
wolmlieh  im  I)ar^ch>clinitt  Heschiüt igten,  m)  soll  der  delegierte  Inspektor  den  Unter» 
nehmer  l>eitii  zustiitidigen  ( M-ridit  verkla;:<  n. 

Falsche  mler  ungenaue  Atigaben  weril  n  mit  einer  lUil^e  von  50  bis  looo  Franken 
bestraft,  und  hinzutritt  die  l'flicht  einer  •  igUnzenden  Versicherung,  welche  zu  Lasten 


Titel  III. 


\'  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g. 


des  Unteraehmcn,  auch  von  Amtsvcgcn,  vom  Miniaterittai  fltr  Ackcrbfto,  Gewerbe 
und  Handel  «bg«scli]oasen  werden  soll. 

ArL  9.  Der  Betng  der  den  Artieitem  mgestandenen  EntscbSdigongen  fttr 

den  Unfall  wll,  je  nach  den  besonderen  FUlen,  der  folgende  sein: 

1.  im  Falle  völliger  dauirnder  Erwerbsunfähigkeit  soll  die  Entschädigung  den 
fünfjährigen  Arb.  itsv(  n!i«-nsti-  ••ntspr>  oh'-n  und  nie  kleiner  als  3000  h'ranken  srin: 

2.  im  Fülle  trilwi  ix  T  ikiii<  rnil<  r  I  rwerbsunfähigkeit  s(tll  dii~  Entschädigung 
dem  lunt  lachen  jenes  Teiles  gleich  sein,  welche  der  stattgehabten  oder  möglichen 
Verroindening  des  jlbrlichen  Arbeitsverdienstes  entspricht;  * 

3.  in  FaUe  völliger  awitweiliger  ErwerbMuüUiigkeit  soll  die  FnUrhSdignng 
eine  tiglidie  sein  und  der  HUfte  des  durchschnittlichen  Arbettsverdienstes  entp 
sprechen;  sie  wird  vom  Beginn  des  sechsten  Tages  nach  Eintritt  des  UnfiUles  and 
lUr  die  ganze  Dauer  der  Erwerbsunlahigkeil  bezahlt; 

4.  im  Falle  t<  ilw,  iscr  zeilweiliger  Frwcrbsunfähigkeit  soll  die  Entschädigung 
(!t  r  FfiiKti-  iiMit  r  Wrnünclcning  gleich  sein,  w.  Khe  im  Arbeitsverdienste  die  Frwfrbs- 
iniialiigki  it  verursachen  \vir<l,  und  für  die  ganze  Dauer  der  Unfähigkeit  vom  Beginne 
des  sechsten  Tage»  bezaltlt  werden; 

5.  im  Todesfälle  aoU  die  Entschädigtmg  dem  fUnijäiirigen  Arbeitsverdienste 
entsprcdien  und  den  tcstamentarisebcn  oder  gesetzlichen  Erben  je  nach  den  Be* 
stimmnngen  des  bttigerlichen  Gcsetabndacs  besahlt  werden. 

Wenn  Erben  nicht  vorhanden  sind,  wird  die  EntschXdigong  an  den  im  Art.  36 
vorgesehenen  speziellen  l  omls  ausbezahlt. 

Die  Ent-^rhädigung  soll  bitmen  <lri  i  Monaten  nach  I'intritt  des  Unfalles  liquidiert 
und  bezahlt  v^-<  r<l<  n,  und  im  Verzogerungsfalle  kommt  nach  den  drei  Monaten  der 
gesetzliche  Nornialztns  hinzu. 

Die  den  Lehrlingen  sogestandenen  Entschädigungen  werden  anf  Grand  des 
niedrigsten  Lohnes,  welchen  die  in  demselben  Gewerbe  mid  in  derselben  Kategorie 
wie  die  Lehrlinge  beschiftigten  Arbeiter  erhalten,  festgesetit. 

Bei  jedem  Unfall  ist  der  Betriebsnntrmehmer  verpflichtet,  die  Kosten  der  ersten 
ärztlichen  and  pbamnareutischen  Behandlung  zu  bestreiten. 

Art.  10.  Die  im  Artikel  27  dieses  (le<i  f/es  vor;,'<m-hon'-  V.  rordniinf^  wird  dir 
>.nrr!i<  i>,  auf  (Irand  welcher  die  Fälle  <Ier  dauernden  und  der  zeitw^ciligcn  Erwerbs- 
unfähigk"  it  zu  Ix  Mimmen  sind,  enthalten. 

Um  den  Betrag  der  in  den  ZifTcrn  I,  3  und  5  des  Artikels  9  fixierten  Ent- 
sctiädigungcn  so  bestimmen,  gilt  als  jährlicher  Arbeitsverdienst  das  Dreihondertlaclie 
des  täglichen  Arbeitxverdienrtes  oder  Lohnes  bis  snr  Masimalgrense  von  3000  Franken. 

Der  Tagelohn  wird  berechnet,  indem  man  den  gesamten  Verdiennt  des  Ar- 
beiters  in  den  letzten  fiinf  Arbeitswochen  durch  die  Zahl  der  wiikllehen  Arbeitstage 
in  dersellx-n  IVri(Mh-  ilividiert. 

Art.  II.  l^inii.Mi  /\v.  i  f.ihr.ii  n;u  li  d«  ni  I  iiitrilt  iles  Unfalles  ist  dem  Arbeiter 
um!  den  Vr  r-ii:herungs;in>t.ilti  n  gestattet,  die  keviMun  de»  Bescheides  über  die  Art 
der  Lrwerbsuunihigkeit  zu  verUngen,  wenn  der  thatsächliche  Zustsnd  den  früheren 


Bescheid  als  fehlerhaft  erkennen  läfst,  oder  in  den  kÖiperUchen  Znatändcn  des 
Arbeiters  Veränderungen,  wekbe  als  Folgen  des  Unfalles  zu  betrachten  sind,  sich  zeigen. 
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Streitigkeiten  Aber  die  Feststellung  der  Entscbidigongen  im  Falk  Ton  zeit» 
weilifer  ErwerbsunHUiigkcit  entscheidet  das  GchvvI»  -,:.  rieht  ohne  Berufung,  wenn 
die  Summe  nicht  200  Franken  flbenteigt,  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  15.  Juni  \r  ZQ-. 

Wo  ein  G<  \v<-ri><-t^f-rii  ht  nicht  besteht,  entscheidet,  audi  ohne  Berufung  bis  rur 
genannten  Summe,  der  Frätor  des  Ortes,  wo  der  Unfall  !>ich  ereignete 

Alle  die  Streiti^iten,  deren  Wert  200  Franken  fibersteigt,  entschddet  das 
ordcntlidie  Geridit  des  Ortes,  wo  der  Unfiül  sidi  «eignete,  nach  den  aUgemeinen 
Regeln  der  Znilliidigkeit  vnd  der  Proaefsordnnng. 

Für  die  in  diesem  Artikel  vwheigesehenen  Streitigkeiten  brancht  man  weder 
Advokat  noch  Anwalt  (procuratore). 

Auf  aUe  'IVile  des  \'.rfahrens  und  auf  aUe  vom  Gericht  erlassenen  Ent- 
steh'idungen  lindet  der  Artikel  44  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1S93,  Nr.  295,  An- 
wendung. 

Für  die  Entscheidungen  werden  folgende  GebOhren  benhH:  wenn  der  Weit 
der  Streitigkeit  nicht  50  Franken  ttbersteigt,  50  Centimes;  von  50  bis  100  Franken, 
einen  Franken;  und  illr  jede  weitere  100  Franken,  zwei  Franken: 

Die  Versicherungsanstalt  ist  verpflichtet,  auch  während  der  Streit  sehwebt,  die 

Rnt>chädigung  zu  bezahlen;  doch  ist  ihr  ein  evcntneller  Ersatzanspmcli  gegen  die 

haftpilichtigen  Personen  gestattet. 

Die  nis   Vürscliüsse  bezahlten  Entschädigungen  werden  in  die  endgültige 

Liquidation  eingerechnet. 

Art.  12.  jeder  X'ertrag,  wiUher  bezweckt,  <"ntweder  die  Rr7.ahlung  der  Ent* 
Mzhadigmig  unwirksam  i\x  machen  oder  den  int  Artikel  9  Uxierten  betrag  zu  ver- 
mindern, ist  niditig. 

Art.  13.  Im  Falle  völliger  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  wird  die  nach  dem 
Artikel  9,  Zifkt  l,  festgestellte  Entschädigimg  als  R^el  in  eine  Leibrente  bei  der 
Nationalkasse  flUr  AlterS"  «nd  AivaliditltsvenidkeniQg  der  Arbeiter,  und,  lalls  die 
Nationalkasse  noch  nicht  eingerichtet  ist,  bei  einer  der  Lebeuveraicberaqgif  eseti* 

Schäften,  welche  im  Königreich  gesetzlich  thätig  sind,  vcrwandclL 

Die  Gesellschaft  wird  von  der  vom  Unfall  betroffenen  Person  gewählt. 
In  AusnahmeniUen  kann  d<  r  rr-ilor,  in  dessen  Zxiständigkeitsbezirk  der  Arbeiter 
seinen  Wohn-itz  hat,  «iie  .\blindung  der  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Entscbädi- 

gunj^  durch  eine  entsprechende  Kapitalzaiilun^'  };i  statten. 

Art.  14.  Die  Entscliädigunt;'-  und  Rcntenlonieruni,'  karm  weder  auf  Dritte 
übertragen,  noch  verpfändet,  noch  gepfändet  werden,  und  geniefst  des  im  bürger- 
lichen Geietsbndi  Art  1958,  Ziffer  6  voigesdieMa  Vorrechts  Uber  die  Wette,  welche 
zur  Bargschaft  der  Bezahlung  hinterlegt  wurden. 

Art.  1$.  Der  Anspruch  auf  Schadenersatz  nach  Hafsgabe  dieses  Gesetzes  ver* 
jährt  binnen  Jahresfrist  nach  Eintritt  des  UnfkUes. 

Art  16.  Die  Versicherung  soll  bei  der  Nationalkasse  fllr  die  Arbdterver- 
Sicherung  gegen  die  Bctriebcnnftlle,  welche  durch  das  Gesetz  vom  S.  Juli  1883 
Nr.  1473  gegründet  wurde,  abgeschlossen  weiden,  wenn  die  Arbeiten  für  Rechnung 
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dfs  Staates,  der  Pro\-iiuen  und  der  Gemeinden  uumiUelbar  oder  durch  konzessionierte 
Uniemduncr  oder  ftANnitteBteB  MHgeflilirt  werden. 

In  «äderen  flllen  kann  man  die  Verdcherang  bei  jenen  privaten  Verriehenagi- 
Gesellediaften  and  Untemehmonfen  abselilielten,  weldie  nach  den  in  der  Vem 
Ordnung  voigcadiriebenen  Nonnen  and  Bfirstebaften  in  Königreich  gcsetnnifiig 
tbStig  sind. 

Art.  17.    Von  (l<  r  \  <  r>icherungHpflicht  bei  der  National kaawe  oder  bei  den 

privaten  Gesellschaften  werden  befreit: 

I.  Der  Staat  fUr  die  Arbeiter  seiner  Anstalten,  denen  durch  besondere 
Gesetze  schon  EntschSdigongen  fUr  Betriebsunfälle  zuerkannt  sind. 

3.  Diejenigen,  trekhe,  indem  lie  eine  im  Artikel  6  beieicbnete  Fabrik  oder 
Unlenehmnng  betreiben,  auf  eigene  Korten  eine  besondere  Käme  gegrttndet  haben 
oder  grflnden  werden.  Diese  Kasse  soll  durch  Gesetz  oder  königliches  Deinct 
juristische  Penfinlichkeit  erhallen,  mehr  als  500  Arbeiter  dauernd  iimfas>'*n  and 
Entschädigiinfjcn  vcrsiehern.  die  nicht  kleiner  sein  dürfen,  als  die  im  Artikel  9  vor- 
gesehenen sind.  Der  I'>egründer  soll  bei  der  Zentraldepositen-  und  Anleihekasse, 
in  Staat!»-  oder  vom  Staate  pjarantierten  Papieren ,  eine  Bürgschaft ,  deren  Form 
und  Betrag  vom  Minuterium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  mit  allgemein  an- 
wendbaren Nonnen  bcstinunt  sein  werden,  hinterlegen. 

Diese  Bflrgscbaft  ^rf  nicht  kleiner  als  der  ftnffiuhe  Betrag  der  Pifmicn  sein, 
welche  jihrlidi  der  Nationalkasse  an  besahlen  wlren,  nm  die  aar  PrivadEssse  gehören- 
den Arbeiter  zn  versichem. 

Wenn  die  Kassen  genügende  Mittel  zur  Bezahlung  der  Entschädigungen  nicht 
haben,  sind  zur  Bezahlnn);  jene  Personen  verpflichtet,  welche  die  vom  Unfall  be- 
troffenen Arbeiter  versichern  sollten. 

3.  Die  Unternehmer,  welche  einen  Verband  ^sindacaloj  zur  gegenseitigen  Ver- 
sichermic  bilden.  Die  Statuten  dca  Veifaante  sollen  vom  Minirtcriom  für  Aeketlian, 
Gewellte  nnd  Handel  bestitigt  werden. 

Die  lAatemehmerveifainde,  welche  sieh  bilden,  sollen  wenigstens  4000  Aibeiter 
anfiusen  and  bei  der  Zentrsldepositen»  und  Anleihdusse  eine  Bflrgsdiait  in  Staata- 
oder  vom  Staate  garantierten  Papieren  hinterlegen.  Diese  Bttrgschaft  SoU  aof 
10  Franken  für  j eden  beschiftigten  Arbeiter,  bis znr  Mazimalgrenae  von  500000  Franken, 
berechnet  werd-n. 

Bei  der  Hildun;;  des  Verbandes  sollen  für  <!as  erste  Jahr  vorschufswetse  und 
als  teilweise  Vorausbezahlung  der  ihnen  künftighin  anfzuerlegenden  jähriichen  Bei« 
träge,  die  Unternehmer  der  Kaste  des  Verbandes  eine 

Hilfte  der  nrimien  entsprechen  mnfs,  vrekhe  die  Nationalkasse,  tun  ihren  Ari>eitem 
die  vom  Geselae  fixietten  Entscbidigungen  zu  sichern,  fordern  wOrde. 

Ina  Fnlle  dafs  die  so  vorausbezahlte  Summe  den  Gesamtbetrag  der  im  Jahn 
festgestellten  und  >  n<!t;'iUip  anerkannten  Entschädigungen  ülx  rsteigt,  soll  der  Ueber- 

adiufs  den  ass<x-iierten  L  ntemehmem  zurückerstattet  werden. 

Iti  den  foljjenden  Jahren  und  beim  Beginn  jedes  Jahres  werden  den  associierten 
Unt»:mchmem  die  jährlichen  PrSmien  nach  dem  Betrag  der  im  vorigen  Jahre  fest- 
gestellten Entschldignngen  anferlegt 
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Die  associierten  L'nttTiK-hmcr  halten  .soluiansch  für  die  Erfüllung  der  ihnen 
nach  diesem  Gesctxe  obliegenden  Pflichten  und  ihre  Beiträge  werden  nach  denselben 
Normen  und  Voncchteii  wie  die  dtidtlen  SCencm  erhoben. 

Die  Regeln  fltr  die  Vcnncfamng,  die  ZortdktaUimg  (tviacolo)  und  die  Er* 
ncaenmg  der  BOrfsdwft  der  PiivitkaMen  und  der  Untemdmierveibinde  soUcn  too 
der  im  Artikel  27  vor{;eschenen  Verordnang  bestimmt  werden. 

Die  Vorschriften  des  Artikels  3  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1883,  Nr.  1473, 
•werden  für  die  nach  diesem  Gesetze  stattfindenden  <  )]t'Tationen  auch  auf  die 
Kassen  und  l'ntemehmerv-crbände,  welche  nach  den  Bestiauaungen  dieses  Artikels 
gebildet  werden,  angewandt. 

Art  l&  Die  GeseUscbaAen,  welche  nach  Ma&gabe  des  Gesetzes  vom 
2y.  April  188s,  Nr.  3048,  die  Eiienfanhnen  betieiben,  sind  von  der  Pfllclit,  ihre  Ar- 
beiter  bei  den  im  Artikel  16  beteicbneteB  Anstalten  «n  versidien,  befreit,  wenn  sie 
die  Stetuten  d«r  von  ibnen  anT  Grund  der  Artikel  31  und  3$  der  BetricbsnonncM 
verwalteten  l't-nsionrn-  und  Hilfdnssen  insofern  verändern,  als  es  nötig  ist,  um  sie 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  anzupassen :  doch  sollen  die  erworbenen  Rcdite 
der  den  Kassen  gt  höripen  Personen  unangetastet  bleiben. 

Die  Königlich«-  Gcscllschalt  der  -.ardinisrhen  Ki>.t  nbahnen  wird  auch  von  der 
Pflicht,  ihre  Arbeiter  zu  versichern,  befreit,  wenn  sie  die  Hinrichtung  ihrer  Uilfs> 
und  Pensionenkassen  den  Vorschriften  dieses  Gesetses  anpaftt 

Die  VctAnderungen  der  genannten  Statuten  sollen  vom  Ministcrinm  fttr  Ackerbau, 
Gewerbe  und  Handel,  mit  Zustimmung  <k8  Ministeriums  der  öficntUdien  Aibcitca, 
bestXtigt  werden. 

Die  obeiigenanntett  Eisenbahngesdlschaften  sind  nicht  verpflichtet,  weder  für 
die  bestehenden  Ka'isen  noch  für  jene,  die  sie  nach  MaÜBgabe  dieses  Gesetscs  in 
Zukunft  gründen  werden,  Bürgschaft  zu  leisten. 


Art  19.  Diejenigen,  welche  die  nach  dem  Artikel  6  cur  Veisicberong  ihrer 
Arbeiter  verpflichteten  Untemehmnacen,  Gewerbe  oder  BauarbeiteB  betreiben,  sollen 

biimen  einem  Monate  nach  dem  Inkraftreten  dieses  Gesetzes  dem  Prifekten  der 
rrrivin/  ihre  Unternehmung  oder  ihr  (iewerbe  und  die  Zahl  ihrer  Arbeiter  und  l.rhr- 
lingr  anmelden;  der  Präfckt  wird  sogleich  dem  Ministerium  für  Ackerbui,  Gewerbe 
und  Handel  die  .\nmclduQg  mitteilen. 

Binnen  einem  Monate,  nachdem  dem  Präfekten  die  Anmeldung  gemacht  wurde, 
soH  man  entweder  den  Versicherungsvertrag  bei  den  im  Artikel  16  bcseldineten 
Anstalten  absdiliefsen,  oder  licweisen,  dafs  die  Bestimmungen  der  Artikel  17  imd  18 
crflUlt  wurden. 

Bei  den  neu  errichteten  Unternehmungen,  Gewerben  oder  Bauarbeiten  sollen 
die  Untemefatmer  ihre  Arbeiter  zehn  'I'agc  vom  Beginn  ilirer  Thätigkeit  an  ver- 
sichern und  in  derselben  Frist  die  in  der  ersten  Ziffer  dieses  Artikels  vorgesehene 

Anmeldung  ab^^ebcn. 

Art.  20.    Diejenigen,  welche  die  Unternehmung,  das  Gewerbe  oder  die  iUu« 
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arbciuo  betreiben,  sollen  binnen  fünfzehn  Tagen  nach  der  Ab&chlieläung  des  Ver- 
acbemiigivcitrBgcs  deuelbett  dirdct  oder  dnrdi  den  Ortoblb'germeister,  welcher  die 
lifawliridit  Mglcidi  absenden  mofs,  dem  PrKfdcten  der  Provins  anmelden. 

Der  PrSlieikt  wird  am  Ende  jedes  MoiiaU  den  llialsteriam  iltr  Ackerbnn,  Ge- 
werbe and  Handel  das  ▼oUstSndtge  Veneidwis  der  ihm  im  Moostte  mitgeteilten 
VenichenuigsTertfige  senden. 

Die  Veränderungen  in  der  Zahl  der  Arbeiter  tmd  der  entsprechenden  Ver- 
sicherungen sollen  auf  jjleiche  Weise  in  den  ersten  zehn  Tagen  des  auf  ihren  Ein- 
tritt folgenden  Monats  gemeldet  werden ;  der  i'räfekt  wird  zugleich  daTon  das 
Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Han<lel  verständigen. 

Die  Regeln  für  die  Anmeldung  und  die  darin  zu  macitcnden  Mitteilungen  wird 
die  Im  Artikel  27  vorgesehene  Verordnung  bestimmen. 

Die  Unterlassang  der  Torgcsehriebenen  Anmddmtg  wird  mit  einer  Bufse  von  50 
Ms  100  Franken  bestraft 

Art  31.  Diejenigen,  weldic  in  der  Torgcschriebenen  Frist  entweder  der  Ver- 
aicherongspflicht  nidit  genügen,  oder  den  verfallenen  Vertrag  nidit  emeoern  oder  im 
Verhältnis  aar  vermehrten  Zahl  der  Arbeiter  nicht  ergSnsen,  oder  die  Auflösung  des 

Vertrages  verursachen,  werden  mit  einer  Bufse  von  5  Franken  für  jeden  Arbeiter, 
und  für  !edcn  Tag  der  Verzögerung  zur  AV)srhliefsung .  Ergänzung  oder  Erneuerung 
d«  *i  \'crtra}j<  s  bis  /.\\m  Maximum  von  4000  Kranken  hrstratt  :  ;iul>'^  rdem,  w<  nn  ein 
Unfall  Mch  ereignet,  sollen  sie  den  Arbeitern  dieselbe  Enlsclutdigung ,  welche  die 
Vcfsfehernngsanslalt  geästet  hüte,  und  w^er  der  vom  Artikel  a6  dieses  Geseties 
vorgesehenen  Kasse  eine  Summe  von  gleich  hohem  Betrage  bezahlen. 

Art  aa.  Diejenigen,  gegen  welche  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt 
worden  ist,  dafs  sie  den  Unfall  herbeigeführt  haben,  haften  andi  dvürechtlich  wenn- 
gkidi  rie  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetaes  die  Versicherung  abgeschlossen  haben. 

Die  Eigentitmer  oder  Leiter  einer  Untemdimung,  eines  Gewerbes  odet  einer 

Hauarhc  it  haften  auch  nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  (lesetzhurhes  fOr 
ihre  Betriebsdirektoren  und  -Aufsrher,  wenn  durch  strafgcrichtlicbcft  Urteil  festge- 
stellt wurde,  dafs  diese  den  Unfall  herbeigeführt  haben. 

Die  vorhergclundi-n  I'estimmungen  diese>  .Vrtikeln  finden  nur  dann  Anwendung, 
wenn  die  Handlung,  inlolpi-  wrUher  der  Lnfall  liertnigetührt  wurde,  auf  Antrag 
des  Staatsanwaltes  auch  ohne  l'rivatkUge  verfolgt  werden  kann. 

Wenn  man  erkUrt,  dafs  kein  Strafverfahren  mehr  stattündet,  weil  die  Straf- 
verfolgung dnich  Begnadigung  oder  Tod  aufgehoben  wurde,  so  wird,  auf  Antrag 
der  Berechtigten,  welcher  binnen  einem  Jahre  nach  der  obenerwihntcn  ErUJirung 
gestellt  sein  mnfs,  der  Zivilrichter  cntachdden,  ob  fttr  die  Handlungen,  welche  als 
Verbrechen  oder  Vergehen  zu  betrachten  waren,  die  zivilrechtlicbe  Haftung  nach  den 
Bestimmungen  der  drei  ersten  Ziffern  dies<-s  Artikels  noch  besteht. 

Keine  Entschüdigung  soll  bezaldt  werden,  wenn  der  Richter  erkennt,  dafs  die- 
selbe nicht  hoher  sein  würde  als  die  Entschiidigvmg ,  welche  der  vom  Unfall  Be- 
troffene oder  seine  HinterMit  hi-nf-n  ;iuf  Grund  dirses  (Gesetzes  erhalten  haben. 

In  den  anderen  1< allen  Ueschrunkt  sich  der  Anspruch  der  Berechtigten  auf  den 
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Betrag,  um  welchen  die  gebtthrende  Entschid^guMg  diejenige  übersteigt,  auf  welche 
sie  nach  dieaem  Gesetie  Aapadi  Mben. 

^M.  -«$.  Venichemogaaiutalten ,   die  Unternehmenreibiiide  Bnd  die 

Privatkasien  aoUen  «oeh  in  den  im  TOrigen  Artikel  vorgesehenen  FUlen  die  Ent« 

Schädigungen  bezahlen,  aber  «ie  haben  Anspruch  auf  Frsatz  der  hezahlt'*n  V.nt- 
schädij^ungcn  und  der  Nebenaufwcndungen  Regen  die  zivilrechtlirh  haftenden  Per- 
sonen, wenn  der  Unfall  wegen  der  im  vorigen  Artikel  vorgesehenen  Ursachen  sich 

ereignete. 

Der  Urteilbspruch,  welcher  auf  Grund  des  vorigen  Artikels  die  zivilrecbtUcbe 
Haftmg  anerkennt,  wird  sogleidi  der  Venidieiiiiigaaiistalt  das  Recht  «of  Enalz 
gegen  die  haftpflichtige  Person  gestatten. 

Derselbe  Anspruch  auf  Ersats  entsteht  gegen  den  betroffenen  Arbeiter,  wenn  er 

den  l.'nfall  vorsätzlich  hcrbeigefllhrt  bat.   Der  Beweis  des  Vorsaties  mufs  ans  «nem 

strafgerichtlichen  Urteile  erhellen.  Dieser  Rewels  kann  nach  den  Regeln  des  Zivil- 
prozefsrechtes  gesammelt  werden,  wenn  durch  Tod  des  Anpi  klaptrn  oder  durch  IV- 
j^nadifjini'^  das  Strafverfahren  aufgehoben  wun!  - ,  iJas  li.  trett<mU-  /ivilrechtliche  Ver- 
fahren kann  jedoch  nicht  mehr  .slattündcn,  wcmi  ein  Jahr  nach  der  Erklärung,  dafs 
das  stcafrechtliche  Verfahren  an^diaben  wurde,  verflossen  ist. 

Der  Ersatsanspnich  verjXhrt  in  Jahresfrist  von  dem  Tage  an,  an  dem  der  Ur* 
teilsspradi  rechtakriftig  geword^  ist. 

Art.  24.  Mit  Ausnahme  der  im  Artikd  22  voigesehenen  FSUe  bleiben  die- 
jenigen, welche  die  in  den  Artikeln  l  und  6  verzeichneten  rntemchmungen,  Gewerbe 
oder  Pauarlx  iten  iKtrriben.  wenn  sie  ili<- \'orsicherung  abgeschlossen  oder  auf  C rund 
der  Artikel  17  und  18  Vorsorge  getroffen  ^haben,  von  der  zivilrechtlichen  Haftung 
befreit. 

Art.  25.  Diejenigen,  welche  Unteruehmungco,  Gewerbe  oder  Bauarbeiten  be- 
treiben, auch  wenn  diesdben  nicht  im  Artikel  i  erwUmt  sind,  sollen  bhmen  zwei 
Tagen  nach  dem  Eintritt  jeden  Arbeiterunfall  der  ortspolixeilichen  Bdifiide  anmelden; 
widrigenfalls  werden  sie  mit  einer  Bnlse  von  50  bis  100  Franken  bestraft. 

Art  36.  Die  als  Bufse  ffir  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  bezahlten  Be- 
triige  werden  in  der  /mtraldcpositen-  und  Anleihekasse  hinterlegt.  Diese  und 
die  anderen  auf  Grund  des  .\rtikels  <>  /ifTiT  sowie  die  auf  Grund  des  Artik'ds 
21  bezahlten  H<-tr.n^,'<:  wi-rden  vum  N!iiii>l<  ruini  für  Ackerbau,  Gewcrbi-  H.unirl 
zu  folgenden /wecken,  nach  derselben  Reihenfolge  wie  sie  erwähnt  sind,  verwendet: 

1.  um  jenen  Arbeitern,  welche  keine  Entschädigung  erhalten  haben,  weil  die 
nach  Artikel  at  haftenden  Personen  sahlnngsonfShig  sind,  Hilfe  an  leisten; 

2.  um  nach  den  Bestimmungen  der  Verordnung  (s.  Alt  37)  jene  Gesdlschaften 
an  unterstntsen,  welche  die  Pflicht  flbemehmen,  die  vom  Un&Il  betroflcnen  Aibciler 
in  den  ersten  fttnf  Tagen  der  Krankheit  zu  unterstfltzen; 

v  um  Preise  zugunsten  der  Erfinder  von  neuen  Einrichtungen  sor  Unfallvei^ 
hütung  auszuschreiben : 

4.  um  den  ( «esellschaltcn  und  Anstalten,  welche  ärztliche  Hilfe  den  bei  der 
Arbeit  Verletzten  verschaffen,  Subsidien  zu  bewilligen. 

Art  27.    Zur  Ansfllhnmg  dieses  Gesetses  wird  eine,  nach  Atdiftmog  des 
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Obersten  Rates  fUr  HUfs-  mi  mtslten  (ConsigUo  ddk  Previdew«)  und  des 
StMtsntes  dtnch  kttugtiches  Dekret  bcstlägte  Itawriaia^  «rluten  werden« 

Art  28.  Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  sechs  Monate  nadi  veiMr  Vcrifftaft- 
lichong  in  der  Staatszeitung. 

Wir  vprordrcn.  dafs  das  vorliegende  Gesetz  mit  d»'m  Staatsinäiogel  vTM*h(>n  in 
die  amtlich.-  Sammlunp;  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs  Italien  auf- 
genommen werde,  und  verfügen,  dafs  jedermann,  den  es  angebt,  es  ah  Staatsgesctc 
befolge  und  zur  B'-folgung  bringe. 

Gegeben  Rom,  den  17.  März  1S98. 


Humbert. 


F.  Cocco-Ortu. 


VBREXNIGT£  STAATEN  VON  AMBRIKA. 


Drei  Entscheidungen  Oberster  Gerichte  über  den 
gesetzlichen  Arbeitstag  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Von 

FLORENCE  KELLEY, 
in  Chicago. 

Seit  mehr  als  zwanzitr  Jahren  ist  die  Präge  des  geselzlichen 
Arbeitstages  in  vcrschiL-dcncr  (Icstali  \on  Zeit  zu  Zeit  xor  den 
Obersten  (icricliten  der  I^in/clstaatcii  der  l  'nion  inul  der  X'ercniigten 
Staaten  erschienen.  l)as  eine  Mal  war  es  ein  (ieset/  über  den  Ar- 
beitstag für  in  Fabriken  beschäftigte  brauen;  das  andere  Mal  ein 
(tesetz  über  den  Arbeitstag  aller  in  fler  Industrie  beschäftigten  Per- 
sonen; dann  wieder  handelt  es  sich  um  die  von  der  Bundoregiernng, 
einem  einzelnen  Staate,  einer  Grafschaft,  einer  Kommune,  oder  \on 
einem  von  diesen  Verbänden  beaullragten  Unternehmer  beschäftigten 
Männer.  Bisweilen  betraf  es  die  \on  privaten  Gesellschaften  oder 
Individuen  beschäftigten  Männer  und  Frauen. 

Die  Entscheidungen  der  Obersten  Gerichte  in  den  verschiedenen 
Staaten  waren  keineswegs  einheitlich;  bisweilen  standen  sie  sogar 
in  direktem  Widerspruch  miteinander.  Ja,  es  hat  sich  der  seltsame 
Fall  zugetragen,  da(s  ein  Rechtsgrundsatz,  der  von  dem  Obersten 
Gerichtshof  in  Massachusetts  als  offenbar  verfassui^mäCsig  erkannt 
worden  war,  von  dem  Obersten  Gerichtshof  in  Illinois  nicht  nur 
als  unvertraglich  mit  der  Staatsverfassung,  sondern  auch  mit  dem 
14.  Amendement  der  Bundesverüassung  befunden  wurde.  (In  diesem 
Streit  handelte  es  sich  um  die  Befugnis  der  Staatslegislatur,  den 
Arbeitstag  erwachsener  Frauen  zu  beschränken.)  Während  dieses 
langen,  langsamen  Verfahrens  ist  solch*  eine  Anzahl  widerstreitender 
Entscheidungen  von  den  Staatsgerichten  gefallt  worden,  dafs  Juristen 
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wie  Arbeiter  über  die  Autorität  der  Staatslc^^islatur  und  ihre  (trenzcn 
mit  Zweifel  erfüllt  worden  sind.  Dadurch  ist  in  mehr  als  einem 
Industriestaat  Vei*wimmg  und  Un^ewifsheit  entstanden,  die  die 
Bemühungen  um  legislative  Mafsre^eln  gelähmt  haben. 

Da  nach  der  Bundesverfassung^  der  Wreini<^tcn  Staaten  zahl- 
reiche (ie«^enstände  der  le^nslativen  Behandhiii;,'  den  Kinzelstanten 
überlassen  worden  sind,  sollte  man  als  selbstverständlich  annehmen, 
dals  sich  darunter  aurh  die  BefuLjnis  der  Staatsle^islaturen  befinde, 
den  ;4eset7.1ichen  Arbeitstag  für  die  BüiLTcr  des  Staates  zu  bestimmen. 

i>t  indessen,  wie  wir  sehen  werden,  durchaus  nicht  der  l'all. 
h>  sind  dabei  aufser  den  Staatsverfassun<,'en ,  die  Hundesverfassuni^, 
ihre  1 5  Amendements  und  die  hiterpretationen  des  Obersten  liundes- 
geru  lits  in  Betracht  zu  ziehen. 

In  den  nianni^dachcn  I'urmen,  in  denen  die  I'ra^^e  des  gesetz- 
lichen Arbeitstages  \  or  den  ( )bcr>len  Gerichten  erschienen  ist, 
handelte  es  sich  immer  um  die  prinzipielle  I'Vage,  ob  die  Gesetz- 
gebung das  Recht  habe,  in  die  Vertragsfretheit  erwacteener  Personen 
einzugreifen. 

Seit  der  Annahme  des  14.  Amendements  der  Bundesveriassung 
ist  der  Streit  um  diese  Frage  immer  heftiger  entbrannt  Der  eine 
Teil  der  Gerichte  entschied,  dafs  dieses  Amendiement,  das  den 
Schutz  der  N^er  nach  ihrer  Emanzipation  bezweckte,  den  Staats- 
l^islaturen  jedes  Recht  nimmt,  den  Arbeitstag  Erwachsener  zu 
regeln  oder  in  irgend  einer  Weise  sich  mit  der  Vertragsfreiheit  zu 
be&ssen.  Der  andere  Teil  dagegen  behauptete,  dafs  das  14.  Amen- 
dement  die  Befugnisse  des  Staates  nach  dieser  Richtung  hin  nicht 
beschrankt  und  sie  in  keiner  Weise  geändert  habe. 

Das  14.  Amendement  der  Bundesverfassung  lautet:  „.MIe 
Personen,  die  durch  Geburt  oder  Naturalisatton  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  und  ihrer  Jurisdiktion  unterthan  sind  ,  sind  Bürger 
desjenigen  Staates,  in  dem  sie  wohnen.  Kein  Staat  soll  Gesetze 
erlassen  oder  durchführen,  wodurch  die  Rechte  und  hreiheiten  der 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  geschmälert  werden ,  ebenso  soll 
kein  Staat,  ohne  dafs  vorher  ein  (ordentliches  ( ierichts\erfahren 
■statt;^^efmulen  hat,  irgend  einer  Person  da^  Leben,  die  h'reihcit  oder 
das  l'.i;4enium  nehmen,  oiler  ein("r  Persrtr;,  die  ^\rh  innerhalb 
seines  Recht-»L,'el jietis  befindet,  den  ihr  L;ebuiirenden  Schutz  der 
( u  setze  vei sa;^^tMi."  Dieses  Anieiuiement  wurde  im  I  ihre  I<S68  n«^- 
L;eiv»mmen.  und  im  X'ergleich  mit  der  Interptciation ,  die  es  er- 
fahren hat,  sind  alle  anileren  in  den  drei  vorliegenden  Knischeidungen 
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enthaltenen  Fragen  von  unter<:jeor(hK  tcr  Hocleiitiin;^^  1  lälie  das  Oberste 
liundesgericht  zu  irgend  einer  Zeit  in  ckr  l  olge  seiner  KiU- 
scheidiingen  über  den  Arbeitstag  erkannt,  dals  durcli  das  14.  Aiiien- 
tlcnient  der  Bundesverfassung  ilen  Staatslegislaturen  das  Reclit  in 
der  That  entzogen  sei,  den  Arbeitstag  gesetzlich  zu  regeln,  so  wäre 
jeder  I-'ortschritt  nach  dieser  Kiclitung  uiuuijglicii ;  denn  die  l-,ni- 
scheidungen  des  Obersten  ßundesgerichts  sind  endgültig  und  lassen 
keine  Berufung  zu.  Der  Erlafs  eines  neuen  Amendements,  das  den 
Staatslegislaturen  die  aforderliche  Autorität  erteilen  würde,  wäre 
aber  mit  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  verknüpft;  denn  es 
mülsten  vpn  den  44  Bundesstaaten  33  durch  ihre  Legislaturen  oder 
in  einer  Staatenkonvention  dafür  stimmen. 

Diese  Gefahr  ist  jetzt  glücklicherweise  abgewendet  durch  die 
Entscheidung  des  Obersten  Bundesgerichts  vom  28.  Februar  1898. 
Sie  ist  bekannt  als  die  Utah  Acbtstundenentscheidung,  und  sie 
bildet  den  Gegenstand  dieser  Abhandlung. 

Ich  habe  schon  in  einem  früheren  Artikel  des  Archivs  ^)  darauf 
hingewiesen,  dals  ein  Gesetz  nur  dadurch  endgültig  gegen  Auf» 
hebung  wegen  Ver£issungswidrigkeit  gesichert  wird  und  als  ein 
bleibender  Bestandteil  der  Gesetzessammlung  betrachtet  werden 
kann,  dafs  das  Oberste  Bundesgericht  einen  Fall,  der  unter  dem 
Gesetze  entsteht,  durch  sein  Urteil  entscheidet.  Diese  Sicherheit 
wird  also  nur  erlangt,  nachdem  die  I'Vage  der  Yerfassungswidrigkeit 
ausdrücklich  erhol  »cn  und  von  dem  Gericht  entschieden  ist.  Da- 
g^en  kann  ein  Gesetz  von  dem  Obersten  Gericht  des  Staates  auf- 
gehoben werden,  der  es  erlassen  hat.  Es  ist  daher  leichter,  die 
.\ufh{  l)ung  als  die  Bestätigung  eines  Gesetzes  durch/nsetzen ;  denn 
die  Aufhebung  kann  durcli  das  Oberste  Slaat^gtrichl  geschehen, 
während  die  Bestätigung  durch  das  Oberste  Siaalsgericht  nicht  end- 
gültig, sontlern  vorbehaltlich  einer  Revision  durch  das  Oberste  Bundc^- 
gericlil  cni-->clnVde{i  wird. 

Die  drei  1  iilscheidungen,  die  hier  erörtert  werden  sollen,  sind 
die  des  Obersten  Cierichts  von  Massachusetts,  das  im  Jahre  1S76 
das  Gesetz  dieses  Staates  bestätigte,  wodurch  der  Arbeitstag  der 
in  i  abriken  be.>chäfligieu  brauen  auf  zehn  Siundeii  und  die  .Arbeits- 
woche auf  ^echzig  ."Stunden  beschränkt  wurde;  die  Entscheidung 
des  Obersten  Gerichts  von  Illinois,  das  im  Jahre  1895  das  Gesetz 
dieses  Staates  för  ungültig  erklärte,  wodurch  der  Arbeitstag  der  in 
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gewerblichen  Betrieben ,  Fabrilcen  und  Werkstätten  beschäfti}^'ten 
Frauen  auf  acht  Stunden  und  ihre  Arbeitswoche  auf  48  Stunden 
beschränkt  wurde;  und  schhefslich  die  Kntschcidun^'  des  Obersten 
Bundesgerichts,  das  am  28.  Februar  1898  das  (  icsctz  des  Staates 
Utah  bestätigte,  wodurch  der  Arbeitstag,  der  Männer,  die  im  Berg- 
werken, Hütten  und  h'abriken,  in  denen  Erze  und  Metalle  bearbeitet 
werden,  beschäftigt  sind,  auf  acht  Stunden  beschrätikt  wird ,  aufscr 
in  Notfallen,  in  denen  Menschenleben  oiler  l-.igcntum  unmittrll)ar 
bedroht  werden.  iJiese  tintscheidungen  sind  ausgewählt ,  wril  ^ie 
den  Widerspruch  in  den  Entscheidungen  der  Obersten  Staals- 
gerichte  darlegen  und  die  Lösung  dieses  Widerspruches  durch  ilas 
Oberste  Bundesgericht,  das  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Staats- 
legislaturen  anerkannt  hat,  den  Arbeitstag  zu  rege  ln,  wenn  dadurch 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  beschützt  werden  soll,  selbst  för  den 
Fall  dals  es  sich  dabei  um  erwachsene  Männer  handelt. 

Die  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtes  von 
Massachusetts  1876. 

Die  Legislatur  des  Staates  Massachusetts  erliefs  im  Jahre  1874 
folgendes  Gesfetz.  „Kein  Minderjähriger  unter  18  Jahren  und  keine 
Frau  über  18  Jahren  darf  von  einer  Person,  Firma  oder  Korporation 
in  einem  gewerblichen  Betrieb  dieses  Staates  länger  als  10  Stunden 
taglich  (mit  Ausnahme  einiger  Reparaturarbeiten)  als  Arbeiter  be> 
schäftigt  werden  und  in  keinem  Falle  darf  die  wöchentliche  Arbeits- 
zeit 60  Stunden  überschreiten." 

Die  Hamilton  Manufacturing  Company  von  Massachusetts  ver- 
letzte dieses  Gesetz,  und  da  die  l'irma  von  dem  Polizcigcricht  ver- 
urteilt wurde,  legte  sie  l)ei  dem  Obersten  (ierichte  x  on  Massachusetts 
Berufung  ein,  indem  sie  behanj>tetc.  dafs  das  Gesetz  veriassungswidrig 
und  damit  ungültig  sei.  Das  Oberste  Gericht  von  Massachusetts 
bestätigte  jedoch  tlas(iesetz,  und  seine  Entscheidung  enthält  folgen- 
den Passus:  „Ohne  Zweifel  kontite  eine  derartige  Gesel/gel)u:)g 
sowohl  unter  den  sanitären  wie  den  rolizeibefu.^Miis<en  aufrecht- 
erhalten werden,  weini  e>  überhaupt  nötig  wäre,  aut  die>e  Autoritäten 
zurückzugreifen.  Das  l'iiii/ip  ist  in  diesem  Staate  so  häufig;  aner- 
kannt worden,  dals  ein  Hinweis  auf  die  Entsclu  iduii;_;i:n  ülnTtluNsig 
ist."  Mit  Bezug  auf  diese  l-.ntsclieidung  des  ()l)er-ieii  Gerichtes 
von  Massachusetts  bemerkte  das  ( )ber>te  Gericht  \  «>n  Illin(ti>  in 
seiner  eigenen  Entscheidung  vom  Jahre  1895  über  ein  ähnliches 
Gesetz  folgendes:  „Nach  der  \'erfaä.->ung  von  Massacluibetts  hat  die 
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Le*ji.slatur  das  Recht,  jede  Art  i^cei<^nctcr  und  heilsamer  (icselze 
mit  oder  nhiie  Strafbestimmiinj:,a-n,  die  mit  der  WrfassunLC  nicht  in 
Widers) »riicli  stehen,  zu  erlassen,  wenn  sie  diesell)eii  als  nützlich  für 
die  Wohlfahrt  des  Staate-^,  die  Re-^Mcrun^'  und  öfTentlirhe  Ordimn*^, 
oder  für  die  Unterthanen  cle>  Sia.ites  erkennt.  Die  fragliche  Ent- 
scheidun*^  war  oflenbar  im  Hinblick  auf  tliese  weitreichende  Macht- 
befugnis der  Lei^islatur  gefällt  worden."  TrofesMir  Thayer  \"on  der 
Harvard  Universität  sa^t  über  die  X'erfassun;^^  \on  Massachu>etts : 
„Die  X'erfassung  von  .Massachusetts  hal  ein  besonderes  Interesse  nicht 
nur,  weil  sie  die  ursprüngliche  X  erfassunj^^  des  Staates  und  das 
älteste  aller  amerikanischen  Grundgesetze  ist,  sondern  auch  weil  sie 
die  erste  ist,  die  durdi  Volksabstimmung  angenommen  wurde." 

Bei  der  Erörterung  der  Entscheidungen  der  Obersten  Gerichte 
von  Utah  und  Illinois  wird  sich  zeigen,  wie  maßgebend  die  Staats- 
verfassung und  ihre  liberalen  oder  illiberalen  Bestimmungen  för  die 
gesetzliche  Einführung  des  Arbeitstages  in  den  verschiedenen  Staaten 
sind.  Als  die  Entscheidung  in  Massachusetts  gefallt  wurde,  war 
das  14.  Amendement  der  Bundesverfassung  schon  in  Kraft,  aber  es 
hatte  auf  andere  Personenkreise  als  die  Neger  noch  keine  erwähnens- 
werte Anwendung  gefunden.  Damab  war  seine  Geltung  noch  nicht 
in  schädlicher  Weise  auf  die  verschiedenartigsten  Fälle  ausgedehnt 
worden,  wie  das  seitdem  von  Jahr  zu  Jahr  häufiger  geschehen  isL 
In  der  Untersuchung  und  der  Entscheidung  des  Massachusetts-Ge* 
richtes  wurde  das  14.  Amentlement  noch  nicht  erwähnt. 

Das  (iesetz  besteht  noch  heute  in  Massachusetts,  wie  es  damals 
durch  jene  Entscheidung  begründet  war,  nur  dafs  kürzlich  die 
wöchentlichen  .Arbeitsstunden  der  in  Fabriken  beschäftigten  Frauen 
auf  58  herabgesetzt  worden  sind.  Die  (resetze  New  Yorks,  l'enn- 
svlvanicns  und  vieler  anderer  Industriestaaten  beruhen  auf  demselben 
l'rinzii»  und  -^ind  nach  dem  \^orbild  des  Massachusetts-Ciesetzes  er- 
lassen worden.  Ihre  ( niltii^keit  ist  von  l'nternehmern  wie  \'oti 
Arbeitein  anerkannt  worden,  und  es  ist  keine  Klage  tiaruber  \or 
die  (  )berNten  Staats-!  ierichle  oder  das  Bunde.sgericht  gelangt. 
W  ährend  also  das  M,tss,i,  huselts-(  iesetz  von  1874  insofern  von 
grolsem  Nutzen  gewesen  ist.  als  es  den  Arbeitstag  und  die  Arbeits- 
woche für  jenen  Staat  regelte  uml  .»nderen  .Staaten  als  X'oibild  tiienie; 
während  es  \or  einem  X'ierteliahrlunulert  einen  groKcn  h\)rtschritt 
bedeutete,  darf  man  doch  nicht  \ergessen,  da's  es  nur  eine  Nach- 
biklung  der  englischen  Gesetzgebung  war,  die  den  Arbeitstag  nach 
Alter  und  (ieschlecht  geregelt  halte.    Es  stellte  Frauen  und  Minder- 
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jähricjr  auf  i^dciclic  Linie,  und  wenn  es  auch  nicht  für  Miinner  un- 
nmtcll>ar  galt,  so  zogen  diese  docli  mittelbar  den  groisten  Nutzen 
daraus. 

Die  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtes  von 

Illinois  1895. 

Als  die  Legislatur  von  Illinois  im  Jahre  1893  das  erste  Fabrik» 
gesetz  för  den  Staat  erHefs,  folgte  sie  dem  Präzedens  des  Staates 
Massachusetts,  indem  sie  die  Arbeitszeit  der  weiblichen  Arbeiter 
beschränkte.  Sie  ging  aber  noch  weiter  ak  jenes  Vorbild,  indem 
sie  verbot,  Frauen  in  gewerblichen  Betrieben,  Fabriken  und  Werk- 
stätten innerhalb  des  Staates  länger  als  acht  Stunden  den  Tag  oder 
als  48  Stunden  die  Woche  zu  beschäftigen.  Die  Durchführung 
dieses  Gesetzes  oblag  den  Fabrikinspektoren;  und  die  Fabrikanten- 
Vereinigung  von  Illinois  teilte  sofort  ihren  samtlichen  Mitgliedern 
mit,  dals  sie  bereit  seien,  die  Kosten  eines  Rechtsfalles,  der  über 
die  Gültigkeit  des  Gesetzes  bei  dem  Obersten  Gerichtshof  anhängig 
gemacht  würde,  zu  tragen.  £in  derartiger  Fall  ere^nete  sich  im 
März  1894  und  die  Entscheidunj^  wurde  ein  Jahr  später  am 
15.  März  1895  veröffentlicht.  Diese  Entscheidung  erklärte  das 
Gesetz  für  null  und  nichtig,  weil  es  mit  der  Vcrfassui^  des  Staates 
Illinois  und  dem  14.  Amendement  der  Bundesverfassung  in  Wider- 
spruch stehe. 

Um  zu  verstehen,  wie  die  Obersten  Gerichte  der  beiden  Staaten 
zu  einander  entgegengesetzte  Kntscheidungen  kommen  konnten, 
müssen  wir  kurz,  inhetracht  ziehen:  l)  die  Verteilung.,'  der  ^^'ewcrb- 
lichen  Be\x)]kernni^f  ir)  den  beiden  Staaten;  21  die  Hcsetzung  der 
beiden  ( icricht>höfe ;  3;  die  fundamentale  W-rschicdenheit  der  l)ei(len 
Staats\  erfassuni^t-iK  4-  dir  PjitwicklunL^  der  ( resetzgebuiig  und  der 
öffentlichen  Meinung;  in  den  19  JaluLU.  die  zwischen  den  beiden 
Entscheidungen  liegen;  und  5/  che  Wirkung  der  langsamen  aber 
seit  1876  unaufhörlich  fortschreitenden  Ausdeimung  der  Geltung 
des  14.  Amendements  der  Bundesverfassung  auf  die  verschieden- 
artigsten Fälle,  die  mit  der  Xegerra.->se,  in  deren  Interesse  es  ur- 
sprünglich erlassen  war,  keinen  Zusammenhang  haben. 

I.  Massachusetts  war  schon  lange  ein  Industriestaat  und  die 
Landwirtschaft  stand  nicht  mehr  im  Vordergrund  seiner  Wirtschaft* 
liehen  Interessen.  Seine  gewerbliche  Bevölkerung  ist  in  vielen 
kleinen  Mittelpunkten  zerstreut,  und  seine  gewerblichen  Arbeiter- 
fragen entstehen  daher  nicht  wie  in  Illinois  aus  einer  grofsen,  in 
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einer  (irafschaft  konzentrierten  und  isolierten  Industriebevölkerung, 
die  \'on  der  übrigen  Bevölkerun'^  des  Staates  als  ein  Schaden 
fiir  die  Interessen  dc.>>  Ganzen  Ixu.ichtet  wird.  Illinois  ist  heute 
ein  A;^n  ikuiiur^iaai.  Obschon  er  nach  dem  Geldwert  seiner 
Fabrikate  sich  im  Verlauf  weniger  Jahre  zu  der  Stellung  des 
dritten  Industriestaates  der  Union  emporgehoben  hat,  befindet 
sich  seine  Industriebevölkerung  hauptsächlich  in  einer  Grafechaft; 
von  200000  in  der  Fabrikation  beschäftigten  Personen  wohnten  150000 
nach  dem  Bericht  der  Fabrikinspektoren  i.  J.  1896  in  der  einen 
Gra^haft  Cook,  in  der  Chici^  liegt  Die  übrigen  Teile  des 
Staates  haben  einen  überwiegend  landwirtschaftlichen  Charakter. 
Die  Agrarbevolkerung  aber  ist  dem  legislativen  Eingriff  in  die 
Rechte  des  Individuums  in  der  Regel  durchaus  abgeneigt,  und  die 
amerikanischen  Farmer  sind  vielleicht  die  individualistischeste  Ge- 
sellschaftsklasse der  neueren  Zeit. 

TL  In  Massachusetts  stammten  die  Richter  des  Obersten  Staats- 
gerichtes aus  allen  Teilen  des  Staates;  aber  ihre  Wählerschaft  war 
gleichartiger  als  die  des  Illinois-Gerichtes.  Alle  Richter  in  Massa- 
chusetts  vertraten  Kommunen,  in  denen  Handel  und  dewerbe  be- 
trieben  wurden  und  fast  keine  vertraten  ausschlteislich  landwirt- 
schaftliche (iemeinden.  Der  Kinflufs,  den  die  von  den  Richtern 
vertretene  Wählerschaft  auf  den  (jesic  lu^^punkt  des  ganzen  Gerichtes 
in  der  Beurteilung  gewerblicher  (icsctzcsmalsregeln  ausül)t,  läfst 
sich  kaum  überschätzen.  \'on  den  sieben  Richtern  des  Obersten 
( in  ichtshofes  von  Illinois  sind  sechs  in  kleinen  Landstädten  von 
I .aiuiwirtcn  gewählt  worden,  und  nur  einer  kam  aus  Chicago.  Das 
jlliii()is-(  icriclit  hat  .seinen  Sitz  in  einer  kleinen  Landstadt;  denn 
obschon  S{)ringtield  die  Haujitstadt  des  Staates  ist,  hat  CS  doch 
keine  rechtliche  otler  indusirielle  Hedcutung. 

Das  geistige  Leben,  und  besonders  das  gewerbliche  und  recht- 
liche Leben  von  Ulinnis  kon/.enlriert  sich  in  einem  Orte,  Chicajjo, 
und  diesen  Ort  besucht  das  (iericht  als  solches  nie. 

Das  Oberste  (iericht  in  Massachusetts  besteht  seit  zwei  Jahr- 
hunderten in  Boston,  der  bedeutendsten  Stadt  des  Staates;  die 
Richter  stehen  in  fortwährender  Berührung  mit  den  bedeutendsten 
Juristen  des  Staates;  und  das  Gericht  hat  stets  die  tüchtigsten  An- 
walte des  Staates  an  sich  ge/ogen.  Aus  allen  diesen  Gründen  er- 
klärt es  steh,  da(s  das  Massachusetts  Gericht  im  Jahre  1876 
modernere  Anschauungen  über  Fabril^eset^ebung  hegte,  als  das 
von  Illinois  19  Jahre  später. 
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Das  Oberste  Gericht  in  Illinois  ist  dagegen  infolge  seiner 
isolierten  Lage  ausschliefslich  auf  das  geschriebene  Gesetz  ange* 
wiesen,  und  es  hat  seinen  Blick  beständig  auf  die  Vergangenheit, 
die  in  der  Bundesverfassung  von  1789  und  der  Staatsverfeissung 
von  1870  x  erkörpert  ist,  gerichtet.  Durch  das  schnelle  kommerzielle 
und  industrielle  Aufblühen  Chicagos,  dessen  Bevölkerung  während 
zweier  Generationen  auf  i  750000  gewachsen  ist,  ist  dieses  Gericht 
genötigt  worden,  über  all  die  brennenden  Fragen  zu  urteilen,  die 
die  Anpassunix  alter  Gesetze  und  \'erfassungen  an  neue  und  äuüerst 
verwickelte  industrielle  \'ei  hallni>se  mit  sich  bringt. 

III.  1  )a<  <  )berste  Gericht  von  Illinois  wird  bei  seiner  so  gearteten 
ik'sei/uii^  m  seiner  veralteten  Anschauun^^  über  Arbeitergesetzgebung 
noch  durch  den  Charakter  der  Staatsverfassung  bestärkt,  zu  deren 
Interpretation  es  sich  beständig  vcranlafst  sieht.  Es  ist  schon  er- 
wähnt worden,  welch'  weitgehende  Befuj^nis  die  \'erfassung  von 
Massachusetts  der  Legislatur  erteilt  hat.  Im  scharfen  (legensatZ 
dazu  stehen  die  engen  Schranken,  die  die  V  erfassung  von  Illinois 
von  1870  der  Legislatur  gezogen  hat 

In  dem  Fabrikinspektoratbericht  von  1895  habe  ich  nach  der 
Veröffentlichung  der  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtes  von 
niinois,  wodurch  das  Gesetz  von  1893,  das  die  Arbeitszeit  der 
Frauen  auf  acht  Stunden  täglich  und  48  Stunden  wöchentlich  be> 
schrankte,  aufgehoben  wurde,  darauf  hingewiesen,  dals  es  in  niinois 
zu  der  Zeit,  als  die  Verfassut^  angenonunen  wurde,  wohl  einige 
Bergwerke,  Eisenbahnen,  Getreidelagerhäuser  und  grofse  landwirt- 
schaftliche Betriebe  gab,  dais  Illinois  aber  damals  noch  l^ne 
industrielle  Bevölkerung  von  ii^end  welcher  Bedeutung  hatte.  Da- 
her  hat  die  Konvention«  die  die  Veriassung,  unter  der  wir  trotz  der 
veränderten  industriellen  Verhaltnisse  noch  heute  khen,  schuf,  die 
Legislatur  befugt,  Gesetze  zum  Schutze  der  Bergarbeiter  zu  erlassen, 
den  Betrieb  der  Lagerhäuser  zu  regeln  und  spezielle  Interessen,  der 
Farmer  und  der  Eisenbahner  zu  beschützen.  Aber  die  Verfassung 
von  Illinois  enthält  keine  nll;:;emeine  Bestimmung,  welche  den  Schutz 
der  Gesundheit  und  die  Sicherung  der  Wohlfahrt  der  in  Fabriken 
und  Werkstätten  beschäftigten  Arbeiter  zum  Zweck  hätte.  Uc'x  solch 
dürftiger  und  veralteter  Staatsverfassung,  der  jener  liberale  (icist  der 
älteren  M.issachusettsA^erfassung  und  die  noch  weitergehenden  Be- 
stimTnun;;eii  der  UtahA'erfassung,  die  wir  noch  kennen  lernen  werden, 
fehlen,  würde  das  (Oberste  Gericht  von  Illinois  selbst  wenn  es 
eine  fortgeschrittenere  Ansicht  über  ArbeitergesetzgcbuiiL;  und  die 
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Rechte  der  Legislatur  gehegt  hätte  —  in  der  Illinois  —  Staatsver- 
fassung nicht  den  moralischen  Halt  gefunden  haben ,  den  tiie 
Massaclui.sctts-Verüassung  stets  dem  Obersten  Gericht  des  Staates 
gewährt  hat. 

TV.  Sowohl  das  Massachusetts- Cresctz,  fias  1876  von  dem 
Massachusetts- Obersten  rieht  bestätigt  wurde,  wie  das  Illinois- 
Cicset/,  das  1895  \  oii  ik-nt  Illinois  -  Obersten  Gericht  aufgcholica 
wurde,  beruhen  auf  dem  Prä/.cdens  der  englischen  Gesetzgebung 
für  die  Frauen  als  Cieschlecht.  jenes  Präzedejis  ist  l)ei  dem 
amerikanischen  \^olke  immer  uiil>eliebter  geworden  und  besoi ukrs 
bei  so  ausgeprägt  individualistischen  Gemeinschaften,  wie  in  Ilimois 
seit  1876  entstanden  sind.  In  dem  folgenden  Auszuge  aus  der  Ent- 
scheidung, die  das  Illinois-Gesetz  von  1893  aufhob,  weist  das 
Oberste  Gericht  von  IlIin<MS  darauf  hin,  welche  Fortsduitte  die 
gleiche  gesetzliche  Behandlung  der  Männer  und  Frauen  in  den 
letzten  Jahren  in  Illinois  gemacht  hat:  „Niemand  wird  bestreiten, 
dals  nach  der  Verfessung  die  Frau  dieselben  Rechte  wie  der  Mann 
mit  Bezug  auf  Schliefsung  von  Arbeitsverträgen  beanspruchen 
kann/'  Der  erste  Abschnitt  des  14.  Amendements  der  Bundes* 
veriassung  bestinmit:  „„Kein  Staat  soll  Gesetze  erlassen  oder 
durchiUhren,  wodurch  die  Rechte  und  Freiheiten  der  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  geschmälert  werden,  ebenso  soll  kein  Staat, 
ohne  dals  vorher  ein  ordentliches  Gerichtsverfahren  stattgefunden 
hat,  irgend  einer  Person  das  Leben,  die  Freiheit  oder  das 
Eigentum  nehmen ,  oder  einer  Person ,  die  sich  innerhalb  seines 
Rechtgebietes  befindet,  den  ihr  gebührenden  Schutz  der  Gesetze 
versagen."" 

Es  ist  erkannt  worden,  daüs  eine  Frau  sowohl  „„ein  Bürger'"* 
wie  „„eine  Person""  im  Simie  dieses  Absdinittes  ist.  Die  Rechte 
und  Freiheiten ,  auf  die  hier  Bezug  genommen  ist ,  sind  im  all- 
gemeinen .,,.der  Schutz  der  Regierung  und  das  Recht  jede  Art 
Eigentum  zu  erwerben  und  zu  besitzen;  Wohlfahrt  und  Sicherheit 
anzustreben  utid  zu  erlangen,  unter  solchen  Beschränkungen,  die  die 
Regierung  im  Interesse  des  (lanzen  \orschreiben  mag.""  Als 
Bürger  hat  die  Frau  das  Recht ,  jede  An  Figcnlum  zu  erwerben 
und  zu  besitzen.  Als  Person '• hat  sie  nach  der  Wrfassung  das 
Recht,  zu  verlangen,  dals  ihr  niclit  das  Leben,  die  Freiheit  oder  das 
Eigentum  genommen  werde,  ohne  dafs  vorher  ein  ordentliches 
Gerirhtsverlaluen  >tattgefunden  luillc.  Zu  diesen  ihr  in  dieser 
Weise  zugesicherten  Rechten  gehört  auch  das  Recht,  X'erträge  zu 
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schliefscn  uiul  chuciizuführen.  Das  (lesetz  gewährt  ihr  wie  jedem 
anderen  HLir<^er  das  Recht,  den  Lebensunterhalt  durch  Rethätio^unjy 
von  Intelli^aMiz ,  Ehrliciikeit  und  Fleifs  in  Kunst ,  Wissenschaft ,  den 
liberalen  oder  anderen  Bcruüu  zu  crwerljeiu  Durch  das  Gesetz 
ist  ihr  wegen  ihres  Geschlechts  das  Recht  der  Berufswahl  nicht  ge- 
kürzt oder  entzogen  worden. 

Die  Cresetzgebung  dieses  Staates  hat  die  Tendenz,  die  Rechte 
der  Frauen  in  den  hier  besonders  angeführten  Fällen  anzuerkennen. 
Indem  das  Gesetz  von  1867  die  Worte  „„er  oder  sie"**  gebraucht, 
erklärt  es  deutlich,  dals  keine  Frau  gehindert  werden  soll,  Ueberzeit 
oder  Extrastunden  nach  ihrem  Belieben  zu  arbeiten  und  dafs  ihr 
das  Recht  zusteht,  sich  durch  Vertrag  auf  mehr  ab  acht  Stunden 
t^che  Arbeitszeit  zu  verpflichten. 

Ein  am  22.  März  1872  genehmigtes  Gesetz  mit  der  Ueber- 
schrift  „„ein  Gesetz,  die  Freiheit  der  Berufswahl  zu  sichern  etc."", 
bestimmt,  dafs  „„keine  Person  infolge  ihres  Geschlechts  in  der  Wahl 
ihrer  Beschäftigung,  ihres  Berufs,  ihrer  Anstellung  (mit  Ausnahme 
der  militärischen)  in  irgend  einer  Weise  beschränkt  werden  solle.'"' 
Nach  dem  Ehefrauengesetz  von  1874  können  Ehefrauen  klagen  und 
verklagt  werden,  ohne  dafs  ihr  Mann  davon  betroffen  wird;  nach 
demselben  Gesetz  können  sie  X'erträge  und  Verpflichtungen  ein- 
gehen und  können  sie  zu  ihrer  Erfüllung  angehalten  werden  in  der- 
selben Weise  und  demselben  Umfang  wie  Unverheiratete,  und 
können  sie  ihren  eigenen  Erwerb  erhalten,  gebrauchen  und  besitzen 
und  um  denselben  in  ihrem  eigenen  Namen  ohne  Eyimischung 
ihrer  (iatten  oder  seiner  <Tläubiircr  khigen." 

übschon  (l;is  Gericht  in  der  oben  angeführten  Kntscheidung 
die  noch  bestehenden  Unterschiede  \erkleinert  oder  übersieht 
(z.  B.  die  I  hatsache,  dafs  Frauen  mit  Ausnahme  der  X'erwaltun^'s- 
wahl  für  die  I Universität  des  Staates  Illinois  in  Illinois  nicht  stimm- 
berechtigt sind;  dals  sie  zu  keinem  Amt  auiser  der  l'niversitäls- 
\'erwaltung  gewählt  werden  kuiincu;  dafs  sie  nicht  als  Geschworene 
fungieren  koiiiun;  d  ifs  sie  niclit  unter  Tag  in  Bergwerken  arbeiten 
dürfen;  dafs  sie  nicht  zur  Miliz  ausgehoben  werden  können;  dafs 
sie  nicht  zu  Wegearbeiten  herangezogen  werden  dürfen),  bleibt 
es  dennoch  wahr,  dals  die  allgemeine  Tendenz  der  Gesetzgebung 
und  gerichtlichen  Entscheidungen  nicht  nur  in  Illinois,  sondern  in 
den  Vereinigten  Staaten  überhaupt  die  Trennungslinie  zwischen 
den  beiden  Geschleditem  immer  mehr  verschwinden  läfet  Es  ist 
sogar  wahrscheinlich,  dafs  die  Gründe,  die  das  Oberste  Gericht  von 
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Illinois  in  scim  r  HntschcidiinL;  ilaiür  aiiluhrt,  ilals  tlic  Legislatur  die 
Vertragsfreiheit  eines  Krwachsencn  nur  auf  Grund  seines  Geschlechts 
nicht  beschränken  könne,  die  Entscheidung  des  Obersten  Bundes» 
gerichts  beeinflufst  haben,  wodurch  die  Ver&ssungsnuUsigkeit  des 
Achtstundengesetzes  in  Utah  bestätigt  wurde.  In  dieser  Ent- 
scheidung lälst  der  Gerichtshof  die  Geschlechtsfrage  ganz  unberück- 
sichtigt und  hat»  ohne  Manner  und  Frauen  zu  trennen,  die  mensch- 
liche Gesundheit  überhaupt  im  Auge.  Das  ist  aber  auch  alles  was 
sich  zu  Gunsten  der  Entscheidungen  des  Obersten  Illinois-Gerichts 
sagen  lälst,  das  jetzt  glücklicherweise  in  allen  anderen  Punkten  durch 
die  Entscheidung  des  Obersten  Bundesgerichts  vom  28.  Februar  2898 
hinfallig  geworden  ist. 

Die  Beseitigung  der  drei  Rechtssatze  in  der  Illinois-Entscheidung 
durch  das  Oberste  Bundesgericht  ist  von  der  gröisten  Bedeutung 
für  die  zukünftige  Entwicklung  der  Ariseitergesetzgebung  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Es  sind  die  folgenden:  i.  Es  ist  zweifelhaft 
ob  die  Staxitslegislatur  verfassungsmäfsi^r  die  absolute  Vertrags- 
freiheit  eines  Erwachsenen  auf  Grund  der  Gesundheitsschadigung 
beschränken  kann.  2.  Sollte  eine  solche  Einschränkung  von  dem 
Gericht  hIn  verfassungsniäfsig  gestattet  werden ,  so  müssen  die 
Gründe  dafür  das  Gericht  befriedigen.  3.  Das  Gesetz,  das  diesen 
Anforderungen  nicht  genügt,  steht  im  Widerspruch  mit  dem 
14.  Amendement  der  Rundesverfassung.  Mit  dem  letzten  Rechtssatz 
hat  sich  die  Entscheidung  des  Obersten  Bundesgerichts  in  ausführ- 
licher Weise  befafsl  und  wir  werden  daher  bei  der  Erörterung 
dieser  EnLschcidung  auf  ihn  zurückkommen.  Die  Wirkung  der 
beiden  ersten  Rechtssätze  war  so  \ erhängnisvoll  in  Illinois,  dals 
wir  sie  eingehend  zusammen  betrachten  müssen.  Die  Stellung,  die 
das  Oberste  Illinuis  Ciericht  zu  der  Frage  eingenommen  hat,  ob  tlie 
Legislatur  das  Recht  hat ,  die  Vertragsfreiheil  Erwachsener  aus 
sanitären  (irüntlen  zu  beschrankeii,  ergicbt  sich  aus  dem  folgenden 
Auszuge  der  Illinois-Entscheidung; 

,,Es  läist  sich  kein  annehmbarer  Grund  für  die  Festsetzung  der 
täglichen  Arbeitszdt  auf  acht  Stunden  aniiihren,  welche  die  Grrenze 
sdn  sollen,  bis  zu  der  Frauen  ohne  Schädigung  ihrer  Gesundheit 
arbeiten  können,  deren  Ueberschreiten  eine  solche  Schädigung  not- 
wendig  zur  Folge  hat  Es  kann  jedoch  die  Polizeigewalt  des 
Staates  ein  solches  Grundrecht  wie  das  Vertragsrecht  nur  dann  be- 
schränken oder  kürzen,  wenn  die  Ausübung  dieser  Gewalt  als  not- 
wendige Voraussetzung  erscheint,  um  die  Gesundheit,  das  Behagen, 
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die  Wohlfahrt  oder  Siclierhcit  der  Gesellschaft  oder  des  Publikums 
zu  fördern;  und  es  erscheint  fraglich,  ob  ihre  Ausübung 
gestattet  ist,  um  dadurch  die  Schätligung  eines  in 
einem  bestimmten  He  rufe  beschäftigten  Individuums 
zu  \  erhiiten.  hidem  das  Berufungsgericht  New  \'nrks  über  die 
Cxültigkeit  eines  (Te.>etzes  „Zur  Hebung  ticr  "Hcntlichcn  ( rcsundhcit 
durch  X'erbot  der  Tabak-  und  Cigarrenlal>rikation  in  irgend  einer 
Korm  in  Miei.sk.isernen"  etc.  urteilte,  sagte  es:  „Zur  Begründung 
dieses  desetzcs  genügt  es  nicht,  dafs  der  Gebrauch  des  Tabaks 
einigen  Personen  schädlich  ist,  oder  dafs  seine  Herstellung  denen 
schädlich  ist,  die  damit  beschäftigt  sind;  sondern  er  müfste  der 
öfTentllchen  Gesundheit  schädlich  sein."  (In  re  Jacobs).  Tiedeman 
sagt  in  seinem  Werke  über  „die  Grenzen  der  Folizeigewalt" : 
„Insoweit  aus  der  Beschäftigung  einer  bestimmten  Klasse  in  einem 
bestimmten  Gewerbe  dem  Publikum  oder  dritten  Personen  Gre&hr 
der  Scliädigung  oder  thatsachliche  Schädigung  erwächst,  kann  keiii 
Zweifel  bestehen,  dafe  ein  Gesetz,  das  diese  Beschäftigung  verbietet» 
veriassungsmäisig  ist 

Aber  mit  Ausnahme  der  Minderjährigen  erscheint 
es  fraglich,  ob  ein  solches  Verbot  damit  begründet 
werden  kann,  dafs  die  fragliche  Arbeit  den  Arbeitern 
selbst  schädlich  ist  ...  Der  legislative  Versuch,  gewisse  Be- 
schäftigungen den  Frauen  aus  sanitären  Gründen  zu  verbieten,  läfst 
sich  ebensowenig  rechtfertigen,  wie  etwa  der,  Männern  zu  verbieten, 
in  der  Bleiweifs-Fabrikation  zu  arbeiten,  weil  sie  sich  dadurch  eine 
Bleivergiftung  zuziehen  können;  oder  der,  gewisse  Beschäftigungen 
in  Eisenhütten  zu  verbieten,  weil  dadurch  das  Leben  der  Arbeiter 
bedeutend  gekürzt  wird."  Wie  schon  erwähnt,  kann  die  Legislatur 
jene  Gewalt  nicht  ausüben,  wenn  dadcr.  h  Ii  -  Grundrechte  des 
Bürgers  angetastet  werden:  und  es  obliegt  den  Gerichten, 
zu  entscheiden,  ob  eine  Mafsregcl,  die  im  Interesse 
d  c  r  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e  n  G  e  s  u  n  d  h  e  i  t  e  r  1  a  s  s  c  n  ist,  w  i  r  k  1  i  c  h  i  h  r  e  n 
Zweck  erfüllen  kann.  Als  allgemeiner  Grundsatz  läfst  sich 
sagen,  dafs  es  die  Befugnis  der  Legislati\c  ist,  zu  entscheiden,  ob 
die  .\(»twen(ligkcit  zur  Ausübung  dieser  Gewalt  vorliegt.  Auf 
welche  Gegenstände  sie  sich  erstrecken  darf,  ist  eine  gerichtliche 
Frage. 

Wir  können  dicsfu  .Abschnitt  unserer  Kr(>rterung  nicht  be.'^ser 
schliefscn  .  als  folgende  Worte  dc^  Berufungsgerichts  New  York 
anzuluincn,  und  zu  adoptieren:  „Wenn  die  X'e: faxsungsinäfäigkeit 
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eines  sanitären  Gesetzes  vor  dem  (lericht  in  Frage  «^czo^^en  wird, 
weil  es  ohne  ordentliches  Gerichtsverfahren  einen  willkürliclien  Ein- 
gfriff  in  die  persönliche  Freiheit  und  das  Privateigentum  bedeutete, 
müssen  dem  (icricht  ausreichende  (iründe  vorliegen,  dals  da-s  frag- 
liche Gesetz  wirklich  der  Art  ist,  dafs  es  der  öffentlichen  Iresundheit 
dient  und  sie  fördern  kann.  Ueber  dieses  Gesetz  h.ilxMi  tnis 
solche  ausreichende  (triintk'  nicht  vorgelegen,  und  wir  niusNcu  e> 
daher  als  verfassungswidrig  und  ungültig  bezeichnen."  Wenn  das 
Gericht  sich  hier  anniafst,  in  dieser  Weise  über  die  Zweckmäfsig- 
keit  des  Gesetzes  /.u  entscheiden,  so  untenununt  es  eine  Aufgabe, 
zu  der  es  seiner  Natur  und  Organisation  nacii  nicht  geeignet  und 
kompetent  ist. 

Jede  Staatslegislatur  kann  Kouunissionen  ernennen  und  Sach- 
verständige je  nach  Bedürfnis  auffordern,  einen  gewerblichen  Uebel- 
stand  in  Hinsicht  auf  seine  legislative  Behandlung  zu  untersuchen. 
Die  Legislatur  hat  nicht  nur  das  Recht,  sondern  äe  ist  verpflichtet, 
die  so  erhaltene  Information  zu  benutzen  und  sich  dadurch  bei 
dem  Erlals  von  Arbeiteigesetzen  leiten  zu  lassen.  Dagegen  stehen 
dem  Obersten  Gericht  solche  Informationsmittel  nicht  zu  Gebote. 
Es  mulssich  auf  PrazedenzflUle,  juristische  Erwägungen  und  auf  solche 
dürftige  und  unzulängliche  Information  beschranken,  die  ihm  in 
einem  bestimmten  Fall  durch  Zeugenaussagen  zukommt  Aber  diese 
Zeugenaussagen,  die  sich  notwendigweise  auf  den  einen  vorliegenden 
Fall  beschränken,  können  das  Gericht  nicht  von  der  sozialen  Not- 
wendigkeit eines  solchen  Gesetzes  überzeugen,  während  dieser  Zweck 
für  die  Legislatur  durch  ihre  Untersuchungen  wirklich  erreicht  wird. 
Diese  notwendige  Kenntnis  fehlt  dem  Gericht  fast  immer  und  nach 
seiner  Geschäftsordnung  kann  das  Gericht  sie  auch  nicht  erlangen. 
Wenn  daher  das  Oberste  Gericht  von  Illinois  verlangte,  dafs  ein 
Gesetz,  welches  die  Vertragsfreiheit  Erwachsener  aus  sanitären 
Gründen  beschränkte,  „dem  Gerichte  als  notwendig  er- 
scheinen müsse",  um  als  verfassungsmäfsig  bestätigt  zu  werden, 
so  hat  das  Gericht  damit  in  das  Recht  der  Staatslcgislatur  einge- 
griffen, auf  Grund  der  ihr  zugcän^lichcn  Infoniiaiioi),  die  aber  dem 
Gericht  gewöhnlich  niclit  /u^äuglich  i'^t,  Ge>et/e  zu  erlassen. 

Der  ( )berste  Gerichtshof  \  oii  Illinois  sagte  i.  J.  1895  :  „Wenn 
ein  Gesetz  das  Eigentum  eines  Bürgers  fortnimmt  oder  iti  seine 
persönliche  Freiheit  eingreift,  so  ist  es  die  Aufgabe  des 
Gerichts  zu  Ii  e  stimmen,  ob  diese  Mafsregel  wirklich  geeignet 
ist  das  Behagen,  die  Sicherheil  und  \\  ohllahrt  der  Gesellschaft  zu 
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fördern."  Im  direkten  (  lejifensatz  dazu  sagt  jetzt  das  Oberste  Bundes- 
gericht: „In  diesem  Zusanimenhan*^  geben  wir  den  folgenden  Er- 
wägungen des  Obersten  (lerichts  von  Utah  unsere  Zustimmung. 
Ob  schon  begründete  Zweifel  bestehen  mögen,  ob  die 
Legislatur  das  Recht  hat,  ein  bestimmtes  Gesetz  zu 
erlassen  oder  ob  das  Gesetz  bezweckt  oder  geeignet 
ist  die  ( i  e  s  u  n  d  h  e  i  t ,  Sicherheit  oder  das  B  c  h  .i  g  e  n  des 
Volkes  zu  fördern,  oder  die  öffentliche  Ordnung  zu  siciicrn 
oder  die  allgemeine  Wohlfahrt  zu  fördern,  müssen  wir  doch 
diese  Zweifel  aus  Achtung  vor  dem  Urteil  der  Legis- 
lative  aufgeben.'* 

Nach  dieser  Entscheidung  des  Obersteft  Btmdesgerichts  werden 
die  Staatsgerichte  kaum  dem  Vorbild  des  Illinois^richtes  folgen, 
sondern  vielmehr  der  vom  Obersten  Bundesgericht  au%estellten 
Regel,  nämlich :  „Wir  sind  nicht  geneigt  auf  eine  Kritik  der  vielen 
Autoritäten  einzugehen,  deren  Ansicht  es  ist,  daüs  Staatagesetze,  die 
die  Arbeitszeit  beschranken,  verfessungswidrig  sind.  Es  gentigt, 
wenn  wir  feststellen,  dals  diese  Ansichten  auf  solche  Fälle  keine 
Anwendung  finden  können,  inbetrefi*  derer  die  Legislatur  zu  der 
Ueberzeuguf^  gekommen  war,  dals  eine  Beschränkung  zur  Erhaltung 
der  Gesundheit  der  Arbeiter  notwendig  sei  und  es  bestehen  an- 
nehmbare  Gründe  dafür,  dafs  eine  solche  Ueberzeugung  auf  That- 
sacben  beruht.  In  jedem  einzelnen  Falle  fragt  es  sich,  ob  die  Legis- 
latur das  Gesetz  in  der  Ausübung  ihrer  rechtmäfsigen  Vollmacht 
erlassen  hat  oder  ob  ihr  X'orgchen  nur  ein  Vorwand  für 
die  ungerechte  Behandlung,  die  Bedrückung  oder  die 
Beraubung  einer  bestimmten  Klasse  ist." 

Die  Folgen  des  L^ebergrififs  des  Obersten  Staatsgerichts  auf  ein 
Gebiet,  auf  dem  es  sich  nicht  orientieren  kann,  zeigen  sich  am 
deutlichsten  in  dem  Fall  der  Arbeiterinnen  in  Illinois  seit  der  Auf- 
hebung des  Gesetzes,  das  die  tägliclie  Arbeitszeit  der  I'rauen  auf 
acht  Stunden  beschränkte,  durch  gerichtliche  Kntscheidung.  Ein  Bei- 
sj>iel  genüge,  um  die  gegenwärtige  Lage  zu  charakterisieren.  Eine 
grofsc  Zahl  der  Frauen,  die  die  Westliche  I^lcktrizitätsgesellschaft 
in  ihrer  Chicagoer  i  abrik  beschäftigt,  mufs  jede  Nacht  von  6  Uhr 
abends  bis  5  Uhr  morgens  in  der  l  almk  sein.  Sie  arbeiten  die 
ganze  Nacht  mit  einstündiger  Llspause  um  .Mitternacht.  Viele  iler- 
selben  sind  junge  Mädchen,  die  das  20.  Jahr  noch  nicht  erreicht 
haben.  Für  dieselbe  GrcseUschaft  dürfen  in  ihrer  New  Yorker  Fabrik 
keine  über  20  Jahre  alte  Frauen  nach  acht  Uhr  abends  oder  vor 
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6  Uhr  morgens ,  oder  länger  als  lO  Stunden  Uigl ich  oder  60  Stunden 
wöchentlicli  arbeiten,  weil  das  Gesetz  New  Yorks  solche  Arbeit 
verbietet  Die  Legislatur  ist  in  der  Lage  sich  über  diese  That* 
Sachen  eingehoMl  zu  unterrichten,  während  das  Oberste  Gericht  der 
Natur  seiner  Gesdiäftsordnung  gemäls  das  nicht  kann,  aufscr  wenn 
die  Information  in  einem  Rechtsfall,  in  dem  der  betreffende  Betrieb 
verwickelt  ist,  zu  ihm  gelangt.  Dennoc)i  malst  sich  das  Oberste 
Gericht  an,  ein  Gesetz  zur  Regelung  der  Arbdtszdt  in  ähnlichen 
Fabriken  aufisuheben,  das  von  einer  Legislatur  erlassen  worden  war, 
die  mit  allen  einschlägigen  Verhältnissen  vertraut  war,  und  das  Ge- 
richt verfiUirt  dabei  nach  einem  Recht,  das  er  iUr  sich  selbst  in 
Anspruch  nimmt:  zu  entscheiden,  „was  angemessen  und  ge- 
eignet ist  die  Gesundheit  zu  fördern". 

Vor  der  Verkund^ng  der  Illinois-Entscheidtti^  überwog  die 
Ansicht,  dals  ge\^nsse  Staaten,  derartige  Gesetze  bisher  nur  deshalb 
nicht  erlassen  liätten,  weil  das  Bedürfnis  danach  noch  nicht  stark 
genug  empfunden  war.  Aber  nach  der  Illin()i>  Kntscheidung  äufsertcn 
viele  Juristen  die  Ansicht,  die  in  Arbeiterkreisen  weithin  gläubige 
Aufnahme  fand,  dafs  die  Verbesserung  der  Arbeiterverhältnisse  und 
besonders  die  Beschränkung  der  täglichen  Arbeitszeit  Erwachsener 
auf  konstitutionellem  Wege  künftighin  nicht  zu  erreichen  sei,  da 
flas  Oberste  Reichsgericht  wahrscheinlich  eher  dem  Präz.cdcns  des 
Illinois-  als  dem  des  Massachusetts-Gericht  folgen  wurde,  da  jenes 
moderner  sei,  während  von  diesem  das  Oberste  (tericht  von  Illinois 
gesagt  hatte:  ,,(lie  Massachusetts-Entscheidung  ents[)richt  nicht  der 
Ansicht  heutiger  .Autoritäten,  da  sie  annimmt,  dals  die  i'oiizeigewall 
faktisch  unbescliränkt  ist."  'j 


')  Wie  tief  difse  Anbichl  wur/.elte  uiul  welche  weite  Verbreitung  sie  geiunden 
hatte,  xeigt  der  folgende  Auszug  aus  einem  Artikel,  der  noch  im  November  1S97 
in  der  ZeiUchrift  Atlantic  MontUy  erschien,  und  der  vom  einem  m>  znverliasisen 
und  vorsichtigen  Schriftsteller  wie  Mr.  F.  J.  Stmaon  verfafift  war: 

„bi  Colorado  richtete  die  Legislatur  in  Genülfsheii  ihres  verfassnngsmtisigen 
Rechtes  an  das  Oberste  Geriebt  die  Anfrage,  ob  ein  Gesetz,  das  lautete :  «,,TAclit 
Stunden  sollen  einen  gesetzlidien  Arbeitstag  fUr  alle  Klassen  gelernter  und  im- 
gclernter  Arbeiter  bilden,  di«*  in  irgend  einem  Gewerbe  in  dt  ni  Staate  Colorado  be- 
^^chiiftigt  sind.""  virfa>>ung>inü!sig  sei,  und  ob  ein  Amend.iiuiit,  das  dit  Anwmdung 
des  Gesetzes  auf  Arbeiter,  die  in  lJerg^verken,  Fabriken  und  Hütten  bescLälügt  Mnd, 
besehrinkt,  es  verfassungsmäfsig  machen  würde.  Das  Gericht  verneinte  beide  Fiagen, 
indem  es  erldirte,  dafs  die  Lcgislatw  nicht  das  Recht  habe,  gewisse  Indtistrieen  aoani- 
sondera  und  ihnen  BesditSnkangen  anftuerlegen,  von  welchen  andere  Gewerbe  frei 
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V\'.ir  vorher  der  Glaube,  dals  Heinüliungcii  um  Erlangung  des 
gesetzlichen  Arbeitstages  Erwachsener  in  diesem  Staate  vergeblich 
seien,  schon  allgemein  verbreitet,  so  wurde  er  jetzt  alleiniierrschend ; 
und  der  Kampf,  um  ihn  durchzusetzen,  wurde  aufgeliDben.  Da  das 
Oberste  dericht  von  Illinois  am  Schlüsse  seiner  Entscheidung  ges^igt 
hatte ;  „Wir  wünschen  nicht  so  verstanden  zu  werden,  dals  das 
Gesetz  nichtig  wäre,  wenn  es  sich  auf  minderjährige  weibliche 
Personell  beschränkte",  so  erliefs  die  Legislatur  1897  folgende  Maß- 
regel: ,^ein  Kind  unter  16  Jahren  darf  in  einem  gewerblichen 
Betrieb,  Fabrik  oder  Werkstätte,  Laden,  Kontor  oder  Waschanstalt 
langer  als  10  Stunden  täglich  odor  60  Stunden  wöchentlich  be- 
schäftigt werden".  Aber  in  den  3  Jahren,  die  seit  der  Verkündigung 
jener  Entscheidung  verflossen  sind,  ist  kein  Versuch  gemacht  worden, 
die  Arbeitszeit  Erwachsener  zu  beschränken,  sogar  auch  nicht  ein- 
mal die  der  jungen  Männer  und  Mädchen  über  16  Jahren. 

Hätte  das  Oberste  Gericht  von  Illinois  nur  erkannt,  dafs  das 
Gesetz  die  Verfassung  des  Staates  Illinois  verletze,  so  hätte  man 
eine  Veriassungskonvention  des  Staates  berufen  können,  um  die 
Verfassung  zu  ändern ,  oder  man  hätte  ein  Verüsissungs- Amendement 
der  Abstimmung  des  Volkes  unterbreiten  können.  Aber  da  das 
Gericht  entschieden  hatte,  dafs  das  Gesetz  im  Widerspruch  mit  dem 
14.  Amendement  der  Bundesverfassung  stehe;  und  da(s  es  zweifel- 
haft sei,  ob  der  Arbeitstag  Erwachsener  gesetzlich  geregelt  werden 
könne,  selbst  wenn  die  Beschäftigung  eingestandenermafsen  die 
Gesundlieit  der  Arbeiter  scliädige,  —  war  jeder  weitere  V'ersuch 
ausgeschlossen. 

Die  Entscheidung  des  Obersten  Bundesgerichts  1898. 

Trotz  der  Entscheidung  des  Obersten  Gerichts  von  Illinois, 
dafs  ein  Gesetz,  das  nur  ein  Geschlecht  betrifft,  verfassungswidrig 
sei,  war  das  Volk  von  Utah  nicht  davon  überzeugt,  dafe  das 


blieben,  and  dafs  beide  Gesetzentwürfe  das  Vertragsrecht  der  Parteien  bescbiinken 
würde  —  „ein  Recht,  das  durch  unsere  Grundrechte  (Bill  of  Rights)  garantiert  ist 

und  das  durch  das  14.  Ammdemriu  d<r  Bnndes\"crfassunp  gt'^.rhüt/f  i->t."  Das 
Oberst«'  <"ii  ri(  lit  von  Illinois  hat  sich  audi  pegrn  Ci.  vrt/.-,  die  di>-  Arln  itszrit  rr* 
wachsenfr  Hür^cr  —  Männer  als  Frauen  beschränken,  ausgc-procii«ii.  I>iesc 
Fäll«  haben  sicher  allen  Versuchen,  die  die  Arbeitszeit  Erwach- 
sener im  allgemeinen  beschränken  wollen,  in  den  Vereinigten 
Staaten  ein  Ende  gemacht." 
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14.  Amendement  der  Bundesverfassung  nach  dieser  Richtung  hin 
die  Kompetenz  der  Staat>l<'i^nslaturen  beschränkt  und  fs  nalim  dem- 
gemäfs  in  seine  neue  Staats\ertas>ung  \on  1896  lolgende  Hestini- 
mungen  auf.  Abschnitt  l  :  Die  Rechte  der  Arbeit  sollen  den  ihnen 
gebührenden  Schutz,  durch  Gesetze  erhallen,  die  geeignet  sind,  die 
gewerbhche  W  ohlfahrt  des  Staates  zu  fordern. 

Abschnitt  2:  Acht  Stunden  sollen  als  ein  Arbeit«*tag  gelten,  in 
allen  Werken  und  Unternehmungen,  die  von  dem  Staate  oder  mit 
Staatshilfe  betrieben  werden,  oder  von  Grafschafts-  und  Gemeinde- 
Vergütungen,  und  die  L^fidatur  aoll  Gresetze  erlassen,  um  die  Ge* 
sundheit  und  das  Leben  der  in  Fabriken»  Hütten  und  Bergwerken 
beschäftigten  Arbeiter  zu  schützen. 

Abschnitt  3:  Die  Legislatur  soll  durch  geeignete  Gesetze  für 
die  Durchföhrung  dieses  Artikek  sorgen. 

Diesen  Forderungen  der  Staatsverfassung  Utahs  gemals  erliefs 
die  Legislatur  Utahs  ein  Gesetz,  dessen  wesentliche  Bestimmungen 
lauten : 

Abschnitt  i:  Die  Arbeitszeit  der  Personen,  die  unter  Tag  in 
Bergwerken  und  Betrieben  beschäftigt  sind,  soll  täglich  acht  Stunden 
umfassen,  ausgenommen!  wenn  ein  Xot&ll  vorliegt,  wodurch  Leben 

und  Kigentum  bedroht  sind. 

Abschnitt  2:  Die  .Arbeitszeit  in  Hütten  und  allen  anderen  Be- 
trieben ,  die  Erze  und  Metalle  zubereiten  und  veredlcn,  soll  täglich 
acht  Stunden  umfassen,  au^enommen  wenn  ein  Notfall  vorhat, 
wodurch  Leben  und  Eigentum  unmittelbar  bedroht  sind. 

Unter  diesem  Gesetz  entstanden  zwei  Prozesse,  wovon  einer 
die  Beschäftigung  eines  Mannes  über  acht  Stunden  in  einer  Fabrik 
für  Mrzbereitung  betraf.  In  diesen  Prozessen  wurde  bei  dem  Obersten 
Gericht  Utah>^  Berufung  eingelegt,  das  aber  das  (resetz  bestätigte 
und  die  Unternelnner  verurteilte.  Die  Berufung  ging  dann  an  das 
Oberste  Bundesgencht,  das  das  t_ic.>etz  gleichfalls  bestätigte  und 
die  Unternehmer  verurteilte.  In  dieser  Entscheidung  erkennt  das 
()  berste  Bundesgericht,  dafs  das  Utah  -  Gesetz ,  das  die  tägliche 
Arbeitszeit  der  in  Bergwerken,  Hutten  und  Metallfabriken  be- 
schäftigten Personen  auf  acht  Stunden  festsetzt ,  tlie  Polizeigewalt 
des  Staates  nicht  überschreiici  und  nicht  einen  \erta»ungswidrigen 
Eingriff  in  die  X'ertragsfreiheit  oder  eine  X'erweigerung  des  ordent- 
lichen Gericlitsveriahrens  oder  des  glcichmäl'sigen  Rechtsschutzes 
darstdle. 

Es  ist  möglich,  daCs  das  Obeiste  Bundesgericht  in  diesen  beiden 
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Fällen  von  den  Umständen  beeinflufst  wurde,  unter  denen  das 
(iesetz  entstantl.  d.T^  den  Anlafs  zu  den  beiden  Prozessen  ^ab.  Die 
Legislatur  Utahs  hatte  das  Gesetz  auf  Gchcils  der  Staatsverfassung 
l'tahs  erlassen ;  seine  Aufliebutig  würde  daher  eine  Unterdrückung 
des  X'olkswiilens  im  Staate  Utah  bedeutet  haben;  denn  das  X'olk 
hatte  erst  kürzlich  durcli  seine  Abstimmung  die  Wrfassung,  die 
jenes  ( ieheifs  enthielt,  gutgeheilsen.  Ueberdies  war  das  (icsetz  von 
dem  Obersten  Gericht  Utahs  bestätigt  worden  und  das  Oberste 
Bundesgericht  beseitigt  die  Entscheidung  eines  Obersten  Slaats- 
gerichts  nur  dann,  wenn  besonders  triftige  Gründe  dafür  sprechen. 

Unter  diesen  Unnständen  war  das  Oberste  Bunde^ericht 
natürlich  darauf  hingewiesen,  nach  Gründen  zu  suchen,  die  zur 
Aufrechthaltung  des  Gesetzes  dienen  könnten  und  es  fiuid  sie  in  dem 
sanitären  Charakter  des  Gesetzes. 

Das  Prinzip,  worauf  nach  der  Ansicht  des  Obersten  Bundes* 
gerichts  die  die  Arbeitszeit  beschrankende  Geset^ebung  sicher  ge- 
gründet werden  kann,  ist  durdi  diese  Entscheidung  festgestellt  als 
das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  die  Gesundheit  des  Arbeiters 
zu  schützen,  selbst  wenn  er  nicht  selbst  darum  besorgt  ist.  Da 
dieses  Prinzip  von  dem  höchsten  Gericht  der  Nation  angenommen 
wurde,  ist  die  Hoffnung  berechtigt,  dafs  es  durch  eine  Aufeinander* 
folge  von  Gesetzen  auf  alle  Gewerbe  Anwendung  finde,  die  das 
I-eben,  die  Gesundheit  und  die  Sittlichkeit  schwer  gefährden. 

Nach  dem  (iesetz  dürfen  nur  Männer  in  Bergwerken  und  Hütten 
arbeiten.  Durch  die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  in  diesen  Be- 
trieben, durch  das  Gesetz  Utahs  und  die  Entscheidung  des  Obersten 
Bundesgerichts,  wurden  daher  nur  Männer  betroffen.  Da  aber  die 
Gesundheit  der  hraucn  durch  die  Zustände  der  Gewerbe,  in  denen 
sie  gewöhnlich  arbeiten,  auch  bedroht  wird,  so  ebnet  diese  Ent- 
scheidung den  Weg  für  weitere  .Mal'sre:,'elii,  die  sich  sowohl  auf  die 
Beschäftigung  der  Frauen  wie  der  Männer  l)ezieiien.  Indem  diese 
Entscheidung  die  Arbeitszeit  der  Männer  beschränkte,  entging  sie 
der  Kritik,  der  gewcihnlich  die  Gesetze  und  Entscheidungen,  die 
die  Arbeitszeit  der  I-'rauen  und  Kinder  begrenzen ,  unterliegen  und 
die  behauptet.  (\.u>  ilie  (resetzgei)UiiL;  den  Fraiuii  dadurch  dieselbe 
Ausnaimieslellung  /.iiweise,  die  die  Kinder  liiiiichuien,  währenti  das 
ganze  Bestreben  der  l'raucn  doch  bezwecke,  dieser  Ausnahme- 
stellung zu  entgehen  und  in  gleicher  Weise  wie  die  Männer  be- 
handelt zu  werden. 

Die  Argumente  des  Obersten  Gerichts  von  Illinois,  die  sich 
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auf  die  X'ertra'^sfrcihcil  der  Frauen  l)cziehen,  sclieineti  durch  die 
Beweistühruiig  des  { >bersteii  BundesL^^orichts  nur  insoweit  erschüttcii 
zu  sein,  als  sie  sich  auf  das  Recht  und  die  PHiciit  der  Lej^islatur 
beziehen,  (lesct/e  zum  Sciiut/e  aller  Arbeiter  zu  erlassen.  Es  ist 
daher  wahrscheinlich,  dafs  derartij^'e  Gesetze  sich  fernerhin  nur  auf 
solciie  hidustriezweii^e  erstrecken  werden,  worin  die  Arbeit  mit 
grofsen  ( iefahren  für  die  ( lesundhcit  verknii[)ft  ist;  es  ist  aber  damit 
die  Beschränkung  solcher  (jcsetze  auf  die  Arbeit  der  Frauen  end- 
gültig aufgehoben  worden.  Resondere  Gesetze  für  Frauen,  um  ihre 
Gesundheit  und  ihre  anderen  Interessen  zu  schützen,  können  nicht 
mehr  erlassen  werden,  aber  es  kann  die  tägliche  ArbdtSKit  aller 
Arbeiter,  ohne  Unterschied  des  Geschlechts,  die  tn  ^fesundheits* 
schädlichen  Betrieben  beschäftigt  sind,  gesetzlich  geicgclt  werden. 
Es  mufs  nur  die  Notwendigkeit  der  Gesetzgebung,  die  sich  aus  dem 
Charakter  des  Gewerbes  ergiebt,  nachgewiesen  werden.  Es  fragt 
sich  allerdings,  ob  es  nicht  Beschäftigrungen  giebt,  die  nur  für 
Frauen  und  nicht  ftir  Männer  schädlich  sind.  Es  wird  sich  als  not- 
wendig erweisen,  ärztliche  Kommissionen  zur  Untersuchung  der 
sanitären  Verhältnisse  im  gröfseren  Umlange  als  bisher  heran- 
zuziehen. Diese  würden  ihr  sachverständ^es  Urteil  abzugeben 
haben  über  die  schädliche  oder  unschädliche  Natur  der  Materialien 
und  der  Produktionsprozesse,  über  den  Einfluis,  den  die  w- 
schiedene  Geschwindigkeit,  mit  der  die  Maschinen  betrieben  werden, 
auf  die  ( iesunrlhcit  der  Arbeiter  ausübt  und  über  viele  andere  Punkte, 
tlie  durch  die  Illinois-Entscheidung  ausgeschlossen  waren,  mit  der 
sich  die  Legislatur  aber  jetzt  wieder  befisstMi  kann. 

Diese  Kntscheidung  des  Obersten  Bumlesgerichts  in  der  Ulah- 
Achtstundenfragc  hat  eine  so  weilragende  Bedeutung,  dafs  man  sie 
wohl  zu  den  epochemachenden  Fntscheidungen ,  die  das  (  iericht 
in  diesem  X'ierteljahrhundert  gefällt  hat,  rechnen  kann.  Ihre  hc- 
dcutung  ist  damit  incht  erschöi^ft,  dafs  sie  das  humane  und  lüivr.'lc 
Gesetz  l/tahs,  wodurch  der  Arbeit'^tai;,  der  in  Bergwerken.  1  iutten 
und  Kisenwerken  Ix-sciiäftigten  .Arbeiter  geregelt  wird,  lie^tätigt. 

Diese  pjit^rluithin-'  rritiiält  eine  au.sdrürkliche  Billiijunij  der 
Entscheidung  do  (  )i)(  rst(  n  Gerichts  von  Massachusetts;  die  da> 
(iesetz,  durch  flas  die  wöchenth'che  Arhcitszrit  auf  6o  Stunrlen  und 
die  tä<;liche  auf  lO  Stunden  tür  in  habriken  beschäftiule  l  iauei 
festgesetzt  wurde,  be.-^t.itigt.  Sie  entkräftet  dadurch,  dafs  sie  alle 
ähnlichen  Kntscheidungen  tadelt,  die  Entscheidung  des  Obersten  Ge- 
richts von  Illinois,  wodurch  das  Gesetz,  das  die  tägliche  Arbeitszeit 
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auf  acht  Stunden  und  die  wöchentliche  auf  48  Stunden  für  in 
]  abrikcn  und  Werkstätten  besdiäftigte  Frauen  festsetzte,  aufgehoben 

wurde. 

Diese  Entscheidun«^  verwandelt  den  Konflikt  der  richterlichen 
Meinungen,  der  seit  1895  bestanden  hatte,  in  einen  friedlichen  und 
beständigen  Enlwicklungspriizels.  Dieser  Konflikt  entstand,  als  das 
Ul)er>te  (iericht  von  Illinois  ein  Reeht>i)rinzip  im  Widerspruch 
nicht  nur  mit  der  W-rfassung  von  Illinois,  sondern  auch  mit  dem 
14.  AmendciiuMit  der  Hundesverfassunii  stehend  faiu! ,  das  das 
Oberste  ( rerichl  von  Massachusetts  19  Jahre  zuvor  als  augenscheinlich 
verlas>ungsgemärs  bezeichnet  hatte. 

Diese  Entscheidung  ändert  die  Grundlage  der  die  Arbeitszeit  be- 
schränkenden Gesetzgebung,  indem  sie  nicht  mehr  von  Rücksichten 
auf  Äher  und  Greschledit  ausgeht ,  sondern  von  Rücksichten  auf 
die  sanitäre  Xatur  der  betreffenden  Arbeit  und  auf  die  Wirkung, 
die  sie  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auf  den  Organismus  der 
Männer,  Frauen  und  Kinder  hat  Dadurch  legt  sie  das  Fundament 
fUr  eine  breitere  und  humanere  Geset^ebung,  als  bisher  in  diesem 
Lande  m^lich  war. 

Diese  Entscheidung  giebt  eine  autoritative  und  liberale  Inter- 
pretation des  viel  umstrittenen  14.  Amendements  der  Bundes* 
Verfassung.  Sie  rehabilitiert  damit  die  Staatslegislaturen  und  be- 
stätigt ihr  Recht  und  ihre  Pflicht  Gesetze  zum  Schutz  der  ph}^ischen 
und  moralischen  Gesundheit  der  Arbeiter  zu  erlassen,  und  ihre  Ar- 
beitszeit gesetzlich  festzusetzen,  wenn  ihnen  das  zu  diesem  Zweck 
nötig  erscheint.  Man  kann  daher  erwarten,  dafs  diese  I^ntsrheidung 
der  falschen  Auslegung  des  14.  Amendements  der  Bundesverfassung 
durch  vcrsrliicdene  Oberste  Staatsgcrirhtr  ein  £nde  bereiten  wird, 
wodurch  diese  die  Kompetenz  der  Legislaturen  in  unberechtigter 
Weise  einzuengen  suchten,  und  sich  selbst  das  Recht  zusprachen, 
über  die  Zweckmälsigkeit  von  Malsregehi  ein  Urteil  zu  (allen,  das 
allein  den  Eegislatnrcn  zustand. 

baue  noch  weiter  reiclii  iulc  Bedeutung  hat  die  indirekte  als  die 
direkte  W'irkung  dieser  Entscheidung;  denn  sie  ermoglielit  auf  dem 
Wege  des  (icrichtss  erlahrcns,  das  den  ( iesetzgebern  in  England  und 
Amerika  so  wertvoll  ist,  zum  ersten  Male  die  gesetzliche  Regelung 
des  .Arl)eit>ta<'es  sowohl  der  Männer  wie  der  Erauen  nnd  Kinder. 
Sie  wird  d.ilier  die  Wrbreitung  der  Ansicht  aufhalten,  dals  flie  Ver- 
besserung der  Eagc  der  ail>e;ienden  Klasse  in  der  Rejiublik  auf 
konstitutionellem  Wege  unmöglich  sei;  denn  das  Oberste  Bundes- 
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gcricht  enipficlilt  ausdrucklich  Staatsgesetzgebung  zum  Schutze  des 
Lebens,  der  Gesundheit  und  iler  Sittlichkeit  der  Arln  iter,  und  er- 
öffnet dadurch,  weil  es  das  höchste  Gericht  der  Nation  ist,  die 
Möglichkeit  weiterer  Gesetzgebung  dieser  Art. 

Diese  Entscheidung  stellt  natürlicli  das  Illinois-Achtstundengesetz 
nicht  wieder  her,  das  durch  die  Entscheidung  des  Illinois-Gerichts 
1895  aufgehoben  wurde.  Es  macht  aber  die  Stellung,  tlie  dieses 
Gericht  zu  Gesetzen  über  den  Schutz  des  einzelnen  Arbeiters  ein- 
genommen hat,  unhaltbar  und  es  wird  dieselbe  aufgeben  müssen, 
sobald  em  aholicher  Fall  wieder  vorUegt.  Denn  das  Oberste  Bundes- 
gericht sagt:  „die  Thatsache,  dafs  beide  Parteien  mündig  und  ver- 
tragsfahig  sind,  nimmt  dem  Staate  nicht  notwendigerweise  das 
Recht  des  Einschreitens,  wenn  die  Parteien  sich  nicht  gleich  sind, 
oder  wenn  die  öffentliche  Cresundheit  verlangt,  daSs  die  eine  Partei 
gegen  sich  selbst  zu  schützen  ist.  Der  Staat  bewahrt  ein  Interesse 
an  der  Wohlfahrt  des  Einzelnen,  wie  sorglos  er  auch  damit  ver- 
fahren möge.  Das  Ganze  ist  nicht  grofser  ab  die  Summe  aller 
einzelnen  Teile,  und  wenn  die  Gesundheit»  die  Wohlfahrt  oder 
Sicherheit  der  Einzelnen  vernachlässigt  oder  geopfert  wird,  so  mu& 
der  Staat  darunter  leiden."  Damit  nimmt  das  Oberste  Bundes- 
gericht eine  Stellung  ein,  die  der  des  Obersten  Gerichts  von  Illinois 
direkt  entgegengesetzt  ist;  und  das  Präzedens  des  Obersten  Bundes- 
gerichts ist  mafsgebend  für  das  Staatsgericht,  sobald  es  einen  ähn- 
lichen Fall  wieder  zu  beurteilen  hat  Darüber  hinaus  führt  diese 
Entscheidung  des  Bundesgerichts  zur  Auüiahme  dner  Bestimmung 
in  der  Verfassung  jedes  Staates  und  zur  Annahme  eines  ent- 
sprechenden Gesetzes,  wodurch  die  Arbeitszeit  aller  Arbeiter,  Männer, 
hraucn  und  Kinder,  die  in  gesundheitsscliädlichen  Betrieben  be- 
schäftigt sind,  beschränkt  wird. 

Es  läfst  sich  daher  erwarten,  dafs  in  nllcn  Industriestaaten 
allmählich  eine  Bewegung  sich  entwickeln  wird ,  die  sich  die 
Annahme  von  Amendements  zu  den  Staatsverfassungen  zum  Ziel 
setzt,  wodurch  nach  dem  Vorbild  der  Utah-Staatsvertassung.  die 
gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  gefordert  wird,  Der  Stillstand, 
der  durch  die  lllinois-EiU>eheidung  und  andere  ähnliehe  lMit>clici- 
dungen,  auf  die  sich  Mr.  Simson  in  dem  oben  angeführten  Artikel 
bezieht,  hervorgebracht  ist,  wird  allmählich  einer  lebenskräftigen 
und  weitverbreiteten  Bewegung  weichen,  die  die  Einfuhrung  des 
gesetzlichen  Arbeitst^es  für  alle  Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf  das 
Geschlecht  je  nach  dem  Charakter  des  Gewerbes  bezweckt-  Wie 
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das  18.  Jahrhundert  die  Au%abe  der  Einigung  der  amerikanischen 
Kolonieen  zu  erfüllen  hatte,  wie  das  19.  Jahrhundert  die  Einigung 
von  Nord  und  Süd  vollbrachte,  so  bleibt  dem  kommenden  Jahr 
hundert  die  Auf^iynhe,  die  Arbeitsverhältnisse  in  der  ^ranzen  Rc|)ublik 
im  Sinuc  der  neuen,  humanen  und  au%cklärten  Entscheidung  des 
Obersten  Bundesgerichts  einheitlich  zu  regeln. 

Wir  lassen  nunmehr  die  Entscheidung  des  Obersten  Bundes- 
gerichts  folgen: 

BnlictMidttnif  dM  Obenten  Bnadesgerichta.   (Vom  aS.  Febnuur  tSgS.) 

Nos.  261  &  264. 

öffenUidies  Recht  —  Ordenüidier  Reditsveg.  —  Gideher  Sdmts.  —  Adit> 
ttandengcsetse. 

I.  „Ordentlicher  Rechtsweg"  setzt  wenigstens  eine  Übereinstimmung  mit  den 
natürlichen  und  inhärent'  n  (  irundsätzen  der  ( ierechtipkeit  voraus,  verhindert,  dafs  das 
Eigentum  oder  Eijjentun)>.rrrht  einer  Person  /.iiguiiaten  einer  anderen  oder  des  Staates 
ohne  EntM-hädigung  bci»chramkt  werde,  und  dala  keiner  als  Person  oder  Eigen- 
tOmer  venirteilt  werde,  ohne  ihm  die  Gelegenheit  nr  Verteidigung  lu  geben. 

a.  Das  Uta]i>Gcsetf ,  daa  die  tigliche  Aibeitueit  der  in  Beigwcrken,  Hflttcn  md 
MelallfRbriken  beacMUtigten  PeiBonen  anf  adit  Standen  beachiiakt,  flberschieitet 
nicht  die  Poliieigcwalt  des  Staates  «md  stellt  nidit  einen  wflMWBfswidrigen  Ein- 
griff in  die  Vertragsfreiheit  oder  eine  Venreigenmg  des  ordentlichen  Gerichtsverfiüurens 
oder  des  gleichen  Rechtsschutzes  dar. 

Im  Fall  Nr.  264  handelte  es  sich  im  wesentlichen  um  lolpende^ 

Am  20.  Juni  1896  war  eine  Klage  bei  einem  Friedensrichter  in  Salt  l^ake  City 
anhängig  gemacht,  die  den  Bitt;>teller  Holden  besicbuldigte,  „einen  John  Anderam 
ab  Bergmann  in  dem  Untertagbetrieb  der  Old  Jordan  Mine,  in  Bingham  Caanon,  in 
der  enrihnten  Grafschaft,  in  ongesetsmifsiger  Weise  adm  Stmden  tlglich  beschiftigt 
an  haben;  «nd  der  Angeldagte  hat  seit  dem  obengenannten  Tage  den  John  Anderson 
fortdauernd  in  ungesetzmärsiger  Weise  zehn  Stunden  täglich  unter  Tag  beschäftigt, 
ohne  dafs  diese  Beschäftigung  durch  einen  Notfall  oder  ttomittelbare  Gefiihrdang 
von  Loben,  Fi^entum  geboten  war  — ." 

T>' r  .\ngekl.ic:te  Holden,  der  auf  einen  H.iflbefehl  infolt»e  jener  KJage  fest- 
genommen war,  gab  die  oben  testgestcllten  l  hat>achen  zu,  bestritt  aber  schuldig  zu 
sein,  weil  er  durch  Gebort  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sei  and  seinen  Wohmits 
in  dem  Staate  Utah  habe;  dafr  der  erwfthnte  Jobn  Anderson  freiwillig  in  seine 
Dienste  anter  der  Bedingung  der  angefllhrten  tMgUchen  Arbeitsseit  getreten  sei;  und 
dals  die  unter  Anklage  gestelltan  Ibndlnngen  kein  Verbrechen  seien,  w«l  das  Gesetz 
des  Staates  Utah,  das  jenes  nmtmafsliclu  Vergehen  schaft  und  definiert,  ans  folgenden 
Gründen  der  Bundesverfassung  zuwiderläuft : 

,,Es  nimitit  d.-m  .Angeklagten  und  allen  Arb*"it}i'  bi'rn  und  Arbeitern  das  Recht, 
in  gesetzlicher  W  eia.-  und  i\x  gesetzlichen  Zwecken  Verträge  eituugehen. 
Archiv  für  tot.  Gescugebuu«  u.  Statistik.  XII.  49 
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Efi  ist  Klüsen* Gesetzgebung  und  seine  BestunmuBgcn  sind  nidit  gicicb- 
förmig. 

Es  versagt  dem  Angeklagten  nnd  den  Arbeitgebcni  nnd  Arbeitera  den  gleidicB 

Rechtsschutz,  schmSlert  die  Rechte  und  Frcilu  iten  des  Angeklagten  als  eines  Bftrgeia 
der  Vereinigten  Staat rn  und  lieraabt  ihn  ohne  ordentlichen  Rechtsweg  seines  Eigene 
tnms  und  sfintr  V  r.  ih<  it." 

Nftclidt'm  <l;i^  Gericht  die  Zt-ujji  n  verhört  hattt-,  sprach  «•>  den  Angi*kl.i'^t<>n 
des  Iraglichcn  Vergehens  schuldig  und  verurteilte  ihn  ^u  einer  Strafe  von  5»  50  und 
ZQ  der  Kostenzahlung,  und  befahl,  dafs  der  Angeklagte  57  Tage  in  dem  Grafschafts* 
gefitngnis  sitzen  solle  oder  bis  die  Strafe  and  Kosten  bezahlt  seien. 

Darauf  enmehte  der  Kttsteller  das  oberste  Gericht  des  Staates  an  Ansstelfamg 
einer  Habeaa>Corpus>Urkunde;  indem  er  eine  Abschrift  der  Verhandlangen  vor  dem 
FWedensrichter  beilegte  und  um  seine  Entlassung  bat.  Das  Oberste  Gericht  verwarf 
$ein  Gesuch  and  liefs  ihn  in  MafH,  worauf  er  diese  Berufung  einlegte,  indem  er  die 
Verfassungswidrigkeit  dos  (iesetzes  V)ehau]>t<-ti-. 

In  dem  /.weiten  Kall  wurde  Holden  beschuUii^^t,  <  nu  n  William  Hooley  zwölf 
Stunden  täglich  in  einem  Hüttenwerk  beM:hättigt  zu  haben.  Die  Verbandlongen 
waren  in  diesem  Falle  genau  dieselben  wie  in  dem  vorhergehenden  Falle,  and  es 
wurde  anerkannt,  dafs  das  fragliche  Piindp  in  beiden  FUlcn  dasselbe  sei. 

Mr.  Justice  Brown  sprach  das  Urteil,  nachdem  er  die  Thataachen  in  obiger 
Weise  dargelegt  hatte. 

Es  handelt  skb  in  diesem  Falle  nm  die  VerfaasungsmSfägkeit  eines  Aktes  der 
Legislatur  von  Utah,  der  betitelt  ist  „Ein  Akt  zur  Regelung  der  Arbeitszeit  in  Berg- 

werken  und  Hiittm".    Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind: 

Abschnitt  1  :  Die  .\rbeits/.eit  der  Per«.onen,  die  unter  Tag  in  Bergwerken  und 
r- r  ieben  besch.Tftijjt  >ind,  soll  täglich  acht  Stunden  umfassrn,  ausgenommen,  wenn 

ein  .Ni)llall  vorlietjl,  WiMlurch  I,(h»n  und  l  ij^entum  bedroht  sind. 

.\bs(  huitt  2  .  \y\'-  .\iht  it-/.>  it  in  Hutten  uml  .ill<  n  anderen  Ltetrieben,  die  Kr/.o 
um!  MtMlle  zubereiti  ii  und  vt-n-deln ,  soll  ledi^jhcli  acht  Stunden  unifass<-n ,  aus- 
genuiiiitien,  wenn  ein  Nutfall  vorliegt,  wodurch  Leben  und  Eigentum  unmittelbar 
bedroht  sind. 

Abschnitt  3:  Personen,  Korporationen,  Agenten,  Leiter  oder  Unternehmer,  die 
eine  Bestimmung  der  Absdmitte  i  und  9  dieses  Gesetzes  verletzen,  maciien  sidi 
^ncs  Vergehens  schuldig. 

Das  Oberste  Gericht  von  Utah  war  der  Ansicht,  dafs  die  AutoriHt  der  Legis- 
latur  zum  Erlafs  des  fraglichen  Gesetzes  durch  jenen  l'eil  des  Artikels  16  der  Staats» 
Verfassung  begründet  sei,  Avi  ( rklärt,  dafs  ,,dic  I  r^islatur  (»csetze  erla.<;scn  soll,  nm 
für  'lie  Gesundheit  und  Siclierln'it  der  in  F.ibrik.-n,  Ilüttin  und  Uergw»rken  be- 
schäftigten Personen  zu  sorj^en".  Da  der  .\nikt  1  aussclilielslich  von  den  keehten 
der  Arbeit  handelt,  geben  wir  ihn  volUtändig  wieder,  weil  er  die  Autorität,  unter 
der  die  Legislatur  handelte,  darthut  und  weil  er  ihre  Absicht  in  dem  Erlafs  des  be< 
treffenden  Gesetzes  erkennen  lUfst  (Gesetze  1896,  S.  319): 

Abschnitt  i:  Die  Rechte  der  Arbeit  sollen  den  ihnen  gebOhrlichen  Schutz 
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durch  (Ersetze  erbaltdi,  die  geeignet  sind,  die  gewerbliche  Wöblfiüirt  rfes  StMt«j» 

ZD  fördern. 

Abschnitt  2:  Dir  Legislatur  soll  durch  Gesetz  ein  Arbeitsamt,  EinigangSMUt 

und  Srbiedsfjericht,  das  die  Interessen  des  Kapitals  und  der  Arbeit  unparteiisch  ver- 
treten Mdl,  einrichten.  Das  Gesetz  soll  vorschreiben,  welche  Aufgaben  das  Amt  zu 
erfüllen  hat  und  welche  Entschädigungen  es  empfangen  soll. 

Abschnitt  3 ;  Die  Legislatur  soll  verbieten : 

1.  IKe  Arbeit  der  F»uen  und  der  Kinder  uater  14  Jahren  in  Bergwerken 
unter  Tag; 

2.  die  Verdingung  der  Gefingnisarbeit ; 

3.  die  Arbeit  der  StrKfUnge  anfserhalb  des  Gefängnisses,  mit  Ansnahme  der 

öffentlichen  Art',  iten  iint'-r  direkt<-r  Kontrolle  des  Staates; 

4.  die  politische  und  wirt^haftlichc  Kontrolle  der  Arbeiter. 

Abschnitt  4:  Der  Austausch  schwarzer  Listen  unter  Fisenbahngesellacfaaften 
oder  anderen  Korporationen,  Vereinigiingen  oder  Personen  ist  verboten. 

Abschnitt  5:  l>as  Klagerecht  zur  Krlangiin'^»  von  Entschädigungen  für  Ver- 
letzungen, die  den  i  utl  zur  Folge  li.ib.jn ,  soll  niemals  rmfgeholitn  werden,  und 
der  2u  fordernde  Betrag  soll  uicnial:i  einer  gesetzlichen  Uc<>chräukuug  unterworfen 
werden. 

Abaduutt  6:  Adit  Standen  sollen  als  ein  Arbeitstag  gelten  in  allen  Werken 
und  Untemehii6ang«a,  die  von  dem  Staate  oder  mit  Staatshilfe  betrieben  werden,  oder 
von  Gnfschafts»  und  Gcmeindererwaltongen,  und  die  Legislator  soll  Gesetic  erlassen, 
am  die  Gesundheit  und  das  Leben  der  in  Fabriken,  Hätten  und  Bergwerken  be- 
schäftigten Arbeiter  zu  schützen. 

.\1>S(  hiiitt  7  r>ie  Lei,'i4atur  soll  durch  geeignete  Gesetze  fÄr  die  Durch- 
filbn;n|^  ilic-i-^  Artik-l-.  sor;,'rii. 

Die  Gültigkeit  des  traglidicn  Gesetze»  ul  indessen  uul  (irund  einer  behaup- 
teten Verktsnng  des  14.  Amendements  der  Buadcsverfiusung  angefisditen  woiden, 
indem  dadnrcb  die  Rechte  und  Freiheiten  der  BUigcr  der  Vereinigten  Staaten  ge< 
schmSlert,  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  ihres  Eigentums  ohne  ordentliches  Gerichts- 
verfahren beraubt  und  ihnen  der  gleiche  RechtsschnU  vertagt  werde.  Da  die  drei 
Fragen:  Schmälerung  ihrer  Rechte,  Beraubung  ihres  Eigentums  und  Vt)renthaltung 
des  Rechtsschutzes  so  sehr  miteinander  verbuntli-n  sind,  ilafs  di<-  .-\utorit:it«-n  in  der 
einen  Frage  sich  nielir  oder  Weniger  auch  auf  die  anderen  beziehen,  so  können  sie 
zusammen  er<>rti  rt  werden. 

Vor  der  .\nnahme  «les  14.  Amendements  enthielt  das  5.  Amendement  eine  ähn- 
liche Bestimmung  gegen  Beranbnng  des  Lebens,  ^r  Freiheit  oder  des  Eigentums 
ohne  ordentlichen  Rechtsweg;  da  aber  die  ersten  acht  Amendements  nur  den  Kon- 
grefs  verj^ichteten,  lassen  die  Entscheidungen  dieses  Hofes  onter  diesem  Amende* 
mcnt  nor  eine  teilweise  Anwendung  auf  da>  14.  .Vmendcment  zu,  das  nur  durch  das 
Vorgehen  der  einzelnen  Staaten  in  Wirksamkeit  tritt.  Das  14.  .Vmendcment,  d:is  am 
28.  luli  1868  t-ndgüllig  an^viimnm'-n  wurde,  erwiitiHi-  'iie  .\utorit.ät  tier  lUiniies- 
gerichte  und  des  Kongresses  und  cmtoglicbtc  jene  zum  ersten  Male,  all<-  (jesctzc  und 
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grrichtlicbi'n  Kntscheidungcn  d<T  Staatt-n  für  ungiillifx  7u  i'rklären,  die  <lif  Rt-cht- 
der  Bürger  schmälern  uUer  ihnen  den  V'oiteil  des  ordentlichen  Kcchtswegeä  vor- 
enthalten. 

Dieser  Geriditsbof  hatte  sich  nient  im  Jahre  1872  mit  diesem  Ameadcaient 
stt  befiuaen. 

Wlhrend  das  Gericht  in  diesem  Falle  als  den  Hamptswedc  dieses  Amendements 
anerkannte,  der  jüngst  befreiten,  farbigen  Rasse  den  vollen  Gennfs  ihrer  Freiheit  m 
sichern,  wurde  sowohl  von  der  Majorität  wie  von  der  Minorität  zugegeben,  dat's 
auf  jenen  Zw.-rk  nicht  zu  bi'M-hr;ink<-n  sei,  und  die  GiiUigkrjt  dt-s  Aktes  wurde  als 
ein»*  Polizi  ivi-rordnung  /.uni  Schul/,  der  Gesundheit  und  der  Annchndichki-it  der  F"-- 
volkerung  aufrecht  erhalten.  In  der  Majorität  der  Fälle,  die  seitdem  vorgefallen 
sind,  handdlte  es  sidi  nicht  um  eine  Verweigerung  von  der  farbiccn  Rasse  dadnich 
ngesichertcn  Rechten,  sondern  am  bdianptele  Uotendieidangen,  die  gaas  anlseriwlb 
der  poUtisdien  Beiichn&fen  der  gcschldigten  Pfeitmen  lagen. 

Es  Ussen  sich  die  FÜle  im  allgemeinen  in  zwei  Klassen  teüen:  Erstens,  die 
Fälle,  in  denen  eine  Staatslegislatur  oder  ein  Staatsgericht  bescbuldigt  wird,  ange- 
rechterweise  zu  Gunsten  oder  Ungunsten  eines  bestimmten  Individuums  oder  einer 
Klasse  von  Individuen  im  Gegensatz  zu  der  übrigen  Bevölkerung  entschieden  zu 
haben,  oder  ihnen  den  Vorteil  des  ordentlichen  Gerichtsverfahrens  vorenthahen  zu 
haben;  zweitens  die  Fälle,  in  denen  die  Legislatur  das  allgemeine  System  der  Recht- 
sprediung  geändert  hat,  indem  sie  das  abschafte,  was  fttther  als  notig  für  die 
ordentliche  Verwaltung  der  Gerediti|^t  oder  fllr  die  Beschfltmng  des  lodividnams 
erachtet  wnrde. 

Zu  den  Fällen  dtr  enten  Klasse,  die  kurz  als  „ungerechte  Unterscheidnngen-' 
bezeichnet  werden  können,  gehören  die,  in  welchen  der  farbigen  Rasse  das  Recht 
der  ( ieschworenenvertretung  versagt  wurde,  oder  die  in  welchen  der  Staat  beschuldigt 
wurde,  Chinesen  brdrückt  und  benachteiligt  zu  haben,  und  die,  in  welchen  unter 
dem  Schulz  dieses  Amendements  versucht  wurde,  das  Stimmrecht  der  Frauen  durcb- 
cusetsen  «nd  ihnen  Zutritt  zu  den  akademischen  Berufen  zu  verschafTeo. 

Zu  dieser  Klasse  gehören  auch  alle  die  FUle,  in  denen  die  Staatsgerichte  be* 
schuldigt  wurden,  besonderen  LidiTidnen  den  Vorteil  des  ordentlichen  Geridits*er^ 
fikhrens  verweigert  m  haben,  das  ihnen  nach  den  Gesetsen  des  Maates  anstand,  so- 
wie jene  andere  zahlreiche  Gruppe  von  Fällen,  auf  die  später  noch  naher  einzugehen 
ist.  in  denen  die  Staatslegislatur  beschuldigt  wurde,  die  ihr  zukommende  Polizei- 
gewalt  überschritten  zu  haben,  indem  -i.-  sirli  anmafste.  für  den  Scbutz  der  Gesund- 
heit oder  der  Sittlichkeit  der  l'.ev  )lkeruug  Gesetze  zu  erlassen. 

Eine  Prüfung  dieser  l>eiden  Klassen  von  Fällen,  die  unter  dem  14.  Amende- 
ment entsiMiden  sind,  wird  zeigen,  dafs  dieses  Gericht,  indem  es  Ober  die  Gültig- 
keit der  Staatsgesetse  unter  jenem  Amendement  erkannte,  stets  die  Thatsache  he« 
achtet  hat,  da(s  die  Theorie  des  Rechts  ztun  grolsen  Teil  dne  fortscbreitende  Wunen» 
Schaft  ist;  dafs  Arten  des  Rechtsverfahrens,  die  in  einzelnen  Staaten  zur  Zeit  der 
Annaljme  der  \"crfassung  als  unentbehrlich  für  den  Schutz  und  die  Sicherheit  des 
Volkes  ixler  die  I-  rejhrit  des  Bürgers  betrachtet  wurden,  nicht  mehr  nötig  sind  :  d.iü 
Beschränkungen,  die  früher  den  Handlungen  der  Individuen  oder  der  Klassen  auf- 
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rrlfgt  waren,  sich  ihren  Int<"res^en  als.  schädliih  f-rwirsrn  haben,  während  anderseits 
gewisse  andere  Klassen  (besonders  die  in  gcläiirhrhc-n  oder  gesundheiUschädlichen 
Gewerben  besdilftigtcn)  alt  Tcnnebrter  Schntimafsrcgeln  bedflrftig  beftmden  worden. 

Dicarr  Fall  erfordert  keine  Atnüefuog  fiber  die  Weisheit  dieser  Aenderangen 
oder  ihre  GfÜldißuäi  unter  dem  14.  Amendement  $He  sind  mir  erwilmt  worden,  an 
auf  die  Wabncbeinlichkcit  hinnweiien,  dafr  andere  Aendemngen  von  nidit  geringerer 
Bedentmig  in  der  Zokmift  gemacht  werden  können,  und  dafs.  wenn  auch  die  obersten 
Prinzijii.n  ilor  ( icrrrhtißkeit  unveränderlich  sind,  die  Methoden  der  Rechtsprechung 
fortwährenden  Schwankungen  unt'-rliefjen .  und  duf'»  die  Bundcsvi  rfa-isunf,' ,  die  zu 
einem  grofsen  Teil  notwendig  unelastisch  und  Änderungen  sehr  schwer  zugänglich 
ist,  nicht  in  der  Weise  ausgelegt  werden  sollte,  dafs  den  Staaten  das  Recht  ge- 
nommen werde,  ihre  Gesetse  nach  den  Wttnschen  der  Bftiger  im  Intereme  des  dfiSsnlf 
lieben  Wohls  «1  Indem,  <Anc  sie  mit  dem  Gnndgesets  des  Landes  in  Konflikt  so 
bringen. 

Es  lifst  sich  natürlich  die  Art  und  die  Ausdehnun;;  dirser  Acnderungen  nicllt 
vorher  bestimmen;  ab<-r  in  Hinblick  auf  die  Thatsache,  dafs  das  Recht  seit  der  l'nter- 
zeichnung  der  Magna  Charta  bis  heute  immer  häufigeren  Aendenmgen  unterworfen 
ist.  kann  man  nicht  vnr;ii!-«^cf 7:rn  daS  sif  künftighin  niclit  lintrrten  werden  und 
dafs  das  Recht  sich  nicht  uolwciuligcrweisc  der  neuen  (iestaltung  der  iiesellschafl 
mid  besonders  den  neuen  Beaidiungen  swischen  Arbeitgeber  ond  Arbeiter  immer  von 
neuem  anpasse. 

Indem  Mr.  Justice  Miller  die  Ansicht  dieses  Gerichtes  in  Davidson  v.  New 
Orleans  darlegte,  bemerkte  er,  da&  die  in  der  Magna  Charta  gebrauchten  Worte 
„Gesetz  des  Landes**  eine  Übereinstimmung  mit  dem  alten  Gewohnheitsrecht  des  eng- 
lischen Volkes  voraussetzten,  und  dafs  sich  ihr  Zwi  ck  und  ihre  Anwendung  besser 
ermitteln  lassen  durch  ,,das  allmählichi-  Verfahr<n  der  gerirhtlirhm  Inkhision  und 
Exklusion  je  nacli  der  Art  der  vorlügenden  Kall«-  im  Zusaninicnhanj:  mit  «h-m  Re- 
weise, durch  den  die  Entscheidungen  begrtmdct  werden".  Wenn  man  auch  die 
Schwierigkeit  einer  exakten  Definition  des  Ausdrucks  „ordeirtlicher  Rechtsweg**  s»- 
geben  mufs,  so  lifst  sich  doch  nickt  sweifeln,  dafs  diese  Worte  eine  Uebereinstinunung 
mit  der  natttrUchen  und  inhirenten  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  vonussetsen,  um  so 
verhindern,  dafs  das  Eigentum  oder  Eigentumsredit  einer  Person  lugunsten  einer 
anderen  oder  des  Staates  ohne  Entschädigung  genommen  werde  imd  keiner  als 
Person  oder  Eigentümer  ohne  vorherige  Selbstv i-rteidigunp  verurteilt  wrrdt-. 

I>a  der  Besitz  von  Eigentum,  das  einer  lVrM)ii  nicht  genomm«  11  w<  rd.-n  kann, 
zwtilellüs  die  Erwerbung  desselben  voraussetzt,  so  läfst  sich  mit  Sicherheit  behaupten, 
dafs  ein  StaatsgcscU,  das  irgend  einer  Personenklasse  das  Recht  der  Eigentums- 
erweibong  entsiehen  wlirde,  ebenfalls  dieser  Bestimmung  widersprechen  wOrde.  Wenn 
nwn  bedenkt,  dafs  Eigentum  unter  lebenden  Personen  gesetdich  nur  durch  Vertrag 
erworben  werden  kann,  so  kann  man  weiter  behaupten,  dafs  ein  allgemeines  Verbot 
der  Vermögens-  oder  Erwcrbtmgsverträge  ungültig  sein  würde, 

I>ie  letzte  Aeufserung  dieses  Gerichts  über  diesen  Gegenstand  findet  sich  in  dem 
Kall  Allgeyer  v.  Louisiana  in  wlrhem  ent'.rhicden  wurde,  dafs  ein  Gesetz  Louisianas, 
das  den  Individuen  innerhalb  des  Staates  verbot,  Versicherungsverträge  mit  New  Yorker 
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Gesellschaften  ab/.usclTliefsen.  eine  Verletzung  des  I4.  Amcndeniends  sei.  Indem 
Mr.  Justice  Peckham  die  Ansicht  des  Gerichtes  verkündete,  sagte  er:  „Das  R^-cht  de.-. 
Berufü  und  des  Gewerbebetriebs  und  das  Recht,  Eigentum  zu  erwerben,  xu  besitzen 
und  za  verkanfen  enthält  notwendigerweise  auch  das  Recht,  alle  daianf  bexfig)icheo 
Vertofge  abmsdilie&en;  und  wenn  ntin  dieses  Recht,  Ober  Person  lad  Bgentum  Ver- 
tilge an  achliefsen  oder  innerbalb  der  Jnriadiktiim  dca  Staates  ein  Geschäft  m  be> 
treiben,  geregelt  und  bisweilen  verboten  werden  kann,  wenn  die  Vorträge  oder  das 
Geschäft  der  durch  die  Gesetz«*  vorfolgten  staatlichen  Politik  widerspricht,  üo  kann 
damit  doch  das  Rocht  der  Vertragsfreiheit  des  Bürgers  soweit  V)cschränkl  werden, 
dafs  liailurch  Verträge,  wie  dio  im  vorliegenden  Falle,  verboten  wenieu,  deren  Ab- 
schliefsung  und  Ausführung  nicht  innerhalb  der  Jurisdiktion  dieses  Staates  fällt.'' 

Das  Vertragsrccbt  unterliegt  aber  selbst  gewissen  Beschränkungen,  welche  der 
Staat  in  der  Anafllnnig  seiner  PoUaeigewalt  gesctamlfsig  auferlegen  kann.  Wie  diese 
Gewalt  allen  Regienmgen  innewobnt,  so  ist  ihre  Anwendung  im  veiiloaseDen  Jahr» 
hmdert  olme  Zweifel  sdir  weit  anagedehnt  worden.  Der  Grand  daftr  liegt  in  der 
gewaltigen  Zunahme  der  Beschäftigungen,  die  der  Gesundheit  der  Arbeiter  so  weit 
gffährlich  oder  schädlich  sind,  dafs  sie  besondere  Vorsichtsmafsregeln  zum  Schutz 
d.  r  Gl  iundh.'it  und  des  Lebens  oder  zur  Sicherheit  des  angrenzenden  Eigentums 
notig  maclu-n.  Während  di<•se^  (iericht  erkannt  iiat,  dafs  die  Ausiilnin^'  der  Polizei- 
gcwalt  nicht  als  ein  Vorwand  für  bedrückende  und  ungerechte  Gesetzgebung  dienen 
kann,  kann  sie  eintreten  nr  Erhaltung  der  ölicntlidien  Gesundheit,  Skberlieit  md 
Sittlichkeit  und  rar  Beseitigung  öffentlichen  Acigemisses.  Daher  ist  die  Lcgislatnr 
notwendig  mit  ehier  weitgehenden  Vollnaeht  beUcidet  worden,  nidit  nur  nm  au  be- 
stimmen, welche  Mafsregeln  das  öffentliche  Interesse  fordert,  sondern  auch  weldie 
Maisregeln  zum  Schutze  dieses  Interesses  nötig  sind. 

Vortrefflich  hat  Chief.  Justice  Shaw  in  dem  folgenden  .\uszug  seiner  Ent- 
st  lit  iiiung  in  Massachusetts  v.  Alger  die  Ausdehnung  und  Grenzen  dieser  Gewalt  ao»- 
einaiidcr  gesetzt. 

„Es  ist  nach  unserer  Ansicht  ein  feststehender  Grundsatz,  der  sich  ans  der 
Natur  jeder  geordneten  Gesellschaft  eigiebt,  dafs  jeder  Eigentflner,  wenn  andi  sein 
Rechtsanspiradi  nodi  so  absolut  und  unbedhigt  ist,  mit  der  Mög^hkeit  redinen  mu&i 
dafii  der  Gebrauch  seines  Eigentums  so  weit  besclurinkt  wird,  dais  es  andere  in  dem 

gleichen  Genufs  ihres  Eigentums,  wozu  sie  ein  gleiches  Recht  haben,  oder  die 
Rechte  der  Gemeinden  nicht  beeinträchtigt.  Alles  Eigentum  in  diesem  Staate,  so- 
wohl im  Innern  desselben  wie  das  an  die  Flutwasser  grenzende,  hat  seinen  Ursprung 
unmittelbar  oder  mittelbar  in  der  Regierung,  und  unterlii  gt  jenen  allgemeinen  Vor- 
schriften, die  das  öffentliche  und  allgemeine  W  ohl  nutig  macht. 

Die  Eigentunwredite  sind  wie  aUe  anderen  soöakn  und  konrentiondlen  Reckte 
in  ihrer  Auattbung  soldien  BeschiSnkungen  unterworfen,  die  ihrer  SchidHtfihkeit  vor- 
beugen, und  solchen  Vorsdiriften,  die  die  Lq^islatur  kraft  der  ihr  durch  die  Ver- 
frf  fl"g  veriidienen  Regierangs-  and  KontroUgewalt,  flir  nötig  und  nfltdich  ciacbteit*' 

Die  gesetzmäfüige  .\usUbung  dieser  Gewalt  kann  weder  duich  Kootiolle  l>e- 
acbränkt  noch  durch  die  t  leM-tzgebun^:  aufgehoben  worden. 

Während  diese  Gewalt  jeder  Kcgieruugsforni  notwendigerweise  eigentümlich  ist. 
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wurd«'   sie  vor  der  Annahme  der  Vcrfasaang'  fai  dieiem  Lande  nur  sehr  ü^tetf 

ausgeübt. 

Da  wir  damals  last  t^-in  reines  Agrikulturvolk  waren,  war  keine  Gelt  |;enheir 
9ta  den  betondieriMk  Sdrati  einer  beaanderai  Khsie  vorhanden.  Gewisse  gewinn- 
brinfcnde  Besdilftignngen,  wie  Lotterien  nnd  der  Verkaar  beiwucheiider  Getilnke, 
die  damals  als  gesetalich  erlaubt  gdten,  sind  seitdem  iron  der  ölfrntliehen"  Mdanaf 
in  den  Bann  getium  md  sind  jctit  entweder  f^aaSaä^  verbot  oder  strengen  Polisei« 
Vorschriften  unterworCen.  Die  Gewalt  hierm  ist  nm  diesem  Gericht  wiederholt  be* 
aUitigt  wonlen. 

Der  Belricb  des  Kohlenb  r^ib.uics  und  der  Eisenindustrie  fing  allerdinj^s  in  l'.  nii- 
sylvania  schon  1716  und  in  \  ir^inia,  Nurth  Carolina  und  Massachusetts  noch  truher 
an.  Es  geschah  das  aber  damals  in  so  kleinem  Maisstabe  und  in  so  primitiver 
Weise,  dafs  vor  der  Annalune  der  Verfhssmtg  der  Erkfs  besonderer  Sdiutigesetse 
filr  die  Arbeiter  nicht  notwendig  erschien.  Bei  dem  gewaltigen  Umfing,  den  diese 
Industrie  sdtdcm  angenommen  haben,  hat  es  sich  heran^gestdlt,  dafs  sie  nicht  mehr 
oluw  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  nnd  olme  Schnts 
gegen  die  ihnen  eigentOnüichen  Gefahren  betrieben  werden  können.  Um  (Beuen 
Forderungen  zu  k^"""^«*"-  'i  t^*""  meisten  Staaten  zum  Srhutze  <!.  r  Personen,  die 

diesen  Getahn-n  hesoniiers  aaspeset/t  -ind.  (i(  -»  [/.e  crlas.sen  wnnien.  In  diese  allge- 
meinen Kategorien  gehören  VorM:hniten  über  Feuerausgänge  (^Kcttungsmittel)  in 
Hotels,  Theatern,  Fabriken  und  anderen  groben  Gehiudai;  die  stldtiKhe  Inspektion 
der  Dampfkessel;  vnd  Einrichtnogen  sum  Scbntse  der  Fiasmgiere  in  Eisenbalmen 
nnd  Damip&chiffen  gegen  die  dieser  Tnnspoitaft  eigentOmlichen  Geihhren.  In  den 
Staaten,  in  wcldicn  Fabrikation  im  grofsen  Umfang  betrieben  wild,  sind  Schnts- 
mafsregeln  gegen  zufKllige  BerUhnmg  mit  gefahrlichen  Maschinen  getroffen  worden} 
sind  Vorschriften  erlassen  über  die  Rcinigimp  und  Ventilation  der  .Arbeit^riiume ; 
für  Umzäunung  der  Brunnenlöcher,  Treppen  imd  Aufzilpe  und  über  .sanitäre  Hin- 
richtungen. In  anderen  Staaten  wo  der  Bergbau  die  Hauptindustrie  ist,  sind  be- 
sondere VorsdirifU»  erksson  wotden  über  gctährUeha  Winde,  VentOnlion»  Kanlle, 
Bohrlöcher,  Rettongmuivbife,  Signalverhindung  mit  der  OlicrilSdie;  Zoftthiung 
firiseher  Loit,  Entfemmg  gefthrlieher  Gase;  fllier  das  Anfinehen  nnd  Niederlassen 
der  Kfifbe;  Uber  die  Ananhl  der  Fenoma,  die  sogleich  den  Korb  besteigen  dürfen; 
Uber  die  Bedeckung  der  Kttrbc;  Ober  die  Umslvonng  von  Löchern  und  anderen 
Vociichtsmafsregeln  der  Art. 

Die  I  )urclilulirung  dieser  Gesetze  ist  von  den  Gerichten  der  einzelnen  Staaten 
wiederholt  gefordert ;  ihre  Gültigkeit  anerkannt,  und  sie  sind  unsere»  Witt^eus  durch- 
weg fUr  verfas&ungsmäfsig  erklärt  worden. 

In  Daniels  v.  Hilgavd  wurde  erkamt,  dafs  die  Legishttnr  nach  der  Verfnssong 
das  Redit  bcsitse,  notwendige  Poliseivorschrlften  fllr  den  Betrieb  der  Minen  und 
Kohlenbergwerke  sn  erlassen,  und  dals  eüi  Gesets  nicht  verfassungswidrig  sei,  das 
jedem  Besitser  oder  Leiter  eines  Kohlenbeigwerks,  der  mindestens  10  .Arbeiter  be- 
schäftigt, auferlegt,  eine  genaue  Karte  oder  einen  I*lan  %'On  dem  Betriel>  -  d.  s  be- 
treffenden Bergwerks  anfertigen  zu  la->en.  und  daf^  die  Fra^^e,  ob  gewis«;e  Vor^  hrilten 
als  notwendige  Bethätigung  der  l'oiucigewalt  zum  Schulz  von  Leben  und  Gej»undheit 
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grltcn  soll-n  von  der  legislativen  Entscheidung  abhänpe,  und  dafs  ein  fiericht  nicht 
leichtürti^  ii.  -.•  I'ntsclicidung  anfechten  dürfe,  es  sei  denn,  dafs  die  Legislator  in 
offenbarer  Weise  ilire  üctugnis  Uberschritten  hat. 

Ja,  PouuylTMia  Bgnnell,  8  Phila.  5^4,  wurde  ein  Gesetz  «ber  die  Venü- 
latkm  der  KoUeabeigwerke,  Spraehrolii«,  und  dca  Sdurtz  der  Kaibc  Ar  TcrftMonp- 
miuig  crUIrt,  du  daher  streng  dnrchznfllhren  seL 

Liegt  es  »ber  in  der  Befitguii  einer  Lcgjalalnr,  aoldte  Mittdl  mm  Schvts  de» 
T  «  bcns  di  r  Bürger  zu  ergreifen,  so  ist  nicht  einzosdlCB,  1V«fll«lb  sie  sidlt  Mkk 
\'orsicht.smafsregc!n  ;:nm  Scliut/.  ihrer  Gesundheit  und  Sittlichkeit  treffen  kann.  Es 
liegt  ebensosehr  im  Interesse  des  Suiatcs,  die  offcntlirbe  Gesundheit  zu  wahren  wie 
das  Leben  zu  M:hützcn.  Zu  jeiu-ni  Zweck  sind  in  il<n  rm  ist-  Ti,  wenn  nicht  in  allen, 
Staaten  Quarantäne-Gesetze  erlassen  worden;  sind  Irrcuanstaltcu,  Krankenhäuser  und 
BliadeiMiistaltcn  cnriditet;  nnd  beiandeie  VondirifteB  fltr  4ie  Eatfeintmg  infiiieitcn 
Vieh»,  Lumpen  und  verianUer  Frdchte  gegeben.  Andere  Staaten  haben  Gcsetxe  er- 
lauen,  wodurch  die  Arbeitoeü  der  in  Fabriken  bewhiftigtca  Fruen  nnd  Kinder  be- 
schrinkt  vird;  wenn  auch  ihre  VerfkisongnnXlng^eit,  Mweit  sie  sidi  nf  Fkiaes 
beziehen,  in  ein/.elnen  Staaten  angefochten  ist,  so  sind  sie  doch  im  allgemeinen  be- 
stätigt wordt-n.  So  wurde  in  dem  Fall  Com.  v.  Hamilton  Mfg.  Co.  i-rkannt,  da's 
ein  Gt-*.rtz,  da-,  die  wuchcntliclie  Arbeitszeit  aller  unter  18  jährigen  Personen  und 
aller  i-rauen  in  Kubriken  auf  60  Stunden  festsetzt,  keinen  Vertrag  des  Staates,  der 
in  der  einer  Aktiengesellschaft  verliehenen  Konzession  impUdtc  enthalten  sei,  oder 
irgend  ein  Terftssongsmilsiges  Recht  eines  einielnen  Bauers  Terletie,  nnd  «Is  eine 
annitlre  PoUseivorschrift  anfrecbt  tn  eihaltcn  sei.  Nach  den  daifekgtcn  Grandaitaen 
glanben  wir,  dafs  das  fragliche  Geaets  als  eine  reditmifinge  AnsBbong  der  Fkiliiei- 
gewalt  de«  St.iatr^  anzuerkennen  sei. 

Es  wird  dadur»  h  nicht  beabsichtigt,  die  .\rbeit-»/,eit  aller  Arbeiter  zu  bcgrensCBt 
sondern  nur  derjenigen,  die  im  Bergwerke  unter  der  Krde  und  in  Hütten  beschäftigt 
sind.  Die  I-egislatur  hält  diese  Bt  scliüftigungen  bei  zu  langer  .\rbcitszeit  tiir  ge- 
sundheitsschädlich; und  so  lange  vemunltige  Grilndc  dafür  bestehen,  dal»  das  wirk- 
ltdi  der  Fall  ist,  kann  die  Ansicht  der  L«gisl«t»r  von  den  Bnndesgeriditcn  nicht 
nrngestofsen  werden. 

Nach  allgemeiner,  mcnsehlidier  Erfahraog  ist  die  Annakne  bereditigt,  daft 
Mbmcr  in  gewöhnlichen  Gewerbebetrieben  Hoger  als  8  Standen  tigHcb  ohne 
Schädigung  ihrer  Gesundheit  arbeiten  können.  FHraus  folgt  aber  nicht,  dafs  eine 
Arbeit  wälirrnd  pb  ich  langer  Zeit  unter  der  Oberfläche  der  Erde  ohne  Gefahrdung 
der  ( iCNundh'-it  betrieben  w>  rdt  n  kann,  da  hier  der  .Arbeiter  keine  frische  Luft  und 
kein  Sonnenlicht  hat  und  da  die  .Atmosphäre  häuhg  schlecht  und  die  Temperator 
sehr  hoch  ist. 

Wir  schliefsen  nns  den  fügenden  Bcmeikaigen  des  Obenten  Gerichtes  von 
Utah  an: 

„IKe  sanitiren  Znstinde  in  Bergwerken  sind  nnsweifdhaft  verschieden  von  den- 

jenigen  in  Hütten-  und  Eisenwerken  oberhalb  der  Erde.  Die  Atmospldtee  ond  andere 
l  mständr  sind  nicht  dieselben.  Giftige  Gase,  Staub  und  unsichtbare  Substanzen  ent« 
stehen  nnd  schweben  in  der  Lud  in  Hütten  und  äbnlicben  Werken,  in  denen  Metallene, 
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die  Arsenik  und  andere  piftigf  Stoff,,  enthalten  hearbfitf-t  wrrdi-n  <  )hnc  Frag«.-  hat 
eine  lange  tägliche  Arbeitszeit  unter  solchen  Zuständen  eine  sciiädliche,  krankheits- 
erregende und  häufig  tötliche  Wirkung  auf  die  menschliche  Konstitution.  Einige 
KoBsdtotiAMieii,  die  widewtendifthiger  nnd,  kttimeii  diese  EinllflMe  tinger  ertngeB 
•k  «ndere.  AUenUiifs  nrafs  diew  Alt  Arbdt  voHbracbt  werden.  Giebt  uma  «o, 
daft  die  ArbeltsieH  nicht  von  ta  hcagtr  Dauer  sein  tollte,  so  ivlirden  la  Standen 
weniger  »chädlich  als  14,  10  weniger  schädlich  als  12  und  8  weniger  sdiidUch  als 
10  Stunden  sein.  Die  Legislatur  hat  sich  für  8  Stunden  entschieden.  .  .  .  Das  frag* 
liehe  Gesetz  ist  auf  den  Schutz  derjenigen  Arbeiter  beschränkt,  die  in  Bergwerken, 
Hütten  und  ähnlichen  Werkt-n  be<.cli:iftigt  sind.  Wir  braucht-n  daher  die  Fra^,--  im  ht 
zu  en>rlcm,  ob  die  Legislatur  die  .\rl)citszeit  in  anderen  Liewerben  bestimmen  kann. 

Obsdioo  man  Uber  die  Befugnis  der  Lcgjslatar  in  Zweifel  lefn  kann,  oder 
fibcr  die  Tliatiadie,  ob  ein  GeseU  den  Zweck  bat  oder  geeignet  ist,  die  Gesundheit, 
Sicherheit  nnd  das  Behagen  des  Volkes  in  ftrdeni,  oder  die  gnte  Ordnung  and  das 
allganeine  Wohl  m  sebttlsen,  so  müssen  wir  solche  Zweifel  dodi  aus  Achtang  vor 
dem  Recht  der  Legislaturen  aufgeben**  46  Pac.  IIQ5. 

Es  ist  auch  von  der  Legislaturen  versclneilmer  Staaten  die  'I'hat-ache  anerkannt 
worden,  dafs  ilie  I  nternelimer  dieser  Betriebe  und  ihre  Arbeiter  nicht  auf  dem  Fufs 
der  Gleichheit  stehen,  und  dafs  ihre  Interessen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  einander 
entgegengesetzt  sind.  Jene  wünschen  natürlich,  dafs  ihre  Arbeiter  so  lange  wie 
möglich  thätig  sind,  nnd  diese  Aigen  sich  oft  ans  Furcht  vor  Entlassang  in  Anrieh« 
tangtta,  die  ihr  nnbefiukgencs  Urteil  als  gcsundhcitsschldlich  bezeichnen  wttrdc.  Li 
anderen  Worten:  die  Untemeiraier  erlassen  die  Voraehriften  nnd  die  Arbeiter  müssen 
aich  ihnen  unterwerfen.  In  solchen  Fällen  darf  man  sich  nicht  anf  das  Sclbst- 
interesse  verlassen,  und  die  Legislatur  ist  zum  Einschreiten  berechtigt. 

In  dies«™  Zusammenhang  ist  daran  zu  crinneni,  dafs  die  Klage  in  diesem  Falle 
gegen  den  .Arbeitgeber  gerichtet  war,  den  das  Gesetz  olfenbar  allein  verpflichtete, 
dafs  seine  \  erteidiguug  aber  nicht  so  sehr  darauf  sich  stützte,  dafs  sein  Vertragsrecht 
beeinträchtigt  sei,  als  darauf,  dafs  das  Gesell  seine  Aifad.ter  schwer^ schidige,  deren 
Rechte,  so  lange  va.  arbeiten,  wie  sie  wollen,  dadordi  gesdmiileit  werde.  Dieses 
Afgoment  würde  überaeagender  wirken,  wenn  es  von  den  Arbettem  selbst  angeführt 
würde.  Die  Thatsacfae  aber,  dafs  beide  Parteien  mündig  sind  and  Vertiüge  sdiliefsen 
können,  entzieht  dem  Staat  nicht  das  Recht,  dnzuschreiten.  wenn  die  Parteien  nicht 
auf  dem  Fufs  der  fih  ichheit  stehen,  otler  wenn  die  öffentliche  Gesundheit  fordt-rt, 
dafs  die  eine  Partei  gegen  sich  selbst  beschützt  werde.  „Der  Staat  bewahrt  ein  In- 
teresse an  der  Wohlfahrt  des  ICinzelnen.  wie  >orj^los  er  auch  damit  verfahren  möge. 
Das  GauM  ist  nicht  grofser  als  die  Summe  der  einzelnen  Teile,  und  wenn  die  Ge- 
sundheit, die  Wohlfahrt  oder  Sidierheit  des  Finselntm  vemachlissigt  oder  geopfert 
wird,  so  mnfs  der  Staat  darunter  leiden."  Wir  sind  nicht  geneigt,  anf  eine  Kritik 
der  vielen  AotoritÜten  einngehen,  deren  Ansicht  es  ist,  da&  Staatsgesctxe,  die  die 
Arbeitsieit  beschrinken,  verfassangswidrig  sind.  Es  genügt,  wenn  wir  feststellen, 
dafs  diese  Ansichten  auf  solche  FUle  keine  Anwendung  finden  können,  inbetreff 
derer  die  Legi^-latur  m  <l»  r  r<4i<  r7,engung  gekommen  war,  dafs  eine  Beschränkung 
zur  Erhaltung  der  Gesundheit  der  Arbeiter  notwendig  sei,  und  es  bestehen  annehm- 


774 


Gesetzgebuof :  Vereinigte  StMten  voa  Amtrilnu 


bve  Grttnde  dafür,  dafi  eine  soldie  Ueberzeuguag  auf  TluiMdicm  benht.  In  jeden 
«imelnen  Falle  fragt  es  sieb,  ob  die  Legislatur  das  Gesets  in  der  AmSbwqg  ÜMcr 
reditmifsigen  Vollmacbt  erlassen  liat,  oder  ob  ihr  Vorgehen  nor  dn  Vorwand  Cftr 
die  mgerecbte  Behandlaag,  die  Bedrfldrang  oder  die  Berinabang  einer  beitinuntcn 
Klane  ist.  Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten  von  Ge>«*t7.«>n  kann  nicht 
besser  dargelegt  werden,  ah  dies  von  diesem  Geriebt  in  dem  Fall  Barbier  v.  ConoUy, 
113  L'.  S.  27,  3  Sup.  Ct.  geschehen  ist. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dafs  das  tragliche  Gesetz  eine  rccbtmäisige  Aus» 
fibnng  der  Polizeigewalt  des  Staates  bedeute  and  dafs  die  Urteile  des  Obersten  Ge> 
richtes  von  Utah  daher  hiermit  bestStigt  werden. 
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Die  österreichische  Gewerbeinspektion  im  Jahre  1897. ') 

Von 

Prof.  Dr.  ERNST  MISCHLER, 
in  Gnu. 

Der  Personenwechsel  in  der  Leitung  der  österreichischen  Gewerbe- 
in^ktion  hat  sich  ntmmdtr  defintdr  vollzogen.  An  Stelle  des  Juristen 
und  Nationalökonomen,  der  die  altUbeiale  Schule  niemals  verleugnete 
und  den  Boden  sozialpolitischen  Arbeitersdiutzes  nur  sehr  zögernd  betrat| 

ist  der  Techniker  getreten,  dem  der  Arbciterschtttz  in  hervorragendster 
Weise  als  ein  Problem  der  Technik  und  Hygiene  erscheint,  wobei  er 
jedoch,  wie  wir  schon  jetzt  mit  liefriedigunn;  konstatieren  können,  auch 
den  sozialethischen  Grundlagen  dieser  Verwaliungsthatigkeit  die  gebührende 
Beachtung  schenkt.  Dafs  der  nunmehrige  Zcntialinsjiektor  die  technischen 
Grundlagen  der  Gewerbeinspektion ,  deren  Bedeutung  ebenso  wie  jene 
der  hygienischen  gewiis  nicht  veikannt  werden  darf,  nicht  auf  Kosten 
der  sozialen  in  den  Vordergrund  stelle,  wflre  dringend  zu  wünschen. 
Auch  sonst  sind  einige  Veränderungen  in  persönlicher  und  organisatorischer 
Hinsicht  erfolgt,  welche  von  gröfserer  Tragweite  sind.  So  ist  das  Gewerbe- 
inspektorat  der  Schiffahrt,  von  dem  Imher  stets  so  treffliche  Berichte  aus< 
gingen,  aufgelassen  worden,  indem  einige  seiner  Agenden  an  das  Wiener 
Inspektorat  übergingen ,  wahrend  der  zum  Binnensrhirtahrtsinspektor  er- 
nannte frühere  Funktionär  als  Spezial-Gewerbeinspektor  für  das  SchifVer- 
gewerbe  auf  Binnengewässern  weiterfungiert.  Ob  diese  Verquickung  eines 
Verwaltungspostens  mit  einem  Gewerbeinq)ektorate  auf  die  Dauer  zuträg- 
lich und  ttbörfaaupt  möglich  ist,  wird  die  Zukunft  lehren,  jedenfalls  dürften 
gewichtige  Bedenken  gestattet  sein ;  sein  diesjShriger  Bericht  ist  bereits 
weit  kurzer  und  minder  belangreich  als  die  früheren.   Da  der  Gewerbe- 

Hericht  clor  k.  k.  (jewerbeinspektion  über  ihre  Amtsthätigkeit  im  Jahre  1^97. 
Wien  lü^a,  Hof-  u.  Staatsdruckerei  LXXV  und  409  Seiten. 
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inspektor  für  die  Wiener  Verkehrsbauten  wegen  herannahender  Beendi- 
gung derselben,  vermutlich  auch  nicht  mehr  lange  funktionieren  wird, 
SO  frixd  dann  wieder  das  teiritoriale  Prinzip  in  der  österreichischen 
Gewerbeinspdction  einzig  ausschlaggebend  sein.  In  dem  groften  Sprengel 
Galisien^Bukowina,  welcher  eine  wiricsame  Inspektionsthätigkeit  unmöglich 
macht,  ist  nunmehr  eine  Teilung  insofern  wenigstens  angebahnt,  als  flir 
die  Bukowina  ein  dem  Lemberger  Sprengel  zugeteilter  Inspektionsbeamter 
bestellt  und  mit  gewisser  Selbständigkeit  ausgestattet  wurde.  Hoffentlich 
entsteht  hieraus  bald  ein  neuer  Inspektionsbezirk,  der  dieses  Land  und 
angrenzende  Bezirke  GaHziens  umfassen  solhe.  Die  Zahl  der  Assistenten 
ist,  wie  die  nachfolgende  Tabelle  lehrt,  wieder  etwas  vermehrt  worden, 
so  daft  nunmehr  anf  x8  Amtsleiter  27  Hilfsinspektoren  entfallen.  Damit 
ist  klar  gesagt,  daft  die  Entwiddung  der  Gewerbeinspektioo  nicht  in  der 
Zerschlagung  der  grofsen  Sprengel,  sondern  in  der  Beibehaltung  dieser 
letzteren,  bei  Ausstattung  mit  einer  gri^ren  Anzahl  von  Hilfsinspektoren 
vor  sich  gehen  soll  (in  dieser  letzteren  Hinsicht  liegt  eine  Neuerung 
darin,  dafs  diese  Hilfsorgane  bei  Campagnegewerben  z.  B  Zuckerfabriken 
auch  auf  kurze  Zeit,  während  des  gröfsten  Arbeitsandraiiges  beigestellt 
werdeu  L  Auf  diese  Art  sind  gröfsere  Aerater  entstanden ,  welche  den 
Mangel  eines  Kanzieipersonales  noch  fühlbarer  erscheinen  lassen.  Hierin 
Uge  nun  där  nächste  Schritt  zur  Ausgestaltung.  Was  die  Verteilung  der 
Inspektiondul&organe  anbelangt,  so  Schemen  einige  Sprengel,  wie  z.  fi. 
jener  von  Graz,  zu  wenig  zugeteilte  Beamte  au&uweisen.  Dafs  das 
Personal  der  Gewerbetnq>ektion  absolut  unzureichend  ist,  gdit  unter 
anderem  aus  folgender  Einzelheit  hervor:  Von  den  ca.  So  000  unfidl- 
versicherungspflichtigen  Unternehmungen  konnten  im  Berichterstattungs- 
jahre kaum  revidiert  werden  und  die  Inspektoren  vermochten  nur  an 
Vio         Unfallserhebungen  .Anteil  zu  nehmen. 

Die  Thätigkeit  der  Inspektoren  ist,  im  Vergleich  mit  den  Vor- 
jahren, aus  folgender  Tabelle  zu  entnehmen. 


im 

1866 1 1890 

»893 

1896 

1897 

I.  In^pcktionsthätigkcit. 

! 

2564 

35>3 

9666 

10911 

»^977 

SaTon  ohne  Motoren  .  >  .  •  • 

797 

1223 

«494 

3835 

4698 

5251 

Arbeiter  in  den  besuchten  Betrieben 

in  Tausf-ndcn  

328 

«74 

343 

337 

509 

518 

Arbeiter  im  Durchschnitt  per  Betrieb 

78 

58 

4« 

n.  Sonstige  Amtsgeicb&fte. 

Einladangen  zu  Kommi^-^ionen  .    .  . 

104 

671 

.7S6 

10760 

10884 

10487 

Fälle  persönlicher  .Ant'  iln.ihmc  . 

104 

442 

887 

2617 

2bog 

2639 

Abgcj^cbenc  schriltliclie  Gutachten.  . 

1100 

? 

? 

6070 

9450 

8740 

Entgegengenommene  Beschwerden .  . 

100 

»359 

5023 

5817 

6742 

79»3 
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1884 

1886 

1890 

«893 

1896 

1897 

Erfolgreich  int'T\'-nirt  in  pCt.  . 

"> 

II 

*  i 

Fälle  der  Inaaspruchnabme  seitens  der 

? 

400 

? 

2704 

2540 

2283 

ni.  Personale. 

I 

I 

I 

2 

3 

Inspektorai  rap.  Amtileiter .... 

9 

12 

16 

18 

.1 

18*) 

Zngeteille  bupektoren  oder  Asststenten 

8 

20 

«3 

xnuumnen  . 

10 

13 

40 

4$ 

48«) 

Aus  der  rnzulänglichkeit  des  Personals  erklärt  sich  auch  die  relativ 
geringe  Zahl  der  Ins{>ektionen ;  die  Zahl  der  Inspektionen  am  Amtssitze 
betrug  1841  ,  der  aulserhalb  vorgeuoumieneu  3103,  zusammen  sonach 
4944  'I^agc,  was  einer  dorcbidinittlidien  fiupektknilhSdgkeft  von  70 
lind  40  zusammen  iio  Inspektionstagen  auf  i  Organ  gleichkommt 
Diese  Ziffern  geben  sehr  su  denken,  denn  die  Gewerbeinspektoien  sind 
hiernach  nicht  mehr  in  erster  Linie  Inspektion soigane. 

Es  scheint,  als  ob  nunmehr  der  Beobachtung,  Beschreibung  und 
Verhütung  von  Unfällen  ein  besonders  breiter  Ranm  in  der  Thätigkeit 
der  Gevverbeinspektoren  zugewiesen  werden  soll. 


1891 

1892 

1894 

»895') 

i896»j 

Versicherte  Vollarbeiter  in  Tausenden . 

809 

844 

891 

938 

1029 

1085 

Unrall^atucigcu  auf  100000  VoUarbcitcr 

2420 

2895 

3481 

4059 

4544 

5108 

Entschädigte  L'niallc  auf  i  00  000  Voll- 

1003 

»034 

1138 

1243 

»355 

1464 

wiche  mit  vorttbergehender  Erwerbs- 

1 

699 

696'  733 

808 

»SS 

939 

sokhe  mit  dauernder  Erwerbcqnfthig- 

237 

273 

336 

367 

433 

456 

sokhe  mit  letalem  Aosgaag    .    .  . 

66 

6$  !  69 

67 

6S 

69 

Die  retrospekti\  c  Unfallstatistik  ist  mit  grofser  methodischer  Freiheit 
durchgeführt,,  eigiebt  aber,  nebenbei  bemerkt,  doch  nicht  snringend  den 


>)  Wurde  in  diesem  Jahr  nicht  mehr  naehgewieseii.  Wenngleich  die  hier  an* 
gi^ebenen  Prozcntsiffem  unleugbar  Minimalnffem  lind,  so  sind  sie  dodi  von  Weit, 
wie  alle  Angaben  ttber  thatsichlich  ersielte  Erfolge  der  Geweibeinspektion;  aus 
diesem  Grande  ist  der  Wegfall  dieser  Angabe  an  bedauern. 

*)  Ohne  den  Binnenschiffahrtsinspektor. 

''1  L;in>chliefNlich  der  nach  dem  Gf^<  t/.e  vom  20.  Juli  1894  R.G.BI.  168  zu- 
^'.  w  .i(  h<r-ni  i\  \ .  tMcherungspIlichtigen  L'nternehmungea,  in  denen  1895:  40 739  und 
1Ö90.  40351  Vüllarbeiler  beschäftigt  waren. 
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Beweis  für  eine  Zunahme  der  Unfälle.  Ich  bin  vielmehr  der  An<?irht,  dafs 
die  hauptsächlichste  Veranlassung  zum  Ansteigen  der  Ziffern  darin  liegt, 
dafs  die  Anzeigen  der  Unfälle  häufiger  werden,  weil  die  gesetzlichen 
Grundlagen  sich  überhaupt  einleben,  weil  die  Inspektoren  mehr  auf  die- 
selben hinweiaen,  die  orgaDirierten  Arbeiter  für  die  RntattoBg  der  An- 
zeigen sorgen  it.  s.  f.  Gerade  der  siemllcb  stabile  Verlauf  der  letalen 
Fälle,  welche  unter  allen  Umständen  am  ehesten  bekannt  werden,  deutet 
darauf  hin,  dafs  das  Ansteigen  der  Ziffern  zunächst  in  äufserlichen  Ver* 
anlassungen  zu  suchen  ist.  Doch  ist  dies  hier  nicht  die  Hauptsache. 
Es  handelt  sich  vielmehr  darum,  ob  die  Gewerbeinspektion  sich  that- 
sächlich  so  eingehend  mit  den  Betriebsunfällen  zu  befassfn  hat.  Der 
Zentral-Gewerbeinspcktor  erblickt  selbst  die  Ursache  der  geringen  Be- 
teiligung  der  Gewerbeinspektoren  an  den  Unfallserhebungen  in  der  Art 
dieser  Erhebungen ,  bei  denen  es  sich  in  erster  Linie  um  die  fär  den 
Rentenbezug  erforderlichen  Daten  handelt,  während  das  Interesse  des 
Gewerbeinspektois  auf  die  Ermittlung  der  Vnacben  des  Un&lls  gerichtet 
ist.  Und  in  der  That  ist  die  Verquickung  der  Gewerbeinspektoren  mit 
den  Geschäften  der  Unfall  Versicherungsanstalten  keine  glückliche  Kin- 
richtung.  Es  gehört  zu  den  Verptlichtungen  der  Gewcrbcin^ipektoren. 
die  baulichen  Anlagen,  .Arbeitsräurae,  Maschinen  u.  dgl.  vom  Siand|)unkte 
der  Unfallsvcrhütung  zu  betrachten,  und  hicfür  ist  ihnen  das  Studium  der 
Unfälle  gewils  wertvoll,  aber  weder  die  Unfallstatistik  noch  die  Dinrch- 
fÜbrUDg  der  Rentenansprüche  ist  zunächst  ihre  Sache,  vielmebr  jene  der 
Unfallversicherungsanstalten.  Je  weniger  dw  Gewerbenispektoren  ihier 
eigentlichen  Thätigkeit  nachzukommen  vermögen,  desto  mehr  ist  es  er- 
forderlich, ihnen  alles  aus  dem  Wege  tu  räumen,  was  aufserhalb  des 
engsten  Geschäftskreises  liegt.  Unserer  sozialen  Verwaltungsorgane  sind 
so  wenige,  dafs  sie  sich  mit  Doppclarbfit  nicht  beschäftigen  sollten.  .\us 
diesem  Grunde  i.st  es  als  vollkommen  zutretleiul  /u  Itezeichncn,  dafs  die 
Statistik  der  Strikes,  welche  nunmehr  vom  statistischen  Departement  des 
Handelsministeriums  geführt  wird,  von  den  Gewerbeinspektoren  aufgegeben 
worden  bt,  deroi  Augenmerk  sich  nunmehr  nur  auf  die  besonders 
charakteristischen  und  sozial  Idirreichen  Ausstände  richtet 

Wenn  wir  sonadi  hinsichtlich  der  Berücksichtigung  der  Unfölle  nicht 
vollkommen  mit  dem  derzeitigen  Vorgehen  der  Gewerbeinspektion  ein- 
verstanden sind,  so  begrüfscn  wir  dagegen  die  Betonung  der  allgemeinen 
Bedeutim|j  <U'i  Unfallverhütung,  rcsp.  noch  allgemeiner,  der  Grundlagen 
des  Arbeiterschutzes  in  dem  Allgemeinen  Berichte  des  Zentral- Gewerbe- 
inspektors (S.  XXXI\'  u.  fl.)  auf  das  wärmste.  Hierin  liegt  ein  Stück 
Programm  des  neuen  Zentralinspektprs.  Kr  betont  ausdrücklich,  da(s  es 
nicht  genüge,  vom  technischen  Standpunkte  aus  die  Masdiine  erst  dann 
für  vollkommen  zu  erklären,  wenn  sie  mit  der  Schutzvonrichtung  versehen 
ist,  und  er  nimmt  keinen  Anstand  em  Gesetz,  welches  diese  Verbindung 
vorschreiben  würde,  als  wünschenswert  —  wenn  auch  katun  erlangbar  — 
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zu  erklären;  er  verlaogt  vielmehr,  dafs  sowohl  die  technischen  Kreise 
als  auch  der  Unternehmer  zum  Verständnis  des  notwendigen  Zusammen- 
hanges von  Maschine  und  Schutz  Vorrichtung  gelangen.  Dieses  kann  aber 
weder  aus  dem  rein  technis(  hen  nf)ch  aus  dem  rein  juristischen  Gesichts- 
punkte erlangt  werden.  Die  Verbreitung  der  Gesetzeskenntnis  ist  gewifs. 
viel  wert  und  die  Einführung  von  Kcdl^ien  Über  Arbeitorschutz  an  den 
technischen  Schulen,  welche  der  aUgemeine  Bericht  wünscht,  ist  jedenfalls 
notwend%.  Aber  ich  fiirchte,  dafs  diese  Kenntnisse  und  Vorschriften, 
sdbst  gekannt,  toter  Buchslabe  bleiben,  wenn  sie  nicht  durch  das  soziale 
Verständnis  belebt  werden.  Dieses  kann  beim  Unternehmer  nur  schwer 
erweckt  werden  und  es  ist,  vermöge  des  auf  das  praktische  gerichteten 
Studienganges  der  Realschüler  sowie  der  Techniker,  auch  bei  den  letzteren 
fast  niemals  \  orhanden.  Wir  wünschen  daher  den  diestalligcn  Bemühungen 
des  neuen  Zeutralinspektors,  welche  nur  aul  das  freudigste  begrufst  werden 
können,  besten  Erfolg. 

Indem  wir  ims  nun  dem  diesjährigen  Berichte  zuwenden,  mufs  vor- 
erst  konstatiert  werden,  dais  er  die  Signatur  des  neuen  Zentralinspektors 
in  sehr  merklicher  Weise  an  sich  trägt.  Namentlich  gilt  dies  hinsichtlich 
der  Einleitung  ünd  des  diesmal  ganz  besonders  ausführlichen  „Allgemeinen 
Berichtes",  welch  letzterer  ganz  vortrefflich  geschrieben  und  disponiert 
ist.  Der  als  ,, Einleitung"  überschriebene  knappe  erste  Teil  des  Berichtes 
ist  eine  Art  Amtslilatt,  d.  h.  eine  Zusammenstellung  der  einschlägigen 
Gesetze,  Verordnungen,  Entscheidungen,  F.rlässe  u.  dgl.;  dazu  gehört 
auch  die  Uebersicht  Uber  die  Vorschriften  über  die  Unfallverhütung  ira 
einleitenden  Berichte  (S.  XXXVI).  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dais  die 
heute  neben  dem  Vorlbgeberichte  an  den  Minister  und  dem  Allgemeinen 
Berichte  ohne  ersichtlichen  Zweck  einhergehende  Einldtung  thatsächlich 
und  ausdrücklich,  d.  h.  auch  dem  Namen  nach,  zu  einem  solchen  Amts* 
blatte  umgestaltet  würde ,  welches  sowohl  von  den  Gewerbeinspektoren 
an  Stelle  der  Normaliensammlungen,  als  auch  von  den  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  benützt  werden  könnte. 

Ganz  vnrtreffUcl\  Ut,  wie  bemerkt,  der  Allgemeine  Herii  ht.  der  sich 
namentlich  durch  sehr  gute  /.u<ammenfa>sende  Uebersichten  und  eine 
klare  übersichtliche  Einteilung  auszeichnet ,  jedoch  auch  inhaltlich  auf 
einem  ungleich  höheren  Niveau  steht  als  seine  Vorgänger.  Es  war  eine 
glückliche  Idee,  eine  Untersuchung  anzustellen,  ob  die  (bis  1897)  seit 
12  Jahren  in  Kraft  stehende  Arbeiterschutzgesetzgebung  thatsächliche, 
ziffermäfsig  nachweisbare  Erfolge  aufzuweisen  habe.  Im  vorliegenden 
Berichte  wird  dieselbe  Tür  die  Frauenspersonen  und  jugend- 
lichen Hilfsarbeiter  einschliesslich  i!cr  Kinder  in  den  in  den 
Jahren  1884 — 1897  besuchten  Betrieben  durchgeführt. 
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Auf  looo  Hilfsubdter  entfisllen 

Klassen 

Frauenspersonen  | 

Arbeiter  unt.  löjahres 

1884 

1893 

1897 

I&84 

1893 

1897 

Urproduktion,  Industrie  in  Steinen,  Erde, 

Thon,  Glas  

'99 

04 

Htittenbetricbe,  MeUllverarbcilung  .  . 

98 

lOl 

lU 

75 

92 

75 

Erzcui;ung  von  Masdiinen,  Apparaten, 

bistniniciiten  und  Tiansportnütteln  . 

« 

.. 

22 

4« 

76 

62 

Industrie  in  HolSt  Kautsdiak  etc.   .  . 

182 

2t6 

106 

72 

60 

571 

529 

537 

1 1 2 

86 

74 

583 

5>o 

567 

104 

99 

73 

445 

453 

341 

66 

59 

49 

Nahmngs-  und  GenaJsmittel  .... 

«99 

388 

4» 

56 

51 

33' 

305 

304 

62 

4» 

26 

237 

257 

192 

lOI 

"5 

108 

Alle  besuchten  (lewerbe  zusammm  . 

297 

291 

85 

75 

61 

Arbeiterzalil  auf  l  Betrieb  im  Durchscbn. 

»9 

42 

44 

89 

42 

44 

Die  Verwendung  von  Frauen  und  jugendlichen  geht  in  den  inq^- 
zierten  Gewerben  sonach  verhSltniBmäfsig  zurück  und  swar  triA  diese 
Verminderung  insbesondere  die  Fabrikbetriebe,  da  die  gesetslichen  Be* 
Stimmungen  in  den  Fabrikbetrieben  besser  eingebalten  werden  als  in  den 

übrigen,  da  femer  in  den  ersteren  <!ir  Zahl  der  Frauenspersonen  weil 
zahlreicher  ist  als  in  den  übrigen,  und  da  das  Kleingewerbe  in  den  letzten 
Jahren  recht  häutig  insj)iziert  wurde.  Wenn  es  auch  nicht  angeht  auf 
Cirund  dieser  Zitiern  mit  voller  Bestimmtheit  7.u  behaupten,  dafs  die 
Frauenarbeit  und  die  Verwendung  von  Jugendlichen  im  (iewerbe  über- 
haupt abgenommen  habe,  so  stehen  doch  diese  Ziffern  der  verbreiteten 
Ansidit  direkt  entgegen,  dafs  beide  Arbeitsverwendungen  oder  namentlich 
die  Frauenarbeit  im  Gewerbe  Überhaupt  in  Zunahme  begriffen  sei;  diese 
Behauptung  ist  nicht  mehr  haltbar.  Allerdings  sind  wir  nicht  imstande 
zu  sagen,  ob  d^r  Rückgang  in  dar  Verwendung  von  Frauen  und  unter 
16  jährigen  durch  die  Beseitigung  ungesetzlicher  Verwcndtmgsfalle ,  oder 
durch  innere  Vorgänge  in  der  Arbeiterst  hatt  hervorgerulcii  w  inde.  Und 
doch  scheint  die  L'rsache  nicht  so  sein  m  der  X'erringerung  der  un- 
gesetzlichen V  er  wen  dungs  fälle  zu  liegen.  Ueber  diese  letzteren 
bringt  der  einleitende  Bericht  wieder  eine  sehr  instruktive  Uebersicfat  fär 
das  Berichterstattungsjahr  (1897)^  die  wir  mit  den  im  Vorjahre  sum 
erstenmale  gebrachten  vergleichen: 
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1S96 

1897 

mSnnl.  weibl. 

zu- 

männl. 

weibl. 

zu- 

m       U  k  S  ÜS  L/  *  1        lU  M  i  9  ■  K  ^           w  %  ■  A  W  mm  V 

sammen 

kämmen 

Ainoer  Hiuer  iz  jtuiren    •       •  ^  * 

3 

3 

23 

4 

27 

4 

• 

93 

•25 

2 

127 

£Mg  nBcimeK  venreiiacfe  ji^gaiiuicDc  • 

365 

166 

166 

znssinincii 

4S7 

4 

a6i 

j 

6 

?20 

Fabrikmälsige  Betriebe 

'3 

II 

24 

Kinder  von  12 — 14  Jahren  .... 

78 

48 

126 

157 

167 

324 

16 

6 

32 

2 

3 

Zur  Nachtseit  Terwendete  Jngendliclie 

4 

151 

'  155 

104 

182 

386 

zttsammen 

98 

205 

276 

360 

636  *( 

Totale 

555 

209 

764 

590 

360 

956 

IMese  Ztfüem  enthalten  Beiträge  xur  sozialpolitischen  Kriminalitiit; 
die  Thatbestände,  welche  da  vezxeichnet  weiden,  und  deren  Zahl  rund 
1000  betrügt,  müssen  in  ihrer  P^igenschafl  als  Delikte  erkannt  werden. 
Dazu  ist  erforderlich,  dafs  auch  die  Strafen,  welche  wegen  dieser  Delikte 
verhängt  wurden,  zur  Verzeichnung  gelangen,  was  wir  der  Zentralinspektion 
hiemit  dringend  empfehlen  mochten.  Dasselbe  gilt  übrigens  auch  von  den 
sonstigen  /uwiderhaml hingen  gegen  die  Arbeiteist  Init/gesetzgebung,  auf 
welche  die  Berichte  au  mehreren  Stellen  zu  sprechen  kommen. 

Eine  neue  zusammenfassende  Uebeisidit  beaißht  sich  -  auf  '  düe 
Arbeitszeit  in  den  4473  besuchten  fabrikmäfsigen  Betrieben. 

(Siehe  umslehende  Tabelle.) 

Da  diese  Ucljcrsicht  zum  erstenmal  gebracht  wird,  so  gestattet  ^e 
vorläufig  noch  keinen  Rückschlufs  auf  die  I.rfolge  der  Bestrebungen  nach 
Abkürzung  der  Arbeitszeit ;  dennoch  glaubt  der  Bericht  aus  flcm  Umstände, 
dafs  mehr  als  42  der  besuchten  fabrikniäfsiucn  Betriebe  einen  Arbeits- 
tag \ou  weniger  als  1 1  Stunden  aufweisen,  den  Schlufs  /.iehcn  zu  dürfen, 
dafs  die  Bemühungen  nach  Abkürzung  der  Arbeitszeit  nicht  erfolglos 
geblieben  sind.  Allerdings  spricht  sich  der  Bericht  nicht  darüber  aus, 
wessen  Bemühungen  dies  gewesen  sind,  ob  jene  der  organiaerten 
Arbeiterschaft,  speziell  durch  Strikes,  oder  jene  der  Gewerbeinspekt(»eni 

M  Aufsi-rtlom  16  zu  gefährlichen  otlcr  schädliclx-n  ArV^eiten  verwendete  Jugend« 
liebe  um'  7  /ti  iiiflif  a!ij,'fni.'»fnfu  Arlx-itcn  verwendete  l.'-hrlin^'i'. 

-1  Ar.i  -  i  l.  ni  S  /u  ;;etährlichen  oder  schädlichen  Arbeilen  verwendete  Jugend- 
liche und  1- rauciusjjcri-oncn. 

Archiv  für  snx.  (iesei/geliun^  u.  SutUtik.  XU,  5^ 
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Beracbte  fabrikmifsige  Betriebe 

V  J'-  l  k           IL  Iii 

f 

1 

in  d *■  r 

Inchistrie 
in 

Nabran^ 

und 

Indiistrle 

in  Steine», 
Fr  den, 
'Ihon, 

Erzeug  uiig 

sclua««, 

Apparaten, 

I  ^aT>s- 

''  1 '  V ! '  ■  ■  .1 

5% 

— 

8 

'  5 

• 
I 

I 

9 

I 

1 

3 

<) 

I  lo 

1 

7 

4 

s 

*y 

5 

5 

16 

33 

33 

lo 

901 

74 

61 

119 

3t6 

153 

H 

2 

1 

I 

4 

627 

92 

47 

133 

51 

70 

b3 

48 

3 

3 

16 

II 

aooa 

804 

431 

310 

95 

iiV« 

432  < 

439 

« 

ts 

«56  j 

S 

1 

13 

4» 

Zunamen 

4473 

1042 

778 

600 

403 

40t 

So  hoch  ich  sonst  die  Erfolge  dieser  letiteren  auch  stelle,  so  Iialte  ich 

doch  eine  Einwirkung  ihrerseits  auf  eine  Abkürzung  des  gesetzlich  zu- 
lässieen  Xormrihrbeitstage«;  doch  nicht  für  in  gröfserem  Mafse  möglich. 
Eine  Erweiterung  der  sozialpolitischen  Deliktstatistik  könnte  durch  die 
ziffemmäfsige  Mitteilung  der  eigenmächtigep  üeberschrcitimgen  der 
Arbeitszeit  erzielt  werden. 

Die  Statistik  der  behördlich  bewilligten  Verlängerungen  der 
Arbeitszeit  ist  1897  auf  eine  neue,  erweiterte  Grundlage  gestellt 
worden. 


1897 

1896 

1895 

1894 

1893 

1892 

Zahl  der  Iktriebe  mit  Uebeistundcn  . 

470 

439 

503 

543 

480 

5J8 

Fälle  von  Uebcrstundcn  geg.  Bewilligung 

640 

612 

694 

765 

682 

638 

FiUe  von  Uebentnaden  gcf.  Atincldung 

169 

211 

«7 

Albeiter  in  den  B«trid>ett  mit  lieber- 

stunden  in  \ooo  

109 

Arbeiter  zn  Lcb«'r»tuiiden  iieraugcxogen 

34 

34 

4« 

57 

Zahl  derUebemitarbeitsstODdeii  in  1000 

i960 

- 

- 

Uebeneit  auf  Elfstimdeiitage  redunert 

in  1000   

178 

1  - 

Ueberzcii  auf  Arbeiter  mit  300  Arbeits- 

594 
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Die  bedeutsamste  Ziffer,  welche  die  vorstehende  Tabelle  enthält, 
lehrt,  dals  bei  Annahme  einer  gleichmäfsigen  Verteilung  der  gesamten 
Ueberstunden  auf  das  Jahr,  resp.  dessen  300  Arbeitstage,  rund  600  Ar- 
beiter notwendig  gewesen  wären ,  um  diese  Arbeit  zu  leisten.  Da  die 
Gesamtzahl  der  Arbeiter  in  den  gesamten  Fabrilcsbetrieben  etwa  800  000 
beträgt,  so  ist  die  Ziffer  von  600,  wddie  etwa  0,07  %  der  Gesamtziffer 
ausmacht,  eine  verhältnisroäisig  vexscfawindeiide.  Gegenüber  der  gewUs 
hervorragenden  mdividuellen  Bedeutimg  der  Uebeisttmden  für  den 
einzelnen  Arbeiter  ist  deren  soziale  Bedeutung  flir  die  gesamte  Arbiter- 
Schaft  eine  geringfügige. 

Mit  Recht  weist  der  Zentralinspektor  darauf  hin,  dals  der  in  Oester- 
reich  geltende  Legalbegriff  ,, Fabrik",  welcher  immer  an  eine  Zahl  von 
mehr  als  20  Hilfsarbeitern  geknüpft  ist,  eine  unzweckmafsige  Einengung 
der  Bestimmungen  über  den  Xornialarbeitstag  und  die  V'erwendung  von 
Jugendlichen  sowie  Frauenspersonen  bedeutet.  Bei  der  VervoUkommuimg 
der  Maschinentechnik  tragen  schon  Betriebe  mit  einer  weit  geringeren 
Zahl  von  Arbeitern  mitunter  den  Charakter  von  Fabriken  und  im  übrigen 
giebt  es  mancherlei  Betrwbe,  wie  z.  B.  Bau^  und  WerkpUUze,  Ziegdeien, 
Steinbrüche  u.  dgL»  welche  ohne  je  Fabriken  sein  an  können,  doch  in 
die  genannten  Bestimmungen  des  Arbeiterschutzgesetzes  einbezogen  werden 
sollten.  Aus  diesem  Grunde  wäre  es  notwendig ,  die  Unterscheidung  in 
fabrikmäfsige  tmd  nicht-fabrikmäfsige  Gewerbe ,  welche  unsere  ganze 
Arbeiterschutzgesetzgebung  durchzieht,  im  Sinne  einer  Erweiterung  der 
heute  nur  für  Fabriken  geltenden  Schutzbestinomungen  abzuändern.  Ja, 
angesichts  der  liffitteUungen  einzelner  Gewerbeinspektoren  über  die  Arbeits- 
zeit in  einzelnen  Betrieben,  z.  B.  bei  Bäckern,  Gastgewerben,  Gemischt- 
warenhandhmgen,  Mühlen  u.  s.  f.  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dais  die 
übermäfsige  Atisdehnung  der  Arbeitszeit  gesetzlich  verhindert  werden 
mufs.  Die  Bestimmung  eines  Maximalausmafscs  dürfte  allerdings  weder 
möglich  noch  zweckraäfsig  sein,  wohl  aber  eine  Bestimmung,  dafs  eine 
im  Verhältnis  zur  Leistungsfähigkeit  zeitlich  übermäfsige  Verwendung  als 
strafbar  erscheint.  Damit  würden  allerdings  fiu-  die  Judikatur  dieselben 
Schwierigkeiten  erwachsen,  welche  sich  den  VVucherparagraphen  der 
Strafgesetze  entgegenstellen  und  deren  Wirksamkeit  beeintrftchtigen,  eine 
Verhinderung  der  alleigröbsten  Mifsstände  wttre  jedoch  auf  diesem  Wege 
dodi  möglich. 

Die  vorstehenden  Tabellen  geben  ein  Beispiel,  in  welcher  Weise  und 
mit  welchem  Erfolge  der  Allgemeine  Beridlt  durch  statistische  Ucber- 
sichten  die  Ergebnisse  der  Einzelberichte  zusammenfafst  und  die  zeitliche 
Entwicklung  so  mancher  Erscheinungen  verfolgt.  Ks  steht  zu  hoffen, 
dafs  in  Hinkunft  auch  die  allfälligen  Erfolge  der  Gcsctzesnovelle  vom 
23.  Februar  1897,  betreffend  das  Lehrlingswesen  ersichtlich  gemacht 
werden.    Die  Berichte  widmen  diesem  Gebiete  eine  besondere  Aufmerk- 

50*  * 
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samkeit,  vennögen  aber  zumeist  nur  Ungünstiges  zu  beriditeo;  es  steht 
sehr  dahin,  ob  die  künftigen  Berichte  günstiger  lauten  werden.  —  in  den 

A])srhnitten  über  die  „Wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter"  ist  zumeist 
mehr  die  Lage  der  Industrie  geschildert,  wobei  die  Grundstimmung  über- 
all das  Jahr  1807  als  ein  sehr  schlechtes  erkennen  läfst.  Aus  dieser 
Ursache  waren  auch  die  Strikes  weniger  häutig  und  von  geringeren  Er- 
folgen begleitet 

lieber  die  einzelnen  Berichte  ist  diesmal  vraager  zu  sagen. 

Es  scheint,  als  ob  die  strammere  Zentralisierung  und  Disponierung  der 
Einzelberichte  sowie  die  lückenlose  Führung  der  statistischen  Tabellen 
einen  lähmenden  Eintlufs  auf  die  r)ngina1itat  und  Frische  der  Einzel- 
berichte ausgeübt  hiitte.  So  freudig  wir  die  erhebliche  \'erhesserung 
des  Allgemeinen  Berichtes  begrüfsen .  so  sehr  würden  wir  eine  Ver- 
änderung der  Einzelberichie  m  dem  angedeuteten  Sinne  bedauern.  Wir 
venninen  die  so  instrtdctiyeii  Detaibdiilderungen  dnzelner  Lkhistrien 
und  Gegenden,  ferner  so  manche  charakteristisdie  monographisdie  Beob- 
achtungy  die  wir  in  froheren  Jahren  stets  an  dieser  Stelle  hervorgehoben 
haben.  Hie  und  da  finden  wir  eingestreute  längere  oder  kürzere  Be> 
merkungen  über  Wohnverhältnisse,  Lohnzahlunggmilsstände ,  Sitzgesellen, 
I^hrlingswesen ,  das  Bärkergewerbe  im  besonderen  ,  u.  dgl.  Line  ganz 
besondere  Arbeitslast  erwuchs  den  Inspektoren  im  Uerichterstatumgsjahre 
durch  die  Umänderung  im  (Tcwerbeschema  der  Berichte .  welches  jetzt 
durcii  den  Erlafs  des  Haudelsministers  vom  S.  März  1Ö9O  Z.  1062  als 
Grundlage  der  Handelskammer-  und  Gewerbestatistik  erklärt  worden  ist 
Die  Berichte  tragen  abgesehen  von  dem  eben  bemeikten  im  allgemrinen 
denselben  Charakter  an  sich  wie  sonst,  die  Verftaser  sind  im  allgemeinen 
dieselben  geblieben.  Doch  hat  sich  zwischen  dem  Allgemeinen  Berichte 
einerseits  und  den  Detailberichten  anderseits  eine  sehr  merkliche  Verände- 
rung vollzogen.  Während  unter  dem  Regime  des  früheren  Gewerbeinspek- 
tors der  Schwerpunkt  und  das  Hauptinteresse  in  den  letzteren  lag  und  der 
allgemeine  Bericht  mit  seinem  wenig  kräftigen  Kolorit  sowie  der  geringen 
Konzentration  ziemlich  abfiel,  ragt  jetzt  eben  der  allgemeine  Bericht  be- 
deutend aus  der  Berichterstattung  hervor,  sogar  auf  Kosten  der  Einzel- 
berichte; wir  möchten  recht  wünschen,  dafs  die  lebendigen  warmen  Töne 
individueller  Schilderung  aus  letzteren  nicht  verschwinden. 
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Die  engfische  Pabrikliispektion  im  Jahre  1896.^} 

Von 

F.  VV.  GALTÜN, 
in  London. 

EineD  augenfälligen  Beweis  für  das  stete  Fortschreiten  Fabrik- 
gesetEgebung  Großbritanniens  liefert  der  Jahresbericht  des  Ober-Fabrik- 
und  Werkstätteoin^ktors.   Von  Jahr  zu  Jahr  erreicht  er  einen  stärkeren  * 
Umfang.  Der  letztetschienene  für  1896  ist  ein  stattlicher  Band  von 

450  FoHoseiten  mit  einer  grofsen  An/ab!  schätzbarer  Diagramme  und 
Illustrationen.  Ebenso  ist  der  Beamtenstab  der  Inspektionsbehorde  an- 
gewachsen. Er  zählte  Ende  i8q6  105  Inspektoren  und  Assistenten  und 
5  Inspektorinnea  mit  emcr  aufsichtsfUbrenden  lns]*cktorin,  insgesamt 
also  einen  Bestand  von  ixo  Penonen.*)  Die  prinzipiellen  Gegner  der 
Fkbrikgesetzgebung  dürften  an  diesen  Anseichen  der  zundimenden  Ent- 
Wickelung  and  Wirksamkeit  dieser  Behörde  wenig  Gefallen  finden,  mehr 
vermutlich  aber  an  den  Ikfitteilungen,  welche  der  Bericht  über  den  Ein- 
fluis  der  Fabrikgesetzgebung  auf  das  Wirtschaftsleben  bringt. 

Man  beabsichtigt,  zukünftig  den  Berichten  alljährlich  eine  Statistik 
der  in  samtlichen  der  Inspektion  unterstehenden  Fabriken  und  Werk- 
statten hes(  haftigten  Personenzahl  einzufügen.  Bisher  geschah  dies  nur 
hier  und  da,  zvilctzt  im  Jahre  1S90,  in  welchem  der  Bericht  eine  Ge- 
samtaahl  von  3270  835  beschäftigten  Personen  angab.  Nach  dem  letzten 
Bericht  ist  diese  Anzahl  im  Jahre  1895  auf  4103485  Personen  an- 
gewachsen, welche  sidi  auf  144  008  einzdne  Falviken  und  Werkstätten 
im  Königreich  verteilen.   Das  ist  die  grolse  Arbetterannee,  deren  Inter- 


'I  he  Annual  Report  of  the  Giief  Inspector  of  Fadoiies  and  Workshops  for 
1896.    (C.  8561.    1897.    5  Sh.  1  p.), 

*)  In  <]irs«*  ZifT<T  sind  nicht  eingeschlossen,  die  staatliclim  Inspektoren  der 
Kohlf  immirTi  und  Stcinbriichr  dt-r  Eisenbahnen  und  der  Handclsrnarinf ,  ft-nuT  nicht 
die  jetzt  in  grul^icr  Anzahl  von  Kommunalbehürden  ange!»t(*lhen  Werkstätteninspek- 
torcii. 
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essen  inbezug  auf  Arbeitsieit,  sanitäre  Zustilade  und  UnfiUIsicherheit  die 

ÜDspektionsbehördc  zu  wahren  hat. 

Eine  Hau[)taufgahe  ihrer  Thätigkeit  ist  die  Verringerung  der  Betriebs- 
unfälle. Es  überrascht  uns  daher,  aus  dem  Berichte  zu  ersehen,  dafs 
deren  Anzahl  eine  stete  und  beträchtliche  Zunnahme  aufweist.  Die 
folgende  Uebersicht  bringt  die  Anzahl  der  in  jedem  der  letzten  drei 
Jahre  gemeldeten  tdtlichen  und  nicht*tOtlichen  UnfiUle. 

Anzahl  der  gemelileten  üniallc 


Jahr  Totliche  Nichttotliche 

1S94  446  9  479 

1895  455  ioo:i 

1896  596  13S37 


Ein  beträchtlicher  Teil  dieses  Plus  dürfte  allerdinL''^  der  fortschrei- 
tenden Gewerbethätigkeit  und  der  grüfseren  beschätt igten  Personenzahl 
zuzuschreiben  sein.  Aufserdem  ist  sie  vermutlich,  zum  Teil  jedenfalls,  in 
der  strengeren  Durchführung  der  V  orschriften  über  die  Meldcptlicht  be- 
gründet, sowie  in  der  Anordnung  besserer  Einrichtungen  zar  Sammlui^ 
der  Statistiken.  Besonderes  Interesse  erregt  die  Wahrnehmung  i^vgl.  An- 
läge  7),  dals  die  Unfälle  verhältnismftlsig  stSrker  zunehmen  bei  erwachsenen, 
als  bei  jugendlichen  Arbeitern,  bei  weiblichen.  :ils  bei  männlichen,  und 
dafs  femer  die  Anzahl  der  Unfallverletzten  Kinder  entschieden  ira  Ab- 
nebmeu  begriftcn  ist.  Da  die  Unfälle,  welche  Kinder  verletzten,  wahr- 
srhemlich  stets  sorgfaltiger  gemeldet  und  ermittelt  wiu"den,  als  andere, 
so  mufs  dies  Resultat  an  sich  befriedigen.  Einer  stärkeren  V  erringerung 
dieser  Unfälle  steht  jedoch  das  frühe  Alter  entgegen,  in  welchem  in  England 
noch  immer  Kinder  in  Fabriken  beschäftigt  werden  dürfen,  und  femer 
das  Weiteibestehen  des  miserablen  Halbzeiteisystems.  Wie  der  Bericht 
uns  (S.  8)  mitteilt»  kommen  in  gewissen  Zweigen  der  Textilindustrie,  för 
welche  Statistiken  zu  erlangen  waren,  „während  die  vcrhältnisraäfsige  An- 
zahl der  Unfälle  im  allgemeinen  eine  aufsergewöhnlich  geringe  ist,  bei 
den  Halb/eitern  mehr  Unfälle  vor  als  bei  Ganzzeitem."  Was  dies  be- 
deutet, erhellt  aus  der  Thatsache,  dafs  insgesamt  über  66000  solcher 
elfjähriger  Kinder  in  Fabriken  und  Werkstatten  des  Königreichs  als  Halb- 
zciter  beschäftigt  werden. 

Verschiedentlich  sind  die  Inspektoren  in  der  Lage,  die  Wirksamkeit 
der  für  einzelne  Betriebe  erlassenen  Un&llverhütungsvorschiiflen  fiestzu- 
stellen,  so  z.  B.  beim  Abfüllen  von  Mineralwässern,  wo  nach  dem  Be- 
richte eines  Londoner  Inspektors  (S.  14)  die  Anzahl  der  Unfälle  seit  der 

Halbzeitor  sind  Kinder  von  >  lf  Tubren.  welche  während  der  Hälfte  des  Tage« 
unt<  r  (l.-r  b<  (iinj,Tint;  h -N^  liriftipt  W'-nli  ii  liiirfcn,  dafs  sir  in  der  anderen  Hälft«*  die 
Schule  rogelmäfiig  besuchen.    Am  zahlreichsten  sind  sie  iu  der  Tcxtilinduitric. 
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Durchflihning  der  hierfUr  ergangenen  Sondervorschriften  bedeutend  ab- 
genommen hat  Leider  giebt  es  Betriebe,  in  denen  dies  nicht  der  Fall  ist, 
und  in  denen  die  bezüglichen  Sondervorschriften  entweder  durch  un- 
geeignete Anordnungen  oder  aus  anderen  Gründen  keinerlei  Erfolg  hatten. 
So  wurden  im  Laufe  des  Jahres  nicht  weniger  als  1030  Fälle  von  Blei- 
veigiftnng  in  einer  oder  anderer  Form  gemeldet,  welche  giOlkteiiteili  in 
der  PoneUan*  imd  T4>pfieretittdiistzie  (43a  Fllle)  aowie  in  der  Bleiwetfik 
fabiÜtation  (839  FXUe)  vodcamen,  trobdem  fflr  dieae  Betriebe  Sonder- 
voiKliriften  ergingen.  Den  neuerlichen  Protesten  gegen  dentttige  That- 
sachen  gedenkt  man  zwar  durch  eine  Revision  der  Sondervorschriften 
zu  entsprechen,  indessen  scheinen  in  Wahrheit  den  Arbeitern  dieser  In- 
dustrieen  keinerlei  Sondervorschriften  wirksamen  Schutz  bieten  zu  können. 
Der  aufsichtsführende  Inspektor  in  den  röpferbezirken  berichtet  (S.  25) 
„über  einige  höchst  beklagenswerte  Fälle,  in  denen  die  Bleivergiftung 
schwere  Lei(ten  hervofgemfen»  wie  Lähmung,  ScMagflub,  Blbdheit,  und 
sogar  den  Tod  herbeUtlhtte*';  er  f&gt  dem  Ünsu,  es  sei  eine  Eigäncung 
der  gesetslichen  Voiscfariften  erfordexlichp  welche  ,4ie  Beschlft^ung  von 
Frauen  und  jugendlichen  Personen,  namendidi  aber  von  MMdchen,  bei 
der  Verarbeitung  von  Blei  untersage,  wenn  sie  nach  dem  ersten  Anfall 
von  Bleivergiftung  besondere  Empfänglichkeit  für  die  üblen  Einwirkungen 
des  Bleies  l)ekundeten/*  „Was  nutzt  es,"  fragt  er,  „wenn  auch  zwei  Aerzte 
und  ein  Inspektor  über  den  Fall  berichten,  und  der  Kranke  dann  sobald 
als  möglich  dieselbe  Thätigkeit  unter  denselben  Bedingungen  wieder- 
aufimnmt?^  * 

Ein  fernerer  und  offenbar  wachsender  Mi&stand,  auf  welchen  ver- 
schiedene Inapektoren  hinweisen,  ist  die  Beschäftigung  aufseihalb  der 

Betriebsstätte  und  die  Heimarbeit  Audi  hier  tritt  uns  ein  Mangel  in 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  entgegen,  dem  baldigst  abzuhelfen  ist. 
Nach  dem  Berichte  (S.  381  greift  dies  System  in  einigen  Bezirken  stark 
um  sich  infolge  „der  Einschränkung  der  Ueherstundenarbeit  und  der 
Verhinderung  des  Mitnachhausenehmens  von  Arbeit",  wie  beides  in  den 
Fabriken  zu  beobachten  ist.  Ein  Untemehnier,  der  in  grofsem  Umfange 
Heimarbeiter  beschäftigt,  sagte  dem  Inspektor  (S.  38),  dafs  ihm  dies 
System  weit  besser  gefiele,  „da  die  Frauen  zu  seiner  Zufriedenheit  ar- 
beiteten; »e  könnten  zu  ibuse,  &1Is  nötig,  bis  spät  in  die  Nacht  ar* 
beiten,  und  er  sei  frei  von  aller  Verantwortlichkeit."  Einen  stichhaltigeren 
Grund  als  diese  Aeufserung  kann  es  jedenfalls  fiir  die  strengere  Regelung 
der  Verhältnisse  der  Heimarbeit  nicht  geben.  Erst  wenn  die  Heim- 
arbeiter beschäftigenden  UntemehTucr  mimlestens  die  Mühe  und  Kosten 
zu  tragen  haben,  welche  die  Beschallung  angemessener  und  gesunder 
Arbeitsräume  Air  ihre  Arbeiter  erfordert,  wird  dem  Uebel  Einhalt  ge- 
schehen. 

Andererseits  scheint  die  Ausdehnung  einiger  Vorschriften  der  Fabrik* 
gesetae  auf  Waschanstalten,  welche  un  Jahre  1895  erfolgte,  sehr  günstige 
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Resultate  gezeitigt  zu  haben.  Zwar  ist  der  Schutz,  den  die  in  diesen  Be- 
trieben beschäftigten  Frauen  geniefsen,  kein  sehr  weitgehender.  Doch 
werden  die  bezüglichen  Vorschriften  von  den  Unternehmeni  ganz  willig 
befolgt,  und  die  Inspektoren  sprechen  sich  einhellig  anerkennend  darüber 
aus.  Das  Verhalten  der  Unternehmer  g^enüber  den  gesetzlichen  Au- 
(Qr^erungeii  diankterisieit  treffend  en^  Inspektor^  wddwr  üiitet  (S.  sS), 
dafi  .sie  allen  Bestimmuqgen  sehr  gern  warWromBwa»  urenn  m  die  lieber- 
xeugung  haben,  »dals  sich  alle  von  ihnen  diesen  fttgen  rnttaBeB.** 

Keine  günstigen  Resultate  hatte  das  Experiment,  gewisse  OUicgen- 
heiten  hinsichtlich  der  Beaufsichtigung  der  sanitären  Verhältnisse  von 
Werkstätten  (nicht  von  Fabriken)  den  Kommunalbehörden  zu  über- 
tragen. In  einigen  der  gröfseren  Städte  hat  man  sich  allerdijigs  dtr 
Sache  angenommen;  es  wurden  Inspektoren  und  Insj^ekiorinnen  angestellt, 
und  man  erzielte  eine  Besserung  in  den  gesamten  sanitären  VerWtnissen 
der  in  diesen  Kommunen  belegenen  Werkstätten.  Im  grolsen  Gänsen 
Jedoch  ist  nichts  geschehen,  wie  die  pn.  Bericht  (S.  49,  50,  6a)  nutge- 
teilten  Aeiüsemngen  mUnnlicher  wie  wdblich^  Inspektoren  bdnmden. 
Die  KommunalbehOrden  verhalten  sich  im  allgemeinen  diesem  Gebiete 
ihrer  Obliegenheiten  gegenüber  ablehnend,  wie  vim  besten  aus  dem  Be- 
richte eines  Inspektors  im  Norden  Fnglands  erhellt  (S.  49).  „Ich  hatte", 
schreibt  er,  ,,eine  Anzahl  Beschwerden  ii1>er  sanitäre  Mifsstände  (in 
Werkstätten)  eingereicht,  worauf  die  Behörde  nicht  einzugehen  beschlofs, 
„weil  sie  die  Gewerbethätigkeit  nicht  weiter  dadurch  behelligen  woDe, 
daß  ne  die  Inhaber  zu  weiteren  Ausgaben  lUr  den  Aus-  rsod  Umbau 
Ihrer  Rftume  veranlasse  u.  s.  w."  Da  diese  Behörde  in  der  R^l  aus 
den  ansässigen  Unternehmern  besteht,  so  ist  eme  derartige  Haltung  kaum 
überraschend. 

Besondere  FrwShnunt^  verdient  die  Thätigkeit  der  weiblichen  Fabrik- 
inspektoren. Die  fünf  Damen,  wck  hc  diese  Posten  bekleiden,  .sind  nicht 
wie  ihre  miiruilichen  Kollegen  lur  l)L'stimmle  Bezirke  angestellt,  sondern 
inspizieren  bald  diej>e,  bald  jene  Gegend  des  Landes  je  nadi  Anweisung. 
Wie  sich  ihr  Wirken  immer  nlitalidier  erweisti  bekundet  die  Thatsacfac, 
dais  sich  die  Zahl  der  ihnen  seitens  der  Arbeiterinnen  tugangencn  Be- 
schwerden im  Jahre  ig96  gegen  das  Vorfahr  mdir  als  yadopptSltt,  Von 
381  aus  allen  Landesteilen  eingegangenen  und  untersuchten.  PfnfJiiin  rdcir 
betrafen  nicht  weniger  als  140  ungesetzliche  Ueberstundenarbeit  und  Be- 
schäftigtmg  während  der  Mahlzeitpausen.  Ein  noch  gröfserer  Mifsstand, 
unter  welchem  die  Arbeiterinnen  viel  zu  leiden  haben,  ist  die  mangel- 
hafte sanitäre  Beschaft'enheit  oder  die  schiechte  Lüftung  ihrer  Werk- 
stätten. Viele  Beschwerden  in  dieser  Richtung  würden  nie  männhchen 
Inspektoren  gegenflber  erhoben  worden  sein,  und  schon  aus  diesem 
Grunde  kOnnen  wir  die  Thätigkeit  der  Inspektorinnen,  wie  sie  aus  dem 
Berichte  erhellt,  als  eine  sdtr  er^fiefiliche  bezeichnen. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  Einiges  äber  die  gerichtlicfae  Verfolgung  der 
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Uebertretungen  der  Fabrikgesetze  zu  sagen.  Im  Laufe  des  Jahres  1 896  ge- 
langten 3341  Fälle  gegen  3188  im  Jahre  1895  zur  Anzeige.  In  diesen  er- 
folgten 3038  Bestrafungen;  in  6^  Fallen  wurde  die  Anzeige  nach  Zahlung 
der  Kosten  durch  die  vorgeladenen  Unternehmer  zurückgezogen ,  sodafs 
nur  240  Fälle  verblieben,  in  denen  die  gerichtliche  Verfolgung  «ergebnis- 
los verlief.  Es  ist  dies  em  sehr  günstiges  Resultat,  wenn  man  bedenkt, 
wie  schwierig  es  ist,  in  derartigen  Sachen  vor  Gericht  den  Beweis 
20  (Uhren,  und  erwigt  man  fezner,  wie  nmfassend  die  Auflebe  der  &i- 
spektoren  ist,  so  wird  man  jedenfalls  zugeben  müssen,  dafs  sie  ihr  mit 
Sorgfalt  imd  Verständnis  entspredi^.  Auch  in  der  Verfolgung  der  Ueber- 
tretungen finden  sie  bei  den  kommunalen  Behörden  und  Gerichten  wenig 
Unterstützung.  Ganz  erhebliche  Zuwiderhandlungen  gegen  gesetzliche 
Vorschriften  werden  zuweilen  mit  Geldstrafen  von  einem  oder  zwei 
Schilling  geahndet.  Hier  und  da  wird  zwar  eine  empfindliche  Strafe  auf- 
erlegt, aber  immerhin  mufs  es  die  Inspektoren  doch  empören,  wenn  es 
ihnen  mit  vieler  Mühe  gelungen  ist ,  die  gerichüiche  VÖbandlung  einer 
Sache  herbeiaifllhren,  und  dann  die  Verurteilung  zu  einer  lädierlich  ge- 
geringen Strafe  erfolgt.  Eine  solche  Milde  gegenüber  derartigen  Ueber- 
tretungen ist  jedenfalls  sehr  unangebracht  und  dürfte  diese  nur  vennehren, 
statt  sie  ai  unterdrücken. 
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Barih^  Dr.  Paul,   Die  Philosophie  der  Geschtchte  als  Soziologie; 

erster  Teil  und  kritische  Uebersicht  Leipzig,  1898  O.  R. 
Reisland.  \1IL  u.  396  S.  gr.  8". 

Das  Buch  von  Barth  ist  der  erste  Teil  eines  gröfeeren  Werices. 

Der  zweite  soll  die  eigenen  Ansichten  des  Verfassers  über  den  Gxog 
der  Geschichte  darlegen,  als  Versuch  einer  neuen  Geschichtsphilosophie. 
Der  erste  jetzt  vorliegende  Band  stellt  sich  nach  dem  Plane  des  Gan/en 
als  eine  Art  kritischer  Vorarbeit  dar.  Aber  die  Kritik  reiht  sich  in  euie 
selbständige  Gedankenentwicklung  nur  dann  organisch  ein,  wenn  sie 
bei  der  Zergliederung  der  Leistungen  der  Vorgänger  auf  die  Prinzipien 
zurfildq^t  und  den  mannigfaltigen  bereits  vorliegenden  Stoflf  unter  all- 
gemeinen  Gesichtspunkten  methodisch- verarbeitet  So  w<ie  es  m<}g- 
lieh  ^wesen,  von  dem  allgemeinen  B^riff  einer  GesehichtsphUosophie 
ausgehend,  die  verschiedenen  Momente,  durdi  wdche  die  einzelnen 
gesrhirhtsj)hilosoi)}iisrhen  Darstellungen  sich  von  einander  unterscheiden, 
den  inneren  Zusammenhang  derselben,  den  Fortsclirilt  in  diesen  Lösungs- 
versuchen, die  Wider:>pniche  endlich,  die  auch  noch  den  vollkommensten 
Formulierungen  anhaften,  darzulegen  und  aus  dieser  Verarbeitung  heraus 
vielleicht  die  Grundlage  für  eine  neue  Formulierung,  die  aotasagen 
das  Resultat  aller  früheren  Versuche  „aufgehoben"  m  sich  schliefst,  tu 
gewinnen.  Eine  solche  Kritik  der  bisherigen  Gescbiditsphik>sopliie 
wäre  zugleich  positiv  die  Grundlegung  einer  neuen.  Diese  Auj%abe  aber 
ist  in  dem  Buche  nicht  errüilt,  ja  nicht  einmal  als  das  anzustrebende 
Endziel  klar  ins  Auge  gefafst  worden. 

Allerdings  geht  Barth  von  einer  Begriffsbestimmung  der  Gesehichts- 
phUosophie aus,  aber  diese  wird  ihm  nicht  fruchtbar.  Der  Gegenstand 
der  Mensciiengcschichte  ist,  wie  er  mit  Recht  hervorhebt:  „nicht  der 
Einzelne,  auch  nicht  die  Gattung",  sondern  ,»die  Gesellschaften  innerhalb 
der  Gattung.*'  Die  Schicksale  und  Tbaten  der  Einzelnen  kommen  für  den 
Historiker  nur  soweit  in  Betracht,  als  sie  ugendwte  für  den  gesellschaft- 
lichen Zusammenhang  charakteristisch  oder  selbst  wirksame  Hebel  in  der 
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Bewegung  dieses  lebendigen  Zusammenhanges  sind.  So  aufgefafst  ^It 
der  Gegenstand  der  Geschichte  mit  dem  der  Soziologie  zu- 
sammen. Die  Philosophie  der  Geschichte  ist  danach  niclit  eigentlich 
Soziologie,  wie  es  der  Titel  ausspricht,  sondern  Soziolo2;ie  höherer  Ord- 
nung. '  Das  ist  auch  die  Meinung  Barths:  „Die  Geschichtsphilosophie" 
sagt  er,  „sucht  das  GemdniaBW  am  allen  Gebieten  (<fer  Gesditchte),  sie 
ist  nur  eine  VHssenschaft  höheren  Grades",  die  sich  zu  der  gewöhn- 
liehen  Geschichtsschreibung  etwa  verhalt,  wie  die  Naturphilosophie  su 
der  gewöhnlichen  Naturwissenschafl.  „Zunächst  mufs  die  Geschichts- 
philosophie versuchen,  eine  Reihe  von  Typen  der  Gesellschaft  auf- 
zustellen, die  vielen  Formen  unter  einige  Begriffe  zu  bringen.  Wenn 
die  Geschichte  selbst  diese  Aufgabe  schon  geleistet  hat,  so  hat  sie 
die  Prinzipien  zu  untersuchen ,  nach  denen  die  Fortbildung  von  der 
früheren  zu  den  i>putcren  stattgefunden  hat."  Sie  habe  mit  einem  Wort 
die  Gesetsmttftigkeit  in  dem  geschicfadidien  Geschehen  su  erforsdusn. 

Eine  solche  allgemeine  Formulierung  der  Aufgabe,  die  der  Geschichts- 
Philosophie  gestellt  wird  (und  Barth  kommt  Über  dies  Allgemeine  nicht 
wesentlich  hinaus),  ist  natürlich  nidlt  falsch,  aber  meines  Erachtens  zu 
abstrakt  und  unbestimmt,  um  einen  wirklich  fruchtbaren  Leitfaden  fiir 
die  Betrachtung  der  einzelnen  Systeme  abzugeben.  Was  wir  hei  der 
Formulierung  vermissen,  das  ist  vor  allen  Dingen  die  entschiedene  Her- 
vorhebung, dafs  die  Zusammenfassung,  nach  welc:her  eine  gesclii(  hts- 
philosophische  Betrachtung  strebt,  den  Stoft'  der  Geschichte  als  ein 
sich  Entwickelndes  ^umstellen  sudit.  Der  Gedanke,  dals  in  der 
Geschichte  so  etwas  wie  fortschreitende  Entwicklung  lebendig  »t,  das 
ist  der  eigentliche  Antrieb,  das  Agens  gesdiichtsphilosophischer  Be* 
trachtung.  Natürlich  gilt  es,  Typen  zu  finden,  nach  allgemeinen  Gesichts- 
punkten das  Einzelne  zu  ordnen  und  zu  begreifen,  aber  näher  bestimmt 
ist  die  Aufgabe  die,  dafs  dns  Geordnete  sich  als  Entwicklungs- 
reihe darstellen  soll.  Dieses  Streben,  das  sich  bei  jeder  Geschichts- 
l)hilosophie,  die  diesen  Namen  verdient,  mit  ursprünglicher  Kraft  gellend 
macht,  das  ist  recht  eigentlich  das  S}>ecificum,  wodurch  eine  geschichts* 
philosophische  Betrachtung  sich  von  der  blofsen  Geschichte,  die 
ihrerseits  doch  auch  nicht  nur  beschreibt,  sondern  gleichfalls  das  Typische 
imd  Gesetzmäfsige,  wenn  auch  in  enger  gespanntem  Rahmen  festzustellen 
sucht,  unterscheidet.  Hieran  mufs  man  sich  halten,  wenn  man  einen 
tieferen  Einblick  in  die  innere  Verschiedenheit  der  geschichtsjjhilo- 
sophischen  Versuche  und  so  die  Grundlage  einer  fruchtbaren  und 
methodischen  Kritik  gewinnen  will.  Die  Art  und  Weise,  wie  das 
Wesen  der  Entwicklung  [^d.  h.  Ziel  und  Tendenz  derselben,  der 
Mafsstab,  nach  dem  die  Entwicklungsstufen  zu  ordnen  und  abzumessen 
^d,  und  endlich  die  an  der  Realisierung  der  Tendens  arbeitenden  Trieb- 
kräfte) bestimmt  wird,  entscheidet  über  den  eigentlichen  Charakter 
jeder  Geschichtsphilosophie.   Nur  wenn  man  hierauf  zurttckgdit,  ergiebt 
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sich  also  die  Möglichkeit  einheitlich  zusammenfassender  Klassifikation  ge- 
schichis[)hilosophischer  Versuche. 

Wie  fe^i  Barth  einer  solchen  Auffassung  steht,  geht  schon  daraus 
heivor,  dals  er  in  einem  Abschnitt  die  „sociologiachen  Systeme"  be- 
handelt und  ihnen  dann  im  xweiten  anscheinend  als  relativ  Minderweitigies 
die  „einseitigen  Geschichtaattfraasangen*'  entgegenstellt  und  dafe  er  su 
diesen  einseitigen  Geschichtsaoflassungen  die  ganze  bisherige  sogenannte 
Geschichtsphilosophie  ebenso  wie  als  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung rechnet.  Allen  diesen  Richtungen  sei  gemeinsam  „eine  Seite 
des  sozialen  Geschehens  wesentlich  m  betrachten  in  der  Voraussetzung, 
dafs  alle  anderen  Seiten  daraus  kausal  abzuleiten  seien"  (S.  200  .  Dann 
in  der  That  sähe  es  um  die  bi&lierige  Geschichtsphilosophie  ebenso  wie 
um  die  Mansche  Auflassung  übel  ans,  denn  jene  „Voraussetzung",  dais 
die  Mannigfaltigkett  des  geschiditlichen  Geschehens  aus  einer  Sphäre 
der  Geschichte  heraus  kausal  abzuleiten  sei,  ist  xifiSenbar  ganz  wider- 
sinnig. So  wenig,  wie  die  Triebe,  Bedürfnisse  imd  Strebungen  des 
Individuums  aus  einer  einzigen  Art  seines  VVollens  kausal  abzuleiten 
sind,  so  wenig  natürlich  läfst  sich  die  Mannigfaltigkeit  des  gesellschaft- 
lichen Lebens  aus  einem  einzelnen  herausgegriffenen  Teil  desselben 
kausal  entwickeln.  In  der  That  ginge  jene  Philosophie  und  Marx  von 
solchen  Voraussetzimgen  aus,  so  wäre  ihre  Widerlegimg  ein  KinderspieL 
Barth  übersieht  voUstftndig,  dafs,  wenn  jene  Systeme  eine  Seite  des 
.gesdiichtlichen  Lebens  hervorkehrten,  dies  seinen  Grund  durchaus  nicht 
in  jener  wunderlichen  Voraussetzung,  dafs  aus  dem  Teil  das  Ganze  kausal 
ohne  Rest  abzuleiten  sei,  zu  haben  braucht,  sondern,  dafs  diese  Hervor- 
kehrung aus  dem  Begriff  einer  wirklichen  (»cschicht«;- 
Philosophie  n  o  t  w  e  n  d  i  <;  folgt.  Denn  wenn  diese  wirklich  danach 
tra«  litet ,  die  Geschichte  der  Gesellschaften  als  Entwicklungs- 
geschichte zu  begreifen,  so  niufs  sie  einen  Mafsstab  finden,  um  die 
Entwicklung  zu  messen,  einen  einheitlichen  Mafsstab.  Wie  aber 
soll  der  gefunden  werden ,  wenn  nicht  die  verschiedenen  SpbSren  des 
geseUschaftUdien  Lebens  unter  einem  einheitlichen  Gesiditspunkt, 
d.h.  in  ihrer  Beziehung  auf  eine  Lebensphftre,  betrachtet  werden, 
deren  Evolution  dann  den  Mafsstab  abgiebt,  um  die  Etappen  der  ge- 
sellschaftlichen Entwicklung  zu  klassifizieren.  Barth  selbst  sj)richt  d  t  von, 
dafs  eine  der  ersten  und  dringendsten  Aufgaben  der  Soziologie  wie  über- 
haupt jeder  Wissenschaft  die  Klassifikation  sei ,  dafs  aber  die  Klassi- 
fikation von  verschiedenen  gesellschafiliciien  Typen  solange  einen  „vor- 
wissenschaftHchen  CI»fakter"  trage,  als  nk^t  ein  einheitlicher  Einteilungs« 
grund  für  die  Klassifikation  gefunden  worden  ist  Was  bedeutet  dieses 
von  Barth  gelegentlich  gegen  Schäfile  (S.  142)  ausgespielte  Postulat 
anders,  als  dafs  bei  einer  Klassifikation,  durch  welche  die  verschiedenen 
GcscUschaftsfonnen  als  aufeinanderfolgende  Entwicklungsfaktoren  dar- 
gestellt werden  sollen,  eine  Sphäre  des  gesellschaftlichen  Lebens  oder 
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vielmehr  die  Evolution  derselben  als  Klassifikationsgrund  angenommen 
werden  inufs.  Was  er  als  „Einseitigkeit"  liczeichnet,  ist  nichts 
anderes  als  das,  wenn  auch  nicht  immer  klar  Ix^wufste,  Streben,  Ein- 
heitlichkeit, das  Wesen  aller  philosophischen  'Retrachtiinp ,  in  die 
Geschichtsauffassung  ein/ufuhrcn  und  so  den  unbestimmten  Begrift  der 
Entwicklung  klar  und  methodisch  auszudenken. 

Der  Verzicht  Barths  auf  jeden  Versuch,  die  verschiedenen  Theorien 
methodisdi  darauf  hin  zu  untersuchen,  welche  Formen  in  ihnen  der 
allgemeine  Entwicklungsgedanke  annimmt,  und  so  das  bunte 
'  geschichtsphilosophische  Gedankenmaterial  einheitlich  zu  ordnen,  urttt 
äufscrlich  auch  darin  hervor,  dafs  er  die  metaphysisch*philosophi8che  Ge- 
schichtsbetrachtung der  deutschen  Philosophen  von  seiner  Darstellung 
ausschliefst.  Hegel  wird  mit  ein  paar  Seiten  ahgethan  und  doch  ist 
gerade  Hegels  Gcschichtsentwickehin^^sphilosophie,  wie  sehr  in  ihrer 
ganzen  Anlage  verfehlt,  der  Hintergrund,  von  dem  aus  die  mate- 
rialistische Geschichtsauffassung,  die  einzige,  welche  auf  den  Ehren« 
namen  einer  realistischen  Gesdiichtsphilosophie  bis  heute  Anspruch 
erheben  kann,  sich  erst  wahrhaft  begreifen  läfst,  wie  sie  denn  auch 
hislorisch  in  bewufsten  kritischen  Gegensatz  zu  Hegels  grofsartiger 
Ideologie  entstanden  und  formuliert  ist.  Barth  verweist  fiir  die  Aelteren 
einfacli  auf  Flint :  Phllo^iophy  of  history  \n  Gennany  and  France  und 
will  sich,  wie  er  ausdrucklich  hervorhebt,  nur  auf  ,,dic  letzten  Theorieen, 
die  heute  noch  lebendig  sind,"  beschranken.  Aber  die  Lebendigkeit 
dieser  gerade  ist  aufscrordcntlich  anzweifelbar.  Es  sind  zum  Feil  recht 
wirre  unfruchtbare  Gedankengefilde,  die  sich  in  diesen  neueren  Theo- 
rien, wenn  man  all  die  Ansichten,  die  Barth  bespricht,  Oberhaupt  noch 
„Theorien"  nennen  kann,  dem  Blicke  aufthun. 

Die  Gruppierung  der  behandelten  Autoren  erfolgt  nach  äufserlichen 
Ge^i<  bisi)unkicn,  die  jedes  einheitliche  Prinzip  vermissen  lassen,  weil  eben 
auf  den  Kern,  auf  die  Art  und  Weise,  wie  die  Entwirkitmg  gedacht  wird, 
nicht  zurtirkge<^angen  worden  ist.  Sicht  man  von  dieser  Forderunn 
ab,  so  bietet  allere lui^s  das  Buch  ais  Konipendi^mi  reiche  und  gediegene 
Belehrung.  Das  Wissen  des  \'ctfasi>ers  ist  zweifellos  weitumfassend  und 
gründlich,  der  Stil  klar  und  durchsichtig  und  die  Kritik,  wenn  frei« 
lieh  auch  nicht  in  dem  angegebenen  Sinne  methodisch  und  positiv,  so 
doch  oft  anregend  und  treffend  In  dem  ersten  Abschnitt,  der  von  den 
,^oz iol  o  g  i  s  <  h  e  II  S  \  s  t  c  ni  c  n"  handelt,  ist  das  Kapitel  über  die  „Ent- 
stehung der  (>eschichtsphilosophie",  d.h.  über  .Saint  Simon,  sehr  interessant. 
.\ls  erstes  ausi^ereiftes  System  gilt  Unrtli  das  Comtcsche,  wcl<  Ix  s  er  ausführ- 
lich behandelt  und  dessen  .\l)hangigkeit  von  Saint-Simons  Ideen  er  n;t(  h- 
wcist ;  unter  der  Rubrik  „klassili/ierendc  Soziologie"  folgt  eine  Bespre»  tiung 
einiger  Anhänger  und  Fortsetzer  Comtes,  die  insbesondere  durch  dessen 
Ideen  über  Klassifikation  angeregt  waren,  unter  dem  Titel  „biologische 
Soziologie"  die  Darstellung  und  Kritik  der  Spencerschen ,  von  Lilienfeld 
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und  Schäftle  weiter  ausgesponnenen  Auffassung,  welche  darauf  hinausläuft, 
die  Analogie  der  gesellschaftlichen  Organisation  und  des  tierisch-pflanz- 
lichen Organismus  zum  heuristischen  Prinzi])  und  zur  Methode  der 
soziologischen  Untersuchung  zu  machen.  Recht  uninteressant  sind  die 
im  folgenden  imtcr  dem  Titel  „Dualistische  Soziologie"  behandelten 
Autoren,  die  Uber  die  biologisdie  Analogie  himui^;ehen  und  geistige 
vom  Naturlaut  unabhängig  eischeineode  Momente  als  wesenüidi  hervor- 
heben. Hieran  schliefst  sich  das  Schlufskapitd  dieses  Abschnittes: 
«Populäre  Schriften  und  Stofl&ammlungen"  an. 

Unter  dem  Sammelnamen  „einseitige  Geschichtsauffas- 
sungen" wird  dann  im  zweiten  Abschnitt  die  „individualistische",  die 
„anthropogeographische",  „ethnologische"  „kulturgeschichtliche",  „poli- 
tische" ,  „ideologische" ,  und  „ökonomische"  Geschichtsauffassung ,  ein 
buntes  Gemisch  von  oft  ganz  aphoristischen  Ansichten,  abgehandelt. 

Marx  wird  mitten  in  diese  Gesellschaft  eingeschaditelt,  ungefilhr  so 
wie  man  ihn  in  ökonomischen  LehrbOchem  mit  RodbertuSi  Scfaäffle. 
Wagner  zusammenstellt,  gerade  als  ob  jedes  Bewufstsein  seiner  über- 
legenen Eigenart,  vor  der  die  geistigen  Konkurrenten  ins  Zwergbaf^e 
zusammenschrumpfen,  gänzlich  fehle.  Sehr  bezeichnend  ist  es ,  dafs 
sogar  in  dem  Kapitel  über  ökonomische  ( Geschieh tsauffassung  Marx  einem 
Herrn  Dürkheim ,  der  die  Geschichte  als  fortschreitende  Arbeitsteilung 
begreifen  will,  den  V^ortritt  lassen  mufs.  Im  wesentlichen  bewegen  sich 
die  Ausfuhrungen  Barths  über  die  materialistische  Geschichts- 
auf  Fassung  auf  dem  Boden,  den  er  bereits  in  seiner  ibbilitations* 
Schrift  „Die  GeschichtsphilosofÄie  Hegels  und  seiner  Nachfolger"  eui- 
genommen  hatte.  Es  war  ein  Verdienst  dieser  Sdvüt,  darauf  hinzuweisen, 
daft  die  Marxsche  Auffassung  in  zum  Teil  wenigstens  unbestimmten,  btld* 
liehen,  vieldeutigen  Ausdrücken  niedergelegt  ist.  Andererseits  betrachtete 
l^arth  die  materialistische  Geschichtsauffassung  damals  schon  im  .*^inne 
der  famosen  Erklärung,  die  er  in  diesem  Ruche  von  den  „einseitigen" 
Geschichtsauffassungen  giebt.  Nach  ihm  war  der  historische  Materialismus 
in  allem  Ernste  der  Versuch,  aus  einer  Seite  des  gesellscliafttichen 
Lebens,  nämlich  der  ökonomischen,  und  aus  dieser  ansschliefslich  das 
ganse  gesellschaftliche  Leben  „kausal  abzuleiten".  Dann  st  es  aller- 
dings leicht,  zu  widerlegen. 

Es  hilft  nichts,  dafs  die  Marxisten  immv  wieder,  wie  noch  neulich 
Kautsky  in  seiner  Polemik  mit  Bax,  sich  gegen  eine  solche  Deutung 
wenden,  dafs  auch  .Marx  und  Engels  selbst  von  einer  solchen  bis  zur 
Sinnlosigkeit  scheniatischen  Deutung  nic.hts  haben  wissen  wollen,  dafs 
sie  überall  da,  wo  sie  Geschichtliches  eingehender  bebandeln  mit  den  ver- 
schiedensten  in  der  Wirklichkeit  gegebenen  Momenten  redmen,  ohne 
den  Versuch  zu  madien,  alles  auf  reine  Oekononue  zu  reduaoen. 
Barth  bleibt  auf  seinem  Schein  bestdien. 

Sehr  charakteristisch  ist  es  z.  B.,  wie  er  sich  mit  einem  Engelsschcn 
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Briefe  vom  Jahre  1890,  der  sich  direkt  auf  jene  seine  erste  Arbeit 
bezieht,  abfindet.  Ich  hatte  damals  Engels  darum  gebeten,  sich  über 
diese  Schrift  zu  äufsern.  In  dem  aufserordentlich  interessanten  Briefe, 
der  später  in  der  Leipziger  Volkszeituug  abgedruckt  worden  ist,  ver- 
wählt sidi  Engels,  der  doch  wohl  gewijÄt  häben  wird,  was  Blaiat  und 
er  mit  ihrer  Aufbssung  gemeint  haben,  auf  das  energisdiste  g^n 
jede  einseitige  Deutung,  die  in  der  Oelcononue  das  allein  Aktive 
sieht,  welches  alle  übrigen  Sphären,  ohne  von  ihnen  Rückwirkungen  zu 
erleiden,  ausschliefslich  bestimme.  Natürlich  gewinne  der  Staat  tmd 
ebenso  alle  anderen  aus  gesellschaftlichem  Bedürfnis  heraus  geborenen 
Institute  der  Oekonomie  gegenüber  eine  gewisse  Selbständigkeit.  Man 
kann  sich  den  wirklichen  Sachverhalt,  sagt  er,  am  ehesten  unter  dem 
Bilde  der  Arbeitsteilung  veranschaulichen.  Ein  Teil  der  üesellscha,fl 
wird  mit  der  Sorge  lUr  ganz  bestimmte  Zwecke  beanftragt  und  erhiUt 
eben  damit  auch  besondere,  mit  den  ökonomischen  Klaaseninteressen 
inneriulb  der  Gesellschaft  durchaus  nicht  immer  direkt  ausammen&llende 
2äele  und  Willensrichtungen ,  die  ihm  eine  gewisse  selbständige  Aktion 
und  unter  Umstanden  auch  die  Möglichkeit  starker  Rückwirkung  auf  die 
ökonomisch  organisierte  Gesellschaft  gewähren.  Auch  hebt  er,  worauf  Barth 
in  seinen  eigenen  Darlegungen  ausführlich  eingeht,  hervor,  dafs  der  Zu- 
sammenhang der  eigentlichen  Ideologie  mit  dem  (iang  der  ökonomischen 
Entwicklung  natürlich  ein  entfernter  und  durch  sehr  viele  Mittelglieder 
(Recht,  Politik« u.  s.  w.)  vermittdier  sei:  „Wenn  also  Barth  memt  —  so 
resmniert  Engels  —  «üe  Marxisten  leugneten  alle  und  jede  Rflckwirkung 
der  potttischen  und  der  weiteren  Reflexe  der  ökonomischen  Beweguqg  auf 
diese  Bewegung  selbst,  so  kämpft  er  einfkch  gegen  Windmühlen.  Er 
soll  sich  doch  nur  den  18.  Brumaire  von  Marx  ansehen,  wo  es  sich 
doch  fast  nur  um  die  besondere  Rolle  handelt,  die  die  politischen 
Kämpfe  und  Ereignisse  spielen,  natürlich  innerhalb  ihrer  allgemeinen 
Abhängigkeit  von  ökonomischen  Bedingungen,  oder  das  „Kapital**  in  dem 
Abschnitt  z.  B.  über  den  Arbeitstag,  wo  die  Gesetzgebung,  die  doch  ein 
politisdier  Akt  ist,  so  einschneidend  wirkt,  oder  den  Abschnitt  Ober  die 
Geschichte  der  Bouigeoisie;  —  oder  warum  kflmpfen  wir  denn  um  die 
politische  Diktatur  des  Proletariats,  wenn  die  politische  Macht  ökonomisch 
ohnmftcht^  ist  Die  Gewalt,  d.  h.  Staatsmacht,  ist  auch  eine  ökonomische 
Potenz  ....  Was  den  Herren  allen  fehlt ,  ist  Dialektik.  Sie  sehen 
stets  nur  hier  Ursache .  dort  Wirkung ,  dafs  dies  eine  hohle  Abstraktion 
ist,  dafs  in  der  wirkliclicii  Welt  solche  metaphysischen  polaren  Gegen- 
sätze nur  in  Krisen  existieren,  dafs  der  ganze  grofse  Verlauf  aber  in 
der  Form  der  Wechselwirkung,  wenn  auch  sehr  ungleicher  Kräfte,  wovon 
die  ökonomiscfae  Bewegung  weitaus  die  stttrkste,  ursprünglichste,  ent- 
scheidendste, vor  sich  geht,  daft  also  nichts  absolut  und  alles  rekdv 
ist,  das  sdien  sie  nun  einnul  nicht.  Für  sie  hat  Hegel  nicht 
existieit" 
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Man  wird  einräumen:  schärfer  konnte  der  Standpunkt  der  Wechsel» 
Wirkung  unter  gleichseitiger  Hervorhebung,  der  H^;emonie,  die  dem 
Ökonomischen  Faktor  zufallet  uicht  betont  werden.  Und  wie  stellt  sich 
nun  Barth  diesem  Briefe  gegenüber,  der  doch  der  Barthschen  rolcinik 
geradezu  den  I5oden  unter  den  Fülsen  wegzieht?  Er  citiert  einen  l'eil 
des  oben  angeführten  Passus,  erklärt,  dafs  die  Partieen  in  Marx,  auf  die 
Engels  verweise,  „Thaisachen  enthalten  können,  die  die  in  Frage  stehende 
Wechselwirkung  beweisen,"  es  frage  sich  nur,  ob  Marx  und  Engels 
„sur  Zdt  der  Niederschrift  ihrer  verschiedenen  theoretischen  Zusanmien- 
£u8ungen  jene  Wechselwirkung  so  klar  war,  dais  sie  sie  bewufit  als  ein 
konstitutives  Element  der  Wirklichkeit  anerkannten'*,  und  „dies"  fiüut  er 
fort,  „mufs  ich  verneinen,  denn  wäre  es  der  Fall  gewesen,  so  hätten  sie 
die  '^'v'erhselwirkung  in  ihre  Formel  mit  aufgenommen,  nicht  gänz- 
lich davon  geschwiegen."  Anstalt  also  diese  hier  von  Engels  klar 
ausgesprochene  Auffassimg  des  historischen  Materialismus  zum  Gegen- 
stand i»einer  Kritik  zu  machen,  stellt  sich  Barth  auf  einen  rein  philo- 
logiscfa>kritischen  Standpunkt  Angenommen,  dnmal,  Marx  und  Engeb 
wären  zur  Zeit  der  Formulierung  ihrer  theoretischen  Ansichten  sich  des 
Frosesses  der  Wechselwirkung  nicht  «klar"  bewulst  gewesen,  ist  denn  die 
materialistische  Geschichtsauflassung  an  jene  Formulierung  fUr  alle  Zeit 
gebunden?  Oder  ist  auch  nur  die  Thatsache,  dafs  sie  jenen  Gesichts- 
punkt nicht  hervorgekehrt  haben,  ein  Beweis  dafür,  dafs  ihnen  diese  so 
selbstverständliche  Hinsicht  damals  gefehlt  haben  sollr  •  Wenn  sie  ihn 
ni(  ht  hervorkehrten,  so,  —  das  ist  die  nächstliegende  F-rklärung,  —  wohl 
darum  nicht,  weil  es  ihnen  natürlich  vor  allen  Dingen  darauf  ankam, 
nicht  das,  was  ihre  Auflassung  mit  der  bisherigen  gemeinsam  hat, 
sondern  gerade  den  spezifischen  Unterschied,  das  Trennende,  das  daher 
besonders  Charakteristische  hervorzukehren.  Engds  sdbsk  weist  m  einem 
von  dciii  ..Sozialistischen  Akademiker"  veröffentlichten  Briefe  auf  diesen 
Sachverhalt  hin.  Eine  wirkliche  Kritik  hätte  jene  schematische  Deutung 
der  niaterialistischen  (Jeschichtsauffassung ,  die  dtirch  diesen  Brief  von 
Engeld ,  der  doch  mit  Marx  der  Schopfer  jener  Geschichtsauffassung 
war,  in  so  klarer  Weise  abgelehnt  wird,  von  vorne  herein  als  über- 
wundenen Standpunkt  beiseite  lassen  müssen.  Sie  hätte  fragen  müssen, 
was  bei  der  erweiterten  Formulierung  von  Engels  sich  als  das 
charakteristische  Merkmal  der  materialistischen  Geschichtsauf&ssung  er- 
weist. Dies  ist  das  Problem,  festzustellen,  was,  wenn  man  die  allgemeine 
Wechselwirkung  anerkennt,  innerhalb  der  Wechselwirkung  als  das 
charakteristische  Wesen  der  materialisti>chcn  Geschichtsauffassung  sich 
heraussrhiilcn  läf<t .  inwiefern  diese  iber  die  populäre  N'orstellung  von 
dem  a]'L:cincineM  /usunmenhang  alkr  l-cbenssphären  als  besondere,  ein 
neues  Mvtnicnt  hinzuijtingende  Auffassvuig  hinausgeht.  Die  Lösung  dieser 
Aufgabe,  die,  wie  gesagt,  die  eigentliche  Aufgabe  jeder  gegen  die 
materialistische  Geschichtsauffassung  gerichteten  tieferen  Kritik  seic 
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raüfste,  kann  nur  gefunden  werden  dadurch,  dafs  die  Gc^c  hicht^iuffassung 
selbst  in  neuer  Weise  methodisch  tormuiirrt  wird,  sodafs  einerseits 
die  \^  t'(  h-;elwirkiui5  in  den  15egrit'f  mit  hineingenommen  und  zugleich 
das  spe/.uische,  über  die  blofse  Betonung  der  Wechselwirkung  hinaus- 
geheiüle  neue  Moment  henroigehoben  wird. 

Aber  die  Baithsche  Kritik,  die  im  Übrigen  eine  Reihe  interessanter, 
lichtvoller  Bemerknngen  enthält,  löst  diese  Aufgabe  nicht,  sie  erhebt 
sich  nicht  einmal  zum  Bewufstsein  derselben;  und  da,  wo  dem  Kritiker, 
wie  in  dem  Engelsschen  Briefe,  die  erweiterte  Deutung  sich  unabweisbar 
av!fdr;ingt ,  da  thut  er  diese  mit  der  Entschuldigung ,  dnfs  früher  nichts 
davon  gesagt  sei,  schulmeisterlich  ab.  No<  h  mehr,  jene  früheren,  die 
Wechselwirkung  nicht  hervorhebenden  Fornmiierungen ,  werden  in  das 
Schema  der  materialistischen  Geschichtsauffassung,  das  Barth  für  seine 
Widerlegungszwecke  braucht,  zum  Teil  gewaltsam  hbeingeprefst.  Den 
Satz  v«m  Marx,  dafs  „die  Produktionsweise  des  materiellen  Lebens  den 
sozialen,  politischen  und  geistigen  Lebensprozefs  dberhaupt  bedingt,"  er- 
läutert Barth  z.  B.  (S.  347 1  in  folg^der  Weise :  Das  Wort  „bedingt"  sei 
hier  nicht  streng  terminologisch  zu  nehmen;  Marx  meine  nicht,  die 
Produktionsweise  sei  neben  anderen  nur  eine  Bedingung  des  sozialen 
I.cbonsprozcsscs,  sondern  sie  sei  „die  einzige  Bcdnigiuig.  also  ihre 
Ursache  und  zwar  sowohl  seiner  Existenz  als  auch  seiner  Veränderung, 
von  welcher  letzteren  ja  die  letzten  der  weiteren  Sätze  handeln,  ohne 
irgend  eine  andere  Bedingung  anzunehmen." 

Der  Art  und  Weise  der  Kritik  entspricht  das  P  o  s  i  t  i  v  e ,  welches  der 
Verfasser  als  Abrifs  seiner  eigenen  Ansichten  am  Sdilufs  des  Baches 
mitteilt  Die  Aufgabe  wäre  es  gewesen  wenn  eine  neue  (ieschichts- 
philosophie  gegeben  werden  sollte,  den  allgemeinen  Standpunkt  der- 
selben klar  zu  formulieren ,  d.  h.  anzugeben,  welchen  Begriff  der  P'nt- 
wicklung  und  dementsprechend  welchen  einheitlichen  Mafsstab  für  die 
Bestimmung  der  gesellschaftlichen  Entwickelungsstufen  den  V'erfasser 
seinem  neuen  Versuche  zu  Gnmde  legen  will.  Aber  statt  des  charakte- 
ristischen und  entscheidenden  Begriffes  giebt  der  Verfasser  eben  kurz 
gedrängten  Abrils  der  Geschichte,  aus  dem  kein  einheitlicher  Gedanke, 
die  Geschichte  zur  Philosophie  der  CJcschii  lite  erhellend,  hervorleuchtet. 
So  ist  denn  auch  der  Ausblick  auf  die  Zukunft,  der  uns  eröffnet  wird, 
ein  rein  subjektiver,  und  hf>chstcns  psvchologisrh  intcrc>i>anter  Krgufs. 
Hier  einige  Proben:  „Beide  Welten,  die  so  oft  euiaiider  gegenüber 
gestellt  werden,  die  bürgerliche  und  die  Arbeiterwelt,  haben,  was 
Tüchtiges  an  ihnen  ibt,  noch  aus  der  alten  Gesellschaft,  sie  haben 
es  nicht  wegen,  sondern  trotz  (!)  ihrer  modernen  Weltanschauimg".  Es 
müsse  „die  Besinnung  auf  den  ewigen  Wert  des  Guten  und  Schönen 
in  allen  Khissen  der  Gesellschaft  eintreten,**  ehe  es  anders  und  besser 
wird.  Jene  Besinnung  werde  wohl  aber  erst  kommen,  „wenn  grofse  Er- 
schntterungen  der  Gesellschaft  alle  erschreckt  uud  zur  Einkehr  getrieben 
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haben.  Dann  werden  neue  Einrichtungen  sich  von  seihst  ergeben,  jedes 
Land  wird  wieder  für  sich  arbeiten,  anstatt  Waren  zu  versenden  tnid  tat. 
empfangen,  ....  Eine  neue  ständische  (!;  Urdauug  wird  erstellen ,  die 
nach  der  Geburt  und  dem  Besitz  wird  woM  bestehen  bleiben,  abei 
lebendiger  und  wirksamer  wird  die  Hierarchie  der  Berufe  (!)  sein,  die 
■sidi  über  ihnen  erheben  und  nach  der  Höhe  ihrer  Leistungen  für  die 
Gesellschaft  sich  abstufen  wird  u.  s.  w."  Die  eklektische  Geschicht9> 
■Philosophie  des  Verfassers  schlägt  hier  in  die  reinste  Gelehrtenutopie» 
die  jede  Fühlung  mit  den  realen  Faktoren  des  modernen  Lebens  ver- 
loren hat,  um  und  liefert  so  in  bündigster  Form  ihre  eigene  Kritik. 

Berlin-Charlotten  bürg. 

CONRAD  SCHfrUDT. 


Ungert  Dr.  Emil,  Ma^istratsassessor,  früherer  Vorsitzender  am  Ge- 
werbegericht zu  Berlin.  Eniscluübmgen  des  Gewerbtgirkhü 
gm  BirUn  uttiir  BerUcksühtigunig  dar  ^axü  andtrer  daUuher 
Gtrukti.  Systematisch  zusammengestellt  und  herausgegeben. 
Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag  1898. 

Eine  licrliner  Innung,  weUhc  neue  Mitglieder  anzuwerben  sucht, 
preist  unter  anderem  zu  diesem  Zwecke  in  einem  Znkuiar  ihr  .Schieds- 
gericht an^  durch  ihr  Gericht  wOrd^  ihre  Mitglieder  enthoben,  vor 
dem  Gewerbegerichte  zu  erscheinen.  Es  ist  dies  eine  Variante  zu  dem 
genugsam  bekannten  alten,  %'on  Gegnern  des  Gewerbegeridits  aufgestellten 
Satze,  dafs  Arbeitgeber  von  diesem  Gericht  Gerechtigkeit  nicht  erwarten 
dürften.  Derartige  ungereimte  Angriffe  gegen  die  im  Interesse  des  ge- 
werblichen T  cbens  geschaflene  Einrichtung  der  (iewerlxrgerichte  liuden 
immer  weniger  bei  dem  beteiligten  i'ublikmn  Anklang.  '1  Teils  liewirken 
dies  die  von  dem  hiesigen  ^Lagistrat  vcrotVoutlichten  Vcrwaltiuig>>bcrichte 
über  das  Gewerbegericht  - 1,  teils  lernen  die  Gewerbetreibenden  die  Halt- 
losigkeit der  Behauptung,  dafs  vom  Gewerbegericht  gleichmM&ig  im  Snne 
arbeiterfreundlicher  Tendenz  entschieden  werde,  durch  die  Praxis  und 
durch  belehrende  Vorträge  der  von  ihnen  gewählten  Beisitzer  kennen. 

*)  So  kommen  sdbst  Imrangsmeister  mit  ttiren  Gcsdlen  md  Gehtlfen  mm  G«> 
werbcsericht,  am  ach  dort  mit  ihrt-n  .Vrlx-item  m  ciiiigon.    I üese  P^rteiea  enochcn 

sn^i^ar  nicht  selten  um  materielle  i'^ntscheidung  ihres  Rechtsstreites,  trotzdem  sie  ttof 
die  tn^ustatuligkeit  dc^  (jewerbegcricht»  aurm(?rksam  gemacht  werden. 

*;  Nach  diesen  Berichten  wnrdeo,  sol'era  die  Prozesse  nicht  durch  Vergleich, 
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So  ist  g^enwärttg  der  Zustand  in  Berlin,  in  anderen  Städten  wird  er 
ähnlich  sein. 

Um  so  unerfreulicher  ist  e<;,  wenn  unlängst  ein  Amtsrichter,  Herr 
Metzges,  in  einem  Aufsalze  erklarte,  dafs  die  Besetzung  des  Gewerbe- 
gerichts den  Namen  eines  Gerichts  im  wahren  Sinne  des  Wortes  liber- 
haupt  nicht  verdiene.  Diu"ch  derartige  Aeufserungen  Liier fahrener  in 
gewerbegerichtUchoi  Fragen  wird  nur  dazu  beigetragen,  das  im  Schwinden 
begriffene  Milstrauen  der  Arbeitgeber  wieder  reger  zu  machen.  Herr 
Amtsrichter  Met^s  ist  kräftig  widerlegt  worden.  * ) 

Nichts  desto  weniger  mtissen  wir  es  dem  Dr.  Unger  Dank  wissen« 
dafs  er  eine  Sammlung  von  Entscheidungen  des  hiesigen  Gewerbe- 
gerichts  und  anderer  Gerichte  veranstnitet  hat.  Wer  sich  itberhaujit  be- 
lehren lassen  will,  wird  durch  das  Suuhum  des  l'ngerschen  Buches  zu  der 
Erkenntnifs  gelangen,  dafs  von  den  Gewcrbegcrichten  weder  nach  (iut- 
dünkeu  noch  einseitig  zu  Gunsten  der  .Arbeitnehmer  entschieden  wird,  -') 
insbesondere  aber  dafs  die  Gewerbeg^richte  gerade  im  Gegensatz  zu  den 
Inmmgsschiedsgerichten  sich  durchaus  bewährt  haben.*) 

KoiituiiKizialverfahren  u.  s.  w.  beendet  wurden  mit  ihren  Klagen  durch  Urteil  ab- 

gcwiesvcn : 

von  den        von  den 
Arbeitnehmern  Arbeitgebern 
im  I.  Bericfatejahr  (17  .\pril  1893  bis  31.  März  1894)  ca.  38  Pros.   ca.  13  Proc 

»  a.      >.        (  1.    H    1804     31-        «895^      72    „  70  II 

.1  3-  «  (  »•  t.  "So5  .,  31.  iSt»6  ,,  S2'  ,„  „  49  „ 
1.    4-         M  '    I.  lS«>6   „   31.     ..      1S07,    .,    ^S'in         ».  <>3Vji» 

Bemerkt  mag  werden.  «laK  Klajjrn  ant^'t  ^irllt  wurden  . 

von  den  Arl>t itiichmcra     von  den  Arbeitgebern 
im  X.  Herichtsjahre        12591  356 
„  2.        „  12160  ai6 

..  3-        M  11408  386 

.1  4.        ..  1*690  '  559 

')  Mcizgcs:  „Gewerbcgerichtr  und  kaufmännisrhc  Schiedsgerichte  in  ihrer  Ele- 
rerhtifnmi,'  aK  Snndergerichte  Nr.  iS  d<r  .,d<ut->rlicn  Juristen/. itung"  von  1897 
S.  3;,^  M.    >\rhv  (hij^f-ni-n  <  M-\v«Tb<  j,'<  rieht  •  III  l.ilir^ang  l8<<7  Nr.  2  ^.  23.  fcm<T 

Jcisf-ph  >ilbcr.iiann.  ,,di<-  Kragt-  der  kanfinännischt n  "^rhird^girirbto  in  1  >*ut<.rldand'' 
in  die<>eni  Archiv  Ütl.  XI  S,  666  a.  E  u.  S.  O67,  und  l)r.  Deliu.««:  „Die  Rochtsprccliung 
der  Gewerbegerichte"  in  dem  „Juristischen  Litteiatnrblatt**  Nr.  94  Bd.  X  Nr.  4  vom 
15.  April  1898  S.  86  und  87,  endlich  „Zurttdcweisung'*  grundloser  Angriffe  „gegen 
die  Gewerbegeriehte"  in  „das  Gewerbegericht"  vom  3.  Jnni  1898  III.  Jahrgang  Nr.  9. 

*)  Siehe  auch  J.  Jastrow :  iJie  Erfahrungen  in  den  deutschen  Gewerbegerichten 
in  den  Jahrhiuhrm  lUr  Nationalökonomie  und  Statistik.  —  Dritte  Folge  Bd.  XIV 
(LXlX)  ^.  y<i  n: 

.Siehe  dje  an  den  Keiclistat;  grrichtetc  Petition  von  .■Krbcitj'eber-  und  Arbeit« 
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Die  Sammlung  des  Dr.  Unger,  in  welcher  er  237  Entscheidungen 
—  ausgezogen  zum  grö(sten  Teile  aus  ca.  50000  Prozefsakten  des  hiesigen 
Gerichts,  dann  auch  aus  den  Hlättern  für  Soziale  Praxis  und  dem  Ge- 
Werbegericht  —  aufjjenommeu  hat ,  p'ebt  ein  iil)ersirhthVhes  Bild  der 
Thätitikeit  des  hiesigen  Gerichts  sowohl  wie  der  übrigen  (»ewerbegerichte 
Deutschlands.  lievor  die  Sammlung  erschienen  war,  hatten  wir  nur  die 
Mitteilungen  des  Verbands  deutscher  Gewerbegerichte  ^^in  den  .,Blättern 
für  Soziale  Praxis"  bezw.  in  der  „Sozialen  Praxis"  und  in  der  Monats- 
schrift „Das  Gewerbegericht'%  einer  Beikige  dieses  Blattes).  Dieser  wcrt- 
vollen  Mitteilungen  ungeachtet  blieb  der  Mangel  einer  systematischen 
Sammlung  doukoch  stets  fUhlbar,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  bei  dem 
beschränkt  zugeteilten  Räume  nur  eine  geringe  Anzahl  von  Entscheidungen 
abgedriK  kt  werden  konnte  und  es  trotz  der  sorgfältig  gearbeiteten  In- 
halts\  LT/eichnisse  umständlich  bleibt  die  erforderlichen  Entscheidungen 
aus  den  Blättern  für  Soziale  Praxis  u.  s.  w.  sich  herauszusuchen.  Bei 
dieser  Sachlage  werden  beide  Sammlungen  gut  zu  einander  stehen,  sich 
efgSnzen  und  bewirken,  da&  die  in  den  Urteilen  enthaltenen  Grund* 
Sätze  des  Gewerberechtes  immer  mehr  und  mehr  in  allen  beteiligten 
Kreisen  bekannt  werden. 

Der  Herausgeber  gliedert  seine   Zusammenstellung   in   2  Teile. 

'.5  der  Entsciieiclungen  fallen  auf  das  materielle  Gesvcrberecht  (Seite 
I — 178;,  '3  derselben  auf  das  formelle  Recht  Seite  1 -S  —  2721  hier 
sitii^i  neben  den  prozefsrechtlichen  Entscheidungen  besonders  hervi^r- 
zuliebcn  diejenigen,  welche  die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  be- 
treuen. 

Den  Enlscheidungsgrundeu  ist  zum  besseren  Verständnis  regelmäisig 
eine  gedrängte  Darstellung  des  Thatbestandes  unbeschadet  seiner  Voll* 
ständi|^t  vorangeschickt.  Die  Gründe  sind  hiemach  in  möglichster 
Ausführlichkeit  gegeben.  Zur  Erhöhung  der  praktischen  Brauchbarkeit 
dienen  einzelne  erläuternde  Anmerkungen,  sowie  Bezugnahme  auf  ana* 
lege  Entscheidungen  und  auf  die  Litteratur.  Für  die  interessierten  Ge- 
wcrltegf-richte  wird  erwähnt,  dafs  jede  einzelne  Entscheidung  des  (ie- 
werbegcrichls  Berlin  mit  dem  Datum,  an  welchem  sie  ergangen  ist  und 
mit  dem  vollständigen  Aktenzeichen  angegeben  worden  ist.  Hierdurch 
ist  Gelegenheit  geboten,  das  Original  eventuell  zur  Einsicht  einzufordern. 
Leider  konnte  der  Henusgeber,  wie  er  in  seinem  Vorwort  sagt»  diesen 
Weg  bezüglich  der  Entscheidungen  anderer  Gerichte  nicht  immer  inne- 
halten. Vielmehr  mufste  er  sich  häufig  darauf  beschränken,  die  Ent- 
scheidungen in  der  Form,  in  welcher  er  sie  bereits  anderweit  —  und 


iiehmer*B«uUzem  des  Gewerbegerichts  zu  Berlin,  die  AbSndemiig  der  BestinunmigeB 
Aber  die  Innuii^'s^(.hic(Ki;<TicIitc  itt  dem  Entwürfe  einer  Novelle  xur  Gewerbeordsnng 
betrefTcnd.   lierlia  den  II.  Juni  1897. 
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swar  vielfoch  verändert  —  veröfientKcht  fand,  unter  Quellenangabe  auf* 
zunehmen. 

Hinzuzutüfren  ist,  dafs  zur  Erzielung  einer  grofseren  Uebersichtlich- 
keit  dem  L'ngerschen  Werke  ein  gutes  Sachregister  bci<;egeben  ist.  Nach 
dem  N'orwort  sind  nur  dieicnigen  Kntscheidun^en.  wek  he  zum  Verständnis 
der  cmzcincn  Rechtsiiii>iiiuie  beitragen,  abgedruckt.  Des  ungeachtet  ist 
die  Sammlung  eine  reichhaltige,  so  dafs  man  wohl  selten  eine  Auskunft 
über  einzelne  gewerberechtlichen  Ffagen  vermissen  wird.  Im  ersteren 
Teile  der  Sammlung  finden  sich  die  Entscheidungen  zum:  Titel  Vn 
der  Gewerbeordnung  im  Allgemeinen"  unter  der  Nr.  i — 38.  Dieselben 
handeln  von  den  Akkordarbeitem ,  Heimarbeitern.  Trinkgeldern,  Weih- 
nachtsgeschenken, l\  l)erstunden,  von  der  l'nterbrec  hung  der  Arbeit  und 
dem  Aussetzen  mit  der  Arlieit.  von  der  Har/.ihlung  der  Löhne,  dem 
^'erbot  (ic-s  Tru«  ks\  stem^  und  der  Ptaiidunsz  der  .\rbclt■^lohnc,  von  der 
\  cruiiiiclung  und  \  crirciuug  bei  Abschluls  von  Arbeitsveriragen,  endlich 
von  der  Veräufserung  des  Gewerbebetriebes.  Alsdann  folgen  unter  den 
Nrn.  39 — 46  die  Entscheidungen  Uber  Arbeitszeugnisse  und  über  das 
Arbeitsbuch.  Die  sich  unter  den  Xm.  17 — 81  anreihenden  Entscheidungen 
sprechen  von  der  Kündigung  und  den  Kündigungsfristen,  von  dem  Aus» 
schluis  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist,  von  der  versuchs*  (probe-  und 
aushilfs- weisen  Beschäftigung  und  von  der  Stundenarbeit.  Demnächst 
kommen  nü(  Ii  unter  den  zulet/.i  genannten  Nummern  die  Knischeidungen 
über  die  Kuntilgung^^Vi^tcn  der  1  lcimarbt,'itt.r,  über  die  Beweislast  im 
122  der  Gewerbeordnung,  über  den  Arbciutug  als  Einheit  der  Arbeits- 
zeit, über  den  Umfang  der  Lohnentschüdigungsfoiderungen ,  über  das 
Angebot  des  Arbeitgebers  an  den  Arbeiter,  die  Arbeit  wieder  aufiomehmen, 
über  Feiertage  innerhalb  der  Lohnentsdiädigungsfirist  und  über  Verzichte 
auf  Lohnentschädigungsansprüche.  Sodann  brii  g;  der  Herausgeber  unter 
den  Nrn.  82 — 120  die  Kntscheidungen  bezüglich  der  Lösung  des  Arbeits- 
verhältnisses durch  Entlassung,  Austritt  und  Kontraktltnuh.  Es  folgen 
die  über  Lehrlingsverhaltnisse  ergangenen  l'rteile  unter  den  Nrn.  121  — 136. 
^^ährend  die  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten,  Werkmeister  und  Tech- 
niker in  den  Entscheidungen  unter  den  Nrn.  1 37— 1 5o  erörtert  werden, 
schliefsen  die  Entscheidungen  über  die  Arbeitsordnung  (Nr.  151 — 156) 
den  materiellen  Teil  des  Ungerschen  Buches.  Wir  müssen  betonen,  dafs 
alle  diese  Entscheidungen  Angelegenheiten  behandeln,  welche  taglich  im 
gewerblichen  Leben  vorkommen  und  über  welche  unausgesetzt  täglich 
von  dem  interessierten  Publikum  AuNkunft  von  den  Gewerberichtem  und 
in  der  Gerirhtsschreiberei  erbeten  wird. 

Im  zweiten  Teil  der  l'ngerschen  Sammlung  befindet  >i(  h  ,  wie  be- 
reits gesagt,  das  Brozefsrecht.  Den  Anfang  machen  die  Kntscheidungen 
über  die  sachliche  und  örtliche  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  unter 
den  Nrn.  157 — 220.  Angefügt  werden  unter  zwei  Nummern  die  Ent- 
scheidungen über  Prozeisvertretung  und  Prozefsparteien,  unter  Nr.  233 


Digitized  by  Google 


802 


^  Litteratnr. 


zwei  pjitscheidungen  üljcr  den  Einwand  der  rechtskräftig  entschiedenen  * 
S:u  he.    Hiernach  konnnen  die  Entst  heidungen  liher  die  Rechtsmittel  und 
Rechisbehelfe  (Ein.sprut;h»,  Berufung  und  Nichtigkeitskkige  ^Sr.  224—234). 
Zuletzt  sind  in  einem  Anhange  aufgenommen  die  Entscheidungen  über 
ZwangsvollstreckuDg  Reditshilfe  und  Sitzungspolizei  (Xr.  235 — 237). 

Nach  dem  AngefÜuteii  Icann  das  W<»k  Ungers  den  Gewerbegeriditen 
wie  den  ordentlichen  Gerichten,  weldie  über  gewerbliche  Verhältnisse 
SU  befinden  haben,  nur  empfohlen  werden,  'zumal  das  Recht  des  gewerb- 
lichen Arbeitsvertrages  bislang  derart  wenig  beachtet  ist,  daß  der  Ge- 
werberichter oft  in  die  Lage  gerat,  das  Geset7esmatenal  zur  Entscheidung 
mühsam  zusammenzutragen.  Auch  die  (gewerbetreibenden  -  insbesondere 
die  Arbeitgeber-  und  .Xrbeitnehmerbeisitzer  der  Gewerijegerichte  — 
würden  gtit  thiiii,  s.ich  die  Entscheidungen  anzuscliartVn.  damit  die  Kenntnis 
derselben  über  das  speziell  für  sie  geltende  von  ihnen  anzuwendende  Recht 
erweitert  wird.  Wir  glauben  femer,  dafe,  wenn  darüber  Bestimmting  ge- 
troffen werden  wird,  ob  Ahr  Handlungsgehilfen  nach  Art  der  bestehenden 
Gewerbegeridite  kaufigiännische  Gewerb^richte  oder  kaufmännische 
Schiedsgerichte,'!  vor  welchen  nur  Vergleiche  za  schliefsen  mOgliih  ist, 
einzurichten  sind,  die  Ungersche  Zusammenstellung  der  Rechtsprechung 
des  berliner  Gewerbegerichtes  und  der  anderen  Gerichte  gebührende  Be- 
achtung finden  wird. 

Zu  erhoffen  ist,  dafs  ferner  der  Gesetzgel)er  in  der  Ungerschen  Samm- 
lung U  mschau  halten  und  .Anregung  zu  gesetzgel>erischen  Akten  empfangen 
wird.  Er  wird  ein  weites  Arbeitsfeld  finden,  um  die  Lücken  und  Un- 
klarheiten aus  der  Gewerbeordnung  und  dem  Gewerbegerichtsgesetz  zu 
entfernen.  Der  beschränkte  Raum  verbietet,  näher  darauf  einzugehen. 
Aus  der  grofsen  Menge  können  wir  daher  nur  einzelnes  herausheben. 
Die  Stellung  der  Heimarbeiter,  welche  meist  schlechter  wie  Fabrik- 
arbeiter gelohnt  sind,  bedarf  dringend  der  Regelung. -1  Eben«=n  wi(  htig 
ist  die  Lösung  der  so  bestrittenen  Frage  über  die  Recbtsverbindlichkeit 


Siebe  «och  Gcwcrbvgericbt  und  Einicungsaint.    Vonng  des  Man^strmts- 

a^sfssors  Dr.  l.co  f;fhahcn  am  II.  Februar  1895  im  Verein  junger  Kaufleute  von 
Berlin.  S-  lbstvorlag  <lr>  Vereins  junger  Katifleute  von  Herlin.  Hier/u  im  <ir<;'-n^u 
dir  l'rtitiiin  an  ilrn  R«-i>  hstag  vom  Mär/.  iS(}8  <\r^  \  <  rbaniies  rei>entler  Kaul  icute 
1  »t  utschlands  auf  Errichtung  »elbständiger  kaul  niännischcr  Gerichte  nach  Art  der  Gc- 
werbcgerichle. 

•)  Siehe  meinen  Aul'saiz ;  Die  Stellung  der  Heimarbeiter  im  deutschen  Gewerbe- 
recht, Bd.  X  dieses  Archivs  S.  7a  l  ffl.  ebenso  die  Abhandlang  Bl«i)k«iutciiis  Uber 
die  Ansdehniing  der  Kraakenversichening  attf  die  Haasindustric  Bd.  X  dieses  Archivs 
S.  868 C  und  endlich  diejemge  des  Dr.  Alfred  Weber:  Das  Sweatingsystem  ia  der 
Konfektion  und  die  Vorschligc  der  Kommission  Ar  Arbeiterrtatittik  Bd.  X  dieses 
Ai^ivs  S.  493  ff. 
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•der  Arbeitsordnung.  '1  Endlich  erscheint  auch  die  Kompetenzenveiterung 
der  Ge\verl)egeri(  hte  durchaus  notwcndii:.  Es  hnndelt  sich  hier  um 
Streitigkeiten  über  Herausgabe  von  Handwerkszeug,  Invaliditätskarte, 
Krankenkassenbuch,  sowie  der  beim  Antritt  des  letzten  Arbeitsverhält- 
nisses vom  .\rbeiter  etwa  überreichten  Arbeitsbücher,  früheren  Zeugnisse 
oder  sopstigen  ftüheten  Arbeitsbescbemigungen.  Entrebensirert  ist  auch 
die  Erweitenuig  der  Kompeteiu  der  Gewerbegerichte  auf  Entschädlgiings- 
ansprüche  aus  falsdier  AimteUung  von  Zeugniwen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  möchten  wir  Anlafs  nehmen,  aus  dem  oben 
bereits  zitierten  Aufsatz  des  Dr.  Delius  hier  einen  Teil  wiederzugeben, 
um  zu  zeigen,  dafs  Herr  Arotsri(  htor  Metzecs.  dessen  wir  Eingangs  Er- 
wähnung thalen,  ]>edauerlirherweise  nicht  vereinzelt  dasteht  und  wie  un- 
richtig die  gewerbegerichtlichen  Verhältnisse  von  Uneingeweihten  zum 
Teil  beurteilt  werden. 

Herr  Dr.  Delius  sagt  in  seiner  Abhandlung: 

„Die  Zusammensetzung  des  Gerichtshofes  erregte  weniger  Bedenken. 
Gleichwohl  war  es  ein  MUsgrifiT,  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  gleicher 
Anzahl  zu  beisitzenden  Richtern  zu  bestimmen.  Das  Volk  sagt  sich  — 
und  es  hat  leider  in  manchen  Eiillen  recht  —  der  Arbeitgeber  stimmt 
gewifs  für  seinen  Kollegien  und  der  Arbeitnehmer  ebenso.  \'on  einem 
Gericht  soll  doi  h  aber  m  hon  der  Schein  irgend  welcher  PnrteiÜrhkeit 
ferngehalten  wenlen.  Die  Wahlen  zum  Ciewerl)egerichte  haben  vieitacii 
die  Gegensätze  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nur  yerschSrft; 
gewitzigt  durch  diese  Erfahrung,  hat  man  an  anderen  Orten  von  der 
Errichtung  eines  Gewerb^erichts  Abstand  genommen,  um  den  sozialen 
Frieden,  das  mite  Einvernehmen  beider  Teile  nicht  zu  stören.  In 
den  meisten  Fällen  entscheidet  der  Vorsitzende  den  Rechtsstreit, 
die  Stimmen  der  sich  widersprechenden  Beisitzer  heben  sich  gegen- 
seitig auf,  die  Heisitzer  ersrlieinen  nur  als  I)ekoration.  Auch  der  Ein- 
wand, die  Beisitzer  konnten  ticii  \<iiMi/enden  mit  ihrem  sachvcrhtändigen 
Rat  unterstützen,  ist  nicht  uberall  zutreffend,  denn  es  kaim  vorkommen, 
dals  ein  Schmiedemeister  und  ein  Schoinsteinfegergeseile  in  der  Streitsache 
zweier  Schneider  als  Beisitzer  fungieren.  Das  Beste  war,  man  überliefs 
die  Gewerbestreitigkeiten  den  Amtsrichtern,  vereinfachte,  beschleunigte 
und  verbilligte  das  Verfahren  und  verpflichtete  den  Amtsrichter  als 
Sachverständigen  je  einen  Vertrauensmann  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer aus  derselben  Hranche,  welcher  beide  Parteien  angehören,  gut- 
achtlich unter  Eid  zu  hören."  *) 

.Siehe  Blankenstein ;  Die  Rechtskraft  der  Arbeitsordnungen  im  Archiv  fltr 
öffentliches  Recht  1897  Nr.  97. 

*)  Herr  Metz^  erkUUrt  gar  in  seinem  Aufsatz:  Gewerbegcricbte  and  kauf- 
mSiuüscbe  Sduedsgerichte  in  ihrer  Berechtigting  als  Sondergerichte,  semc  Meinung 
gdie  dahin,  „dafs  keine  Veranlassung  zur  Xenschafiiing  von  kaulnijinmschen  Schieds- 


Digitized  by  Google 


804  Littcntar. 

Es  ist  oben  schon  bemerkt  worden,  dafs  das  Vertrauen  der  Arbeit* 
geber  zu  dem  Ciewerbegericht  im  stand  igen  irh^en  begriffen  ist.  Die 
Arbeitnehmer  haben  von  jeher  —  wohl  mit  wcniLen  A-nn  tlni^en  —  dem 
CfCwerbegeiicht  Vertrauen  geschenkt.  Keine:^\vegi  [kiM  t.s  ferner  für 
die  gegenwärtjgten  Zustande  bei  dem  Berliner  Gewerbegericht,  dem  grufaten 
im  Reiche,  —  und  für  die  übrigen  Gewerb^eridite  wird  dasselbe  gdkca 
—  wenn  der  Verfasser  von  vorkommender  Parteilichkeit  der  Beisitzer 
spricht  In  der  ersten  Zeit  des  Bestehens  eines  Geweibegerichtes  mögen 
hier  und  da  einzelne  Falle  vorkommen,  in  denen  sich  die  Beisitzer  als 
Mandatare  ihrer  Wähler  fühlen.  Hinsichtlich  des  hiesigen  Gewerbe- 
gerichts kann  man  wohl  sagen,  dafs  im  grofsen  und  ganzen  die  Bei- 
sitzer sich  in  ihre  Sicliuiig  als  Richter  huiem  gelel)t  haben. 

Dafs  die  Wahlen  zum  Gewerbegerteht  vielfac  h  die  Gegensätze  zwischen 
Arbeitgeber  mid  Arbeitnehmer  versciiarft  haben,  ist  imseres  Wissens  bis- 
her nicht  beobachtet  worden.  Dagegen  müssen  wir  hervorheben,  dsSs 
gerade  die  Einrichtung  der  Gewerb^erichte  bisher  dazu  beiträgt,  die 
Gegensätze  zu  überbrücken.  Wir  erwarten,  dafs  die  Gewerbegerichte,  so- 
weit nur  überhaupt  möglich,  das  gute  Einvernehmen  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  befördern  helfen  werden.  Es  ist  ein  Irrtum  anzunehmen, 
dafs  die  Beisitzer  lediglich  als  Dekoration  dienen.  Wir  können  versichern, 
dafs  nur  selten  der  Vorsitzende  in  die  Lage  kommt,  durt  h  seuie  Stimme 
den  Ausschlag  bei  der  Entscheidung  zu  geben.  Endlich  ist  die  Besetzung 
des  Gewerbegerichtes  mit  Beisitzern  in  Berlin  so  getrotfen,  dafs  es  nur 
ganz  vereinzelt  der  Zuriehung  von  Sachverständigen  bedarf.  Diese  Sach- 
verständigen werden  alsdann  auch  noch,  soweit  angängig,  aus  der  Zahl 
der  Gewerbegerichtsbeisitzer  entnommen.  Zu  erwähnen  ist  hierbei,  dafe 
die  Gewericschaften,  den  Wünschen  des  Gewerbegerichts,  aus  allen  Branchen 
Beisitzer  zu  entsenden,  sich  stets  entgegenkommend  gezeigt  haben.  Das- 
selbe mufs  von  den  Arbeitgebern  behauptet  werden,  l'eberdies  dürfte 
uniunstülslich  sein,  dafs  Sachverständige  als  Richter  im  Gefühle  der 

gerichten  vorliegt,  ilais  vielmehr  c  i  u  c  R  ü  c  k  ü  b  «•  r  t  rat;  u  ng  <i«n  Gc- 

wcrbegerichteu  überwieseucu  Kechtsstreitigkeiten  an  die  ordent* 
liehen  Gerichte,  wohin  sie  gehören,  eher  am  Platze  iit,  als  die  Ein- 
riditniig  neuer  Soodergerichte  nach  Art  der  Gewerbegerichte.** 

Was  die  Errichtung  von  Gewerbegerichten  anlangt,  so  mag  gleich  hier  ange- 
filhrt  wcrd.-n,  dafs  nach  der  aufscrorderitlichon  B<-ilapo  zu  Nr.  8  des  Gcwerbcfrcridit^ 
vom  (1.  Mai  iSijy.  S,  95  dauuils  2S4  ( ',.  \vcrbrg<  richte  in  Deutschland  bestanden  und 
für  7  wcitort-  (irwcrl»  -^'i  richl--  bereit-        Statuton  gonthüiit^t  waren. 

I/>a-i  .,Gc\Vfrli.%,'i  ri.  lit"  berichtet  !■  rtp-r  (III.  Iahrj:ant;  Nr.  3  vom  2  XII.  1S97 
S.  35.1,  daü  iu  Krankenhau.sen  ilic  -Schattuny  eines  Gewerbegerichts  einstimmig  be- 
schlossen worden  sei. 

Allgemein  trifit  also  das,  was  Herr  Dr.  Delius  Ober  die  Unterlassong  der  Er* 
richtung  von  Gewerbegeriditen  sagt,  nicht  zu. 
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Glekhberechtigting  mit  dem  VoisitKnden  ganz  anders  ihr  Gutachten  ab- 
geben- werden,  wie  die  von  dem  Amtsrichter  jedesmal  geladenen  sich 
vor  der  Rampe  im  VerhancUungszimmer  befindenden  Sachverständigen. 

Der  \'orsit7.ende  in  Berlin  hat  nac  h  dein  (  »rtsstatut  aufserdem  darauf  zu 
sehen,  dnls  ..thunuchsi  mindestens  ein  Arbeitgeber  und  ein  Vrlieiter  dem- 
selben oder  eniem  verwandten  Berufszweige  angehören,  wie  die  streitenden 
Parteien,  und  kann,  wenn  es  ihm  zu  diesem  Zwecke  erforderlich  erscheint, 
von  der  festgesetzten  Reihenfolge  abweichen.  ^)  Die  Vorsitzenden  handeln 
streng  nach  dieser  Vorschrift.  Die  Folge  ist,  dafs  in  der  weit  über- 
wiegenden Mdurzahl  der  Prozesse  die  Beisitzer  den  Vorsitzenden  mit 
ihren  Sachkenntnissen  unterstiltzen  und  die  Ztiziehung  gerichtlicher  Sach> 
verständiger  deswegen  zu  den  grofsen  Ausnahmen  gehört.  Nur  bei  der 
hiesigen  III.  Kammer,  der  sogen  /Raukaramer",  müssen  im  (Gegensatz 
zu  den  anderen  Kammern  vcrhahnisrnal'^i^  mehr  Saehverstandiue  zu  den 
Prozefsverhandlungen  geladen  werden,  da  es  sich  häufig  um  Besichtigung 
von  Bauarbeiten  an  Ort  und  Stelle  handelt. 

Die  Besetzung  des  Gewerbegerichts  mit  Beisitzern,  wie  sie  von 
Herrn  Dr.  Delins  in  seinem  Aufsätze  geschildert  wird,  UUst  sich,  wenn 
der  Vorsitzende  seine  Pflicht  erfüllt,  stets  vermeiden.  Atich  dem  kann 
nicht  zugestimmt  werden,  dafs  es  besser  gewesen  wäre,  die  Gewerbe - 
gerichtc  mit  den  ordentlichen  Gerichten  zu  verbinden.  Es  ist  doch  sehr 
zweifelhaft,  ob  das,  was  augenblicklich  unter  dem  Gcwcrbegericht-Sgesetz 
gewährleistet  ist  Beschleunigung  des  Verfahrens,  gar  keine  oder  geringe 
Kosten  u.  s.  w.j,  von  den  Amtsgerichten  hätte  erreicht  werden  können,-') 

Zum  Schlnfs  möchten  wir  feststellen,  dafs  auch  Dr.  Delhis  in 
seinem  Auftatze,  in  welchem  das  Ungersche  Buch  wohlwollend  von  ihm 
besprochen  wird,  der  Rechtssprechung  der  Gewerbegerichte  im  allgemeinen 
volle  Anerkennung  zollt. 

In  seiner  sachlichen  Kritik  einzelner  gewerbegerichtUchen  Ent- 
scheidungen ist  für  uns  besonders  bemerkenswert  sein  .■Vusspnich,  dafs 
das  praktische  F5edtirfnis  für  die  ( iewerbegerichte  die  weitgehendste  Zu- 
lässigkeit  der  Trorotjation  verlangt.  Hier  finden  wir  uns  im  vollen  Ein- 
verständnis mit  Herrn  Dr.  Delius.  Dagegen  sind  wir  nicht  seiner  Meinung, 
dafs  nach  §  1232  Gewerbeordnung*)  auch  der  Versuch  des  Diebstahls^ 


*)  Ortsstatnt  für  die  Stadt  Berlin  betreflTcnd  das  GewerbegericU  zn  Berlin  §  29 
letster  Abaats  und  §  23  Gewerbegericbtsgesetz  Abs.  3. 

'}  Siehe  dazu  Joseph  Silhermann:  „l^ir  Frage  der  kaufmännisch»  n  Srhietls» 
geriihte  in  I  )eut?.rhlan<l"  in  <ii(  -«m  Archiv  Bd.  XI  S.  674  und  dm  tlort  citicrtcn 
Auf!«at/.  von  Hoenigk  1  Jahrbuch  für  N.itiunalokonomi«-  um!  Statistik  i8<)7  S.  4.^4). 

'l  t;  123  Nr.  2  a.  a.  O. :  „Vor  Aldauf  der  vertrii|i>njalsi^rn  Zeit  und  ohn«* 
Aul  kiindigung  können  Gesellen  und  (jehilft-n  rntla«^!>en  werden,  wenn  »ie  eines  Dieb- 
stabk,  einer  Entwendong,  einer  Unterschlagung,  eines  Betruges  oder  eines  lieder« 
KchcB  Lebenswandels  sich  schuldig  machen. 
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der  Unterschlagung  u.  s.  w.  einen  Entlassungsgrund  giebt,  da  der  Para- 
graph die  vollendeten  Thatbestände  de-  Diebstahls  etr  zur  F-ntlnssuni; 
fordert  vmd  die  gesetzlichen  ?'nllassungsgrtuide  erschu}>fend  aufzahlt.') 
Es  soll  freilich  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dafs  es  vielleicht  richtiger 
wäre,  den  Arbeitgeber  auch  bei  dem  Versuch  des  Diebstahls  etc  seitens 
4les  Arbeitnehmeis,  die  Befugnis  zu  geben,  den  Arbeiter,  dessen  onehr- 
liche  Gesinntuig  schon  der  Versuch  gexeigt  hat,  sofort  zu  entkusen. 
Hiersu  bedarf  es  aber  des  Eingriffs  des  Gesetzgebers. 

Die  Grundsätze  Nr.  84  und  89  der  Ungerschen  Sammlung  der  ge- 
werbegerichtiichen  Entscheidungen,  nach  welcher  nur  der  vollendete 
Diebstahl  oder  Betrug  /ur  sofortigen  Enlassung  berechtigt,  müssen  des- 
halb von  uns  als  dem  W  illea  des  Gesetzgebers  entsprechend  erachtet 
werden. 

Berlin.  M.  v.  SCHULZ. 


'i  Siehe  nii'incn  Aufsatz:  Zur  Knij;f  fli»r  kiimlij,'ungslo>cn   l'ntla>.-,uni:   il.r  Ar- 
beiter im  deutschen  Gcwerbercclil  ^^J;  123  Zitier  2  RLiÜ.)  in  diesem  .Archiv  Hd.  XI 

S.  733. 


Lllipeii  i'v  Co.  (G.  PäU'tche  Buchdr.),  Naumburg  aS. 
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ggriag  von  ^sv^inan^  (Bnhe  in  Stuttgart 

Bptbtn  eyfc^icn: 

Cni)!!,  3Jn?f.  Dr.  (Bnfi.,  §\]pm  h^v  |tattgnal- 

lUtitttitnit^     (im  iL'fkbud)  fiu  3tuDiieut)c.  dritter  ^anl».  ':l^ltiona! 

i)(ononue  i)cs  .v>on>clö  unb  bei  !öcifcl)ioiücicne.   91.  b". 

Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W., 

Rechte-  und  StofttewimemehAftlieher  Verlag. 


Dio 

Deutsche  Streikbewegung. 

Uater  IMtekslefctIguv  der  aatlteilsehra  Str«lk%ewefniv 

dargo!H!<»lh  von 

Dr.  jnr.  Max  Broesike. 

Preis  M.        bei  poitfreier  Zuttendiiug  AI> 

luliiilt:  T.  P.' -rifT  Tl.  VoIkswirOi-f  li.iftlii  lif  rrsaclicii  iin.I  W. des 
Streiks.  Iii.  i^ie  .Streiks  in  deu  eiuzelnen  (iewerbeu.  IV.  .Statistik  der  Strcilu. 
V.  Streiks,  Arbeiteroiganiiatioiieii,  KoalitiiHiueeht.  VI.  Schlassbetraohtuiig. 

— 

Gefangenen-Schutzthätigkeit 

und  dl«' 

Verbrechens-Prophylaxe. 

Von 

Adolf  Fnchs, 

(if'ht'Uücr  (»lieifinanzrrttli,  ' 
V  1  "-itz-ml»  T  iler  Z>-iitrrtll<>itiinK  der  bailischen  S<hiitzvf i fim-  für  entla»s<  ii'   <  laiiirfne 
und  des  Au8M:liu»aeü  den  Vei-bandes  der  deataobea  ScbuUvereiue  für  entliui»«ue  Uetungeue, 
ElureiiiBitgHed  das  adivslMdaolMiE  Tenias  fBr  Stimf-  und  OeftngniiwwM. 

Pieb  H.  &,  bei  peatfMer  Zneendaiig  M.  5^. 

Inhalt:  I.  .\llpfeineine  Gesichtspnnkte.  II.  Verbreehens- Prophylaxe. 
III.  I»it' Handhiihuna:  der  Gefangemüi-Ftireorge.  IV.  Einriclitiinirr  n  znr  initt*  !- 
baren  Fürderung  der  CietaDgeDen-ächatzthätigkeit  und  der  Verl>re(  heuä-i'rophy- 
laxe.  V.  Veraeicliiüe  der  t.  Z.  beetdienden  Schutsvereiiie  fttr  entlaaseae  Qie- 
fuigene. 

<iinsf  ¥  FiBCher,  Verlag  in  Jen». 

Soeben  er*;rhion : 

Dodd,  Arthnr  i>r  Die  Wirkung  der  Schutzbestimmungen  für 
die  jugendlichen  und  weiblichen  Fabrikarbeiter  und  die 
VerlriMtnisse  Im  Confectiontbetriebe  in  Deuttchtend. 

Tergleiehende  UnteraachDiigeB«  Preis:  4  Hark  50  Pf. 
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Preis  des  Druck- 
bogens ungefähr 
7  Pfannlge. 


Carl  Hnflianns  Veriai,  Berliii  w. 


Frei»  du  Drucli* 
bOOftnt  ungeflbr 
7  PfMMifl». 


DrucksachBn  der  I^ommission  für  Meiterstalistik. 

Fo  1  i  0- Format. 

Verhandlmii^eii 

No.  1  uml  2  Protokoll  Dber  die  VerhaiKlIungen  vom  23.  Juni  bis  25.  Juni  1B92 
und  vom  3  Februar  bis  10.  Februar  1893    Prein  31. 1,  postfrei  'JO  Pt.  mehr. 

No.  3.  Protoltoll  Ober  die  VerhandUmgM  vmr  30.  iinl  bis  3.  JiiU  1893.  Preit 
M.  0,60.  postfrei  20  Pf.  mehr. 

No.  4.  Protokoll  Ober  die  Verhandl  ungcn  vom  14.  Februar  bis  20.  Februar  1894 
und  die  Varnelmiiiii  von  Auskunftspersonen  über  die  Arb«itfie«t  m  B&ckweiM 
■ml  KtMUtoreton.   Frei«  M.  1^,  poatirei  80  Ff.  mehr. 

No.  ^.  Protokoll  über  die  VerlNUNNwi|M  wn  28.  imd  27.  Jmi  1884.  Vni»  IL  1. 

Soetfrei  20  Pf.  mehr. 
.  BtrieM  «MT  di«  ErhdHmiOT  betr.  die  Arbelltnil  In  BidwrilM  Md  KM- 

ditoreien.    Pn  is  31.  0,40,  postfr»  i  10  Pf.  mehr. 
2^0.  7.   Protokoll  über  die  Verhandlungen  vom  9.  November  bis  20.  November  1894 

und  die  Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Ober  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen 

und  Lehrlingsverhiltnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  M.  2,  jmstfrei  3o  I't  -^^<^h^. 
No.  8.   Bericht  Ober  die  Erhebung  betr.  die  Arbeitszeit,  KDndigungsfristen  und  die 

Lehrlingsverhiltnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  M.  0,80,  postfrei  30  Pf.  mehr. 
No,  8  a.  Protokoll  Uber  die  Verhandlungen  ven  10.  und  11.  Oenmber  1885.  frei» 

M.  0.60.  poslfrei  SO  Pf.  mehr. 
Mo.  9.   Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  Um  18.  md  14.  Min  1888.  Freie 

iL  0,Ö0,  postfrei  10  PI.  mehr. 
No.  10.  Pmtnkoll  Uber  die  VerhindlUngen  ve«  M.  Ut  17.  nnd  28.  Mt  81.  April 

1896  und  die  Verneiimiing  von  Auskunftspersonen  Dber  die  VerMUtallti  in  der 

ICleiderkonfelition.   i'reis  hi.  2,  postfrei  30  Pf.  mehr. 
No.  11.  Pretekoll  Bbir  die  Verinndlnngen  nm  28.  bis  80.  April  1888  und  die 

Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Dber  die  VerhilMlM  In  der  WltebektnMrtiM. 

Preis  M.  ü,80,  postirei  20  Pf.  mehr. 
No.  II.   Naebtrefir.   Protokoll  Her  M  Verhandlungefi  vom  2.  Juli  1888  vnd  die 

Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Dber  die  Verhältnisse  in  der  iOeidlf«  nnd 

Wäsche-Konfektion.   Preis  M.  0,40,  postfrei  10  Pf.  mehr. 
No.  12.  Protokoll  Dber  die  VerhmdhnigMi  vom  8.  nnd  II.  lanutr  1887.  FMie 

il.  0,40.  poetfrei  10  Pf  mehr. 
No.  13.  (liericht).   Bericht  Ober  die  Erhebung  betreffend  die  ArbensverMIMIfn 

in  der  Kleider-  und  Wäschekonfekticn.  I'r«  is  M.  0,30,  postfrei  10  Pf.  mehr. 
No.  14.  Protolieli  Ober  die  Verhandlungen  vom  29.  November  bis  1.  Dezembar  1887 

und  die  VernelNnung  der  AmknnltoH'ftnen  Bbar  die  Arfeelinnll  In  GelreideAlblm. 

Preis  M.  0,80,  poetfrei  20  Pf.  meltr. 

Erliebniiii^ea  4 

No.  1  (vcr^n^tücn)  utul  3.  Erhebung  Dber  die  Arbeitszeit  in  Bäckereien  und  Kon- 
ditoreien. Veranstaltet  im  September  1892.  Heft  I  H.  0,80,  postfrei  20  Pf. 
mehr.  Heft  8  ( Fortsei zunsri  Preis  il.  0,60,  postfrei  20  Pf.  mehr. 
No.  8.  (vergriHVti  Erhebung  Uber  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  Lehrlings- 
verMUtnisse  im  Handelsgewerbe.  Veranstaltet  im  September  und  Oktober  1892. 
Preis  M.  1,  postfrei  20  Pf.  mehr. 
No,  4.  Erhebungen  Dber  die  Arbeitszeit  in  GetreidemDhlen.  Veranstnilft  im  Sommer 

1893.   Preis  11.  0.80.  postfrei  20  Pf.  mehr. 
No.  6.   Erhebung  Qber  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  Lehrlings verMUlnItIt  im 

ÜAndeUgewcrbe.  2.  Theil.  Preis  M.  1,20,  postfrei  20  Pf.  melir. 
No.  6.  Erhebung  Qber  die  Arbeits*  nnd  tehaltsverhlltnlsse  der  Keltaer  und  Kellne- 
rinnen    Proi"»  M.  1  10  jM^^l""  '  50  Pf.  mehr. 
No.  7.   Erhebung  Qber  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  Lehrlingsverhäitnisse  im 

Handelsgewerbo.  8.  TheH.  Jnrets  U.  O^O,  postfrei  10  Pf.  mehr. 
No.  8.  Erhebung  Dber  die  ArbeHtzül  In  GelroldemBhlen.  2.  TheiL  Freis  M.  1, 

rstfrei  20  Pf.  mehr. 
Erhebung  über  die  Arbeits-  und  Gehalts*Verhältnisse  der  Kelhier  und  Keltoe> 
rinnen.    2.  Theil.    Nebst  Ermittelungen  betr.  KUchenpersonal  In  Qost-  und 
Schankwirthschaftcn.    Preis  M.  1,  {xistlrei       Pf.  mehr. 
No.  10.  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  der  Ermittelungen  über  die  ArbeitsverhSII- 
nlssp  in  der  Kleider-  und  WüsctieVonfeMion.      '      M  1.  yo^ifrei  20  Pf.  mein-. 


Upprit  &  Co.  (C.  Päu'ichc  Biichdr.),  Nanmbttig  a.  S. 
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